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Bormwort. 


. öffentliche Diskuffion bat fih in den legten Jahren 
mehrfach mit dem bejchäftigt, was man NReorganifation des 
deutjchen Ronfularwefens nennt. Vorſchläge verfchiedener Art 
find in diefer Beziehung, zu Tage getreten und — zum Theil 
unter Hinweis auf die Fonfularifchen Einrichtungen anderer 
Staaten — begründet worden. Das jekt in dritter Aus- 
gabe erfcheinende, zuerft im Jahre 1875 veröffentlichte Hand- 
buch des deutjchen Ronfularwefens beabfichtigt nicht, in Erörte- 
tungen über jene Frage einzutreten. Es befchäftigt fich weder 
mit einer Kritik desjenigen, was ift, noch mit Vorfchlägen 
zu Aenderungen, Vielmehr. -ift- es dazu beftimmt, durch Dar- 
ftellung und Erläuterung des Bejtehenden den deutjchen Kon— 
juln zum Leitfaden bei Ausübung ihres Berufs zu dienen. 
- Werden die gefeglichen Vorfchriften und die Anweifungen des 
Reichskanzlers, welche mit der Verfehrsentwidelung immer 
gleihen Schritt halten, gewifjenhaft und im richtigen Geifte 
befolgt, fo erſcheint die Förderung der an die Thätigfeit der 
Konſuln gewiefenen Intereſſen gefichert. | 

Das Handbuch" verfolgt aber auch den Zweck, diejenigen 
Derfonen, welche das fonfularifche Amt in Anspruch zu nehmen 
haben, darüber aufzuklären, was fie bei jeßiger Lage der 
‚Dinge von den deutfchen Konfuln erwarten dürfen. 


Die Anordnung des Stoffe ift unverändert geblieben, 
m Einzelnen bat die fortichreitende Entwidelung des deutjchen 
Konfularweiend Umarbeitung und Erweiterung erforderlich) 
gemacht. Namentlich haben die den Schiffsverkehr betreffenden 
Abſchnitte Ergänzungen erfahren. Neu bearbeitet ift aud) 
der Abſchnitt über die KRonfulargerichtsbarkeit, welche ſeit 
dem Erfcheinen der zweiten Ausgabe geſetzlich geregelt 
worden ift. Mas diefen Gegenftand betrifft, jo babe ich 
mich darauf beſchränken müffen, in furzen Zügen ein Bild 
der einem Theile der deutfchen Konſuln zuftehenden richter— 
lichen Thätigkeit zu geben. Auf Einzelnheiten einzugeben, 
erſchien nicht nothwendig, weil die Nichterfonfuln mit den 
erforderlichen literarifchen Hülfsmitteln verfehen find. Auch 
würde. eine fommentatorifche Behandlung des Gegenftandes 
den Umfang des Buchs mehr als zuläffig ausgedehnt haben. 

Die Kormulare und Vorbilder des dritten Theils find 
“einer Durchſicht und, ſoweit nötbig, der Abänderung unter- 
sogen worden. er 

Aus dem Anbange ift Einzelnes — weil im neueren 





Sammelwerfen leicht zugänglid — weggelaffen worden. 


Manches ift im Konterte des Buchs verarbeitet. Dagegen 
ift die ZJufammenftellung über die Militärverhältniffe der 
Deutichen in den Anbang verwiefen. 


Me L 
Berlin, April 1885. 


Der. Verfaffer. 
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Einleitung. 
Geſchichtlicher Ueberblid. 


8.1. 
Erſter Abſchnitt. 


Das Konſularweſen im Allgemeinen. 


Mit dem Titel Konſul iſt im Laufe der Zeiten verſchiedene 
Bedeutung verknüpft geweſen. Die Regierung der römiſchen Republik 
befand ſich in den Händen zweier Konſuln. Die römiſchen Kaiſer, 
welche die konſulariſche Gewalt zu ihren Attributen rechneten, führten 
den Titel fort. Seitens der griechiſchen Kaiſer wurde er zeitweiſe 
den Herzogen von Venedig und Neapel verliehen. Später nahmen 
ihn die Könige von Frankreich, Italien und Deutſchland, ſowie 
jarazenifche Fürften Spaniens an. Von den griechifchen Kaifern 
und — im Beginne des zehnten Jahrhunderts — von den anderen 
Herrfchern abgelegt, ging der Konfultitel auf die höchſten obrigfeit- 
lichen Berfonen unabhängiger italienifcher Städte über. Später 
führten ihn die oberiten Gewalthaber Frankreichs. 

Wie der Titel Konful, fo reichen auch die Anfänge derjenigen 
Einrichtungen, welche, gleich den heutigen Konfulaten, den Schuß 
heimischer ntereffen im Auslande bezweden, in frühe Jahrhunderte 
zurüd. Nicht unpaffend find ſchon die altgriechifchen mpo&eva, — 
dies ift noch heute die griechifche Bezeichnung für Konful — als 
Vorgänger der jegigen Konfuln bezeichnet worden. 

Obwohl alle griechifchen Staaten des Altertbums das Gaftrecht 
Fremden gegenüber heilig hielten, waren die Nechte der Fremden 

König. Konjular» Sandbuh. 3. Ausgabe. 1 
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sehr beichränft. Selbit in Athen, wo die Fremden ausgedehnte * 
Freiheiten beſaßen, mußten ſie einen atheniſchen Bürger als 
rsorrarns (Patron) haben, der fie in Prozeſſen, überhaupt in 
öffentlichen und Drivatangelegenbeiten vertrat. Der Proxenos nun. 
war eine Art Staatsgaftfreund, der Bürger eines Staates, den ein. 
anderer Staat zum Vertreter feiner ntereffen in jenem ernannte. 
Athen z. B. ernannte einen forintbifchen Bürger zu feinem Proxenos 

in Rorintb, der als Gegenleiftung für feine Dienſte gewiſſe Vorrechte 
in Athen erhielt, etwa das Necht des Grundbeſitzes in Athen, 
zuweilen jelbjt das atbenifche Bürgerrecht. Die Aufgaben des 
Vrorenos beitanden zunächſt in dem Schuß der Bürger desjenigen 
Staatd, den er vertrat. Starb ein Angehöriger diefes Staats, 
jo nahm der Proxenos fich feiner Nachlaffenfchaft an und benad)- 
rihtigte den Angebörigfeitsitaat. 

In egyptiſchen Safenorten hatten die Griechen auf Grund einer = 
Erlaubniß des Königs Amafis (526 v Chr.) eigene Magijtrate. 
In Nom gab e8 befondere Gerichte (die Necuperatorengerichte; der 
praetor peregrinus), welche Streitigkeiten zwifchen römiſchen 
Bürgern und Fremden entjchieden. Die in den leges Visigothorum 
erwähnten telonarii. welche die Streitigkeiten der transmarini. 
negoeiatores nad) deren eigenen Gefegen richteten, find aus ähnlichen 
Bedürfniffen, wie die heutigen Konſulate, hervorgegangen. 

Im Mittelalter begriff man unter dem Ausdrude Eauf- 
männiſche Konſuln (Consules mercatorum) die Mitglieder der 
in ſüdeuropäiſchen Seeftädten beſtehenden SHandelsgerichte. Unter 
Konſuln im Auslande (überfeeifche Ronfuln, Consuls d’outre 
mer) veritand man Beamte, welche von Sowveränen oder freien 
Städten in fremde Häfen oder Handelspläge gefchidt wurden, 
um daſelbſt den Handel und die Schifffahrt ihrer Nation zu 
ſchützen. 

Das Inſtitut der Konſuln im Auslande hat ſich beſonders in 
Folge der Kreuzzüge ausgebildet. Die fränkiſchen Fürſten geſtatteten 
denjenigen ſeefahrenden Nationen und Stadtgemeinden, welche ihnen 
bei ihren Unternehmungen in der Levante durch Lieferung von 
Transportfahrzeugen, Vroviant u. ſ. w. Beiſtand geleiftet hatten, 
in den eroberten Häfen kaufmänniſche Niederlaffungen anzulegen. 
Diejelben erhielten die ausgedehnteiten Vorrechte, namentlich auch — 
in Uebereinftimmung mit dem im Mittelalter berrfchenden Grund 
fage der Nationalität des Rechts — die Befugniß, Streitigkeiten 
ihrer Mitglieder nad) ihren beimathlichen Gejegen durch ſelbſtgewählte 
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Konfuln entjcheiden zu laffen. Die Konſuln gelangten allmälig zu 
großem Anfehen; fie wurden nicht nur die Häupter der Kolonie, 
fondern fie galten auch in Ermangelung ftebender Gefandtichaften 
als Repräfentanten ihrer Nation bei der Lofal-Negierung. 

„Als die chriftliche Macht im Oriente dev mufelmännifchen Herr. 
fchaft gewichen war, ward die Stellung der Konfuln durch Staats- 
verträge mit den neuen Herrſchern ficher geftellt. Unter dem 
Schuge diefer Verträge bat fi) die Macht und das Anſehen der 
Konfuln weiter entwicdelt. 

Seit dem dreizehnten Jahrhundert fendeten einzelne Städte 
und Staaten auch in ihre europäifchen Handelsniederlaffungen 
(Faktoreien) befondere Beamte (Konfuln, Aldermänner, Brotektoren), 
um in denfelben die Erhaltung der erworbenen Privilegien, fowie 
die Anwendung der heimischen Maabe, Gewichte und Münzen zu 
“ überwachen, auch wohl eine Art von Gerichtsbarkeit über ihre - 
Landsleute auszuüben. Indeſſen erlangten dieſe europäifchen Kon- 
fuln niemals ſolche Machtfülle wie die Konfulm im Oriente. Selbſt 
ihre geringeren Nechte vermochten fie gegenüber der fich ausbildenden 
Landeshoheit nicht aufrecht zu erhalten; fie verloren die Gerichts- 
barkeit und büßten nad) Errichtung ſtehender Geſandtſchaften den 
repräſentativen Charakter ein. 

Auch im Oriente geht in neuerer Zeit das Beſtreben der Re— 
gierungen dahin, die Befugniſſe der fremden Konſuln einzuſchränken, 
namentlich ihnen die Gerichtsbarkeit zu entziehen. Die egyptiſche 
Regierung hat durch Verträge mit den in Egypten vertretenen 
Mächten erreicht, daß die Konſulargerichtsbarkeit zu Gunſten von 
Landestribunalen, deren Mitglieder theils aus Einheimiſchen, theils 
aus Fremden beſtehen, beſchränkt iſt. In der Türkei und anderen 
nicht chriſtlichen Staaten haben die Konſuln noch bis heute das 
Jurisdiktionsrecht, eine Art repräſentativen Charakter und damit 
eine gewiſſe Exterritorialität (Unabhängigkeit von der Staatsgewalt 
des Aufenthaltsſtaates) bewahrt. Die Geſchichte des Konſularweſens 
iſt in umfaſſender Weiſe behandelt in de Miltitz, Manuel des 
consuls (London und Berlin 1837). Spätere Arbeiten, von denen 
nur Leroy, Des consulats, des legations etc. -2. Ausg., Paris, 
Mareseq aine, 1876, Esperson, Diritto diplomatico Vol. 2 
p. 1 (Mailand 1874) und Beach Lawrence, Commentaire zu 
Wheaton, tom 4. (Xeipzig 1880) hervorgehoben werden, haben 
Miltitz s Arbeit weitergeführt und ergänzt. 
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Imeiter Abſchnitt. 
Das KRonfularwefen der einzelnen Staaten. 
I: Das deutfhe Konfularmefen. 


Deutichland in feiner Gefammtbeit bat es unter feiner früheren 
Verfaſſung zu einer Eonfularifchen Vertretung nicht gebracht. Die 
vömisch-deutfchen Kaifer fteilten feine überfeeifchen Konfuln an. 
Seit dem 17. und 18. Jahrhundert errichteten einzelne deutſche 
Staaten Konfulate im Auslande. Anfangs in beſchränktem 
Maaße. Friedrich der Große fchiete Anträge auf Ernennung von 
Konfulm oft mit einem: à quoi bon? oder qu’en ai-je besoin? 
an feine Minifter zurück. Allmälig wuchs zwar die Zahl der von 
den einzelnen deutfchen Staaten bejtellten Konfuln, zu einer fonfu- 


larifchen Gefammtvertretung Deutfchlands fam es aber nit. Der 


wiederholt angeregte Dlan, gemeinfchaftliche Konſuln für fammtliche 
zum Sollverein gehörige Staaten zu beitellen, ift nie zur Aus- 
führung gekommen. Vielmehr behielten bis zu den politischen Um— 
geftaltungen des Jahres 1866 die einzelnen deutfchen Staaten ihre 


befonderen Konfuln. Erſt nachdem die Mehrzahl der deutjchen- 


Staaten fi) zu dem Norddeutfchen Bunde vereinigt hatte, wurde 
eine Eonfularifche Vertretung diefes Bundes ins Peben gerufen. Die 
am 1. Juli 1867 in Kraft getretene Bundesverfaſſung hatte (Art. 4, 
Ziffer 9) die Anordnung einer folchen Vertretung der Kompetenz 
des Bundes unterftellt und die Ernennung der Bundesfonfuln dem 
mit der Krone Preußen verbundenen Bundespräfidium übertragen. 
Auf Grund diefer Beltimmungen wurden unterm 3. Dezember 1867 
die erſten Konfuln des Norddeutichen Bundes (ein Generalfonful 
für Egypten, Konſuln in Beirut, Smyrna, Bosnien, Japan und 
Moskau) ernannt. Im Laufe der nächiten zwei Jahre wurden 
Bundesfonfulate an allen Orten gegründet, wo das Bedürfniß des 
Bundes oder einzelner Bundesjtaaten es als erforderlich erfcheinen 
ließ. Hierauf erfolgte die Aufhebung der von den einzelnen Bundes- 
jtaaten früher errichteten Konfulate. Die Grundlage des Bundes- 
Konfularwefens bildete neben dem Artikel 56 der Bundesverfaffung 
das Gejeg*), betreffend die Organifation der Bundestonfulate, ſo— 

*) Im Laufe diefes. Werkes ald »Konſulargeſetz« bezeichnet. Dieſes Gejeg ift im 
Anhange diefes Buchs und nebjt anderen auf das Konfularwefen bezüglichen Gejeßen, 


Inftruftionen x. in einer von Zorn verantalteten Sammlung (Berlin, Guttentag 


1884) abgedrudt, 
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wie die Amtsrechte und Dflichten der Bundesfonfuln vom 8. No- 
vember 1867 Bundesgefegblatt © S. 137). Um die gleichmäßige 
Anwendung der in diefem Gefege enthaltenen Beltimmungen zu 
fichern, wurde von dem Bundeskanzler unterm 15. März 1868 eine 
Allgemeine Dienit- Inftruktion für die Konfuln des Norddeutfchen - 
Bundes erlaffen. 

Nachdem in Folge des franzöfifch-deutichen Krieges das Ver- 
faffungsbündniß Süddeutſchlands mit dem Norddeutfchen Bunde ge- 
ſchloſſen war, nahm diefer neue Bund den Namen Deutfches 
Reih an. Von Verfailles aus fündigte Wreußens König am 
17. Januar 1871 im Einverftändniß mit den deutſchen Fürften 
und freien Städten die Uebernahme der deutfchen Kaiſerwürde an. 

° Das Deutfche Neich, deſſen Verfaffung demnächſt mitteljt Ge- 
jeße8 vom 16. April 1871 fanftionirt ift, umfaßt: 
die Königreiche 
. Vreußen mit dem Herzogthbum Lauenburg, 
. Bayern, 
. Sachen, 
. Württemberg; 

die Großherzogthümer 
Baden, 
Heſſen, 
. Medlenburg- Schwerin, 
. Sachjen- Weimar, 
. Mectlenburg - Streli, 
Oldenburg; 
‚ die Herzogthümer 

11. Braunfchweig, 

12. Sachſen-Meiningen, 

13. Sachjen - Altenburg, 
14. Sadjen- Coburg- Gotha, 

.15. Anhalt; 

die Fürſtenthümer 

16. Schwarzburg -Rudoljtadt, 

17. Schwarzburg- Sondershaufen, 

18. Walded, 

19. Reuß ältere Linie (Greiz), 

20. Reuß jüngere Linie (Gera), 

21. Schaumburg-Lippe (Büdeburg), 

22. Lippe (Detmold); 
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die freien Städte 
, freie und Hanſeſtadt Lübeck, 
4. freie Hanſeſtadt Bremen, 
5. freie und, Hanfeftadt Hamburg, endlic) 
3. die von Frankreich abgetretenen Gebiete Elſaß und Lothringen, 
welche mit dem Deutfchen Reiche für immer vereinigt find. 
Die völkerrechtliche Vertretung des Reichs jteht verfafjungs- 
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mäßig dem Kaiſer zu. Er ernennt die Geſandten und — nach 
Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundesraths für Handel und 
Verkehr — die Konſuln. Seit dem Juni 1871, wo die erſten 


Ernennungen von Konfuln des Reichs ſtattgefunden haben, bis 
zum März 1884 find an 638 Orten deutjche Konfular-Aemter errichtet 
worden. Darunter find 65 Berufsfonfulate, 573 Wabhlfonfulate. 
Unter den Berufsfonfulaten befinden ſich 17 Generalfonfulate (ein- 
chließlich derjenigen, deren Inhaber zugleich mit diplomatischen 
Karafter bekleidet find), 43 Konfulate und 24 Wizefonfulate.. Die 
deutichen Konfulate vertbeilen fich über den ganzen Erdball. Eine 
anschauliche Ueberficht gewährt die im Auswärtigen Amte auf- 
geitellte Karte (Berlin, Verlag von Dietrich Reimer 1879). ; 

In der Regel veröffentlicht das Auswärtige Amt jährlih ein 
Verzeichniß der Kaiferlihen Konfulate,’ auch bringt das im Reichs— 
amte des Innern bearbeitete, periodisch erfcheinende »Handbucd des 
Deutjchen Reichs«, ſowie das gleichfalls periodiſch — in der Regel 
jeden Herbit — neu aufgelegte »Handbuch für die deutjche Handels— 
marine« folche Ueberſichten. 

Das oben erwähnte für den Norddeutfchen Bund erlaſſene 
Konſulargeſetz vom 8. November 1867 iſt zu einem Reichsgeſetze 
erkläre. Die dazu ergangene Allgemeine Dienſt-Inſtruktion für 
die Konfuln des Deutfchen Neichs datirt vom 6. Juni 1871 und 
bat nad) dem Erjcheinen der Seemanns-Ordnung unterm 22. Februar 
22 einen Nachtrag erhalten, welcher die Erläuterungen zu den 
SS. 26, 32, 33, 34, 37 des Ronfulargefeges in veränderter Re— 
daftion enthält. Engliſche Ueberfegungen der Allgemeinen Dienit- 
Inftruftion find in New-Vork und London erſchienen. Die in 
Pondon veranitaltete Meberfeßung, ingleichen eine englifche Ueber- 
ſetzung der Seemanns- Ordnung, fowie eine englifdhe Meberfegung 
des Geſetzes betreffend bie Gebühren und Kosten, vom 1. Juli 1872 
(vergl. $. 78), ijt von dem Auswärtigen Amte verfchiedenen RR 
jugefertigt worden. 
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I. Das Konſularweſen außerdeutſcher Staaten. 


Da die deutfchen Konfuln nicht jelten in der Lage find, Mechte 
ihrer Schußbefohlenen bei den Konfulaten anderer Mächte zu ver 
treten, jo bat es für fie Intereſſe, zu willen, welche Vorfchriften 
dem -betreffenden Konfulate zur Nichtfchnur dienen. Es folgt daber . 
bier ein Nachweis der für die Konfuln mehrerer europäischen 
Staaten, der Vereinigten Staaten von Amerifa u. ſ. w. bejtebenden 
Dienft-Anweifungen. Dabei wird ausdrüdlich bevvorgeboben, daß 
die deutſchen Konfuln auf die — nicht für fie, fondern für die 
Konfuln anderer Mächte ergangenen — Vorſchriften der auf 
geführten Anweifungen, Gejeße u. ſ. w. bezüglich der Ausübung 
ihrer eigenen Amtsfunftionen ſich nicht ſtützen können. Für Die 
deutſchen Konfuln find in diefer Beziehung lediglich die deutjchen 
Borichriften maßgebend. 

Dies vorausgefchidt gilt bezüglich einzelner Staaten Folgendes: 
1. Belgien. Die Reglements consulaires, vom Minifterium 
der Auswärtigen Angelegenheiten herausgegeben, find bei Lacroix, 
Verboekhoeven & Cie. in Brüffel erfchienen, zulest 1868. Eine 
neue Ausgabe it in Bearbeitung. Vergl. au) Arntz, Preeis 
methodique des Reglements consulaires de Belgique. 
Bruxelles 1876. 
2. Brafilien.. Regulamento Consular vom 24. Mai 1872. 
Da die portugiefiihe Sprache vielen brafilianifchen Konſuln nicht 
geläufig iſt, jo hat der Generalfonful M. Carneiro de Men- 
doca Franeo die Consular Regulations of the Empire of 
Brazil, London 1872 in englifcher Sprache herausgegeben. Ein 
Appendix enthält die wichtigiten abändernden Beſtimmungen des 
Reglements von 1872. 
3. Dänemarf. Instruction pour les Consuls de Dane- 
mark à l’etranger. Copenhague, Imprimerie de Bianco 
Luno. 1868. 

4. Frankreich. Eine umfaffende -Konfular- Inftruftion giebt 
e8 nicht. Die zahlreichen einzelnen Verordnungen, Inſtruktionen 
und Neglements find zufammengeftellt und für den praftifchen 
Gebrauch bearbeitet in de Clerq et de Vallat, Guide pratique 
des Consulats, 4. Ausgabe, Paris, Perdone-Lauriel 1880 und 
de Clerq, Formulaire des Chancelleries diplomatiques et 
consulaires suivi du tarif des Chancelleries et du texte des 
principales lois, ordonnances, eirculaires et imstructions 
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ministerielles relatives aux consulats. 5. Ausgabe, Paris, 
Perdone-Lauriel 1880. — 

5. Griechenland. Loi consulaire vom 21. Dezember 1877, 
in Kraft getreten am 1. Oftober 1882. Athenes. Impr. 
Andre Coromiläs, 1883. 


6. Großbritannien. General Instructions for H. M. 


Consular offieers. Revised, january 1° 1879. London pr. b. 
Harrison and Sons. 

7. Atalien. Regolamento per l’esecuzione della legge 
28. gennajo 1866 sull’ordinamento del servigio consolare, 
Firenze, stamperia reale. — Tariffa —— approvata 
colla legge 16. giugno 1871. Firenze, regia tipografia. Regle— 
ment und Tarif find ebenfo wie das Gefeg vom 28. Januar 1866 
ſelbſt auc in franzöſiſcher Sprache erjchienen. 

8. Dejterreih-Ungarn. Eine General- Snftruftion für die 
öfterreihifch- ungarischen Ronfuln exiftirt nicht. Das auf amtlichen 
Quellen berubende »Handbuch des öfterreichifch- ungarischen Konſular— 
rehts« von Malfatto di Monte Tretto, Wien 1879 
 (Supplementband von 1883) enthält eine Bearbeitung aller Vor- 


ichriften, Neglements und Inftruftionen, betreffend das öfterreichifch- 


ungarijche Konſularweſen. — 

9. Rußland. Reglement pour les consuls de Russie 
en Europe et en Amerique, Kaiſetlich genehmigt unterm 
23. Dezember 1858. Dasjelbe wird wahrſcheinlich im Jahre 1885 
durch ein neues Reglement erjegt werden. 

10. Schweden-Norwegen. Nouveau Reglement du Roi 
concernant le service Consulaire, Stockholm, P. A. Nor- 
stedt & fils 1858. Eine neuere Bearbeitung wird in Kurzem 
ericheinen. 

Il. Vereinigte Staaten von Amerifa. Regulations 
for the use of the consular service of the United States, 
Washington, government printing office, 1881. 
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Erſter Cheil. 


Die Rechte und Pflichten der deutichen Konjuln 
im Allgemeinen. 


Erſter Abſchnitt. 
Beruf und Stellung der deutſchen Konſuln. 
I. Der Konfulatsfhug. — Die Schuggenoffen. — Die 
Staatsverträge des Deutſchen Reichs. 

- 1. Das Stehen unter dem deutfchen Konfulatsfhuß umfaßt 
zweierlei: einmal die Pflicht der Konfulats-Eingefeffenen, fich dem 
vom Reiche auf die Konfuln übertragenen Imperium zu unter 
werfen; — das Recht der ra Eingefefjenen auf die 
Amtsthätigkeit Kynſuls „0, 

D oe x 
Nechte Namens des Neichs aus, gleichgültig, ob der Empfangftaat — 
ihnen die Ausübung diefer ihnen übertragenen Rechte im größeren 
oder geringeren Umfange geitattet. Da die amtliche Stellung, welche 
die deutfchen Konſuln einnehmen, ihnen von der Reichsregierung 
übertragen ift, fo jtehen die Neichs- Angehörigen in einem Abhängig— 
feitöverhältniß zu ihnen. Von den Schußgenoffen im engeren Sinne 
(f. ©. 20) gilt dasselbe; denn indem diefe den deutſchen Konfulats- 


ſchutz nachſuchen, unterwerfen fie ſich der Amtsgewalt des Konfuls. 


Irrthümlich wird nicht ſelten diejenige Seite des Konſulats— 
ſchutzes, welche ſich auf das Abhängigkeitsverhältniß bezieht, außer 
Acht gelaſſen. Durch den Ausdruck Konſulatsſchutz verleitet, ſehen 


Manche in dem Konſul nur den Berather und Beſchützer. Der 
Deutſche im Auslande iſt — wie im Reichstage von einem Kenner 


bemerkt wurde — immer bereit, die Konfuln als feine fpeziellen 


üben im Lande 55 eh Kom re 
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Agenten, als feine, Kommiffionäre zu betrachten, der Aufficht der- 
jelben Sucht er ſich thunlichſt zu entziehen. Nichtsdeftoweniger 
bleibt das Abbängiakeitsverbältniß der Konfulats-Eingefeflenen ein 
integrivender Theil der Amtsgewalt des Konfuls.”) 

Die zweite- Seite des Konſulatsſchutzes faßt das Konſulargeſetz 
im $. I generell, wie folgt, zufaimmen: »Die Konfuln des Deutſchen 
Neichs find berufen, das Intereſſe des Reichs, namentlich in Bezug 
auf Handel, Verkehr und Schifffahrt thunlichit zu ſchützen und zu 
fördern, die Beobachtung der Staatsverträge zu überwachen und 
den Angebörigen der Bundesitaaten, ſowie anderer befreundeter 
Staaten in ihren Angelegenheiten. Rath und Beiftand zu leiften.« 

Es ijt eine umfaffende Aufgabe, welche hiernad den Konfuln 
geftellt it. And doc, it damit ihr. Wirfungsfreis keineswegs er- 
schöpft. Ihre Dienfte werden von dev Neichsregierung, Seitens 
dev einzelnen Bundesſtaaten, wie von Privaten, nicht felten au = 
nach andern Richtungen bin in Anfprud genommen. Bald handelt 
es ſich um ihre Wermittelung zur Erreichung wiffenfchaftlicher oder 
kirchlicher Zwecke, bald werden ihnen in Ermangelung diplomatifcher 
Agenten Aufgaben ‚ politifher Natur geftellt. Wie mannigfache 
Anſprüche Vrivatperfonen erheben, dazu finden fich in jedem Kon- 
julats- Archive umfaffende Beläge. ] 

Ihre allgemeine Aufgabe, , den Handel und Verkehr Deutſch— 
lands zu fördern, wird die Konſuln zunächit zu eingehenden Be- 
richtseritattungen an das Auswärtige Art veranlaffen. Während 
die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion fich in dieſer Beziehung auf ge ’- 
nerelle Vorſchriften beſchränkt — vergl. unten 8.23 3.2 — ent— 
balten — Zirkulare, namentlich diejenigen vom 25. Juni 1880 
und 1. November 1881 Näheres über einzelne Gegenſtände, welche 
die Konfuln für ihre Berichte ins Auge zu faſſen haben. Danach 
wird der Konſul auf die für die deutſche Gewerbthätigkeit in ſeinem 
Amtsbezirke ſich eröffnenden Chancen des deutſchen Abſatzes unter 
eingehender Mittheilung der einſchlagenden Verhältniſſe aufmerkſam 
zu machen haben und zwar in der Art, daß der heimiſche Produzent 
daraus für die Frage, ob, wie und durch wen er dem ausländiſchen 
Geſchäfte ſich würde zuwenden können, zuverläſſige Auskunft zu 
entnehmen vermag. Der Konſul wird ferner über größere Liefe- 


Vergl. Caesaregis, Diseursus legales de commereio, II. 174: »Con- 
sules a prineipibus alienis in provincias seu oras alterius prineipis missi ad ibi 
residendum, regendum protegendumque subditos suos u. —— — 
Martens, le guide diplömatique, I. Kay. 12. 5 
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rungen und Unternehmungen zu berichten haben, welche im Lande 
feines Amtsfiges öffentlich vergeben werden. Alles was in das 
Gebiet des Eifenbabnwefens, des Mafchinen- und Schiffbaues fällt, 
Hochbauten, die Einrichtung von Fabriken, Waffer- und Montan- 
werfen, Telegraphen- und Gasleitungen, Münzprägungen, Armee-, 
Marine- und andere Staatsbedürfniffe it in dieſer Beziehung für 
die deutjchen Gewerbe- und Handeltreibenden von ntereffe. Der 
Kreis desjenigen, was. für die Ddeutfche Imduftrie in Betracht 
kommt, ift damit nicht erſchöpft. ES giebt noch zahlreiche Iweige, 
in denen die deutjche Gewerbtbätigfeit leiftungs- und konkurrenz— 
fähig it. Kenntniß von allen großen Lieferungen, welche auf 
solchen Gebieten von dem Staate oder üffentlihen Behörden des 
Auslandes, von Stadtgemeinden, Korporationen oder großen Brivat- 
Unternehmern vergeben werden, wird für die deutſche Induſtrie 
von Werth fein. Es wird darauf ankommen, daß über Falle 
diefer Art mit größter Befchleunigung an das Auswärtige 
Amt Bericht eritattet wird, wobei e8 genügt, wenn zunächit nur 
über das Gefchäft jelbjt, deffen Umfang und Bedeutung, über die 
Stelle, wo die weiteren Erfundigungen einzuziehen find, ſowie über 
den Termin, bis zu welchem Anmeldungen erfolgen müſſen, eine 
furze und klare Notiz gegeben wird. 

Fernere förderung wird der Konful dem deutſchen Handel 
und der deutjchen Gemwerbthätigfeit dadurch zu Theil werden laſſen 
fönnen, daß er das Bekanntwerden deutjcher Firmen im Auslande 
vermittelt. Freilich wird er dabei mit der größten Worficht zu 
MWerfe gehen und es vermeiden müffen, irgend welche perſönliche 
Verantwortlichfeit zu übernehmen. Eine ſolche Vorficht wird 
namentlih am Platze fein, wenn ihm bis dahin unbekannte Gefchäfts- 
leute jic) mit Anträgen an ihn wenden. 

Die Ausdrüde des Konfulargefeges,. »die Konſuln find befugt, 
die Konfuln find berufen, den Konfuln jteht das Recht zu,« find mit 
Nüdficht auf die übliche Gefegesfprache gewählt. Der Befugniß ent- 
ſpricht eine Pflicht. ES fteht daher im Allgemeinen allerdings nicht in 
- dem Belieben der Konjuln, ob fie die ihnen durch das Konſulargeſetz 
und amtliche Injtruftionen beigelegten Befugnifje ausüben wollen, 
oder nicht. Vielmehr müſſen fie auf Anrufen der legitimirten Inter— 
effenten in der Negel Alles thun und leilten, wozu fie fraft ihres 
Amts ‚ermächtigt ſind.“) Indeſſen gehen die Wünſche von Privat— 

*) Vera den Rommifjionsberiht vom 21. Oktober 1867: »Bei dieſer ihrer 
peingipielfen Zuftimmung ging die Kommiffion jedody von der Vorausjegung aus, - 
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verfonen nicht felten über das Zuläſſige hinaus, namentlid) wenn 


es ſich weniger um einen beitimmten Akt Eonfularifcher Thätigkeit 
als um Förderung von Unternehmungen, um Unterjtügung im 


Allgemeinen bandelt. Der Neichsfanzler bat es in diefer Beziehung 


3. ®. file nicht itattbaft erklärt, daß die Konſuln ſich zu Agenten 
oder Kommiffionären "Für VBarteizwede bergeben. Namentlich find 
Anforüche der Verleger von Zeitungen auf konſulariſche Beihülfe 
zur Verbreitung ihrer Blätter im Auslande, ohne Rückſicht auf 
die politiiche Färbung der letteren, abzulehnen oder ohne Antwort 
zu laſſen (Zirkfular vom 10. Mai 1883). 

Das Streben, feinen Yandsleuten nützlich zu fein, fann den 


Konful leicht verleiten, Anträge und Reklamationen zu unterjtügen, 


welche feines Beiltandes unwürdig find, oder anderweitige ihm 
anvertraute Intereſſen fchädigen. Darüber wird bei Niemand ein 


Zweifel fein, daß der Konful feine amtliche Dazwifchentunft abzu- - 


lehnen bat, wenn das Gefuc des Antragitellers den heimathlichen 
oder den Gejegen des ‚Staates, in welchem der Konful refidirt, 
zuwider läuft.*) Aber auch bei an ſich unverfänglichen Anträgen 
muß dev Konful' prüfen, ob die jonjtigen Verbältniffe ihre Unter- 


ſtützung geitatten. Der Konful darf über den Angelegenheiten. 


Einzelmer das Ganze nicht aus den Augen laffen. Eine Gunft, 
welche er für den Einzelnen erlangt, kann ihn in andern Fällen 
hindern, den Yofalbehörden gegenüber energifch aufzutreten. Daher 
pflegt das Auswärtige Amt, wenn es einem Konful Anträge von 
Drivatperjonen übermittelt, demfelben eine befondere Prüfung aller 
in Betracht zu ziehenden Verhältniffe zur Vflicht zu machen. Auch 
wird es den Konfuln fchmwerlich übel ausgelegt werden, wenn fie, 
jelbit unaufgefordert, etwaige Bedenken in diefer Beziehung dem 
Auswärtigen Amte zur Enticheidung unterbreiten. 

Wenn dem Konful gegenüber von Anträgen feiner Schutz— 
befohlenen Vorfiht angerathen wird, jo foll damit keineswegs feinen 


daß nad der redtlicen Natur der Amtsbefugniffe und dem Wortlaute der Ueber- 
ſchrift des Abjchnittes II. des Geſetz- Entwurfs die dem Konſul anvertrauten Rechte 
zugleich Pflichten für ihm enthielten, deren Erfüllung den Bundes - Angehörigen gegen- 
über er ſich nicht entziehen dürfe. Die Bundeskommiſſarien erklärten es ibrerfeits 
für ſelbſtverſtändlich, daß den Mechten die Pflichten entprächen (vergl. $. 18), wo- 
durch jedod nicht ausgejchloffen ſei, daß im einzelnen Falle eine Pit verhanden 
ſein könne, welcher kein Recht korreſpondire«. 

*) Auskunft über Auswanderung nad) fremden Staaten joll der Konful — 


En fondern bezüglide Anfragen unbeantwortet an das Auswärtige Amt ein- 
reichen. 
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Pflichten gegen diefelben eine enge Grenze gezogen werden. Der 
Konful muß, foweit thunlich, jedem Deutfchen — mag er im Kon- 
ſulatsbezirke anweſend fein oder fih von außerbalb an ibn wenden — 
die von demfelben erbetenen Aufklärungen über Handels- und 
Schifffäahrts-Angelegenheiten geben, ibn im feinen legitimen Be- 
jtrebungen, foweit fie in das Thätigkeitsgebiet des Konfuls fallen, 
unterftügen, ihm in Nothlagen beiftehen und ihn gegen Angriffe 
wider feine vertragsmäßigen oder im Geſetz begründeten Nechte 
ſchützen. Auskunft über fachliche Verbältniffe, z. B. über Platz— 
Ufancen, über die zollamtliche Behandlung ein- und ausgehender 
Maaren und dergleichen darf der Konſul, ſoweit es ihm möglic) 
ift, fich Darüber in Folge perjönlicher Erfahrungen oder auf Grund 
von Erfundigungen bei Behörden, Kaufleuten u. ſ. w. auszusprechen, 
in der Negel nicht verfagen. Auch wird der Konful über die 
Handelsbeziehungen feines Bezirks im Allgemeinen, fowie darüber, 
ob die Anfnüpfung Direkter Verbindungen zwifchen deutichen firmen 
und Handelshäufern- feines Bezirks thunlich und räthlich it, Aus- 
funft nicht verweigern können. Wenigitens wird dies für Orte 
mit wenig entwideltem Gefchäftsleben, namentlich aber für Länder 
gelten, welche der Kultur noch wenig erfchloffen und mit den deut- 
chen Sandelsverhältniffen nur loſe verfmüpft find. Handelt es ſich 
dagegen um verhältnißmäßig nabe gelegene, für deutfche Gejchäfts- 
leute leicht erreichbare Verfehrscentren im? Auslande, jo wird der 
Konsul die betreffenden Ausfunftsfucher an die dortigen Ausfunfts- 
büreaus, Banfiers oder Erporthäufer verweilen können. Letzteres 
überhaupt immer dann, wenn ev überzeugt iſt, daß feine Auskunfts— 
ertheilung aus örtlichen Gründen oder ſonſtwie ein gleiches Maß 
von Zuverläffigfeit nicht beanfpruchen fann. Auch ſteht dem Konful 
frei, mit Rückſicht auf fonjtige Verhältniffe, namentlicy wenn es 
fi) um Gefuche deutfcher Auskunftsbüreaus und ähnlicher Anftalten 
handelt, welche die Beichaffung und Verwerthung derartiger Aus- 
fünfte als Gewerbe betreiben, eine firma am Orte feines Amts— 
fies ausfindig und dem FFragefteller nambaft zu machen, welche 
bereit und geeignet ift, wegen Beſchaffung der gewünfchten Aus- 
funft unmittelbar mit den deutfchen Handels» oder Gewerbtreibenden 
in Verbindung zu treten. Die Befcheidung der Gefuchiteller hat 
in der Regel direkt zu erfolgen, nur in befondern Fällen, 3. B. 
wenn es fihb um Erftattung von Auslagen handelt, durch 
Vermittelung des Auswärtigen Amts. Jedoch find Anfragen 
fremder Konſuln über deutſche Handelsverhältniffe ſtets nur nad) 
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zuvoriger Einbolung der FRE des Reichskamjlers zu be 


antworten. 

Die Beſtrebungen einiger Vereine ind den Kaiferlichen Konſuln 
befonders zur Förderung empfohlen worden. So die ded Zentral 
vereins Für SHandelsgeograpbie in Berlin durch Zirkular vom 
18. November 1881. Diefer Verein bat fich die Einrichtung eines 
deutichen bandelsgeograpbifchen Mufeums in der Hauptitadt des 
Meiches zur Aufgabe geitellt, welches den deutichen Export- und 
Import» Äntereffen zu dienen bejtimmt iſt. Theils jollen dafelbit 
Muſter von den im Auslande begehrten wichtigeren Waarengattungen 
in marftgängiger Aufmachung vorgeführt werden, um der deutjchen 
Induſtrie Anleitung zu gewähren, wie die betreffenden Produkte 
einzurichten find, um fie auf den fremden Märkten einzuführen oder 
ihren Abſatz zu erweitern. Theils follen Proben der ausländifchen 


NRobmaterialien, ſoweit diefe für die beimifche Broduftion und für 


den heimiſchen Konfum in Betracht fommen, befchafft werden, um 
den Direften Bezug nad Deutfchland zu fördern. Der Zentral 
verein vechnet ‘bei feinen Beitrebungen, der deutjchen Induſtrie und 
dem deutfchen Handel ein überfichtliches Bild der für den Export 


geeigneten Waaren und der mit Vortheil aus dem Auslande zu 


beziehbenden Nobmaterialien zu gewähren ‚ auf die Unterjtügung der 
im Auslande anfäffigen Deutfchen duch Einfendung von Mujtern 
und Proben nebſt erläuternden Notizen. Die Mitwirkung. ber 
Kaiferlichen Konfulate ſoll in diefer Beziehung eine wirkfame und 
zielbewußte Anregung geben. 

Daß der Konſul einzelne Handelsgejchäfte vermittelt oder zur 
Anfnüpfung von fpeziellen Verbindungen mit Firmen ſeines Bezirks 
ſeine amtliche Thätigkeit eintreten läßt, liegt nicht in ſeiner Stellung. 
Man kann ihm auch nicht zumuthen, daß er privatrechtliche Angelegen- 
beiten vor den Gerichten feiner Refidenz betreibt oder die Rechte deutſcher 
Släubiger in Konfurfen wahrnimmt und deraleichen. Auskunft über 
Derjönlichkeiten, über Solvenz und Kreditwürdigfeit bejtimmter 
Handelshäufer wird der Konful nur mit der größten Vorficht geben 
dürfen. Abgefeben von der Verantwortlichkeit, welche ihm auf 
Grund feiner Weußerungen zugemutbet werden könnte, fehlt es 
auch am jedem Schuß gegen indisfrete, fompromittivende Be- 
nugung etwaiger von ihm ertbeilten Auskunft. Jedenfalls bat 
dev Konful bei Ausfunft-Ertbeilung über verfönlihe Verhältniſſe 


hervorzuheben, dab er eine Garantie und Verantwortlichkeit at. - 


übernimmt. 


ne, 
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In Deutſchland widmet fich neuerdings eine größere Anzahl 
von Blättern der Aufgabe, zur Hebung des deutfchen Exports nad) 
dem Auslande und zur Förderung des direften Waarenbezugs aus 
dem Auslande in der Weiſe beizutragen, daß fie ſich um Inferate 
aus deutfchen industriellen und Eommerziellen Kreifen bewerben und 
die periodisch erjcheinenden Nummern des betreffenden Annoncenblatts 
ausländifchen Firmen zujenden, um auf diefem Wege die An— 
fnüpfung von Handelsverbindungen zwifchen dem Auslande und 
dem inferirenden Publikum herbeizuführen. 

Es iſt — wie ein Sirkular vom 5. Januar 1883 mittbeilt — 
verschiedentlich beobachtet worden, daß dieſe Blätter die Adreffen 
ausländischer Firmen fich durch Vermittelung der Katferlichen Kon- 
fulate zu bejchaffen gewußt haben. Dieſe Mitwirkung der Konfu- 
late bei Beichaffung von Firmen-Adreffen ift von einzelnen Blättern 
‚hinterher in der Weife verwerthet worden, daß fie jich den Anfchein 
zu geben fuchen, als ob jie das imferivende Publikum mit jolchen 
ausländifchen Firmen in Verbindung zu feßen in der Yage feien, 
welche unter amtlicher Brüfung und Kontrole ausgewählt worden 
und binfichtlich ihrer Splidität befondere Sicherheit böten. Damit 
die betreffenden Blätter die ihnen durch Vermittelung der Konfulate 
befchafften Auskünfte fernerhin in diefer Weiſe nicht mehr ausbeuten, 
ift den Ronfulaten vorgefchrieben, in Fällen, wo derartige Gefuche 
an fie gelangen, das von ihnen befchaffte Material nicht direft an 
die betreffenden Blätter, fondern an das Auswärtige Amt gelangen 
zu laffen, welches nach Lage des einzelmen Falles wegen dev weiteren 
Verwendung Verfügung treffen wird. 

2. Unter Schußbefohlenen (Schußgenofjen, Unterthanen) 
der deutfchen Konfuln verſteht man im Allgemeinen alle Perſonen, 
‚auf welche fich die amtliche Thätigkeit diefer Konfuln bezieht. Sie 
find entweder Angehörige des Deutjchen. Reichs oder Schußgenofien 
im engeren Sinne. 

a) Was die Angehörigen des Deutfchen Reichs betrifft, fo 
wird nad 8. 1 des Neichögefeßes vom 1. Juni 1870 ‚(Bundes- 
gefeßblatt ©. 355) die Reichsangehörigteit durch die Staate- 
 angehörigfeit in einem Bundesſtaate erworben und erliſcht mit 
deren Verluſt. Es kann vorkommen, daß ein Reichsangehöriger 
gleichzeitig die Staatsangehörigkeit in einem außerdeutſchen Lande 

beſitzt. Beifpielsweife hebt die Naturalifation in einem foldyen Die 


Reichsangehörigkeit nicht auf; die Ihatfache des Erwerbes einer 


anden Staatsangehörigkeit iſt allein nicht geeignet den Verluſt 
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der Reichsangehörigkeit herbeizuführen. Wenn daher ein Deutfcher 


im Auslande naturalifirt wird, fo behält. derfelbe gleichwohl feine 
Reichsangebörigkeit nad) Maßgabe des Gefeßes vom 1. Juni 1870 
bei und bleibt allen denjenigen Bflichten unterworfen, welche ihm 
in dieſer Eigenschaft obliegen, er wird namentlich in der Negel und 
abgeſehen von bejonderen ftaatsvertragsmäßigen Beltimmungen von 
der Verpflichtung zum Milttärdienft in Deutſchland nicht befreit. 
Andererfeitö wird zwar auch in den Rechten, welche den Reichs— 
angebörigen als folchen zuſtehen, durch die in Rede ftehende Natu- 
valifation an ſich Feine Aenderung hervorgebracht, aber die Ver- 
pflihtung der Konfuln ihnen beizuftehen, wird durch die Rechte des— 
jenigen Staats befchränft, zu welchem der Reichsangehörige ſich 
in ein Qugebörigfeitsverhältniß begeben bat. Ferner: Nach 8.3 
des Gefeßes vom 1. Juni 1870 erwerben eheliche Kinder eines 


Deutjchen durch die Geburt, auch wenn diefelbe im Auslande erfolgt, 


die deutiche Staatsangebörigfeit des Waters; andererfeitd gewährt 
die Gefeggebung mancher Yander allen im Lande Geborenen, aud) 
den Kindern eines Ausländers, die Staatsangehörigfeit. Der- 
. gleichen Perſonen doppelter Staatsangehörigfeit haben, jo lange 


fie in demjenigen fremden Lande wohnen, in welchem fie ald Staats-_- 


bürger gelten, nur bedingten Anfprucd auf den Schuß der dortigen 
deutjchen Konſuln. Sie find von den ftaatsbürgerlichen Pflichten gegen 
ihr zweites Vaterland nicht Frei, die Konſuln dürfen daher etwaigen 
Sefuchen um Schuß gegen Zwang zur Erfüllung ſolcher Bflichten 
nicht ſtattgeben. 

Vorfichtige Drüfung werden die Konfuln zu üben haben gegen- 
uber den Ansprüchen derjenigen im Auslande dauernd fich aufhaltenden 
Deutfchen, welche zwar. eine fremde Staatsangebörigfeit noch nicht 
erworben haben, aber doch eine Rückkehr nad) Deutichland nicht 
beabjichtigen, vielmehr den Schwerpunft ihrer und der Jhrigen Exiftenz 
in das Ausland verlegt haben und der deutfchen Heimath fremd 


geworden find. Solcher Deutjchen werden die Konſuln fi zwar 


infoweit anzunehmen baben, als es fih um die Regelung ihrer 
noch vorhandenen Beziehungen zu Deutfchland handelt. Ver— 
wendungen bei den Landesbehörden zu Gunjten derſelben werden 
aber in dev Negel nicht im deutfchen Intereſſe liegen. - 
Deutichen Auswanderern, d. b. ſolchen Derfonen, welche auf 
ihren Antrag aus der deutſchen Staatsangebörigfeit entlaffen find, 


dürfen die Konfuln ihren amtlichen Beiſtand in der Regel nit zu 


Theil werden laſſen. Dasjelbe gilt von folchen Perfonen, welche 
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ihre deutfche Staatsangehörigfeit aus fonftigen gefetlichen Gründen 
verloren haben. Das hindert aber nicht, daß der Konful auch in 
die Lage kommen kann, das ntereffe von Auswanderern wahr: 
zunehmen. Die Mitwirkung der Konfuln bei Unterfuhung von 
Beichwerden deutſcher Auswanderer über ihre Behandlung auf 
deutſchen Schiffen darf z. B. nicht abgelehnt werden, da der 
Konful nach) $ 33 des Konfulargefeßes die Polizeigewalt über die 
im Hafen liegenden deutfchen Schiffe ausübt. 

Bisher iſt e8 nicht für zuläffig erachtet, daß die Konſuln 
deutfchen Staatsangehörigen, welche fich der heimischen Militärpflicht 
entziehen, den Beiltand verfagen. Amtshandlungen, zu welchen 
der Konſul jedem Deutjchen gegenüber verpflichtet ift, werden daher 
aus dem Grunde, weil der darum Nachjuchende feinen militärifchen 
Pflichten nicht genügt hat, nur abgelehnt werden können, wenn 


dies im Gefeß, reſp. der Allgemeinen Dienft- Inftruftion ausdrüdlic 


porgefchrieben ijt, 3. B. wenn es fih um Immatrikulirung, Paß— 
Ertheilung, um Mitwirkung bei Anmufterungen handelt. Es fommen 
aber auch Fälle vor, wo der Konſul zwar zu Gunften von Deutjchen 
einſchreiten kann, wo dem Betreffenden aber fein Anſpruch auf eine 
pofitive Thätigfeit des Konfuls zur Seite fteht, 3. B. wenn Re 
flamationen, Verwendungen u. ſ. w. bei fremden Behörden in Frage 
ftehen. (S. oben ©. 12.) In folchen Fällen wird der Umftand, 
daß der den Eonfularifchen Schub Nachjuchende feiner heimathlichen 
Mehrpflicht nicht genügt bat, als ein Moment für die Ablehnung 
fonfularifcher Mitwirkung in Betracht fommen. 

Wenn zu einer im Amtsbezirke des Ronfulats etablirten Handels— 
gefellfchaft Theilnehmer verfchiedener Nationalität, darunter Deutfche 
gehören, fo wird der deutfche Konful den Schuß über die Gefell- 


Schaft jedenfalls nur dann. übernehmen können, wenn die nicht- 


deutfchen Theilnehmer unter Zuftimmung ihrer Schugbehörde damit 
einverftanden find. In wie weit freilich die Amtsthätigfeit des 
deutfchen Konſuls in Bezug auf eine folche Gefellfchaft fich äußern 
fann, hängt von verfchiedenen Umftänder ab. . Jun den Kulturftaaten 


zunächſt von dem Necht des Landes, in welchem die Handelsgeſellſchaft 


ihren Sit bat. Denn dieſes Recht beherrſcht die Gejellfchaft und 
die Handelsgefellichafter als folche. In denjenigen nichtchriftlichen 
Ländern, in welchen die Ausländer vermöge der ihnen gewohnbeits- 


J mäßig oder auf Grund von Staatsverträgen zuſtehenden Exterri— 


\ 
4 


u. 


3 


-torialität dem Rechte und den Konfulargerichten ihres eigenen 


Landes unterftehen, kann, wenn die Gefelljchafter verjchiedener Natio— 
König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe. 2 


f 
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nalität find, die Beitimmung des einheitlichen, die Handelsgeſellſchaft 
beberrichenden Nechts böchit fchwierig fein. Zu vergleichen das Er⸗ 
kenntniß des Meichsgerichts vom 2. Juli 1884 in Sachen Net 
v. Yemafceffstv. Bezüglich einer in einem folchen Lande von 
Deutichen unter deutichem Konfulatsfhug auf Grund des Gefebes. 
vom 4. Auli 1868 (Bundesgefegblatt S. 415) errichteten Ermwerbs- 
und MWirtbichaftsgenoffenichaft ift — im September 1884 — von 
dem Auswärtigen Amte ausgeiprochen worden, daß auch Mitglieder 
nichtdeuticher Nationalität ohne Zuſtimmung ihrer Schußbehörde in 
das Mitgliedewverzeichniß aufgenommen werden könnten. Bergl. 
auch das Urtheil des internationalen Appellhofes zu Alegandrien 
vom 12. Januar 1882 in Sachen der Soeiete anonyme des eaux 
du Caire gegen die Verwaltung der egyptifchen Staats- Eifenbahnen 
(Jurisprudence des tribunaux de la reforme, ]* partie, t. VOL 
&.67). Es bleibt freilich) nicht ausgejchloffen, daß bei folchen Ge 
ſellſchaften und Genofjenfchaften von Mitgliedern verichiedener 
Nationalität Schwer beizulegende Kompetenzkonflifte zwifchen den | 
Konfulargerichten, EEE die einzelnen Mitglieder unterjtehen, ein- | 
treten. 


ln . A ET re ee Se 


b) Das Konfulargefeg erwähnt als Schußbefohlene der deutfchen - 

7 Konfulate weiter die Angehörigen, befreundeter Staaten. 
Die Allgemeine Dienft - Initruftion bemerkt dazu erläuternd: 
— »Zu den andern befreundeten Staaten, deren Angehörigen 
die Konſuln Rath und Beiſtand zu gewähren haben, gehören zu— 
nächſt Oeſterreich, Luxemburg und die Schweiz’), da dieſen Staaten 
gegenüber ausdrücklich entiprechende Verpflichtungen übernommen 
worden find. Jedoch haben die deutfchen Konfuln fich der An- 
gehörigen der genannten Staaten nur dann anzunehmen, wenn 

die betreffenden Individuen es beantragen und ein eigner Konfular- 
beamter ihres Staats nicht am Orte it. Eine Verpflichtung für 

die Angehörigen diefer Staaten, ſich in Ermangelung eines eignen 
Konfuls an die deutſchen Konfuln zu menden, beſteht nicht. 
Kommen bei der Eonjulatifhen Vertretung der Angehörigen der 
genannten Staaten Amtshandlungen vor, für welde tarifmäßig 
Gebühren zu erheben find, jo find diefe Gebühren zu erlegen. In 

wie weit den Angehörigen anderer als der genannten drei Staaten 


/ *) Vergl. Art. 22 des Handelövertrages ui Deutfhland und Defterreid)- 





Ungam vom 23. Mai 1881 (Reichs-Geſetzbl. S. 323). — Luxemburg gehört bem 
deutfchen Zoll» und Handelsfyfteme an. — Mit der Schweiz find befondere Verab- - 
rebungen getroffen (Zirfulare vom 24. April 1871 und 28. Oftober 1872). — 
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der Beiftand der deutfchen Konfuln zu ertheilen ift, wird durch 
Spezial- Inftruftionen beitimmt.« 

Der Umftand, daß Defterreicher, Luxemburger, Schweizer bis 
dahin unter dem Eonfularischen Schuß einer andern Macht geitanden 
haben; jchließt an fich ihre Aufnahme in den deutfchen Konfulats- 
jhuß nit aus. Doc) müfjen Gefchäfts- Angelegenheiten folcher 
Derjonen, welche während des Schußverhältniffes zu einem andern 
Konfulate anhängig gemacht worden find, völlig abgewidelt werden, 
ehe der deutfche Schuß ertheilt werden fan. Da überhaupt ein 
Mechjel des Schußes mannigfache Mißſtände mit fich führt, fo ift 
bejtimmt, daß die Kaiferlichen Konfulate nur diejenigen Schweizer 
in den Ddeutjchen Konfulatsfchuß aufnehmen follen, welche fich bei 
Nachfuchung desfelben verpflichten, das Schußverhältniß nicht zu 
wechjeln. 

Für andere als die genannten oder ſolche Staatsangehörige, 
welche durch ſpätere Inſtruktionen des Reichsfanzlers dem deutjchen 
Konfulatsfhug zugewiefen werden, darf der Konful — abgefehen 
von den de facto Unterthanen — in feiner Weife amtlich ein- 
fchreiten. Wenn einzelne Konfuln dies dennoch unbefugter Weife 
gethan haben, fo ift dies vom Auswärtigen Amte nicht guige- 
beißen worden. 

ec. Im türfifhen Reiche nebſt Vaſallenſtaaten, ſowie in Ma— 
rokko, China, Japan und andern außereuropäiſchen Ländern kommt 
außer den Reichsangehörigen und den Angehörigen befreundeter 
Staaten noch eine dritte Kategorie von Schutzbefohlenen der deutſchen 
Konſulate in Betracht, die ſogenannten de facto Unterthanen, 
das ſind Perſonen, welche, ohne ein beſtimmtes Anrecht auf 


den deutſchen Schutz zu haben, denſelben vergünſtigungsweiſe er— 


halten. Das Nähere ergiebt ſich aus der amtlichen Inſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betreffend die Ertheilung des von den Kaiſerlich 
deutfchen Konfularbehörden zu gewährenden Schuges im türfifchen 
Reiche u. ſ. w. Inhalts diefer Inftruktion könnnen als de facto 
Unterthanen auf ihren Antrag den deutfchen Schuß erhalten: 


1. Derfonen, welche einem der zu dem Reiche gehörigen Staaten an- 
gehört haben, desgleichen Angehörige *) folcher Derfonen; 2. Deutfche, 


welche den Schuß nicht auf Grund von Staatsverträgen in An- 


ſpruch nehmen fünnen; 3. Die Dragomans, Kawaſſen, Jaſſakdſchis 





) Unter »Angehörigen« find nicht etwa alle, auch entfernte Verwandte zu 
verftehen , fondern nur Ehefrauen, Kinder und fonjtige im Haushalt befindliche nahe 
Verwandte. | 
> 2* 
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und fonftigen Unterbeamten der Gefanbdtfchaften und Konfular- 


bebörden; 4. Familien *) der unter Ziffer 3 bezeichneten Perfonen, 
desgleichen Individuen, welche früher ein ſolches Amt bekleidet 
baben. Die Beltimmungen diefer, nur für die evwäbnten Länder 


und die dafelbjt "beitehenden deutichen Konfulate erlaffenen Spezial. 


Inſtruktionen dürfen ohne fpezielle Genehmigung des Neichskanzlers 
auf andere Länder und Konfulate nicht ausgedehnt werden. 

Die unter b) und e) aufgeführten Kategorien umfaſſen die 
Schußgenoffen im engeren Sinne. 

d) Lediglich vorübergebender Natur find die Beziehungen der 
Kaiſerlichen Konſuln zu den Angehörigen folder Staaten, die mit 
dem Staate, in welchem der deutſche Konful refidirt, ihre diplo— 
matifche Verbindung abgebrochen und in Folge deffen die offiziöfe 
Mahrnehbmung ihrer ntereffen den deutſchen Konſuln übertragen 
haben. Dieſe Beziehungen bedürfen um fo weniger einer näheren 
Beleuchtung, als in ſolchen Fällen die deutfchen Konſuln weſentlich 
als Beauftragte dev betreffenden fremden Negierung anzufehen find 
und durch V sermittelung des Auswärtigen Amtes befondere Wei- 
. jungen zu erwarten baben. Daß die Uebernahme einer folchen 


offiziöfen Beſchützung der Angehörigen eines fremden Staats nicht 


ohne Genehmigung dev Reichsregierung, erfolgen darf, braucht faum 
befonders hervorgehoben zu werden. 

3. Die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion, fihert den Konſuln die 
Mittbheilung derjenigen Staatsverträge zu, deren Beobachtung fie 
zu überwachen haben. Es kann daher von einer Aufzählung der 
hier etwa in Betracht fommenden Verträge abgefehen werden. 
Dies um fo mehr, als ein folches Verzeichniß doch in furzer Zeit 
unvollftändig werden würde Bemerkt mag werden, daß ein amt- 
licher Abdruck ſämmtlicher Handels: und Schifffahrtöverträge 
Deutjchlands mit dem Auslande aus den Jahren 1851 bis 1872 
in dem leßtgedachten Jahre in Berlin erfchienen ift, und daß die 
von dem Deutjchen Reiche und den einzelnen Bundesftaaten mit 
fremden Mächten abgefchloffenen, noch in Kraft ftehenden Eonfular- 
rechtlichen Vereinbarungen von dem Auswärtigen Amte, im 
R. dv. Deder'schen Verlage, Marquardt & Schend, unter dem Titel: 
»Deutſche Konfularverträge« 1878 herausgegeben worden find. 
Die deutjchen Auslieferungsverträge find ebenfalls vom Auswärtigen 


*) Unter »Familie« find auch hier nur Ehefrauen, Kinder und fonftige im Haus - 


halt befindliche nahe Verwandte zu verftehen. 
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Amte herausgegeben, Berlin 1875, Verlag der Geheimen Ober: 
Hofbuchdruderei. 


$. 4. 
IE Deffentlider Charakter. — Berufstonfuln; 
Wahlkonſuln. 


1. Die Völkerrechts-Lehrer haben die Frage aufgeworfen, ob 
den Konſuln der diplomatiſche Charakter zuſtehe, ob ſie öffent— 
liche Miniſter (ministres publies) ſeien. Während Einige ihnen 
diefen Charakter bejtreiten, haben Andere, nicht felten fogar mit 
einem gewiffen Eifer ausgeführt, daß die Konfuln — wenigjtens 
die nicht handeltreibenden — ebenfo wie die Gefandten als diplo— 
matifche Perſonen anzufehen jeien. Von weſentlich praftifcher 
Bedeutung find dieſe Meinungsverfihiedenheiten nicht. Verträge, 
Hefe und Herfommen gewähren den Konfuln zum Schuß ihrer 
Stellung gewiſſe Vorrechte. Um dem Konful den Genuß diefer 
Vorrechte im einzelnen Falle zu fichern, bedarf e8 feiner theoretifchen 
Erörterungen, jondern einfach der Berufung auf die betreffenden 
Vertragsbeftimmungen, das Gefeß, den allgemeinen Gebrauch. 
Andrerſeits merden Dedufktionen über die Diplomaten - Eigenfchaft 
der Konfuln fehwerlich eine Regierung bewegen, einem Konful über 
das gefjegliche, herfümmliche oder vertragsmäßige Maß hinaus Vor- 
rechte zuzugeftehen. Die deutjche Neichsregierung erkennt die Ronfuln 
nicht als diplomatische Agenten an.*) 

2. in Bug auf das Maß der den Konfuln bewilligten 
Vorrechte wird in der Regel ein Unterſchied zwiſchen den ab— 
geſandten Konſuln (Consules missi) und den Wahlkonſuln (Con- 
sules electi) gemacht.*) Erftere, von dem N als 


*) Der $. 8 des Ronfulargefeges unterftellt die Konſuln nad) einzelnen Rich— 
tungen hin denfelben Beftimmungen, wie die diplomatifhen Agenten. Aehnlich der 
$. 25 des Gefeges, betreffend die Rechtsverhältniffe der  Neichsbeamten, vom 
31. März 1873. (Reichsgejegblatt ©. 61). In den Motiven zu $.9 des Gerichts. 
verfafjungsgefeges vom 27. Januar 1877 (Neichsgefegblatt S. 41) wird es aus- 
drüdlich für allgemein anerkannten Nechtens erklärt, daß die Konfuln im Prinzip 
als diplomatische Perfonen nicht angefehen werden. In Deiterreich - Ungarn werden 
die fremden Ronfularfunftionäre gleihfals nicht als diplomatifche Perfonen behandelt. 
Vergl. Malfatti di Monte Tretto, Handbuch, ©. 661. Die franzöſiſche Inſtruktion 
vom 8. Auguft 1814 bezeichnet die Konſuln als politifhe Agenten (agents politiques). 

* In neueren Konfularverträgen wird in diefer Beziehung das Gewicht auf 

die Staatsangehörigfeit gelegt. Vergl. den deutjch -amerifanifhen Vertrag Art. 3, 
den deutſch⸗ ruſſiſchen Vertrag Art. 2 x. 


| 
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Berufskonſuln bezeichnet, find, wie bereit der, Name ergiebt, von 
dem ernennenden Stadte in das Ausland entjendet oder fie werden 
wenigftens, wenn fie in Ausnahmefällen bereits vor ihrer Er- 
nennung einen Wohnſitz an dem Orte ihrer amtlichen Refidenz 
aebabt haben, als nach diefem Ort abgefandt angeſehen und der. 
fremden Negierung gegenüber als Berufsfonfuln bezeichnet. Die 
deutichen Berufskonſuln müffen das Bundesindigenat, d. b. die 
durch Staatsangebörigkeit in einem Bundesitaate erworbene Reichs— 
angehörigfeit bejigen. 

Wablkonfuln find ſolche Konfuln, welche der ernennende 
Staat aus den am Orte des Konſulats befindlichen bandel- 
treibenden oder fonjt geeigneten Perſönlichkeiten entnimmt. Zu 
deutichen Wablkonfuln jollen vorzugsweife „Kaufleute ernannt 
werden, welchen das Bundesindigenat zuſteht. 

Die Berufsfonfuln werden aus Reichsmitteln befoldet; für 
die Wabltonfuln ift das Konfulat wefentlicy ein Ehrenamt, indem 
fie nur die in Gemäßbeit’des Konfulartarifs zu erhebenden Gebühren 
für ſich beziehen, aber feine fonjtige Beſoldung empfangen. 

Die Konfulate des Deutfchen Reichs find der überwiegenden 
Mehrzahl nah Wahlfonjulate — im Jahre 1884: 573 gegen-. 
65 Berufskonſulate. Es find nicht ausjchließlid Erwägungen finan- 
ziellev Natur, welche die Reihsgewalt dahin geführt haben, nur an 
den wichtigeren Blägen Berufsfonfulate zu errichten. Auch andere 
Staaten haben bisher dem gemischten Syſteme den Vorzug gegeben. 
In der That bietet eine zweckmäßige Verbindung der Berufskonſulate 
mit den Wahlkonſulaten mancherlei Vortheile. Während die Be— 
rufskonſuln durch genaue Bekanntſchaft mit den deutſchen Verhält— 
niſſen und Intereſſen, durch beſondere Fachkenntniſſe und durch 
völlige Unabhängigkeit von fremden Einflüſſen vorzugsweiſe im 
Stande ſein werden, auf die nationale Auffaſſung und kräftige Ver— 
folgung der vaterländiſchen Intereſſen hinzuwirken, werden die meiſt 
dem Handelsſtande angehörigen Wahlkonſuln beſonders in den Fällen, 
wo es auf rein kommerzielle Zwecke oder auf lokale Eigenthümlich— 
keiten und ſpezielle Bekanntſchaft mit den an dem Orte geeigneten 
Mitteln und Wegen ankommt, ſich nützlich erweiſen können. Aus 
ſolchen Gründen werden in der Regel für ganze Länder oder größere 
Gebietstheile beſoldete Beamte als Generalkonſuln oder Konſuln 
abgeſendet, dagegen an den einzelnen wichtigen Handels- und See— 
plätzen eines ſolchen Generalkonſulatsbezirks Kaufleute oder ſonſtige 
Bewohner des Orts als Konſuln oder — angeſtellt. Die 
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Erfahrung bat gelehrt, daß leßtere, mit kaum nennenswertben Aus- 
nahmen, für die allgemeinen deutjchen ntereffen, ſowie für die 
Angelegenheiten einzelner deutjcher Staatsangehöriger wefentliche 
Dienfte zu leiften den Willen und die Fähigkeit haben. Die allzu 
große» Vermehrung der Berufsfonfulate würde nach verfchiedenen 
Richtungen Hin nicht ohne Bedenken fein. Sie würde namentlich 
die Konfuln an untergeordneten Plätzen allen Gefahren einer iſolirten 
Stellung und einer nicht ausreichenden Berufsthätigkeit ausfegen und 
einen, den Dienjt- ntereffen nicht fürderlichen zu bäufigen Stellen- 
wechjel im Gefolge haben. Vergl. den ftenogranhifchen Bericht 
über die Reichstagsverhandlungen von 1874 (25. Situng vom 
5. Dezember 1874). 


8.5. - 


[> 


II. Befreiungen und Vorredte. 


Die Reichsregierung erkennt, wie bereit erwähnt, weder den 
fremden Konſuln in Deutjchland die Eigenfchaft als diplomatiſche 
Perſonen zu, noch beansprucht fie diefe Eigenfchaft für die deutfchen 
Konjuln. Die deutfchen Konfuln können alfo die Vorrechte, welche 
völfervechtlich den diplomatischen Perſonen zuitehen, nicht in An- 
ſpruch nehmen. Aber es ift feit lange völferrechtlicher Gebrauch), 
den Konſuln mit Rüdfiht auf ihre amtliche Eigenfchaft gewiſſe 
Vorrechte vor andern Fremden einzuräumen. Welches diefe Vor— 
rechte find, darüber herrſcht eine übereinjtimmende Staatenpraris 
nit. Deshalb find fie häufig zum Gegenftand von Vereinbarungen 
unter den Staaten gemacht worden. Auch der Norddeutiche Bund 
it von Anfang feines Beitehens an bemüht gewefen, die Stellung 
feiner Konſuln durch Verträge zu fichern. Der Scifffahrtsvertrag 


‚mit Italien vom 14. Oftober 1867 (Bundesgefegblatt ©. 317) be- 


ſchränkte ſich noch darauf, für die beiderfeitigen Konfuln diejenigen 
Vorrechte, Befreiungen und Befugniffe zu ftipuliven, deren ſich 
die Ronfuln der meijtbegünftigten Nation erfreuen: Uber bald - 
ging der Novddeutiche Bund, fpäter das Deutiche Neich, an den 
Abſchluß umfaffender Konfularverträge. Am 21. Dezember 1868 


wurde ein folher mit Italien abgefchloffen (Bundesgeſetzblatt 


de 1869 ©. 113), welcher am 7. Februar 1972 (Neichögefegblatt 


i 


die Konfularfonventionen mit Spanien vom 


©. 134) auf das Deutfche Reich ausgedehnt wurde. Es folgten 
22, Februar 1870 
12. Januar 1872 


(Bundesgefegblatt de 1870 S. 99 und Reichsgejegblatt de 1872 
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S. 211) und mit, den Bereinigten Staaten von Amerika 


vom 11. Dezember 1871 (Neichögefeßblatt de 1872 ©. 95), ſowie 
mit Rußland vom I smbet 1874 (Meichögefekblatt de 1875 


26. November 


S. 145), welche legtere durdy die Konvention zwifchen Deutjchland | 


und Nußland über die VBetheiligung der Konfuln bei Regulivung 
—— 12. N — 
von Hinterlaſſenſchaften vom — en 1874 (Reichsgefegblatt 
de 1875 ©. 136) ergänzt wird. Die zwifchen Preußen und den 
Niederlanden am 16. Juni 1856 abgejchloffene Konvention wegen 
Qulaffung preußischer Konfuln in den niederländifchen Kolonien 
wurde durd) Deklaration vom 11. Januar 1872 (Reichsgefegblatt 
S. 67) auf die Konfuln des Deutfchen Reichs in den niederländifchen 
Kolonien ausgedehnt. Weitere Konfularverträge hat das Reich ab- 


geichloffen mit: Hawai am verran 1879 (Reichsgefeßblatt de _ 


19. September 
1880 ©. 121), Griechenland am 26. November 1881 (Meiche- 
gefeßblatt de 1882 ©. 101), Brafilien am 10. Januar 1882 
Reichsgeſetzblatt ©. 69), se am 6. Januar 1883 (Reidhs- 
gefegblatt ©. 62).  BVBeltimmungen bezügli der Zulaffung von 


Konfuln und der ihnen zuftebenden Berugniffe finden fich auch in- 


zahlreichen zwijchen dem Reiche und anderen Staaten abgejchloffenen 
Handels- und Schifffahrtsverträgen. Das Auswärtige Amt bat, 
wie bereits bemerkt, im Jahre 1878 die damals in Kraft ftehenden, 
auf das Konfüularweien Bezug babenden vertragsmäßigen Beſtim⸗ 
mungen — ſowohl die vom Reiche als die von dem früheren Zoll— 
verein bezw. einzelnen Bundesitaaten vereinbarten — veröffentlicht. 
Die letteren find noch jest infoweit maßgebend, als der Gegenjtand 
nicht durch Verträge des Reichs geregelt ift. 

Die oben erwähnten, vom Weiche abgejchloffenen Konſular⸗ 
verträge enthalten zwei Kategorien von Beſtimmungen. Einmal 
ſetzen ſie feſt, welche Vorrechte und Befreiungen die Konſuln für 
ihre Perſon, bezw. ihre Archive, Wohnungen und Amtsräume haben 
ſollen. Sodann beſtimmen ſie, welche Amtshandlungen die Konſuln 
des einen Theils in dem Gebiete des anderen Theils ausüben dürfen. 
Die Vertragsbeſtimmungen der letzteren Art ſind für die im zweiten 
Theile dieſes Buchs erörterten Verhältniſſe von Bedeutung. Hier 
ſoll auf die Immunitäten“) und Privilegien, welche die erwähnten 

*) Darunter wird bald allgemein die Befreiung von perfönlichen Leiftungen, 


bald die den Konfuln gewährte Befreiung von Verhaftung und Gefangenbaltung - 
verſtanden. 


— 
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Konfularverträge — im Ganzen übereinftimmend — den deutfchen 
Konfuln einräumen, näher eingegangen, auch erörtert werden, was 
den deutjchen Konfuln in denjenigen Staaten, mit welchen das 
Reich feine Konſularverträge abgefchloffen hat, an Vorrechten und 
Vefreiungen gewährt zu werden pflegt. Worausgefchiett wird, daß 
die vertragsmäßigen ebenjo wie die gemohnbeitsmäßigen Rechte und 
Befreiungen den Konſuln nur innerhalb ihres Amtsbezirks zuftehen. 

I. Die vertragsmäßigen Nechte der deutjchen Konfuln find 
folgende: 

a) Die Konfuln, melde deutfche Staatsangehörige bezw. nicht 
Angehörige des Landes ihres Amtsfies find bezw. nicht Gewerbe 
oder Handel treiben, dürfen nicht verhaftet oder gefangengebalten 
werden, ausgenommen, wenn eine ſolche ftrafbare Handlung vorliegt, 
welche nach der Landesgefeßgebung ihrer Nefidenz als ein fchweres 
Verbrechen (crime) angefehen wird bezw. vor das Gefchworenengericht 
gehört. Treiben fie Handel oder Gewerbe, jo kann Perſonalarreſt 
wegen Verbindlichkeiten aus Handelsgejchäften, nicht aber- wegen 
fonftiger Zivilverbindlichkeiten verhängt werden. 

In den Konfularverträgen mit Jtalien und Spanien ift die 
Befreiung von der Haft wegen leichterer jtrafbaren Handlungen nur 
den Berufsfonfuln gewährt; in den Verträgen mit Rußland, Amerika, 
Hawai, Griechenland, Serbien find allgemein die Konfuln, welce 
Angehörige des ernennenden Staates bezw. nicht Angehörige des 
Landes ihres Amtsfiges find, ald der perjünlichen Immunität theil- 
baftig bezeichnet. In lebtgedachten Ländern können mithin aud) 
deutfche Wahlfonfuln, fofern fie nicht Staatsangehörige des Landes 
ihrer Refidenz find, die ausgedehntere Haftfreiheit haben. Nach der 
erläuternden Deklaration zu dem Vertrage mit Hawai (Reichsgefeh- 
‚blatt 1880 ©. 143) ift das »Handelsgefchäfte betreiben« dahin zu 
veritehen, daß damit die Betreibung irgend eines außerhalb der fon- 
jularifchen Funktionen gelegenen, Gewinn bringenden Gejchäfts oder 
Gewerbes gemeint ift. - | 

Adgefehen von dem Schub gegen die Verfonalhaft in Zivil 
und leichteren Straffachen find die deutjchen Konſuln — auch die 
Berufskonfuln — von der Ortsgerichtsbarfeit nicht befreit”) Exterri- 
torialität fteht ihnen nicht zu, vielmehr müſſen fie vor den, nad) 
der Landesgefeggebung zuftändigen Gerichten des Landes ihres amt- 


2) Vergl. Phillimore, International Law, 2. Ausg. II. ©. 264. — Esper 
son, Diritto diplomatieo, II. 1. ©. 60. 
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liben Wohnſitzes Necht nehmen (vergl. unten $. 18 Ziffer 3). Die 


Verträge mit Nußland, Griechenland und Serbien enthalten die 
Reftimmuna, daß die Yandesgerichte den deutichen Konfuln, ‘wenn 
fie diefelben als Zeugen zu vernehmen wünfchen, ein Einladungs- 
ſchreiben — alfa nicht die gemöhnliche Vorladung mit Strafandrohung 
— zugeben laflen und“ diefelben im Fall der Verhinderung in ihren 
MWolmungen vernebmen oder ſich mit ihrem fchriftlichen Zeugniß 
begnügen follen. 

b) Die deutfchen Konſulatsarchive find unverletzlich. Die 
Landesbehörden dürfen unter feinem Worwande diefelben einjehen 
oder mit Befchlag belegen. In einigen Verträgen ift diefe Unverletzlich— 
feit dev Archive auf die Amtsräume und Wohnungen der Berufs- 
fonfuln ausgedehnt und den Landesbehörden in folde Räume einzu 
dringen nur dann geftattet, wenn es fich um Verfolgung von 
Verbrechen bandelt. 


Konfuln, welche Handelsgefchäfte treiben, müſſen die das Kon- | 


fulat betreffenden Papiere abgefondert von ihren Faufmännifchen 
Rüchern und Skripturen aufbewahren. 
ce) Die Konfuln des Reichs dürfen über dem äußeren Eingange 


ihrer Amtsräume oder ihrer Wohnungen das deutiche Wappen mit 


einer ihr Amt bezeichnenden "Infchrift anbringen. 

Diefes äußere Abzeichen fol, wie die deutſch-ruſſiſche Konſular— 
fonvention bervorhebt, vorzugsmweife dazu dienen, den betreffenden 
Seeleuten oder -Fandesangebörigen das Konfulatögebäude fenntlich zu 
machen. Ein Aſylrecht wird dadurd nicht begründet; die Konfuln 
dürfen unter feinen Umjtänden ihr Haus zu einem Zufluchtsort für 
Verbrecher hergeben, fie dürfen den Landesbehörden eine Auskunft 
darüber, ob fich ein verfolgter Verbrecher in ihrem Haufe befinde, 
niemals verweigern. 

Das von den deutfchen Konfuln zu führende Wappen ift das 
fogenannte mittlere. Es beſteht in dem fchwarzen, einföpfigen rechts— 
jebenden Reichsadler mit rothem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne 
Scepter und Reichsapfel, auf dem Bruftichilde den mit dem Hoben- 
zollernichilde belegten preußifchen Adler, über demſelben die Krone in 
der ‚form der Krone Karls des Großen. Yebtere beitebt aus einem 
goldenen Stirnreif, der aus vier größeren und vier kleineren, abwechſelnd 
neben einander geftellten, oben abgerundeten, mit Brillanten eingefaßten 
goldenen Schildchen gebildet ift. In den größeren Schildchen zeigt 
ih ein aus Brillanten zufammengefeßtes gerades Kreuz, welches _ 
in den Winkeln von gleichgeformten Kreuzlein. begleitet wird. In 


a" u a en Auen 
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den Eleineren Schildchen des Stirnreifs erfcheint der ebenfalls mit 
Brillanten beſetzte Reichsadler, über deffen Haupt ein achtitrabliger 
Stern jchwebt. 

Auf den größeren Schildchen ruhen vier goldene reichverzierte 
Bügel; welche im Scheitelpuntt, wo fie zufammentreffen, in einem 
Ranfenornament endigen, aus welchem fich der blaue, goldbereifte, 
befreuzte und mit Steinen geſchmückte Reichsapfel erhebt. Die Reichs— 
krone iſt gelb gefüttert, und eine Müte, mit Goldftoff überzogen, 
tagt über die Schilöchen des Stirnreifs bis zur balben Höhe der 
Bügel empor. Der NReihsadler ift in ein goldenes Schild geſetzt, 
welches von zwei, auf einer Konsole jtebenden, mit Eichenlaub befränzten 
und umgürteten, mit Keulen bewaffneten bärtigen wilden Männern 
gehalten wird. Vergl. Erlaß vom 3. Auguft 1871 (Reichsgefeßblatt 
©. 318 und 453), welcher durch Allerhöchites Handſchreiben an den 
Reichskanzler vom 15. Oftober 1871 ergänzt iſt. 

Abbildung des Wappens ift den deutfchen Konfulaten mittelft 
Sirkulars vom 20. März 1872 mitgetbeilt und dabei bemerkt, daß 
ftatt des befchriebenen, hierunter abgebildeten mittleren Wappens die 
Konfuln auch das Eleinere anbringen können, welches ji von dem 
mittleren dadurch unterjcheidet, daß die Konfole und die darauf 
ftehenden Schildhalter wegfallen. 


ne deutſches Konfare , , 
W 
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Die Konfulm können ferner auf dem Konfulatsgebäude oder 


auf einem befonderen Flaggenſtocke die Flagge der Kaiferlichen Marine 
oder die deutjche Handelsflagge aufziehen. Die Flagge der Kaifer- 
lichen Marine it im Grundton weiß; auf etwa zwei Fünftel ihrer 
Fänge, von der. Flaggenſtange an gerechnet, wird diefelbe durch ein 
ichwarzes, wei; gerändertes Kreuz in vier Felder getheilt; das Kreuz 
träat in dev Mitte ein Medaillon, in welchem fich der preußifche 
bevaldifche Adler befindet; das obere dev an der Flaggenſtange be- 
findlichen Felder wird durch die deutfchen Farben fchwarz, weiß und 
votb ausgefüllt und trägt in feiner Mitte das eiferne Kreuz von 
1813, derartig, daß dasfelbe mit feinem obern und untern Balken 
in den fchwarzen bezw. rothen Streifen bineinragt (AUllerhöchite 
Ordre vom 4. Juli 1867). 

Wegen der Handelsflagge |. 8. 67. 

Abbildungen der Kriegs- und Handelsflagge find den Reichs— 
fonfuln mittelft Zirkulars vom 20. März 1872 zugefertigt. 

Die Aufziehung der, Flagge ift den Konfuln in der Regel in der 
Hauptitadt des Yandes refp. an Plätzen, wo ſich eine deutjche Geſandt— 
ſchaft befindet, nicht geitattet. 


Bei dienitlichen Fahrten im Hafen fünnen die Konfuln die deutſche 


Flagge an einem im Bug aufgejtedten Flaggenſtock des von ihnen 
benußten Fahrzeuges aufziehen. : 

d) Die deutfchen Konfuln, welde die deutſche Staatsange- 
börigfeit befiten bezw. nicht Angehörige des Landes ihrer Nefidenz 
find, genießen Freiheit von Militäreinquartierung refp. von den 
an die Stelle derjelben tretenden Abgaben, von Waffendienjten aller 
Art und von andern öffentlichen Dienftleiftungen: In Italien und 
Spanien iſt auch diefe Befreiung auf Berufskonfuln befchränft. Die 
Befreiung findet ferner jtatt in Bezug auf direkte oder perjönliche oder 
Mobiliar- oder Lurusabgaben, Yeiftungen und Beiträge, feien «8 
Staat3- oder Gemeindeabgaben. Wenn die Konfuln aber Handel 
oder ein Gewerbe treiben oder Grundbefiß haben, jo werden fie 
denfelben Yaften und Abgaben und demfelben gerichtlichen Verfahren 
unterworfen, wie die Grundbefiger oder Kaufleute, welche Angehörige 
des Yandes find, d. h. fie haben alle diejenigen Abgaben zu ent- 
richten, welche auch von inländifchen Grundbefigern und Kaufleuten 
in Bezug auf Grundeigentbum oder Handel und auf das aus 
diefen Quellen bervorgehende Einfommen zu entrichten find. Auf 


Zölle, Verbrauchsiteuern, örtliche Verzehrungsiteuern, fowie auf in- 


direfte Steuern überhaupt, erjtredt fich die Befreiung der Konfuln 


u 
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nicht. Diejenigen deutſchen Wahlkonſuln, welche Angehörige des 
Landes ihres Amtsfiges, alfo nicht von Einfommenfteuer befreit find, 
haben — mie wiederholt vom Auswärtigen Amte entfchieden iſt — 
feinen Anfpruch auf Freilaſſung von dev Beſteuerung der aus ihrem 
Amte refultivenden Einnahmen, fofern dies nicht ausdrücdlich ver- 
tragsmäßig feitgeitellt ift. 

e) Die deutjchen Konfuln können — felbitverjtändlich nad) 
erhaltener Genehmigung. des Reichskanzlers, vergl. unten 8.9 — 
in den Städten, Häfen und Plätzen ihres Amtsbezixts KRonfular- 
agenten beitellen. 

f) Die Konfuln haben das Recht, behufs Abhülfe einer Ver— 
legung der Staatsverträge oder des Wölferrechts und zum Schuß der 
Intereffen ihrer Landsleute fih an die in ihrem Amtsbezirke fungi- 
renden Behörden zu wenden, um Auskunft und Abhülfe zu erlangen. 
Bleiben diefe Vorjtellungen erfolglos, fo haben fie das Beſchwerderecht 
an die Landesregierung durch Vermittelung des deutfchen diplo— 
matifchen Vertreters. und in Ermangelung eines folchen direkt. 

8) Bejondere Ehrenrechte jtehen den Konfuln in chriftlichen 
Ländern nicht zu. Daß fie dem Souverän des Landes in ihrer 
amtlichen Eigenfchaft vorgeitellt werden, ift nicht allgemein üblich, 
an: manchen Höfen fogar ausdrüdlicy ausgefchlofien. Was den 
Vortritt und andere Förmlichkeiten bei öffentlichen Feierlichkeiten 
betrifft, jo find die Konfuln. wejentlicd auf das örtliche Herkommen 
und ihren Takt angewiefen. Sie werden auf-feine Ehrenbezeugungen 
Anſpruch machen dürfen, welde nicht nach dem Gebrauch den 
Konfuln gewährt zu werden pflegen. 

Auf die Rangverhältniffe der Konſuln verfchiedener Mächte 
werden gegenwärtig allgemein die auf dem Wiener Kongreß am 
‚19. März 1815 für die Ddiplomatifchen Vertreter angenommenen 
Grundfäge angewendet. Danach rangiren die Konfuln — Wahl- 
fonfuln ebenfo wie Berufskonſuln — nad) den Graden, aljfo exit 
die Generalfonfuln, dann die Konſuln, zulegt die Vizefonfuln, in 
den einzelnen Klafjen entcheidet das Dienftalter vefp. das Datum 
- ‚der offiziellen Anzeige von dem Amtsantritt. Die englifchen General 
Instruetions beftimmen in diefer Beziehung: Consular OÖfficers 
will take rank in their respective grades amongst their col- 
leagues at the Port of their Residence in conformity with 


the Rules prescribed by the Congress of Vienna for Diplo- 
matic Agents, viz. Priority of Seniority according to Official 


Title, and to Recognition. Darüber, daß diejenigen General 
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fonfuln, welche gleichzeitig den Titel »Agent«,.» Agent politique«, 


»Commissaire«, »Commissioner« führen, feinen Vorrang vor 
nicht mit folchem Titel verfehenen Generalfonfuln anderer Mächte 
baben, bejteht gegenwärtig wohl faum noch ein Zweifel. Bei Ver- 


einiqgungen ſämmtlicher Konfuln eines Orts führt der nad) Vor— 


jtehendem dem Nange nach erite Konful (dev Doyen des Konfular- 
forps) den Vorfig. Diefem ſteht auch) die Zufammenberufung folcher 
Verfammlungen zu. Darüber, ob bei dem Zufammentreffen von 
Berufs und Wahlkonſuln nur ein Berufsfonful Doyen fein fünne, 
wird der Gebrauch, wie er fi) an dem betreffenden Orte aus- 
gebildet bat, enticheiden. So viel dem Verfaffer befannt ift, wird 
meijtentbeils fein Bedenken getragen, in folchen Fällen auch einen 
Wahlkonſul ale Doyen anzufehen. Nur vereinzelt iſt dagegen 
Widerſpruch erhoben, in den dem Verfaſſer befannten Fällen nicht 
mit Erfolg. | 

Auf das diplomatifche Ceremonial bier näher einzugehen, er- 
ſchien überflüffig, da die Anwendung auf die Konſuln nur eine 
jehr bejchränfte fein fan. Ueber die Ehrenbezeugungen, welche den 
Konſuln bei amtlichen Beſuchen auf den Schiffen der KRaiferlichen 
Marine erwieſen werden, f. 8. 64. 


Handelsichiffe biffen bei Ankunft , des Konfuls an Bord die 


Nationalflagge. 


h) Inſoweit fih in den Konfularverträgen "hie Beltimmung 


findet, daß die deutfchen Konfuln alle Vorrechte und Befreiungen 
genießen jollen, welche den Beamten desfelben Ranges der meilt- 
begünitigten Nation bewilligt find (Meiſtbegünſtigungsklauſel), können 
die deutfchen Konfuln etwa weitergehende, den Konfuln anderer 
Nationen gewährte Drivilegien und mmunitäten in Anſpruch 
nehmen, vorausgeſetzt, dat den betreffenden Konſuln in Deutfchland 
Sleiches bewilligt wird. Die deutjchen Konfuln müſſen alfo fich 
eintretenden Falls zunächit vergewiffern, daß Seitens des Deutjchen 
Reiches Reziprozität geübt wird. 

2. Letzteres gilt auch für diejenigen deutfchen Konfuln, welche 
in Yändern refidiren, mit denen das Deutfche Reich feine Konfular- 
verträge abgeichloffen bat. In folchen können die deutfchen Konſuln 
nur diejenigen Vorrechte und Befreiungen in Anfpruch nehmen, 
welche allgemein den fremden Konfuln zugeftanden werden. Eine 
Zuſammenſtellung deſſen, was einzelne Regierungen auch ohne Ver- 
trag den Konfuln bewilligen, findet fich in Calvo, Droit inter- 
national, 3. Ausg., Tb. I, ©. 516. Diefe Bewilligungen fließen 


en 


| 
| Ä 
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ſich mehr oder weniger den oben erörterten Vertragsbeſtimmungen 
an. Nur in England haben die fremden Konſuln faſt gar keine 
Vorrechte vor anderen Fremden. Was ihnen dort etwa an Rechten 
und Freiheiten eingeräumt wird, beruht mehr auf ſtillſchweigender 
Duldung, als auf Zugeſtändniß. Wie wenig weit übrigens auch 
die Duldung geht, beweiſt die Notiz in dem angeführten Werke, 
daß noch in neuerer Zeit die Archive des im Hauſe eines Engländers 
eingemietheten franzöſiſchen Generalkonſulats mit Beſchlag belegt 
und öffentlich verkauft wurden, weil ſie nach dem engliſchen Recht 
für nicht bezahlte Abgaben des Hauseigenthümers verhaftet waren. 

Im Gegenfage hierzu ift zu bemerken, daß in der Türkei und 
anderen nichtchriftlichen Ländern den Konfuln viel weiter gehende 
Vorrechte als die bisher aufgeführten zugeitanden werden. In den 
otfomanifchen Staaten haben die Konfuln das Recht der eigenen 
freien Religionsübung, doc nur inneralb ihres Wohnhaufes und 
ohne öffentliches Gepränge Sie find frei von allen perfönlichen 
Abgaben, von Mauth, Acciſe u. f. w. Die Häufer der Konfuln 
(fjowohl der Consules missi als der Consules eleeti) dürfen nicht 
mit Einquartierung belegt werden. In den Berats findet fich oft 
noch die Beitimmung, daß um dad Mobiliar des Konfuls, feine 
Speifen und Getränfe ſich Niemand kümmern joll; wenn er eine 
Reife zu machen wünfcht, fo foll weder bei feinem Geben, noch 
bei feinem Kommen, Niemand weder zu Waſſer, noch zu Lande an 
den Stationen und Anhalteplätzen fi) um ihn felbjt, feine Klei- 
dungsitüde, jeine Wferde, feine Waaren, feine Zehrung und die 
ihn begleitenden Leute auf beläftigende Weife befümmern und es 
fol ihm. Niemand beim Anfauf von Yebensmitteln umd allerlei 
Nahrung nach der Taxe des Tages und für fein Geld hinderlich 
und bejchwerlich fein; in unficheren und gefahrpollen Gegenden foll 
er fein Haupt mit einem weißen Turban umwinden und Kriegs— 
geräth führen dürfen. 

Wie bereits hervorgehoben, können die Reichskonſuln in der 
Regel*) die Gewährung von Vorrechten nur verlangen, wenn umge 


- kehrt den in Deutfchland refidivenden Konſuln des betreffenden Landes 


gleiche Rechte innerhalb des Deutfchen Reiches eingeräumt werden. 
© 83. €8 fehlen zur Zeit allgemeine Beltimmungen über die den 
fremden Konſuln in Deutichland, abgefehen von Verträgen, zu 


‚stehenden Rechte. Bon Reichswegen iſt darüber generell Nichts feit- 


) Der Türkei gegenüber wird das Reziprozitätsprinzip nicht ſtrikt durchgeführt. 
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geſetzt. Nur in einzelnen Reichsgeſetzen finden ſich Beftimmungen 


über die im Meiche tefidivenden fremden Konſuln. So ſetzt das 
Geſetz, betreffend die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht 


während des Friedenszuftandes, vom 25. Juni 1868 (Bundesgefeß- 


blatt ©. 523) im $. 4 Nr. 2 und 3 feſt, daß in Vorausfeßung der 
Gegenfeitigteit die Wohnungen der Berufsfonfuln fremder Mächte, 
fofern fie Angehörige des entfendenden Staates find und in ihrem 
Wohnort fein Gewerbe treiben oder feine Grunditüde befigen, von 
der Pflicht dev Quartierleiftung befreit find und daß eine gleiche 
Befreiung denjenigen Gebäuden und Gebäudetheilen, welche zu einem 
öffentlichen. Dienjt oder Gebrauch beitimmt find, zuitebt. 

Der 8. 21 des Gerichtsverfaffungsgefeges vom 27. Januar 
1877 (Reichsgeſetzblatt ©. 45) fchreibt vor, daß die im Reiche an- 
geitellten Konfuln der inländischen Gerichtsbarkeit unterworfen find, 


fofern nicht in Verträgen des Reichs mit anderen Mächten Ver 


einbarungen über die Befreiung der Konfuln von der inländifchen 
Gerichtsbarkeit getroffen find. 


Nach einem Bundesratbsbefchluffe vom Jahre 1883 find Em- _ 


bleme, welche den fremden Konfuln zur NRepräfentation von ihren 


Regierungen überjendet werden (MWappenfchilder, Flaggen, Siegel- 


oblaten und dergl.) von Eingangszöllen frei.*) 
Abgefehen von ſolchen für das ganze Reich ergangenen Einzel 


beitimmungen richtet fi die Stellung der fremden Konfuln in 


Deutichland nad der Gefeßgebung der einzelnen Bundesftaaten. 
Ueber die in Dreußen den fremden Konfularbeamten eingeräumten 
Befugniſſe Außert ſich eine, als Anhang zu dev früheren preußifchen 
Allgemeinen Dienft- Inftruftion abgedrudte Denkfchrift wie folgt: 
»Was die perfönlichen Immunitäten betrifft, jo ift unter 
vorausgefehter Reziprozitätsbeobadhtung angenommen, daß 
jolche fremde Konfularbeamte, welche nicht im diesfeitigen Unter: 
thanenverbande jtehen, wenn und inwieweit fie ſich diesſeits auf 
ihr Amt als Konful bejchränten und Eeinerlei Gewerbe oder Handel 
treiben, auch fein Grundftüd erwerben, von perſönlichen Lei— 
tungen und direkten Abgaben an Staat und Kommune, des— 
gleichen von militärischer Einquartierung, ganz frei zu laffen find. 
‚Freiheit von indirekten Abgaben fteht ihnen aber nicht zu; fie 
haben daher auch bei Ankunft in den diesfeitigen Staaten, abge- 


ſehen von der allgemeinen Zollfreiheit des Reifegeräths, feinen 


) Nicht Formulare, Aftendedel, Gejchäftsbücher und dergl. 
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Anfprud auf Eremtion von Eingangszöllen. Im Fall eines 
diesfeitigen Handel» und Gemwerbebetriebes oder bei Erwerbung eines 
diesfeitigen Grundſtücks kommen die betreffenden Abgaben und Lei- 
tungen zur Erhebung. 

Die perfünlichen Immunitäten der aus der Zahl der dies. 
feitigen Unterthanen gewählten fremden Konfularbeamten in Preußen 
bejtehen dagegen nur. darin, daß Ddiefelben ſich durch Subjtitute 
oder Geld-Entſchädigung von perfünlichen Leiltungen an Staat und 
Kommune, mit Ausnahme des Königlichen Militärdienites frei 
machen fünnen, und daß ihnen bei militärischer Einquartierung 
der zur Führung des Amts und zur Aufbewahrung des Archivs 
erforderlihe MWohnungsraum nicht gefchmälert werden darf. Im 
Uebrigen wird hinfichtlich der diesfeitigen AUnterthanspflichten durch 
die Zulafjung zu fremden Konfulardienften nichts geändert. Es 
gilt dies namentlich auch in Bezug auf die allgemeine Militär: 
pflichtigfeit. Daber kann folchen diesjeitigen Alntertbanen, welche 
noch zum wirklichen Dienft im jtehenden Heere verpflichtet find, 
die Annahme eines fremden Konfularpoftens überhaupt nicht ge- 
ftattet werden. Beſchränkt fih die Milttärpflichtigfeit eines zu 
fremdem Konfulardienit erwählten diesfeitigen Unterthans auf die 
Stellung in der Referve oder auf das Landmwehrverhältniß, fo wird 
ihm von der Königlichen Regierung, falls feine anderen Bedenken 
obwalten, das Exequatur zwar bewilligt, jedoch nur mit dem aus- 

drücklichen Vorbehalt der ferneren Erfüllung feiner Militärpflichten. 
Desgleichen befreit die Zulaffung zu fremden Konfularpoften nicht 
von dem Dienft als Gefhworener. Die Stellung als richter- 
liches Mitglied eines Sandelsgerichts it mit fremdem Konfular- 
dienſt nicht vereinbar. 
In Bezug auf den Gerichtsſtand der in Preußen ange— 
ſtellten Konſularbeamten, abgeſehen, von eigentlichen Dienftverhält- 
j niffen, wird Folgendes bemerkt: *) 
s Für Civilfachen und Sachen der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit jind die fremden Konfularbeamten in Preußen ohne weiteren 
perſönlichen Unterfchied im Allgemeinen den diesfeitigen Gerichten 
unterworfen, mögen fie preußifche AUnterthanen fein oder nicht, 
in welchem Ießteren Fall fie diesfeits zunächft wie andere fremde 
- Unterthanen behandelt werden, welche innerhalb der Königlichen 
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Die hier ausgefprocdene Auffaffung erleidet durch das Gerichtsverfaſſungs— 
geſetz, die Civil- und Strafprozeßordnung Modifikationen; überhaupt iſt Mehreres _ 

in der Denkſchrift veraltet. 

König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe. ar 
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Staaten einen bejtimmten Wohnfig genommen haben. Es macht 
auch feinen Unterſchied, ob das Rechtsgeſchäft, aus welchem geklagt 
wird, im Inlande oder im Auslande eingegangen ift; desgleichen 
ob der Gläubiger für feine Derfon dem nlande oder dem Auslande 
angehört. Dabei erfeimt aber die Königliche Negierung das frühere: 
beimatbliche Civilforum des fremden Alntertbanen, der auf dies- 
feitigem Gebiete eine fremde Konfularitelle bekleidet, als noch fort 
beitebend an, joweit darauf unbeschadet den diesfeitigen Jurisdiftions- 
befugniffen gleichzeitig Anfpruch gemacht werden fann. Es kann 
mitbin ein doppelter perfönlicher Gerichtsitand begründet fein, bei 
welchem der Gläubiger die Wahl bat. 

Sinfichtlic dev Kriminalſachen gilt dagegen die Negel, daß 
foldye fremde Konfularbeamte, welche fich nicht in dem preußifchen 
Untertbansverbande befinden, jobald fie diesfeits weder Handel nod) 
Gewerbe treiben, auch Fein Grundſtück befigen, von der diesfeitigen 
Serichtsbarkeit ausgenommen find, und daß daher ein in Diefe 
Kategorie fallender Verbrecher an diejenige Negierung, in deren 
Konfulardienit ev fteht, Behufs dev Unterfuhung und Beitrafung 
zu überlaffen fein würde.*) Diefe Exemtion würde ſich indeffen immer 
nicht auf foldye jtrafgefeglich verbotene Handlungen erftreden fünnen, 
durch welche die eigenen diesfeitigen Staatsrechte unmittelbar ver- 
(et werden, ingleichen nicht auf folche Fälle, wo das Intereffe der. 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit es exheifcht, den Schuldigen 
jofort zur Verantwortung zu ziehen. 

Die dem diesfeitigen Untertbansverbande angehörenden fremden 
Konfularbeamten ftehen im Allgemeinen auch binfichtlid der Straf- 
ſachen ausschließlich unter der diesfeitigen Gerichtsbarkeit. Des- 
gleichen würde die diesfeitige Kriminalgerichtsbarfeit bei ſolchen 
nicht dem diesſeitigen AUnterthansverbande angebörenden fremden 
Konfularbeamten Platz greifen, deren diesfeitige Beziehungen ſich 
nicht auf das Amt als Konſul befchränfen. 

Was nod) insbefondere die Frage wegen der biesfeitigen Ver- 
baftung eines fremden Konfularbeamten betrifft, fo ift e8, und 
zwar ohne Unterjchied, ob ein Verbrechen dazu Anlaß giebt, oder 
ein Drivatverhältniß, wie leßteres bei dem Givilfchuldenarreft ob- 
waltet, unter der Vorausfegung fonftiger gefeglicher Begründung, 
an und für fi) unbenommen, eine Maßregel diefer Art eintreten 
zu laffen, gleichviel welchem Staate der zu verhaftende Konfular- 


) Anders nah $ 21 des Gerichtsverfaffungsgefeßes. 
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beamte als Unterthan angehört. Doch iſt vorbehalten, der be- 
treffenden fremden Regierung vorkommenden Falls davon Nachricht 
zu geben, damit diefelbe wegen der anderweitigen Vertretung des 
Konfulardienftes ihre Mapregel treffen könne. 

Eine ähnliche Kommunikation iſt aucd außer dem Fall der 
Verhaftung für vorbehalten zu erachten, ſobald es fich um die 
Einleitung eines diesjeitigen Kriminalverfahrens gegen einen in den 
Königlichen Staaten angejtellten fremden Konfularbeamten handeln 
follte. 

Uebrigend würde die in den preußischen Gefegen zunächit für 
den Civilperfonalarreit aligemein vorgefchriebene Beobachtung von 
Schonung gegen Fremde von einigem Nang auch einem Consul 
missus zu Theil werden. Abgefehen von diefer Schonung bei Ver- 
baftungen können fich aber die fremden Konfularbeamten in den 
Königlichen Staaten, foweit fie der diesfeitigen Gerichtsbarkeit 
unterworfen find, den Formen, welche für die Ausübung derfelben 


allgemein vorgefchrieben find, weder in Kriminal- noch in GCivil- 


fachen entziehen.« 
Sp meit die preußifche Denkfchrift. Ueber die Rechte der 


fremden Konfuln in den anderen Bundesſtaaten fehlen mit geringen 


Ausnahmen*) Veröffentlihungen. Doc) bewilligen die Regierungen 
der außerpreußifchen Staaten im Wefentlichen den fremden Konfuln 
diefelben, zum Theil fogar weitergehende Nechte ald diejenigen, 
welche Preußen einräumt. 

Die Eonfularifchen Brivilegien und Immunitäten ftehen im 
Allgemeinen lediglih den Konfuln zu. Nur ausnahmsweife 
werden den Familiengliedern und Beamten der nicht Handeltreibenden 


und nicht mit Grundftücden angefeffenen abgefandten Konfuln einige 


Vorrechte zugeftanden; in der Regel nehmen diefelben an den fon- 
fularifchen Vorrechten und Befreiungen nicht Theil. Vergl. Art. 3 
des deutfch - amerifanifchen Konfularvertrags. In der deutſch— 
ruſſiſchen Konſularkonvention ift den nicht, Sandel- oder. Gewerbe: 
treibenden Kanzlern und Sefretären der Generalfonfuln und Kon- 
fuln, fofern fie Angehörige des ernennenden Staats find, Freiheit von 
Militäreinguartierung und Militärlaften, ſowie von direkten Steuern 


zugeſichert, auch find ihnen anderweite Vorrechte und Exemtionen 
gewährt. Im der Türkei haben bei. den Generalfonfulaten zwei, 
g e { —————— — 


blatt für Bayern Nr. 24 de 1881. 


u, 
a 


——— — —— — 
-°) Vergl. z. B. die Bekanntmachung vom 4. Oktober 1881 in dem Finanz- 


a 
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x 


36 


bei den Konfulaten einer der Beamten unter gewiffen Voraus 
ſetzungen Zollfreibeit. Wenn Kanzler oder Sefretäre im Falle Todes, 
Abweſenheit oder fonitiger Verbinderung eines Konſuls die konſu— 
larifchen Amtsbefugniffe ausüben, fo gebühren ihnen auch die fon» 
fularifchen Vorrechte und Befreiungen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Vorschriften, welche den KRaiferlich deutfchen Konfuln bei 
Ausübung des Amts zur Nichtichnur dienen. 


8.6. 


I. Einleitende Bemerkungen. 


Das zweite Alinen im $. 1 des Konfulargefeges fchreibt vor, 
daß die Neichsfonfuln bei ihrer amtlichen Thätigkeit nach den 
Reichsgeſetzen und den ihnen ertheilten Inſtruktionen fich zu richten 
und die durch die Gefege und Gewohnheiten ihres Amtsbezirks ge- 
botenen Schranfen einzubalten baben. Es find alfo zweierlei Arten 
von Beitimmungen, welche fich der Konſul ſtets gegenwärtig balten 
muß: die von der deutfchen Reichsgewalt exlaffenen pofitiven Vor— 
jchriften, auf Grund deren er überhaupt irgend eine amtliche 
Ihätigfeit ausüben kann, und die einjchränfenden Beitimmungen, 
welche von der Stantsgewalt desjenigen Yandes ausgehen, in dem 
er reſidirt. Beide Arten von Beltimmungen ergänzen, rejp. ber 
ſchränken fich gegenfeitig. Die deutichen Konſuln können die aus 
dem Ronfulargejeg u. ſ. w. hervorgehenden Amtsbefugniffe nur aus- 
üben, wenn und joweit die Regierung des Landes ihrer Refidenz 
es geitattet. Und umgekehrt, die von der Landesregierung zus 
gelafjenen Amtshandlungen fünnen die deutichen Konſuln nur vor- 
nehmen, wenn und joweit ihre Zuſtändigkeit durch das Konfular- 
geſetz und fonftige Reichs- oder Yandesgefege begründet ift. Im 
letzterer Beziehung mag 3. B. hervorgehoben werden, daß die 
deutjchen Konfuln in Italien ungeachtet der Beſtimmung im Art. 11, 
Ziff. 7 des deutjch-italienifchen KRonfularvertrags Vormundichaften 
über preußifche Staatsangehörige nicht einleiten dürfen, weil jo 
wenig die Reichs» als die preußifche Geſetzgebung ihnen das Recht 
zur Einleitung von. Vormundfchaften giebt. Diefe Beſchränkung 
ergiebt fih aus den Worten des Vertrags »den Gefeßen ihres 
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Landes entjprechend.« Sollte die beitehende Gefegebung eines 
Bundesjtaats dem Konful diefes Necht zur VBormundfchaftsführung 
gewähren, jo würden auch die deutjchen Konfuln in Italien be- 
züglid) der Angehörigen dieſes Bundesſtaats Vormundſchaften 
einleiten können. Vergl. auch $. 20 Anm., $. 43 in fine und 8. 44 
Anmerkung. 
SA 
I. Poſitive Vorfchriften. 

Von den die Zuftändigfeiten der deutfchen Konfuln begrün- 
denden Vorfchriften kommen bier die Neichsgefege, zunäcit das 
Konfulargefeß, ferner die Allgemeine Dienft- Inftruftion, endlich 
diejenigen jpeziellen Anweifungen in Betracht, welche der Neichs- 
fanzler den Konfuln zugehen läßt. 

1. Die Gejege des Norddeutjchen Bundes find in dem Bundes- 
geſetzblatt enthalten, welches feit dem 2. Auguit 1867 in Berlin 
erfchienen ift. In Folge des Verfaffungsbündniffes des Norddeutjchen 
Bundes mit den füddeutschen Staaten wurde ein großer Theil der 
bis dahin im Norddeutichen Bunde ergangenen Geſetze (Bundes- 
gejeßblatt de 1870 ©. 647) zu Gefegen des neuen Bundes erklärt. 
Das Gefeß, betreffend die Verfaſſung des Deutjchen Reichs, vom 
16. April 1871 (Reichsgefeßblatt ©. 63) bezeichnet dieſe Geſetze als 
Reichsgeſetze mit dem Hinzufügen, daß, wo in denfelben von dem 
Norddeutfchen Bunde, deffen Verfaffung, Gebiet, Mitgliedern oder 
Staaten, Indigenat, verfaffungsmäßigen Organen, Angehörigen, 
Beamten, Flagge u. |. w. die Rede iſt, das Deutjche Reich und defjen 
entfprechende Beziehungen zu verftehen find. Für Bayern wurde 


- die Einführung diefer Gefege als Reichsgeſetze der Reichsgeſetzgebung 


a 


vorbehalten. Durch das Gefeß vom 22. April 1571 (Bundesgefeß- 
blatt S. 87) und andere fpätere Gefege iſt demnächſt eine Reihe 
diefer Bundesgefege, darunter das Konfulargefeß, in Bayern ein- 
geführt.: 

Seit dem 8. Mai 1871 bat das Bundesgefehblatt * Titel 


Reichsgeſetzblatt angenommen. Dasſelbe wird im Reichsamte 


des Innern herausgegeben und iſt im Kaiſerlichen Poſt-Zeitungs— 
amte zu Berlin zu haben. Nach Art. 2 der Reichsverfaſſung be— 
ginnt die verbindliche Kraft eines Neichsgefeges mit dem vierzehnten 
Tage nach. Ablauf desjenigen Tages an welchem das betreffende 
Stüd des Reichsgeſetzblattes in Berlin ausgegeben worden iſt, fofern 
nicht in diefem publizierten Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner 
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verbindlichen Kraft beitimmt ift. Der Tag der Ausgabe findet ſich 
auf jeder Nummer des Reichsgeſetzblattes angegeben. Der auf 
gehobene $. 24 Alinea 2 des Konfulargefeges hat ebenfo wie der 
an die Stelle getretene $. 47 des Gefeges über die Konfulargerichts- ⸗ 
barkeit vom 10. Juli 1879 (Neichsgefegblatt ©. 197) nur die 
Anwendung diefer Gejege in den. Konfulargerichtsbezirfen im Auge. 

I. Daß die Allgemeine Dienit - Inftruftion nebjt Nachtrag 
auch dem größeren Publikum zugänglich ift, wurde bereits oben 
Seite 6 angeführt. 

3. Spezial - Inftruktionen find zunächſt für Die betreffenden 
Konfulate beitimmt. Soweit diefelben für das Publikum Interefle 
haben, werden fie in dem, im Neichsamte des nnern herausgegebenen 
Gentralblatt für das Deutfche Reich veröffentlicht. Letzteres 
ericheint in Carl Heymann’s Verlag feit Anfang des Jahres 1873 
in der Regel wöchentlich einmal. Es enthält allgemeine Verfügungen 
des Reichsamts des Innern und der von’ legterem reſſortirenden 
Behörden, des Auswärtigen Amts, des General-Poſtamts und der 
General-Telegraphendirektion. Das Auswärtige Amt veröffentlicht 
in demſelben Mittheilungen über die Ernennung von Reichsgeſandten 
und Reichskonſuln, ſowie über die Vertretung der letzteren, über 
die Ermächtigung von Konfuln zu Eheſchließungen, Eidesabnahmen, 
über die Zuweiſung von Jurisdiktionsbezirfen, desgleichen allgemeine 
Verfügungen an die Reichskonfuln, endlich” Bekanntmachungen - über 
Akkreditirung von Gefandten bei dem Neiche und über Die Ertheilun 
des Erequatur an die Konfuln fremder Mächte. — 


88. 


[> 


II. Einfhränfungen. — Exequatur. 


Keine Regierung ift an ſich verpflichtet, fremde Konfuln in 
ihrem Gebiete zuzulaffen. Daher müffen die Regierungen, welche 
Konfuln im Auslande beitellen wollen, die Zulaffung derfelben durch 
förmliche Verträge oder durd) Uebereinfommen für den einzelnen 
Fall erwirken. Außerdem bedarf es noch einer ausdrücklichen Zu- 
ftimmung der Landesregierung in Bezug auf die Perſon des ein- 
zelnen Konful® und in Bezug auf den Ort, wo derjelbe feinen 
amtlichen Wohnfit nimmt. Dieſe Zuftimmung wird durch das 
fogenannte Exequatur (in der Türkei Berat genannt) ertheilt. 

Die Form des Exequatur ift in den einzelnen Ländern ver- 
fehieden. In manden Staaten wird die Zulaffung in einem fürm- 
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lichen, von dem Souverän oder dem Chef der Exefutivgewalt unter- 
zeichneten Patente ausgefprochen. Dieſes Patent wird dem Konful 
zugefertigt, welcher es demnächſt bei der oberjten Behörde feines 
Amtsbezirfs Behufs der Einregiftrirung vorlegen muß, wenn nicht 
die Benachrichtigung dieſer Behörde bereits durch die Yandesregie- 
rung erfolgt jein follte. In anderen Staaten — und dies ift auch 
der Gebrauch im Deutjchen Neiche*) — erhält der Konful einfach 
den fchriftlichen Bejcheid, daß ihm das Exequatur ertbeilt ift und 
daß die Behörden feines Amtsſitzes die erforderlichen Anweifungen 
erhalten haben. 

Nachgeſucht wird das Erequatur für die Reichskonſuln in der 
Regel Durch Vermittelung des betreffenden Kaiferlichen Gefandten, 
‚welchem Seitens des Reichskanzlers das Patent des Konfuls zu 
diefem Behufe zugefandt wird. Iſt ein NReichsgefandter in dem 
Lande, wo der Konſul amtiren joll, nicht beglaubigt oder kann 
aus amdern Gründen das Erequatur nicht auf diplomatiſchem 
Wege erwirkt werden, jo müffen die Konſuln dasjelbe für fih und 
die ihnen etwa untergeordneten Organe in der an ihrem Amtsjite 
berfömmlichen Weife nachluchen. Sie haben alsdann dem Reichs— 
fanzler von der Ertheilung des Exequatur berichtliche Anzeige zu 
erftatten. In denjenigen Ländern, wo ein Reichstonfulat bisher noch) 
nicht beitanden bat, wird der Konful zwedmäßig Abjchrift der be- 
treffenden Urkunden oder Schriftitüde diefem Berichte beizufügen 
haben. Sollten die Bedingungen, unter welchen das Exequatur 
ertheilt wird, ungünjtiger fein, als fie den Konfuln anderer Staaten 
an demfelben Orte gejtellt find, oder follten fie nicht durch Die 
Reziprozität gerechtfertigt werden, fo beftimmt die Allgemeine Dienft- 
Inſtruktion, daß der Konful vor Antretung feiner Funktionen zu 
berichten, oder, falls bei großen Entfernungen aus dem Verzuge 
den Intereffen des Deutichen Reichs weſentlicher Nachtheil erwachſen 
würde, feine Amtswirkjamteit nur unter geeignetem en an- 
zutreten habe. 

Wenn die Landesregierung fich veranlaßt finden ſollte, einem 
Kaiſerlichen Konſul das ertheilte Exequatur zu entziehen, — was 

) Fremden Konſuln, welche für das Deutſche Reich beſtellt find, wird das 
Exequatur von dem Auswärtigen Amte Namens des Deutſchen Reichs ertheilt, aus— 
waärtige Konſuln, welche nur für das Gebiet eines einzelnen Bundesſtaats ernannt 
find, erhalten das Erequatur teils von der Regierung diejes Staates (vergl. Schluß— 
protofoll zu dem Bündnißvertrage des Norddeutſchen Bundes mit Bayern Ziffer X, 


Reichsgefegblatt de 1871 ©. 25), theils nad) Einvernehmen mit diejer Regierung 
von der Reichsregierung. 
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übrigens faum ohne worheriges Benehmen mit der Kaiferlichen 
Regierung geicheben wird, — fo hat der Konful möglichit für 
einitweilige Sicherſtellung der von ibm wahrzunehmenden nterefjen 
Sorge zu tragen und unter ausführlicher Darlegung des Sad) 


verbalts und der die fremde Negierung leitenden Beweggründe, jo- - 


weit fie ihm befannt find, weitere njtruftionen vom — 
Amte zu erbitten. 

Diejenigen Konſuln, welche gleichzeitig diplomatiſche — 
(Miniſterreſident, Geſchäftsträger) ſind, erhalten außer dem Patent 
ale Konful noch ein Beglaubiqungsfchreiben (lettre de er&ance) 
für den Chef der Exefutivgewalt oder den Minifter der Auswärtigen 
Angelegenbeiten des fremden Staats. Mit Entgegennahme des 


Beglaubiqungsichreibens it der betreffende Konful in feiner diplo— 


matifchen Eigenfchaft amerfannt, ohne daß ein bejonderer Aner- 
fennungsaft Seitens dev fremden Staatsgewalt erfolgt. Ob der 
Konſul lediglich dieſe diplomatiſche Eigenfchaft geltend zu machen, 
oder noch das Erequatur als Konful nadyzufuchen bat, hängt von 
dem Herfommen und der vom Neichsfanzler im jpeziellen Falle er— 
“ tbeilten Inftruttion ab. 

Die Julaffung der Konfuln Seitens der fremden Regierung 
erfolgt immer nur unter dem ausdrüdlichen oder ftillfehweigenden 


Vorbehalte, dab diefelben Nichts’ gegen die Gefege des Landes vor _ 
nebmen. Der $. 1 des Konfulargefeges verpflichtet daher die deutfchen 


Konfuln, bei Ausübung ihres Amts die durch die Gefeße und die 
Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schranken einzubalten. 
Die Allgemeine Dienft- \njtruftion erläutert dies näher, wie folgt: 
„Wäre z.B. in dem Amtsbezirke des Konfuls die Aufnahme von 
Vollmacten, Verträgen und andern Akten der frenvilligen Gerichts- 
barfeit den Yandgerichten oder Notaren vorbehalten, jo würde der 
Konful von den, ihm in SS. 16 ff. des Konfulargefeges beigelegten 
Notariatsbefugniffen feinen Gebrauch machen dürfen. Das Konfular- 
geſetz jeßt lediglich feit, welche amtliche Zuftändigfeiten Die Reichs— 


gewalt den deutſchen Konfuln — bat; damit aber letztere 


dieſe Befugniffe wirklic” ausüben können, muß die Ausübung nad) 
den Gejegen oder Gewohnheiten des betreffenden Landes zuläffig 
oder den deutichen Konſuln durch befondere Ronfularkonventionen, 
efp. andere Staatsverträge gejtattet fein.« 
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Dritter Abſchnitt. 
Organifation der Kaiferlich deutjchen Konfulate. 


8770, 
I. Klaffifitation. — Amtsbezirke. 

1. Wie der 8. 2 des Konfulargefeßes ergiebt, zerfallen die 
deutfchen Konfulate ebenfo wie diejenigen anderer Staaten in 
Generalkonfulate, Konfulate und Vizefonfulate. Im Allgemeinen 
haben die Vorjteher aller drei Konfularämter völlig gleiche Amts- 
befugniffe und Amtspflichten. 

Die Konfulate bilden die Negel. An befonders wichtigen 
lägen find Generalfonfulate, an Diten von untergeordneter Be- 
deutung Vizefonfulate errichtet. Zum Theil bilden, wenn in einem 
Staate mehrere deutſche Konfulate vorhanden find, dieſe ein 
gejchloffenes Ganze (etablissement consulaire) mit einem General- 
Eonful an der Spite in dem Sinne, daß der Generalfonful die 
Gleihmäßigfeit der konſulariſchen Amtsführung überwacht, und zu 
diefem Behufe den einzelnen Konfuln Anweifungen — fei e8 aus 
eigenem Antriebe, jei e8 auf höhere V zugeben läßt. 
Aehnlich ift in manchen Ländern das Verhältniß des Neichsfonfuls 
zu nachgeordneten Vizefonfulaten. Zuweilen jedoch hat die Bezeich- 
nung al3 Generalfonful lediglich eine Außerliche Bedeutung, indem 
fie in einzelnen Fällen als Titel verliehen wird, um die Stellung 
des betreffenden Beamten gegenüber den Ortsbehörden und feinen 
Kollegen . zu fichern. Der Titel Vizefonful wird bei manchen 
Konfulaten dem eriten Beamten gegeben. Hier fommen nur die 
jenigen Wizefonfuln in Betracht, welche als Vorjteher eines Vize- 
fonjulats mit ſelbſtſtändigem Exequatur verfehen find. 

2. Für die einzelnen Konfulate it ein bejtimmter Amtsbezirk 
feftgefeßt, deſſen Abgränzung in dem Verzeichniß der Kaiferlich 
deutjchen Konfulate (S. oben Seite 6) kenntlich gemacht iſt. nner- 
halb der räumlichen Grenzen ihres Bezirks üben alle Konfuln die 
gleichen Amtsbefugniſſe aus, gleichgültig, welchen Amtscharakter 
ſie führen. 

Konſuln und Vizekonſuln dürfen ebenſo wie der Generalkonſul 
unmittelbar an den Reichskanzler und den betreffenden Kaiſerlichen 
Geſandten berichten und empfangen von dieſen direkte Weiſungen. 





Sind fie jedoch einem Generalkonſul beziehungsweiſe Konſul unter 


⸗ 


Fe 


R | 
geordnet, fo müffen fie, in allen Angelegenheiten allgemeiner Natur 
ji) der Vermittelung des Generalfonfuls (Konfuls) bedienen. Dies 
it in der Allgemeinen Dienft- Injtruftion zu $. 3 ausdrüdlic aus: | 
gefprochen und muß namentlich der Fall fein, wenn es fih um 
die Beziebungen der Konfuln zu der Negierung oder zu den Behörden. 
des Yandes ihrer Nefidenz handelt. 

Die deutſchen Konfuln können nad zuvor eingeholter Ge- 
nebmigung des Meichsfanzlers an Plätzen ihres Amtsbezirks 
Konfularagenten bejtellen. Dieſe find feine ſelbſtſtändigen 
Organe des Neichs, fie haben vielmehr nur die Beltimmung, dem 
Konful bei-Ausübung feiner Funktionen zur Hand zu gehen. Sie 
handeln jtets im — ein für allemal oder für einen fpeziellen Fall 
ertbeilten — Auftrage des Konfuls und unter deflen Verantwort- 
lichkeit. Es können ihnen nur folche Gefchäfte übertragen werden, 
welche feine obrigfeitlihen Befugniffe vorausfegen, daher fie aud) 
ein Dienftjiegel nicht führen dürfen. Die Allgemeine Dienftinftruftion 
zu 8. 11 des Konfulargejeges enthält Näheres über ihre Thätigkeit 
im Einzelnen. Die im Allgemeinen deutjchen Sandelsgejeßbuche 
und dem Gefeße vom 25. Oktober. 1867, betreffend die Nationalität 
der Kauffabrteifchiffe >c., den Konfuln übertragenen Befugniffe- 
jtehen den Konfularagenten nicht zu. , 





$. 10 
85. 4U. B 
U. Unterordnung unter die Kaiferliden Gefandten. 


Als das Bundes-Konfulargefeg vom 8. November 1867 ev: 
laffen wurde, exijtirten noch feine diplomatifchen Vertreter des 
Bundes. Das Gefeg enthält deshalb feine Beſtimmungen über die 
amtlichen Beziehungen zwifchen den Gefandten und den Konfuln. 
Nachdem jedoch im Dezember 1867 mit der Beglaubigung von 
Geſandten im Namen des Norddeutichen Bundes begonnen worden 
war, wurden Ddiefelben als Mittelglieder zwifchen den Konſuln und 
der oberjten Bundesbehörde aufgeitellt. Die Konfuln wurden an- 
gewiefen, fi) an die Gefandten mit der Bitte um Unterftügung zu 
wenden, wenn ihnen in einzelnen fällen *) in Bezug auf ihre amt- 
liche Wirkjamfeit Seitens der Ortsbehörden Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt werden follten. Die an fie aus diefem Anlaß ergebenden 
gefandtichaftlichen Verfügungen batten fie auszuführen. Auch ward 








*) Allgemeine Weifungen in materieller Beziehung an die Konfuln zu erlaffen - 
find die Gejandten ohne befondere Ermächtigung des Reichsfanzlers nicht berufen. 
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den Konſuln aufgegeben, alle inftruftionsmäßig an den Bundes: 
fanzler zu richtenden Berichte allgemeinen Inhalts unter fliegendem 
Siegel durch die Hand des Gefandten gehen zu laffen oder, wenn 
dies nicht thunlich fein follte, ihm abſchriftlich, reſp. auszugsweife 
mitzutbeilen. Diefe amtlichen Beziehungen zwifchen den deutjchen 
Geſandtſchaften und Konfulaten find nad) Errichtung des Deutjchen 
Reichs weiter entwidelt. Vergl. die Allgemeine Dienftinftruftion 
zu 8.3. In Bezug auf einzelne Länder find befondere Inſtruktionen 
über die Refjortverhältniffe ergangen. Wo dies nicht der Fall ift, 
ergeben fich die Beziehungen zwifchen den Gefandten und den Kon- 
ſuln ebenfo wie diejenigen zwifchen den Generalfonfuln und den, 
den legteren nachgeordneten Konſuln aus der Natur der dienjtlichen 
Aufgaben. Haben beide Theile nur die Förderung der Sache im 
Auge, jo werden Kompetenzkonflikte faum vorkommen können. 


SR 
III... Oberjte Aufſichtsbehörde. 

Der Artikel 4 der Neichsverfaffung weit der Beauffichtigung 
des Reichs und der Gefeßgebung desfelben unter anderen Angelegen- 
heiten auch die Anordnung gemeinfamer Eonfularifcher Vertretung 
zu) Der Reichstanzler bat im Namen Seiner Majeftät des 
Kaifers die Verwaltung und Beaufjihtigung derjenigen Angelegen- 
heiten zu leiten, welche dem Neiche durch die Verfaffung zugemiefen 
find. Er ift alfo, wie dies auch der 8. 3 des Konfulargefeges aus- 
drücklich ausſpricht, dev oberite Vorgefegte der Kaiferlichen Konfuln. 
Im Fall der Verhinderung des Reichsfanzlers kann auf feinen An- 
trag vom Kaiſer ein Stellvertreter ernannt werden (Geſetz vom 
17. März 1878, Neichsgefegblatt ©. 7). 

Durch Bundespräfidial-Erlaß vom 12. Auguft 1867 (Bundes- 
gejegblatt S. 29) war unter dem Namen Bundestanzleramt 
(ſpäter Reichsfanzleramt) eine Behörde errichtet »für die dem Bundes- 
kanzler obliegende Verwaltung und Beauffihtigung der, durch Die 
Verfaffung des Norddeutichen Bundes zu Gegenjtänden der Bundes- 
verwaltung gewordenen, bezw. unter die Aufficht des Bundes— 
präfidiums geftellten Angelegenheiten«. Diefer neuen Behörde war 
auch die alsbald in Ausficht genommene Organifation und Beauf- 
fihtigung der Bundesfonfulate übertragen worden. Nachdem jedoch 
der Reichstag unterm 17. Juni 1868 bejchloffen hatte, den Kanzler 


zu erfuchen, die Einverleibung der Geſammtkoſten für die auswärtige 


Vertretung des Bundes in den Bundeshaushalts-Etat für 1870 
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zu veranlaffen, wurde das Auswärtige Amt al eine weitere, 
dem Kanzler unterjtehende Verwaltungsbehörde errichtet, und in 
Uebereinitimmung mit .einer allgemeinen jtaatsrechtlihen Praxis 
demjelben die Aufſicht über das Konfularwefen übertragen (Zirkular- 
erlah des Kanzler: vom 30. Januar 1870). Die deutichen Konfulate - 
find mithin nicht mehr dem — inzwifchen durch Kaiferliche Ver— 
ordnung in das Neihsamt des Innern umgewandelten — 
Meichskanzleramte, jondern dem Auswärtigen Amte des Meichs 
untergeordnet. 

In Yeitung des Auswärtigen Amtes fungirt der Staats: 
ſekretär als jtändiger Vertreter des Neichsfanzlers. In Bebinde- 
vungsfällen wird er von dem Unterjtaatsfefretär vertreten. Das 
Auswärtige Amt zerfällt in zwei Abtheilungen*), von denen die 
erjte die politischen Angelegenheiten, die zweite unter Anderen die 
Konfularangelegenbeiten bearbeitet. Letztere wird von dem Direktor 
geleitet. Dev Direktor unterzeichnet die an die Konſuln ergebenden 
Erlaffe im Auftrage des Neichsfanzlers, ſoweit diefelben nicht von 
dieſem ſelbſt oder in deſſen Vertretung von dem Staatsfefretär 
" bezw. Unterjtaatsjefretär vollzogen werden. In Abweſenheit des 
Direktors unterzeichnet in der Negel ein Nat der Abtheilung. 
Die Derjonalverhältniffe de8 Auswärtigen Amts ergeben ſich aus 
dem amtlichen Handbuche für das Deutjche Rei (f. oben ©. 6). 

| $. 12. 
IV. Verhältniß zu den einzelnen Bundesregierungen 
und zu den inländifchen Behörden. 


Die Reichstonfuln, deren oberjter Vorgefegter nach Inhalt des 
vorigen Paragraphen der Neichsfanzler ift, find nicht die Unter- 
gebenen der einzelnen Bundesregierungen. Doch ift im Alinea 2 
$. 3 des Konfulargefeges den Konfuln zur Pflicht gemacht, in be- 
jonderen, das ntereffe eines einzelnen Bundesſtaats oder einzelner 
Bundesangehöriger betreffenden Gefchäftsangelegenheiten an die Re— 
gierung desjenigen Staats zu berichten, um" deifen befonderes n- 
tereſſe es ſich handelt, oder dem die betheiligte Privatperſon an- 
gehört. Dies bezieht ſich namentlich auf Nachlaßfälle und Zivil 
jtandsangelegenheiten. Die Regierung eines Bundesitaats kann den 
Konfuln in ſolchen Angelegenheiten Aufträge ertheilen und unmittel- 


*) Inhalts des Etats für 1885/86 bejteht die Abfiht noch eine dritte Abs 
tbeilung mit einem eignen Diveftor einzurichten. 
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bare Berichterftattung von ihnen verlangen. Ueber Speziell preußifche 
Angelegenheiten iſt jedoch, befonderer Beſtimmung zufolge, nicht an 
das preußiſche Minifterium, fondern an das Auswärtige Amt des 
Deutſchen Reichs zu berichten. 

Die Allgemeine Dienit- Inftruftion überläßt e8 dem Takt und - 
der Erfahrung des Konfuls, die Grenze zwifchen allgemeinen und 
befonderen Angelegenheiten zu ziehen. Sie fagt in Bezug bievauf: 
»Alnter den erjteren (den allgemeinen Angelegenheiten) find alle die- 
jenigen Angelegenheiten zu verftehen, bei welchen das Neich als 
folche8 oder ganze Klaffen von Neichsangehörigen betheiligt find. 
Findet fih alſo der Konful beifpielsweife veranlaßt, über Anoxd- 
nungen zu berichten, welche die Negierung des Landes feiner Nefi- 
denz über Zölle, Schifffahrtsabgaben und dergleichen exlaffen bat, 
ſo find diefe Berichte an den Neichskanzler zu richten. Wenn e8 
fi) dabei um erhebliche Thatſachen handelt (3. B. Eintritt oder ° 
Aufhebung von Blokaden, Veränderung von Leuchtfeuern und See- 
tonnen, Anordnung von Schifffabrtsabgaben und dergleichen), deren 
jchleunige Kenntniß für einige Bundesſtaaten befonders wichtig it, 
jo bat der Konful gleichzeitig eine. Mittheilung an die betreffenden 
Negierungen gelangen zu laffen.« 

-  Umgefehrt werden Berichte, welche aus Anlaß einer fpeziellen 
Gefchäftsangelegenheit an eine Bundesregierung erjtattet werden, 
zur Kenntniß des Reichskanzlers zu bringen fein, wenn fie gleic)- 
zeitig ein allgemeines Intereſſe darbieten. 

Direkter Verkehr mit den Behörden der Bundesjtaaten in 
fpeziellen Gefchäftsangelegenheiten iſt im Allgemeinen zuläffig, in 
manchen Fällen — vergl. $. 66 I. 2e. dieſes Buchs — fogar aus- 
drüdlich worgefchrieben. Wenn dem Konful Zweifel über die Zu- 
ſtändigkeit inländifcher Behörden beigehen ‚ fo bat ev an das Aus- 
munise Amt zu berichten. 


Vierter Abſchnitt. 
Perſönliche Verhältniſſe der deutſchen Konſuln. 
Br 
I. Bedingung der Julaffung. 


% Mie bereits S. 22 bemerkt, find die deutfchen Konfuln der 
Mehrzahl nad) Wahlkonfuln. Darüber, auf welchem Wege die 


* 
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Berufsfonfuln ſich die, zur erfolgreihen Ausübung ihres Amts 
erforderlichen Kenntniffe zu erwerben haben, fehlt e8 an fpeziellen 
Beftimmungen: eine befondere Konfulatsfarriere giebt es nicht. 
Um allen an fie. dienitlich geitellten Anforderungen gerecht werden 


zu können, bedürfen die VBerufsfonfuln, auch diejenigen, welche 


bereits in andern Fächern des Staatödientes thätig geweſen find, 
der Erfahrung als einer unentbehrlichen Yebrmeifterin. Im Kon- 
julatsdienft bat die Praxis ein größeres Gewicht als in andern 
Iweigen des Meichsdienites. Aber die dienftliche Erfahrung allein 
genügt nicht; erſt an der Hand der Wiffenfchaft vermag ſich der 
Konful über das Niveau des, Moutinierd zu erheben. Und das 
muß er. Die Aufgaben des Konfuls fchreiben die Richtung feiner 
Studien vor. Zunächſt dazu berufen, Handel, Verkehr und Schiff 
fabrt zu fördern, wird der Konful fi mit dem Handels und 
Seerecht Deutjchlands und des Yandes feiner Nefidenz befannt 
machen und fich durch eingehende handelswiffenfchaftliche und volks— 
wirtbichaftliche Studien (Maarenkunde, — Gejchichte des Handels, 
— Geograpbie, — Statiſtik) Kenntniß von den Abſatz- und Be 
zugsländern des deutfchen Handels und der deutfchen Induftrie ver- 


Schaffen müffen. Wenngleich den Konfuln in der Negel die Aus- 


übung der Gerichtsbarkeit nicht zuftehty fo können fie doch einer 


allgemeinen Kenntniß des gerichtlichen Verfahrens in bürgerlichen 


Nechtsftreitigkeiten und in Straffachen, ſowie des gefammten mate- 
tiellen bürgerlichen und Strafrechts nicht entbehren. Aus dem 


Staats- und Völkerrecht müffen fie mindeitens mit der Verfaffung 


des Deutfchen Neich8*) und derjenigen der deutfchen Bundesftaaten, 
mit den Grundſätzen des internationalen Seerechts im Krieg und 
Frieden und mit dem Inhalte der wichtigiten Staatsverträge, fowie 
mit dem Fremdenrecht befannt fein. 

Das Konfulargefeß hat die Ernennung zum Berufsfonful von ge 
wiffen VBorbedingungen abhängig gemacht. Es beitimmt, daß zu einem 
jolden nur ein NReichsangeböriger ernannt werden kann, welcher 

l. entweder die zur juriftifchen Laufbahn in den einzelnen 
Bundesitaaten erforderliche erite Brüfung**) beitanden hat 





*) Das Staatöreht des neugeftalteten Deutſchen Reichs bat bereits zahlreiche 
Bearbeitungen erfahren. Für den Handgebraud wird genannt: Zorn, das Staats. 
recht des Deutfchen Reichs, Berlin, Guttentag, 1880—1883. Bezüglich des Völkerrechts 
wird auf Heffter-Gefffen, Europäifches Völkerrecht, 7. Ausgabe, Berlin 1881, 
bingewiefen. 

**) Gemeint ift die auf die beendigten Univerfitätsftudien zuerft folgende Prüfung. 


* 
= 





; 
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und außerdem mindeſtens drei Jahre im inneren Dienſte 
oder in der Advofatur und mindeitens zwei Jahre im 
Konfulardienite des Reichs oder eines Bundesftaats beichäftiat 
geweſen ift, oder 
2. die bejondere Prüfung beftanden bat, welche für die Be 
Kleidung des Amts eines Berufskonfuls eingeführt ift. 
Hieraus ergiebt fi, daß der Negel nach der Konſul juriftifche 
Studien abjolvirt und eine praftifche Schule im innern und im 
Konfulatsdienite durchgemacht haben muß. Um die Möglichkeit zu 
haben, ausnabmsweife auch tüchtige Männer aus andern Berufs: 
freifen dem Konfulardienite zuzuführen, wenn fie die notbiwendigen 
Fachkenntniſſe nachweifen, ift die Prüfung unter Nr. 2 eingerichtet 
worden. Für dergleichen Kandidaten iſt eine befondere Art der 
Vorbereitung nicht vorgefchrieben. Anfragen, welche mehrfach an 
den Verfaffer in diefer Beziehung ergangen find, laſſen ſchließen, daß 
man irrthümlich angenommen bat, die Drüfung zu 2 fei der Ab- 
ſchluß einer fpeziellen, vorbereitenden Laufbahn. 
Die näheren Beltimmungen über die Prüfung find unterm 
28. Februar 1873 vom Reichsfanzler erlaffen und lauten, wie 


nachitebt: 
Regulativ über die KRonfulatsprüfung. 

In Ausführung des $. 7 Nr. 2 des Gefeßes vom 8. November 
1867, betreffend die Organifation der Konfulate, beſtimme ich über 
die Ronfulatsprüfung, was folgt: 

$. 1. Der an das Auswärtige Amt des Deutjchen Reichs zu 
richtenden Meldung zur Konfulatsprüfung ift ein ausführliches, in 
deutfcher und in franzöfifcher oder englifcher Sprache verfaßtes 
und eigenhändig gefchriebenes curriculum vitae beizufügen. Das— 
jelbe muß genaue Angaben über die perjünlichen Verhältniffe, den 
Bildungsgang und die Pebensftellung des Bewerbers enthalten, aud) 
mit Zeugniffen, foweit fie befchafft werden können, belegt fein. 

$.2. Wird dem Gefuche Statt gegeben, jo erfolgt die Prü— 


1 fung durch eine Kommiffion, deren —— ung id) mir vor: 


behalte. 
$.3. Das Examen ift ein fchriftliches und ein miündliches, 
von denen das eritere dem legteren vorangeht und umfaßt folgende 


Gegenſtände: 


A. Sprachen: Außer dem Deutfchen, in welchem Klarheit 
des Ausdruds und Gewandtheit des Styls erforderlich ift, nad) 
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Mahl des Bewerbers, Franzöſiſch, Englifh, Spanifd oder 
ER 

B. Das Konfulatöwelen: Die Entwidelung desfelben im Allge- 
gemeinen und der deutjchen Konfulatseinrichtung im Befondern; 
die auf letztere bezüglichen Geſetze und Inftruftionen; Nechte 
und Vflichten der deutjchen Konfuln. 

C. Gefchichte in ihren allgemeinen Grundzügen, mit fpezieller 
Berückſichtigung Deutfchlands. 

D. Geographie und Statiftif: Die Hauptländer und Völker - 
der Erde; die Negierungsform in den einzelnen Ländern, ihre 
Bevölkerung, Produkte, Handel, Imduftrie, Finanzlage, Kolonien. 

E. Aurisprudenz: Das bei den deutfchen Konfulaten in An- 
wendung kommende Prozeß-, Zivil- und Strafrecht; genauere 
Kenntniß des deutichen Handels- und Wechſelrechts und der See 
mannsordnung. 

F. Staats- und Völkerrecht; insbefondere das internationale 
Seerecht; die Verfaffung des Deutfchen Reiches; die wichtigften 
internationalen Verträge Deutfchlands; die Stellung der Ausländer 
zu dem Staate, in welchem jie ihren Wohnſitz haben (das 
Fremdenrecht). 

—G. Nationalökonomie; Entwickelung der Wiſſenſchaft ſeit 
A. Smith; Hauptſchulen; Ausbildung des deutſchen ——— 
Kolonialſyſtem. 

H. Handelswiſſenſchaft, insbeſondere Waarenkunde; die Abſatz 
und Bezugsländer des deutſchen Handels und der deutſchen ee) 
die wichtigiten Handelsitraßen des Weltwerfehrs. 

$. 4. Der fchriftlichen Probearbeiten find zwei: Die eine aus 
dem. Gebiete der praftifchen Eonfularifchen Thätigkeit, die andere 
wiſſenſchaftlicher Natur, dieſe in deutſcher, jene in frangöfijcher 
oder englifcher Sprade. 

$. 5. Jede der Arbeiten ift in der Regel binnen einer Friſt 
von ſechs Wochen unter Hinzufügung der eidesitattlichen Ver— 
fiherung, daß fie ohne fremde Beihülfe angefertigt * abzu⸗ 
liefern. 

$.6. Die Arbeiten werden von der Kommiſſion geprüft, 
Letztere entjcheidet darüber, ob der Kandidat zum mündlichen 
Examen zu veritatten ijt. Wird eine dev Arbeiten nicht genügend 
befunden, fo können demfelben neue Arbeiten jugetbeilt werden. 
Sind auch diefe ungenügend, fo kann der Bewerber: zur münd⸗ 
lichen Prüfung Ka verjtattet werden. 





re 
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$. 7. Die mündliche Prüfung erfolgt theild im deutfcher, 
theils nad) Wahl des Bewerbers in einer der oben $. 3 unter A. 
bezeichneten fremden Sprachen. Wer die mündliche Prüfung zwei 
Mal nicht beitanden bat, kann zur Vrüfung nicht weiter ver- 
jtattet werden. 

$. 8. Das mimdliche Examen kann exlaffen werden, wenn 
nad) * Bildungsgange des Bewerbers in Verbindung mit dem 
Reſultate der ſchriftlichen Prüfung ſeine Befähigung für den 
Konſulatsdienſt außer Zweifel geſtellt erſcheint. 








Durch das Beſtehen der in dem vorſtehenden Regulativ 
geordneten Konſulatsprüfung wird ein Anſpruch auf Anſtellung als 
Konſul nicht erworben; es hängt von dem Ermeſſen des Aus— 
wärtigen Amts ab, wann und in welcher Weiſe der Kandidat nach 
beſtandener Prüfung dienſtlich zu verwenden iſt. Ebenſowenig 
bat ein Konſul Anſprüche auf Beförderung oder Gehaltszulage. 
Namentlich iſt für die Reichskonſuln das Anciennitätsprinzip (der 
Grundſatz von dem Vorzug des Dienſtalters bei gleicher — 
im Geſetz nicht aufgeſtellt. 

Wenn Konſuln freiwillig oder unfreiwillig aus dem Reiche, 
konſulardienſte ausgefchieden, find, fo bedarf es zu ihrer Wieder: 
anftellung im NReichsdienjte der Genehmigung des Auswärtigen 
Amts ($. 33 des Meichsbeamtengefeges; Allerhöchſte Verordnung, 
betreffend die Zuftändigkeit der Neichsbehörden ꝛc., vom 23. No- 
vember 1874, Reichsgejegblatt ©. 135). 


$. 14. 
H. Ernennung. — Beeidigung. — Amtsantritt. 


l. Die Anftellung der Reichsfonfuln erfolgt auf Grund des 
- Artikel 56. der Reichsverfaffung durch den Kaifer nach Vernehmung 
des Ausfchuffes des Bundesraths für Handel und Verkehr. Die 
Regierungen der diefem Ausfchuffe angebörigen Staaten pflegen 
über die in Betracht kommenden Verfönlichkeiten Erfundigungen 
bei Organen des SHandelsftandes einzuziehen. 

Die Anftellungsurfunde (Beitallung, Patent) wird in deutfcher 
Spradhe*) ausgefertigt, von St. Majeftät dem Kaifer Allerhöchit- 
eigenhändig vollzogen und vom Neichsfanzler oder deſſen Stell- 


) Es ift faft überall Brauch, daß die Patente in der Landesfprache aus. 
| gefertigt werden. Die öfterreichifchen Konfularpatente find lateiniſch abgefaßt. 
König. Konfular» Handbuch, 3. Ausgabe, 4 
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vertreter gegengezeichnet, Der Reichskanzler überfendet das Patent — 
dem Konſul durd Wermittelung der vorgenrdneten Behörde oder 
direft. Mit der Empfangnahme der Veftallung erlangt der Konful 
das Mecht zur Fübrung des Amtstitels und zur Tragung der 
Uniform. i 

2. Vor dem Dienftantritt bat der Konful den im $. 4 
des Konſulargeſetzes vorgeichriebenen Eid dabin zu leiften, »daß 
er feine Dienftoflichten gegen das Deutfche Reich nah Maßgabe 
des Gefeßes und der ihm zu ertheilenden njtruftionen treu 
und gewiſſenhaft erfüllen und das Beſte des Neichs fördern wolle. « 
Ob der Eid mündlich oder schriftlich zu leiften ift, beitimmt der 
Neichstanzler. Bei Verfegung auf einen anderen Konfularpojten 
findet nicht eine wiederholte Eidesleiftung jtatt, vielmehr gilt der 
früher geleijtete Dienfteid auch für den neuen Vojten. 

3. Nachdem der Dienjteid geleiftet und das Exequatur Seitens 
der Regierung des Landes, in welchem der Konful feinen Amtsſitz 
bat, ertheilt iſt (vergl. "oben $. 8), kann der Konful fein Amt 
antreten. Handelt «8 fi) um ein bereits beſtehendes deutſches 
” Konfulat, fo übernimmt der Konful von feinem Amtsvorgänger, 


deffen Erben oder fonftigen Mechtövertretern oder von dem. 


interimiftifchen Werwefer des Konfulats die Archive und Inven— 
tarienftüde des leßteren, ſowie etwa vorhandene Depofiten, und. 
bei Berufstonfulaten die Kaffengelder. Die, Uebergabe reſp. Ueber- 
nabme ift durch ein Vrotofoll zu Eonjtativen, von weldem eine 
beglaubigte Abfchrift dem Uebergebenden zu ertheilen ift. Vergl. 
unten $. 18 unter Siffer 1. 

Bei der Ankunft an feinem amtlichen Wohnſitz macht der 
Konſul den Beamten des Orts, mit welchen er in amtliche Ver— 
bindung zu treten hat, ſowie den Vertretern anderer befreundeter 
Staaten einen perſönlichen Beſuch und notifizirt denſelben ſeinen 
Amtsantritt ſchriftlich. Auch zur Kenntniß des Publikums iſt 
der Beginn der konſulariſchen Funktionen in angemeſſener Weiſe 
zu bringen. 


$. 15. 
III. Allgemeine Beamtenpflichten. 


Die Kaiferlich deutſchen Konfuln find Reichsbeamte. Auf die: 
felben findet daher im Allgemeinen das Reichsgeſetz, betreffend die 
Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten vom 31. März 1873*) (Meiche- 


Du Im Laufe dieſes Buches als Reichsbeamtengeſetz bezeichnet. 
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gejegblatt S. 61) Anwendung. Dieſes Geſetz faßt die allgemeinen 
Pflichten der Reichsbeamten, wie folgt zufammen: 

Jeder Reichsbeamte hat die Verpflichtung, das ihm übertragene 
Amt der Verfaffung umd den Gefegen entfprechend gewiſſenhaft 
wahrzunehmen und durch fein Verhalten in und außer dem Amte 
der Achtung, die fein Beruf erfordert, fich würdig zu zeigen ($. 10). 

Jeder Neichsbeamte iſt für die Gefegmäßigkeit feiner amtlichen 
Handlungen verantivortlich (8. 13). 

AS Befonderheiten werden hervorgehoben: 

1. Amtsverjchwiegenheit. In Bezug bierauf bejtimmen die 
88. 11 und 12 Folgendes: | 

811. Ueber die vermöge feines Amts ihm bekannt gemwor- 
denen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nad) er- 


forderlich oder von feinem Vorgefegten vorgefchrieben ift, bat der 


Beamte Verfchwiegenbeit zu beobachten, auch nachdem das Dienft- 
verhältniß aufgelöit ift. 

$. 12. Bevor ein NReichsbeamter als Sachverjtändiger ein 
außergerichtliches Gutachten abgiebt*), bat derſelbe dazu die Ge 
nehmigung feiner vorgefeßten Behörde einzuholen. Ebenfo haben 
Meichsbeamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienjte find, ihr Zeug- 
niß in Betreff derjenigen Thatfachen, auf welche die Verpflichtung 
zur Amtsverfchwiegenheit fich bezieht, infoweit zu verweigern, als 
fie nicht diefer Verpflichtung in dem einzelnen alle durch die ihnen 
vorgejegte oder zuleßt vorgeſetzt geweſene Dienſtbehörde entbunden find. 

2. Ferner liegt den Neichsbeamten, alfo auch den Konfuln, 
die Pflicht zur Anmwefenheit an dem dienftlihen Wohnorte od. m 
Allgemeinen dürfen daher die Konfuln ohne amtlichen Anlaß ihren 
Amtsfiß nur verlaffen, wenn fie zuvor bei dem Reichskanzler Ur— 


laub nacgefucht und denfelben erhalten haben. Indeſſen ift den 


MWahlkonfuln mit Rückſicht auf ihre anderweitigen Gefchäfte geitattet, 
aud ohne Urlaub ihren Amtsfik zu verlaffen, wenn es fi nur 
um eine kürzere Abwefenheit handelt oder wenn dev Anlaß zu der 
Abreiſe fo schnell kommt, daß die Nachfuchung des Urlaubs un- 
thunlid wird. Sie müffen in folchen Fällen für ihre angemeſſene 
Vertretung Sorge tragen und find für alle Amtshandlungen ihres 


Stellvertreters verantwortlich. Eine beftimmte Zeitdauer, welche 


die Abweſenheit ohne Urlaub nicht überfteigen dürfte, iſt nicht feit- 
) Das Reichsbeamtengefes macht in Bezug auf die Wahlkonfuln feine Aus- 


nahme, indefjen exjcheint es zweifelhaft, ob dieſe durch die angeführte Beitimmung 


haben betroffen werden ſollen. 
* 
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gelegt, vielmehr wird vertraut, daß die Wahlkonſuln ihre Abweſen— 
beit nicht zum Machtheil des Dienftes über Gebühr verlängern 
werden. Wird eine längere Abweſenheit von vornherein beabfichtigt, 
jo it auch von den Wahlkonſuln bei dem Reichskanzler unter Bei— 
fügung von Vorichlägen binfichtlich, der Stellvertretung Urlaub nad) 
ufuchen und, wenn möglich, die Abreife bis nach Eingang des 
Urlaubs aufzufchieben. Wahlkonſuln find auch dann für ihre 
Stellvertreter verantwortlich, wenn diefe von dem Reichskanzler be- 
ftätigt worden find.*) In allen Fällen — alfo auch bei nur kurzer 
Abweſenheit — it von der erfolgten Abreife und von den in 
Bezug auf die Stellvertretung getroffenen Vorkehrungen, ſowie dem- 
nächit von der Rückkehr dem Meichskanzler Anzeige zu eritatten. 
(Allgem. Dienft- Inftr. $. 6.) 

Für die Berufsfonfuln iſt bezüglich des Urlaubs die Aller: 
böchite Verordnung vom 23. April 1879 (Reichsgeſetzblatt S. 134) 
maßgebend. Danach) find Anträge auf Bewilligung von Urlaub 
unter Angabe der Veranlaffung und des Zwecks der unmittelbar 
vorgefegten Behörde oder dem unmittelbar vorgefegten Beamten 
"einzureichen. Der Urlaub wird vom Meichskanzler ertbeilt, doch 


können Vorjteher eines Konfulats ihren Untergebenen zu Reifen - 


außerhalb Deutjchlands Urlaub bis zur Dauer einer Woche er- 


theilen. Wird ein Urlaub zur Wiederherſtellung der Gefundheit, 


nachgefucht, jo it dem Antrage eine ärztliche Beſcheinigung beizu- 
fügen, von deren Beibringung der Reichsfanzler ausnahmsweiſe 
dispenfiren fann. 


Der beurlaubte Beamte bat dafür zu forgen, daß ihn während 


der Abmefenheit von feinem Amtsfige Verfügungen der vorgeen 
Behörde erreichen können 

Ber Ertheilung des Urlaubs ift gleichzeitig für die Vertretung 
des beurlaubten Beamten Sorge zu tragen.*) Die Gewährung 
und Die Feſtſetzung der dem Vertreter zu bewilligenden Dienft- 
aufwands - Entfchädigung hängt von dem Ermeffen des Reichs— 
fanzlers ab. 

Bei einem Urlaube von mehr als drei bis zu jehs Monaten 
wird — den drei Monate überſteigenden Zeitraum die Hälfte des 


*) Stellvertreter eines Konſuls, welche ordnungsmäßig berufen find, dürfen 
die konſulariſchen Funktionen, insbefondere aud das Notariat ausüben. Um nad) 
Außen bin Zweifel über die Nechtsgültigfeit der von einem Stellvertreter auf- 
genommenen Notariatsafte auszuschließen, ift die ordnungsmäßige Berufung darin 
ausdrüdlich zu erwähnen. 
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vollen etatsmäßigen Dienſteinkommens, bei einem Urlaube von 
mehr als ſechs Monaten für den ſechs Monate überſteigenden Zeit— 
raum das geſammte Dienſteinkommen des Beurlaubten einbehalten. 
Bei Berechnung dieſer Friſten wird, falls der Urlaub von einem 
außerhalb Europa gelegenen Orte aus angetreten wird, die zur 
Hin- und Rückreiſe im Durchſchnitt erforderliche, vom Reichskanzler 
feſtzuſetzende Zeit in den Urlaub nicht eingerechnet. Die Einbehaltung 
der Hälfte des Dienſteinkommens fällt fort, wenn der Beamte in 
Oſt- oder Mittelaſien, Mittel- oder Südamerika angeſtellt iſt und 
von dort aus den Urlaub antritt. In Krankheitsfällen, ſowie in 
den durch den Eintritt eines Beamten in den Reichstag verurſachten 
Abweſenheitsfällen, findet eine Einbehaltung des perſönlichen Gehalts 
nicht ſtatt. Außerdem iſt der Reichskanzler befugt, beurlaubte Be— 

amte ausnahmsweiſe im Genuſſe ihres perſönlichen Gehalts auch 
nach Verlauf der oben erwähnten Friſten zu belaſſen. 

Der Reichskanzler beſtimmt, ob und in welchem Betrage, bis 
zum Eintritt der Einbehaltung des halben oder geſammten Dienſt— 
einkommens, der Abzug eines Theils der Ortszulage zur Deckung 
der Stellvertretungskoſten ſtattzufinden hat; dieſer Abzug darf 
20 Prozent des auf die Zeit vom Beginn des Urlaubs bis zum 
Eintritt der Einbehaltung entfallenden Betrages der Ortszulage 
nicht überſteigen. 

Bei Berechnung der einzubehaltenben- oder in Abzug zu brin— 
genden Beträge für Theile von Monaten werden die leteren jtets 
zu 30 Tagen angenommen. 

Bis zum Eintritt der Eimbehaltung des halben oder gefammten 

Dienfteinfommens haben die beurlaubten Beamten alle nicht erſtat— 

tungsfähigen amtlichen Ausgaben der von ihnen befleideten Stelle 
zu tragen. 

Die Urlaubsbewilligung kann jederzeit zurüdgenommen werden, 
wenn. F dienſtliche Intereſſe es erheiſcht. 

3. Nach 8. 15 des Reichsbeamtengeſetzes in Verbindung mit 
8.5 des Konfulargefekes dürfen die Konfuln ohne. Genehmigung 
des Kaiſers weder Konfulate anderer Mächte befleiden, nod Titel, 

Ehrenzeichen, Gefchenke, Gebaltsbezüge oder Remunerationen von 

andern Regenten oder Negierungen annehmen. Die Genehmigung 

des Kaiſers ift auch dann erforderlih, wenn die Gewährung eines 
- Titel u. f. w. von den NRegenten oder den Negierungen der ein 
zelnen Bundesftaaten erfolgt Inwiefern die Konfulm außer der 

Genehmigung des Kaifers noch derjenigen — — Landes⸗ 
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herrn bedürfen, hängt von den Vorſchriften desjenigen Landes ab, 
in welchem fie ſtaatsangehörig find. Für Diejenigen Konſüln, 
welche im preußiſchen Staatsverbande ſtehen, begreift die Kaiſerliche 
Genehmigung zugleich auch diejenige des Königs von Preußen in ſich. 

Nach dem Schlußſatz des allegirten 8. 15 bedürfen alle Reichs— 
beamten zur Annahme von Geſchenken oder Belohnungen in Bezug 
auf ihr Amt der Genehmigung der oberſten Reichsbehörde, die 
Konſuln alſo derjenigen des Auswärtigen Amts. 

4. Die deutſchen Berufskonſuln dürfen nach S. 8 des Konſular— 
geieges feine kaufmänniſchen Geſchäfte betreiben. 

Inhalts des $. 16 des NReichsbeamtengefeges darf ferner fein 
deutjcher Berufsfonful ohne Genehmigung des Auswärtigen Amts 
ein Nebenamt oder eine Nebenbeichäftigung, mit welcher eine fort- 
laufende Remuneration verbunden it, übernehmen oder ein Ge 
werbe betreiben. Diejelbe Genehmigung it zu dem Eintritt eines 
Berufsfonfuls in den Vorſtand, Verwaltungs- oder Aufjichtsrath 
einer jeden. auf Erwerb gerichteten Gefellfchaft erforderlih. Sie 
"darf jedoch nicht ertheilt werden, jofern die Stelle mittelbar oder 
unmittelbar mit einer Nemunervation verbunden iſt. Die ertbeilte . 
Genehmigung ift jederzeit widerrufli.,, Auf Wahlkonſuln finden 
diefe Beltimmungen feine Anwendung. 

5. Die Pflicht der Beamten, vor Eingebung einer Ehe den 
jogenannten Heirathskonſens der vorgejegten Behörde einzuholen, 
hängt theils mit der VBetheiligung an Wittwenpenfions-KRaffen zu- 
jammen, theils ijt fie worgefchrieben, um die Beamten von einer 
die Ehre des Staatsdienites gefäbrdenden Ehe abzuhalten. Für die 
Reichsbeamten fehlt es bis jeßt an einer Beltimmung über die 
Nachſuchung des Ehefonfenfes. Doch ift e8 als eine aus der Stellung 
der Konſuln ohne Weiteres hervorgehende Dflicht derfelben anzufehen, 
dem Reichsfanzler von der beabfichtigten — einer Ehe An— 
zeige zu eritatten. 


$. 16. 

IV. Gehalt und Dienjtaufwands-Entfhädigung. 

Die Berufstonfuln erhalten Befoldung nad) Maßgabe des 
Reihshaushalts-Etats. Die Befoldung fest fi) zufammen aus 
dem perfönlichen, penfionsberechtigenden Gehalt und der Lokalzulage. 

Das perfönliche penfionsberechtigende Gehalt beträgt für die 
Generalkonſuln 9.000 A., für die Konfuln 4.500 M. bis 7.500.M, 
im Durchſchnitt 6.000 M, für die mit felbjtjtändigem Egequatur 


x 
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verjehenen Vizekonſuln 3.000 AM. bis 4.500 A., im Durchſchnitt 
3.750 M. 
Die Lofalzulage vartirt je nach den Orten. In dem — zur 


Genehmigung des Neichstags vorgelegten — Etat fiir 1885/86 . 
find folgende Befoldungen und Yofalzulagen für Berufsfonfuln 
ausgeworfen: 

Generalkonſuln: 


Alexandrien: 30.000 AM. und freie Wohnung; Budapeſt: 
27.000 M und 3.300 A. Miethe für das Ranzleilofal; Capitadt: 
24.000 M; Konjtantinopel: 24.000 A. und Dienftwohnung 
gegen 2.000 M. Abzug vom Gehalte; Genua: 15.000 M.; Korea: 

- 30.000 AM; London: 40.000 AM; New-Vork: 48.000 M.; 
Odeſſa: 27.000 MM; Rotterdam: 20.000 4; Schanghai: | 
30.000 AM. und freie Wohnung; Sofia: 25.000 NM; Sydney: 
30.000 M.; Warſchau: 30. 000 NM. und 4.500 MN. Miethe für das 
Kanzleilofal. 


Konfuln: 
Algier: 16.000 A; Amoy: 24.000 AM. und freie Wohnung; 
Apia: 24.000 M. und freie Wohnung; Bangfof: 24.000 AM; 
Barcelona: 15.000 AM; Beirut: 15.000 A. und 900 M Miethe 
für das Kanzleilofal; Bukareſt: 12.000 A. und 3.000 A. Büreau- 
foften-Entfchädigung; Cairo: 15.000 Mund 1.800 M Mietbe 
für das Kanzleilofal; Canton: 24.000 A. und freie Wohnung; 
Chicago: 24.000 A; EChriftiania: 15.000 A; Cincinnati: 
24.000 AM; Kopenhagen: 15.000 M. und 2.100 M Büreau- 
foften-Entfchädigung; San-Franzisto: 30.000 AM; Galaß: 
12.000 M. und Dienftwohnung gegen 1.200 AM. Abzug vom 
Gehalt; Havana: 30.000 AM. und. 5.000 AM. Biüreaufojten- 
Entjhädigung; Havre: 15.000 M und 2.100 M. Bireau- 
foften-Entfhädigung; Helſingfors: 15.000 A. und 1.500 M. 
Bireaufoften-Entfhädigung; Hiogo: 18.000 M. und freie Woh— 
nung; Jerufalem: 13.500 M nebſt freier Wohnung; Kiew: 
15.000 M.; Rowno: 12.000 M.; St. Louis: 24.000 NM; Mai- 
land: 12.000 A; Manila: 24. 000 M.; Marfeille: 15. 000 M. 
und 2.100 M. Büreaufoften Entſchädigung; Meffina: 15.000 M. 
und 2.100 MM. Büreaukoſten-Entſchädigung; Monteviden: 
24.000 M; Moskau: 24.000 AM und 3.000 AM. Bireaufojten- 
Entfhädigung; St. Vetersburg: 18.000 und 2.200 M. 
ee Entjhädigung; Porto Alegre⸗ 24.000 * Port 
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au Brince: 22.000 M; Rio de Janeiro: 24.000 M; Sera» 
jewo: 13.500 M. und 2.100 M. Bilreaufoften - Entihädigung/ 
Singapore: 24.000 M; Smyrna: 13.500 M. und 2.400 M. 
Rireaufoiten-Enticbädiaung; Stodbolm: 15.000 M. und 3.000 M 
Büreaukoſten-Entſchädigung; Tientfin: 24.000 M. und freie 
Wohnung; Tıflis: 15.000 M.; Tunis: 20.000 M, Valparaifo: 
18.000 AM; Yokohama: 24.000 M. und freie Wohnung; 
ZJanzibar: 24.000 M. 


Vizefonfuln: 

Buenos Aires: 12,000 A; Dardanellen: 6.000 M. und 
1.200 M Miethe für das Kanzleilofal; Hongkong: 15.000 M. 
und freie Wohnung; Jaſſy: 10.500 M und 2.100 M Büreau- 
foften-Entfhädigung; Nizza: 10.000 AM; Swatow: 15.000 M. 

Der Anfpruch der Beamten auf Gewährung des mit dem 
Amte verbundenen Dienfteinfommens beginnt nad) $. 4 des Beamten- 
gefeßes in Ermangelung anderer eitfegungen mit dem Tage des 
° Amtsantritts. Für die Konfuln bedarf es mit Nüdficht auf die 
befonderen Verbältniffe im einzelnen Falle der Beltimmung Seitens . 
des Auswärtigen Amts. In dev Negel erhält dev Konful das mit 
feinem Poſten verbundene etatsmäßige Dienjteinfommen vom eriten 
Tage desjenigen Monats ab, innerhalb deſſen ex fi) auf feinen” 
neuen Poſten begiebt. 

Die Zahlung der Befoldung erfolgt vierteljährlih im Voraus, 
aljo am 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oftober. Vor diefen 
Terminen bejteht eine Forderung nicht, vor denfelben dürfen alfo 
Quittungen oder Wechjel über Gehalts - Kompetenzen bei der 
Yegationskaffe zur Einlöfung nicht präfentirt werden. Auch dürfen 
Quittungen reſp. Wechjel weder ein früheres Datum tragen, nod) 
vor Ddiefem Termine gefchrieben und abgegeben werden und die 
Legationskaſſe it nicht befugt, Gebaltszahlungen- auf Grund von 
Dofumenten zu leiten, die unzweifelhaft zu, einer Zeit ausgejtellt 
find, wo ein Gebaltsanfprudy noch nicht erworben war. Das 
Zirkular des Neichskanzlers vom 15. September 1875 beitimmt in 
diefer Beziehung, daß Quittungen reſp. Wechfel nicht früher als 
am erjten Tage des Quartals ausgejtellt und thatfächlid von den 
Beamten gefchrieben werden dürfen. Auf die nicht feſt angeftellten 


Beamten, welche anjtatt eines etatsmäßigen Gehalts Diäten oder Re 


muneration beziehen, findet das Worftehende analoge Anwendung. 


Sollten einzelne Beamte, gleichviel auf welchem Wege ihre Kom 
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petenzen vor dem Fälligkeitstermin erheben, reſp. die Quittungen ac. 
vor diefem Tage ausitellen und aus der Hand geben, fo werden 
die leßteren Seitens der Legationskaffe nicht henorixt. Am Inter- 
effe der Kaffenverwaltung ijt es übrigens wünfchenswerth, daß die 
Einziehung des Gehalts 2, Soweit tbunlich, nicht mittelit 
MWechjels, fondern gegen Quittung, alfo durch Banquier- Ver- 
mittelung erfolgt. Es iſt dies namentlich deshalb zwedmäßig, weil 
die Legationskaſſe zur Dedung von Vorjchüffen auf Reifefoften, 
zur Berichtigung von rüdjtändiger Einfommenfteuer, Wittwentaffen- 

* Beiträgen ꝛc. — häufig Beträge, welche dem betreffenden Beamten bei 
Erhebung des Gehalts vielleicht nicht gegenwärtig find, einzubehalten 
hat, dies jedoch in dem Falle nicht möglich ift, wenn über die be- 
treffende (volle) Nate durch Wechjel verfügt ift. Diejenigen Be- 
amten aber, welche durch die Verhältniſſe genötbigt find, ihre 
Kompetenzen durch Wechjel zu erheben, haben biexbei Folgendes zu 
beachten: 

1. Nur die den betreffenden Beamten ganz unzweifelhaft 
zuftehenden Gehalts-Kompetenzen dürfen mitteljt Wechfels erhoben 
werden. Beträge, von welchen dem Beamten bereits bekannt ift, 
daß fie von der fälligen Gehaltsrate ze. in Abzug kommen, dürfen 
alfo nicht mit eingezogen werden. Gefchieht dies dennoch, fo ift 
die Legationsfafje befugt, den Wechſel zurückzuweiſen. 

2. Ueber einen Gehaltsbetrag darf nur ein Wechſel aus— 
geſtellt werden, d. h. der Gehaltsbetrag darf nicht in zwei oder 
mehr Theile zerlegt und über jeden Theil ein beſonderer Wechſel 
ausgeſtellt werden. 

3. Bon jedem Wechſel, welcher auf die Legationskaſſe gezogen 
wird, ift derjelben direkt fo zeitig Nachricht zu geben, daß das 
Benachrichtigungsfchreiben nebjt den zum Nechnungsbelage erforder: 

- lichen Quittungen vor dem Wechfel bei derjelben eintrifft. 

- 4, Damit die Legationsfaffe auch in dem alle, wo ohne 
Verfchulden der Ausitellerv das Benahrichtigungsfchreiben ſpäter 
als der Wechfel einläuft, in der Lage ift, die bezogene Summe 
zu prüfen, ift legtere entweder auf dem Wechſel ſelbſt oder auf 
einem, demfelben angebefteten Bapierftreifen kurz näher zu bezeichnen. 

(3. B. Gehalt pro ... Quartal 18..; oder: Reiſekoſten— 

Vergütung laut Erlaß des Auswärtigen Amts vom........... ; 

oder: Vorſchuß zur Beitreitung amtlicher Ausgaben ꝛc.) 

5. Zur Beglaubigung der Unterfchrift des Wechjel-Ausitellers 
it neben diefelbe das Geſandtſchafts- reſp. Konfulatsfiegel zu ſetzen. 
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Den Anſpruch auf die Zahlung ihrer Dienfteinfünfte können 
Berufstonfuln mit rechtlicher Wirkung nur infoweit cediven, ver 
pfänden oder fonjt übertragen, als diefe Einkünfte der Beichlag- 

g 


nahme unterliegen (F. 6 des Reichsbeamtengeſetzes). Nach welchen. 


Geſetzen die Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme zu beurtheilen ift, ergiebt 
ſich aus Ss. 18 dieſes Buche. 

Die Koften der Neife nad) dem Orte ibres amtlichen Wobn- 
ſitzes, ſowie allgemeine und ſpezielle Umzugskoſten werden den Berufs: 
könſuln aus Meichsmitteln gewährt. Das Näbere enthält Die 
Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fubrfoften und Die 
Umzugskoſten der gejandtichaftlichen und Konfularbeamten vom 
23. April 1879 (Neichsgefeßblatt ©. 127). 

Diefelbe lautet — unter Weglaffung der auf die yejandt- 
ichaftlihen Beamten bezüglichen Stellen und unter Berückſichtigung 
der Allerböchiten Verordnung vom 7. Februar 1831 (Reichsgejeb- 
blatt ©. 27) — mie folgt: 

$. 1. Die etatsmäßigen Konfularbeamten erhalten bei a 
» reifen Tagegelder nach den folgenden Sägen: J. . . . I. 


111. die Generaltonfuln 25 M. außerhalb, 18 M. innerhalb. eb. 


Reichsgebiets; IV. die Konfuln, die Vizefonfuln, die Dolmetjcher 
und Dragomans 20 A. außerhalb, 12 A. innerhalb des Reichs— 


gebiets; V. die Kanzler, Kafliver, Regiſtratoren umd Sekretäre 


15 M. bezw. 9 .M.; VI. die Unterbeamten 5 M. bezw. 3 M. 

Bewegt fi) eine Dienftreife an demfelben Tage innerhalb 
und außerhalb des Neichsgebiets, jo wird für den Tag des Ueber- 
gangs aus Deutfchland in das Ausland der höhere, für den Tag 
der Rückkehr in das Inland der niedrigere Tagegelderfag gewährt. 

$. 2. Exfordert eine Dienjtreife einen außergewöbhnlichen Koften- 
aufwand, jo kann der Tagegelderfag (F. 1) von dem Reichskanzler 
angemeffen erhöht werden. 

$. 3. Etatsmäßig angejtellte Beamte, welche“) außerhalb ihres 
Amtsfiges fommiffarifch bejchäftigt werden, erhalten für die Dauer 
dieſer VBeichäftigung neben ihrem vollen efatsmäßigen Dienjtein- 
fommen Tagegelder, deren Höhe der Neichskanzler in jedem Falle 
beitimmt. 

Wenn geſandtſchaftliche und Konſularbeamte in Folge beſtehender 
Uebung oder in Folge der zeitweiſen Verlegung der Reſidenz des 





*) Der frühere Zuſatz »im Auslande« iſt durch die Verordnung vom 7. Februar 


1881 in Wegfall gebracht. 


{ 
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betreffenden fremden Hofes mit Genehmigung des Reichskanzlers 
vorübergehend ihren Aufenthalt außerhalb ihres Amtsſitzes nehmen, 
jo fönnen denfelben für die Dauer diefes Aufenthalts gleichfalls 
Tagegelder nad) Feſtſetzung des Neichskanzlers gewährt werden. 
8. 4. It aufgehoben. 
| $. 5. An Fuhrkoſten einſchließlich der Koften der Gepäd- 
beförderung erhalten: 

I. bei Dienjtreifen, welde auf Eiſenbahnen, D Dampfichiffen 
oder — gemacht werden können: 

l. die im $. 1 unter I bis V bezeichneten Beamten für das 

Kilometer 13 4 und für jeden Zu- und Abgang außerhalb 
des Neichsgebiets 6 A., innerhalb desfelben 3 M. 

Hat einer der im $. 1 unter I bis IV bezeichneten Be- 
amten einen Diener auf die Reife mitgenommen, fo erhält ex 
für denjelben 7 Pfennig für das Kilometer; 

2. die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten für das Kilo- 
meter 7 Pfennig und für jeden Zu- und Abgang außerhalb 
des Reichsgebiets 2 Mark, innerhalb desjelben 1 Mark; 

Il. bei Dienjtreifen, welche nicht auf Eifenbahnen, Dampfichiffen 
oder: Segelichiffen zurückgelegt werden fünnen: 

1. die im $. 1 unter I bis III bezeichneten Beamten außer 
balb des Reichsgebiets 1,00 M., ianehnib des NReichögebiets 
0,60 M., 

. die daſelbſt unter IV bezeichneten Beamten 0,70 M. bzw. 
0,60 M, 

3. die daſelbſt unter V bezeichneten Beamten 0,10 M. bw. 
+0,40 M., 

4. die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten 0,30 M. bzw. 
0,30 M. 

für das Kilometer der nächiten benutzbaren Straßenverbindung. 

Haben erweislich höhere Fuhrkoſten als die unter I und II 
feſtgeſehten aufgewendet werden müſſen, fo werden dieſe erſtattet. 
8.6. Die Fuhrkoſten werden für die Hin- und Rückreiſe be— 
fonders berechnet. - Hat jedoch ein Beamter Dienftgeichäfte an ver- 

ſchiedenen Orten unmittelbar nad einander ausgerichtet, jo ijt der 
von Ort zu Ort wirklich zurüdgelegte Weg ungetheilt der Berech— 

. Esung der Fuhrkoſten zu Grunde zu legen. 

R . 7. Für Dienftgefchäfte am Amtsfige des Beamten und für 

ſolche Dienſigeſchafte, welche Beamte, die einer Geſandtſchaft oder 

einem vorſtehen, in geringerer TEE als acht Kilo— 


ID 
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meter, die übrigen Beamten in geringerer Entfernung als zwei Kilo- 
meter von ihrem Amtsjige vornehmen, werden weder Tagegelder nod) 
Fuhrkoſten gewährt. 

Für einzelne Orte kann durch den Reichskanzler beſtimmt werden, 
daß den Beamten bei den außerhalb des Dienjtgebäudes vorzuneh— 
menden Dienjtaefchäften die für erforderlidy gewejene Transport 
mittel‘ verauslagten Koften ſowie die verauslagten Brücken- und 
Fährgelder zu eritatten find. 

Die VBeltimmungen der Nr. 11 des Tarifs zum Gefeß, be 
treffend die Gebühren und Koften bei den Konfulaten, vom 1. Juli 
1872 (Meichsgefegblatt S. 245) werden durch Vorftebendes nicht 
berührt. | 

J. 8. Die etatsmäßig angeitellten Beamten erhalten bei Neu- 
und Wiederanitellungen ſowie bei Verfegungen eine Vergütung für 


; 


allgemeine Umzugstoften einfchließlich der den Konfuln bisher 


gewährten bezw. nach $. 8 des Geſetzes, betreffend die Organifation 
dev Bundesfonfulate, vom 8. November 1867 zuftehenden Einrich— 
tungsgelder, und zwar in folgenden Beträgen: 

Die einem Konfulate vorjtehenden Beamten erhalten 50 Brozent 
des einmaligen Jahresbetrages ihres perfönlichen Gehalts, alle anderen 
Beamten die im $. 20 zu b beitimmrten Sätze. 

Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der vorgedachten 
Beträge. | — 

Die vorſtehend feſtgeſetzte Vergütung wird für diejenigen zu 
ſelbſtſtändigen Konſuln ernannten Beamten um ein Drittel erhöht, 


welche bis zu dieſer Ernennung einem Konfulate noch nicht oder 


nur einem Konfulate von geringerem Range vorgeitanden haben. 

$.9. Wird einem Konful eine Dienftiwohnung mit möblirten 
Empfangsräumen zugewiejen, jo erhält derjelbe nur zwei Drittheile 
der im $. 5 feitgefegten Vergütung. 

8. 10. Die erſte Hälfte der Vergütung für allgemeine Umzugs- 
fojten wird mit dem Tage der Ernennung des Beamten, die zweite 
Hälfte mit dem Tage feines Eintreffens an dem neuen Amtsfige 
fällig. 

Hat der Beamte in Folge eigener Entſchließung oder Schuld 
den Poſten nicht angetreten, jo ijt derfelbe zur Wiedererftattung 
der ihm etwa bereits gezahlten Hälfte der Vergütungsfumme ver- 


pflichtet. 


Wird dem Beamten vor dem Eintreffen auf dem ihm verliehenen - 


Poſten eine andere Stelle übertragen, jo kann die ihm etwa bereits 


| 
| 
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gezahlte Hälfte der Vergütungsfumme auf die ibm für die neue 
Stellung zuitehende Vergütung angerechnet werden. 

F. 11. Wird ein Beamter unter Belaffung an feinem bisherigen 
Amtsfige zum Vorſteher eines Konfulats befördert, fo bat er die 
für das. ihm übertragene höhere Amt in den SS. 8 und 9 beitimmte 
Vergütung abzüglich des für das bisher von ibm befleidete Amt 
bezogenen Vergütungsbetrages zu beanfpruchen. Derſelbe Anspruch 
fteht dem Vorſteher einer Eonfularifchen Behörde zu, wenn fein 
Voten im Nange erhöht wird. 

$.12 Die etätsmäßig angejtellten Beamten erhalten in den 
im $. 8 bezeichneten Fällen für den Umzug von ihrem bisherigen 
nach dem neuen Wohnorte.eine Vergütung der fpeziellen Umzugs: 
fojten, und zwar: | 

-1. fümmtlihe Beamte für den Transport (ausschließlich Ver— 
padung und Verficherung) der Gegenjtände der häuslichen 
Einrichtung die wirklich gezahlten Beträge, auf Grund 
jpeziellev und belegter Liquidationen, mit dev Maßgabe, daß, 
falls und infoweit det Transport der Gegenftände mittelit 
Eilfracht erfolgt ift, nur ein Drittheil der hierfür gezahlten 
Beträge zur Vergütung gelangt”); 

2. die in $. 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten... 10 /, 
die dafelbit unter V bezeichneten Beamten ....... 8» 
die dafelbit unter VI bezeichneten Beamten....... 7» 
für jedes mitgenommene Familienmitglied; die im 

$. 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten fir 
jeden mitgenommenen Dienftboten............ 703 
pro Kilometer der kürzeſten benutzbaren Straßenverbindung. 

- Außerdem ift der Miethszins zu vergüten, welchen dev ver- 

ſetzte Beamte für die Wohnung an feinem bisherigen Aufenthalts- 
orte während der Zeit von dem Verlaſſen des legteren bis zu dem 
Seitpunfte bat aufwenden müffen, mit welchen die Auflöfung des 
Miethöverhältniffes möglich wurde. Diefe Vergütung darf jedoch 
längftens für den Zeitraum eines Jahres gewährt werden. 


3 *) Bei Umzügen findet eine Vergütung des Transports nur bei unbedingt zur 
häuslichen Einrichtung gehörigen Gegenftänden ſtatt. Der Transport von Lurus- 
fahen, 3. B. Wagen, wird nicht vergütet (Zirfular vom 8. Juli 1879). Auch er— 
- folgt die Vergütung der Transportfoften nur infoweit, als die Sadyen in der That 
von dem früheren nad) dem neuen Wohnort befördert worden find. Unterwegs be- 
wirkte Anfchaffungen charakterifiren fi nicht als Umzugsgegenjtände (Zirkular vom 
18. Juli 1880). 


© 
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Hat der Beamte im eigenen Haufe gewohnt, fo kann demfelben 
gleichfalls eine Entichädigung und zwar böchitens bis zum Jahres» 
betrage des ortsüblichen Miethswerths der von ibm benußten 
Wobnung aewäbrt werden. 

$. 13. Die zur Feſtſtellung der fpeziellen Umzugsfoftenvergütung 
in jedem einzelnen Falle erforderlichen Beläge bat der Beamte bei 
Verluft feines Anfpruchs auf Ddiefe Vergütung innerhalb Jahres— 
frist nach feinem Eintreffen auf dem neuen Poſten an das Aus: 
wärtige Amt abzufenden. 

s. 14. Für die Dienftantritts- oder Verſetzungsreiſe erhalten 
die zum Bezuge von Umzugskoften berechtigten Beamten Fubrfojten 
nach Maßgabe des 8. 5 Ddiefer Verordnung für ihre Verfon, ſowie, 
wenn fie nicht während des Umzugs ihr volles etatsmäßiges 
Dienjteinfommen beziehen, Tagegelder nach Maßgabe der SS. 1 
und 2 diefer Verordnung für die zur Ausführung der Umzugs 
reife nach Entjcheidung des Reichskanzlers durchſchnittlich erforder— 
liche Zeit. 

WIRT Berechnung der Entfernungen für die Yeititellung 
ſowohl der Fuhrkoſten wie der Speziellen Umzugskoſten wird jedes an- 
gefangene Kilometer für ein volles Kilometer gerechnet. 

$. 16. Für die Höhe der Tagegelder, Fuhrkoſten und Umzugs- 
foften ift nicht der. perſönliche Rang des Beamten, fondern das 
Amt, welches ev etatsmäßig bekleidet, und. zwar bei Neu- umd 
Wiederanitellungen und Verfeßungen nicht das Amt, aus welchem, 
jondern dasjenige, in welches er verfeßt wird, maßgebend. 

8. 17. Betrifft die Konfuln nicht, — die Geſandtſchafts— 
Attachés. 

$. 18. Die übrigen nicht etatsmäßig angeſtellten Beamten er— 
halten bei Dienitreifen fowie bei ihrer Anftellung und Verfegung und 
bei dienſtlicher Beichäftigung außerhalb ihres Wohnorts Tagegelder 
und Fuhrkoſten nad) Beitimmung des Neichskanzlers, jedod, höchitens 
bis zu demjenigen Betrage, welcher nad) Maßgabe diefer Verordnung 
den etatsmäßigen Beamten, deren Funktionen fie zu verſehen be 
jtimmt find, zuſtehen. Spezielle Umzugsfoften werden ihnen nicht 
gewährt. Allgemeine Umzugskoſten fünnen fie ausnahmsweiſe, je- 
doch in jedem Falle nur bis zum Betrage von böchitens 1500 M. 
erhalten, wenn fie in überfeeifchen Ländern Verwendung finden. 

Ss. 19. Die Beltimmungen des $. 18 finden aud auf die im 
inneren Dienſte des Meichs oder im Dienfte eines Bundesſtaats 
etatsmäßig angeftellten Beamten, welche im Konfulardienfte des 
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Neichs außeretatsmäßig verwandt werden, Anwendung. Wird ein 
jolcher Beamter fpäter im Konſulardienſte etatsmäßig anaeitellt, fo 
ift auf die ihm alsdann gemäß 8. 8 zuftehende Vergütung für all 
gemeine Umzugskoften der Betrag der ibm etwa auf Grund des 
$. 18 ‚bereits gezahlten allgemeinen Umzugskoftenvergütung anzu— 
rechnen. Der Berechnung der fpeziellen Umzugskoften ift alsdann 
Die Entfernung zwifchen demjenigen Orte, wo der betreffende Beamte 
zulegt etatsmäßig angeftellt gewefen ijt, und feinem neuen Wohn— 
orte zu Grunde zu legen. 

$. 20. Werden Konfularbeamte in den Nubeftand oder in den 
einjtweiligen Ruheſtand verjeßt, fo find ihnen gemäß S. 40 des 
Geſetzes, betreffend die Nechtsverhältniffe dev Neichsbeamten, vom 
31. März 1875 (Meichsgefegblatt ©. 61) die Koſten des Transports 
ihrer Einvichtungsgegenitände bis zu dem innerhalb des Neichs von 
ihmen gewählten Wohnorte nad) den wirklich gezahlten Beträgen, 
auf Grund fpezieller und belegter Liquidationen, zu evjtatten. 

Daneben erhalten fie: 

a) für ihre Perſon Fuhrkoften nach Maßgabe des 8. 5, fowie, 
wenn fie nicht während des Umzugs ihr volles etatsmäßiges 
Dienfteinfommen beziehen, Tagegelder nad) Maßgabe der 

. 88.1 und 2 diefer Verordnung; 

b) allgemeine Amzugsfoften und zwar: 

die im $. 1 unter III bezeichneten Beamten. 1200 M, 
die dafelbjt unter IV bezeichneten Beamten. 600 » 
die dafelbjt unter V bezeichneten Beamten. 400 » 
die dafelbft unter VI bezeichneten Beamten. 200 » 
mit dev Maßgabe, dab Beamte ohne Familie nur die Hälfte 
diefer Beträge erhalten; 
ec) die im $. 12 diefer Verordnung feitgefegten Vergütungen 
für Die Umzugsreifen der Familienmitglieder und Dienjt- 
boten, fowie die ebendort feſtgeſetzten Miethszins- oder Mieths- 
werths⸗Entſchädigungen. 

6. an Konfularbeamte, welche, ohne ihre etatsmäßige Stellung i im 
Auslande beizubehalten, in eine etatsmäßige Stelle des Auswärtigen 
Amts verſetzt oder zur Beſchäftigung in das Auswärtige Amt ein— 
berufen werden, erhalten für den Umzug von ihrem bisherigen 
Poſten nach Berlin die im vorgehenden Paragraphen feſtgeſetzten 
Vergütungen. 

8. 22. Auf Wahlkonſuln und die von dieſen angeſtellten Per— 
ſonen finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung feine Anwendung.. 
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Mas die fonjtigen Dienitausgaben betrifft, welche die Berufs 


fonfuln vegelmäßig, div Wablfonfuln in befonderen Fällen erjtattet 
erbalten, fo it das Näbere im $. 78 ff. diefes Buchs nachzufeben. 


Die Familien der Berufsfonfuln werden, wenn leßtere während 


ihrer Amtsdauer fterben, auf Neichskoften in die Heimath zurüd- 
befördert. Unter Familie werden bier alle Angehörige, reſp. Ver 
wandte, welche fich im Haufe des Verjtorbenen befanden und deren 
Ernäbrer der Verftorbene war, zu verſtehen fein. Sinterläßt ein 
Berufskonful eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, jo gebührt 
diefen Hinterbliebenen für das auf den Sterbemonat folgende Viertel- 
jahr noch die volle Befoldung des Verjtorbenen (Gnadenquartal). 
Zur Befoldung im Sinne diefer Beltimmung des Neichsbeamten- 
agefeges gehören außer. dem Gehalt auch) die Yofalzulage, freie Dienft- 
wohnung oder Miethsentihädigung und die fonjtigen, dem Ver— 


jtorbenen aus Neichsfonds gewährten Dienfteniolumente, foweit 


diefelben nicht als Vergütung für baare Auslagen zu betrachten 
find Ob die Wittwe und ebelichen Defcendenten Erben des Konfuls 
geworden find, iſt unerheblich, da fie in ihrer Eigenfchaft als 
nächite Angebörige des Verftorbenen, nicht als deffen Erben Anſpruch 
auf das Gnadenquartal haben. Die Zahlung des legteren erfolgt 
am evften Tage des auf den Sterbemonat folgenden Monats im 
Voraus. Nach welchen Quoten. der Betrag zwifchen dev Wittwe 


und den ehelichen Nachkommen zn vertheilen ift, erhellt aus dem- 


Sefeße nicht. Der S. 7 des Beamtengefeßes’-verordnet nur, daß die 
vorgefegte Dienftbehörde *) zu beitimmen hat, an wen die Zahlung 
des Gnadenquartals zu leiften ift. Diefe Behörde wird alſo auch 
über die Vertheilung zu befinden haben. 

Außer dem Rechte auf Heimbeförderung * auf das Gnaden- 
quartal jteben den Wittwen und Waifen verjtorbener Berufsfonfuln 
Ansprüche auf Wittwen- und Waifengeld zu. Das Nähere beftimmt 
das Gefeß, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waifen 
der Zivilverwaltung vom 20. April 1881 (Neichsgefeblatt ©. 85). 
Danach erhält die Wittwe den dritten Theil derjenigen Denfion, 
zu welcher der Verjtorbene berechtigt geweſen fein würde, wenn er 
am Todestage in den Ruheſtand verfegt wäre, höchſtens jedoch 
1.600 4. Das Waifengeld beträgt: 1. für Kinder, deren Mutter 
[lebt und zur Zeit des Todes des Konſuls zum Bezuge von Wittwen— 


*) Vergl. Bi Allerhöchſte Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit der Reichs— 


behörden zur Ausführung des Meichsbeamtengefeges, vom 23. Nopember 1874 * 


(Reichsgeſetzblatt S. 135). 


| 
| 
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geld berechtigt war, ein Fünftel des Wittwengeldes für jedes Kind; 
2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des 
Todes des Konfuls zum Bezug von Wittwengeld nicht berechtigt 
war, ein Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind. 

Dagegen find die Berufsfonfuln, welche Dienfteintommen oder 
Wartegeld aus der NReichsfafje beziehen und welchen beim Eintritt 
der Vorausfegungen der Verfegung in den Nuheitand nad) Erfüllung 
der gejeßlichen Dienftzeit Denfion aus der Neichskaffe gebühren 
würde, jowie in den Nubeitand verjeßte — welche 
kraft geſetzlichen Anſpruchs oder auf Grund des 8. 39 des Reichs— 
beamtengeſetzes vom 31. März 1873 [ebenslängliche Penſion aus 
der Reichskaſſe beziehen, verpflichtet, als Wittwen- und Waifen- 
geldbeiträge jährlih 3 Prozent des .penfionsfähigen Dienfteinfom- 
mens, des Wartegeldes oder der Penſion zur Reichskaſſe zu 
entrichten. Inwieweit die Neichsfonfuln fich an den Landesfaffen 
diefer Art betheiligen — hängt von den betreffenden Landes— 
gefegen*) ab. 

Die Gewährung des Gnadenquartal® kann in Ermangelung 
einer Wittwe oder ehelicher Nachkommen mit Genehmigung des 
Auswärtigen Amts auch dann jtattfinden, wenn dev verjtorbene 
Berufsfonful Eltern, Geſchwiſter, Gefchwifterfinder oder Dflegefinder, 
deren Ernährer er war, in Bedürftigfeit binterläßt, oder wenn 
der Nachlaß nicht ausreicht, um die Kojten der legten Krankheit 
und der Beerdigung zu deden.**) 

Meber vermögensrechtliche Anfprüche der Berufstonfuln aus 
ihrem Dienftverhältniß, insbefondere über Anſprüche auf Befoldung, 
MWartegeld nder Venfion, ſowie über die den Hinterbliebenen der 
Reichsbeamten gefeglich gewährten Rechtsanfprüche auf Bewilligungen, 
findet mit gewiffen Maßgaben der Rechtsweg ftatt. Zu vergleichen 
88. 149 ff. des Neichsbeamtengefeßes. 


&. 17. | 
V. Uniform. — Rang. 
- 1. Die Uniform, welche die Konfuln des Deutſchen Reichs 
zu tragen haben, iſt durch Allerhöchſte Beſtimmung Sr. Majeſtät 
des Kaiſers, wie folgt, feſtgeſtellt: 
*) Vergl. bezüglich Preußens das Geſetz vom 6. März 1868 (preußifche Geſetz- 


fammlung ©. 195). 
**) Bergl. 88. 7 und 8 des Reichsbeamtengeſetzes. 


‚ König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe. 5 
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Grundfarbe des Node und Unterfutter: dunkelblau. 

Schnitt des Nods: eine Neibe Knöpfe, ftehender Kragen, xunde 
Aufichläge. 

Kragen und Auffchläge: ſchwarzer Sammet. 

Stiderei: auf Kragen, Auffchlägen und Batten, in Gold, 1% Zolt 
breit; auf dem Kragen die Ktonfuln eine Roſette (Stern), 
die Generaltonfuln zwei Roſetten (Sterne), die Vizefonfuln 
obne ſolche. Den Generalkonfuln it geitattet, die Stiderei 
fo breit zu tragen, dab fie Kragen und Aufſchläge völlig 
bededt. 

Knöpfe: gelb mit dem Wappenſchilde. 

Degen und WVortepee: der Degen mit vergoldetem Gefäß, das 
Portépée von Gold und dunkelblauer Seide. 

Unterfleider: von weißem Kafimir mit 1 Zoll: breiter. Goldtreife 
bejegt, bei Eleineren Gelegenheiten von blauem Tuch mit 
gleicher Treſſe. 

Hut und Hutverzierung: ein dreiediger Snt mit einer Rofarde, 
welche vom Außeren Rande gefeben, die Farben ſchwarz, 
weiß, roth enthält; die Generalkonſuln Treffenligen und 
Kordong, die Konfuln und Vizefonfuln nur Trefjenliten. 
Die Zeichnungen der Stiderei, Knöpfe u. f. w. find den 

Konfuln vom Auswärtigen Amt zugefertigt. Die Koften der 
gefammten Uniformitüde belaufen ſich auf-.etwa 360 bis 390 M. 
Spezielle Vreisfourante find von einigen berliner Handlungen aus- 
gegeben, deren Adreſſe in der Geheimen Regiftratur des a— — 
Amts zu erfahren iſt. 

Die Uniform wird nur bei feierlichen Gelegenheiten angelegt, 
went ſolches nach dem Ortsgebrauch erforderlich erſcheint. Im 
Gegenwart Seiner Majeſtät des Kaiſers oder des Herrſchers eines der 
Bundesſtaaten wird die Uniform getragen, falls nicht ausdrücklich 
ein entgegengeſetzter Befehl ergeht. Die offiziellen Beſuche an Bord 
von Schiffen der Kaiſerlichen Marine ſind, ſobald es das Wetter 
erlaubt, in Uniform abzuſtatten. 

Da die Uniform eine Amtstracht if, jo dauert die Be 
fugniß zum Tragen derfelben nur jo lange als das Amt. Ein 
Konful außer Dienit darf fie daher nur tragen, wenn ihm die 
Befugniß dazu bei dem Ausfcheiden aus dem Amte ausdrüdlid) 
beigelegt iſt. 

Für diejenigen Konfularbeamten, welche Neferve- oder Land⸗ 
wehroffiziere find, it zu bemerken, daß nad einer Allerhöchiten 
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Kabinetsordre vom 14. März 1878 (Armeeverordnungsblatt ©. 85) 
im Allgemeinen den Offizieren des riedensitandes, des Beurlaubten- 
ftandes und zur Dispofition während eines Aufenthalts außerhalb 
des Deutjchen Reichs das Anlegen der Offiziers-Uniform obne Ge- 
nehmigung Seiner Majeftät des Kaifers bezw. der fommandirenden 
Generale nicht geitatter it. Dieſe Beſtimmung findet aber auf die 
Kaiferlichen Konfuln feine Anwendung, diefelben werden alfo (vergl. 
$. 27? der Landwehrordnung ) bei feierlichen Gelegenbeiten jtatt der 
Konfularuniform die Offiziersunifoum anlegen dürfen. Aus An- 
läſſen, welche nicht mit ihrem Amte zuſammenhängen, Militär⸗ 
uniform anzulegen, wird für die Konſuln nicht immer ohne 
Bedenken ſein. 

2. Ueber die Rangverhältniſſe der Kaiſerlichen Konſuln ſind 
bis jetzt Beſtimmungen nicht erlaſſen. Es iſt auch nach der in 
Preußen und im Reiche beſtehenden Praxis nicht zu erwarten, daß 
durch etwa in diefer Beziehung ergebende Verordnungen ein be- 
ſtimmtes Rangverhältniß zwifchen den Konfuln und den Offizieren 
der Raiferlichen Marine fejtgefegt wird, wie dies in anderen Ländern 
geſchehen iſt.“) 

Im Briten iſt bei der — - bisher nur partiell erfolgten — 
Regelung der NRangverhältniffe der Neichebeamten die wreußifche 
Verordnung wegen der den ivilbeamten beizulegenden Amtstitel 
und der Rangordnung der verfchiedenen Klaffen derfelben vom 
7. Sebruar 1817 (preuß. Gefeßfammlung ©. 61) zu Grunde gelegt. 
Nach derfelben und den ergänzenden Beſtimmungen rangiren die 
Staatsminifter und Wirklichen Geheimen Näthe, denen das Prädikat 
Excellenz gebührt, vor allen anderen Civilbeamten. Für letztere be- 
ftehen 5 Rangklaſſen. In der erjten ftehen unter Anderem die 
Unterftaatsfefretäre, der Direktor im Auswärtigen Amte, die 

Wirklichen Geheimen Legationsräthe; in der zweiten die Ge 
heimen egationsräthe im Auswärtigen Amte, die Geheimen Ober- 


*) Mac der franzöfifchen Ordonnanz vom 7. November 1833, haben die fran- 

zöſiſchen Generalfonfuln den Rang eines Kontre-Admirals, die Konſuln den eines 
— Linienfhiffs-Rapitäns, reſp. Fregatten-Kapitäns. 
Inhalts der iſe⸗ General-Instruetions ©. 3 rangiren die Agenten und 
Generalkonſuln mit, aber nad) den Generalmajoren und Rear-Admirals: die General- 
konſuln mit, aber nad) den Brigadierd und Commodores; die Konſuln mit, aber 
nach den Oberften und Captains, R. N. of three years standing, die Vizefonfuln 
mit, aber nach den Majoren, Lieutenants, R. N., und Navigating Lieutenants. 
inänding of eight years standing. 
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Negierungsrätbe in "anderen Neichsbehörden; in der dritten die 
Wirklichen Yegationsrätbe, die Geheimen Regierungsräthe; in der 
vierten die Negierungsrätbe; in der fünften die Negierungs- 
aflefforen u. ſ. mw. 

In Preußen wurden die Generalfonfuln berfömmlich*) den - 
Beamten der dritten Nangklaffe, die Konſuln denen der vierten, 
die Vizefonfuln denen der fünften Rangklaſſe gleichgeftellt. Aehnlich 
wird vorläufig das Nangverhältniß der Kaiferlichen Konfuln zu 
den preußischen Beamten und zu denjenigen Neichsbeamten, welchen 
bisher ein den preußifchen Beltimmungen entnommenes Rangver— 
hältniß beigelegt it, anzunehmen fein; wenigitens deuten darauf 
die Uniformen. 


8. 18. 
VI Rechtsverhältniſſe der deutſchen Konſuln. 


Für die Rechtsverhältniſſe der Kaiſerlichen Konſuln ſind zunächſt 
das Konſulargeſetz und das Reichsbeamtengeſetz maßgebend. Aus 
denfelben ergiebt fich Folgendes: 

l. Die Berufsfonfuln gelten als auf Lebenszeit angeftellt. 
Doc) fünnen fie unter Bewilligung des gefetlichen Wartegeldes durd) 
Verordnung des Kaifers einftweilen in den Ruheſtand verfett werden, 
wenn das von ihnen verwaltete Amt in Folge einer Umbildung 
der Meichsbehörden aufhört, oder wenn die Neichsregierung aus 
irgendwelchen anderen Gründen dies für angemeffen erachtet. Das 
Wartegeld beträgt drei Viertheile des Gehalts. (Mergl. SS. 2 und 
26 des Meichsbeamtengefeßes.) Ueber die rechtliche Stellung der 
einitweilen in den Ruheſtand verjegten Beamten finden ſich Bejtim- 
mungen in den SS. 27 bis 31, 46 Ziffer 1, 132 ebenda. 

Jeder Berufsfonful muß fich die Verfegung in ein anderes 
Amt von nicht geringerem Range und etatsmäßigem Dienft- 
einfommen mit Vergütung der vorfchriftsmäßigen Umzugskoſten 
gefallen laffen, wenn e8 das dienftliche Bedürfniß erfordert. Als 
eine Verkürzung im Einfommen ift es nicht anzuſehen, wenn die 
Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder 
die Ortszulage, oder endlich die Beziehung der für Dienftunfoften 


*) Ausdrüdliche Beſtimmungen beitanden, fo viel dem Verfaffer befannt, hierüber 
nicht. 
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befonders ausgefegten Einnahmen mit diefen Unkoſten fortfällt 
($. 23 ebenda). 

Die Anftellung der Wahlkonfuln iſt jederzeit ohne Entfchädi- 
gung widerruflich (S. 10 des Konfulargefeges). 

Jeder Konful muß bei dem Aufhören feiner Amtsthätigfeit - 
alle amtlichen Papiere, Akten, Dokumente u. ſ. w. an feinen Nach— 
folger oder die fonjt mit der Empfangnabme beauftragte Derfon 
oder Behörde herausgeben. Das Lebergabeprotofoll muß in diefer 
Beziehung die ausdrüdliche pflihtmäßige Verficherung des Abgehenden 
enthalten, daß er jeines Wilfens weder zum Konfulatsarchive ge 
börige Vapiere, Akten und Dofumente, noch amtliche Gelder, In— 
ventarienjtüde, Depofiten und fonjtige Gegenjtände hinter ſich babe. 
Beglaubigte Abjchrift des Uebergabeprotofolls erhält der Abgebende 
als Entlaftung und Quittung. 

2. Den Berufstonfuln jteht, wie den übrigen aus der Reichs * 
kaſſe befoldeten Neichsbeamten, ein Anſpruch auf ein lebenslängliches 
Ruhegehalt (Benfion ). zu, wenn fie nach einer Dienftzeit von we- 
nigſtens 10 Jahren in Folge eines körperlichen Gebrechens, oder 
wegen Schwäche ihrer fürperlichen oder geijtigen Kräfte zu der Er- 
füllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig find, oder wenn ihre 
Dienftunfäbigteit auch bei fürzerer als zehnjähriger Dienftzeit die 
Folge einer Krankheit, Verwundung oder fonftigen Beſchädigung 
ift, welche fie fi) bei Ausübung des Dienftes oder aus Veranlaffung 
desfelben ohne eigene Verſchuldung zugezogen haben. Den in den 
Ruheſtand verfegten Berufstonfuln werden ferner die Koſten des 
Umzugs nad) dem innerhalb des Reichs von ihnen gewählten Wohn- 
ort gewährt. Die Venfion beträgt, wenn die Verfegung in den 
Ruheſtand nach vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften 
Dienftjahre eintritt, 22 und fteigt von da ab mit jedem weiter zu- 
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rüdgelegten ————— um des Dienſteinkommens. Ueber den 


Betrag von 5 des Einfommen hinaus findet eine Steigerung nicht 
ftatt. . Das Nähere über die Berechnung der Penfion iſt in dem 
Beamtengejege zu finden, es mag hiev nur noch erwähnt werden, 
daß den Berufsfonfuln, welche in außereuropätfchen Ländern eine 
| längere als einjährige Verwendung gefunden haben, die daſelbſt zu- 
gebrachte Dienftzeit bei Verwendungen in Oft- und Mittelafien, 
Mittel- und Südamerika, fowie auf den Infeln der Südfee bei der 
Penſionirung doppelt in Anrechnung gebracht wird. Bei Verwendung 
in anderen außereuropäiſchen Ländern, iſt es dem Beſchluſſe des 
Bundesraths vorbehalten, entſprechende BOTEN. zu treffen. 


3. Die deutſchen Konfuln find im Allgemeinen von der Ge 
vichtsbarfeit des Candes ihres dienjtlihen Wohnfiges nicht eximirt, 
fie müflen vielmehr bei denjenigen Gerichten Necht nebmen, weldye 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen des Landes, in welchem fie re 
fidiren, zuſtändig find (vergl. oben ©. 25). VBerufstonfuln behalten. 
aber auch im Auslande in Anfehung des allgemeinen Gerichtsitandes 
den Wohnſitz, welchen fie in ihrem Heimathsſtaate hatten, fie haben 
alfo einen doppelten Gerichtsftand Haben Berufsfonfuln feinen 
Wohnſitz in ihrem Heimatbsitante gehabt, jo gilt die Hauptitadt 
des Heimathsſtaates als ihr Wohnfig (vergl. SS. 19, 21 des Reichs— 
beamtengejeges, S. 16 der Civilprozegordnung und S. 11 der Straf- 
progehordnung). Iſt die Hauptitadt in mehrere Gerichtsbezirfe ge 
tbeilt, jo wird der als Wohnjig geltende Bezirk im Wege der Juſtiz— 
verwaltung durch allgemeine Anordnung beitimmt. Befindet ſich 
der dienſtliche Wohnfig eines Berufskonſuls in einem Lande, in 
welchem Neichs- Ronjulargerichtsbarfeit beiteht, wo alfo die Deutfchen 
von den Landesgerichten exemt find, jo kann der Konful zugleich 
der Konfulargerichtsbarfeit nach Maßgabe des Konfulargerichtsbar- 
. feitsgefeßes vom 10. Juli 1879 —— — S. 197) unter— 
liegen. Steht dem betreffenden Konſul nad) S. 1 des gedachten 
Geſetzes jelbit die Gerichtsbarkeit zu, jo kann er diefe Gerichtsbar- 
feit in eignen Angelegenheiten nicht ausüben ($. Al Civilprozeßord⸗ 
nung). In einen ſolchen Falle wird das Reichsgericht als im In . 
ftanzenzuge zumächit böberes Gericht, die Sache einem andern 
Konful oder einem andern Konfulargeriht zu übertragen haben. 
In der Praxis ift, jo viel dem Verfaſſer befannt, der Fall noch 
nicht porgefommen. 

Auf Wahlkonſuln findet der S. 21 des Neichsbeamtengejeßes 
jowie $. 16 der Eivilprozeßordnung und $. 11 der Strafprozeßord- 
nung feine Anwendung, fie haben daher nur infofern einen Ge- 
richtsftand im Inlande, als ein ſolcher auch begründet fein würde, 
wenn fie das Konfularamt nicht befleideten. ! 

Alte der freiwilligen Gerichtsbarkeit vejp. Notariatsafte dürfen 
die Konfuln in ihren eigenen Angelegenheiten oder in Angelegen- 
heiten ihrer Angehörigen nicht aufnehmen. Sie fünnen dergleichen 
Akte mit rechtlicher Gültigkeit für das Neichögebiet bei den kom— 
petenten Behörden (Gerichten, Notaren) ihres Wohnorts in der 
nad) den dortigen Gejegen vorgefchriebenen Form aufnehmen laſſen. 
Namentlich werden fie in dieſer Weiſe gültige Tejtamente errichten 
fünnen. Ob jedoch in Ländern, wo Konjulargerichtsbarfeit beſteht, 
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die Lofalbehörden oder die Nichterfonfuln einer andern Nation 
zur Aufnahme von NRechtsgefchäften, welche der deutfche Michter- 
fonful zu errichten wünfcht, fompetent find, kann mit Rückſicht auf 
das der Konfulargerichtsbarkeit zu Grunde liegende Prinzip der 
Nationalität des Rechts zweifelhaft fein. Ebenſo ift es zweifelhaft, 
ob deutfche Richterkonſuln ihre eigenen Akte der freiwilligen Gerichts 
barkeit vor demjenigen Beamten aufnehmen laſſen können, welcher 
etwa ein für alle Mal zu ihrem Stellvertreter ordnungsmäßig be- 
rufen ift. Denn der Auftrag zur Stellvertretung bezieht fich 
augenfcheinlich auf den Fall der allgemeinen Verhinderung, nicht 
auf den Fall der bloßen rechtlichen Verhinderung. für eine einzelne 
Sacde. Es wird fich daher empfehlen, daß Richterfonfuln behufs 
Aufnahme von Notariatsaften in eignen Augelegenbeiten, fich, wenn 
thunlich, an einen andern deutfchen Konſul wenden. 

Die Sicherftellung und demnächitige Regulirung des Brivat- . 
nachlaffes eines deutjchen Konfuls wird feinem (definitiven reſp. 
vorläufigen) Nachfolger oder — wenn die Intervention dev Konfuln 
in Nachlaßfachen am Sterbeorte ausgefchloffen iſt — den betreffen- 
den Lokalbehörden, beziehungsweiſe den kompetenten beimatblichen 
Behörden zuiteben. 

4. Bezüglic) der. Dienftvergeben dev Berufstonfuln und deren 
Beitrafung, für welche im Konfulargejeg proviforifc die betreffen- 
den preußifchen Beſtimmungen als maßgebend erklärt waren, gelten 
gegenwärtig die SS. 72 bis 145 des Neichsbeamtengefeßes. Danach 
begeht ein Reichsbeamter, welcher die ibm obliegenden Bflichten 
(vergl. oben S. 51) verlegt, ein Dienjtvergeben und bat die Dis— 
ziplinarbeftrafung verwirkt. Die Disziplinarjtrafen beſtehen in 
Ordnungsſtrafen (Warnung, Verweis, Geldbuße) und Entfernung 
aus dem Amte (Strafverfegung, Dienftentlaffung). Ueber das 
Disziplinar-Verfabren find im Reichebeamtengtſen detaillirte Be— 
ſtimmungen enthalten. 

Auf die Wahlkonſuln finden die Vorſchriften des Reichsbeamten— 
geſetzes über Dienſtvergehen und deren Bejtrafung- nur in be— 
fchränftem Maße Anwendung, meil durch den jederzeit zuläfligen 
Widerruf ihrer Anftellung jedes weitere Verfahren abgefchnitten 

» werden kann. 
5. SHinfichtlich derjenigen Nechtsverhältniffe der Berufskonſuln, 
über welche nicht durch Reichsgeſetz Beltimmung getroffen iſt, 
- kommen vor deutfchen Behörden die gefeglichen Beſtimmungen 
ihres Heimathsſtaates und, in Ermangelung eines folden, die Vor— 
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ſchriften des preußiſchen Rechts zur Anwendung (8. 19 des Reichs- 


beamtengeſetzes). Hiernach iſt auch die Frage, inwieweit das Dienſt— 
einkommen der Berufskonſuln mit Beſchlag belegt werden darf 
(ſiehe oben S. 58) nach den Geſetzen des Heimathsſtaats, event. 
nach den preußiſchen Geſetzen zu beurtheilen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Die dem Konſul beigegebenen Beamten. 
| $. 19. 
I. Allgemeines. 
Zur Erfüllung ihrer dienftlichen Aufgaben bedürfen die Kaifer- 
lichen Konfuln nach verjchiedenen Richtungen bin belfender Or 
gane. Deshalb find den. Berufsfonfuln Beamte beigegeben, welche 


der Mehrzahl nach aus Neichsmitteln befoldet werden, Der Ge 
ſchäftskreis diefer Beamten ijt ein jehr verfchiedener. Zum Theil 


liegen ihmen nur mechanifche Dienfte ob (Kanzliften, Schreiber, . 


Kanzleiboten und andere Unterbeamte), zum Theil haben fie die- 
jenigen fubalternen Verrichtungen (Exrpedirung von Verfügungen, 


Führung der Journale, Rechnungsfübrung, Aufbewahrung der 


Akten u. ſ. w.) zu beforgen, welche bei Konfulaten mit größerem 
Gefchäftsumfang der Konful felbit nicht ausführen kann, zum Theil 
endlich find fie berufen, dem Konful belfend zur Seite zu ftehen 
und ihn nach fpezieller Anordnung des Auswärtigen Amts in Ver- 
hinderungsfällen oder auch für einzelne Gefchäftszweige dauernd zu 
vertreien. 

Diefe Beamten find entweder feit, d. b. auf Lebenszeit, oder 
widerruflich (auf Kündigung) angejtellt. Die erjteren find Neichs- 
beamte im Sinne des Neichsbeamtengefeges, fofern fie im Namen 
und Auftrag des Kaifers durch den Neichsfanzler, refp. die von 
demjelben dazu ermächtigten Behörden angeftellt werden. In Be 
zug auf die widerruflich angeitellten Beamten tritt die Reichsbeamten- 
qualität nur ausnahmsweiſe ein, da die Modalitäten ihrer Anftellung 
ſehr verjchieden find. 

Die Anjtellungsurfunden der als Neichsbeamte anzufehenden 


KRonfulatsbeamten werden, ſoweit nicht durch Neichsgefeß oder ver- _ 


tragsmäßig eine abweichende Beltimmung getroffen ift, im Namen 
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des Kaiſers von dem Neichsfanzler oder von den durch denfelben 
dazu ermächtigten Behörden ertheilt. Vergl. Aller). Verordnung 
vom 23. November 1574 (Neichsgefegblatt ©. 135). 

Der Dienfteid der als Neichsbeamte anzufebenden Konfulats- 
beamten ift nach der Allerhöchiten Verordnung vom 29. Juni 1871 
dahin zu leiten, daß der Schwörende in feiner Eigenfchaft als 
Beamter des Deutfchen Reichs Sr. Majeftät dem deutfchen Kaiſer treu 
und gehorfam fein, die. Reichsverfaffung und die Gefege des Neichs 
beobachten und alle ihm vermöge jeined Amts obliegenden Bflichten 
nach feinem beiten Wiffen und Gewifjen genau erfüllen wolle. 

Ueber Rang und Uniform der dem Konful beigegebenen Beamten 
find bisher Beſtimmungen nicht ergangen. 

"Das Dienfteinfommen diefer Beamten wird durch den Staats- 
haushalts-Etat fejtgefeßt. Nach dem Etat für das Jahr 1885/86 
beträgt das perfünliche penfionsberechtigende Gehalt für die Drago- 
mans und Dolmetjcher bei den Generalfonfulaten und Konfulaten, 
fowie für den Kaffiver bei, dem Generalfonfulate in New-Vorf 
3000 AM. bi8 4500 M, im Ducchfchnitt 3750 A, für die nicht 
mit ſelbſtſtändigem Exequatur verfehenen Vizefonfuln, für die Kanzler 

“ und Sefretäre, fowie für die Dragomans bei den Vizefonfulaten 
2100 M bis 4200 M, im Durchſchnitt 3150 A. Die Lofalzulagen 
find je nach den dienjtlichen Wohnorten verjchieden; zum. Theil 
haben diefe Beamten freie Wohnung. 

Bezüglich der allgemeinen Beamtenpflichten und der Rechts— 
verhältniffe gilt im Wefentlichen aud für die Beamten das im 
vierten Abjchnitte unter III. und VI. Gejagte; wegen Erhebung 
des Gehalts vergl. ©. 57. 

Nach gegenwärtiger Yage der Reichsgejeßgebung erwerben Aus- 
länder, welche als Beamte bei einem deutjchen Konjulate angejtellt 
werden, durch dieſe Anſtellung nicht die Reichsangehörigkeit (vergl. 
$.2 N. 5, 8. 8Nr. 3 4 und 8.9 des Geſetzes vom 1. Juni 1870 

— ‚Bundesgefegblatt ©. 355 ai doch darf nad) dem Neichsgefeß 
vom 20. Dezember 1875 (Reichsgeſetzblatt S. 324) Ausländern, 

- welche im Reichsdienfte etatsmäßig und mit Denfionsberechtigung 
angejtellt find, ein Dienfteinfommen aus der Reichskaffe beziehen 
und ihren dienftlihen Wohnfig im Auslande haben, die Naturali- 
fationsurfunde von demjenigen VBundesjtaate, in welchem fie die 
Verleihung der Staatsangehörigfeit nachjuchen, nicht verfagt werden. 

Die von Wahlkonfuln zur Hülfsleiftung angenommenen Be- 
amten find deren PBrivatbeamte und müfjen von ihnen vemunerirt 
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werden. Auch wenn in einzelnen Fällen den Wahltonfulmn die 
Mittel zur Beſoldung von Hülfsbeamten aus Neicysfonds gewährt 
werden, erlangen diefe Beamten nicht den Charakter von Reichs— 
beamten. Nur diejenigen unter ihnen, welcde im einigen Fällen 
Wablkonfuln zur Hülfe beigegeben und vom Auswärtigen Amte mit 
einer Anjtellungsurktunde verjeben werden, find Neichsbeamte. 


$. 20. 
Il. Die einzelnen Konfulatsbeamten. 


l. Vizefonfuln. Bei einigen Generaltonfulaten und Kon- 
fulaten werden den Vorftänden Vizefonfuln zur Seite geitellt, 
welche die Aufgabe baben, dem Chef bei Führung der Konfulats- 
geichäfte belfend zur Seite zu ftehen und ihn in Abmefenheits- und 
fonftigen WVerbinderungsfällen zu vertreten. 

Zur Vertretung des Konfuls bedürfen diefe Beamten der aud- 
drüdlichen Genehmigung des Auswärtigen Amts;*) für diejenigen 
gefchäftlichen Arbeiten, weiche dev Konful ihnen fonjt in den Gren- 
zen feiner Zuſtändigkeit überträgt, bleibt derfelbe perſönlich verant- 
wortlich. Dieſe Vizefonfuln unterfcheiden fih von den Vorjtehern 
der Wizefonfulate dadurch, daß fie fein felbitjtändiges Erequatur- 
der fremden Regierung erhalten, jondern von derfelben nur in ber 
Eigenschaft als Stellvertreter und Beauftragte des Konfuls zur 
Ausübung fonfularifcher Funktionen verjtattet werden. 

Im Etat für 1885/86 find Vizefonfuln aufgeführt bei den Gehe: 
ralfonfulaten bezw. Konfulaten in Alegandrien, Apia (drei), Buka— 
reit, Chicago, Gonjtantinopel (zwei), Copenhagen, Korea, Yondon, 
New-Merk, Odeffa, Schanghai, San Franzisko, St. Vetersburg. In 
der Negel werden Vizefonfulspoften nur an Perſonen verlieben, welche 
die Vorbildung zum böheren Staatsdienjt haben oder ihrem ganzen 
Bildungsgange nach vorausfegen laffen, daß fie im Stande fein 
werden, die Ronfulatsprüfung abzulegen. . 

2. Kanzler, Sefretäre, Kaffirer, Regiftratoren, 
Kanzleivoritände Die Kanzler und Sefretäre haben die bei 
den Konfulaten vortommenden Subalterngefchäfte, einfchließlich der 
Abſchriften zu beforgen, ſoweit nicht für einzelne Gefchäftszweige 
(Rechnungsführung, Negiitraturverwaltung, das Abſchreibeweſen) 


*) Die Beſtimmung in Artikel 7 des deutfch -italienifchen Konfularvertrags 
macht dieje fpezielle Genehmigung nicht etwa entbehrlich ; fie bezieht fih nur auf das - 
Verhältniß des Vertreters zu der Landesregierung. / 
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befondere Beamte mit den oben angegebenen Amtstiteln angeitellt 
find. Die Kanzler gelten als die erften Subalternbeamten, reſp. 
als Leiter des gefammten Subalterndienftes.  Befondere Vor- 
Ichriften über die zur Erlangung eines folchen Amts zu erfüllenden 
Vorbedingungen bejtehen nicht. Die betreffenden Stellen werden 
entweder mit inländijchen Beamten der einfchlagenden Kategorie 

beſetzt oder der Konjul fucht an Ort und Stelle geeignete Per— 
Jönlichfeiten zu ermitteln®). Dieſe Stellen gehören nicht zu den- 
jenigen, welche den Militäranwärterın (Inhabern des Civilver- 
jorgungsicheins) ganz oder theilweife vorbehalten find. Im Etat 
für 1585/86 find Bejoldungen ausgeworfen: für feftangeftellte 
Kanzler in Alegandrien, Beirut, Cairo, Jerufalem, Kiew, London, 
Odeſſa, St. Petersburg, Smyrna, Trieft. Feſtangeſtellte Sekretäre 
find bei den Generalkonſulaten in Alexandrien, Budapeſt, Capſtadt, 
Conſtantinopel (zwei), Genua, London (vier), New-Vork (zwei), 
Rotterdam, Schanghai, Sofia, Sydney, Warfchau; bei den Konfu- 
laten in Amoy, Apia, Bangkok, Barcelona (zwei), Bukareſt, Cairo, 
Chicago (zwei), Chriftiania, Cincinnati, Copenhagen, San Franzisto, 
Salat, Havana, Havre, Hiogo, Kiew, Kowno (zwei), St. Youis, 
Mailand, Manila, Marfeille, Meffina, Montevideo, St. Veterskueg, 
Porto Alegre, Rio de Janeiro. (zwei), "Singapore, Smyrna, Stod- 
holm, WValparaifo, Yokohama, Zanzibar; bei den Vizefonfulaten in 
Hongkong, Nizza; ferner ſetzt der Etat Befoldungen an für einige 
andere Beamte, wie Kaffiver, Negijtratoren u. ſ. w. 

3. Dragomans, Dolmetfcher. In Ländern, deven Sprache 
weniger allgemein verbreitet ift, werden den Konfulaten Dolmetfcher 
oder Dragomans beigegeben, welche bei Verhandlungen in der dem 
Konful nicht geläufigen Yandesfprache Die Aebertragung in Die 
deutſche oder eine andere bekannte Sprache bewirken, die Korreſpon— 
denz in fremden Sprachen führen, den perſönlichen Verkehr mit 
den Landesbehörden vermitteln und als Beiſtände der Konſulats— 
eingeſeſſenen bei den Landesbehörden auftreten. Die Dragomans 
werden entweder von dem Konſul an Ort und Stelle ausgewählt 
oder aus denjenigen jüngeren Männern entnommen, welche auf 
Reichskoſten nach Conjtantinopel, China und Japan Behufs Er- 
[ernung der dortigen Landessprache entjendet worden find. Die 
Sprachfenntniß der anzuftellenden Dolmetjcher wird, wenn dieſelbe 





2 Berg. Konvention über Ausübung des Schutzrechts in Marokko vom 3. Juli 
1880. Segppgejenblatt 1881 ©. 103. 
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nicht notoriſch ift, Durch eine Vrüfung Seitens fprachkundiger Der 
ſonen feitgeitellt. Diefe Prüfung wird darauf gerichtet ‚ ob der Kan 
didat die Yandes- und die deutjche Sprache oder eine der geläufigeren 
europäifchen Sprachen dergejtalt vollftändig und gründlich verfteht, 
daß er nicht nur in den Gefchäften des gemeinen Vebens, ſondern 
auch in wichtigeren und minder gewöhnlichen Fällen den Sinn der 
Parteien und die Bedeutung der Schriftjtüde richtig faſſen und 
dem Konſul ebenfo zuverläffig und beſtimmt erklären und darlegen 
fann. Dev Etat für 1885/86 führt fejtbefoldete Dragomans reſp. 
Dolmeticher auf bei den Generalfonfulaten in Alegandrien, Con- 
itantinopel,  Schangbai, Sofia, Warfchau; bei den Konfulaten in 
Amoy, Beirut, Bukareſt, Cairo, Kanton, Salat, Hiogo, Jeruſalem, 
Kiew, St. Vetersburg, Serajewo, Tientjien, Yokohama; bei dem 
Vizefonfulat in Jaſſy. | 

4. Büreaugebülfen, SHSülfsfchreiber, SHülfsdrago- 
mans, Kanzleibeamte, welde nicht feit, jondern nur gegen 
Nemunerationen angeftellt find, kommen bei mehreren, aus dem Etat 
zu erfehenden Konfulaten vor. Sie werden an Ort und Stelle 
. angenommen und baben bisher nicht die Eigenfchaft als Reichs— 
beamte. 

5. Unterbediente, Amtsdiener, Kanzleiboten, —— 
tſcharen, Kawaſſen, ſind zum Aufrufen der Parteien in den 
Terminen, zur Verrichtung von Botendienſten, zur Ueberbringung 
mündlicher Beſtellungen, zur Inſinuation von Dokumenten u. f. w. 
beſtimmt. Die Kawaſſen und Oberkawaſſen (Janitſcharen) bei den 
Konfulaten im Pfortengebiete gelten außerdem als Ehrenwachen 
der Konſuln und begleiten diefelben bei amtlichen Bejuchen und 
wo es ſonſt üblich it. Die Obliegenbeiten der Hausdiener umd 
Thürhüter ergeben fid) aus dem Namen. Nur der Amtsdiener 
bei dem Generalfonfulate in Yondon ift feitbefoldeter Neichsbeamter, 
im Uebrigen find die Beamten diefer Kategorie mehr als Brivat- 
beamte der Konſuln anzufeben, wenngleich zu ihrer Anftellung die 
Genehmigung des Auswärtigen Amts erforderlich ift. Ihre Re 
munerirung erfolgt aus Reichsmitteln. ? 
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Sechster Abſchnitt. 
Das Amtslofal und das Archiv. 


$. 21. 
-I. Allgemeines. 

Für einzelne Berufsfonfulate exijtiven dem Neiche gebörige oder 
vom Meiche gemiethete Säufer, in welchen jich fowohl Wohnräume 
für den Konful, reſp. KRonfulatsbeamte, als Räume für das Büreau 
(die Kanzlei) de8 Konfuls, nämlich für die Negiftratur*) und die 
Kanzlei im engeren Sinne, fowie für den Verkehr mit den Varteien, 
auch . Gefängniffe befinden. Andere Berufskonfuln erhalten eine 
Büreaufoften-Entfehädigung, aus welcher zugleich die Miethe für die 
Büreaulofalien zu beftreiten ift, noch andere liquidiren die effektiv 
für die Büreaumiethe verausgabten Beträge. Die Wahlkfonfuln haben 
die Räume zu dienftlihen Bedürfniffen aus. eignen Mitteln, bezw. 
aus den Konfulats-Einnahmen zu befchaffen. In allen Fällen ift 
dafür Sorge zu tragen, daß die Verhandlung mit den Darteien in 
angemefjenen, der Würde des Amts- entfprechenden Räumen erfolgt. 
E3 wird zwar nichts dagegen erinnert, daß die dem Kaufmannsſtande 
angehörigen Wahlkonfuln die fonfularamtlichen Verhandlungen in 
ihre faufmännifchen Komtoire verlegen: aber dies jegt voraus, daß 
die betreffenden Räume den Anforderungen des dienitlichen Verkehrs 
entfprechen, auch müſſen die Konfulatspapiere immer abgefondert 
von der faufmännifchen Korreſpondenz verwahrt werden. 

In Bezug auf die äußere Einrichtung der Konfulatsregiitraturen 
und Kanzleien, ſowie auf den Geichäftsgang in denjelben find befondere 
Vorschriften nicht ergangen, eben fo wenig über die, für den fonfular- 
amtlichen Verkehr einzuhaltenden Dienftftunden. Es laſſen ſich aud) 
in diefer Beziehung allgemeine Anordnungen kaum treffen, da bier 
bei mancherlei Rüdficht auf die örtlichen Verhältniffe zu nehmen fein 
wird und da nad) dem größeren oder geringeren Gefchäftsumfang die 
- Einrichtungen verfehieden fein müffen. Jedenfalls muß der Konſul oder 
einer feiner Beamten an den Wochentagen zu bejtimmten, dem Bubli- 
kum befanntgemachten Stunden in dem Amtslofal anzutreffen fein. 


*) Unter Regiftratur verfteht man das Lokal, wo das Archiv, d. h. die Geſammt— 
heit der bei der Behörde vorhandenen amtlichen Schriftjtüde und die dazu gehörigen 
Verzeichniffe aufbewahrt werden; unter Kanzlei im engeren Sinne begreift man die 
Gefhäftsräume, in welchen die Abfchriften beforgt werden. Negiftratur nennt man 
übrigens aud) gewiffe Arten von Protofollen, vergl. Seite 78. 
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Die von dem Konſul zu erreichenden Zwecke: die Sicherung 


der pinftlichen und forgfältigen Ausführung feiner Verfügungen, 
jowie die überfichtliche. Aufbewahrung aller amtlichen, d. b. die 
amtliche Thätigkeit des Konfuls betreffenden Schriftitüde werden 
bei der Regelung des Büreaudienſtes maßgebend fein müſſen. 

Diefe amtlichen Schriftitüde können ſehr verjchiedener Art fein. 
Hervorzubeben find: 

l. Brotofolle, (Verhandlungen, Akte) d. b. fchriftliche Auf- 
zeichnungen über das, was bei dem Konfulate gejcheben it. Man 
unterjcheidet die mit guößeren Förmlichkeiten bewirkte Aufzeichnung 
(Protokoll im engeren Sinne) und die Regiſtratur. Die äußeren 
Merkmale eines Vrotofolls find: Angabe von Ort und Zeit der Hand- 
lung, Erwähnung der in amtlicher Eigenschaft anmefenden und der 
jonjt gegenwärtigen Verfonen, am Schluß die Bemerkung, daß die 


Vorlefung erfolgt iſt und daß die Anweſenden das Niedergejchriebene 


genehmigt baben, ſowie Beglaubigung durch die Unterjchrift des 
Konfuls bezw. des KRonfulatsbeamten (Sekretärs ꝛc.). Regiftratur 
nennt man alle anderen formlofen Befundungen über gefchehene Hand— 
lungen 3. B. Negijtrirt in der Konfulatsfanzlei zu N. N. den 4. Juli 
1877. Heute übergab dev N. N. den anliegenden Paß mit der Bitte; 
ihm von der ausjtellenden Behörde einen neuen Paß für die Reife 


nach N. zu beforgen. Ge. N. N., Konfulatsjefretär. Beide Arten 


von Niederjchriften dürfen einfeitig nicht ohne Weiteres abgeändert 
werden. Ergibt ſich daher beim Vorlefen eines Protokolls, daß die 
Verbefferung eines untergelanfenen Irrthums nothwendig ift, fo werden 
die betreffenden Worte ausgeitrichen und es wird ein entjprechender 
Vermerk auf dem Rande gemacht, 3. B. Statt der bierneben durd)- 
geitrichenen fieben Worte muß es beißen: »Das Alles babe ich jelbit 
geieben«; dieſer Vermerk ift von den anweſenden Verjonen zu unter: 
zeichnen. 

Die Vrotofolle bilden in vielen Fällen die Grundlage für 
öffentliche Urkunden d. b. Schriftitücke, welche über die in ihnen 
befundeten Willenserflärungen der Varteien ‚vollen Beweis liefern. 
Was die Außere Form folcher öffentlichen Urkunden betrifft, jo 
war es früher Sitte, zuerſt in einem furzen Konzept (scheda, 
protoeollum) die Willensmeinung der Varteien zu verzeichnen 
und daraus das folenne, in den üblichen Geichäftsformeln ſich 
bewegende njtrument, welches man Ausfertigung (Mumdum, Groffe) 


nannte, zu verfertigen. Später unterließ man es vielfach, für das 3 


jolenne Inſtrument eine neue Nedaktion vorzunehmen, man jete 


2 ee 
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unter eine wörtliche Reinfchrift des gleich in ausführlicherer Faſſung 
aufgenommenen Brotofolls die Beglaubigungs: oder Ausfertigungs 
formel: »Ausgefertigt zum öffentlichen Glauben unter Siegel und 
Unterschrift des 2. (Bezeichnung der ausfertigenden Behörde). « 
Diefe jo beglaubigte Neinfchrift nennt man Ausfertigung; fie 
jteht der Urſchrift gleich und bildet eine öffentliche Urkunde, 

Die Konfuln haben, fofern nicht etwas Anderes ausdrüdlid) 
vorgefchrieben ift — wie z. B. bezüglich der Notariatsafte und deu 
Mufterrollen, bei welchen die Ausfertigungsformel auf das Original 
des Protokolls gefeßt wird — fich der legterwähnten Form zu ber 
dienen: Vergl. das — zu Urkunden Re 
Geburts- und Todesfälle im $. 6 der Inftruftion vom 1. März 1571. 
Das Wefentliche der Ausfertigung befteht in dem unter Siegel und 
Unterfchrift des Konſuls ertheilten Zeugniß, daß die Handlung fich 
vor dem Konſul wirklich zugetragen bat. 

Fernere amtliche Schriftitüde find: 

2. Eingaben, Borftellungen, Berichte und fonjtige bei dem 
Konfulate eingehende Schriftitüde; 

3. Konzepte (minutes) der fehriftlichen Verfügungen des Kon- 
fuls. Unter Verfügungen (Defrete) des Konfuls verjteht man 
die Anordnungen, welche derfelbe in den zu feiner amtlichen Thätig- 
feit gehörigen Angelegenheiten erläßt. Die jehriftlichen Verfügungen 
des Konſuls müffen die Bezeichnung der Angelegenheit, auf welche 
fie fich beziehen, des Anlafjes, aus welchem fie ergehen, der Perſon, 
an welche fie gerichtet find, enthalten und die amtliche Bezeichnung 
des defretivenden Konfuls erkennen laſſen. Die Ausdrucksweiſe 
muß beitimmt und deutlich fein, der Inhalt der Verfügung muß 
der Page der Sache entjprechen, vollitändig und gefeßlich fein und 
geeigneten Falls auch die Gründe angeben , aus welchen der Konful, 
wie gejchehen, entjchieden bat. 

Die amtlichen Schriftitüce der Konſulate nennt man Akten. 
Das Sammeln, Ordnen und Aufbewahren derjelben gehört zu den 
Obliegenheiten des Konſuls und feiner Beamten. Weſentlich iſt 

Ordnung, zweckmäßige Auseinanderhaltung ungleichartiger Gegen— 
ſtände und Haltung überſichtlicher, vollſtändiger Verzeichniſſe. it 
der Geſchäftsumfang bei dem Konſulate gering, gehen wenig Schrift— 
ſtücke ein und aus, ſo wird ſich eine chronologiſche Anordnung 
empfehlen, d. h. die Papiere — die Originale der eingehenden, 
die Konzepte der ausgehenden Sachen — werden in der Reihenfolge, 
wie ſie eingehen reſp. ausgehen, aufbewahrt werden können. Iſt 


9— 
J 


80 


der Geſchäftsumfang bedeutend, fo werden die Papiere nach Materien 


zu ordnen und aufzubewahren fein, wobei die Papiere über gleich 
artige Angelegenbeiten zufammengelegt werden Eünnen. So fann 
z. B. ein und Ddasfelbe Fach oder Aktenheft die Abfchriften auf 
genommener Akte dev freiwilligen Gerichtsbarkeit‘) (Wollmachten, 
Verträge u. ſ. w.), ein anderes ſämmtliche Protokolle oder Vermerke 
über Meldungen von Sciffsführern, ein drittes die Konzepte von 
Handelsberichten u. ſ. w. enthalten. Auf der Außenfeite der Kartons 
(Dappdedel), in welche die Papiere gelegt, reſp. gebeftet werden, 
it der allgemeine Inhalt kurz anzugeben (Akte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, Meldungen der Schiffsführer, Berichte allgemeinen 
Inbalts an das Auswärtige Amt u. f. w.). Jedem Karton, rejp. 
jedem Aktenhefte ijt ein auf befonderem Blatte gefchriebenes fpezielles 
Inbhaltsverzeichniß (Rotulus) beizufügen. Die ſämmtlichen Aften- 


jtüce find in den dazu bejtimmten Fächern oder Repofitorien geordnet 


aufzubewahren. Sie find ferner mit einer Nummer zu verſehen 
und nach derjelben unter allgemeiner Angabe ihres Inhalts in ein 
Regiſter (Repertorium) einzutragen. 

General: Akten, d. i. Akten allgemeinen Inhalts, Dokumente 
öffentlichen oder privatrechtlichen Inhalts, welche zum Beweife von 
Ihatfachen oder Nechten dienen, inglgichen Negifter, Journale ac. 


(vergl. $. 22) find dauernd aufzubewahren. Spezial-Aften, welche 


einzelne Angelegenheiten zum Gegenftande „ haben, dürfen, wenn 
fie vollftändig erledigt find, nacdı Ablauf einer gewiffen Zeit (etwa 
nach 5 Jahren), welcher die Wiederanregung der betreffenden An- 
gelegenheit muthmaßlich ausfchließt, vernichtet werden. . Für Die 
mit Gerichtsbarkeit verfebenen Konfulate bejteben in diefer Beziehung 
bejondere Beitimmungen. 
8. 22. 
Il. Verzeichniffe und Liſten. 

l. Das zur Gefchäftsfontrole unentbebrlichite Verzeichniß iſt 

das fogenannte Journal. In dasfelbe „werden alle bei dem 


Konfulate eingehenden Schriftitüde unter laufender Nummer ein- 
getragen. Diefe Journalnummer wird oben auf das Schriftitüd 
) Akte oder Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit (Actus voluntariae 
jurisdietionis) heißen diejenigen Handlungen, die, obgleich fie feine Prozeſſe find, 


dody vor Gerichten vollzogen werden, fei es, daß Die Gefeße dies verorbnen, fei es, 
dak die Warteien der größeren Gewißheit und fFeierlichfeit wegen freimilig die richter- 


liche Mitwirkung anrufen. Vergl. unten $. 43. 
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gefeßt, während am unteren Rande desfelben diejenigen Akten 
fenntlich gemacht werden, zu welchen das Schriftitüd, fobald es 
erledigt ift, gebracht werden foll. Aus dem Journal muß zu 
erfehen fein, in welchem Stadium der gefchäftlichen Behandlung 
ſich jedes bei dem Konfulate eingegangene Schriftſtück befindet. 

Das bier folgende Formular wird bei Konfulaten mit gerin- 
gerem Gejchäftsumfange genügen. 

















; Bezei D 
& | Datum s Bezeichnung Datum Kurzer Inhalt Datum 
* — des Ber der 
F des > L | der 
& j — eingegangenen Ver⸗ Erledi- 
. Y En 
5 Eingangs |. Stüds. | fügung. Derrügung. gung. 
1 1 Zirkularverfügung 2. Januar, Nachrichtli zu |3. Januar " 
des Reichsfanzlers, den Akten zu 
betreffend die Er— nehmen. 








ftattung der Jahres- 
berichte. 


6) 


Der Schiffer N. |2. Januar) Der Schiffer N. ift | 2. Januar 
des Schiffes N. zum 3. d. M. auf 
bittet, ihm zur das KRonfulat zu 


Ergreifung beitellen. 
des Matrofen N. 
behülflich zu fein. 


3. 13. Januar|B. 12 Protokoll mit dem |3. Januar| An das hiefige | 3. Januar 
Schiffer N. aufge- Polizeiamt zu 
nommen, betreffend fchreiben. 
die Defertion des | 
Matrofen N. 





4. 13. Januar) A.5 | Anordnung des 4. Januar, In der Ronfulats- | 4. Januar 
€ Konfuls in Bezug fanzlei auszu— 
auf die reijenden hängen. 
Handwerfögefellen. 


König. Konſular-Handbuch. 2. Ausgabe. 6 
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Der Konful kann durch diefes Journal Eontroliven, ob ibm | 


alle eingegangenen Scriftitüde vorgelegt und ob feine darauf er— 
laffenen Verfügungen befolgt find. Ueber die ein» und ausgehenden 
Schriftſtücke zwei befondere Journale zu führen, ift nicht zwedmäßig, 
indem dadurch der Gefchäftsgang nur weitläufiger gemacht werden 
und an Ueberſicht verlieren würde. 

2. Das Aktenverzeihnig (Nepertorium) kann, wie nachſteht, 
eingerichtet werden. 














7 


Zahl | Bezeihnung 








Laufende Rubrum. der des 
Nr. Bände Fachs, in welchem auf 
| bewahrt. 
N ‘ 
1. Anftellungsjadhen. 2. I. 










I) 


Rechnungsweſen. 





Jahresberichte. 










Abſchriften von 
Notariatsurkunden. 


3. Das Verzeichniß der ein- und ausgehenden Schiffe iſt im 
Mefentlihen nach demjenigen Formular zu führen, welches in der 
Allgemeinen Dienft-Inftruftion für die dem Jahresberichte beizufügende 
Schiffsliſte vorgefchrieben ift, vergl. ©. 85. 

4. Das Formular, nach welchem das Verzeichniß der Schuß- 
genofjen (Matrifel) zu führen ijt, findet fi) unten im $. 33. 

5. Das Formular zum Notariatsregifter ift unten im $. 46 
enthalten. 

6. Bezüglich de8 Paßregiſters vergl. unten $. 59. - 

7. Für die Verzeichniffe über An- und Abmufterung find im 
$. 69 Formulare aufgeitellt. 


8. Wegen der Kaffenbücher ift das Erforderliche im $. 80. 


enthalten. 
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I. Wegen dev Depofitenverzeichniffe fiehe S. 81. 

10. Die Regijter, welche die zur Abfchliefung von Ehen und 
zur Beurfundung von Geburten, Heirathen und Sterbefällen ev: 
mächtigten Konfuln zu führen haben, find in der diefen Konfuln 
ertheilten Inſtruktion vom 1. März 1871 befchrieben. 


Sichenter Abſchnitt. 
Die amtliche KRorrefpondenz. 


$j"23. 
I. Eintheilung — Inhalt. — Sprade. — Aeußer— 
liches. — Ruverts. — Chiffre. 

1. Die Korrefpondenz der Konfuln zerfällt in Berichte, das 
find fehriftliche Mittheilungen an die vorgefete Behörde (f. oben 
ss. 10—12), in Schreiben oder Mittheilungen an andere Behörden, 
ſowie an PBrivatperfonen, und in Erlaffe, das find Mittheilungen 
an untergeordnete Stellen (Wizekonfulate, Konfularagenturen). 

Bezüglich der Schreiben macht man einen Unterfchied zwifchen 
Noten*), in welchen der Schreiber in der dritten Perſon fpricht, 
3. B. »der Unterzeichnete beehrt fi), dem. Herrn N. N., Konful 
der Vereinigten Staaten von Amerika, ganz ergebenft mitzutheilen, 
daß 2c.«, und Briefen, in denen man fi) der erſten Derfon 
bedient, 3.8. »Ew. Sochmwohlgeboren habe ich die Ehre ergebenft 
mitzutheilen 2c.« Eine dritte, im fchriftlichen Geſchäftsverkehr vor- 
fommende Form ift die Denffchrift (Memoire), deren fich indeffen 
die Konſuln faum zu bedienen haben werden. Im Allgemeinen 
haben die KRonfuln die Briefform -anzumenden. 

2. Der Inhalt der konſulariſchen Korrefpondenz kann felbit- 
redend fehr verfchiedener Art fein. Bezüglich, der von-den Konfuln 
zu erftattenden Berichte ift bereits oben S. 10 Einiges hervorgehoben 
worden. Die Allgemeine Dienft- Jnftruktion Außert ſich darüber 
wie folgt: 


*) Verbalnoten nennt man diejenigen formloferen Noten, welche nicht unters 
ſchrieben werden, z. B. »der Kaiferlich deutfche Konſul zu N. erlaubt fi), den Herrn 
Polizeipräfidenten N. um eine Mittheilung der Verordnung über... .. . - ergebenft 
zu erfuchen«. 
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»Menn über mehrere verfchiedenartige Gegenſtände berichtet 
wird, jo find diefelben nicht in einem Berichte zufammenzufaffen, 
fondern es ift über jeden Gegenftand ein befonderer Bericht zu 
eritatten. 

Rei Erwähnung von deutjchen Handelsfchiffen ijt jedesmal - 
deren Heimathshafen und das Unterfcheidungsfignal anzugeben. 

Der Konful ift zu unverzüglicher Berichterftattung verpflichtet, 
fo oft ſich Vorfälle ereignen, deren fofortige Kenntniß von nterefje 
ijt, oder wobei er befonderer Verbaltungsvorjchriften bedarf. 

Möglichit bald nach dem Schluß eines Kalenderjabrs bat der 
Konful einen Generalbericht über feine gefammte Amtsthätigkeit, 
fowie über den Gang des Handels in feinem Amtsbezirke während 
des abgelaufenen Jahres an den Reichskanzler einzufenden. 

In erſterer Beziehung ift in Ddiefem Berichte hervorzuheben, 
nach welcher Richtung. bin die Amtsthätigkeit des Konſuls befonders 
in Anfpruch genommen gewefen ift — ob mit Schifffahrtsangelegen- 
heiten, Unterſtützung Hülfsbedürftiger, Neklamationen Handel 
treibender u. f. w. — mit den Regierungen welcher Bundesjtaaten 
- eine direkte Korrefpondenz ftattgefunden, und welche Gegenftände 

im Allgemeinen diefe Korrefpondenz betroffen bat. ; 

In letzterer Beziehung hat, der Konful in feinem Berichte 
insbefondere z 

a) den Verkehr mit —— reſp. den einzelnen Bundes— 
ſtaaten möglichſt zu ſpezialiſiren. Zu dieſem Behufe iſt anzuführen, 
welches die wichtigſten Einfuhr- und Ausfuhrartikel ſind, wie viel 
und zu welchem Werthe davon importirt und exportirt iſt, welche 
Länder dabei betheiligt waren, namentlich welchen Antheil das 
Deutſche Reich daran gehabt hat. 

Die etwa erſchienenen amtlichen Tabellen oder ſonſtige Ver— 
öffentlichungen über den dortigen Handelsverkehr, z. B. Ausſchnitte 
aus Zeitungen, Jahresberichte angeſehener dortiger Handelshäuſer, 
Preiskurante und Ueberſichten über den Stand der Wechſelkurſe 
ſind beizulegen. Desgleichen eine Liſte der im Laufe des Jahres 
aus deutſchen Häfen nach dem Konſulatsbezirke gekommenen oder 
von dort nach deutſchen Häfen expedirten nichtdeutſchen Schiffe, 
ſowie ein Verzeichniß der im Konſulatsbezirke ein- und ausgegangenen 
deutfchen Schiffe unter Angabe des Abgangs- refp. Beltimmungs- 
hafens nad dem bier folgenden Formular. 
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Verzeichniß 
der im Jahre 18. . in dem Hafen von N. N. angekommenen und 
von dort abgegangenen deutfchen Schiffe. 





| 
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Der Jahresbericht wird ferner 

b) fi) in motivirter Weife gutachtlic darüber äußern, welche 
Ausfichten fi für den deutfchen Handel und die deutſche Schiff- 
fahrt im nächiten Jahre dort eröffnen und in welcher Weije auf 
die Hebung derjelben hinzuwirken fein möchte.« 
Im Anſchluß hieran bejtimmt das Zirkular vom 14. März 
1874: - 

»l. Die jährlih zu eritattenden Sandelsberichte felbit find 
lediglich) auf die Mittheilung thatfächlicher Verhältniffe, auf die An- 
gaben über den Gang des Handels, Einfuhr und Ausfuhr, Be— 
wegung der Schifffahrt u. ſ. w. zu erftreden, wie dies an obiger 
Stelle der Dienjt- Inftruktion zu a. vorgefchrieben it. Können die 
dafelbft erwähnten amtlichen Tabellen nicht fogleich beigefügt 
werden, jo ijt die nachträgliche Uebermittelung derfelben vorzu- 
behalten, die Abfendung des Berichts aber davum nicht zu ver- 
zögern. Es wird ſich empfehlen, daß Abkürzungen möglichjt ver- 


*) Test auch Angabe des Heimathhafens und des Unterfcheidungsfignals. 

*) Test »Brutto- und Netto-Raumgehalt des Sciffes«. Vergl. unten $. 66. 

*5) Hier wird die Angabe der Ladung ſummariſch und, wenn das Schiff 
Pafjagiere befördert, eine desfallfige Notiz Platz finden. 
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mieden und insbefondere die Bezeichnungen für Münzen, Maße, 


Gewichte u. a. voll ausgefchrieben und nicht durch Zeichen erſetzt 
werden. °) 

2. Weitergehende Mittheilungen, namentlicy Artheile über 
Derfonen und Verbältniffe, fowie alle ſolche Notizen, welche fid)- 
lediglich zur vertraulichen Kenntnißnahme eignen, find nicht in den 
Jahresbericht aufzunehmen, auch nicht darin in Bezug zu nehmen, 
jondern in einem befonderen vertraulichen Bericht niederzulegen. 

3. Die Darftellung der geſammten Amtsthätigfeit. dev Kon— 
julate während des Laufs des Jahres ijt ebenfalls in einem bejon- 
deren Berichte zu behandeln.« 

Bei den Tahresberichten wird bejonderer Werth auf gute und 
erichöpfende Darjtellung gelegt; ebenfo wird, wie fid) auch aus 
Obigem ergiebt, die pünftliche Einreichung diefer Berichte und 
der Schiffsliften gewünscht. 

Dolitifche Berichte zu eritatten iſt im Allgemeinen nicht 
die Aufgabe der Kaiferlichen Konfuln. Das fehließt nicht aus, daß 
die Konſuln über. politifhe Vorkommniſſe innerbalb ihres Amts- 
bezirks, namentlich injofern dieſe mit wirtbichaftlichen. Fragen im 
Zufammenbange ftehen, berichten. (Zirkular vom 20. Oftober 1882.) 


Die Konfuln haben fich dabei der thunlichiten Kürze zu befleißigen X 


und ſolche Berichte unter allen Umſtänden durch Vermittelung der. 
vorgefegten Gefandtjchaft einzureichen oder wenigitens leßterer -Ab- 
Schrift davon mitzutheilen. (Vergl. unten $. 26.) 

Im Intereffe der öffentlihen Gefundheitspflege find 
die Kaiferlihen Konfuln in Safenplägen duch die Inftruftion vom 
l. November 1883 angewiefen, den Ausbruch der Peſt oder der 
Cholera, jobald derjelbe in dem Amtsbezirke in glaubwürdiger und 
ficherer Weife Eonjtatirt ift, dem Auswärtigen Amte telegraphiſch an- 
zuzeigen. Bei dem gelben Fieber ift zu unterfcheiden, ob daffelbe 
Iporadifch auftritt, oder ob es den Charakter einer Epidemie trägt. 
Erjteren Falls genügt eine Berichterjtattung im Korrefpondenzwege, 
im letzteren alle bedarf es gleichfalls telegraphiſcher Meldung. 

Wenn SKonfularberichte auf Erlaſſe des Auswärtigen Amts 
Bezug nehmen, fo follen nad) einem Zirkular vom 12. Juni 1873 
die Kontrolenummern allegirt werden, welche auf diejen Erlafjen 
angebracht find. Die Konfularberichte jelbit, welche an das Aus- 


*) Dies gilt in Bezug auf die deutſchen Maße und Gewichte nit umd es 


werden daher die auf Seite 89 erwähnten Abkürzungen in dergleichen Berichten und 


Tabellen anzuwenden jein. 
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wärtige Amt erjtattet werden, follen gleichfalls mit einer Kontrole- 
nummer in fortlaufender Neibenfolge verfehen werden, welche ihren 
Platz auf der erjten Seite oben links unmittelbar unter dev Firma 
»Raiferlihes Konfulat« erhält. (Zirfular vom 26. März 1879.) 


Endlidy bejtimmt ein Zirkular vom 9. September 1873, daß 


alle für den Reichskanzler bejtimmten Kanzleiausfertigungen im 
Konterte und auf dem Kuvert »an das Auswärtige Amt des 
deutfchen Reichs« zu adrefjiren find; das letztere bewirkt in den ge 
eigneten Fällen die Mittheilung an andere Nefjorts. 

Diejenigen Vorgefegten, durch deren Hand Berichte nad)- 
geordneter Konfuln geben (vergl. oben 8. 10), werden die Beob— 
achtung der vorjtehend erwähnten Beltimmungen zu überwachen 
und Berichte, welche denfelben nicht. entfprechen, vor der Meiter- 


‚jendung zur Abänderung reſp. Ergänzung an den Berichterjtatter | 


zurüdzugeben haben. 

3. Zu allen amtlichen Mittheilungen. haben ſich die Konfuln 
in der Regel der deutſchen Sprache zu bedienen.*) Den Mit- 
theilungen an außerdeutjche Behörden, namentlich ſolchen Mit- 
theilungen, welche im deutſchen Intereſſe erfolgen, ijt eine Ueber— 
ſetzung der bei der empfangenden Behörde gebräuchlichen Sprache 
beizufügen. Auch werden fich die Konfuln zur Vereinfachung des 
Geſchäftsverkehrs der Landessprache oder einer anderen allgemein 
befannten Sprache bedienen fünnen, wenn dies an ihrem amtlichen 
Wohnorte allgemein üblich iſt und nicht Tpezielle Bedenken oder 
höhere Anordnungen entgegenitehen. 

4. Für ihre Korrefpondenz müſſen fi) die Konfuln eines 
Papiers von angemefjenem format und weißer oder bläulicher 
Farbe bedienen. Zu den Berichten an die vorgejeßte Behörde muß 
daß Papier 33 Centimeter body und 21 Gentimeter breit fein; zu 
den Schreiben und Erlaſſen ift ein etwas kleineres Format von 
etwa 25 Centimeter Höhe und 21 Eentimeter Breite zu wählen. 

Wenn das zur amtlichen Korrejpondenz zu verwendende Papier 
mit der durch Drud oder Stempelung erfichtlic gemachten Be- 
zeichnung der verwendenden Behörde, z. B. »Kaiſerlich deutſches 
Konfulat zu N.« verfehen wird, fo haben ſich die Konfuln zunächſt 
nur der deutfchen Sprache zu bedienen. Im Fall des Bedürfnifjes 


) Reichskonſuln, welche der deutjchen Sprache nicht mächtig find, können fid) 
ausnahmsweiſe einer ihnen geläufigen Sprache bedienen; fehr felten ift es vorgefommen, 
daß das Auswärtige Amt foldhen Konfuln in Angelegenheiten, deren Erledigung von 
ihnen perfönlich erwartet wurde, franzöſiſch gejchrieben bat. 


F 
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fann eine Ueberſetzung in der Landessprache darunter geſetzt werden, 
Eine dritte Sprache anzuwenden iſt unzuläffig (Zirkular vom 
10. Juli 1874). 

Der Ort, von weldyem aus, und das Datum, an welchem das 
Schriftjtüd expedirt wird, haben ihren Platz auf der eriten Seite 
oben rechts zu finden, die Adrefje und die Journal» oder Kanzlei- 
nummer find auf die erite Seite unten links zu fegen. Bei Be 
richten it ein kurzes Inhalts- und Anlagenverzeichniß an leicht 
erfennbarer Stelle außen auf der legten Seite anzubringen. Wenn 
mit einem Schriftitüd Anlagen überjendet werden, jo find bei der- 
jenigen Stelle, wo dieſe Anlagen erwähnt werden, ein oder mehrere 
Striche — je nad) der Zahl der Anlagen — auf dem Rande 
beizufügen. Die Ziffer oder der Buchjitabe, welcher fi auf der 
Anlage befindet, ift — wie bierneben — über dem Striche anzu- 
bringen. Wenn die Anlagen von Berichten an das Auswärtige 
Amt nicht mit diejen ſelbſt, ſondern gejondert abgejendet werden, 
jo wird im dienftlichen Intereſſe Werth darauf gelegt, daß ſowohl 


das mit der Eröffnung jämmtlicher Eingänge betraute Zentral 


Büreau, als die Geheime Regijtratur des Auswärtigen Amts in 
den Stand gefegt werden, fich jofort durch gewiffe äußere Kenn- 
zeichen über die Zuſammengehörigkeit von Berichten und gleichzeitig 
oder fpäter eingehenden Sendungen mit Yeichtigfeit zu orientiren. 
Ein Zirkular des Reichsfanzlers vom 29. Januar 1877 bejtimmt 
deshalb Folgendes: 

»In denjenigen Fällen, wo in Zufunft Berichte und deren 
Anlagen getrennt eingefandt werden, ift in dem Berichte bei dem 
betreffenden Allegatitrich ein entfprechender Vermerk hinzuzufügen, 
3. B. »Hierzu ein Dadet, eine Rolle, ein Konvolut Drudjachen, 
durch Depefchenfad, vefp. mit nächitem Dampfer nachfolgend« oder 
» Hierzu eine Kifte fign. N. N., per Fracht abgefandt«. Die folder 
geitalt eingefandten Anlagen find regelmäßig, foweit thunlich auf 
der Außeren oder einer Zwifchen-Umbüllung mit dem Vermerk zu 
verfehen: »Gehört zu Beriht Nr.x. vom. ..... « Sind in 
einer Sendung, insbefondere in Kiſten, Gegenjtände vereinigt, welche 
zu verjchiedenen Berichten gehören, jo wird außerdem jedesmal ein oben- 
auf zu legendes Verzeichniß des Inhalts der Sendung beizufügen fein. « 

Die Handichrift der Eonfularifchen Korrefpondenz muß gefällig, 
jedenfalls deutlich und die Unterjchrift leferlich fein, auch hat man 
fich der ſchwarzen, nicht, wie zuweilen gefcheben ift, farbiger Dinte 
zu bedienen. ’ 
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Im amtlichen Verkehr der Reichsbehörden werden die bierunter 
aufgeführten abgefürzten Bezeichnungen der Maße und Gewichte 
unter Beobachtung der beigefügten Regeln zur Anwendung gebracht. 
Daß dieſe Abkürzungen auch in den Handelsberichten und den dazu 
gehörigen Tabellen anzuwenden find, ergiebt das Sirkular des 
Reichsfanzlers vom 12. Dezember 1877. 

A. Yängenmaße: 


ie eis ———— km 
bel. Sat. INH IBgliN m 
Bastiselie Zune. uurdnatet nom cm 
liter) urn au mm 
.B. Slädhenmaße: 
Quadratfilometer . 2... .2 2.2.2.2... qkm 
Beine. Taten ha 
Bird aha. ORAL a 
Duadrätmeter Ha. KU SR gm 
Quadrateentimeter ............... gem 
Quadratmillimeterrr qmm 
C. Körpermaße: 
Kübikmetee ne: cbm 
Sektsliten hl 
BREUER FJAT, l 
Kubifcentimeter ............. IB, dem 
IS 11011211111 11111 12 Mm cmm 
D. Gewidte: 
Be t 
il UT N e g kg 
a FIENTRIIEN g 
Rilligraum mE. DEN mg 


a. Den Buchjtaben werden Schlußpunfte nicht beigefügt. 

b. Die Buchjtaben werden an das Ende der vollitändigen 
Zahlenausdrüde — nicht über das Dezimalfomma derfelden — 
geſetzt, alſo 5,37 m, — nicht 5”,37 und nidt 5m 37 em —. 

e. Zur Trennung der Einerjtellen von den Dezimalitellen 
dient das Komma, nicht der Punkt. Sonſt iſt dag Komma bei 
Maf- und Gewichtszahlen nicht anzumenden, insbejondere nicht zur 
Abtheilung mehrjtelliger Zahlenausdrüde Solche Abtheilung it 
durch Anordnung der Zahlen in Gruppen zu je 3 Ziffern, vom 
Komma aus gerechnet, mit angemefjenem Zwiſchenraum zwiſchen 
den Gruppen zu bewirken. 
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Rei der Anwendung von Kopirpapier wird der Abdrud nicht 
ſelten ſchwer lesbar, daber e8 vorzuziehen ift, die Korrefpondenz in 
Neinfchriften abzujenden. 

Sowohl an einer Seite, als über und unterhalb der Schrift 
muß ein angemeljener- freier Raum bleiben. Die Unterfchrift ift 
bei Berichten und bei Schreiben an böbere Bebörden nicht unmittel- 
bar unter den Text zu fegen, ſondern durch einen Strid (dem 
jogenannten Submiffionsitrih) von demfelben zu trennen. 

5. Die Schriftjtüde find in der Negel nicht in fich ſelbſt zu 
falten, ſondern in einem befonderen Kuvert zu verfenden. 

Die Kuverts, in melden die Korrefpondenz verjendet wird, 
müffen, befonders wenn es fi) um größere Entfernungen bandelt, 
dauerbaft fein. Die Verjendung unter fliegendem Siegel bejteht 
darin, daß das Kuvert nicht verjchloffen, jondern nur. auf dem 
übergreifenden Theile mit dem Siegel verjehen wird. Sie hat den 
med, daß derjenige, durch deſſen Hand eine ſolche Sendung gebt, 
in der Yage ift, von dem Inhalte Kenntniß zu nehmen, das 
Kuvert demmächit mittelit Klebeitoffs zu fchließen und dafjelbe jo 
“an die Adrejje weiter zu befördern. 

6. Einigen Konfuln it Gelegenheit gegeben, mit dem Aus— 
wärtigen Amte in einer Geheimfchrift zu forrefpondiren. Zu diefem 
Behufe ift ihnen ein Chiffre chiffrant und ein Chiffre dechiffrant. 
zugefertigt, der eine, um ihre Berichte in die Gebeimjchrift zu über- 
tragen, der andere, um die ihnen in Gebeimjchrift zugebenden Mit- 
tbeilungen zu entziffern. Der Konful bat natürlich alle Sorgfalt 
Darauf zu verwenden, um zu verhindern, dab Anbefugte in das 
Geheimniß eindringen. Es iſt daher unbedingt unzuläffig, 
Schriftſtücke, welche in Gebeimfchrift eingegangen find oder aus- 
gehen, in ihrer Entzifferung irgendwohin unverändert mitzutbeilen 
oder zu verjenden, vielmehr muß es durch Umſtellung der Worte, 
Abänderung der Konjtruftion, Einfchiebung erweiternder Säße u. |. w. 
ſelbſt ſolchen Perſonen, welche in den Beſitz dev chiffrirten Mit- 
theilung gelangt wären, unmöglid) gemacht werden, aus der Ent- 
zifferung das Geheimniß der Chiffre zu ergründen. 


8. 24. 
I. Stil. — Courtoifie. 


l. Wenn in früheren Seiten die Schreibweife in amtlichen 3 
Aftenftüden mannigfah von derjenigen des gewöhnlichen Yebens 
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abwich und man auch nad diefer Richtung bin von einem befon- 
deren Kanzleiftil reden konnte, jo befleißigt man fich gegenwärtig in 
amtlichen Schriftjtüden der allgemein gebräuchlichen Schreibweife. 
Demgemäß ſoll der Ausdrud in der fonfularifchen Korrefpondenz 
klar und einfach, gemeſſen und ernſt fein, fich von jedem Niedrigen, 
wie von rhetorifchem Wathos fern halten. Auch von dem amt- 
lichen Stil der Konſuln gilt, was ein Schriftiteller von dem diplo- 
matifchen Stile jagt: »il ne doit pas &tre celui de l’academicien, 
mais celus d’un penseur froid, revetant d’une expression 
pure et exacte une logique non interrompue. La chaleur 
qui fait presque toujours le succes de l’eloquence doit en 
etre exelue.« | 

. Unnüße Umjchreibungen und Beiwörter, gejuchte Ausdrücke 
und Fremdwörter einerjeits, Gemeinpläße andererſeits find fernzu- 
halten. Lange Perioden erjchweren oft das Verftändniß und find 
daher zu vermeiden. 

2. Was die Kurialien betrifft, jo gebührt dem Reichskanzler 
als Fürſt das Brädifat »Durchlaucht«, den Miniftern der Bundes- 
jtaaten und den Kaiferlichen Wirklichen Geheimen Räthen das Drä- 
difat »Excellenz«. Das Neichsamt des Innern und andere boch- 
gejtellte Behörden (die Minifterien dev Bundesjtaaten, die Senate der 
Hanſeſtädte u. j. w.) pflegt man als »hohe« zu bezeichnen. In der 
Korrefpondenz mit DBrivatperfonen giebt man den Grafen das Brädi- 
fat »Hochgeboren«, den Freiherren »Hoch- und Wohlgeboren«,*) 
andern Perſonen nach ihrer mehr oder minder angefehenen Stellung 
das Prädikat »Hochwohlgeboren« oder »Mohlgeboren«. Seitens 
de8 Auswärtigen Amts erhalten adelige Berjonen und General 
fonfuln das Prädikat »Hochwohlgeboren«, Konſuln und Vizekonſuln 
das Prädikat »Wohlgeboren«. 

Im Kontexte der Berichte und Schreiben bedient man ſich 
der Beiwörter: ehrerbietigſt, gehorſamſt, ergebenit, je nach deu mehr 
oder weniger hohen Stellung desjenigen, an welchen die Mittheilung 

gerichtet ift; im Berichten wendet man die Nedeweife: »ich habe 
die Ehre« oder »ich verfehle nicht« an, wenn von Beziehungen 
zwifchen dem Berichterjtatter und dem Vorgefegten die Rede ift. Vor— 
geſetzte Derfonen pflegt man nicht zu »erfuchen«, jondern zu »bitten«. 

Die Schlußformel: Genehmigen Sie den Ausdrud meiner aus- 
gezeichnetſten — vorzüglichen, befonderen — Hochachtung ift im 


) Von mancher Seite wird diejes Prädikut als veraltet nicht angewendet, 


Ne) 


2 


Deutfchen weniger gebräuchlich als bei Schriftitüden in franzöfifcher 
Sprache. Aud) die Ueberjchrift: Mein Herr, Herr Minifter u. f. w., 
welche im Franzöſiſchen nicht fehlen darf, bleibt im Deutfchen meift 


weg. Wird eine folche Ueberjchrift für erforderlich erachtet, jo - 


würde e8 dem Gebrauche, entfprechen, etwa zu jagen: Hochwohl— 
geborner Herr, Hocgebietender (Hochzuverehrender) Herr. . (Mir 
nifter oder jonjtiger Titel), welche Anrede, getrennt vom Konterte, 
in zwei Reihen zu fchreiben fein würde, 


Nach einem Erlaffe vom 10. Dezember 1881 erhalten die 


Berichte der Konfuln die Adreſſe: »Sr. Durchlaucht dem Fürjten 
von Bismarda; das Kuvert ift »an das Auswärtige Amt zu 
Berlin« zu adrefjiren. 

Schließlich folgen bier die Adreffen, welche bei Berichten an 
die Negierungen einzelner Bundesjtaaten anzuwenden find (vergl. 
oben $. 12): 

1. An das Königlich bayerifche Staatsminifterium des König. 
lihen Haufes und des Aeußeren in München, 2. An das König. 
lic) württembergifche Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten 
in Stuttgart. 3. An das Großherzoglid badifche Staatsminifterium 
in Karlsrube. 4. An das Königlich ſächſiſche Minifterium der 
Auswärtigen Angelegenheiten in Dresden. 5. An das Groß- 
berzoglich beflifche Staatsminifterium in Darmitadt. 6. An das 
Großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſche Minifterium der Auswär- 
tigen Angelegenheiten in Schwerin. 7. An das Großherzoglich 
jächfiihe Staatsminifterium in Weimar. 8. An das Großberzoglid) 
mecklenburgiſche Staatsminifterium in Neu-Strelig. 9. An das 
Großherzoglich oldenburgiſche Staatsminifterium in Oldenburg. 
10. An das Herzoglich braunfchweig - lüneburgifche Staasminifterium 
in Braunfchweig. 11. An das Herzoglich ſächſiſche Staatsminiite- 
vium in Meiningen. 12. An das Herzoglich ſächſiſche Minifterium 
in Altenburg. 13. An das Herzoglich ſächſiſche Staatsminifterium 
in Gotha. 14. An das Herzoglicd) anbaltifche Staatsminijterium 
in Defjau. 15. An das Fürſtlich ſchwarzburgiſche Minifterium in 
Sondershaufen. 16. An das Fürftlich ſchwarzburgiſche Minifterium 
in Nudolitadt. 17. Un die Landesdireftion der Fürſtenthümer 
Walded und Pyrmont in Arolſen. 18. An die Fürſtlich reuß— 
plauifche Negierung in Greiz. 19. An das Fürſtlich reußifche Mi- 
nijterium in Gera. 20. An die Fürſtlich Shaumburg - lippifche Yandes- 
Negierung in Büdeburg. 21. An das Fürjtlich lippiſche Kabinets— 
minifterium in Detmold. 22. An den Senat der freien und 
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Hanfeftadt Lübeck in Lübeck. 23. An den Senat der freien Hanfe- 
ftadt Bremen im Bremen. 24. An den Senat der freien und 
Hanfeftadt Hamburg in Hamburg. 


III. Beförderungsmweife. 


Die allgemeine Dienft » Inftruftion bejtimmt, daß ſich Die 
Konſuln zur Beförderung ihrer Berichte der Poſt oder ſicherer 
Schiffsgelegenheiten zu bedienen haben und daß dieſelben auch zu— 
verläſſigen Reiſenden mitgegeben werden können. Die Nothwendig— 
keit, einen eigenen Kurier mit der Ueberbringung von Berichten 
zu beauftragen, hat die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion nicht ins 
Auge gefaßt. In neuerer Zeit findet eine Korreſpondenz durch 
die Kuriere der betreffenden Botſchaften zwiſchen dem Auswärtigen 
Amte und den Kaiſerlichen Generalkonſulaten in London, Belgrad, 
Peſt und Confſtantinopel, ſowie den Konſulaten in Bukareſt 
und Petersburg ſtatt. Andere Konſuln würden nur in ganz 
außerordentlichen Fällen und auch dann lediglich auf ihre eigene 
Verantwortlichkeit reſp. Kosten ſich dieſes Mittels bedienen können. 

Bei unfranfirten Verfendungen mit der Poſt auf die Außen- 
feite des Kuverts den Vermerk: »Bortopflichtige Dienftfache« zu 
fegen, iſt nicht erforderlich, da ein Erlaß des Qufchlags- oder ſo— 
genannten Strafportos - bei Briefen nad und aus außerdeutfchen 
Ländern überhaupt nicht gewährt wird (Sirkular vom 28. Juli 
1882). In der Regel ift die Dienjtkorrefpondenz; im Auslande 
nicht portofrei, daher find die Sendungen an das Auswärtige 
Amt und an Behörden zu franfiven. Wrivatbriefe dürfen einer 
portofreien Dienftfendung nicht beigefügt werden. Wrivatperfonen 
haben das in ihrem mntereffe von dem Konful verausgabte Porto 
zu erſtatten. 

Bei der gegenwärtigen Vollkommenheit der poſtaliſchen Ein— 
richtungen und der dadurch verringerten Möglichkeit des Verluſtes 
wird die Einreichung von Duplikaten der durch die Poſt an das 
Auswärtige Amt oder die vorgeſetzte Geſandtſchaft geſendeten Be— 
richte nur dann erforderlich ſein, wenn beſtimmte Anhaltpunkte für 
die Wahrſcheinlichkeit eines Verluſtes vorhanden find. 

Des Telegraphen darf ſich der Konſul für Berichterſtattungen 
an die vorgeſetzte Behörde nur in Sachen von hervorragender 
Wichtigkeit und wenn die Nothwendigkeit befonderer Beichleunigung 
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vorliegt, oder in Fällen, wo dies ausdrücklich vorgefchrieben iſt 
(Ausbruc der Veit, Cholera 2c.), bedienen. Bei der Redaktion 
von Telegrammen bat. fi) der Konful der durch die Koſtſpieligkeit 
der Beförderungsmeife gebotenen Kürze zu befleißigen. Den Tele 
qrammen ift regelmäßig eine Kontrolenummer (f. oben ©. 86) zu 
geben, weldye unmittelbar hinter die Adreffe: Auswärtiges Amt 
bezw. Departement des affaires etrangeres, Foreign office zu 


ſetzen tft. 


Achter Abſchnitt. 


Beziehungen der deutſchen Konſuln zu den Landesbehörden 
und zu ihren Kollegen. 


8. 26. 


I. Verhalten der Konfuln gegenüber den Landes- 
behörden. 


Die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion verpflichtet die Konſuln, 
ſich in ihrem Verkehr mit den Landesbehörden der Aufrechterhaltung 
freundſchaftlicher Beziehungen zu befleißigen. In das Gebiet der 
konſulariſchen Amtsthätigkeit fallen zableeiche Geſchäfte, deren 
mehr oder weniger prompte und zufriedenſtellende Erledigung 
weſentlich von dem guten Willen und dem Entgegenkommen ab— 
hängt, welche der Konſul auf Seiten der Landesbehörden findet. 
Der Konſul wird es ſich angelegen ſein laſſen, dieſen guten Willen 
ſich zu ſichern. Er wird daher zunächſt Nichts verſäumen dürfen, 
was Sitte und örtlicher Gebrauch im perſönlichen Verkehr mit den 
Landesbeamten, zu denen er in Geſchäftsbeziehungen ſteht, erfordert. 
Abgeſehen von dem Antrittsbeſuche (F. 14) wird er ſich — wenn 
nicht beſondere Hinderniſſe vorliegen — auf erfolgte Einladung 
durch perſönliche Anweſenheit bei den Feierlichkeiten und Feſtlichkeiten 
zu betheiligen haben, welche aus Anlaß von Nationalfeſten ſtatt— 
finden, auch, wenn es üblich iſt, an ſolchen Tagen die Flagge auf— 
ziehen und das Konſulatsgebäude illuminiren. Sollte die Theil— 
nahme des Konſuls aus beſonderen Gründen bedenklich erſcheinen, 
ſollte der Konſul z. B. fürchten, daß dieſelbe als eine den Abſichten 
der Kaiſerlichen Regierung nicht entſprechende Kundgebung auf— 
gefaßt werden könnte, ſo wird er — in allgemeiner Weiſe und 
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ohne auf Details einzugehen — der einladenden Behörde Schriftlid) 
fein Bedauern ausdrüden, am Exfcheinen behindert zu fein. Bei 
diefer Gelegenheit mag bemerkt werden, daß die Konſuln — ver- 
gleiche das Sirkular des Neichsfanzlers vom 29. November 1877 — 
von deutfchnationalen Seiten, wenn folche von den am Orte ihres - 
Amtsfiges wohnenden angeſeheneren Meichsangehörigen gefeiert 
werden, nicht fern bleiben follen, da es vecht eigentlich die Aufgabe 
der Konfuln ift, die nationale Auffaffung bei geeigneter Gelegenheit 
zur Geltung zu bringen und den patriotifchen Sinn ihrer Lande- 
leute, welche überdies auf das Thun und Lafjen ihres heimifchen 
Mertreters jederzeit und namentlich auch bei derartigen Anläffen zu 
blicken gewohnt find, durch Theilnahme an den bezüglichen Feſten 
zu fördern. Wenn befondere Gründe 3. B. Gefundheitsrüdfichten 
‚die Theilnahme hindern, jo wird der Konſul wenigjtens nicht unter- 
laffen dürfen, in unzweideutiger Weife, 3. B. durch Hilfen dev Kon- 
fulatsflagge feine Theilnahme an den Tag zu legen. 

Der Konful darf erwarten, daß die Landesbehörden ſich in 
ortsüblicher Weife an den deutſchen Nationalfeitlichkeiten, namentlic) 
an der Feier des u Seiner Majeität des Kaifers be 
theiligen. 

Zur Erhaltung eines guten Einvernehmens mit den Landes— 
behörden bat der Konful fich won jeder Betheiligung bei Demon- 
jtrationen fernzuhalten, welche gegen die Yandesregierung oder deren 
Behörden gerichtet find, namentlich fol er es Inhalts dev Allge- 
meinen Dienjt- Injtruftion bei politischen Bewegungen vermeiden, 
irgend welche fompromittivende Darteigefinnung fund zu geben. 

Da übrigens alle deutfhen Konſuln — den Fall eines aus 
drücklichen Auftrags des Neichskanzlerd ausgenommen — eine 
Thätigkeit politifcher Natur zu entwideln nicht berufen find, fo 
werden dieſelben auch ihre Mitwirkung abzulehnen haben, wenn 
eine fremde Regierung etwa ihre Dazmifchenkunft in politifchen 
Angelegenheiten beanspruchen follte. Dieſe aus der Natur des 
fonfularifchen Berufs fich ergebende Reſerve ſchließt aud) jede Be 
theiligung an gemeinfamen Demarcen oder Vorftellungen fremden 
Regierungen gegenüber, wie folche von den Konſuln anderer Mächte 
nicht felten angeregt worden find, aus, da derartige Kundgebungen, 
felbjt wenn fie an fich politifche Fragen nicht berühren, durch die 
kollektive Form und die gemeinfame Verabredung leicht eine Trag— 
weite gewinnen, welche eine politische Verantwortung für die 
Kaiferliche Negierung nad) fi) ziehen fann. Im Fällen der eben 
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bezeichneten Art wird jedesmal vorber unter Darlequng des Sach— 


verhalts und, wo immer möglich, unter Einreichung des betreffenden 
Scriftjtüds, die Ermächtigung des Auswärtigen Amts einzubolen 
fein. Zuwiderhandlungen gegen diefe in einem Zirkularerlaffe vom 
20. Dftober 1882 enthaltenen Vorjchriften werden als mit dem’ 
ferneren Verbleiben der betreffenden Beamten im Dienite unvereinbar 
angefeben. 

Den Kaiferlichen Konfulm im ottomanifchen Reiche ift im 
Jahre 1873 noch bejonders vorgefchrieben, fich jeder Einmifchung 
in religiöſe und politifche Darteifragen abfolut zu enthalten und 
den Konſuln in Spanien iſt e8 unterfagt worden, ſich an den dort 
berfömmlichen Begnadigungsgefuchen für zum Tode verurtbeilte 
Verbrecher zu betheiligen. 

Käme der Fall vor, daß Landesbehörden fich zu Unrecht durch 
die Haltung des Konfuls verlegt fühlten, fo muß ſich derfelbe 
angelegen fein laffen, durch geeignete Aufflärungen und fonftige 
Schritte dergleichen Mifverftändniffe zu befeitigen. Es verſteht ſich 

von jelbjt, daß er dabei feiner perfünlichen Stellung und der Würde 
feines Amts Nichts vergeben darf. 

Die amtlichen Verhandlungen des Konfuls mit den Yandes- 
behörden — mündliche wie ſchriftliche — können der verichiedenften 
Art fein. Er bat dabei die Rechte feiner Schußbefohlenen mit- 
allen denjenigen. Mitteln zu vertheidigen, welche ihm Staatsverträge, 
die Gefege und Gewohnheiten des Landes und das Völkerrecht an 
die Hand geben. Namentlich bat ev etwaiger Benachtheiligung der 
Intereffen des deutjchen Handels und der deutichen Schifffahrt 
entgegenzumirfen. Er wird dabei, joweit ibn die Staatsverträge 
im Stidy laffen, auf die Gemeinfamfeit der Verkehrsintereffen bin- 
zuweiſen haben und fich durch ein genaues Studium der einfchlagenden 
Verhältniffe in den Stand fegen, den Vandesbehörden zu beweifen, 
daß fie, indem fie. feinen Vorjtellungen Gehör geben, das Wohl 
ihres eigenen Landes fördern. Auch bei Reklamationen gegen Ein- 
griffe in die Eonfularifchen Befugniffe oder die Nechte der Schuß- 
genoffen foll die Sprache des Konfuls immer eine gemäßigte fein. 
Eine gereizte, verlegende Ausdrucsmweife fchadet in der Negel mehr, 
als daß fie die Sache fördert und felbit bei vorhandenen Meinungs- 
verfchiedenheiten muß die äußere Einfleidung den Rückſichten ent- 
ſprechen, welche die Organe unabhängiger Regierungen ſich gegen- 


jeitiq fhulden. »He (dev Konful) — beißt es im $. 10 der britifchen 


General Instructions vom 1. Januar 1879 — will be carefull 
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to conduet himself with mildness and moderation in all his 
transactions with the publie authorities, and he will not on 
any account urge claims on behalf of Her Majesty’s subjeets 
to which they are not justly and fairly entitled.« Freilich 
werden in den meilten Fällen höhere Inſtanzen das leßte Wort zu 
fprechen haben. Um diefe nicht im Voraus zu engagiven, foll, wie 
die Allgemeine Dienft- Initruftion ausbrücich vorfchreibt, aus den 
Vorftellungen des Konfuls hervorgehen, daß er fie nur aus eigenem 
Antriebe vorbringt. Kommen dabei Gegenleiftungen des Deutfchen 
Reichs in frage, fo bat der Konful, ehe er amtliche Schritte unter- 
nimmt, Inſtruktionen einzuholen. Daß er Beifungen höherer 
Dienftftellen erbeten habe, darf der Konful den fremden Behörden 
nicht mittheilen, weil diefe aus dem Ausbleiben oder nicht recht- 


zeitigen Eintreffen der Inſtruktionen unrichtige Schlüffe ziehen 


könnten. Gelingt e8 dem Konful nicht, bei den Lokalbehörden feines 
amtlichen Wohnfites das, was er für des Meichs oder feiner Schutz— 
befohlenen Recht hält, durchzuſetzen, jo bat er das Weitere dem 
vorgefegten Kaiferlihen Gefandten unter Darlegung des Sad): 
verhalts zu überlaffen. Diveft mit der Landes-Zentralbehörde in 
Verbindung zu treten, it den Konfuln im Allgemeinen unterfagt. 
Die Konfuln in Ländern, in welchen fich fein diplomatifcher Ver- 
treter des Kaifers befindet, erhalten befondere nftruftionen über 
den Meg, welchen fie einzufchlagen haben, wenn das Bedürfniß 
eines Verkehrs mit der Zentralbehörde eintritt. 

Ueber die Sprache, deren fich die Konfuln bei fchriftlichem 
Verkehr mit den Landesbehörden zu bedienen haben, beitehen feine 
allgemeinen Beltimmungen. Dex örtliche Gebraud wird zu ent- 
fcheiden haben. Wo möglich wird die deutfche Sprache anzuwenden 
fein, nöthigenfalls unter Beifügung einer Weberfegung in der 
Ennbeaihrade 

Zum Abbruch feiner Verbindungen mit den Landesbehörden 
darf der Konful auch bei Konflikten mit denfelben nicht jchreiten, 
ohne dazu von dem Reichskanzler befonders ermächtigt worden zu 
fein. Er wird bis zum Eintreffen der höheren Beltimmung thun- 
lichſt Alles zu vermeiden haben, was den Konflikt Außerlich hervor: 
treten laſſen könnte. Sollte der Konful, was kaum denkbar ift, 
in folcher Lage bei den Landesbehörden feinen Schuß gegen An— 


griffe auf: die äußeren Zeichen feines Amts (Wappen, Flagge) finden, 


fo wird er eben nach den Umftänden handeln und dasjenige thun 
müffen, was einem öffentlichen Aergerniß BODBURN fann. 
— Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe, 7 
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Sollte die Megierungsform de8 Landes, in welchem der Kon- 
jul vefidirt, geändert werden, fo wird damit nicht ohne Weiteres 
das dem Konful von dev früheren Regierung evtbeilte Exequatur 
ungültig; dev Konful bat den Gefchäftsverfehr mit den Landes— 
behörden bis zum Eingang böberer Weifungen in einer Weiſe, 
welche politifche Konfequenzen nicht nad) fich zieht, fortzuſetzen. 


8. 27. 


II. Verhalten der Konfuln gegenüber den Konfuln 
anderer Mächte. 


Auch mit den an ihrem Amtsfige vefidirenden Konfuln anderer 
Mächte baben die deutfchen Konfuln perfönlichen und amtlichen 
Verkehr zu pflegen. Im Allgemeinen gilt von diefen Beziehungen 
daffelbe, was im vorigen Paragraphen über das Verhältnig zu 
den Landesbehörden gejagt ift. Es Alt ziemlich allgemeine Sitte, 
daß der anfommende Konful feinen Kollegen einen Beſuch ab- 
ftattet. Oft will. es der Gebrauch, daß die an ein und demfelben 
Orte vefidivenden Konfuln verfchiedener Mächte gegenfeitig an den 
Feierlichkeiten Theil nehmen, welcde einer von ihnen aus Anlaß— 
des Geburtstages feines Souveräns oder eines fonjtigen nationalen 
Feſtes veranftaltet. Es verſteht fich, dab die deutſchen Konfuln ſich 
an folcyen Feierlichkeiten nicht betheiligen, wenn der Anlap zu den» 
felben fich mit den ntereffen und der Bolitif des Reichs im — 
ſpruch befinden ſollte. 


Ueunter Abſchnitt. 


Die Stellung und Wirkſamkeit der deutſchen Konſuln 
in Kriegszeiten. 


8.28. 


I. Wenn das Reich mit dem Staate, in weldem der Konsul 
vefidirt, fih im Kriegszuftande befindet. 

Beim Ausbruch eines Krieges zwifchen dem Deutſchen Reiche 
und dem Lande, in welchem der Konſul fungirt, muß leßterer 
in der Negel feine Amtsthätigfeit einitellen. Während des deutjch- - 
dänischen Krieges im Jahre 1864 fuhren jedocd die beiderfeitigen 


- 
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Konfuln zu amtiren fort. Bei Ausbruc) des preußifch- dfterreichifchen 
Krieges im Jahre 1866 war Preußen gleichfalls geneigt, den öjter- 
reichiſchen Konfulm das Exequatur zu belaffen, da aber Dejterreic) 
die preußifchen Konſuln zur Einftellung ihrer Amtsthätigfeit zwang, 
fo that Preußen ein Gleiches mit den öſterreichiſchen Konfuln. 
Ebenfo wurden während des franzöfifch-deutfchen Krieges die beider: 
feitigen Konfuln ihrer Funktionen entboben. Die Konfuln haben 
feinenfall® in diefer Beziehung die Initiative zu ergreifen, fondern 
zu warten, bis fie von der Meichsregierung zur Einftellung ihrer 
Funktionen veranlaßt werden oder bis ihnen die fremde Negierung 
das Erequatur entzieht. , Sie laffen alsdann das an ihrem Haufe 
angebrachte Wappen und die deutfche Flagge abnehmen und über: 
geben das Konfulatsarchiv demjenigen Konful einer dritten Macht, 
welchem die Vertretung der deutfchen Intereſſen während des Krieges 
übertragen wird oder bringen e8 in Ermangelung eines ſolchen auf 
ſonſt geeignete Weife in Sicherheit. 

Berufsfonfuln werden in der Negel von der fremden Regierung 
gezwungen werden, das Land innerhalb einer gewillen Frift zu 
verlaffen, wogegen man Wahlkonfuln das Verbleiben am Orte zu 
gejtatten pflegt. Lebtere werden fih dann infofern noch nützlich 
machen können, als fie dem mit der Vertretung der deutſchen 
Intereffen betrauten Konſul über die laufenden Gejchäfte und über 
ſolche Beltimmungen Auskunft geben, welche auf die Lage deu 
deutfchen Staatsangehörigen gegenüber der nunmehr feindlichen 
Territorialtegierung zurückwirken können. Dahin gehören etwaige 
vertragsmäßige Feitfegungen über die Behandlung deuticher Staats— 
angebörigen und Schiffe beim Ausbruch eines Krieges (vergl. 3. B. 
den Freundfchafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwiſchen 
Deutfchland und Cofta Rica, vom 18. Mai 1875, Artikel XII, 
Reichsgefegblatt für 1877 ©. 13), ferner Beltimmungen, welche 
Die deutſche Reichsregierung bezüglich der feindlichen Unterthanen 
und Schiffe etwa beim Ausbrucd eines Krieges unter Vorausſetzung 
der Gegenfeitigfeit exläßt. So wurde beim Ausbrucd des Krieges 
von 1870 deutfcher Seits den franzöfifchen Kauffahrteifchiffen, welche 
fih in deutfchen Häfen befanden oder fpäter, bevor fie von dem 
Ausbruc) des Krieges unterrichtet waren, in deutſche Häfen einliefen, 
gejtattet, bis zum Ablauf von ſechs Wochen vom Tage des Aus- 
bruchs des Krieges an gerechnet, in dem Hafen, in welchem fie fich 
befanden, zu verbleiben und ihre Ladungen einzunehmen, bezw. 
zu löſchen. 
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Eines näheren Enigebens auf diefe Punkte bedarf e8 um fo 
weniger, als die Verfabrungsweife Eriegfübrender Mächte ſich fehr 
verichiedenartig geitalten kann und als eintretenden Falls das Aus- 
wärtige Amt die-deutichen Konſuln nicht obne fpezielle Anweifungen 
laffen wird. 3 


$. 29. 
11. Wenn das Deutfche Neich fi mit einem dritten 
Staate im Kriegszuftande befindet. 


Durch einen Krieg, bei welchem zwar das Deutfche Neid), 
aber nicht der Staat, in welchem der Konful vefidirt, betbeiligt 
it, wird die Stellung des Konfuls im Allgemeinen nicht berührt. 
Deutjche Konfuln, welche etwa gleichzeitig das Konfulat der mit 
dem Neiche Krieg führenden Macht befleiden follten, können jedoch 
jelbjtredend nicht in einer ſolchen Doppelftellung bleiben. Daber 
haben während des deutfch-franzöfifchen Krieges nicht nur folche 
dDeutfche Konfuln, welche zugleich Franzöfifche Konfularämter be- 
kleideten, leßtere niedergelegt, ſondern es haben auch Faufmännifche 
Afjocies deutfcher Konſuln auf ihr franzöſiſches Konfularamt verzichtet. 

Die amtliche Thätigkeit deuticher Konfuln in neutralen Staaten 
wird fich während eines folchen. Krieges verfchiedentlich nad) neuen 
Richtungen Hin Außern Eönnen. Der Konful wird namentlidy 
deutfche Schiffe warnen, fi nach Häfen des Feindeslandes oder 
nach Gegenden, wo fie der Aufbringung durch feindliche Kriegs: 
Ihiffe ausgefeßt fein würden, zu begeben. Bekanntlich gilt die 
Wegnahme der feindlichen Unterthanen gehörigen Kauffahrteifchiffe 
durch die Kriegsschiffe de8 anderen Friegführenden Theils völker— 
rechtiih für zuläſſig. Zwar ift in neuerer Zeit Seitens verſchie— 
dener Regierungen die Geneigtheit zu erkennen gegeben, auf dieſe 
MWegnahme zu verzichten, wenn alle feefahrenden Nationen ſich 
darüber einigen würden; andere Seemächte haben e8 aber abgelehnt, 
jolchen Verzicht auszufprechen. In dem feit 1866 in Kraft be 
beitehenden italienifchen Codice della Marina mercantile (P. 1 
Tit. 4 Cap. 2) iſt — abgeſehen von Kontrebande und Blofade- 
bruh — die Wegnahme von Handelsfchiffen einer feindlichen Nation 
durch italienische Kriegsfchiffe abgefchafft, worausgefest, daß Gegen- 
feitigfeit geübt wird. Im Kriege von 1866 haben Dreußen und 
Oefterreihh auf die Wegnahme von Privathandelsſchiffen verzichtet 
(vergl. den preußifchen Erlaß vom 19. Mai 1866, preußische Gefeß- 
fammlung ©. 238); im Kriege von 1870 wurden deutfche Kauf— 
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fahrteifchiffe franzöſiſcher Seits aufgebracht und als Priſen ver- 
urtheilt, obgleic) der Norddeutiche Bund (vergl. Verordnung vom 
18. Juli 1870) verordnet hatte, daß franzöſiſche Handelsichiffe 
der Aufbringung und Wegnahme durch die Fahrzeuge dev Bundes- 
Kriegsmarine nicht unterliegen follten, ausgenommen in den Fällen 
(Kriegsfontrebande, Blokadebruch), wo auch neutrale Schiffe auf- 
gebracht werden würden. Exit als die franzöfifchen Kriegsschiffe 
fi nicht damit begnügten, deutjche Kauffabrteifchiffe aufzubringen, 
jondern dieſelben ohne prifengerichtliches Verfahren zerjtörten, nahm 
der Norddeutiche Bund feinen im Intereſſe dev Humanität aus- 
gefprochenen Verzicht zurüd. Im letzten ruſſiſch-türkiſchen Kriege 
haben beide Theile die Handelsfchiffe des Gegners ohne Weiteres 
genommen, reſp. zeritört. Vergl. auch Attlmayr, die Elemente 
des Internationalen Seerechts, Band 1 ©. 54 und unten ©, 107. | 

Der Konful hat ferner dem Auswärtigen Amte über alle Vor- 
fommniffe zu berichten, welche für das Reid) von Intereſſe fein 
fünnten, 3. B. über Verlegungen der Neutralität Seitens dortiger 
Unterthanen, über Nachrichten, welche ihm bezüglich der Operationen 
des Feindes glaubwürdig zugeben u. |. w. 


$. 30. 
II. Wenn das Deutſche Reich neutral bleibt. 


Meitere Pflichten erwachfen den deutichen Konfuln während 
eines Krieges, in welchem das Deutjche Neich neutral bleibt, mag 
der Staat, in welchem der Konful refidirt, in einem folchen Kriege 
Dartei oder ebenfalls neutral fein.*) Das Völkerrecht legt den An- 
gehörigen neutraler Staaten die Pflicht auf, fich jeder Begünjtigung 
eines der friegführenden Theile zu enthalten und gejtattet den frieg- 
führenden Theilen jeder ſolchen Begünftigung entgegenzutreten. 
Manche neutrale Staaten rufen "bei Beginn eines Krieges Diefe 
Sätze ihren Angehörigen dur fog. Neutralitäts-Proflamationen 
in's Gedächtniß zurüd, indem fie dabei die Handlungen näher be- 

- zeichnen, deren fich die Angehörigen neutraler Staaten zu enthalten 
haben. Sp erliegen die öfterreichifchen Minifterien. des Innern, der 
Auftiz und des Handels im Mai 1877 folgende Verordnung: 

»Aus Anlaß des zwifchen Nußland und der Türkei aus- 

gebrochenen Krieges werden hiermit in Folge Minifterialbefchluffes 


*) Bezüglich der Pflichten der neutralen Staaten und ihrer Angehörigen vergl. 
Heffter-Geffcken, Europäifches Völkerrecht $$. 146 bis 148, 
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im Einvernehmen mit dem K. und K. Minifterium des Aeußern 
und dem Königl. ungarifhen Minifterium folgende Anordnungen 
befannt geaeben, nach welchen ſich ſowohl ſämmtliche Behörden als 
alle Neichdangebörigen zu richten haben. 

1. Es iſt verboten, auf Schiffen unter öfterreichifch-ungarifcher- 
Flagge Truppen der Eriegführenden Staaten zu transportiren oder 
den leßteren Gegenftände, welche nad) dem allgemeinen Völkerrechte 
oder befonderen, allgemein kundgemachten Anordnungen der be 
treffenden fremden Negierungen als Kriegskontrebande gelten, zuzu- 
führen. Won folchen Gegenftänden darf auf einem Bfterreichifchen 
oder ungarischen Schiffe im Verkehre mit jenen Staaten nur fo viel 
vorhanden fein, als zu deffen eigenem Gebrauche oder zu deſſen Ver— 
theidigung unumgänglih nöthig ift. Den üfterreichifchen oder 
ungarifchen Schiffen iſt das Einlaufen in ſolche Plätze und Häfen 
unterfagt, die von einer der Friegführenden Mächte belagert oder 
wirkfam blofirt find. Wer vorjtehende Verbote übertritt, bat 
bei- eintretenden rechtmäßigen Befchlagnabmen und Konfiskationen 
von Seite. der Eriegführenden Staaten feinen Schuß bei der Ne 
gierung zu erwarten. 

2. Außer diefem Falle find die Bfterreichifchen oder ungarifchen ' 
Handelsfchiffe nicht bejchränft, ungeachtet des beitehenden Krieges, 
ihren Handel und Verkehr mit den Häfen der im Kriege begriffenen, 
Mächte fortzutveiben, und ebenfo dürfen auch die Kauffabrteifchiffe 
der kriegführenden Staaten, wie vorhin, in alle inländifchen Häfen 
ungebindert einlaufen, fi) darin nad) Belieben aufhalten, Aus— 
befjerungen vornehmen u. ſ. w., infofern fie dabei die bejtehenden 
Sejege und Anordnungen beobachten und ihr Benehmen den Regeln 
dev Neutralität gemäß iſt. Hinfihtlih der Zulaſſung fremder 
Kriegsschiffe in die inländifchen Häfen bleiben die diesbezüglich bei 
anderen Anläffen ergangenen Anorönungen in Kraft. 

3. In der billigen Erwartung, daß der neutrale Handel von 
den friegführenden Mächten gehörig werde reſpektirt und daß Die 
üblichen Befugniffe der Kriegführenden nur unter Beobachtung der 
allgemeinen völferrechtlichen oder etwaigen vertragsmäßigen Moda- 
litäten werden ausgeübt werden, wird hiermit verordnet, daß Die 
Öfterreichifchen oder ungarifchen Kauffahrer ſich auf offenem Meere 
der allfälligen Vifitation von Seite der Kriegsichiffe der Friegführen- 
den Mächte nicht widerfegen, ſondern im Gegentheile die Dapiere 
und Dofumente, mwodurd die neutrale Eigenfchaft des Schiffes 


bewiefen wird, ohne Anftand vorzeigen, deren feine in die See 
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werfen, noch jonft vernichten, viel weniger deren falfche oder Doppelte 
und geheime an Bord halten follen. 

4. Sollte ein öfterveichifches oder ungarifches Schiff ungeachtet 
der Befolgung der vorjichenden Vorfchriften auf eine ungebührliche 
Art behandelt werden, jo iſt bierüber ungeſäumt bei dev nächit- 
gelegenen öſterreichiſch- ungariſchen Konfular- oder fonjtigen Behörde 
die Anzeige zu erjtatten, damit die Regierung bei dem auswärtigen 
Staate die zur Erlangung der Entjchädigung und Genugthuung 
erforderlichen Schritte vornehmen und, jofern ſolche Schritte von 
den auf ungebührliche Art Behandelten bereits vorgenommen worden 
wären, diefelben unterjtügen fünne.« 

. Seitens des Deutjchen Reichs find bisher ſolche Neutralitäts- 
Proklamationen nicht für erforderlich erachtet. Die deutichen Konſuln 
‚werden ſich alfo an die bejtehenden Verträge*) und die allgemeinen 
Grundfäge des Völkerrechts halten müffen, wenn fie in die Lage ' 
kommen, dahin zu wirken, daß deutjche NReichsangehörige nicht zu 
eignem Schaden die Pflichten Neutraler verlegen und daß andrerfeits 
ihren Schußbefohlenen die Rechte der Neutralen nicht verfümmert 
werden. 

In diefer Beziehung it nun 1 Folgendes zu bemerken: Was 
den Landfrieg betrifft, jo it es anerkannter Grundſatz, daß die 
Angehörigen neutraler Staaten, welche fi) auf dem Kriegstheater 
oder in dem Gebiete eines der friegführenden Theile befinden, an 
ihrer Perſon und ihrer beweglichen Habe**) von feinem der Krieg- 
führenden gefchädigt werden dürfen, ſo lange fie ſelbſt ſich jeder 
Theilnahme an FEriegerifchen Handlungen enthalten. Sie fünnen 
nicht gezwungen werden, die Waffen zu ergreifen oder perjünliche 
Kriegsiteuern zu zahlen. Dagegen ift das unbewegliche Eigenthum 
der Angehörigen eines neufralen Staates, welches ih im Lande 
einer friegführenden Partei befindet, von den ——— namentlich 
der Einquartierung nicht befreit. 

Bezüglich der Rechte, welche den Angehörigen neutraler Staaten 
auf offner See zuftehen, fehlt es bei einzelnen Bunften an all- 


*) Solche Vertragsbeftimmungen finden ſich 3. B. in dem Freundſchafts- Handels. 
und Schifffahrtsvertrage zwifchen Deutfchland und Cofta Rica vom 18. Mai 1875, 
Art. XXU ff. (Reichögefegblatt für 1877, ©. 13). 
| ) Wenn im Fall der höchſten Noth Friegführende Armeen Sachen neutraler 
- Staatsangehöriger weggenommen hatten, jo haben die Regierungen Entjhädigung zu 
Theil werden lafjen. Auch bezüglid” weggenommener Schiffe. Das fogenannte 
jus angariae ift eben fein Redt. 
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gemein anerkannten Grundfäßen. Zwar wird nicht beftritten, daß 


die Neutralen auch während des Krieges in ihrem Handelsverkehr 
unter einander zur See, wie zu Lande nicht befchränft find. 
Auch darüber ijt fein Streit, daß fie fich bezüglich ibres Handels— 


und Schiffsverkehrs mit den friegführenden Theilen gewiffen- 


Befchränfungen unterwerfen müffen. Aber über den Umfang dieſer 
letzteren herrſchen verjchiedene Auffaffungen. Dergleichen Bejchrän- 
ungen des neutralen Handels» und Schiffsverfehrs fommen haupt- 
füchlich nad) folgenden Nichtungen bin vor. 

l. Blokaderecht.“) Wenn ein kriegführender Theil einen 
Küftendiftrikt, einen Hafen oder eine Feſtung feines Gegners von 
allem maritimen Verkehr abfperrt und ein Neutraler ihn hierbei 
jtört oder beeinträchtigt, fo leiſtet leßterer dem Gegner eine Beihülfe, 
er tritt aus der Neutralität heraus und muß fich gefallen laſſen, 
als Feind behandelt zu werden. Er muß aljo, will er feine Neu- 
tralität bewahren, dergleichen Störungen unterlaffen. Er darf dem 
blofirten Theile feine Lebensmittel, Waffen, Soldaten, Nachrichten 
zuführen, und muß überhaupt Alles unterlaffen, was als eine 
Begünſtigung des Eingefchloffenen gelten darf. Bis hierher herrſcht 


Einverftändniß. Aber es fragt fich: ‚wann it ein Hafen, eine‘ 


Feſtung, ein Küſtenſtrich als eingefchlojfen, als blokirt anzufehen? 


Die auf der parifer Friedenskonferenz vertretenen Mächte haben in— 
ihrer Erklärung vom 16. April 1856 auf diefe Frage die Antwort 


gegeben: »Les blocus, pour éêtre obligatoires, doivent &tre 
effectifs, e’est-a-dire maintenus par une force suffisante pour 
interdire reellement l’acces du littoral de l’ennemi.«. Durxd) 
diefe Erklärung, welcher fait alle Seemächte beigetreten find, wurden 
allerdings der übermäßigen Ausdehnung des Blofaderechts einige 
Schranken geſetzt, aller Sweifel it aber feineswegs befeitigt, wie 
die Erfahrung während neuerer Kriege gezeigt hat. Won der 
erfolgten Abjperrung des blofirten Ortes muß den Neutralen Kennt- 
niß gegeben werden. Dies gejchiebt in der Negel auf diplomatischen 
Wege, worauf die neutrale Negierung die Anfündigung der Blofade 
zur öffentlichen Kenntniß bringt. Es werden auch wohl die Konfuln 
in den blofirten Häfen und die einzelnen ſich einem blofixten Hafen 
näbernden neutralen Schiffe durch das Blokadegeſchwader von der 
Blofade benachrichtigt. Die Kaiferlihen Konfuln haben über eine 
ihnen zugehende Benachrichtigung ſofort an die vorgefegte Gefandtichaft 


*) Vergl. Derels, das internationale öffentliche Seerecht, Berlin 1882, ©, 271. 
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und das Auswärtige Amt zu berichten und diefelbe durch die üffent- 
lichen Blätter oder in fonjt geeigneter Weife zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 

Ein neutrales Schiff, welches, obwohl ibm die Blofade bekannt 
ift, mit einem blofirten Orte in Verbindung tritt, oder denfelben 
ohne Genehmigung des Blofivenden verläßt, wird als ein feindliches 
angejehen und unterliegt mit feiner Ladung der Wegnahme. Ob 
das Schiff von dem Blofadezujtande Kenntniß hatte, it nach den 
Umjtänden des Falls zu beurtheilen. Hat ein neutrales Schiff noch 
nicht wirklich den Verſuch gemacht, die Blofade zu durchbrechen, 
jo kann e8 nicht genommen werden; die bloße Abficht ift nicht 
ſtrafbar. Daher wird die Ausklarivung nad) einem blofixten Hafen 
oder die dem Schiffe gegebene Richtung nad) einem ſolchen Hafen 
noch nicht als ein Verſuch, die Blokade zu durchbrechen, angefehen 
werden fünnen. 

Sollte ein deutſches Handelsjchiff im Widerſpruch mit den 
voritehend angedeuteten Grundfägen von einem SKriegsichiffe des 
Staats, in welchem der Konful refidirt, genommen fein und in den 
Amtsbereich des Konfuld gebracht werden, jo wird der Konful die 
Freigebung zu beantragen, dem ihm vorgefegten Kaiſerlichen Ge- 
fandten, jowie dem Auswärtigen Amte berichtlich Kenntniß zu 
geben und die thatſächlichen Verhaltniſe in beweiſender Form feſt— 
zuſtellen haben. 

2. Kriegskontrebande.“) Eine weitere Beſchränkung Neu— 
traler durch die kriegführenden Mächte bezieht ſich auf die Zufuhr 
gewiſſer für Kriegszwecke zu benutzender Handelsartikel (dev ſo— 
genannten Kriegskontrebande) an den Gegner. Jede kriegführende 
Macht hat das Recht neutrale Schiffe zu hindern, den Feind mit 
ſolchen Gegenſtänden zu verſorgen. Auch muß nach Art. 482 des 
Handelsgeſetzbuchs der Schiffer den Schaden erſetzen, welcher daraus 
entſteht, daß er Güter ladet, von welchen er wußte oder wiſſen 
mußte, daß ſie Kriegskontrebande ſeien. Welche Artikel zur Kriegs— 
kontrebande zu rechnen ſind, beſtimmt ſich theils nach Verträgen, 
theils nach dem — allerdings ſehr ſchwankenden — Gebrauch. 
Immer ſind zur Kriegskontrebande gerechnet worden: alle mili— 
täriſchen Angriffs- und Schutzwaffen nebſt Kriegsmunition, wie 
Kanonen, Mörſer, Bomben, Granaten, Kugeln, Zündhütchen, 
Lunten, Pulver, Küraſſe, Sättel, Zäume, überhaupt alle Gegen— 


) Vergl. Perels a. a. O. ©. 253. 
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ftände, welche fich unmittelbar für den Krieg verwenden laffen und 
allein für den Krieg dienen, vorausgejeßt, daß dieſe Gegenjtände 
für eine Eriegfübvende Partei, insbefondere für den Hafen einer 
ſolchen bejtimmt ſind.“) Andere Artikel, welche zu Kriegszwecken 
verwendet werden können, find von einzelnen Mächten als Kontre— 
bande angefeben, von anderen nicht. Dabin gehören: baares Geld, 
Vebensmittel, Koblen, Materialien, welche exit zu Kriegszweden ver- 
arbeitet werden müſſen (Eifen, Schwefel, Theer u. f. w.), Pferde. 
Vergl. die Aufzählung in dem preußifchen Priſenreglement vom 
20. Juni 1864 (preußifche Geſetſammlung S. 369), ſowie in den 
Verträgen zwiſchen Deutſchland und San Salvador vom 13. Juni 
1876 (Reichsgeſetzblatt ©. 389), zwiſchen Deutſchland und Coſta Rica 
vom 18. Mai 1875 (Reichsgeſetzblatt de 1877 ©. 13), ferner in dem 
italienisch -amerifanifchen Handels- und Schifffabrtsvertrage vom 
26. Februar 1871 (preußifches Handelsarhiv Nr. 7 de 1872); der 
Vertrag zwifchen Deutjchland und Mexiko von 1869, welcher gleichfalls 
eine Aufzählung enthielt, it nicht mehr in Gültigkeit. Während des 
fetten ruſſiſch-türkiſchen Krieges erachtete es die britifche Regierung 
> nicht für zwedmäßig, die Türkei und Rußland zu einer Erklärung 
aufzufordern, welche Gegenftände fie als Kriegsfontrebande anfähen, 
weil diefe Mächte leicht Sachen dazu nehmen könnten, welche bisher 
nicht als jolche erachtet würden. (Vergl. die Erklärung des Unter- 
jtaatsfefretärs Bourke in der Unterhausfigung vom 3. Mai 1877.) 

Macht ein neutrales Schiff den Verfuch, einer dev Friegführen- 
den Mächte Kontrebande zuzuführen und wird es bei diefem Ver- 
juche von dem Gegner betreten, ſo werden die verbotenen Waaren 
in der Negel fonfiszirt. Darüber, ob aud) das Schiff der Weg- 
nabme unterliegt, beſteht ein allgemeines Herkommen nicht. Das 
preußifche Brifenreglement vom 20. Juni 1864 erklärt fowohl die 
Kontrebandeartifel als das Schiff für gute Priſe. Wenn nur ein 
Theil der Ladung aus Kriegskontrebande bejteht, jo ift der Schiffer 
befugt, die Kriegsfontrebande auf der Stelle oder im nächjten 
Hafen zu Löfchen, in welchem Falle er der ‚Aufbringung entgeht 
und die Neife mit dem übrigen Theil der Ladung fortjegen darf. 
In Bezug auf die auf einem neutralen Schiffe verladenen, für einen 
friegführenden Theil bejtimmten Artikel, welche nicht zur Kriegs— 
fontrebande gehören, geitatten fich manche Seemächte die Wegnahme 
gegen volle Entfhädigung (Vorkauf, Bräemtion). 


*) Waffen und Munition, welche ein Schiff zum eignen Bedarf rıit fi führt, ° 
find feine Kriegsfontrebande, da fie nicht für den Feind beftimmt find. 
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Auf gleicher Stufe mit der Kontrebande jteht die Zuführung 
von Kriegs- und Iransportichiffen, Land- und Seetruppen und 
Depefchen an eine der friegführenden Varteien. 

Der Konſul wird deutiche Schiffe, welche während eines Krieges 
feinen Hafen verlaffen, auf die in Vorjtebendem angedeuteten Be- 
jchränfungen des neutralen Schiffsverfehrs binzumeifen und fie auf 
die Folgen einer Verlegung der von den kriegführenden Barteien 
in diefer Beziehung beobachteten Grundfäge aufmerkfam zu machen 
haben. Sollte ein deutjches Schiff widerrechtlich genommen fein, fo 
wird der Konful den Schiffsführer bei feinen Reklamationen thun- 
lichjt zu unterjtügen haben. | 

3. Wegnahme neutraler Sandelsfchiffe und neutralen 
Frachtguts.“) Es ijt bis in die neuefte Zeit hinein noch immer 
Gebrauch Eriegführender Mächte geweſen, die im Brivateigentbum 
feindlicher Staatsangebörigen befindlichen Handelsjchiffe und deren 
Ladung wegzunehmen. Früher bielt man. jelbft die Wegnahme 
feindlichen Privateigenthums, welches fi) auf neutralen Schiffen 
befand und die Konfisfation dieſer legteren, jowie die Wegnahme 
neutralen Eigenthums auf feindlichen Schiffen für gejtattet, aud) 
wenn es nicht aus Kriegsfontrebande, bejtand. Die bereits er- 
wähnten parifer Konferenzbefhlüffe aus dem Jahre 1856 baben 
diefe Grundfäge, gegen welche jchon feit längerer Zeit vielfach an- 
gekämpft war, abgefihafft und als Regel aufgeitellt: die neutrale 
Flagge det das feindliche Gut, mit Ausnahme der Kriegskontre- 
bande; neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der 
Kriegskontrebande, darf nicht mit Beſchlag belegt werden. **) 

4. Durchſuchungsrecht.**) Um fich zu vergewifjern, daß 
ein neutrales Schiff nicht gegen die vorjtehenden Beitimmungen 
verftoßen hat, nehmen die Friegführenden Mächte das Recht zur 
Anhaltung und Unterfuhung der neutralen Schiffe (droit de visite) 
in Anfprud. Darüber, in welden Schranten ſich dieſes Recht 
halten müſſe, beiteht eine unbejtrittene Praxis nicht. Im All— 


°) Perels a. a. D. ©. 237, 

®*) Le pavillon neutre couyre la marchandise ennemie, à l’exception de 
la eontrebande de guerre; la marchandise neutre, à l’exception de la contre- 
bande de guerre, n’est pas saisissable sous pavillon ennemi. Neutrale 
Schiffe können daher auch während eines Krieges ungehindert Eigenthum der Staats- 
angehörigen eines friegführenden Theils laden (ausgenommen Artikel, welche zur 
‚Kriegsfontrebande gerechnet werden). Ebenjo kann Eigenthum Neutraler auf Handels. 
ſchiffen der friegführenden Länder verladen werden. 

*) Merels a. a. D. ©. 2%. 
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gemeinen kann man Kolgendes aufitellen: Nur die Land- und Ser 


befehlsbaber der friegführenden Mächte haben das Mecht, eine 
Unterſuchung vorzunehmen. Nachdem in der parifer Erklärung 
ausgefprochen it, daß die Kaperei abgefchafft iſt und bleibt, werden 
friegfübrende Mächte, ſoweit fie an diefe Erklärung gebunden find, 
Kaperbriefe nicht mehr extbeilen, es fommen alfo infomweit nur 
Unterfuchungen duch die Kommandanten von Staatskriegsjchiffen 
in Betracht. Die Abfiht der Unterfuchung wird durch einen 
blinden Schuß (semonce) fund gethan, bei deſſen Abgabe die 
Nationalflagge (zur Nachtzeit unter einer Laterne) gebißt fein muß. 
Vrivatjchiffe aller Art und folche Transportichiffe, deren Befchaffen- 
heit und Eigenthum nicht jofort in die Augen fällt, müſſen ſich 
die AUnterfuhung gefallen laſſen. Kriegsſchiffe der neutralen 
Staaten, ingleichen Handelsjchiffe, welche durch. neutrale Staats- 
friegsjchiffe geleitet (convotirt) werden (unter Convoi fegeln), unter- 
liegen dagegen der Vifite nicht. 

Die Unterfuhung darf nur auf offener See oder im Gebiete 
der friegführenden Theile, nicht auf neutralem Seegebiet erfolgen. 

med der Unterfuchung ift, zu ermitteln, ob Schiff oder 
Yadung dem feindlichen Staate gehöre, ob ſich Kriegsfontrebande 
am Bord befinde, ob das angehaltene Schiff nach einem blofirten 
Hafen bejtimmt fei oder von ‘einem folchen berfomme, Um diefe 
Zwecke zu erreichen, kann die Vorlegung der Regifterzertififate. reſp. 
der Urjprungszeugniffe über Schiff und Ladung, der Chartepartie, 
des Konofjements, der Mufterrolle und des Schiffsjournals verlangt 
werden. Jede unnöthige Beläftigung des angehaltenen Schiffs, 
jede Gewaltthätigfeit und Erregung von Unordnung ift unftatthaft. 
Leijtet ein Schiff der Aufforderung zum Beilegen feine Folge, 
widerjegt e8 fich der Unterfuchung, vernichtet es feine Dapiere, wirft 
es diejelben in See oder kann es feine ordnungsmäßigen Papiere 
vorzeigen oder fich nicht als neutrales Schiff legitimiven, bat es 
Kriegsfontrebande, feindliche Mannfchaften oder Depejchen oder 
falfche vefp. doppelte oder geheime Sciffspapiere bei ſich, oder ift 
es ohne zureichenden Grund von feiner Noute abgewichen, jo darf 
es, nöthigenfalls mit Gewalt, angehalten und weggeführt werden. 

5. Brifengerichtsbarfeit.*) Ueber die Nechtmäßigfeit der 
MWegführung entjcheiden nad) einem fait allgemein anerkannten 


Gebrauche die Brifengerichte desjenigen Staats, zu deffen Seemacht 


*) Derels, a.a.D. ©. 314. 
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der Megnehmende gehört. Nur dann werden die Gerichte dieſes 
Staats nicht für Fompetent erachtet, wenn die Wegnahme in einem 
neutralen Gebiete oder durch Mißbrauch eines neutralen Gebiets 
zu einem illegalen Angriff erfolgt it, oder wenn das weggenommene 
Gut noch vor dem Zufpruch der Vrife an den friegführenden Staat 
in da8 Gebiet desjenigen Staats gelangt, welchem auch der Eigen- 
thümer angehört. In leßterem Falle enticheiden die Gerichte des: 
jenigen Staats, welchem das weggenommene Schiff angehört, über 
die Rechtmäßigkeit dev Drife. In den beiden erſteren Fällen ſteht 
dem neutralen Staate die Entfcheidung zu, wenn die Wegnabme 
in feinem eigenen neutralen Gebiete erfolgte. Ob aber die Gerichte 
eines dritten neutralen Staats, in deſſen Gebiete das einem andern 
neutralen zugehörige Gut aufgebracht ift, zur Entjcheidung über 
die Rechtmäßigkeit der Priſe Eompetent find, ift eine nicht allgemein 
bejahte Streitfrage. 

Nach dem Gefege vom 3. Mai 1884 (Neichsgefegblatt ©. 49) 
wird der Sit der deutfchen Drifengerichte, ihre Zuſammenſetzung 
und das Verfahren vor denfelben durch Kaiferliche Verordnung be- 
ftimmt. Eine folche Verordnung ift bisher noch nicht ergangen. 

Im Vorſtehenden find die Befchränfungen angedeutet, denen 
der neutrale Handel und die neutrale Schifffahrt während eines 
Krieges unterliegen. Im Uebrigen können Angehörige neutraler 
Staaten nach wie vor nad den friegführenden Yandern Handel 
treiben, foweit nicht fpezielle Verbote des eignen Landes (vergl. das 
englifche Gefeg gegen Werbung für fremde Dienite) entgegenftehen. 
Das deutjche Strafgefegbuc enthält feine Strafbeitimmungen gegen 
den Handel mit den Angehörigen folder Staaten, welche in einem 
Kriege, bei dem das Deutfche Reich nicht betheiligt ift, begriffen find. 
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Zweiter Cheil. 


Die Auftändigfeit der deutichen Konfuln im 
Einzelnen. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Matrikelführung. 


Se 


Il. Kein Zwang Behufs der Immatrifulirung. — Vor- 
tbeile derfelben. 

1. Im Intereffe der öffentlichen Ordnung iſt e8 wünſchens— 
werth, daß die deutſchen Ronfuln eine Ueberficht über die in ihrem 
Amtsbezirfe mwohnenden Neichsangebörigen haben und zu diefem 
Behufe ein Verzeichniß (Matrikel) derfelben führen. Die Boll: 
ſtändigkeit eines jolchen Verzeichniffes würde ſich nur erreichen laffen, 
wenn jämmtliche im Konfularbezirfe wohnende Reichdangehörige 
verpflichtet wären, fi) bei dem Konful zu melden. Dieje Ver- 
pflicytung gefeglich auszufprechen, iſt im Intereſſe der Verkehrsfreiheit 
bisher für unthunlich erachtet, vielmehr ift die Meldung bei dem 
Konful in das Belieben der betreffenden Perſonen geitellt worden. 
Es iſt dies nad) manchen Richtungen bin mit Mißftänden verbunden. 
Denn die Deutfchen im Auslande find fich nicht immer ihrer Pflichten 
gegen das Meich bewußt. Wiſſend, daß die Konfuln auch die 
Erfüllung folcher Pflichten, namentlich der Militärpflicht, zu kon— 
troliven berufen find, vermeidet es jo Mancher fi auf dem Kon- 
fulat zu melden und exicheint dafelbjt exit, wenn er feinerjeits 
der Eonfularifchen Ihätigkeit bedarf. Wie dem aud) fei, die Meldung 
fann gegenwärtig Seitens des Konfuld nicht erzwungen werden,- 
jelbjt nicht im Geltungsbereiche der Inſtruktion vom 1. Mai 1872 


3 
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(fiehe oben ©. 19), da — wie das Auswärtige Amt in einem Exlaf 
vom 5. November 1872 und fpäter wiederholt ausgefprochen hat, — 
durch 8. 2 diefer njtruftion und duch die Allgemeine Dienit- 
nftruftion die Beltimmung im 8. 12 des Konfulargefeßes nicht 
bat geändert werden können. Dieſer Paragraph des Konfular- 
ejeßes lautet: »Jeder Reichskonful bat über die in feinem Amts— 
bezivfe mwohnenden und zu diefem Behufe bei ihm angemeldeten 
Reichsangehörigen eine Matrifel zu führen. Sp lange ein Reichs: 
angehöriger in die Matrifel eingetragen iſt, bleibt ihm fein heimatb- 
liches Staatsbürgerrecht erhalten, auch wenn deſſen Verluft lediglich 
in Folge des Aufenthalts in der Fremde eintreten würde.« Da, 
wie in der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion ausdrüdlic hervorgehoben 
ift, die porgängige Eintragung in die Matrifel nicht die Bedingung 
des von dem Konful zu gewährenden Schußes iſt, fo kann ala 
wefentlicher Zweck der Matrifel die Erhaltung des heimathlichen 
Staatsbürgerrechts bezeichnet werden. Nur in denjenigen Ländern, 
wo die Landesregierung eine, Kontrole der Fremden durch deren 
Konful verlangt (Rußland, Bortugal, die Spanischen Kolonien u. |. w.), 
bat die Einrichtung der Matrifel auch noch den Charakter einer im 
öffentlichen Intereffe getroffenen Maßregel. 

- 2. Der Verluft des Staatsbürgerrechts durch Aufenthalt in 
der Fremde fand, als das Konfulargejeß exlaffen wurde, nur in 
einem Theil der Bundesitaaten jtatt, für die Angehörigen anderer 
Bundesftaaten, in welchen das Staatsbürgerrecht nicht Durch bloße 
Abwesenheit verloren ging, hatte der allegixte S. 12 des Konfular- 
geſetzes Feine praftifche Bedeutung‘) Dies iſt feit dem Inkraft— 
treten des Neichsgefeges über die Erwerbung und den Verluft der 


*) Ueber das Erlöfchen der Staatsangehörigfeit durch Aufenthalt im Auslande 
nad) der früheren Gefeßgebung in den Staaten des Norddeutſchen Bundes wird 
nad) Anleitung der Motive zum Geſetze vom 1. Juni 1870 Folgendes bemerkt: 
Mährend in einzelnen Territorien, 3. B. in Schleswig: Holftein, Kurheffen und 
Braunfchweig der Grundfas galt, daß durch den Aufenthalt im Auslande allein, 
auch wenn derfelbe von noch fo langer Dauer war, und felbjt im Falle ver Erwerbung 
einer fremden Staatsangehörigfeit das Indigenat niemals erloſch, es fei denn, daß 
die förmliche Entlaffung aus dem AUnterthanenverbande hinzukam, ließen andere Geſetz— 
gebungen den Verluft des Indigenats jofort mit der thatſächlich erfolgten Auswan- 
derung eintreten, d. h. mit der dauernden Verlegung des Wohnfites außerhalb des 
Staatsgebiets, fofern aus den begleitenden Umftänden auf den animus non rever- 
tendi zu fchließfen war, 3. ®. in Hannover, "Sachen Coburg - Gotha, Heſſen-Hom— 
burg, in legterem mit der, den franzöfifchen Vorfchriften nachgebildeten Maßgabe, 
daß die im Auslande zu Handelszweden erfolgte Niederlaffung als den animus rever- 
tendi ausjchließend angejehen wurde, In dem größeren Theile des Bundesgebiets 
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Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Reichsgeſetz— 


blatt, S. 355) anders geworden. Der $. 21 diefes Geſetzes bejtimmt, 
daß Deutiche, welche das Bundesgebiet verlaffen und ſich zehn Jahr 
lang ununterbrochen im Auslande aufhalten, dadurch ihre Staats- 
angebörigkeit verlieren. Wenn nach diefer Beſtimmung der zehn 
jährige Aufenthalt im Auslande in größerer Ausdehnung als bisher, 
nämlich für alle Deutfchen den Verluſt des heimatblichen Staate- 
bürgerrechts herbeiführen kann, fo it andererfeits das im. 12 des 
Konfulargeleges gegebene, im Gefeß vom 1. Juni 1870 anerkannte 
Mittel, ſich gegen dieſen WVerluft zu fchügen, von größerer Trag- 
weite geworden. Das leßtgedachte Gefeß bejtimmt im $. 21: »Sie 
(die zehnjährige Verluftfrift) wird unterbrochen durch die Eintragung 
in die Matrifel eines Ronfulats des Deutfchen Reichs. Ihr Yauf 
beginnt von Neuem mit dem auf die Löfchung in der Matrifel 
folgenden Tage.« Man bat hierin eine Abweichung von dem $. 12 
des Konfulargefeges finden. wollen. In der That erläutert aber 
diefe Beltimmung des Gefeßes vom 1. Juni 1870 nur diejenige des 
Konfulargefeges. Nach letzterer konnte es zweifelhaft erfcheinen, ob 
die Verluftfrift während der Eintragung in die Matrifel nur rubte, 
jo daß nad) der Löſchung in der Matrifel die früher begonnene 
Verluftfrift fortlief, oder ob die Verluftfrift durdy die Eintragung 
dergeftalt unterbrochen wurde, daß die vor der Eintragung ab- 
gelaufene Abwefenbeitszeit gar nicht mehr in Betracht kommt, viel- 
mehr nad) der Löſchung die Friſt von Neuem zu laufen anfängt. 
Der Wortlaut des Gefeßes vom 1. Juni 1870 bebt Er Zweifel 
in dieſer Beziehung. 


$. 32. 
II. Vorausſetzung der Eintragung in die Matrikel. 


Nach der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion $. 12 werden nur 
die im KRonfulatsbezirt wohnenden, nicht die dafelbit fich blos vor- 


galt dagegen der Grundfag, daß durch den Aufenthalt im Auslande die Staats. 
angehörigfeit gewiffermaßen im Wege des ftillfehweigenden Verzichts von felbft erlofc). 
In Preußen (ältere Provinzen), Königreich Sachen, Oldenburg, Anhalt, Schwarz. 
burg-Rudolftadt, Waldeck, Neuß und Lübeck trat der Verluft des Indigenats ein 
durch zebnjährigen, beziehentlich zehn Jahre nad) Ablauf der Meifelegitimation 
(Heimathsihein) fortgefegten Aufenthalt im Auslande. In Hamburg dauerte dieſe 
Friſt 15 Jahre, in Bremen nur 1 Jahr. Da das Gefeg vom 1. Juni 1870 von 
dem Norddeutichen Bunde erlaffen wurde, fo enthalten die Motive felbftverjtändlich 


Angaben über die frühere Geſetzgebung der füddeutichen Staaten nit. Die Mit-- 


theilung mußte jih daher auf die norddeutſchen Bundesjtaaten beſchränken. 
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übergebend aufhaltenden Reichsangehörigen in die Konfulatsmatrifel 
eingetragen. 

Ob der Aufenthalt eines Reichsangehörigen als dauernd oder 
vorübergehend anzufehen it, wird in jedem einzelnen Falle aus den 
Umſtänden zu entnehmen fein. 

Im Allgemeinen find nur Neichsangebörige, nicht die Schuß- 
genoffen im engeren Sinne (vergl. oben ©. 14) zu immatrikuliven, 
jedoch werden bei denjenigen Konfulaten, in deren Bezirk die Ma- 
trifel zu Kontrolezwecken dient, auch die letteren eingetragen; zweck— 
mäßiger Weife ift dann für diefelben ein befonderes Verzeichniß 
zu führen. Dev Nachweis der Reichsangehörigkeit ift durch gültige 
Nationalpäſſe (Wanderbücher) und Auslands -Heimatbicheine*) zu er— 
bringen. Auf diefen Dokumenten findet ſich in der Regel der Zeitpunkt 
angegeben, bis zu welchem fie Gültigkeit haben. Wenn nun aud) 
der Daß, refp. Heimatbichein nach Ablauf dieſer Friſt die Gültig- 
feit als Reifepapier, reſp. Heimathſchein verliert, jo fängt doch die 
zehmjährige Friſt für den Verluft der Staatsangehörigkeit erſt mit 
dem Seitpunfte des Ablaufs diefer Dapiere an (8. 21 des Gefeßes 
vom 1. Juni 1870). Lebtere werden daher unter Umftänden aud) 
nod nach Beendigung ihrer Gültigkeitszeit zum Nachweife der 
deutfchen Staatsangehörigkeit benußt werden fünnen. In einem 
Spezialfalle Hat ferner das Auswärtige Amt bejtimmt, daß die 
nachgemwiejene Eintragung in das Schußfcheinregifter einer deutjchen 
Gefandtichaft oder in die Matrifel eines aufgehobenen deutjchen 
Landeskonfulats als Beweis zugelaffen werden könne, wenn daraus 
die noch fortdauernde deutſche Staatsangehörigkeit un- 
zweifelhaft zu entnehmen ijt. Lebtere Befchränfung ergiebt 
von felbit, daß die nachgewiefene Eintragung in die Matrifel eines 
deutfchen Konſulats in der Türkei, China und Japan (f. oben ©. 19) 
nit ausreiht, um die Eintragung in die Matrifel eines Reichs— 
fonfulats außerhalb jener Länder zu rechtfertigen, infofern daraus 
nicht zu erkennen ift, ob der Betreffende Reichsangehöriger oder 
nur de facto Unterthan ift. Durch Geburtsurfunden und Tauf- 
jcheine allein wird in der Regel ein ausreichender Nachweis der 
Reichsangehörigkeit nicht geführt werden können, auch Militär- 


) Nach einem Beſchluß des Bundesraths vom 20. Januar 1881 (Centralblatt 
©. 22) darf die Gültigfeitsdauer eines Heimathsjcheins auf einen längeren Zeitraum 
als fünf Jahre nicht bemefjen werden. Ein von dem Bundesrath bejchloffenes For— 
mular zu Heimathſcheinen ift a. a. O. abgedrudt. 


‚König. Konfular- Handbud), 3. Ausgabe. 8 
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pabiere werden nicht, in allen Fällen den erforderlichen Aufſchluß 
geben. 

Ergiebt die Prüfung des Eintragungsgeſuchs, daß die betreffende 
Perſon die deutſche Staatsangehörigkeit durch Entlaſſung oder in 
anderer Weiſe, ſei es nad) der Reichsgeſetzgebung ($. 13 des Ge— 
jeßes vom 1. Juni 1870), ſei e8 nach der früheren Landesgefeb- 
gebung (vergl. auch die an auf ©. 111) verloren bat, fo 
darf die Immatrikulirung nicht erfolgen, felbft wenn der Antrag- 
jtellev eine andere Staatsangehörigkeit nicht euworben haben follte. 
Dabei ift jedoch zu bemerken, daß Deutfchen, welche ihre Staats- 
angebörigfeit durch zebnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren 
und feine andere Staatsangehörigfeit erworben haben, die Staats— 
angebörigfeit in dem früheren SHeimatbsitaante wieder verliehen 
werden fann, auch ohne daß die betreffende Perſon fich dafelbit 
niederläßt (F. 21 des Gefeßes vom 1. Juni 1870). Die Renatu- 
ralifation erſtreckt fi), fofern nicht eine Einſchränkung ausdrüdlic) 
gemacht ift, auf Die Ehefrau und die noc unter wäterlicher Gewalt 
jtehenden minderjährigen Kinder, fofern letztere nicht etwa bereits 
jelbitjtändig eine fremde Staatsangebörigfeit euworben haben. Die 
aus der väterlichen Gewalt ausgefchiedenen und die bereits groß— 
jährigen Kinder find nicht re Weiteres als renaturalifiet zu 
betrachten. 

Befigt die Perſon, um deren Eintragung es ſich handelt, nach 
den deutſchen Geſetzen die deutſche Staatsangehörigkeit, ſo kann die 
Immatrikulirung erfolgen, ſelbſt wenn der Einzutragende nach 
der Geſetzgebung des Landes, wo er ſeinen Wohnſitz hat, als 
dortiger Staatsangehöriger gilt. Wie bereits oben S. 16 erwähnt 
iſt, erachtet die Geſetzgebung in manchen Ländern, namentlich in 
einigen ſüdamerikaniſchen Staaten, alle dort geborenen Kinder als 
dortige Staatsangehörige, welches auch die Nationalität ihrer Väter 
ſein mag. In ſolchen Ländern können dennoch die Kinder von 
Deutſchen immatrikulirt werden, weil nach deutſcher Geſetzgebung 
die Kinder die Staatsangehörigkeit des Vaters theilen. Durch dieſe 
Eintragung wird den Kindern die deutſche Staatsangehörigkeit ge— 
wahrt. So lange ſie ſich aber im Auslande aufhalten und der 
dortigen Geſetzgebung unterworfen ſind, können ſie der dortigen 
Regierung gegenüber nicht unbedingt auf Anerkennung ihrer 
deutſchen Staatsangehörigkeit rechnen. 

Bezüglich der Immatrikulirung militärpflichtiger Perſonen 
f. $. 36. 
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‚Die Berichteritattung an das Auswärtige Amt unter vor- 
läufiger Beanftandung der Eintragung empfiehlt ſich in allen Fällen, 
wo Die Fortdauer der Neichsangebörigkeit zweifelhaft erſcheint. 
Ueberläßt es der Konſul der betreffenden Perſon, die Papiere zum 
Nachweis ihrer Staatsangehörigkeit felbjt berbeizufchaffen, fo iſt zu- 
gleich eine nach billigem Ermeſſen ausreichende, nicht übermäßig 
lange Frift zur HSerbeifchaffung zu gewähren, während deren der 
Konful ebenfo wie in dem alle, wo ev die erforderlichen Nach— 
weife vermittelt, Sich der betreffenden Perſon proviſoriſch an— 
nehmen kann. 

Eheliche Kinder theilen die deutſche Staatsangehörigkeit des 
Vaters, uneheliche diejenige der Mutter, auch wenn ſie im Auslande 
geboren ſind, Ehefrauen erlangen durch die Verheirathung mit einem 
Deutſchen die deutſche Staatsangehörigkeit (vergl. SS. 3 ff. des Ge 
jeßes vom 1. Juni 1870), 


8. 33. 
Il. Form der Matrifel. 

Ueber die Form, in welcher die Matrikel zu führen ift, find 
allgemeine Beltimmungen nicht ergangen. Nur für die deutfchen 
Konfulate im Vfortengebiete, Japan und China ift das hier folgende 
Schema vorgefchrieben: 
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Im MWefentlichen wird dieſes Formular auch bei KRonfulaten 
in anderen Ländern anzuwenden fein. . Jedenfalls muß «8 fo ein- 
gerichtet werden, daß die nach Vorfchrift der Allgemeinen Dienft- 
Inftruftion aufzunehmenden Auskünfte darin Platz finden. Es 

r 8* 
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follen eingetragen werden: Vor- und Zuname- des Vetreffenden und 
feiner Kamilienangebörigen, Stand oder Gewerbe, Religion, Tag 
und Ort der Geburt, Wohnort, aud) foll in der Matrifel bemerkt 
werden, durch weldye Dokumente die einzelmen Angaben — 
worden ſind. 

Das Auswärtige Amt hat wiederholt ſeine Vermittelung zur 
Beſchaffung von Titel- und Einlagebogen zu den Matrikeln ein— 
treten laſſen. Die Koſten ſolcher Formulare tragen Wahlkonſuln 
ſelbſt, während ſie für Berufskonſulate auf die Legationskaſſe über— 
nommen werden. 

Die Eintragung erfolgt zweckmäßig unter fortlaufender Num— 
mer. Zur Erleichterung des Auffindens der einzelnen Namen wird 
bei umfangreicheren Matrikeln ein beſonderes alphabetiſches Namen— 
verzeichniß, welches auf die Matrikelnummer verweiſt, anzulegen 
ſein. Die Matrikel ſelbſt nach den Buchſtaben des Alphabets zu 
führen, dürfte nicht zweckmäßig ſein. 

Da übrigens der 8. 21 des Geſetzes vom 1. Juni 1870 eine 
beſtimmte Form der Matrikel nicht vorausſetzt, ſo genügt zur Unter— 
brechung der Verluſtfriſt die Eintragung in ein wie immer ein— 
gerichtetes, als Matrikel bezeichnetes Unterthanen-Verzeichniß. 

8.34. ' 
IV. Matrifelfcheine. 

Ueber die Eintragung in die Matrifel ift auf Verlangen des 
Eingetragenen eine Beſcheinigung (Matrikelſchein, Schutzſchein, Patent) 
zu ertheilen. Die Beſcheinigung ſoll, wenn nicht etwas Anderes 
ausdrücklich von dem Reichskanzler beſtimmt iſt, nur für die Dauer 
des laufenden Kalenderjahrs ausgeſtellt werden, und ſie erliſcht mit 
Ablauf dieſes Zeitraums. Beantragen Perſonen, welche das militär— 
pflichtige Alter noch nicht erreicht haben, die Ausſtellung eines 
Matrikelſcheins, ſo iſt die Gültigkeitsdauer desſelben nur bis zu dem 
Zeitpunkte zu erſtrecken, an dem der Betreffende das dienſtpflichtige 
Alter erreicht, und dies auf dem Matrikelſchein ausdrücklich zu 
bemerfen. 

Die bier folgenden beiden Formulare find durch die Inftruftion 
vom 1. Mai 1872 (vergl. oben ©. 19) für die Konfulate im 
türfifshen Reiche, China und Japan vorgefchrieben, aber auch bei 
den Konfulaten in andern Ländern zur Anwendung gekommen und 
dur) Wermittelung des Auswärtigen Amts in der Reichebrusterei- 
zu Berlin angefertigt worden. 
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(Wappen,) 
Nr.» No. 
\ el Consulat General 
Kaiferlid) deutfches Konſulat. Consulat de Empire allemand. 
Dekonfulat. Vice - Consulat \ 
Schutzſchein: Patente de Protection. 
Signalement. | Der Signalement. | Le Sieur 
Alter: Age: 
Statur: Taille: 
Haar: gebürtig aus Cheveux: ne & 
Stim: Front: 
Augenbrauen: Soureils: 
Augen: Yeux: ! 
wohnhaft zu demeurant 
Nafe: nbaft 3 Nez: | ha? mi 
Mund: Bouche: 
Bart: —5 Barbe: j 
Kinn: ift in der Matrifel des Re est inserit comme pro— 
i Kaiferlich deutfchen Gene⸗ Renton: Itege de l’Empire alle- 
Gefichtsfarbe: ralkonſulats (KRonfulats, Teint: mand dans la Matrieule 
Bejond. Kenn- | Vizefonfulats) als Schuß | Signes parti- |de ce Consulat General 
zeichen : genoſſe eingetragen. euliers: (Consulat, Vice -Con- 
Zur Urkund defjen iſt sulat). 
ihm der gegemmärtige En foi de quoila pre- 


Schutzſchein gültig bis 
zum 18 ertheilt 
worden. 


Unterſchrift des Inhabers: 


den 18 


v⸗ 


Der Generalkonſul. 
(Siegel) Der Konſul. 
Der Vizefonful. 


sente Patente de pro- 
tection lui a ete delivree 
valable jusqu’au 

18 


Signature du porteur: 


le 18 


Le Consul General. 
Le Consul. 
"Le Vice-Consul. 
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(Wappen,) 


\ Generalkonfulat. 


Kaiſerlich deutfces — 
Vizekonſulat. 


Vorläufiger Schutzſchein 


gültig bis zum 
für 
Vor- und Zuname: 
Stand und Gewerbe: 
Alter: 
Statur: 
Haar: 
Stimm: 
Augenbrauen: 
Augen: 
Nafe: 
Mund: 
Bart: 
Kinn: 
Gefichtäfarbe: 
Befondere Kennzeichen : 


Unterjchrift des Inhabers: 


den 18 


Der Generalkonful. 
(Siegel.) Der Konful. 
Der Vizekonful. 


Consulat General | 
Gonsulat 
Vice - Gonsulat \ 


J 


de l’Empire allemand. 


Patente de Protection provisoire 


valable jusqu’au 
pour 

Nom et prenom: 

Profession: 

Age: 

Taille: 

Cheveux: 

Front: 

Soureils: 

Yeux: 

Nez:  ». 

Bouche: 

Barbe: 

Menton: 

Teint: 

Signes partieuliers: 


Signature du porteur: 


le 18 


Le Consul General. 


Le Consul. 
Le Vice-Consul. 
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$. 35. 
V. Löſchung der Eingetragenen., 

Die Löſchung in der Matrifel erfolgt auf Antrag der Ein- 
getragenen, ferner wenn die betreffende Derfon ſtirbt, — was durd) 
Sterbeurfunden oder ſonſt glaubhaft nachgewiefen fein muß, — 
wenn fie dauernd aus dem Konſulatsbezirke verzieht oder die deutfche 
Staatsangehörigkeit verliert. Ob das Verlaffen des Konſulatsbezirks 
als auf die Dauer erfolgt anzufehen tt, hängt von den Umſtänden 
des Falls ab. Wird der Wohnſitz im Bezirke beibehalten oder die 
Abſicht der Rückkehr ſonſt in erfennbarer Weife an den Tag gelegt, 
jo kann von einem dauernden MWegziehen nicht die Nede fein. Der 
Verluft der deutfchen Staatsangehörigfeit erfolgt nach $. 13 des 
Gefeßes vom 1. Juni 1870 — abgefehen von dem hier nicht in 
Betracht kommenden, übrigens beveit3 im 8. 31 erörterten Falle 
des zehnjährigen Aufenthalts im Auslande — durch Entlaffung 
auf Antrag; durch Ausfpruch der Behörde; bei unehelichen Kindern 
durch eine den gefeglichen Beftimmungen gemäß erfolgte Legitimation, 
wenn der Vater ein Nicht-Deutfcher ift; bei einer Deutfchen durch 


die — glaubhaft nachzumweifende — Verheirathung mit einem 
Ausländer, 


Diejenigen Derfonen, welche etwa vor Eintritt in das militär- 
pflichtige Alter in die Konfulatsmatrifel eingetragen find, werden, 
jobald fie das gedachte Alter erreicht haben, von Amtswegen zu 
(öfchen fein, wenn fie nicht innerhalb einer ihnen zu ftellenden 
Frift die Negelung ihrer Militärverhältniffe nachweiſen. Auch ift 
entfprechenden Falls die durch die Allgemeine Dienjt- nftruftion 

vorgeſchriebene Anzeige entweder diveft an die nach Anlage 1, bezw. 
$. 2 der Erfaßordnung zuftändige Erſatzbehörde, over, bei beftehenden 
Sweifeln, an das Auswärtige Amt zu erjtatten. 

Verlangt eine der im 8. 15 des Gefeßes vom 1. Juni 1870 
bezeichneten Derfonen die Löschung in der Matrikel, ſo wird dieſe 
Löſchung zwar nicht zu verweigern ſein, da ein Zwang zur Auf— 
nahme in die Matrikel geſetzlich nicht ſtattfindet: der Konſul wird 
aber im öffentlichen Intereffe der Regierung desjenigen Bundesftaats, 

welchem die betreffende Verfon angehört, von dem Falle Nachricht 
zu geben haben. 
Die Beltimmung der Allgemeinen Dienft- Injtruftion bezw. 
der Inftruftion, betreffend die Schugertheilung im türkischen Reiche 2c. 
vom 1. Mai 1872, daß die Meldung jährlich zu erneuern und daß 


— 
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in Ermangeluug der Erneuerung die Löſchung in der Matrifel zu 
bewirfen jei, it durch eine zumächit für das türkifche Neid) erlaffene, 
jpäter aber verallgemeinerte Verfügung des Reichskanzlers vom 
5. November 1872 aufgehoben und angeordnet worden, daß, aud) 
wenn die Meldung nad) Ablauf des Kalenderjahrs nicht erfolgt; 
die Löſchung lediglih aus diefem Grunde nicht ftattfinden foll. 
Hiernach bedarf es, wenn die Eintragung in die Matrifel einmal 
erfolgt ijt, einer erneuten Meldung zu dem Zwecke, das beimath- 
liche Staatsbürgerrecht zu erhalten, nicht mehr; die Erneuerung der 
Meldung it lediglich in das Belieben der betreffenden Derfon geitellt. 
Durch die erwähnte Anordnung wird jedody das im vorigen Dara- 
graph über die Dauer der Matritelfcheine Gefagte nicht berührt; 
diefe dürfen nad) wie vor in der Negel nur für die Dauer des 
laufenden Kalenderjahres ausgejtellt werden. 

Sp lange eine Perſon in der Konfulatsmatrifel eingetragen 
iſt — ſei e8 als Reichsangehöriger, ſei es als Schuggenofje im 
engeren Sinne — hat ſie ſowohl die Rechte als die Pflichten eines 

deutſchen Schutzbefohlenen (vergl. oben S. 9). 


8. 36. 


VI. Befonderes in Bezug auf militärpflidtige 
Derjonen. 


Militärpflichtige Perſonen, welche fi) zur Eintragung in die 
Matrifel melden, jollen nad) der Allgemeinen Dienjt- Initruftion 
darauf bingewiefen werden, daß fie ihren militäriihen Pflichten 
nachzufommen haben, und es joll unter vorläufiger Ausjegung der 
mmatrifulivung dem Reichsfanzlev oder der betreffenden Bundes- 
vegierung Meldung gemacht werden. Dies muß aud dann ge 
ichehen, wenn die betreffende Perſon bereit8 das 32. Lebensjahr 
überfchritten haben follte. Allerdings ift die Dienftpflicht auf eine 
Zeitdauer von 12 Jahren bejchränft, und diefe Zeitdauer beginnt 
in der Regel mit dem 1. Januar desjenigen Kalenderjahres, in 
welchem der Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet. Allein 
diefe Regel erleidet eine Ausnahme, wenn der betreffende Militär 
pflichtige wegen Körperfchwäche oder als Reklamant erſt nad) dem 
20. Lebensjahre zur Einftellung gelangt, ſowie wenn er fid) der 
Militärdienftpflicht entzieht. Im diefem zweiten alle wird die 
Zeitdauer der Militärdienftpfliht vom Augenblid der Geitellung ab - 
berechnet. Exit mit Vollendung des 42. Yebensjahres hört die all- 
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gemeine Wehrpflicht auf, erſt nach diefem Zeitpunkte kann daher 
die Militärpflicht dev Immatrikulivung nicht mehr im Wege fteben. 

Der Umjtand, dab die auf Jmmatrikulirung antragende Der: 
jon das 37. Lebensjahr überfchritten hat, mithin nad) 8. 67 Alinea 2 
des Reichsitrafgefegbuchs nicht mehr auf Grund des 8. 140 dafelbit 
zur Strafe gezogen werden kann, ift ohne Einfluß, da die Fort— 
dauer der Verpflichtung zum Militärdienfte von der erfolgten oder 
nicht erfolgten ftrafgerichtlichen Ahndung der unerlaubten Aus- 
wanderung unabhängig sit. 

Die Konfuln haben die Verpflichtung, die heimifchen Erſatz— 
und Landwehrbehörden bei der Kontrole der nicht zum aktiven 
Heere gehörigen Wehrpflichtigen zu unterftügen. Sie müfjen daher 
den gedachten Behörden Anzeige von allen denjenigen in ihrem 
Amtsbezirke fi) dauernd aufhaltenden NReichsangehörigen machen, 
welche in das militärpflichtige Alter treten oder welche ihrer Melde- 
pfliht nicht nad,gefommen find. Durch Direkte oder indirekte 
Swangsmittel (3. B. durch Vorentbaltung von Legitimationspapieren, 
Dokumenten ꝛc., in deren Beſitz der Konful gelangt ift) auf die 
Erfüllung der militärischen Obliegenheiten feiner Bezirkseingeſeſſenen 
binzuwirfen, liegt im Allgemeinen nicht in der Macht bezw. Be- 
fugniß der Konfuln (vergl. oben ©. 17). Andererfeits haben fie 
nicht etwa denjenigen Wehrpflichtigen, welche zur Erfüllung ihrer 
militärifchen Bflichten in die. Heimath zurückkehren möchten, Reife 
foften aus Neichsfonds vorzufchiegen. Denn jeder Deutjche, welcher 
fi) in das Ausland begiebt, während er noch militärpflichtig ift, 
hat jelbjt dafür zu forgen, daß er eintretenden Falls feinen jtaats- 
bürgerlichen Pflichten nachkommen kann. Wer dies verabfäumt, 
hat die daraus fich ergebenden Folgen zu tragen. 

Dagegen wird allerdings der Konful durd) Rathertheilung, 
nöthigenfalls auch durch Korrefpondenz mit den betreffenden Erſatz— 
und Landwehrbehörden oder Berichteritattung an das Auswärtige 
Amt feinen Landsleuten behülflich fein Eünnen, ihren militärifchen 
Dflichten nachzufommen. Worin diefe Pflichten bejtehen, ergiebt 
fi) aus der im Anhange abgedrudten Zufammenftellung. Im 
Einzelnen ift noch Folgendes hervorzuheben: 

Jeder Militärpflichtige, welcher die oorschriftsmäßige Anmeldung 
zur Stammrolle nicht verabſäumt hat, wird jowohl zum Mufte- 
rungs- als aud), wenn nöthig, zum Aushebungsgeichäft beordert 
(8. 61 Nr. 1 und $.71 Nr. 1 der Erfagordnung, ſ. Anhang Nr. 4). 
Nebenher genießen die aus dem Auslande zurückehrenden Militär- 
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pflichtigen noc, die Wergünjtigung dev außerterminlichen Mufterung 
($: 77 Ne. I der Erfabordnung). Anfragende Militärpflichtige find 
Daher zur nachträglichen Anmeldung zur Stammrolle bezw. zur Ge: 
jtellung bebufs außerterminlicher Mufterung zu veranlaffen und auf die 
gefeßlichen Folgen etwaiger Verſäumniß ihrer Pflichten aufmerkſam 
zu machen (S. 23 Nr. 9 und 10, 8. 24 Nr. 4 und 7 der Erſatz— 
ordnung). Die Beſtimmung des 8. 41 der Erfagordnung, bezüglich) 
der endgültigen Entfcheidung über Militärpflichtige im Auslande, 
wird im dazu geeigneten Konfularbejirken von Zeit zu Zeit zu 
publiziven, aud) wird die Anweſenheit KRaiferlicher Kriegsſchiffe in 
den Häfen -des Bezirks zur allgemeinen Kenntniß zu bringen fein, 
um die Anterfuchung — ——— durch einen Marinearzt 
herbeizuführen. Der oben angezogene 8. 41 iſt in der im Anhange 
befindlichen Zufammenftellung wörtlich abgedrudt. 

Für Preußen it durch ein Zirkular vom 17. Dftober 1884 
angeordnet, daß die Korrefpondenz der Konfuln in allen Erſatz— 
angelegenheiten, in welchen ein unmittelbarer Schriftwechfel mit den 
Erjaßbebörden ftattfindet, nicht mehr durch die Ober- Behörden, 
ſondern diveft mit den betreffenden Erſatzkommiſſionen erfolgen ſoll 
und zwar auch in denjenigen Fällen, in denen die Entjcheidung zur 
Sache von der den leßteren vorgeſetzten Ober- Erfagkommifjion zu 
treffen ift. In den an die Erſatzkommiſſionen zu richtenden Schrift- 
ſtücken joll der Geburtsort des Militärpflichtigen und, falls diefer 
im Auslande belegen ift, der Ort, an welchem die Eltern des Be 
treffenden ihren legten Wohnfig im nlande hatten, wenn möglid) 
jtet8 angegeben werden. 

Wird die Wermittelung des Konfuls nachgefucht, um die Ent- 
jcheidung heimischer Behörden auf Gefuche folcher Verfonen zu er 
wirken, welche vermöge ihrer Lebensweife nicht im Stande find, 
im Voraus anzugeben, wo und auf welchem Wege die Entjcheidung 
fie erreichen würde, jo muß die Vermittelung zwar abgelehnt werden, 
— 3.8. bei Anträgen von Schiffsleuten, welche mit unbejtimmten 
Reifeziele verfegeln — es empfiehlt fich aber, denſelben behufs Aus- 
weijes bei den heimathlichen Behörden eine Beſcheinigung über den 
Sachverhalt zu extheilen. Ein Konfulat bat in Fällen diefer Art 
foftenfreie Attefte dahin ausgeftellt, daß der Betreffende fich bei ab- 
gelaufenem Urlaube mit einem Militärpaffe auf dem Konfulate ge- 
jtellt babe, daß dieſes aber feine Wermittelung zum Zweck der 


Urlaubsverlängerung reſp. Ueberfendung des Paſſes an das heimifche 


Yandmwehrbezirts-Kommando habe ablehnen müffen, weil bei der 
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Unbeftimmtheit des nächiten Reifezieles die Möglichkeit ausgefchloffen 
geweſen ei, demjelben den Paß nach erfolgter Arlaubsverlängerung 
wieder zuzuftellen. Dies ift von dem Auswärtigen Amte gebilligt 
worden. Auch wenn bei eintretender Mobilmahung ein Schiffsmann 
verhindert fein follte, feiner Vflicht zur fofortigen Rückkehr in die - 
Heimath nachzukommen, wird ihm der Konful ein Atteft über die 
Hinderungsgrüumde ausjtellen können. Vergl. 8. 69. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Konſuln als Standesbeamte. 


$. 37. 
I. Einleitendes. 


Es ift anerkannter Grundſatz des internationalen Brivatrechts, 
daß Ehen, welde im Auslande von Inländern in der am Orte 
der Ehefchliegung vorgefchriebenen Form eingegangen werden, auch 
für das Inland Rechtsgültigkeit haben (locus regit actum). In 
manchen Ländern giebt e8 aber feine den Ausländern — oder 
wenigjtens den Angehörigen‘ gewifjer Neligionsgemeinfchaften unter 
ihnen — zugängliche Form der Ehefchließung. Deshalb entitand 
in Deutjchland das Bedürfniß, für folche Länder befondere Be- 
ſtimmungen zu treffen. Vor Begründung des Norddeutichen Bundes 
gab es nur in zwei Bundesftaaten dergleichen Beltimmungen über 
die Eheichließung der im Auslande ſich aufhaltenden Staatsange- 
hörigen. 

Nach hamburgiſchem Geſetz konnten diejenigen hamburgiſchen 
Konſuln, welchen dazu die ausdrückliche Erlaubniß des Senats er— 
theilt war, Eheſchließungen hamburgiſcher Staatsangehöriger voll— 
ziehen, ſowie deren Geburten, Ehen und Sterbefälle beurkunden. 
Das preußiſche Geſetz vom 3. April 1854 beſtimmte, daß in 
außereuropäiſchen Ländern die preußiſchen Konſuln durch den Miniſter 
der Auswärtigen Angelegenheiten ermächtigt werden könnten, die 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle preußiſcher Unterthanen 
evangeliſchen Glaubens zu beurkunden, wenn ein evangeliſcher 
Geiſtlicher nicht vorhanden ſei. Um die Ausführbarfeit dieſer 
partifulargefeglichen Beſtimmungen zu fichern, verordnete Der 
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5. 13 des Konfulargefeges: »Die Befugniß der Konſuln zu Ehe 


ſchließungen und zur Beurkundung der Heirathen, Geburten und 
Sterbefälle der Bundesangebörigen bejtimmt ſich bis zum Erlaß 
eines dieſe Befugnis regelnden Bundesgefeged nach den Yandes- 


gefegen der einzelnen Bundesjtaaten. Wenn nad) den Yandesgefeßen - 


die Befugniß von einer befonderen Ermächtigung abhängig ift, fo 
wird die leßtere von dem Bundeskanzler auf Antrag der Landes— 
vegierung ertbeilt.« In Folge diefer Beltimmung hatte der Bundes- 
kanzler demnächſt, dem Antrage der preußifchen Negierung gemäß, 
einev Anzahl von Konfuln die Ermächtigung zur Vornahme von 
Ehejchliegungen und zur Beurkundung des Perſonenſtandes preußi- 
her Staatsangehöriger evangelifchen Glaubensbefenntniffes erteilt. 
Inzwischen erſchien es als ein Uebelitand, daß die Bundesfonfuln 
nur für bamburgifche und preußifche Staatsangehörige — für 
legtere auch nur in ſehr befchräntter Weife — zu Civilftandsbeamten 
berufen werden konnten. Deshalb erging das ſpäter zum Reichs- 
gejeß erklärte Bundesgefeg vom 4. Mai 1870 (Bundesgefegblatt 
S. 599), betreffend die Ehefchliegung und die Beurkundung des 
> Derjonenftandes von Bundesangehörigen im Auslande. Dasſelbe 


ift dem oben erwähnten preußijchen Gefege vom 3. April 1854 - 


nachgebildet, geht aber nad) mehreren ‚Richtungen hin weiter als 
diefes. Einmal bejchränft e8 die fragliche Befugniß nicht auf die 
Konfuln, welche in außereuropäifchen Ländern refidiren, ſondern 
geitattet dem Bundeskanzler, allen Bundestonfuln die Ermächtigung 
zu Ehejchließungen u. ſ. w. zu ertheilen. Es bezieht fich ferner nicht 
blos auf evangelifche Chriften und fieht demgemäß auch von der 
Bedingung ab, daß e8 an einem evangelifchen Geiftlichen fehlen 
müffe, welcher den Perſonenſtand beurkunden kann. Auf Grund 
diefes Geſetzes hat der Reichsfanzler überall, wo fi) das Bedürfniß 
dazu herausitellte, deutjchen Konſuln die allgemeine Ermächtigung 
erteilt, Für ihren Amtsbezirk bürgerlich gültige Eheſchließungen 
von Reichsangehörigen vorzunehmen, und Geburten; Heivathen und 
Sterbefälle von Reichsangehörigen zu beurfunden. Die betreffenden 
Konfuln find in dem Seite 6 erwähnten Verzeichniffe dev deutfchen 
Konfuln befonders kenntlich gemacht. 

An diefem Stande der Dinge hat das Reichägefeß vom 6. Fe— 
bruar 1875 (Meichsgefegblatt ©. 23), über die Beurkundung des 
Derfonenjtandes und die Ehefchliefung an ſich Nichts geändert. 
Denn dieſes Gejeg bezieht fih nur auf Ehefchliefungen und Beur- 
kundungen des Derfonenftandes im Neichsgebiete und läßt, wie im 
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8. 85 ausdrüdlich hervorgehoben ift, die Beltimmungen des Gefeßes 
vom 4. Mai 1870, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung 
des Verfonenftandes von Neichsangebörigen im Auslande unberührt. 
Nur in einer Beziehung bat das Geſetz von 1875 dasjenige von 
1870 ergänzt. Dem Reichskanzler iſt durch exfteres (F. 85 Alinea 2) - 
die Befugniß beigelegt, einem Neichskonful die allgemeine Ermäch— 
tigung zur Vornahme von Ehefchliefungen und zur Beurkundung 
der Geburten u. f. w., wie für Reichsangebörige, fo aud für 
Schutzgenoſſen zu ertheilen. Auf Grund diefer Beltimmung find 
die ftandesamtlichen Befugniffe den betreffenden Konfuln in Bezug 
auf die fogenannten de facto Unterthanen und Schweizer beigelegt. 
In Bezug auf Defterreicher und Luxemburger ift eine folde Er— 
mächtigung bisher nicht erfolgt. 

Durch das Gefeß vom 4. Mai 1870 it den Neichsangehörigen 
im Auslande eine Verpflichtung, die Geburten und Todesfälle in ' 
die ftandesamtlichen Regifter der Konfuln eintragen zu laffen, bezw. 
die Ehe in der durch dieſes Geſetz vorgefchriebenen Form einzugeben, 
nicht auferlegt, vielmehr fteht es in ihrem freien Ermeſſen, ob fie ſich 
der Eonfularifchen Thätigkeit nach diefer Richtung bin bedienen wollen 
oder nicht. Die Anwendung derjenigen Strafporfchriften, welche 
im achten Abfchnitt des Gefeges vom 6. Februar 1875, bezüglich 
der Anzeigepflichten und der vorzeitigen religiöfen Schließung der 
Ehe gegeben find, bleiben ſelbſtverſtändlich im Wirfungsbereiche des 
Geſetzes vom 4. Mai 1870 ausgefchloffen. 

Ueber die Bedeutung der ftandesamtlichen Befugniffe der Konfuln 
fpricht fi) ein im Auswärtigen Amte ausgearbeitetes — gegenwärtig 
nur in Einzelnheiten nicht mehr zutreffendes — Wromemoria vom 
Februar 1878, wie folgt, aus: 

»Mach 8. 1 des Neichögefehes vom 4. Mai 1870 (Bundesgefeß- 
blatt S. 599 ff.) in Verbindung mit $. 85 de8 Reichsgeſetzes vom 
6. Februar 1875 (MNeichsgefegblatt S. 23 ff.) kann der ReichSfanzler 
einem diplomatiſchen Vertreter des Deutfchen Reichs für das Ge- 
biet des betreffenden Staats und einem Ronful des Deutfchen 
Reichs für deffen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung ertbeilen, 
bürgerlich. gültige Ehefchließungen von deutfchen Reichsangehörigen 
und Schußgenoffen vorzunehmen, und die Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle derfelben zu beurkunden. 

Diefe geſetzliche Befugniß wird von der Reichsregierung als 


eine fubfidiäre behandelt und daher in ihrer Anwendung auf die 


Fälle eines vorhandenen Bedürfniffes befchränft. 
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Non der gedachten Befugniß wird demgemäß für Länder, 
welche — wie die meiften europäifchen Staaten — eine für Im 
und Ausländer aller Vekenntniffe allgemein und gefeßlich geordnete 
Form dev Eheſchließungen und Standesakte befien, prinzipiell fein 
Sebrauch gemacht, da- die in den betreffenden Yändern lebenden’ 
Deutjchen in der durd) die Yandesgefege vorgefchriebenen Form, fei 
diefe num Die Eirchliche, wie in Rußland, Dejterreich 2c., oder die 
bürgerliche, wie in frankreich, Italien 2, gemäß der Mechte- 
vegel »locus regit actum« nicht nur für das Land ihres Auf 
enthalts, fondern auch für Deutichland formell gültige Ehen ein- 
zugeben und formell gültige, Standesafte vorzunehmen in der 
Yage find. 

Für Länder dagegen, welche entweder — wie die muhameda— 
nischen und beidnifchen — einer für In- und Ausländer aller 
Konfeffionen allgemein geordneten Form der Eheichliefungen und 
Standesafte gänzlich ermangeln, oder folge Rechtsform — wie 
gewiſſe Staaten Central: und Sud- Amerikas, fowie Süd- Europas — 
nur für die Angehörigen bejtimmter Konfeffionen befigen, iſt aller- 
dings ein Bedürfniß vorhanden, den dafelbit lebenden Deutfchen, 
fofern diefelben von der landesgefeglichen Form feinen Gebrauch 
machen fönnen, durch Uebertragung jtandesamtlicher Befugniffe an 
die diesfeitigen diplomatischen Vertreter und Konfuln die Vornahme 
von Eheichließungen und die Beurkundung des Derfonenftandes in 
einer wenigitens für die Heimath gültigen Rechtsform zu ermög- 
lichen. Dagegen werden die von den diesfeitigen Vertretern im Aus: 
lande auf Grund der ihnen ertheilten Ermächtigung vorgenommenen 
Eheſchließungen und Standesafte von Deutfchen fir das Yand ihres 
Aufenthalts formelle Nechtsgültigkeit nur dann beanfpruchen können, 
wenn diefe Gültigkeit den dafelbit lebenden Deutfchen durch befondere 
Rechtstitel (Exterritorialität, WVerträge*), Gefeße u. f. w.) gefichert 
it. Don diefen befonderen Fällen abgefeben, wird es lediglich 
Sache der Intereffenten fein, fofern fie nach Lage der obmaltenden 
Verhältniffe von der gefandtfchaftlichen bezw. fonfularifchen Form 
Gebrauch machen wollen und nicht etwa in die Heimath bald zurüd- 
zufehren Willens find, für die Anerkennung ihrer bezüglichen Ehe— 
Ichliegungen und Standesakte in dem Lande ihres Aufenthalts felbit 


*) Vertragsmäßige Abreden beitehen nur mit Salvador, Eofta Rica, Brafifien 
und Serbien. 
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Sorge zu tragen umd zu diefem Zwecke ihverfeits alle geeigneten 
Schritte zu thun.*) 

Im Einzelnen ift über die jtandesamtliche Stellung dev dies— 
feitigen diplomatischen Vertreter bezw. Konfuln in den betreffenden 
Ländern Folgendes zu bemerken: 

In China, Siam und Japan, fowie in dev Türkei und 
deren Nebenländern, inkl. Tunis,**) genießen die Deutfchen ver- 
tragsmäßig in Anfehung ihrer Perſon und ihres Vermögens Ex— 
territorialität und ſtehen unter dev Gerichtsbarkeit ihrer Konfuln. 
Näheres hierüber enthält bezüglich Chinas der Freundſchafts-, Han— 
dels- und Schifffahrtswertrag vom 2. September 1861 Artikel 35 
bis 39 (preußische Gefeßfammlung 1863 ©. 265 ff.), bezüglid) 
Siams der gleiche Vertrag vom 7. Februar 1862 Artikel 9. 10. 
13. 14. (preußifche Gefeßfammlung 1864 © 717 ff.), bezüglic) 
Japans der gleiche Vertrag vom 20. Februar 1869 Artikel 5. 6. 7. 
(Bundesgefeßblatt 1870 ©. 1 ff.), endlich bezüglich der Türfei und 
ihrer Nebenländer der Vertrag vom 22. März 1861 Artikel IV. 
und V, in Verbindung mit $. 1 des SHandelsvertrages vom 
20. März 1862 (preußifche Gefeßfammlung 1863 ©. 169 ff.). 

Der Konfulargerichtsbarfeit find in den bezeichneten Ländern 
nach $. 22 des Konfulargefeßes vom 8. November 1867 (Bundes- 
gejeßblatt 1867 ©. 137 ff.) in Verbindung mit $. 4 der In— 
jruftion vom 1. Mai 1872 alle im Konfulatsbezivte wohnenden 
oder fic) aufhaltenden Neichsangehörigen oder Schußgenofjen unter- 
worfen; und es finden auf diefelben in Anfehung ihrer Perſon 
und ihres Vermögens nicht die betreffenden Landesgeſetze, ſondern 
die heimathlichen Gejege Anwendung. Aus diefer rechtlichen Sonder- 
jtellung der Deutfchen im Orient und in Oftafien folgt, daß die- 
felben in diefen Ländern, welche — abgejehen von Rumänien — 
einer für Ausländer geordneten Form der Eheſchließung und Standes- 
afte ermangeln, ihre Ehe mit voller bürgerlicher Gültigkeit — nicht 
nur für die Heimath, ſondern auch für das Ausland — vor den 
Gefandten und Konfuln einzugehen und von diefen ihren Derfonen- 
ſtand gültig beurkunden zu lafjen in der Lage find. 


A) Wenn Zorn (Hirth's Annalen 1882, ©. 143) dieſen Standpunft mißbilligt, 
fo läßt er anfcheinend außer Betracht, daß es fich hier nur um ein Aushülfsmittel 


handelt, welches durch die Seitens des Deutſchen Reichs nicht zu befeitigende Nechts- 
‚auffafjung anderer Staaten nothiwendig geworden, und auch in feiner bejchränkten 


Bedeutung für die Deutfchen im Auslande von großer Wichtigfeit ift. 
Bezüglich Tunis, Bosniens u. ſ. w. vergl. unten $. 56. 
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An diefe Länder schließen ib Janzibar und die Samoa» 
und Tonga-Inſeln, wofelbjt die Fremden zwar feine förmlich 
ausgeiprochene Exterritorialität genießen, jedoch in Ermangelung 
jeder geordneten Nechtsform für Eheſchließungen und Standesafte 
lediglich an die Konſuln gewiefen find. : 

Es folgen nunmehr die chriltlichen Yänder, in denen mit 
Itandesamtlichen Funktionen ausgejtattete deutſche Vertreter bezw. 
Konfuln fungiren. 

Zunächſt die fünf Freiftaaten Central-Amerifas. 

Im Artikel IX des Handels» und Schifffabrtsvertrages zwifchen 
Deutfchland- und Coſta Rica vom 18. Mai 1875 Reichsgeſetzblatt 
1877 ©. 13 ff.) ift die gegenfeitige Anerkennung der Rechtsgültigkeit 
gefandtichaftlicher und Eonfularifcher Eheſchließungen von Deutfchen 
in Cojta Rica und umgekehrt ausdrüdlich ftipulirt. 

Die gleiche Beſtimmung enthält Artikel VIII des Freundfchafte-, 
Handels- und Schifffahrtsvertrages vom 13. Juni 1870 zwifchen 
Deutfchland und Salvador (Reichsgefeßblatt 1872 ©. 377 ff.) 
bezüglich aller gemäß den Gefegen des Heimathlandes gefchloffener 
Eben. . 
Für Guatemala erkennt das Gefeß vom 2. Oftober 1873 
die von den Fremden nad) ihren, Yandesgejegen gefchloffenen Eben 
als rechtsgültig an; auch liegt es in der Abficht, in dem gegen- 
wärtig in der Verhandlung beariffenen Handels- und Schifffahrte- 
vertrag mit Guatemala die Rechtögültigteit geſandtſchaftlicher und 
konſulariſcher Eheſchließungen eines Deutſchen in BRD und 
umgekehrt ausdrüdlich zu ftipuliven. 

Gleiche Vertragsverhandlungen find in Ausficht genommen mit 
Nicaragua und Honduras, über deren jetige Ehegeſetzgebung 
nähere Nachrichten fehlen.*) 

Das Gleiche gilt von der dominifanifchen Republik. 

Ecuador, Bolivia und Deru fennen de jure nur die kirch— 
liche Form der Eheſchließung für Katholiken und gewähren feinen 
Modus für Eingehung akatholiſcher und gemifchter Ehen; jedoch ift 
in allen diefen Ländern die Gültigkeit gefandtfchaftlicher und konſu— 
larifchev Ebefchließungen bisher de facto, foviel befannt, nicht 
beanjtandet worden. In dem gegenwärtig in der Verhandlung 


*) Nach einem für Honduras am 15. Juli 1881 ergangenen Geſetze beſteht 
jeßt dort Civilehe. In Nicaragua findet die Ehefchliefung zwiſchen Katholifen 
in den firchlichen Formen, für Nichtfatholifen durch eine Erflärung der Nupturienten 
vor dem katholiſchen Priefter und zwei Zeugen ftatt (Oodigo eivil Artifel 118 und 119). 
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begriffenen Handels- ꝛc. Vertrage zwifchen Deutfchland und Peru 
ift die ausdrüdliche Anerkennung der Nechtsgültigkeit derartiger 
Ehefchliegungen in Ausficht genommen. 

In der argentinifhen Republik und in Brafilien befteht 
die Eirchliche Form der Ehefchliefung für Katholiken unter ſich, des— 
gleichen für Akatholiken unter ſich; dagegen fehlt eine rechtliche Form 
für Eingehung von Mifchehen; der geſandtſchaftlichen und konſu— 
larifchen Form wird geſetzliche Gültigkeit nicht beigelegt; die dies- 
feitigen Vertreter bezw. Konfulm find angemwiefen, von der ihnen 
ertheilten Ermächtigung nur in Ausnahmefällen (Schwierigkeiten der 
kirchlichen Ehefchließung, Mifchehen und baldige Rückkehr dev Inter 
effenten in die Seimath) Gebrauc zu machen, auch die Nupturienten 
ftet8 mit geeigneter Belehrung zu verfehen.*) 

. Im Venezuela, Columbien und Haiti befteht zur Zeit 
für In- und Ausländer die obligatorifche Givilehe und die bürger— 
liche Beurkundung des Perſonenſtandes; jedoch ift die den diesfeitigen 
Vertretern bezw. Konfuln feiner Zeit ertheilte Ermächtigung mit 
Rückſicht auf die dortigen Verhältniffe bisher nicht zurückgenommen. 

In Griechenland fehlt e8 an einer geordneten Form der 
Standesafte; die griechifche Regierung, findet gegen Eonfularifche 
Beurkundungen für Ausländer nichts zu erinnern und mißt den- 
jelben öffentlichen Glauben bei. 

Portugal gewährt den Afatholifen feine Rechtsform für 
Ehefchließungen und Standesakte, erkennt indeffen die Eonfularifche 
Form für Ausländer de facto als gültig an. 

Spanien fchreibt für Katholiken die Eicchliche, für Akatholiken 
die vichterlihe Form der Eheſchließung wor; Standesafte find vor 
- die Gemeinderichter gewiefen; dagegen fehlt die Möglichkeit gemifchter 
Ehen, da der erforderliche bifchöfliche Dispens nie ertheilt wird. 
Die Gültigkeit gefandtichaftlicher und Eonfularifcher Ehefchließungen 
ift bisher weder anerkannt noch beitritten. 

In anderen Ländern find diesfeitige Vertreter oder Konfuln 
mit ftandesamtlichen Befugniffen zur Zeit nicht ausgeftattet.« 

Berlin, im Februar 1878. 


Die Konfuln, in ihrer Eigenfchaft als Seemannsämter (fiehe 
unten $. 66°.) können auch in die Lage kommen, bezüglich der 


- *) Vergl. jegt den Konfularvertrag zwifchen Deutfchland und Brafilien vom 
10. Januar 1882 Artikel 14. 
König. Konfular» Handbuch. 3. Ausgabe. i 9 
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Beurkundung des Derfonenjtandes der auf See befindlichen Derfonen 

mitzuwirken. Durch die SS. 61 ff. des Gefeßes vom 6. Februar 1875 
— vergl. aud) SS. 52 und 58 der Seemannsordnung — iſt beitimmt, 
daß der Schiffer — eventuell der Steuermann — unter Zuziehung 
von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubbaften Perſonen alle: 
Geburten und Sterbefälle, welche ſich auf Seefchiffen während der 
Reiſe ereignen, fpäteftens am nächitfolgenden Tage in dem Tage 
buche beurfunden und zwei beglaubigte Abjchriften dev Urkunden 
demjenigen Seemannsamte (Ronfulate), bei welchem es zuerſt geſchehen 
kann, übergeben müffe Eine diefer Abjchriften iſt bei dem See— 
mannsamte aufzubewahren, die andere ijt demjenigen Standesbeamten, 
in deſſen Bezirk die Eltern des Kindes bezw. der Verjtorbenen ihren 
Wohnſitz haben oder zuleßt gehabt haben, Behufs der Eintragung 
in das Negifter zuzufertigen. 

Nach der mittelit Zirkular vom 2. Dftober 1878 den betreffen- 
den Konfuln mitgetheilten Anweifung in Betreff der Beurkundung 
von Geburten und Sterbefällen auf Seejchiffen während der Reife 
erhalten die dem Seemannsamt zu übergebenden zwei Abjchriften 
der im Sciffstagebud) eingetragenen Beurkundung — diefelben 
müffen auch die drei Unterfchriften erkennen laffen — die Ueberichrift: - 
Auszug aus dem Tagebuch (Schiffsjournal) de8 Schiffes N. N., 
Heimathshafen N., Schiffer X., Reife von Y. nad) Z. Darunter 
ift zu vermerken: Die Uebereinftimmung mit dem Sciffstagebuche 
beglaubigt. N.N.den...... (Unterſchrift des Schiffers.) 


8. 38. 


II. Verfahren bei der Beurfundung des Derfonenftandes 
und der Vornahme von Ehefchließungen. 


Nur diejenigen Konfuln haben die Befugnifje der Eiviljtands- 
beamten, weldhen vom NReichsfanzler die entſprechende 
Ermädtigung ertheilt it; Diejenigen Konfuln, welchen dieſe 
Ermächtigung nicht zu Iheil geworden ift, haben die Befugniß zur 
Beurkundung des Derfonenjtandes und zur Vornahme von Ehe: 
Ihließungen nicht und dürfen eine dergleichen Befugniß unter 
feinen Umſtänden ausüben. Die früher in Bezug auf badifche 
Unterthanen bejtehende Ausnahme ift ausdrüdlich aufgehoben worden 
(Zirkular vom 21. Januar 1876). 

Die den Konfuln übertragenen ftandesamtlichen Befugniffe find - 
als lediglich für ihre Perſon ertheilt aufzufalfen, daher können die 





— 
— —— 
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Stellvertreter eines abiwefenden oder ſonſt behinderten Konfuls nur 
dann Civilftandsakte aufnehmen, wenn fie dazu vom Neichskanzler 
auch ihrerjeits befonders ermächtigt find. Diefe Ermächtigung wird 
bei den betreffenden Beurkundungen ausdrüdlich zu erwähnen. fein. 
Endlich können jtandesamtliche Befugniffe von den deutfchen 
Konfuln nur in Bezug auf Neichsangehörige und Schußgenoffen 
ausgeübt werden, welche im Konfularbezivte wohnen. Bei Ehe- 
fchliegungen genügt es, wenn nur einer der beiden Verlobten Neichs- 
angehöriger oder Schußgenoffe ift, ingleichen wenn nur einer im 
Konſularbezirke wohnt (SS. 5, 10 des Gefeßes vom 4. Mai 1870 
und SS. 2, 9 der Infiruftion vom 1. März 1871).*) Dagegen 
wird fi) der Konful wicht für bevechtigt halten dürfen, zur Ehe 
fchliegung Perſonen zuzulaffen, welche beide nicht im Konſularbezirk 


wohnen, fondern ſich etwa — wie in dev Praxis vorgekommen 


it — nur in denfelben begeben haben, um den ihnen im Inlande - 
entgegenftehenden Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen. 

Daß ein zu ftandesamtlichen Funktionen ermächtigter Konful 
auch eine, feine eigne Familie betreffende Eintragung in das Standes- 
regifter perſönlich vornehmen könne, it in dem Sirkfulare vom 
28. April 1877 für rechtlich unbedenklich erklärt. 

Das Gefeß vom 4. Mai 1870 enthält ins Einzelne gehende 
Beltimmungen über die Regifter, welche die Konfuln in ihrer Eigen- 
haft als Standesbeamte zu führen haben, über das Aufgebot, 
über die Schließung dev Ehe, fowie über den Nachweis dev Geburten 
und Todesfälle. Die Inſtruktion des Neichskanzlers vom 1. März 1871 
giebt dazu die nothwendig erfchienenen Erläuterungen. Es iſt daraus 
folgendes hervorzuheben. 

1. Der Schließung der Ehe muß das Aufgebot dorangeben. 


‚Vor Beginn desfelben find dem Konful die zur Eingehung der Ehe 


nad) den Gefegen der Seimath der Verlobten **) nothwendigen Er- 








*), Vergl. aber die befchränfende — —— Beſtimmung in dem Artikel 14 
des Konſularvertrages mit Brafilien. 

**) Ob binfichtlich der perſönlichen Fähigkeit eine Che zu ſchließen das Recht des 
Orts der Eheſchließung maßgebend iſt, oder ob der Wohnort oder die Staatsange— 
hörigkeit der Nupturienten bezw. des Mannes entjcheide, darüber herrfcht verſchiedene 
Anfiht. Das Gefeg vom 4. Mai 1870 erachtet die Gefege der Heimath (Staats 
angehörigfeit) für maßgebend. Es beitimmt, daß die Verlobten die zur Eingehung 
einer Ehe nach den Gefesen ihrer Heimath nothwendigen Erforderniſſe als vor 


handen nachweifen müffen. Daher find bei Chefchließungen vor einem deutſchen 


Konful, wenn die Heimath der Nupturienten verjchiedenen Nechtsgebieten angehört, 
für jeden Theil die durch das Recht feines Heimathorts vorgefchriebenen Voraus 
9* 
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forderniffe als vorhanden nachzuweiſen. Anahefondere haben die 
Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 

a) ibre Geburtsurfunden; 

b) die zujtimmende Erklärung derjenigen Derfonen, deren 
Einwilligung nad) den Gefegen der Heimath der Verlobten . 
erforderlich ift. 

Der Konful kann die Beibringung diefer Urkunden exlaffen, 
wenn ihm die Thatſachen, welche durch diefelben feitgeftellt werden 
jollen, perfönlich befannt oder auf andere Weiſe glaubhaft nad)- 
gewiefen find. Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in 
den Urkunden, beifpielsweife von einer verfchiedenen Schreibart der 
Namen, oder einer Verfchiedenheit der Vornamen abfehen, wenn in 
anderer Weife die Identität der Betheiligten fejtgeitellt wird. 

Der Konful ijt berechtigt, den Verlobten die eidesftattliche Ver— 
fiherung über die Richtigkeit der Ihatfachen abzunehmen, welche 
durch die vorliegenden Urkunden oder die ſonſt beigebradhten Be— 
weismittel ihm nicht als ‚hinreichend feſtgeſtellt erſcheinen. 

Das Aufgebot geſchieht durch eine Bekanntmachung des Kon— 
ſuls, welche die Vornamen, die Familiennamen, das Alter, den 
Stand oder das Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und - 
ihrer Eltern enthalten muß. Diefe Bekanntmachung muß an der 
Thür oder an einer in die Augen fallenden Stelle vor oder in der 
Kanzlei des Konfuls eine Woche hindurch, ausgehängt bleiben. 
Erjcheint an dem Amtsſitze des Konfuld eine Zeitung, fo ift die 


fegungen nachzumeifen. Die Inftruftion vom 1. März 1871 ($. 7) ftellte den Konſuln 
eine Mittheilung der in Betracht kommenden Gefege in Ausficht, diefe Mittheilung 
ift aber bisher nicht erfolgt. Sie iſt im Wefentlichen entbehrlich geworden, nachdem 
dad Geis vom 6. Februar 1875 im dritten Abfchnitt ein einheitliches materielles 
Eherecht für das Reich gefchaffen hat. Freilich verweift das Geſetz zumeilen (vergl. 
88. 29, 36) auf das Landesrecht, der Konful kann daher immerhin in die Lage 
fommen der Kenntniß des legteren zu bedürfen. Er findet in Stölzel, Deutfches 
Eheſchließungsrecht, Berlin 1876, Zufammenftellungen, welche auf amtlichen Er- 
mittelungen beruhen. Auch) v. Sicherer, Das Reichsgeſetz über die Beurkundung bes 
Perjonenftandes ꝛc., Erlangen 1879, enthält Details über Iandesrechtlihe Beftim- 
mungen. Bezüglich derjenigen Schutzgenoſſen, welche wie die Schweizer einem 
befreundeten Staate angehören, entjcheidet das Recht ihres Heimathſtaats, bezüglid) 
der de facto Unterthanen das Reichsrecht bezw. das preufifche Recht. Letzteres 
folgt aus der Exterritorialität und $. 3 des Gefeges über die Ronfulargerichtsbarfeit 
vom 10. Juli 1879 (Reichsgefegblatt S. 197). Die von v. Sicherer (S. 635 bes 
eitirten Werks) fignalifirte Cüde ift in der That nicht vorhanden. — Die reiche. 
gefeglihen Beftimmungen bezüglich der Erforderniffe der Eheſchließung find am Schluß 
des gegenwärtigen Paragraphen abgedrudt. 
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Bekanntmachung außerdem einmal darin einzurüden und die Ehe- 
ſchließung nicht vor Ablauf des dritten Tages von dem Tage an 
zuläffig, an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Blatt 
ausgegeben ift. Unter mehreren an dem bezeichneten Orte er— 
jcheinenden Zeitungen bat der Konful die Wahl. 

Wenn eine der aufzubietenden Derfonen innerhalb der legten 
ſechs Monate ihren Wohnfig außerhalb des Amtsbezirks des Kon- 
juls gehabt hat, jo muß die Bekanntmachung des Aufgebots auch 
an dem früheren Wohnfige nach den dort geltenden Vorſchriften 
erfolgen, oder ein gehörig beglaubigtes Zeugniß der Obrigkeit des 
früheren Wohnortes darüber beigebracht werden, daß dafelbit Ehe— 
hinderniffe in Betreff der einzugehenden Ehe nicht befannt feien. 

Der Konful kann aus bejonders dringenden Gründen von dem 
Aufgebote ganz dispenfiren, namentlich bei eintretender plöglicher 
Todesgefahr eines der beiden Verlobten, oder wenn diefelben den 
Konfulatsbezirt zu verlaffen beabfichtigen und eine Verzögerung 
der Abreife um die Dauer der Aufgebotsfrift ſehr weſentliche Nach— 
theile für fie herbeiführen würde. 

Die Schliegung der Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen 
durch die an die Verlobten einzeln und nad) einander gerichtete 
feierliche Frage des Konfuls: 

ob fie erklären, daß fie die Ehe mit dem gegenwärtigen 
anderen Theile eingehen wollen, 
und durch die bejahende Antwort dev Verlobten und durch den 
hierauf erfolgten Ausſpruch des Konfuls, 
daaß er fie nunmehr fraft des Gefeßes für rechtmäßig ver- 
bundene Eheleute erkläre. 
Es ift felbftverftändlich, daß der Konful nicht eine Ehe noch 
einmal jchliegen kann, welche bereit nach. der am Orte beftehenden 
Geſetzgebung in gültiger Form abgejchloffen iſt und der daher 
auch in Deutjchland nach der Rechtsregel: locus regit actum die 
Anerkennung nicht verjagt werden wird. Nur wenn der Konſul 
Grund hat in Zweifel zu ziehen, ob eine bereit3 gefchloffene Ehe 
auch vechtsgültig für Deutfchland it, wird er die Ehefchliegung 
noch einmal nad) den für Deutfchland gültigen Formen vornehmen 
fünnen. (Aus einem Exlaffe des Auswärtigen Amtes vom 31. Ja- 
nuar 1880.) Solche Zweifel werden namentlidy berechtigt fein, 
wenn es ſich um eine Ehe handelt, welche in einem Lande, in dem 
die Deutfchen als exterritorial angefehen werden, unter Beobachtung 


der dort beſtehenden Eirchlichen Formen abgefchloffen ift. Ob eine 
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in ſolcher Weife erfolgte Ehefchließung auch für Deutichland Gültig: 
feit bat, iſt mit Nüdficht auf die exterritoriale Stellung der Nup- 
turienten zweifelbaft. So lange eine gerichtliche Entjcheidung 
hierüber nicht erfolgt ift, wird der Konful nur daran fejthalten 
können, daß eine ſolche Ehe feine rechtliche Gültigkeit für Deutſch- 
land bat. Er wird daher auf Wunfch der Intereffenten unbedenk— 
lich die Ehefchließung in der durch das Gefeß vom 4. Mai 1870 
vorgefchriebenen Form vornehmen können. WUenderungen in dem 
injtruftionsmäßig angeordneten Aufgebots- und Trauungsformulare 
find dabei thunlichjt zu vermeiden. So bat fi) das Auswärtige 
Amt wiederholt ausgeiprochen. Auch hat leßtere Behörde die Eonjular- 
amtliche Ehefchließung in einem Falle für angezeigt erklärt, wo die 
Nupturienten ſich aus Unfenntniß von einem infompetenten Geiſt— 
lichen hatten trauen laſſen. 
Ueber die Frage: »ob es nach den Beſtimmungen des Reichs— 
geſetzes vom 6. Februar 1875 für zuläſſig zu halten ſei, dem Ehe— 
ſchließungs-Akte eine, die Anerkennung der mit der 
- Braut bereits erzeugten Kinder ausfprechende Erflärung des 
Waters reſp. Ehefchließenden einzufügen«, find in der Praxis ver- 
jchiedene Anfichten bevvorgetreten. Unter der Herrichaft des preußi- 
ſchen Gefeßes vom 9. März 1874 über die Beurkundung des 
Verfonenftandes u. f. w. wurde die Aufnahme einer, die An- 
erfennung der Vaterfchaft ausfprechenden Erklärung in den Ehe— 
ichließungsaft für unbedenklich erachtet. Unter den, damals den 
Standesbeamten zugefertigten Mujterbeifpielen befand fid) daher 
auch ein Eheſchließungsakt, in welchem eine foldhe Erklärung ab- 
gegeben wurde. Es liegt, nad) einem Zirkular-Erlaß des preußi- 
chen Minifters des Innern vom 5. Mai 1875, fein Grund vor, 
von diefer, fich durch naheliegende Zweckmäßigkeitsgründe empfehlenden 
Praxis nach Erlaß des Neichsgefeges vom 6. Februar 1875 abzu- 
geben. Im Laufe der Berathungen, — führt das erwähnte Re- 
fEript aus, — welche dem Erlaß der Ausführungsverordnung des 
Bundesrathes zu dem allegirten Reichsgeſetze voraufgingen, ift es 
zur Sprache gekommen, ob nicht in die gedachte Verordnung eine 
Beitimmung dahin aufzunehmen fei: »Die Eintragungen in die 
Regifter dürfen nichts weiter enthalten als das, was im Gefeße 
vom 6. Februar 1875 und in diefer Ausführungsperordnung vor— 
gefchrieben worden ift.« Als Zweck einer ſolchen Beitimmung 
wurde unter Anderem ausdrüdlich auch dev bezeichnet, die Aufnahme 
von Legitimationserklärungen in die Eheſchließungsakte auszufchließen. 


> 
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Wenn gleihwohl, auf Antrag des Juftizausfchuffes des Bundes: 
vathes, eine Bejtimmung, wie die erwähnte, in die demnächit unter 
dem 22. Juni 1875 erlaffene Ausführungsverordnung nicht mit 
aufgenommen worden ift, jo fann dies nur in der Abficht gefcheben 
fein, die Bundesregierungen in der fraglichen Beziehung nicht zu 
vinkuliren. edenfalls enthält das Neichsgefeß vom 6. Februar 1875 
feine der früheren Praxis entgegenftehende Beftimmung. Das 
Reichs - Tuftizamt hat ſich mit der vorjtehenden Auffaffung einver- 
fanden erklärt. Nach preußifchem Allgemeinen Landrecht erhalten 
uneheliche Kinder durch die Ehe der Mutter mit dem Erzeuger von 
Rechtswegen die Eigenfchaft von ehelichen. Ob durch die Ehe 
eines Wreußen, der, im Auslande wohnhaft, dort beivatbet, die 
vorehelichen Kinder desfelben legitimirt werden, wird danad) zu be- 


- antworten fein, ob die Gefege des ausländifchen MWohnorts der 


Ehe dieſe Kraft beilegen. (Förſter-Eccius, Preußiſches Privatrecht, 
469 

2. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in die 
Regifter Fann von dem Konful nur vorgenommen werden, nachdem 
fi) derjelbe durch Vernehmung des Vaters des Kindes oder anderer 
Perſonen die Ueberzeugung von der Nichtigkeit der einzutragenden 
Thatſachen verfchafft hat. Eine fehriftliche Anzeige des Vaters 2. 
genügt nicht. Doch fchreibt das Gefeg nur für die im zweiten Ab- 
fat des $. 11 Nr. 4 und 5 genannten Zeugen die perfünliche An- 
wejenbheit vor dem Standesbeamten vor, während es nicht als aus- 
gejchloffen zu erachten fein wird, die Vernehmung der im erjten 
Abſatze des $. 11 genannten Ausfunftsperfonen durd) einen anderen 
Konful als den zur Vornahme der Eintragung ermächtigten vor- 
nehmen zu lafjen. 

Die Eintragung muß enthalten! 

a) den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 

b) das Gefchlecht des Kindes; 

‘e) die ihm beigelegten Vornamen; 

d) Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Stand 

oder Gewerbe, ſowie den Wohnort der Eltern und zweier 


bei der Eintragung zuzuziehender Zeugen; 


e) die Unterfchrift des Vaters, wenn er anmefend ift, und 
der vorgedachten Zeugen... 
Entftehen Bedenken über die Richtigkeit dev Angaben des die 


Geburt Anmeldenden oder ift die Anzeige länger als drei Tage 


nad) der Geburt verzögert worden, jo foll nad) $. 15 der njtruftion 
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vom 1. März 1871 Beweis über die Thatfache der Geburt erhoben 


und bis dies gejcheben, die Eintragung in das Negifter ausgeſetzt 
werden. Die dreitägige Anmeldefriſt ift fpäter aufgehoben, und 
ijt eine Beweisaufnahme erit dann für erforderlich erachtet, wenn 


die Anmeldung länger als drei Monate verzögert worden ift - 


(Erlaß vom 24. Oftober 1883). Eine befondere höhere Genehmigung 
folder nachträglichen Eintragungen ift nicht allgemein für erforder 
lich zu erachten; nur in zweifelhaften Fällen wird die Entjcheidung 
des Auswärtigen Amts einzuholen fein. 

3. Die Eintragung eines Todesfalles in die Regifter 
erfolgt auf Grund der Erklärung zweier Zeugen. Sie muß ent- 
halten: 

a) Vor- und Familiennamen des Verjtorbenen, deffen Staats- 
angehörigfeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- und 
Seburtsort; 

b) Vor- und Familiennamen feines Ehegatten; 

- ec) Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigfeit, Stand 

oder Gewerbe und Wohnort der Eltern des Verjtorbenen; 

d) Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, 

ſoweit diefe Verhältniſſe befannt find; 
e) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe 


und Wohnort der Zeugen, weldye die Erklärung abgeben, 


und, wenn e8 Verwandte des Verftorbenen find, den Grad 
ihrer Verwandtfchaft; 

f) Unterfchrift der Zeugen. 

Todtgeborene oder in der Geburt geftorbene Kinder find nad) 
einer in einem Spezialfalle getroffenen Entfcheidung des Reichs- 
kanzlers — Erlaß vom 5. Mai 1884 — nur in das Sterberegifter 
einzutragen. Soweit thunlich, werden dabei diejenigen Angaben 
aufzunehmen fein, deren e8 bei Eintragung einer Geburt bedarf. 
Mit Rückſicht auf SS. 11 und 12 des Gefeßes vom 4. Mai 1870 
ift empfohlen worden, außer dem Vater zwei Zeugen bei der 
Eintragung zuzuziehen. Letztere foll nad dem im 8. 17 der In— 
jtruftion vom 1. März 1871 vorgefchriebenen Formular erfolgen, 
jedoch nad) den Worten: »melche übereinftimmend erklärten, daß« 
fortgefahren werden: »am...... Achtzehnhundertund ...... um 
.. Uhr Vormittags (Nachmittags) dem zu 1 aufgeführten u. f. w. 
(fortzufahren wie im $. 13 unter 2 der Inftruftion bis »wohnhaft 
in N.«) ein todtes Kind, ..... Geſchlechts (oder ein Kind...... Ge- 
Ichlechts geboren und daß diefes Kind in der Geburt verftorben) fei. 
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Diefe von mir aufgenommene Erklärung ift geichehen in An- 
weſenheit des als ferneren Zeugen zugezogenen: 

3. N. N. (Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigfeit, 

, Stand oder Gewerbe, Wohnort.) 

Gegenwärtige Urkunde u. f. w., wie am Schlufje des Formu— 
lars in $. 13. 


Auszug aus dem Gefete vom 6. Februar 1875, betreffend 
die Erforderniffe der Eheſchließung 

$. 28. Zur Ebefchließung iſt die Einwilligung und die Ehe- 
mündigkeit der Eheſchließenden erforderlich. 

Die Ehemündigfeit des männlichen Gefchlechts tritt mit dem 
vollendeten zwanzigiten Lebensjahre, die des weiblichen Gefchlechts mit 
dem vollendeten jechszehnten Lebensjahre ein. Dispenfation iſt zuläffig. 

$. 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Eheſchließung, jo lange 
der Sohn das fünfundzwanzigfte, die Tochter das vierundzwanzigite 
Lebensjahr nicht vollendet hat, der Emwilligung des Vaters, nach 
dem Tode des Vaters der Einwilligung der Mutter und, wenn fie 
minderjährig find, auch des Vormundes. 

Sind beide Eltern verjtorben, jo bedürfen Minderjährige der 
Einwilligung des Vormundes. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter jteht e8 gleich, wenn 
diefelben zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer Stande find, 
oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt ift. 

Eine Einwilligung des Vormundes ift für diejenigen Minder- 
jährigen nicht erforderlich, welche nach Landesrecht einer VBormund- 
ſchaft nicht unterliegen. 

’ Inwiefern die Wirkſamkeit einer Wormundfchaftsbehörde oder 
eines Familienrathes jtattfindet, beitimmt ſich nach Landesrecht. 

8.30. Auf unehelihe Kinder finden die im vorhergehenden 
Paragraphen für vaterlofe eheliche Kinder gegebenen Beltimmungen 
Anwendung. —* 

S. 31. Bei angenommenen Kindern tritt an Stelle des Vaters 
($. 29) derjenige, welcher an Kindesitatt angenommen bat. Diefe 
Beltimmung findet in denjenigen Theilen des Bundesgebietes feine 

— Anwendung, in welchen durch eine Annahme an Kindesitatt die 
Rechte der väterlihen Gewalt nicht begründet werden fünnen. 
8.32. m Falle der Verfagung der Einwilligung zur Ehe 
ſchließung fteht großjährigen Kindern die Klage auf vichterliche 
Ergänzung zu. 


J 
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8.33. Die Ehe ift verboten: 
. zwifchen Nerwandten in auf- und abjteigender Yinie, 
. zwifchen voll» und balbbürtigen Geſchwiſtern, 
. zwifchen Stiefeltern und Stieffindern, Schwiegereltern und 
Scywiegerfindern jeden Grades, 
ohne Unterjchied, ob das Verwandtichafts- oder Schwäger: 
ſchaftsverhältniß auf ebelicher oder außerebelicher Geburt 
berubt und ob die Ehe, durch welche die Stief- oder . 
Schwiegerverbindung begründet wird, noch bejteht oder 
nicht, 
4. zwifchen Perſonen, deren eine die andere an Kindesitatt 
angenommen. bat, jo lange dieſes Rechtsverhältniß beiteht, 
5. zwifchen einem wegen Ehebruchs —— und ſeinem 
Mitſchuldigen. 
F Falle der Nr. 5 iſt Dispenfation zuläflig. 
$. 34. Niemand darf eine neue Ehe jchließen, bevor feine 
Frübere Ehe aufgelöſt, für ungültig oder für nichtig erklärt iſt. 
$. 35. Frauen dürfen erſt nach Ablauf des zehnten Monats 
 feit Beendigung der früheren Ehe eine weitere Ehe ſchließen. 
re it zuläffig. 
$. 36. SHinfichtlich der — Folgen einer gegen die Be— 
Pe der 88. 28 bis 35 gefchlofjenen en find die Daejipen Ben 
des Landesrechts maßgebend. 
Dasjelbe gilt von dem Einfluffe des — Irrthums und 
Betrugs auf die Gültigkeit der Ehe. 
8. 37. Die Eheſchließung eines Pflegebefohlenen mit ſeinem 
Vormund oder deſſen Kindern iſt während der Dauer der Vor— 
mundſchaft unzuläſſig. 
Iſt die Ehe gleichwohl geſchloſſen, ſo kann dieſelbe als ungültig 
nicht angefochten werden. 
$. 38. Die Vorſchriften, welche die Ehe der Militärperſonen, 
der Fandesbeamten und der Ausländer von einer Erlaubniß ab- 
bängig machen, werden nicht berührt. Auf die Nechtsgültigkeit 
der gefchloffenen Ehe it der Mangel diefer Erlaubniß ohne Einfluß. 
Ein Gleiches gilt von den Vorfchriften, welche vor der Ehe 
ſchließung eine Nachweifung, Auseinanderfegung oder Sicherftellung 
des Vermögens erfordern. } 
$. 39. Alle Vorfchriften, welche das Recht zur Eheſchließung 
weiter beſchränken, als es durch diefes Gefeß gejchieht, werden auf 
gehoben. 


SC TC) ” 
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$. 40. Die Befugniß zur Dispenfation von Ehebinderniffen 
ſteht * dem Staate zu. Ueber die Ausübung dieſer Befugniß 
haben die Landesregierungen zu beſtimmen. 


Dritter Abſchnitt. 
Legaliſation von Urkunden. 
8. 39. 

I. Allgemeines. 


Unter der Legalifation, zu welcher $. 14 des Konfulargefeßes 
die Konfuln für befugt erklärt, it das Zeugniß zu verjtehen, daß ' 
Urkunden, welche von Beamten und anderen mit öffentlichem 
Glauben veriehenen  Berfonen (3. B. Notaren) innerhalb des Kon- 


— — — — 


ſularbezirks ausgeſtellt oder beglaubigt ſind, wirklich von dieſen 
Perſonen herrühren, namentlich von ihnen unterſchrieben ſind. 
Zweck der Legaliſirung iſt: Erſchwerung der Fälſchung und 
vermehrte Sicherheit bei dem Gebrauche öffentlicher Urkunden. 
Durch die Reichsgeſetzgebung iſt im inländiſchen amtlichen Verkehr 
die Nothwendigkeit der Legaliſirung, welche durch die Geſetzgebung 
einzelner Bundesſtaaten auch für die von öffentlichen Behörden 
anderer Bundesſtaaten ausgeſtellten Urkunden vorgeſchrieben war, 
beſeitigt. Das Reichsgeſetz vom 1. Mai 1878 GReichsgeſetzblatt 
S. 89) beſtimmt, daß Urkunden, die von einer inländiſchen öffent— 
lichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen 
Perſon des Inlandes aufgenommen oder ausgeſtellt ſind, zum Ge— 
brauch in Deutſchland einer Beglaubigung (Legaliſation) nicht be— 
dürfen. Bezüglich der im Auslande aufgenommenen Urkunden be— 
ſteht eine ſolche Beſtimmung nicht, vielmehr bedürfen dergleichen 
Urkunden oft noch der beſonderen Beglaubigung.“) Im Eivil- 
prozeß entſcheidet das Gericht nach den Umſtänden des Falles, ob 
eine ausländiſche Urkunde ohne näheren Nachweis als echt anzuſehen 
ſei. Nach der Strafprozeßordnung unterliegt die Prüfung der 


— Das Deutſche Reich hat über den Wegfall der Beglaubigung in bürgerlichen 

Angelegenheiten und in Straffahen mit Oefterreich -Ungarn unterm 25. Februar 

1880 ımd 13. Juni 1881 (Reichsgefegblatt de 1881, ©. 4, 253) Verträge ab- 
gejchloffen, 
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Echtheit einer ausländifchen Urkunde der freie Beweiswürdigung. 
Darüber, inwiefern fonjt eine Legalifation ausländifcher Urkunden 
nothwendig ift, 3. B. für den Gebrauch derfelben zur Begründung 
von Anträgen bezüglich” der Grund» und Hypothekenbücher oder 


bei gewiffen Verwaltungsgefchäften beftehen allgemeine reichsgefeß- 


liche Beſtimmungen nicht. Es iſt Sache der Darteien fi) darüber 
Auskunft zu verfchaffen, inwieweit Spezialgefege eine befondere 
Beglaubigung verlangen. Da wo leßteres der Fall ift, genügt die 
Fegalifation durch einen Konful des Neihs um die Echtheit einer 
Urkunde zu erweifen, welche als von einer ausländischen öffentlichen 
Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verjehenen Der- 
fon des Auslandes ausgeftellt oder aufgenommen fich daritellt. 

Da in der Legalifation zugleich das Zeugniß liegt, daß der 
Ausiteher der Urkunde wirklich diejenige Eigenfchaft hat oder zur 
Zeit der Ausftellung hatte, in welcher er das Schriftftüd unter- 
fchrieben bat, jo kann der Konful nur ſolche Urkunden legalifiren, 
bezirglich deren .er nach beiden Nichtungen bin feinen Zweifel begt. 
Hat er aber die volle Ueberzeugung von der Echtheit der Unterfchrift 


und von der Richtigkeit der dem Ausfteller beigelegten Eigenfchaft, 


jo liegen alle Erforderniffe der Yegalifiwung vor. Zuweilen wird 
auch verlangt, daß der Konful die Anftändigfeit des Ausjtellers 


(der ausftellenden Behörde) zur Aufnahme des betreffenden Akts 


bezw. zur Ertheilung der Beglaubigung befcheinige. Im Uebrigen 


fommt der Inhalt der Urkunde für den Konful nicht in Betracht, 


vielmehr ift die Prüfung des Inhalts Sache der betreffenden Partei 
refpeftive derjenigen Behörden, bei denen die Urkunden demnächſt 
zu irgend welchen Zwecken vorgelegt werden. 

Auf Drivaturkunden bezieht ſich die Legalifationsbefugniß der 
Konfuln nit. Die Beglaubigung der Unterfchrift einer Brivat- 
perfon gehört, wie die Allgemeine Dienft- Inftruftion bervorhebt, 
zu den im den SS. 16 und 17 des Konfulargefeßes behandelten 
notariellen Gefchäften und unterliegt daher den dort vor- 
gefchriebenen Formalien. Diefe Beitimmung wird nicht felten 
als eine Merfehrserjchwerung empfunden. Indeſſen ift ſie vor- 
chriftsgemäß in allen denjenigen Fällen ftrift zu beobachten, 
in welchen dem betreffenden Schriftftüd durch die Beglaubigung 
der Unterjchrift die Eigenfchaft einer öffentlichen Urkunde verliehen 
werden foll. Insbeſondere ift aus der Beltimmung des preußischen 
Gefeßes vom 8. März 1850 (Gefeßfammlung S. 177), daß es bei 
der Beglaubigung von Anterfchriften durch Notare weder der Zu- 
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ziehung von Zeugen, noch der Aufnahme eines Protokolls bedarf, 
ein Rückſchluß auf die Eonfularifche Unterfchriftsbeglaubigung nicht 
zu machen. — Die auf Grund des $. 18 der Seemannsordnung 
zu bewirfende Beglaubigung der Anterjchriften des Schiffers fällt 
nach des Verfaffers Anficht nicht unter die Regel, da die Konfulate 
dabei in ihrer Eigenfchaft ald Seemannsämter in Betracht Eommen. 
Vergl. unten. SS. 44 und 69. 


8. 40. 
I. Verfahren bei Legalifationen. 


Verlangt eine Vartei die Legalifirung einer Urkunde und be 
merkt der Konful an der leßteren Formfehler oder ftoßen ihm fonft 
Bedenken darüber auf, ob die Urkunde geeignet ift, den von der 
Dartei beabfichtigten Sweden zu dienen, jo kann er zwar der 
Partei feine Zweifel mittheilen und ihr voritellen, daß fie ſich 
feiner Anficht nad Weiterungen ausfege, wenn fie fich der Urkunde, 
fo wie fie ift, bediene. Beharrt aber die Yartei bei ihrem Antrage, 
fo muß der Konful die Legalifation vornehmen, wenn im Uebrigen 
die oben angegebenen Erforderniffe der Legalifation vorliegen. 

Hat der Konful Bedenken in Bezug auf die Echtheit der 
Unterfchrift, fo muß er fich won derfelben erſt durch Rückfrage bei 
dem ausitellenden Beamten oder in ſonſt geeigneter Weiſe Leber: 
zeugung verfchaffen. Urkunden, welche außerhalb des Eonfularifchen 
Amtsbezirks ausgeitellt find, darf der Konful nicht beglaubigen, er 
muß vielmehr der Partei anbeimgeben, die betreffende Unterfchrift 
zunächit durch eine in feinem Bezirke etablirte, mit öffentlichem 
- Glauben verfehene Perſon oder Behörde legalifiren zu laffen. 

Auch die Beglaubigung der Unterfchriften deutfcher Behörden, 
3. B. des Auswärtigen Amts, iſt nicht Sache der Konfuln. Der- 
gleichen Legalifationen erfolgen durch Die fremden Vertreter in 
Deutfchland. | 

Der Legaliſationsvermerk wird, fo fchreibt die Allgemeine 
Dienft - Inftruktion vor, unmittelbar unter die zu beglaubigende 
Unterfchrift, darunter Ort und Datum, fowie die Dienfteigenfchaft 
des Konfuls gefeßt und von ihm unter Beidrüdung des Siegels 
unterjchrieben. | 

Sollte darunter nicht binreichender Platz fein, fo ift ein Stüd 
Papier anzufleben oder anzubeften, worauf dann der Legalifations- 
vermerk gefeßt wird. Diejes Papier iſt aber mit der Urkunde 
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durch das Konfulatäfiegel derart zu verbinden, daß über die Zur 
fanımengebörigteit beider fein Zweifel fein kann. Eine eben ſolche 
Verbindung muß erfolgen, wenn die Urkunde ſelbſt aus mehreren 
Bogen beiteht. Die Anterlaffung diefer Verbindung bat in der 
Praxis wiederholt zu-Weiterungen Anlaß gegeben. In Amerika 
werden verjchiedene Bogen oft an einander geklebt. Im einem 
jolchen alle muß das KRonfulatsfiegel über die Verbindungsitelle 
in dev Weife gedrucdt werden, daß auf jeden der zufammengeklebten 
Bogen ein Theil des Siegeld kommt. Werden verfchiedene Bogen 
durch metallene Heftzweden zufammengefügt, fo muß das Konfulats- 
fiegel über: der Zwecke dergeitalt angebracht werden, daß lehtere 
ohne Verlegung des Siegels nicht entfernt werden Fann. 

Den »Vegalifationsvermerf bat der Konful ſelbſt zu unter 
jchreiben. Statt feiner würde nur ein folder Beamte des Kon- 
julats die Unterſchriſt vollziehen fünnen, welcher amtlich zum Ver- 
tretev des Konfuls für den ‚ganzen Umfang. der Amtsgejchäfte des- 
jelben bejtellt ift. Daß letteres der Fall fei, wird bei dev Unter 
Ichrift ausdrüdlich anzugeben fein. 

Ueber jede bewirkte Legalifation wird in einem Negifter oder 
in einem dazu bejtimmten befonderen Aktenſtück ein kurzer Vermerk‘ 
zu machen fein, 3. B.: Am 3. November 1874 it auf Antrag des 
N. N. Die Unterfchrift des Präfekten N. N. unter einer Zoll 
quittung beglaubigt worden. ; 

er Antrag anderer Perſonen, als Schußgenofjen des Ron. 
julats, Yegalifationen vorzunehmen, it der Konful im Allgemeinen 
nicht berufen. Iſt aber die betreffende Urkunde dazu beitimmt, 
vor deutfchen Behörden gebraucht zu werden, jo wird fid) der 
Konful der Yegalifirung wohl aud auf Erfuchen von Nicht-Schuß- 
genoffen unterziehen dürfen. 


Dierter Abſchnitt. 
Ertheilung von jehriftlichen Zeugniffen. 
$. al. | 


I. Allgemeines. 


Die Befugni zur Ausitellung fchriftlicher Zeugniſſe mit öffent 
lichem Glauben, welche $. 15 des Konfulargefeßes den deutſchen 


« 
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Konfuln beilegt, ftreift bereits das Gebiet ihres in den folgenden 
beiden Paragraphen behandelten Notariatsrehts. Dev erwähnte 
Paragraph beſtimmt wörtlich: »Zeugniſſe, welche von den Neichs- 
fonfuln über ihre amtlichen Handlungen und die bei Ausübung 
ihres Amts wahrgenommenen Ihatjachen unter ihrem Siegel und 


ihrer Unterſchrift extheilt find, haben die Beweiskraft öffentlicher 


Urkunden. « 

Die deutfchen Konfuln dürfen hiernach Schriftliche Zeugniffe 
(Attefte, Certififate) nur bezüglich folcher Handlungen ausitellen, 
welche fie kraft ihres Amts vorgenommen und bezüglich foldyer That- 
fachen, welche fie bei Ausübung ihres Amts wahrgenommen haben. 

Manche Staaten geitatten ihren Konſuln lediglic) die Aus- 
jtellung von Certifikaten, welche ſich auf Schifffahrt und Handel 


‚beziehen. Eine folche Beſchränkung ift den deutfchen Konſuln nicht 


auferlegt, vielmehr dürfen fie fchriftliche Zeugniffe in allen An- 
gelegenheiten ausjtellen, welche überhaupt in das Gebiet ihrer Zu- 
ftändigfeit fallen. — 

In der Regel haben die Konfuln Zeugniffe nur auf den An- 
trag von Reichsangehörigen und Schußgenoffen zu extheilen. An— 
träge von Nicht-Schusgenoffen auf Ausjtellung von Zeugnifjen 
werden nur dann Berückſichtigung finden dürfen, wenn Die Zeug 
niffe — wie z. B. Urfprungszeugniffe, Gefundheitspäffe u. ſ. w. 
— zum Gebrauh in Deutfchland beftimmt find und den Zweck 
haben, deutschen Intereffen zu dienen. Die Konfuln werden 
namentlich den letzteren Punkt einer forgfältigen Erwägung zu 
unterwerfen haben. Sie werden alfo die Ausitellung eines Zeug. 
niffes verweigern, wenn durch dasſelbe nichtdeutfche Intereſſen 
gefördert werden follen, wenn 3. B. dasjelbe dazu dienen foll, 
Inländer zur Auswanderung zu bewegen. In den Zeugniffen muß, 
wie die Allgemeine Dienft- Inftruktion bejtimmt, bemerkt werden, 
aus. welcher Veranlaffung, alfo ob von Amtswegen oder auf weſſen 
Verlangen und zu welchem Zwecke die Ausftellung erfolgt. 

Bei Ausftellung von Zeugniffen haben fi die Konfuln der 


| außerſten Sorgfalt, Genauigkeit und Gewiſſenhaftigkeit zu befleißigen, 


dabei nur der Wahrheit, Niemand zu Liebe und Niemand zu Leide, 
zu dienen, alſo Nichts zu atteſtiren, was ſie nicht mit einem gericht- 


3 lichen Zeugeneide zu befräftigen vermöchten. Werden in dem Zeug. 


niſſe Thatfachen, welche der Konful nicht felbjt wahrgenommen bat, 


erwähnt, fo muß ev dies ausdrüdlich hervorheben und genau an 


geben, auf welche Weife ev diefelben in Erfahrung gebracht hat. 


— 2 
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$. 42. 
I. Beglaubigung von Abfchriften und Ueberfegungen. — 
Lebensatteſte. — Urfprungszeugniffe, Gefundbeits- 

päfle u. f. mw. ! 
I. Abſchriften, welche dem Konful zur Beglaubigung vor- 
gelegt werden, muß derielbe mit den ihm vorgewiefenen Schrift: 
jtüden, von welchen fie entnommen find, genau vergleichen und, 
wenn er Ddiefelben übereinftimmend gefunden bat, Dies. betätigen. 
Der diefe Betätigung enthaltende Vermerk ift unmittelbar unter 
die zu beglaubigende Abjchrift zu fegen und vom Konful unter 
Beifügung des Orts und Tags der Ausfertigung fowie unter Angabe 
feiner amtlichen Eigenfchaft zu unterzeichnen und zu unterfiegeln. 
Die Richtigkeit eines Auszug wird der Konful nur dann beglau- 
bigen dürfen, wenn in demfelben durch Striche angedeutet ift, wo 

Stellen der Urſchrift weggeblieben find. 
Finden fich in der zur Vergleichung vorgewiefenen Schrift aus- 
gekraßte oder font vertilgte, ausgeitrichene, unterjtrichene, oder 
unterpunktirte Stellen, über oder unter oder neben die Linie ge- 


jchriebene Worte, eingefchobene Worte oder Zeilen, find Einriffe 


bemerkbar oder ift der Zufammenbhang seines aus mehreren Blättern 
bejtehenden Schriftitüds dadurch geitört, daß fie nicht mehr durch 
einen durchgehenden, in das aufgedrüdte -Siegel eingefchloffenen 
Faden in Verbindung ftehen oder daß einzelne Blätter ganz ab- 
gelöft find, oder berechtigen überhaupt Umftände zu der Annahme, 
daß der urfprüngliche Inhalt der Schrift Veränderungen erlittten 
bat, jo muß dies in dem Beglaubigungszeugniffe unter Bezugnahme 
auf die betreffenden Stellen genau vermerkt werden. 

Leber die Nichtigkeit der Abfchrift von einer einfachen Ab- 
Ichrift darf der Konful ein Zeugniß nicht ausitellen. 

2. Ueberfegungen wird der Konful nur dann als richtig be- 
zeugen können, wenn er der betreffenden fremden Sprache hinlänglich 
mächtig it. Fehlt ibm die zur Beurtheilung- nöthige Kenntniß, fo 
wird er die Partei veranlaffen müffen, Ueberfegungen, weldye in 
Deutfchland gebraucht werden follen, von einem vereideten Dol- 
metfcher fertigen zu laffen, worauf dann die Beglaubigung der 
Unterfchrift desfelben zu erfolgen bat. 

3. Zeugniffe über das Leben einer Derfon ausjtellen darf 


der Konſul nur dann, wenn diefe Derfon vor ihm erfeheint und, ° 2 


fofern fie ihm bis dahin nicht befannt war, in überzeugender Weife 
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ihre Identität darthut. (Vergl. über den letzteren Punkt den fol 
genden Abjchnitt.) In dem ebenſo wie die Beglaubiqungen zu 
vollziehenden und zu unterjiegelmden Zeugniffe muß das perfönliche 
Erjcheinen der betreffenden Perſon, ſowie Ort und Zeit des Er- 
jcheinens derfelben, endlich ob die Perſon dem Konful bekannt 
oder in welcher Weife ihre Identität feitgejtellt worden tft, ange- 
geben werden. Sollte ein Nicht-Schußgenofje des Konfulats ein 
Lebensatteit, defjen er zur Vorlegung an deutfche Behörden bedarf, 
verlangen, fo muß er am feine eigene Schußbehörde verwiefen und 
deren Unterfchrift von dem Konful in Gemäßheit des vorigen Ab- 
ſchnitts legalifirt werden. Stellt der Konful in einem folchen Falle 
das Atteft felbit aus, jo gefchieht es auf die Gefahr hin, daß die 
betreffende deutfche Behörde dasfelbe beanjtandet. 

| 4. Vorzugsweife werden die Konfuln in den Fall Eommen, 
Zeugniffe in Handels: und Schifffahrtsangelegenbeiten 
auszuftellen. Bei der Mannigfaltigkeit ſolcher Verhältniffe kann der 
Gegenftand der Zeugniffe ſehr verfchieden fein. Won befonderem 
Werthe ift immer, daß die Art, in welcher der Konful von den 
bezeugten Verhältniffen Kenntniß erhalten bat, genau angegeben 
wird. Lautet z. B. das Zeugniß über: Ortsgebräuche, jo wird zu 
erwähnen fein, ob die Vorfteher der Kaufmannfchaft deren Anwen- 
dung in den Grenzen ihrer Befugniffe angeordnet haben, oder ob 
fie nach ſtillſchweigendem Alebereinfommen der Raufmannfchaft feit 
einer Reihe von Jahren notorifch beobachtet worden find u. f. w. 

Bei Urfprungszeugniffen wird angeführt werden müfjen, 
ob die Herkunft der Waare dem Konful durch Frachtbriefe, Extrafte 
aus Korrefpondenzen und Handelsbüchern oder wie ſonſt nachgemwiefen 
worden tft. 

In Bezug auf den nad) Deutfchland zu importirenden Roggen 
ift in Folge der Einführung eines Sollfaßes von drei Mark für 
100 Kilogramm durch Zirkular vom 21. Februar 1885 befondere 
Beftimmung getroffen worden. Während. der Geltungsdauer 
des deutfch -Tpanifchen Handels- und Schifffahrtsvertrages vom 
12. Juli 1883 (Neichsgefegblatt S. 320) wird nämlich von dem in 
Spanien oder einem der vertragsmäßig meiftbegünftigten Staaten pro- 
duzirten Roggen ein Eingangszoll von nur einer Mark für 100 Kilo— 
gramm erhoben. Derjenige, welcher Roggen aus einem diefer Yänder 
zu dem ermäßigten Zollfage einführen will, hat dies dem deutjchen 
Konful, in deſſen Amtsbezirke der Roggen produzirt iſt, anzumelden 
und die Ausſtellung eines Urſprungszeugniſſes F beantragen. 

Konig. Konſular⸗ Handbuch. 3. Ausgabe. 10. 
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Hierbei ift zu beklariren: 

a) ob der Roggen unverpadt oder verpackt eingeführt werden 
joll, in leßterem Falle unter Angabe dev Zahl der Kolli, 
deren Verpadungsart und Signatur, 

b) mit welchen Transportmitteln und, fall der Transport 
land» oder flußwärts erfolgt, über welches Grenzeingangs- 
amt die Einführung geicheben fol. 

Zur Führung des Nachweifes, daß der Noggen in feinem Bezirke 
produzirt ift, find dem Konful die von demfelben für erforderlich 
erachteten Beweisſtücke vorzulegen. 

Mit Rückſicht darauf, daß nach Lage der Verkehrsverhältniſſe 
die Möglichkeit der mißbräuchlichen Einführung von Roggen aus 
einem nicht meiſtbegünſtigten Lande als begünſtigter Roggen nabe 
liegt, joll von dem Kaiferlichen Konfulat bei der Beltimmung und 
Prüfung der Beweisftüde mit befonderer Genauigkeit verfahren 
werden. 

Es find daher namentlich für denjenigen Noggen, welcher aus 
Lagerräumen entnommen ift, in dev Negel Urfprungszeugniffe nur 
dann auszuftellen, wenn von dev Aufnahme in diefe Yagerräume 
Roggen aus nicht meiftbegünftigten Ländern nachweisbar aus- 
gefchloffen it. Ausnahmen biervon find nur in einzelnen Fällen 
da zugulaffen, wo in Folge befonderer Umſtände es außer jedem 
Zweifel it, daß ein Mißbrauch nicht jtattfinden kann. 

Falls dem Konful durch völlig ausreichende Beweisſtücke der 
Nachweis erbracht ift, dab der Noggen in Spanien bezw. in einem 
anderen meiftbegünitigten Lande prodigirt iſt, Stellt derſelbe hierüber 
ein entfprechendes Zeugniß aus und vermerkt auf demfelben, fofern 
der Transport land- oder flußwärts erfolgt, die Friſt, innerhalb 
welcher die Sendung dem Grenzeingangsamt zur Eingangsabfertigung 
geitellt fein muß, ſowie die Beitimmung, daß weder eine Umpadung 
noch eine Lagerung dev Waare während des Transportes ftatthaft 
ift, wenn aber der Transport feewärts erfolgt, die Beitimmung, 
daß das Schiff einen Hafen eines nicht meiltbegünftigten Landes 
nicht anlaufen darf. 

Auf diefe Beftimmungen find die Derfonen, welchen die Zeugniffe 
ertheilt werden, befonders binzumeifen, und it deren Innehaltung 
von den Kaiferlichen Konfuln, foweit thunlic), zu überwachen. 

Zu den meiftbegünftigten Staaten gehören folgende: 

Argentinifche Konföderation, Belgien, Chile, Coftarica, Frant- 
reich, Griechenland, Großbritannien, Hawaiiſche Infeln, Italien, 


— 
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Korea, Liberia, Mexiko, Niederlande, Oeſterreich-Ungarn, Perſien, 
Portugal, Rumänien, Schweden und Norwegen, Schweiz, Serbien, 
Spanien, Türkei, Vereinigte Staaten von Amerika—. 

Gefundheitszeugniffe oder Gefundheitspäffe (patentes de 
sante) haben die Konfuln in Hafenplägen den aus diefen Häfen 
abgehenden deutjchen Schiffen ſtets, nichtdeutfchen Schiffen dann zu 
ertheilen, wenn fie nach deutjchen Häfen beitimmt find. Außerdem 
können nichtdeutfche Schiffe Gefundheitspäffe von deutfchen Konſuln 
nur dann erhalten, wenn in dem Hafenplatze weder eine zur Aus- 
ftellung derartiger Patente befugte Gefundheitsbehörde, noch ein 
Vertreter desjenigen Landes, deſſen Flagge das Schiff führt, fich 
befindet. 

Bon den deutjchen Seeuferjtaaten it im Laufe des Monats 


Juli 1883 eine übereinjtimmende, den Kaiferlichen Konſuln in 


Hafenplägen durch Zirkular vom 1. November 1883 mitgetheilte 
Verordnung über die gejundheitspolizeiliche Kontrole der einen 
deutfchen Seehafen anlaufenden Schiffe erlaffen worden, Danach 
unterliegt jedes einen deutſchen Hafen anlaufende Seefchiff einer 
ſolchen Kontrole: 

a) wenn e8 aus dem Schwarzen Meere, aus einem Hafen- 
platze der Türkei oder dev türkifchen Inſeln — ausfchließlich der 
am Adriatifchen Meere belegenen Gebietstheile, jedoch einſchließlich 
Kleinafiens, Syriens und der Nordküſte Afrikas öftlich von Algier —, 
aus dem perfifchen Meerbufen, aus dem Rothen Meere, oder von 
der Weſtküſte Afrikas nördlih von Kapftadt bis zur Straße von 
Gibraltar fommt; 

b) wenn e8 aus einem SHafenpla kommt, welcher gemäß Be- 
fanntmachung des Reichskanzlers oder nad fonit vorliegenden 


‚glaubwürdigen Nachrichten als der Peſt, der Cholera oder eines 


nicht blos auf fporadifche Fälle fich befchränfenden Ausbruch des 
gelben Fiebers verdächtig anzufehen ift; 

e) wenn e8 während dev Reife mit, einem der unter a und b 
genannten Häfen oder mit einem Schiffe, welches einen folchen 
Hafen berührt hatte, Verkehr gehabt hat; oder 
- d) wenn während der Reife auf dem Schiffe ein den Verdacht 
von Bet, Cholera oder gelbem Fieber erregender Krankheitsfall ſich 
ereignet hat. 

Das der gefunbBeit8pofizeilichen Kontrole unterliegende Schiff 


muß, Sobald es ſich dem deutfchen Hafen auf Sehweite nähert, die 


Quarantaineflagge (eine gelbe, am Fockmaſt zu biffende Flagge) 
10* 
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aufziehen. Nach Sraminirung durch die Behörde wird es Diez 
zum freien Verkehr zugelaffen, wenn 

a) auf dem Schiffe ein den Verdacht von Peſt oder Cholera 
erregender Krankheitsfall während der ganzen Neife und ein den 


Verdacht von gelbem Fieber erregender Krankheitsfall innerhalb der 


legten 14 Tage nicht vorgefommen ijt; aud) 

b) das Schiff während der Neife mit einem verdächtigen Schiffe 
nicht Verkehr gehabt bat und außerdem 

e) entweder das Schiff in einem nicht infizivten, mit den er 
forderlichen Einrichtungen verfebenen Hafen dev Nord- oder Oſtſee 
einer fanitätspolizeilichen Kontrole unterzogen worden ift und dort 
freie Draftifa erhalten hat, oder durch einen von dem zujtändigen 
deutfchen Konfularbeamten am Abgangsbafen längitens 45 Stunden 
vor dem Abgange ausgeitellten und in jedem Hafenplaße der oben 
gedachten Art, welchen das Schiff während der Reife berührt bat, 
erneuten Geſundheits-Paß befcheinigt ift, dab in dem Abgangs- 
hafen (bezw. in dem während der Reife berübrten Hafen) und in 
deſſen Umgebung innerhalb der legten 30 Tage Fälle der Peſt oder 


der Cholera überhaupt nicht, Fälle des gelben Fiebers nicht oder 


doc) nur fporadifc vorgefommen find. 
Für ſolche Geſundheits-Päſſe iſt das bier folgende Formular 
vorgeſchrieben. 





Kaiferlich Deutjches Konfulat N.N. ‚te 18 
zu N.N. 


Dentiches Weich. 





Gefunoheits-Huß”) 
für 

Name des Schiffes: 
Gattung des Schiffes: 
Nettoraumgebalt des Schiffes: 
Zahl der Gefchüße: 
Heimathshafen: 
Beltimmungsbafen: 
Name des Schiffsführers: 
Name des Steuermannes: 
Name des Schiffsarztes: 
Zahl der Befabung: 
Zahl der Reifenden: 
Art der Ladung: 
Rauminhalt der Ladung: 

Das en befchriebene (Deutfche) Schiff beabfichtigt, am 
18 den im Amtsbezirke des hieſigen Kaiſerlichen 
——— m Hafen von... zu verlaſſen. 

Ich beſcheinige hierdurch pflichtgemäß, daß in dem genannten 


Hafen und in deſſen Umgebung [innerhalb der letzten 30 Tage Fälle 


der Peſt, der Cholera oder des gelben Fiebers nicht vorgekommen find]. 
Der Kaiſerliche Konſul. 
(Siegel.) (Unterfchrift.) 


) Die Herftelung von Formularen zu Gefundheits- Bäffen zu vermitteln würde 
da8 Auswärtige Amt gegen Erjtattung der Koften bereit fein. 
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Iſt ein Ausbruch einer der am Schluß des Formulars genannten 
Krankheiten vorgekommen, kann alfo ein reiner Gefundbeits Daß in den 
Worten nicht ertbeilt werden, welche in der eingeflammerten Stelle ge 
wählt find, jo iſt an Stelle der Klammer diejenige Krankheit zu 
bezeichnen, welche in dem SHafenorte bezw. in deſſen Umgebung 
herrſcht. 

Bei der Bedeutung der Geſundheits-Päſſe für den Schiffs— 
verkehr haben die Konſuln gewiſſenhaft darauf zu achten, daß 
die Erklärung in dem Geſundheits-Paſſe auf völlig unangreif— 
bare Thatſachen ſich ſtützt, beiſpielsweiſe auf eine den normalen 
Verhältniſſen nicht entſprechende Anzahl von Todesfällen. Mangeln 
hierüber amtliche Feſtſtellungen durch die Lokalbehörden, ſo ſind die 
Umſtände näher anzugeben, aus welchen der Konſul ſeine Ueber— 
zeugung gewonnen hat. Bei dem gelben Fieber iſt überdies 
immer zu bemerfen, ob dasſelbe ſporadiſcher oder epidemiſcher Natur 
iſt. Sebt dev Konful Iweifel in die von den Ortsbehörden über 
den öffentlichen Gejfundheitszuftand gemachten Angaben, fo mag er 
zwar bei ‘zuverläfjigen Aerzten Erfundigung einziehen und dem 
Auswärtigen Amte über feine Wahrnehmungen und Bedenten Bericht 
erjtatten: er würde fich aber verantwortlich machen, wollte ev auf 
unerwiejene Gerüchte hin Gefundbeits- Däffe ausjtellen, welche mit den 
amtlichen Feitjtellungen der Landesbehörden im Widerfpruche jtehen. 

Man unterjchied früher drei Arten vom Geſundheits-Päſſen: 

Unreine (foul bill, patente brute, patente sporca oder 
brutta), wenn daraus hervorging, daß an dem betreffenden Orte 
die Peſt oder eine ſonſtige anjtedende Krankheit herrſchte; ver— 
dächtige (suspected bill, patente suspecte, patente tocca), wenn 
ih an dem Orte Spuren folder Krankheit gezeigt hatten, obne 
daß das Vorhandenſein derfelben amtlich Eonftativt war; reine 
(clean bill, patente nette, patente netta), wenn von dergleichen 
Krankheiten gar nichts wahrgenommen war. Die Pariſer Sanitäts- 
fonvention vom 3. Februar 1852 bat die verdächtigen Geſundheits— 
Päſſe, welche in der That nur zu unnützen Schwierigkeiten Anlaß 
gaben, abgefchafft. 





Fünfter Abſchnitt. 
Errichtung von Necytsgefchäften. 
8. 48. 


I. Begriff des Notariats. — Gegenjtand der von den 
Konfuln aufzunebmenden Urkunden. 


1. Das Notariat bejteht in der vom Staate verlichenen Be- 
fugniß, öffentliche Urkunden über Nechtsgefchäfte zu errichten. Der 
Sprachgebrauch wendet den Ausdrud zuweilen als gleichbedeutend 
mit. freiwilliger Gerichtsbarfeit (vergl. oben S. 80 Anmerkung) an 
und bezeichnet als Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit auch 
‚ die don Notaren vorgenommenen Nechtshandlungen. Das im $. 16 
des Konfulargefeßes den deutjchen Konſuln beigelegte Recht der 
Notare war den früheren Konfuln der einzelnen Bundesjtaaten, 
namentlidy) den preußischen, verfagt. Während den franzöfifchen, 
englifchen, italienischen und anderen Konfuln diefes Necht Schon feit 
längerer Zeit zuftand, hatte die preußifche Regierung Bedenken 
getragen, es ihren Konfuln einzuräumen, namentlih mit Rückſicht 
auf die, den MWahlkonfuln abgehenden juriftifchen Kenntniffe. In— 
dejfen machte fich das Bedürfniß einer Erweiterung der Eonfularifchen 
Befugniffe nach diefer Richtung bin, namentlih im Verkehr mit 
Amerika, immer mehr fühlbar. Nur durch Verleihung des Notariats 
an die deutfchen Konfuln ließ es ſich eumöglichen, die Beziehungen 
zwifchen den zahlreichen im Auslande ſich aufhaltenden Deutfchen 
und ihren in der Heimath zurücdgebliebenen Angehörigen zu regeln. 
Diejen Erwägungen verdankt der $. 16 des Konfulargefeßes feine 
- Entjtehung, welcher, wie folgt, lautet: 

»Den NReichskonfuln jteht innerhalb ihres Amtsbezivfs in An- 
fehung der NRechtsgefchäfte, welche Neichsangehörige errichten, ins— 
befondere auch derjenigen, welche dieſelben mit Fremden fchließen, 
das Recht der Notare zu, dergeitalt, daß die von ihnen auf- 
genommenen und mit ihrer Unterfchrift und ihrem Siegel ver- 
ſehenen Urkunden den innerhalb der Bundesftaaten aufgenommenen 
Notariatsurkunden gleich zu achten find.« 

Unter Notaren verſteht man Perſonen, welche den Beruf haben, 
fchriftliche Verhandlungen jeder Art auf Verlangen der Betheiligten 
‚aufzunehmen, ihnen die Eigenjchaft öffentlicher Urkunden zu er— 
theilen, das Datum derjelben zu jichern, folche bei ſich aufzube- 
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wahren und Ausfertigungen davon zu ertbeilen. Da die Konfuln, 

wie bereits oben ©. 11 hervorgehoben ift, auf Antrag der Be 
theiligten der Ausübung ihrer Amtsthätigkeit fich nicht entziehen 
fünnen, fo dürfen fie auch die Aufnahme von Notariatsakten obne 
gefeglichen Grund nicht ablehnen, 

2. Das Konfulargefeß bezieht das Notariatsreht nur auf die 
Errichtung von Nechtsgefchäften, d. h. auf Willenserflärungen, 
weldye die Begründung oder Veränderung von Nechtsverhältniffen 
bezweden. Die von den Konfuln über Rechtsgejchäfte aufgenom- 
menen Urkunden werden, fobald die Vorausfegungen des ange 
fübrten Gejeßesparagraphen vorliegen, den innerhalb der Bundes: 
jtaaten aufgenommenen Notariatsurfunden gleich geachtet. ALS 
öffentliche Urkunden haben fie ſonach öffentlichen Glauben, da h fie 
beweifen, wenn fie über eine vor der AUrfundsperfon abgegebene 
Erklärung errichtet und innerhalb des dem inftrumentivenden (Die 
Urkunde aufnehmenden) Beamten zugewieſenen Gejchäftskreifes 
ordnungsmäßig aufgenommen find, vollitändig den beurfundeten 
Vorgang.  Morjtehendes gilt nur von der Form, nicht von der 
> materiellen Gültigkeit des Nechtsgefchäfts. Was letzteren betrifft, 
jo beſteht ein gemeinfames bürgerliches Recht bis jeßt in Deutfchland 
nicht. In manchen Bundesjtaaten find ‚gewiffe Nechtsgefchäfte aus- 
ichlieglich den Gerichten vorbehalten, in anderen Bundesjtaaten haben 
die Notare diefelbe Zuftändigfeit bei Aufnahme öffentlicher Urkunden 
wie die Gerichte, in einzelnen Staaten find die Notare ausfchließlic 
zuftäandig. Da der Konful nicht in der Lage it, alle in Deutjchland 
geltenden Nechtsnormen zu kennen, jo wird ex den Varteien darüber 
feine Auskunft ertheilen können, ob diejenigen Nechtsgefchäfte, deren 
Beurkundung von ihm verlangt wird, im Bundesgebiete die von 
den Varteien erwartete rechtliche Gültigkeit haben würden. Er bat 
fi) daher in diefer Beziehung jeder Aeußerung un fo mebr zu 
enthalten, als unrichtige Auskunft von Ih wenmjegendpm Folgen für 
die Darteien fein kann. 

Das Auswärtige Amt hat in Bezug auf legtwillige Ver— 
fügungen und Eheverträge darauf bingewiefen, daß in einem Theile 
des Bundesgebiets die Notare nicht ermächtigt feien, dergleichen 
MWillenserklärungen aufzunehmen und daß foldhe, wenn von den 
Konfuln®) aufgenommen, in diefen Gebietstheilen unzweifelhaft als 


) Matürlic bezieht ſich dies nicht auf die mit Gerichtsbarkeit verſehenen 
KRonfuln, 
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ungültig betrachtet werden würden. Im einzelnen Falle werden 
die Gerichte über die Frage, ob eine von dem Konful aufgenommene 
derartige Willenserklärung vechtsgültig fei, zu entjcheiden haben, 
und es fann unter Umjtänden eine folche Willenserklärung für 
rechtsbejtändig erachtet werden. *) Indeſſen werden die Konfuln 
immerhin gut thun, fich der Auf- und Annahme von Tefta- 
menten und Eheverträgen zu enthalten, jedenfalls müffen fie, wenn 
die Dartei darauf bejteht, derjelben die Möglichkeit, daß der be- 
treffende Akt ungültig fein könne, vorhalten, und dies, fowie die 
Antwort der Dartei protofolliven. Es bedarf kaum der Bemerkung, 
daß aus der Beitimmung einiger Konfularverträge: »die beiderfeitigen 
Konfuln können Notariatsurkunden über einfeitige Nechtsgefchäfte, 
einfchließlich legtwilliger Verfügungen .aufnehmen« kein Argument 
bezüglich der Nechtsgültigfeit der von deutſchen Konfuln aufgenom- 
menen Tejtamente zu entnehmen it. Denn die Konfularverträge 
beftimmen nur darüber, was der eine der vertragsschliegenden Theile 
den Konfuln des andern Theil geftattet (vergl. oben $.6 am 
Schluß), fie bezweden aber nicht, über die amtlichen Befugniffe, 
welche die jtipulivenden Theile ihren eigenen Konfuln übertragen, 
Beltimmungen zu treffen. 


$. 44. 


II. Verfahren bei Aufnahme von Urkunden über 
Rechtsgeſchäfte. 

Die für die Konſuln im Konſulargeſetze gegebene Notariats— 
Ordnung iſt wenig umfaffend. Sie beſchränkt ſich ($. 17 des Ge— 
feßes) auf folgende Beltimmung: 

»Bei Aufnahme der Urkunden haben die Bundesfonfuln zwei 
Zeugen zuzuziehen, in deren Gegenwart die Verhandlung vorzu- 
leſen und von den Betheiligten durch Anterjchrift oder im falle 
der Schreibensunerfahrenheit durch Handzeichen zu vollziehen ift. 

. Die Befolgung diefer Vorſchriften muß aus der Urkunde her 
vorgehen, widrigenfalls dieſelbe nicht die Kraft einer Notariats- 
Urkunde bat. Diefe Kraft mangelt auch in dem alle, wenn der 
KRonful oder feine Frau oder einer von feinen oder feiner rau 
Verwandten oder Verfchwägerten in auf- oder abſteigender Linie 
oder in der Seitenlinie bi zum Grade des Oheims oder Neffen ein- 
jchließlich bei der Verhandlung betheiligt war, oder wenn darin 


H Einzelne deutfche Geſetzgebungen geftatten den Notaren die Aufnahme von | 
Teftamenten oder verlangen deren Aufnahme gerade duch den Notar. 
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eine Verfügung zu Gunſten einer der vorgenannten Perſonen oder 


der hinzugezogenen Zeugen getroffen iſt.« 

Die Allgemeine Dienjt- Injtruktion enthält bierzu diejenigen 
Erläuterungen, welche hier wörtlich folgen. 

»Die Konfuln haben bei der Ausübung des Notariatsrechtes 
vor Allem 

I... die ausdrüdlihen Vorfchriften des Gefeßes um fo 
mehr auf das Sorgfältigite zu befolgen, als davon die Notariats- 
fraft der aufgenommenen Urkunde abhängt. Es find dies folgende 
Beltimmungen: 

l. Nur in Anfehung der Nechtögefchäfte, welche Reichs— 
angebörige errichten, haben die Konfuln das Necht der Notare, 
jedoch ohne Unterjchied, ob bei dem Gefchäfte blos Neihsangehörige, 
oder ob auc Fremde als Mitkontrahenten betheiligt find.”) 

2. Bei der Aufnahme einer Urkunde muß der Konful zwei 
Zeugen zuziehen, deren wejentliche Funktion darin bejteht, daß 
in. ihrer Gegenwart die Verhandlung den Betheiligten vorzulefen 
und von denfelben zu vollziehen ift, und zwar durch Unterfehrift 
oder im Falle der Schreibensunerfahrenheit duch Handzeichen.”* 
Die Befolgung diefer Vorfchrift muß aus der Urkunde hervorgehen; 
wibrigenfalls fie nicht die Kraft einer Notariatsurfunde bat. Eine 
beftimmte Form ift hierfür nicht vorgefchrieben, der inftrumentivende 
Konſul wird aber in allen Fällen gut thun, bei dem die Beobach— 
tung der in Rede ftehenden Beſtimmung bezeugenden Vermerke ſich 
dev Worte des Gefetes zu bedienen und denfelben von den zuge- 
ae Zeugen unterfchreiben zu laffen.***) 


" Manche deutfche Konſularverträge geftatten den Konfuln die Aufnahme von 
Verträgen zwijchen Angehörigen des Landes, wo jie rejidiren, jobald dieje Verträge 
fi) ausſchließlich auf Vermögensjtüde beziehen, welche im Gebiete dev Nation, welcher 
der injtrumentivende Konjul angehört, belegen find. Bei der bejtimmten Fafjung des 
Konfulargefeges und der Allgemeinen Dienft - nftruftion werden die deutſchen Konfuln 
von diefer, vertraggmäßig nur der Landesregierung gegenüber feftgeftellten Befugniß 
feinen Gebraudy madyen dürfen. (Vergl. oben $.6 am Schluß und $. 43 am Schluß.) 

) Welche Art von Handzeichen jchreibensunerfahrene Verfonen (AUnalphabeten) 
beizufügen haben, iſt nicht bejtimmt. Gewöhnlich bejteht dasjelbe in drei Kreuzen, 
dody ift auch ein Kreuz oder ein fonftiger Federzug, z. B. in Geftalt einer Null, 
zuläſſig. Es wird fi) empfehlen, daß der KRonful neben dem Handzeichen einen 
erflärenden Vermerk ſetzt, 3. B. »Handzeichen des fchreibensunerfahrenen N.« oder 
»Handzeichen des wegen Zitternd am Schreiben verhinderten N. N.« 


“+, Es iſt abfichtlicy vermieden worden, in das Konfulargefeg Vorfchriften über . 
die Beichaffenbeit der Zeugen aufzunehmen, weil dergleichen Vorfchriften zu leichter 


Anfechtbarfeit der Afte führen. Die rheinpreußiſche Notariatsorbnung beſtimmt, 
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3. Die Urkunde muß mit der Unterfchrift und dem Dienft- 
fiegel des inftrumentirenden Konfuls verfehen fein. Fehlt 
das eine oder das andere, fo hat die aufgenommene Urkunde nicht 
die Kraft einer Notariatsurfunde Es it üblich und angemeffen, 
unter der aufgenommenen Verhandlung, nachdem diefelbe von den 
Beteiligten und den Zeugen unterfchrieben worden, zu attejtiven, 
daß die Verhandlung, jo wie fie niedergefchrieben, ftattgefunden 
hat. Unter diejes Atteft werden dann die Anterfchrift und das 
Dienftfiegel des inftrumentirenden Konſuls gefeßt. 

4. Die Urkunde erlangt auch in den Fällen die Kraft einer 
Notariatsurfunde nicht, wenn entweder 

a) der Konſul oder feine Frau oder einer von feinen oder 
feiner Frau Verwandten oder Verſchwägerten in auf oder 
abjteigender Linie oder in der Seitenlinie bis zum Grade 
des Oheims oder Neffen einfchließlich bei der Verhandlung 
betheiligt war, oder 

b) wenn darin eine Verfügung zu Gunften einer der vor- 

genannten Perſonen oder dev hinzugezogenen Zeugen ge 
troffen iſt. 

II. Außer dieſen ausdrü ccklichen Vorſchriften des Geſetzes haben 
die Konſuln bei der Aufnahme von Urkunden alle diejenigen Um— 


daß die Zeugen dem Notar perſönlich bekannt, volljährig, männlichen Geſchlechts und 
in dem Genuß der bürgerlichen Rechte, ſowie im Stande ſein müſſen, ihren Namen 
zu ſchreiben. Die Gehülfen und Dienſtboten der Betheiligten und des Notars können 
nicht als Zeugen dienen. Ebenſowenig Perſonen, welche mit dem Notar in nahem 
Verwandtſchaftsgrade (vergl. $. 17 Alinea 2 des Konſulargeſetzes) ſtehen. Weiter noch 
geht die altpreußifche Notariatsordnung vom 11. Juli 1845, welche aufer den 
körperlich Unfähigen (Tauben, Stummen) auch Diejenigen von. der Zeugenſchaft aus- 
ſchließt, welche nicht leſen und ſchreiben fünnen, gerichtlich für Verjchwender erklärt, 
eines öffentlichen Amts entjeßt worden find u. ſ. w. Aehnliche Beſtimmungen finden 
fid) in anderen deutfchen Notariatsordnungen. Das Konſulargeſetz ſchließt ausdrüdlid) 
nur diejenigen Perſonen von der Zeugenjchaft aus, zu deven Gunften -in der Urkunde 
eine Verfügung getroffen ift. Im Uebrigen wird es immerhin vorzuziehen fein, daß 
der Konſul bei der Wahl der Zeugen Perfonen nimmt,” denen feine der erwähnten 
Beltimmungen deutfcher Notariatsordnungen entgegenfteht: 

Daß die Zeugen während der ganzen Verhandlung gegenwärtig feien, iſt im 
Geſetze nicht vorgefchrieben. Die Allgemeine Dienft- Inftruftion erachtet e8 nur für 
wefentlih, daß in Gegenwart der Zeugen die Verhandlung den Betheiligten vor- 
gelefen und von denfelben vollzogen wird. Manche Notariatsordnungen fchreiben vor, 
daß die Zeugen der Verhandlung vom Anfange bis zum Schluffe beizumohnen haben. 
In Preußen wird die Gegenwart der Zeugen, ebenfo wie e8 von der Allgemeinen 
Dienft- Injtruftion vorgefchrieben ift, nur in dem Augenblide erfordert, wo Die 
Urkunde vorgelefen wird und die Betheiligten ſolche unterjchreiben. 
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ſtände in's Auge zu faſſen, welche für die Zwecke eines Notariats- 
inftruments im WUllgemeinen und für das in Frage kommende 
einzelne Nechtsgefchäft insbefondere von Erheblichfeit find. Die 
gegenwärtige Inſtruktion kann nicht beabfichtigen, den Konfuln 
eine, alle denkbaren Fälle erſchöpfende Anweifung zu ertheilen, 
jondern darf fi) auf folgende allgemeine Gefichtspunfte bejchrän- 
fen, welche überall oder in befonders häufigen Fällen zu berüd- 
fichtigen find: 

l. Die Konfuln dürfen innerhalb ihres Amtsbezirks die von 
einem Neichsangebörigen erbetene Aufnahme einer Urfunde in 
der Negel nicht verweigern. Ausgenommen find Verhandlungen, 
deren Inhalt gegen ein Strafgefeß verjtößt. Bezieht fich die Ver— 
handlung auf ein Gejchäft, welches, ohne gerade ftrafbar zu fein, 
dennoch verboten oder ungültig ift, jo ift e8 die Vflicht des Kon- 
ſuls, die Betheiligten hierüber zu belehren und, wenn fie bei ihrem 
Verlangen beharren, die Verhandlung zwar aufzunehmen, in der 
felben aber die erfolgte Belehrung und die von den Betheiligten 

darauf abgegebene Erklärung zu vermerfen.*) (Vergl. oben ©. 141.) 
k 2. Von befonderer Erheblichfeit ift die Feititellung der 
Jdentität der bei der aufzunehmenden Urkunde Betheiligten. Die 
Konfuln werden daher in der Verhandlung nicht nur die Bethei- 
ligten nad) Stand oder Beruf, Vor- und Familiennamen, Wohn- 
ort und Nationalität jo peziell als möglich bezeichnen, fondern aud) 
vermerken, entweder daß diefelben ihmen perſönlich befannt find, 
oder daß und wodurch fie fich die Ueberzeugung verfchafft haben, 
daß die Erſchienenen diejenigen wirklich find, für welche fie ſich 
ausgeben. 








*) Diefe Beltimmung entjpriht dem $. 3 des preußijchen Notariatsgejeßes vom 
11. Juli 1845 und dem Artifel 16 der rheinpreußifchen Notariatsordnung. Nad) 
anderen Notariatsordnungen darf ein Notar feine Amtshandlung über ein Geſchäft 
vornehmen, defjen Inhalt wider ein Strafgefeg oder ein gefehliches Verbot oder 
gegen die öffentliche Ordnung oder gegen die guten Sitten verftößt. 

Die für Deutfchland gültigen Strafgejege find in dem Strafgeſetzbuch für das 
Deutjche Reich, jowie in einzelnen Reichsgeſetzen, z. B. der Gewerbeordnung, der 
Seemannsordnung u. f. w. enthalten. 

Gejeglihe Beltimmungen, wodurd einzelne Rechtsgeſchäfte verboten oder für 
ungültig erklärt werden, finden ſich in Reichsgejegen (vergl. 3. B. $. LO der Gewerbe- 
ordnung) und in den Gejegen der einzelnen Bundesjtaaten. Eine Aufzählung aller 
dergleichen Bejtimmungen ift hier unthunlid). 

Ob etwas unehrbar oder unfittlicy ſei, ift eine thatfächliche Frage, welche in 
jedem einzelnen Falle nad) den Umftänden beurtheilt werden muß. 
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3. Es ijt ferner zu prüfen, ob die Betheiligten Dispofitions- 
fäbig find, d. h. nach den dafür maßgebenden Rechtsvorſchriften 
die betreffenden Willenserklärungen mit vechtliher Wirkung abzu— 
geben „vermögen, insbefondere, ob fie etwa unter väterlicher Ge— 
walt, unter VBormundfchaft oder Kuratel jtehen, ob fie, wenn fie 
durch ihre Erklärung Andere verpflichten wollen, dazu legitimirt 
find, ob fie fich in einem dispofitionsfähigen Geilteszuftande befinden 
und dergleichen. Ergiebt ſich dabei, daß zu voller Gültigkeit deu 
Urkunde nod) ein ergänzender Akt erforderlich fei, z. B. väterliche 
oder obervormundfchaftliche Genehmigung, jo wird derfelbe in der 
Verhandlung ausdrüdlic vorbehalten. *) 

4. Leidet einer der VBetheiligten an einem Eörperlichen 
Gebrehen, welches die Verftändigung zwifchen ihm und dem 
Konful erfchwert, ift er 3. B. taub, ftumm oder durch Krankheit 
in dem Ausdrud der Gedanken beſchränkt, fo ift in dev Verhandlung 
zu erwähnen, durch welche Mittel ſich der Konful die Gewißheit 
verschafft hat, daß er die Willensmeinung des VBetheiligten richtig 
aufgefaßt und diefer von dem Inhalte der Verhandlung nad) feinem 
MWortlaute Kenntniß erlangt und denfelben genehmigt habe. “*) 


*) Bei der, der Aufnahme eines Notariatsakts voraufgehenden Unterredung 
wird fi) der Konful leicht davon überzeugen, ob fic) eine betheiligte Perſon bei 
ihrem Erfcheinen in einem Geifteszuftande befindet, in melchem fie die von ihr abzu- 
gebenden Erklärungen und deren Tragweite vollfommen überfieht. Gründliche und 
umfafjende Rechtsfenntniffe find aber erforderlich, um beurtheifen zu fönnen, inwieweit 
die Betheiligten rechtsfähig und handlungsfähig find. Bezüglich der Nechtsfähigkeit 
fommen die Unterfcheidungen nach der Nationalität, Wohnfis, Abwefenheit, Die 
juriftifhen Perſonen (Handelsgefellfchaften) u. f. w. in Betracht. Einzelne Fälle be- 
ſchränkter Handlungsfähigkeit deutet die Allgemeine Dienftinftruftion an (Minder- 
jäbrigfeit, Perfonen, welche in väterlicher Gewalt oder unter KRuratel ftehen). Da- 
mit iſt aber der Gegenftand bei Weitem nicht erfchöpft. Eine eingehende Erörterung 
ift bier nicht angänglih. Sie wird auch ohne Gefahr unterbleiben fönnen, da im 
Allgemeinen bei den von den Konfuln aufzunehmenden Notariatsaften nur einfachere 
Verhältnife in Betracht fommen werden. Bei fehtwierigeren Fällen wird der Konful 


die Betheiligten weranlaffen können, fich zunächſt bei einer techtsverftänbigen Perſon 


Rath einzuholen. 

VUeber die hier berührten Fälle enthalten einige Notariatsordnungen aus— 
führliche Vorſchriften. Die ſächſiſche Notariatsordnung vom 3. Juni 1859 beſtimmt 
Folgendes: 8. 38. Will eine ſtumme Perſon, welche ſchreiben kann, wor einem Notar 
ein Geſchäft vornehmen, fo bat fie ihre Erklärungen niederzuſchreiben, der Notar 


aber fodann den Inhalt derfelben in das Protokoll aufzunehmen. Kann dagegen 
die ftumme Perfon nicht fchreiben, fo ift von ihr eine Perſon ihres Vertrauens bei- 


zuziehen, welche ihre Zeichenfprache verfteht und diefelbe erklärt. $.39. Wenn eine 
taube Perfon, welche Gefchriebenes lefen fann, vor dem Notar ein Gefchäft vor- 
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5. Wenn einer der Betbeiligten fi nicht in einer Sprache 
anszudrüden vermag, welde von dem Konſul, den Zeugen und den 
übrigen Betbeiligten verjtanden wird, jo wird unter Zuziehbung 


nebmen will, jo jind ihr die vom Notar an fie zu richtenden Fragen und Bedeutungen, 
nicht minder, wenn fie mit einem Anderen verbandelt, die von diefem Anderen ge 
machten Vorſchlãge und Erklärungen ſchriftlich zum Leſen vorzulegen. Kann dagegen 
die taube Verſon Geſchriebenes nicht lefen, jo ift von ibr eine Vertrauensperjon bei- 
zuzieben, welche jih ihr in ihrer Zeicheniprache veritändfich zu machen weiß und ihr 
die für jie beftimmten Vorjhläge, Erklärungen oder Bedeutungen mitteilt. $. 40. 
It die Perſen, welche vor dem Notar bandelt, taub und jtumm, fann aber ſowohl 
jchreiben als auch Gejchriebenes leſen, jo bat fie ihre Erklärungen auf die fragen 
oder Bedeutungen des Notars, und wenn fie mit einem Anderen verhandelt, auf 
deſſen Vorichläge oder Auslaſſungen jhriftlih abzugeben und die Vorſchläge oder 
Erklärungen deilen, mit dem fie werbandelt, jowie die Fragen und Bedeutungen des 
Notars jhriftlih zum Leſen vorgelegt zu befommen. Kann dagegen die taubftumme 
Verſon nicht jchreiben, oder Gejchriebenes nicht lejen, oder feines von Beiden, jo 
ift von ibr eine Perſon ihres: NWertrauens beizuzieben, welche ihre Zeichenjprache ver- 

ftebt und fih mit ihr in derſelben veritändigen farm. Dieje Vertrauensperſon bat, 
foweit die taubftumme Perſon ſich nicht durch Schrift erklären und nicht durch Schrift 
verftändigt werden fann, das von ihr duch Zeichenſprache Ausgedrüdte zu erflären 
und fie über die für fie beftimmten Vorſchläge, Erklärungen, Fragen oder Bedeutungen - 
in ibrer Zeichenſprache zu verftändigen. F. 41. „Eine taube oder taubftumme Perjon, 
welche Gejchriebenes lejen fann, bat das’ äber das Geichäft abgefaßte Protokoll zum 
Durchleſen vorgelegt zu befommen. Kann die taube oder taubfiumme Perfon Ge- 
fchriebenes nicht leſen, jo iit fie auf Vorlefen des Protokolls von ihrer Vertrauens- 
verjon über den Inbalt desjelben zu veritändigen. Die Genehmigung bes Protofolls 
bat die taube, nicht zugleih ftumme Verjon mündlich, die ftumme oder taubitumme 
Derien ſchriftlich, wenn fie jhreiben fann, außerdem durch ihre Vertrauensperjon zu 
erflären. $.42. Als Vertrauensperjon ift in den Fällen, wo nah Inhalt der 
St. 38, 39, 40, 41 eime ſolche zugezogen werden muß, jede Perſon männlichen wie 
meiblihen Geſchlechts, welche das ein und zwanzigite Lebensjahr zurüdgelegt bat, 
dann zulãſſig, wenn fie fih mit dem Tauben oder Taubitummen in deſſen Zeichen- 
ſprache zu umterbalten weiß und die Zeichenfprahe des Stummen veritebt. Unter 
diejen Vorausſezungen ſind als Vertrauensperjon auch zuzulaſſen der Generalbevoll- 
mächtigte, jofern das vom Notar vorzunebmende Geihäft nicht eine Angelegenheit 
betrifft, bei welcher der Generalbevollmähtigte als Geihäftsführer ohne Auftrag oder 
als Beauftragter thätig geweſen ift, der Ehegatte und Sole, welche mit ber Der- 
fon, welche fie zuziebt, verwandt oder verichmwägert find, oder zu derjelben in dem 
Verbältniife eines Wablvaters, einer Wahlmutter, eines Wablfindes, eines Verlobten 
oder einer Verlobten, oder in einem Dienſtverhältniſſe itehen. Vertrauensperſonen 
aber fünnen nicht Solche fein, die ih in einem derjenigen Verhältniſſe befinden, 

welhe unfähig zum Notariatäjeugen machen. Auch darf die Funktion einer DBer- 
trauensverion nicht übernehmen, wer von ber Gegenpartei derjenigen Perion, 

welhe ibm als Vertrauensperjon zuziehen will, Generalvollmaht bat. Dem Notar - 
liegt ob, durch behufige Fragen ſich zu — daß der Vertrauensperjom kein 
Unfähigfeitsgrund entgegenſteht. $. 43. So oft eine Vertrauensperjon zugezogen 
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eined Dragomans oder einer anderen, für die Funktion eines Dol- 
metſchers geeigneten, unverdächtigen Perſon verhandelt und, daß 
dies gejchehen, im Protokoll vermerft. *) 

6, Die Konfuln haben darauf zu achten, daß die Protokolle 
deutlich, ohne Abkürzungen, Lüden und Durchſtreichungen ge 
fehrieben, unvermeidlic) gewordene Korrekturen aber in einer folchen 
Weiſe ausgeführt werden, daß fein Verdacht einer fpäteren Aende— 
rung entjtehen Fan. Raſuren müffen unter allen Umſtänden ver 


werden foll, hat der Notar ſich durch Verfuche, welche ſich nicht auf den Gegenftand 
des vor ihm vorzunehmenden Nechtsgefchäfts beziehen, davon zu überzeugen, daß die 
Vertrauensperfon die Zeichenfprache der ftummen Perſon vollkommen verjteht, fowie 
daß die Vertrauensperfon und die taube oder taubitumme Perſon durch Zeichenfprache 
ſich gegenfeitig vollfommen verftändlih zu machen wiſſen. 8. 44. Das in den 
Fällen der $$. 38, 39, 40, 41 aufzunehmende Protokoll hat außer dem, was nad) 
$. 27 erforderlich ift, zu enthalten: 

1. in welcher der-$. 41 vorgefchriebenen Weifen eine ftumme oder taubjtumme 
Perſon das Protokoll genehmigt bat, 

2. daß zufolge hierüber angeftellter Erörterungen der Zulaffung der Ver 
trauensperfon ein gefeßliches Hindernif nicht entgegen gejtanden, 

3. daß die 8.43 vorgefchriebene Vergewifferung ftattgefunden hat. 

*) Die fächfifche Notariatsordnung hat hierüber folgende ausführlichere Ber 
ftimmungen: 

» ft ein Betheiligter der deutfchen Sprache nicht mächtig, jo muß ein Dol- 
metfcher zugezogen werden. Sind bei dem Gejchäfte mehrere Perſonen betheiligt, 
welche fih nur: in fremden Sprachen ausdrüden können und iſt die Sprache der- 
felben verfchieden, fo ift für jede Sprache ein befonderer Dolmetfcher nöthig. Es 
genügt jedoch Die Zuziehung Eines Dolmetfchers,; wenn dieſer dev Sprache ſämmt— 
licher Betheiligten fundig ift. Der Dolmetfcher muß als folcher entweder von einer 
Gerichtsbehörde verpflichtet fein umd dies durch Vorzeigung feines Pflichticheins nad)- 
weifen oder vom Notar mitteljt Eides verpflichtet werden. Der Dolmetſcher hat 
allen Erforderniffen eines Notarintszeugen zu genügen. Der Notar fol ſich defjen 
durch behufige Fragen vergewiffern. Auf Verlefen des Protokolls hat der Dolmetjcher 
den inhalt desfelben den der deutſchen Sprache nicht mächtigen VBetheiligten in die 
denfelben. geläufige Sprache zu überfegen und fodann das Protofoll zur Beftätigung 
feiner Genehmigung mit zu unterzeihnen. Das Protofoll-muß außer dem, was nad) 
8. 27 erforderlich ift, enthalten: 

1. Vor- und Zunamen, fowie Gewerbe oder Stand und Wohnort des Dol- 

r metſchers, 

2. wenn ein von einer Gerichtsbehörde verpflichteter Dolmetſcher zugezogen 
worden iſt, die Angabe, daß derſelbe ſich als ſolcher durch Vorzeigung 
feines Pflichtſcheins ausgewieſen hat, 

3. die Verſicherung, daß der Zuziehung des Dolmetſchers keines der Ver— 
hältniſſe entgegenſteht, welche unfähig zum Notariatszeugen machen, 

4. daß auch der Dolmetſcher das Protokoll genehmigt hat. . 
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mieden werden. Es it vatbfam, Zahlen von einiger Exheblichkeit 
in Ziffern und in Buchſtaben auszudrüden. j 

7. Die Willensmeinung der Warteien it von dem Konful 
jorgfältig zu erforschen. . Wenn in diefer Beziehung fein Zweifel 
mebr beitebt, fo find die Erklärungen und Abreden der Varteien 
umftändlich, in Elaven und bejtimmten Ausdrüden, unter Vermeidung 
aller Dunfelbeiten, ZIweidentigkeiten und wenig bekannter Kunſt— 
ausdrüde niederzufchreiben. 

8. Wollen die Betheiligten nur die Unterschriften unter 
einer von. ihnen vollzogenen Urkunde anerkennen, jo ift der 
Konful nicht befugt, von dem Inhalte der Urkunde Kenntniß zu 
nehmen. - Die aufzunehmende Verhandlung beichränft fich im 
diefem Falle auf die Vorlegung der Urkunde Seitens der Bethei- 
ligten und die Anerkennung derjelben, daß fie die Urkunde zum 
Zeichen ihrer Genehmigung eigenhändig vollzogen haben.*)« 


8. 45. 


III. Wefentlihe und unmwefentliche Beftimmungen. — 
Verlautbarung. — Vollmachten. — Proteſte. 


Zu den im vorftehenden Daragraph erörterten Beltimmungen 
der Allgemeinen Dienjt- Inftruftion findet fi) noch Folgendes zu 
bemerfen: £ 

l. In Bezug auf den Inhalt der Rechtsgefchäfte unterjcheidet 
man wefentliche (Effentialia), natürliche (Naturalia) und zufällige 
(Accidentalia) Beltimmungen. Die Naturalia treten ein, wenn die 
Marteien nichts Beſonderes beitimmt haben, Aeceidentalia find Be- 
ftimmungen, welche weder weſentlich noch jelbjtverftändlich, aber 
von den Parteien vereinbart find. Zu den Effentialien gehören 
alle Beitimmungen, welche in der Erklärung notbiwendig enthalten 
fein müffen, damit das fragliche Nechtsgefchäft als ſolches rechts— 
beftändig fei. Sp muß beim Kaufvertrage eine Einigung über 
Waare und Kaufpreis jtattfinden u. f. w. 

2. Wollen fich die Darteien zu dem Inhalte einer bereits auf- 
gefegten Urkunde befennen (Verlautbarung), jo bat der Konful 
unter Beobachtung der für einen Notariatsaft durch das Konſular— 
gefeß und die Allgemeine Dienft- Injtruftion vorgefchriebenen Förm— 
lichkeiten diefe Urkunde denfelben vorzulefen und den Hergang nebjt 
dem Bekenntniſſe dev Dartei in gewöhnlicher Weiſe zu protofolliven. 
*) Ueber die Beglaubigung der Unterfchrift des Schiffers unter Zeugniflen 
vergl. oben ©. 141. 
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Das Protokoll ift mit der anerkannten Urkunde zu verbinden und 
wird zugleic) mit derjelben ausgefertigt. Ber der Verlautbarung 
einer Willenserklärung bat der Konful auf den Inbalt nicht ein- 
zuwirken, jeine Brüfung beſchränkt fich vielmehr auf die Identität 
und Gejchäftsfähigkeit der Erjchienenen. Sollte jedoch dev Inhalt 
der zu verlautbarenden Willenserklärung gegen ein Strafgefeß ver- 
ftoßen, jo wird der Konful feine amtliche Thätigkeit zu verweigern 
haben. — 
3. Hinſichtlich der Ausſtellung einer Vollmacht iſt die Perſon 
des Bevollmächtigten weſentlich. Ber Vollmachtsertheilungen wird 
alfo an fich der Name. des Bevollmächtigten nicht fehlen dürfen. 
Nun fommt e8 im Auslande häufig vor, daß die betreffende Perſon 
Niemanden fennt, den fie zum Bevollmächtigten in Deutjchland 
‚ernennen fönnte, und deshalb die Benennung des Bevollmächtigten _ 
dem Auswärtigen Amte zu überlaffen wünfcht. Da fic) letteres 
mit der Beeihnung von Bevollmächtigten nicht befaßt, fo kann 
in einem folchen Falle in der Vollmacht eine dem Aussteller befannte 
Perſon benannt und diefer die Ermächtigung ertbeilt werden, einen 
zu dem betreffenden Gefchäfte geeigneten Bevollmächtigten zu be 
ftellen. Ob der Konful eine Vollmacht, bei welcher der Name des 
Bevollmächtigten offen gelaffen wird (Blanfovollmacht), aufnehmen darf, 
iſt für zweifelhaft erachtet worden. Nach preußifchem Allgemeinen 
Landrecht (Theil 1 Titel 13 8. 115) find Blanfetvollmachten gegenüber 
Ausjtelleen, welche fie aus den Händen geben, verbindlich. m 
Geltungsgebiete des Gemeinen Rechts kann den in blanco aus- 
geitellten und in Uebereinftimmung mit dem Willen des Ausjtellers 
nachträglih durh Einfügung des Namens des Bevollmächtigten 
vervollftändigten Vollmachten die Anerkennung der Zuläffigkeit und 
Wirkſamkeit um fo weniger verfagt werden, als in der Rechtfprechung 
der höheren und höchiten Gerichtshöfe Deutfchlands ſogar Blanko— 
Accepte und Blanko-Ceſſionen wiederholt als gültig und rechtswirkſam 
anerkannt find. Jedenfalls kann der Konful. die Unterfchrift unter 
- einer folchen Blanfovollmacht beglaubigen, da er nad) Seite 160, 
Ziffer 8 in einem folchen Falle von dem Inhalt der Urkunde feine 
Kenntniß zu nehmen bat. 

4. Häufig vorkommende notarielle Akte find die Broteite, 
d. h. öffentliche Urkunden, wodurd der Widerfpruch des Erklärenden 
gegen Folgerungen aus Handlungen oder Ihatfachen in beweifender 
Form feitgeftellt wird. Solche Proteſte find theils durch Gefet oder. 
Gewohnheit vorgefchrieben, bezw. für derart erforderlich erklärt, 
König. Konfular» Sandbud. 3. Ausgabe. : 1l 
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daß der Betheiligte obne vorherige Broteftaufnahme überhaupt ein 
Recht nicht geltend machen kann, theils wird ihre Aufnahme von 
den Beteiligten — zuweilen auf Grund ausdrüdlicher Ermächtigung 
des Geſetzes — veranlaßt, um fid) den Beweis für gewiffe That- 
umftände zu fichern. Zu der eriten Art von Proteſten gehören die 
im Wechſelrecht vorkommenden Proteſte (Wechfelproteite), von 
deren Vornahme die Ausübung oder Erhaltung des Wechjelvechts 
abbängt. Worgefchrieben durch die Gelege fait aller Länder find 
ferner die fogenannten Seeprotejte (Verklarung, rapport de mer, 
prova di fortuna, vergl. unten $. 72). Zu den Broteften, melde — 
wenigitens in den deutfchen Gefegen — nicht ausdrüdlich vorge- 
Ichrieben find, aber doch häufig vorkommen, gehören die Proteſte, 
welche Schiffer aufnehmen laffen, um fich gegen etwaige jchlechte 
Beichaffenheit der Ladung oder gegen Mangel an dem Quantum 
derjelben zu verwahren u. ſ. w. 

Oliver (A praetical Manual of shipping Law, London 
1869) jagt von den auf die Seefchifffahrt bezüglichen Proteſten: 
»When abroad; the captain should note a protest if the 
ship has been wrecked, or if any damage oceurs to the ship 
for which there will be a claim against the merchants, or 
underwriters, or if the merchant refuses to load or unload 
the cargo, or if he does not load the right kind of 


cargo &e. — — To save the expense, it is generally ad- 
visable merely to note the protest, and not to extend 
it. — — As a general rule, protests need only be made by 


the captaın when abroad, and not when in England. — — 
In foreign ports, however, the noting of a protest is a very 
desirable precaution for a captain to take, and in proper 
cases he should not omit to do it.« 

Ein vorläufiger einfacher Proteſt des Sciffers, wodurch der- 
jelbe eine Erklärung über dieſes oder jenes Ereigniß zu Vrotofoll 
giebt, ohne daß dazu die Schiffsmannfchaft zugezogen wird und ohne 
daß eine Vereidigung erfolgt, iſt weder der Form, noch der rechtlichen 
Wirfung nad eine Verklarung und wird ein ſolcher Proteſt, welcher 
Nichts als eine perfönliche Verwahrung des Schiffers iſt, als Beweis- 
mittel gegen Andere als gegen den Schiffer ſelbſt nicht dienen können. 

Wenn es fih um Proteſte handelt, deren vechtliche Wirkfamfeit 
fich nicht in Deutfchland, fondern in einem andern Lande Außen 
fol, fo bat der Konful ſowohl binfichtlich feiner Kompetenz als 
hinſichtlich der Formalien des Proteſtes die Gefeße dieſes Landes in 
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Betracht zu ziehen. Sind ibm diefelben nicht befannt, fo wird er 
den Betheiligten zu eröffnen haben, daß die Proteſturkunde möglicher 
Meife nicht die erwartete Wirkjamkeit baben werde. Im Allge- 
meinen werden jolche Proteſte vorausfichtlich zwedmäßiger nicht vor 
dem Kaiferlihen Konful, fondern vor einem Notar des Orts oder 
vor dem Konful desjenigen Landes, in welchem der Brotet rechtliche 
Wirkſamkeit äußern foll, abgegeben werden. 

In Bezug auf diejenigen Proteſte, von welchen im Gebiet des 
Deutjchen Reichs Gebrauch gemacht werden foll, it Folgendes zu 
bemerfen: 

1. Ueber die Form des an einem ausländifchen late aufzu- 
nehmenden Wechſelproteſtes entjcheidet nac) Artikel 86 der MWechfel- 
ordnung das dort geltende Necht. Sollte daher am Amtsfiße des 
Konſuls die Aufnahme von Mechjelproteften ausſchließlich den 
dortigen. Behörden oder Notaven vorbehalten fein, fo wird der ° 
Konſul einen ſolchen Proteſt nicht aufnehmen dürfen, ſelbſt wenn 
derjelbe zum Gebrauch bei deutjchen Gerichten bejtimmt fein follte. 
Aber auch wenn das am Orte des Konfulats geltende Necht im 
Allgemeinen den Konfuln die Vornahme der in Rede ſtehenden 
Akte gejtattet, jo it es Doch zweifelhaft, ob die Kaiferlichen Kon— 
juln Wechſelproteſte mit vechtlicher Wirkung für Deutfchland auf- 
nehmen können, weil der S. 16 des Konfulargefeges den Konſuln 
das Recht der Notare nur in Anfehung der von Reichsangebörigen 
zu errichtenden NRechtsgefchäfte gewährt, der Wechſelproteſt aber 
faum als ein Nechtsgefchäft in diefem Sinne bezeichnet werden 
fann.*) Unter diefen Umjtänden werden die nicht mit Gerichtsbarkeit 
verjehenen Kaiferlichen Konfuln gut thun, die Betheiligten auf die 
allegirten Beitimmungen des Konfulargefeßes, bezw. der Wechfel- 
ordnung aufmerkfam zu machen. Nichterfonfuln dürften zur Auf: 
nahme von Wechjelproteiten für befugt zu erachten fein; fie werden 
nad) Artikel 87 dev Wechfelordnung Zeugen nicht zuzuziehen brauchen. 
Die bei einem Richterfonful fungivenden Gerichtsvollzieher find nad) 
der Anficht des Auswärtigen Amts nicht zuftändig Wechfelproteite 
aufzunehmen. 

, 2. Die Befugniß zur Aufnahme von Seeproteften (Verkla— 
rungen) iſt den Kaiferlichen Konfuln dur $. 36 des Konfular- 
gejeßes ausdrüdlich beigelegt. Daß diefelben dabei die für Auf- 
nahme von Notariatsakten vorgefchriebenen Beltimmungen zu 


) Anderer Anfiht Brauer (die deutjchen Juſtizgeſetze, Berlin 1879, ©. 81). 
1° 


164 


beobachten haben, ijt nirgend vorgefchrieben,*) daher auch nicht 
für erforderlich anzufeben. Das Nähere findet fich unten im $. 73. 
3. Bezüglich anderer Proteſte werden Kompetenz des Konſuls 
und Förmlichkeiten ich danach beſtimmen, ob auf den betreffenden 
Akt der Begriff eines Nechtsgefchäfts anzuwenden ift oder nicht. 
Das Handelsgefegbuch erwähnt nur in einzelnen Fällen der 
Vrotefte ausdrüdlih. So ift im Artikel 572 dem Schiffer die 
Befugniß beigelegt, über feine die Ladezeit betreffenden Erklärungen 
eine öffentliche Urkunde (Proteſt) auf Koſten des Befrachters errichten 
zu laſſen, wenn dieſer ſich weigert, den Empfang einer ſolchen Er— 
klärung in genügender Weife (z. B. auf dem Konnoſſemente, der 
Chartepartie u. ſ. w.) zu beſcheinigen. Artikel 648 des Handels— 
geſetzbuchs berechtigt den Schiffer, wenn ſich mehrere legitimirte 
Konnoſſements-Inhaber melden,**) fie ſämmtlich zurückzuweiſen, die 
Güter in ſicherer Weiſe niederzulegen und über ſein Verfahren und 
deſſen Gründe eine öffentliche Urkunde (Proteſt) errichten zu laſſen. 
Aehnliche Verhältniſſe treten nach Artikel 690 ein, wenn ſich mehrere 
gehörig legitimirte Bodmereibriefs- Inhaber melden. Vergl. aud) 
eg 358, 589, 597, 699 des Handelsgeſetzbuchs. De? 
Aus Urkunden, welche von einem deutfchen Notar innerhalb 
der — ſeiner Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Form 
aufgenommen find, findet nach 8. 702 Ziffer 5 der Civilprozeß— 
ordnung die Swangsvollitrefung ftatt, ſofern die Urkunde über 
einen Anfpruch errichtet ift, welcher die Zahlung einer beftimmten 
Seldfumme oder die Leitung einer bejtimmten Quantität anderer 
vertretbarer Sachen oder Werthpapiere zum Gegenftande hat umd 
der Schuldner ſich in der Urkunde der —— Zwangsvollſtreckung 
unterworfen bat. Mit Rückſicht auf S. 12 des Konſulargeſetzes 
erachtet Brauer (die deutfchen Juftiggefeke, Berlin 1879, ©. 37) 
auch die Konfuln zur Aufnahme folcher Urkunden für zuftändig. 
Diefe Anficht erfcheint nicht unbedenklich, weil die vollitredbare 
Ausfertigung notariellevr Urkunden nah $. 705 a. a. O. von 
demjenigen Notar ertheilt wird, welcher die Urkunde verwahrt, der 


) Vergl. Vrotofolle der Kommiffion zur VBeratbung des Handelögefegbuchs 
©. 1819, 1863, 1865. 

**) Diefer Fall kommt nicht felten vor. Wenn der Dejtinatär unficher wird 
und der Abfender erjt nad) Abfendung des Ronnoffements hiervon Kenntniß erbält, 
jo läßt legterer bäufig ein zweites Exemplar des Ronnofjements an einen Korrejpon- 
denten abgehen, damit diefer dem erjten Konnofjements- Inhaber womöglid, zuvor- 
komme und die Auslieferung der Waare an ihn verhindre. 
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Konful aber nad) SS. 16 und 17 III. 1. der Allgemeinen Dienft- 
Inftruftion das Original der Urkunde den Betheiligten aushändigen 
muß. Mollte man dem entgegenbalten, dab die Urkunde im 
doppelten Originalen ausgefertigt werden und eine dieſer Aus . 
fertigungen in der Verwahrung des Konfuls bleiben fünne, jo 
fommt doc) ferner in Betracht, daß 8. 705 Abſatz 3 a. a. D. einen 
Notar vorausfegt, welcher im Bezirk eines Amtsgerichts feinen 
Amtsſitz bat. Wielleicht könnten, der Beltimmung im $. 43 Des 
Konfulargerichtsbarfeitsgefeges ungeachtet, die mit Gerichtsbarkeit 
verjebenen Konſuln als Amtsrichter im Sinne diefes Daragrapben 
angefehen werden, für alle anderen Konfuln fehlt es an einem 
Amtsgerichte zur Entfcheidung über Einwendungen, welche die Zu: 
läſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel betreffen, ſowie über Ertheilung 
einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung. Denn die Ausführung, ° 
daß Berlin als Amtsfig dev dem Konful vorgejegten Dienjtbehörde 
maßgebend jei, wird ſchwerlich ein dortiges Amtsgericht veranlaffen, 
fi) als zuftändig anzufehen. 


$. 46. 
IV. Gefhäftlihe Behandlung des Notariats. 


Hinfichtlich der gefchäftlichen Behandlung des Notariats beftimmt 
die Allgemeine Dienjt- Injtruftion Folgendes: 

»l. Die aufgenommenen Verhandlungen find im Original 
den Betheiligten auszubändigen. Iſt in einer Urkunde auf Anlagen 
Bezug genommen, fo werden diefelben durch einen SHeftfaden mit 
der Urkunde verbunden und die Enden des Fadens mitteljt des 
unter die Urkunde zu feßenden Konſulatsſiegels an dieſelbe befeitigt. 
(Vergl. oben ©. 141.) Bei der Beglaubigung von Unterfchriften 
ift die Verhandlung in der Regel unter das betreffende Dokument 
zu fchreiben, und nur, wenn Dies nicht ausführbar ift, abgefondert 
abzufafen und mit dem Dokumente in der. fo eben befchriebenen 
Weiſe zu verbinden.*) 

2. Um fi für den Fall des Verluſtes der aufgenommenen 
Urkunde und ihrer Anlagen den Beweis ihres Inhalts zu fichern, 
fteht jedem Betheiligten frei zu verlangen, daß auf feine Koſten 
von der Urkunde und ihren Anlagen eine Abjchrift genommen, die 

) Das Auswärtige Amt hat es für zuläffig erklärt, daß die Notariatsurfunden 


im doppelten Original ausgefertigt werden, wenn Die Snterefi enten dies beantragen 
und die dafür entfallenden Gebühren zu zahlen bereit jap: 
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Nichtigkeit derfelben von dem Konful unter feinem Siegel und 
feiner Unterſchrift bezeugt und diefe beglaubigte Abjchrift bei 
den KRonfulatsaften aufbewahrt werde. Dergleichen beglaubigte 
Abſchriften find nad der Zeitfolge in befonderen Aktenbänden (nicht. 
im Notaviatsregifter) zu ſammeln. 

3. Unter jeder Notariatsverhandlung iſt dev Betrag der dafür 
angefegten Gebühren zu vermerken. Dieſer Vermerk kann zugleich) 
die Quittung über den Empfang diefer Gebühren umfaffen. 

4. Die aufgenommenen Verhandlungen find in ein bei jedem 
Konfulate anzulegendes Notariatsregiiter einzutragen. Für das- 
jelbe it folgendes Formular maßgebend: 








Kurze Cop. vid. 
Datum Bezeichnung bei 


Namen, Stand, 
Wohnort und Nationalität 


des B) 
ben Alten, der Betheiligten. 


Geſchäfts. 


Laufende Nummer. 


Monat | Tag Bol. | Fol. N 


April | 2. Vollmacht Der Kaufmann Karl Frie— 
für den Rechts-. drich Gerold zu N., 
anwalt N. zu Preuße. 

Stettin. 


Kaufvertrag 


über das Brigg— 


ſchiff »Ellac. 


l. Der Schiffskapitän Jos 
hann Chrijtian Lieck aus 
X., Großherzoglich med- 


lenburg⸗ ſchwerinſcher Un- 
terthan. 

2. Der Kaufmann Charles 
William White hierſelbſt, 
Bürger der Vereinigten 
Staaten von Amerika— 





Das Notariatsregiſter iſt mit einem feſten Einbande zu ver— 
ſehen und, bevor es in Gebrauch genommen wird, von dem Konſul 
zu foliiren, auch mit einer anzuſiegelnden Schnur dergeſtalt zu 
durchziehen, daß einzelne Blätter nicht unbemerkt entfernt werden 
können. Die Zahl der Folien iſt neben dem Siegel in Buchſtaben 
zu atteſtiren. Die Eintragung der aufgenommenen Verhandlungen 
gefchieht nach der Zeitfolge. In dem Regiſter darf nichts vadirt 
oder zwifchen die Zeilen eingefchaltet werden. Auf jeder Verhandlung 


x 
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wird die Nummer vermerkt, unter welcher fie in das Regiſter ein- 
getragen ijt. Bleibt eine beglaubigte Abjchrift der Urkunde bei den 
Konfulatsaften zurück, jo iſt dies in dem Regiſter in der betreffen- 
den Spalte mit Angabe der Zahl des Aktenbandes und des Foliums 
zu notiren.« 


Sechſter Abſchnitt. 
Regulirung von Verlaſſenſchaften. 
$. 47. 

I. Einleitung. 


Bei Todesfällen tritt oft die Nothwendigkeit ein, die dem Ver- 
forbenen gehörig geweſenen Vermögensjtüde in behördliche Obhut 
zu nehmen. Dies ift namentlich) der Fall, wenn die Erben des 
Veritorbenen abweſend ‚oder nicht befannt oder nicht im Stande 
find, ihre Angelegenheiten jelbft zu beforgen. Welche Behörden in 
jolden Fällen einzufchreiten und in welchen Grenzen fich diefelben 
zu halten haben, bejtimmen die Ortsgefege. In der Negel wird 
hierbei in Bezug auf die Nationalität des Verjtorbenen fein Unter- 
ſchied gemacht, vielmehr tritt das Einfchreiten der Lofalbehörden 
ebenjo ein, wenn der Verjtorbene ein Landesunterthan, wie wenn 
er ein Fremder gewefen it. Indeſſen haben Staatsverträge in 
Bezug auf den Nachlaß von Fremden die erforderlich werdenden 
Mapregeln oft den Konfuln des Landes, welchem der Fremde an- 
gehörte, überlaffen oder diefen Konſuln wenigitens eine Mitwirkung 
bei dem von den Landesbehörden einzuleitenden Verfahren ein- 
geräumt. ’ 

Die oben Seite 23 und 24 erwähnten Konfularfonventionen 
des Deutjchen Reichs, ſowie die Konvention mit Rußland über 
Regulitung von Hinterlaffenfchaften und zahlreiche Handelsverträge 
“enthalten ausführliche Beltimmungen darüber, welche Amtshand- 
lungen die deutfchen Konfuln in Bezug auf den Nachlaß verjtorbener 
Deutfcher vornehmen dürfen. Zwiſchen dem Norddeutichen Bunde 
und Großbritannien ift im Jahre 1870 ein Abkommen dahin ge 
teoffen, daß nach dem Tode der auf dem Schiffe des einen Theils 
verjtorbenen Untertbanen des anderen Theils die etwaigen Heuer- 
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rückſtände und der fonftige Nachlaß, infofern es fi) um Objekte 
im Sefammtwertb von weniger als 50 € (1020 M) handelt, direkt 
dem Konful des andern Theils (dem Kaiferlichen Generalkonful in 
London) ausgeantwortet werden follen. Dieſe vertragsmäßigen Be 
jtimmungen baben den Konfuln zunächit zur Nichtfehnur zu dienen. 

In manchen Ländern wird den Konfuln eine Mitwirkung in 
Nachlaßſachen auch ohne befondere vertragsmäßige Feſtſetzungen zu- 
geitanden. 

Um die deutfchen Konfuln in die Yage zu bringen, in Fällen, 
wo ihnen durch Ortsrecht oder in Folge vertragsmäßiger Beltim- 
mung eine Intervention in Nachlaßfachen gejtattet ift, einzufchreiten, 
beitimmt $. 18 des Konfulargefeßes: 

»Die Reichskonſuln find berufen, der in ihrem Amtsbezirke 
befindlichen Verlaſſenſchaften verjtorbener Neichsangeböriger, wenn 
ein amtliches Einfchreiten wegen Abweſenheit der nächiten Erben 
oder aus Ähnlichen Gründen geboten erjcheint, ſich anzunehmen; 
fie. find hierbei insbefondere ermächtigt, den Nachlaß zu verfiegeln 
und zu inventarifiven, den beweglichen Nachlaß, wenn die Umſtände 
es erfordern, in Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verkaufen, 
jowie die vorhandenen Gelder zur zilgung der. feititehenden Schulden 
au verwenden. « 

Die Auftändigfeit der ne Konfuln, fich einer Verlaffen- 
Ichaft anzunehmen, tritt nach dem Vorſtehenden ein, wenn es ſich 
um nachgelaffene Vermögensjtüde eines verjtorbenen Reichsange— 
hörigen handelt, wenn diefe Vermögensitücde fich in ihrem Amts— 
bezirfe befinden und wenn die Exben oder Stellvertreter derjelben 
nicht anmejend find, oder Ähnliche Gründe zur Sicherung gefähr— 
deter Rechte ein amtliches Einfchreiten erfordern. 

Sind Erben anmwefend, fo bat fich der Konful nicht einzu- 
mijchen, denn das Einjchreiten des Konfuls fol eben nad Inhalt 
der allegivten Gejegesbeitimmung und der Allgemeinen Dienjt- In- 
jtruftion nur zur Sicherung gefährdeter Nechte folder Derfonen, 
welche auf den Konfularfchug Anfpruch haben; dienen. Sind aber 
die Erben unbekannt, oder abweſend und nicht vertreten, oder ift 
einer der Erben wegen Minderjährigfeit oder aus anderen Gründen 
geſetzlich handlungsunfähig, aud von dem Verftorbenen nicht ein 
am Orte befindlicher Ehegatte Bee jo bat der Konful, 
in der Regel unter Affiftenz dev Landesbehörden, einzufchreiten. In 
Bezug auf die Nachläffe verjtorbener Schiffsleute findet ſich in dem 
Zirkular des Neichsfanzlers vom 12. Februar 1873 die auf 8. 52 
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der Seemannsordnung bezügliche Beſtimmung, daß die Kaiferlichen 
Konfulate aus befonderen Gründen die Aebernahme der Nachlaf- 
gegenftande ablehnen können, namentlic” in Häfen, in welche 
deutjche auf der Rückreiſe begriffene Schiffe nur felten gelangen 
und wo zunächſt das Schiff felbit, auf dem der Todesfall fich er- 
eignet bat, die paffendfte Gelegenheit zur Beförderung der Gegen- 
ftände nad) Deutjchland Darbietet. 

Die Amtshandlungen, welche der Konful in Nachlaßfachen 
vorzunehmen in die Lage fommen fann, find: 1. die Verfiegelung, 
2. die nventarifirung des Nachlaffes, 3. die Verfteigerung der 
dem Verderben ausgefegten oder ſchwer aufzubewahrenden Nachlaf- 
effeften, 4. die Aufbewahrung der Nachlaßeffeften und Gelder, 
5. die Bekanntmachung des Todesfalls und Aufrufung reſp. Be 
friedigung der Nachlaßgläubiger, 6. die Verwaltung und Liquidirung 
des Nachlafjes, jowie Aushändigung desfelben an die Erben. Es 
verfteht fi, dab fi) die Konjuln genau in den, ihnen durd) Ver- 
tragsbeitimmungen, fowie die Gefege und Gewohnheiten des Landes 
gezogenen Grenzen halten müfjen. Gebührt das Einfchreiten nach 
den Geſetzen des Landes, in welchem der Konful fungirt, oder 
nach etwaigen Staatsverträgen den dortigen Behörden, jo hat er 
bei denjelben unverzüglich die erforderlichen Anträge zu jtellen, zu- 
gleich aber folche mit den gedachten Landesgefegen oder Vertrags- 
beftimmungen vereinbare Maßregeln zu treffen, welde zur einft- 
weiligen Sicherjtellung der Verlaffenfchaft geeignet find. Soweit 
aber die Landesgefege oder Staatsverträge dem eigenen amtlichen 
Einjchreiten des Konfuls nicht entgegenftehen, hat derſelbe den Nach— 
laß in feine Obhut zu nehmen. Im welcher Weiſe dies zu ge 
ſchehen habe, it von dem Konful nad) der Bejchaffenheit dev Um— 
ftände zu ermeffen. In der Regel wird e8 das Erfte fein, den Nach— 
laß in den Räumen, in welchen ex fich befindet, unter Siegel zu 
legen und fo jchnell als möglich ein een Inventarium auf- 
zunehmen. 


$. 48. 
II. Siegelung und Inventur. 
Von Siegelungen find in der Regel die zuftändigen Landes- 
behörden zu benachrichtigen. Sie fünnen dabei gegenwärtig fein 
und ihre eigenen Siegel mit anlegen. Auch die Verwandten oder 


Hausgenoffen, event. zwei andere glaubwürdige Perſonen find zus 
zugiehen. Finden ſich die Lokalbehörden auf die ihnen gemachte 
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Mittbeilung nicht ein, fo fchreitet der Konſul allein zur Siegelung. 
Die zum Nachlaſſe gehörigen einzelnen Gegenftände müſſen möglichſt 
unberübrt bleiben. Der Siegelnde muß fich darauf befchränfen, die 
Dimmer, Schränfe, überhaupt alle Bebältniffe, in welchen fid) 
Nachlaßgegenſtände befinden, zu verjchliegen und mit dem Konfulats- 
fiegel — nad Auflegung von Wapierftreifen über die Schlüffel- 
Löcher — dergeitalt zu verfiegeln, daß jie ohne Entfernung der 
Siegel nicht geöffnet werden können. Die Schlüffel find befonders 
zu verwahren. 

Baare Gelder, geldwertbe Papiere und Pretioſen bleiben 
außer Sperre und werden von dem Konful in fichere Verwahrung 
genommen. Diejenigen Näume, in welchen fich die Leiche befindet, 
oder welche zum Gebrauche der im Sterbehaufe fih aufhaltenden 
Verwandten, Diener u. ſ. w. erforderlich find, werden offen gelaffen, 
die daſelbſt befindlichen Gegenjtände werden in andere zu verfiegelnde 
Räume gebracht, infoweit dies aber nicht angeht, verzeichnet umd 
einer von den gegenwärtigen Berfonen zur Beauffichtigung übergeben. 
Auch Sachen, die nicht unter Sperre gebracht werden fünnen, 3. B. 
lebende Thiere, ingleichen die zur Unterhaltung des Gefindes, 
Viches u. ſ. w. fir die nächjte Zeit erforderlichen baaren Gelder, 
Eßwaaren u. ſ. w. werden einer fichern Perſon zur demnächitigen 
Verrechnung bezw. Aufjicht anvertraut. Nachlaßfachen, welche der 
Gefahr des fofortigen Verderbens ausgefegt find, müſſen unverzüglich 
in der durch die Yandesgefege vorgefchriebenen Weife und jo vor- 
theilhaft als möglich veräußert werden. Bei Siegelungen auf einem 
Yandgute läßt fich der mit der Siegelung Beauftragte von dem 
Wirtbichaftsbeamten den legten Monatsfchluß vorlegen, revidirt den 
vorhandenen Kaffenbeitand und legt, was davon nicht zur Fort— 
jegung der Wirtbfchaft erforderlich ijt, in einem möglichit fichern Be— 
hältniß im Wohnhauſe unter Siegel. Die Getreidebeftände und 
andere Wirtbichaftsvorräthe werden gleichfalls revidirt und davon 
jo viel als zur Wirthichaftsnothdurft auf kurze Zeit erforderlich ift, 
abgefondert, das Uebrige aber gleichfalls verfiegelt. Von den etwa 
vorgefundenen Verzeichniffen über Vieh) und Wirthichaftsgeräthe 
wird eine Abjchrift genommen; follten dergleichen Verzeichniffe nicht 
vorhanden fein, fo müffen ſolche angefertigt werden. Hat der Ver- 
itorbene die Wirtbichaft obne Zuziehung eines Wirthichaftsbedienten 
geführt, jo muß deren Fortführung einem der im Haufe befindlichen 
Verwandten oder einem Nachbar, allenfalls gegen Zuſicherung einer 
angemefjenen Remuneration, aufgetragen werden. Eine zum Nachlaß 


— 
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gehörige Kaufmannshandlung darf nicht verfiegelt werden, fondern 
e8 muß deren Fortſetzung in der bisherigen Art dem von dem Ver- 
torbenen angenommenen Disponenten übertragen werden. Iſt ein 
jolchev Disponent nicht vorhanden, jo muß jofort ein Aufſeher 
beitellt und gehörig verpflichtet werden. Demfelben wird jedoch nur 
eine bejtimmte Quantität Waaren nach einem darüber aufzunehmenden 
Verzeichniffe verabfolgt,. während der Reſt des Waarenlagers unter 
Sperre genommen wird. Hat der Erblafjer ein Handwerk oder 
Gewerbe betrieben, jo muß die Fortſetzung durch die Siegelung 
in der Megel nicht gehemmt, vielmehr nur ein Auffeher darüber 
bejtellt und diefem von den vorhandenen Materialien und Geräth- 
jchaften jo viel, als auf einige Zeit zum fortgefeßten Betriebe 
erforderlich ift, übergeben werden. 

| Ergiebt fich bei der Verfiegelung die Vermuthung, daß eine 
legtwillige Verordnung oder eine Beitätigung über ein gerichtlich 
niedergelegtes Teitament vorhanden ſei, jo muß mit Zuziehung der 
gegenwärtigen Verwandten, Diener u. f. w. des Erblaſſers danach 
gefucht und das ſich vorfindende Dokument muß ebenjo wie 
etwa vorgefundene Handelsbücher, Brieffchaften und andere für die 
Nechte der Erben oder dritter Perſonen wichtige Schriftftüde, vor 
Verlujt, Beichädigung und unbefugter Einficht jorgfältig gefichert 
werden. \ 

Ueber die gefchehene Verfiegelung muß ein genaues Brotofoll 
aufgenommen werden und darin der Anzahl der angelegten Siegel, 
fo wie der etwa gegenwärtig gemwejenen Perſonen Erwähnung 
gefchehen. Dem Protokoll wird das von dem beitellten Aufjeher 
- zu unterfchreibende Verzeichniß der. außer Sperre gebliebenen Sachen 
beigefügt. Die Siegel müfjen dergeitalt befejtigt werden, daß fie 
nicht von ſelbſt abfallen, noch ohne Gewalt abgerifjen und wieder 
aufgeklebt werden fünnen. Die Fenſter und andere Zugänge der 
verfiegelten Behältniffe müfjen hinlänglich verwahrt werden. Einer 
der im Haufe bleibenden Perſonen muß die Aufficht über die Siegel 
- aufgetragen und, daß dies gefchehen, im Protokoll vermerkt werden. 

Die Wiederauffiegelung findet ftatt, wenn die Urfache 
der angelegten Sperre wegfällt, alfo insbefondere, wenn die Erben 
ſich einfinden und darauf antragen. Hat der Konful bei einer von 
den Landesbehörden vorgenommenen Verfiegelung affiftirt und das 
Konfulatsfiegel beigedrüdt, jo muß er auc der Entjiegelung ent- 
weder in Perſon oder durch einen Abgeordneten beimohnen. Um— 
gekehrt ijt die Lokalbehörde, welche etwa der Siegelumg beigewohnt 
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bat, einzuladen, bei dem Abnehmen der beiderfeitigen Siegel gegen— 
wärtig zu fein. Erſcheint fie auf erfolgte Benachrichtigung nicht, 


jo ſchreitet der Konſul — event. nad) Ablauf ‚der etwaigen ver» 
tragsmäßigen Friſt — allein zur Wiederauffiegelung. Bei der 


Wiederauffiegelung wird zunächjt nach Anleitung des Siegelungs- 
protofolls unterfucht, ob die Siegel noch unverlegt find, worauf 
dann die Abnahme erfolgt. Wenn fein Inventarium aufgenommen 
werden foll, fo gefchiebt Die Abnabme der Siegel auf einmal und 
zu gleicher Zeit. Das Entjiegelungsprotofoll muß aber von dem, 
welchem der Nachlaß ausgeantwortet wird, mit unterjchrieben 
werden. 

Soll- bei der Wiederauffiegelung zugleich die Inventur vor: 
genommen werden, jo ijt immer nur fo viel von den verfiegelten 
Gegenſtänden zu entſiegeln, als verzeichnet werden kann. Bei 
Aufnabme des Imventars werden alle im Nachlaß vorgefun- 
denen Gegenjtände mit Bemerkung des Maßes, Gewichtes, Der 
Anzabl und Beichaffenheit, fowie unter Hinzufügung der von den 
Taratoren angegebenen Wertbihäßung zu Protokoll verzeichnet. 
Unbeweglihe Saden werden nicht abgefchäßt, jondern nur be 
jchrieben und ihr Werth nach den Erwerbungsurfunden oder nad) 


dem Vachtertrage ausgeworfen. Papiere, welche auf den Nachlaß . 


feine Beziehung haben, werden im Verzeichniß unter gewiſſen all- 
gemeinen Bezeichnungen (3. B. Familienkorrefpondenz, gelebrte Kor- 


vefpondenz u. f. w.) aufgeführt; Dokumente, welche entweder das _ 


Eigenthum, die Gerechtfame u. ſ. w. der zum ‚Nachlaffe gehörigen 
Srundjtüde betreffen, oder woraus Forderungen des Exblaffers 
hervorgehen, find umjtändlich im nventarium zu verzeichnen. Auch 
die auf dem Nachlaß baftenden Schulden, ſoweit fie aus den vor- 
gefundenen Schriften, aus den Ausſagen der VBedienten, Ver 
wandten u. ſ. w., oder aus fonftigen Ermittelungen bevvorgeben, 
werden aufgezeichnet. Ueber den ganzen Akt der Inventur muß ein 
genaues Brotofoll aufgenommen werden. Darin werden die Derjonen, 
welche gegenwärtig gemwefen find, aufgeführt, es wird bemerkt, ob 
die Taratoren zu dem bejonderen Akte oder ein für alle Male ver- 
eidigt worden find, das Vrotofoll muß ferner die Ordnung, nad) 
welcher bei der Aufzeichnung verfahren ijt, jowie die Ausfagen der 
Verwandten, Hausgenofjen u. ſ. w. über die zum Nachlaß Eehorign 
Forderungen und Schulden enthalten. 

Auf Grund dieſes Protokolles wird demnächſt das — 
gefertigt. Dasſelbe ſoll ein nach Rubriken geordnetes Verzeichniß 
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der Nachlaßſtücke mit Angabe ihres Taxwerthes enthalten. Als 
folche Rubriken find in der Allgemeinen Dienft- Jnitruktion hervor— 
gehoben: I. Grundjtüde, II. Schiffe, ILL. Ausftehende Forderungen 
und Werthpapiere, IV. Baares Geld, V. Mobiliar, VI. Kleidungs: 
ftüde und Wäfche, VII. Gold- und Silberfachen, Juwelen und 
andere Koftbarfeiten, VIII. Gedrudte Bücher und Karten, IX. Kunjt- 
werke, X. Sandelswaaren, XI. Vorrätbe zum Gebrauch, XI. Han— 
delsbücher und Skripturen x. Am Schluffe des Inventariums find 
die zur Kenntniß des Konfuls gelangenden Nachlaßfchulden zufammen- 
zuftellen. 


8. 49. 
III. Weiteres Verfahren. 


Ueber die bezüglich der Verwaltung und Liquidirung des Nad)- 
kaffes den Konfuln eingeräumten Befugniffe enthalten die meiften 
Konſularverträge eingehende, forgfältig zu beachtende Bejtimmungen. - 

Von der den Konfuln ertheilten Ermächtigung, den beweg- 
lichen Nachlaß öffentlich zu verkaufen, ſowie die vorhandenen Gelder 
zur Tilgung feftftehender Schulden zu verwenden, it nad) Vor— 
fchrift der Allgemeinen Dienjt- Inftruftion nur dann Gebrauch zu 
machen, wenn folche den Entfchließungen der Erben vorgreifende 
Dispofitionen nach verjtändigem Exmeffen des Konſuls zur Ver 
meidung drohender Nachtheile durchaus nöthig find. 

In jedem hierher gehörigen Falle bat der Konful an die 
Landesregierung des Verftorbenen ſchleunig zu berichten, und zwar 
über feine amtliche Ihätigkeit, über die ihm befannt gewordenen 
perfönlihen Verhältniffe des Verſtorbenen, deſſen muthmaßliche 
Erben und alle fonjtigen Umſtände, welche die Benachrichtigung 
der Erben ermöglichen und für diefelben von Intereſſe find. In 
einfachen Nachlaßfachen wird dem Bericht das nventarium  bei- 
gefügt werden können, anderenfalls ift in demfelben über die Art, 
den Umfang und den ungefähren Werth der Verlaffenfchaft und 
die auf derjelben haftenden Bafjiva vorläufige Anzeige zu erjtatten. 

MWeiter gehende Befugniffe als die vorjtehend erörterten haben 
diejenigen Konfuln, welchen Gerichtsbarkeit zuſteht. Dieſe, aber 
auch nur diefe, find zur amtlichen Bublifation legtwilliger Dispo- 
jitionen, fowie zur amtlichen Nachlaßtheilung befugt; die übrigen 
Konfuln haben — wie die Allgemeine Dienft- Inftruftion hervor 
hebt — etwa hierauf gerichtete Anträge der Betheiligten an die 
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zuftändige Behörde des Auslandes oder eventuell des Yandes, welchem 
der Verftorbene angehörte, zu verweilen. 

Die Herausgabe, des Nachlaffes erfolgt unter Wahrung der 
etwa durch Staatsverträge ftipulixten Frift an diejenigen Verfonen, 
welche fich als die Erben des Verjtorbenen oder als Bevollmächtigte 
derfelben urkundlich legitimiren. Nachlaßgelder find nicht den 
Empfangsberechtigten direkt, jondern ausnahmslos dem Auswärtigen 
Aınte zur weiteren Ausbändigung zu übermitteln, insbefondere aud) 
dann, wenn das Konfulat durch Antrag der Betheiligten jelbjt zum 
Einfchreiten in Exrbichaftsangelegenbeiten veranlaßt worden iſt. An 
den Vorfchriften der Allgemeinen Dienftinftruftion zu $. 18 des 
Konfulargefeges ijt bierdurch nichts geändert, namentlidy nicht die 
oben erwähnte Beitimmung, daß der Konful in allen ‚sällen, in 
welchen er, fei e8 im Auftrag abwefender Erben, fei es ohne Auf- 
trag im Intereſſe derjelben Eraft der ihm obliegenden Dienftpfliht 
die Regelung eines Nachlafjes betreibt, der Landesregierung des 
Verjtorbenen zu berichten hat (Zirkular vom 6. April 1884). 

Bezüglich dev Ueberweifung von Seemannsnachläffen ift durch 
ein Zirkular vom 31. Dezember 1882 folgendes Formular vorge 
jchrieben: 





175 


Konfulat des Deutfchen Keiches 
zu N.N. 


Hadweifung 
der 
perjönlichen Werbältniffe und dev Verlaffenfchaft 


des verjtorbenen Seemanns: 


vom Schiffe: 

Unterfcheidungsfignal: 
Heimathshafen: 

Rheder: in 

Anlagen *): 


Vor- und Zuname: 

Dienftlihe Stellung: 

Wohnort: 

Wann und wo geboren: 

Wann und wo geftorben: 

Urfache des Todes: 

Den Todesfall meldete: 

Die Sterbeurkunde ift hier beigefügt. 
Den Nachlaß lieferte ein: 

Anspruch an den Nachlaß erhebt: 
Namen und Wohnort der Angehörigen: 


* 


) Die Anlagen find nicht einzeln, ſondern nur nad) ihrer Geſammtzahl aufzu— 
führen. Duplifate find nicht anzufertigen. 
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Der Nachlaß beftebt aus: 


Il. den in dem beifolgenden Packete entbaltenen 


2. folgenden Gegenftänden, welche mit dem Erfuchen, fie zur 
Verfügung dev den Nachweis ihrer Berechtigung erbringen: 


den Erben zu balten, vom mit dem Schiffe 
N Führer an das Ser 

amt zu N. N. gefandt wurden. 

Bemerkungen: 


3. dem Baarbeitand, laut folgender Abrechnung: 








Heuerqguthaben. ............ 


Erlös aus dem Werfauf von 


Zufammen.... 





| 
Nachlaßgegenftänden ..... 
| 
| 


Verausgabt find: 
Gebühr für Beglaubigung der 
Sterbeurkunde -.......... 


Gebühr für Erhebung des Nad)- 
eo 


Portoveraac 


Für Anbordbringen......... 





Beerdigungskoſten .......... 


Zuſammen. . . 





Bleiben auszuzahlen.... 


In der Abrechnung des 

Konſulats für 

das laufende Quartal 

unter Einnahme mit 
Nr. gebucht. 
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Zum befferen Verftändniß der Unterabtbeilung 2 in der legten, 
mit Aufzählung und Ueberweifung des Nachlafles ſich befchäftigenden 
Rubrit wird in dem Sirkular vom 31. Dezember 1882 bemerft, 
daß bei manchen Konfularbehörden der empfehlenswerthe Braud) 
beiteht, die Nachlaßeffeften eines Seemanns fofort bei eriter Ge- 
legenheit an ein heimifches Seemannsamt, womöglich das dem Wohn— 
refp. Herkunftsorte des Verjtorbenen am nächiten belegene, zu jenden. 
»Es ift dann — fährt das Zirkular fort — Sache der hiervon be- 
nachrichtigten Erben, ſich wegen Herausgabe des Nachlaffes mit 
diefer Behörde in Verbindung zu fegen. Entjtandene Transportkoften 
find bei Aufftellung des Baarnachlafies (Abſatz 3 der legen Rubrik 
des Formulars) in Rechnung zu jtellen und, wenn ein folcher vor- 
handen, fogleih in Abzug zu bringen, andernfalls unter den Ver— 
ausgabungen zu vermerken, für deren Einziehung das Auswärtige 
Amt Sorge trägt. Sollten die Verhältniffe es ſchwierig machen, 
eine fchnelle und billige Transportgelegenheit zu finden, oder ift 
nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Konfulats der Werth der. 
Nachlaßeffeften ein zu geringer, ald daß der Aufwand von Trans: 
porfoften fich lohnte, jo ſteht es dem Konful, auf Grund des 
$. 18 des Konfulargefeges vom 8. November 1867, frei, die Nach— 
laßeffeften öffentlich zu verkaufen, ohne hierzu vorher die Ermädhti- 
gung der Erben einzuholen. Die erlöjte Summe würde dann unter 
dem im Formulare vorgefehenen Anfage: Erlös aus dem Verkauf von 
Nachlaßgegenftänden an das Auswärtige Amt zu überweifen fein. 

Von der Verfteigerung der Nachlaßeffekten find übrigens jedesmal 
alle darunter befindlichen Familien- und: Vrivatpapiere der Ver- 
ftorbenen, Briefe und Tagebücher ꝛc. auszufcheiden und dem Aus- 
mwärtigen Amte miteinzureichen.« 

Die Nachweiſung it in zwei Ausfertigungen einzufenden und 
der Begleitbericht in derjenigen Form zu faffen, welche das hierunter 
- folgende Mufter ergiebt. 


N.N., den a 188 

Euer Durchlaucht beehre ich mich beifolgend in doppelter 
Ausfertigung Nachweiſung der Berfonalien und Verlaffenfchaft 
des verjtorbenen Seemann N. N. vom Schiffe 
» « mit der Bitte ganz gehorfamft zu über- 
weifen, wegen Ausantwortung des Nachlaffes hochgeneigteft das 
geeignete Weitere veranlaffen zu wollen. 

Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Bismarck. 

König. Konfular- Handbuch. 3. Ausgabe. 12 


Sicbenter Abſchnitt. 
Bewirkung von Zuftellungen. 


Ss. 50. 


I. Einleitung. 


Der $. 19 des Konfulargefeßes erklärt die Konſuln für befugt, 
innerhalb ihres Amtsbezirks an die: dort fich aufbaltenden Perſonen 
auf Erfuchen der Behörden eines Bundesjtaats Zuſtellungen jeder 
Art zu bewirken. Durch das schriftliche Zeugniß des Konfuls 
über die erfolgte Zuſtellung wird diefe nachgemiefen. 

Dieſe Vorfchrift bezieht fich, wie die Allgemeine Dienit- Ju- 
jtruftion bervorhebt, nicht nur. auf Quftellungen (Infinuationen) 
an Reichsangehörige, ſondern auch auf folche an andere Berfonen, 
Selbjtveritändlich greift auch bier die Schlußbejtimmung im $. 1 
des Konfulargefeges Platz, daß der Konful die durch die Gefeße 
und Gewohnheiten feines Amtsbezirfs gebotenen Schranten ein- 
halten muß. Sollten diefe Gefege und Gewohnheiten dem Konful 
die Behändigung von Schriftitüden an Landesangebörige nicht oder 


nur in befchränftem Maße gejtatten, jo darf er dem Anfuchen 


deutfchen Behörden um dergleichen Zuſtellungen nicht ftattgeben, _ 
jondern er muß — und dies gilt auch von Nichterfonfuln — feiner: 
feit8 einen entfprechenden Antrag, an die" tompetente Stelle richten 
oder, wenn diefes bedenklich erfcheinen follte, das Anfuchen ablehnen 
und dabei der requirirenden Behörde zugleich den Weg bezeichnen, 
auf welchen nad den Landesgefegen die Infinuation bewirkt werden 
fann, auch angeben, in welcher Weiſe ein entfprechendes Geſuch an 
die fompetente Stelle zu richten iſt. 

Der Konful darf Zuſtellungen nur auf Antrag bundesitaat- 
licher Behörden, in bürgerlichen Rechtsitreitigkeiten und Straffadyen 
nur auf Erfuchen eines inländifchen Gerichts bewirken. Anträge 
von Privatperſonen, Anwälten, Gerichtsfchreibern genügen nicht. 
Der Konful darf ferner Zuſtellungen nur an Perſonen bewirken, 
welche fich im feinem Amtsbezirke aufbalten; außerbalb desſelben 
eine Qujtellung zu bewirken, iſt der Konful nicht ermächtigt. Die 
Allgemeine Dienſt-Inſtruktion erachtet e8 für ſelbſtverſtändlich, daß 
der Konsul irrthümlich an ibn gelangende Erfuchen um Zuſtellung 
an denjenigen Konful oder an diejenige Behörde weiter zu geben 
bat, welche zur Bewirkung dev Zuſtellung Eompetent ift. 
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$. 51. 
II. Verfahren bei Zuſtellungen. 


Ueber die Art und Weife, wie dev Konful die Zuſtellung zu 
bewirken bat, enthält die Allgemeine Dienft- Inftruktion Feine Be— 
ſtimmungen. Sie verweilt in diefer Beziehung auf etwa von deu 
betreffenden Landesregierung extbeilte Spezial» Juitruktionen und 
auf die Anträge der requirirenden Behörde Nachdem mit dem 
l. Oftober 1879 die Givilprozebordnung und die Strafprozeß- 
ordnung in Kraft getreten find, werden dem Konful die betreffen 
den Beltimmungen der erjteren, welche auf das Verfahren in Straf- 
jachen entfprechende Anwendung finden, als Anhalt dienen Eönnen. 

Im Allgemeinen muß fih der Konful gegenwärtig balten, 
daß er über die Zuftellung ein jehriftliches Zeugniß auszustellen 
bat, für defien Richtigkeit ex den Behörden und den betheiligten 

7 Drivatperjonen verantwortlich iſt. Die Zuſtellung muß daher in 
einer Weije erfolgen, welche dem Konful die volle Ueberzeugung 
von der wirklich ftattgefundenen Behändigung gewährt. Deshalb 
wird der Konful die Suftellung möglichit jelbjt zu bewirken und zu 
dieſem Behufe den Adreſſaten ſchriftlich oder im Wege mündlicher 
Beſtellung in das Konſulatslokal zu beſcheiden haben. Erſcheint 
der Adreſſat auf dieſe Vorladung nicht, ſo läßt der Konſul die Zu— 
ſtellung durch einen Konſulatsbeamten vornehmen, thunlichſt nicht an 
Sonntagen und allgemeinen Feiertagen. Die Zuſtellungen können 
an jedem Orte erfolgen, wo die Perſon, welcher zugejtellt werden 
joll, angetroffen wird. Hat die Perſon an diefem Orte eine 
Wohnung oder ein Geichäftslofal, fo ift die außerhalb der Wohnung 
oder des Gefchäftslofals an fie erfolgte Zuftellung nur gültig, wenn 
die Annahme nicht verweigert it. Wird die Derfon, welcher 
zugeitellt werden foll, in ihrer Wohnung nicht angetroffen, fo kann 
die Zuftellung in der Wohnung an einen zu der Familie gehörenden 
erwachjenen Hausgenofjen oder an eine in dev Familie dienende er- 
wachjene Perſon erfolgen. Wird eine ſolche Perſon nicht ange 
teoffen, jo kann die Zuftellung an den in demſelben Haufe wohnen- 

Fr den Hauswirth oder Vermiether erfolgen, wenn diefe zur Annahme 
des Schriftſtücks bereit find. 

it die Zuftellung nach diefen Beitimmungen nicht ausführbar, 

- jo wird nad Analogie des 8. 167 der Eivilprozeßordnung zu ver 
fahren fein und die Zuſtellung dadurch erfolgen können, daß das 
zu übergebende Schriftitüd auf dem Konfulat oder bei der Poſt— 

12* 
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anjtalt des Eonfularischen Amtsbezirks, welche fid) am Quitellungsorte 
befindet, oder bei dem Gemeindevorſteher oder dem Polizeivorſteher 
niedergelegt und die Niederlegung fowohl durch eine an der Thüre der 
Wohnung zu befeftigende chriftliche Anzeige, als auch, foweit thunlich, 
durd mündliche Mittheilung an zwei in dev Nachbarjchaft wohnende 
Derfonen befannt gemacht wird. 


Für Gewerbetreibende, welche ein befonderes Gefchäftslofal 


haben, kann, wenn fierim Lokale nicht angetroffen werden, Die 
Zuſtellung an einen darin anmefenden Gemwerbegehülfen, für aus 
ibrem Lokale abwefende Nechtsanwalte an einen anmefenden Ge 
hülfen oder Schreiber erfolgen. Zuſtellungen, welche an eine nicht 
prozeßfähige Perſon bewirkt werden follen, erfolgen an die gefeß- 
lichen WBertreter; bei Behörden, Gemeinden und SKorporationen, 
jowie Perjonenvereinen, genügt. die Zuftellung an die Vorjteher. 
Bei mehreren Vertretern bezw. Vorftehern genügt die Zuftellung 
an einen derfelben. Die Zuftellung erfolgt an den Generalbevoll- 
mächtigten, fowie in den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes 
hervorgerufenen Rechtsſtreitigkeiten an den Prokuriſten mit gleicher 
Wirkung, wie an die Partei ſelbſt. 

Wird die Annahme der Zuſtellung ohne geſetzlichen Grund 


verweigert, fo iſt das zuzuſtellende Schriftſtück am Orte der Zur 


ſtellung zurückzulaſſen. 
Bei Inſinuationen außerhalb des Wohnortes des Konſuls wird 


das zuzuſtellende Schriftſtück dem Adrefjaterr unter der Aufforderung, 


den Empfang anzuzeigen, durch die Poſt überfendet werden können. 

Scließlih it zu bemerken, daß nad $: 156 des Gerichts: 
verfaffungsgefeßes der Zujtellungsbeamte von der Ausübung feines 
Amtes für ausgefchloffen zu erachten fein wird: | 

l. In bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten: a) wenn ex felbit Dartei 
oder gefeßlicher Vertreter einer Partei ift, oder zu einer Dartei in dem 
Verhältniſſe eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Schadens— 
erfagpflichtigen ſteht; b) wenn feine Ehefrau Partei ift, auch wenn 
die Ehe nicht mehr beſteht, ce) wenn eine Perſon Partei ift, mit 
welcher er in gerader Linie verwandt, verfchwägert oder durch Adoption 
verbunden, in der Geitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verichwägert ift, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerfchaft begründet ijt, nicht mehr beiteht. 

2. In Straffachen: a) wenn er felbit durd Die ftrafbare 
Handlung verlegt ift, b) wenn er der Ehemann der Beichuldigten 
oder Verlegten ijt oder geweſen ift; ec) wenn er mit dem Be 


181 


jchuldigten oder Verletzten in dem vorftehend unter Nr. 1. c. be 
zeichneten Verwandtichafts- oder Schwägerjchaftsverbältniffe ſteht. 
Bon der erfolgten Zuſtellung benachrichtigt der Konſul dem» 
nächſt die vequirivende ‚Behörde unter Angabe dev näheren Um— 
fände, unter welchen die Zuftellung fjtattgefunden bat. Wenn die 
vequirivende Behörde auf ein Zuftellungszeugniß nicht ausdrücklich 
verzichtet, ſo it ein folches, etwa in folgender Weife, auszuftellen: 


Suftellungszeugniß. 

Daß die Verfügung des Handelsgerichts zu Hamburg vom 
12. Mai 1884 in der Prozeßſache des Schiffers Karl Hein- 
ri) Boye und Genofjen, Kläger, wider den Kaufmann Fer 
dinand Blaß und Genofjen, Beklagte, nebit der beigefügten 
Abjchrift der Klage und ihrer Anlagen, adrefjirt an den 
Kaufmann Toaquim Bernardino da Cojta Aguiar in N.N,, 
dem Adreffaten auf feinem im Amtsbezirfe des Unterzeichneten 

belegenenen Landfige Buonavifta am 14. Juni 1884 zugeftellt- 
worden iſt, bezeuge ich bierdurdh.*) 

X., den 20, Juni, 1884. 

Der Konsul des Deutjchen Reichs. 
(Siegel.) (AUnterfchrift.) 


Hat die requirivende Behörde ein Duplifat des zuzujtellenden 
Schriftitüds zu dem Zwecke beigefügt, daß auf demfelben die Zu— 
jtellung bejcheinigt werde, fo wird das Zuſtellungszeugniß auf das 
Duplifat gefeßt und auf den Inhalt des leßteren verwiefen; 3. B.: 


Auftellungszeugniß. 

Daß eine Verfügung des Handelsgerichts zu Hamburg 
vom 12. Mai 1884 vorftehenden Inhaltes nebjt ihren An- 
TBB ODTEITTLE AU anne senanıı (u. ſ. w. wie bei obigem 
Beifpiel). 


Wenn eine fchriftlihe Empfangsanzeige eingegangen ift, fo 
wird. diefe dem Zuftellungszeugniß beizufügen fein. Wermittelt die 
Poſtbehörde der. Eonfularifchen Reſidenz Empfangsbefcheinigungen, 


*) Die Allgemeine Dienft- Inftruftion, aus welcher obiges Beifpiel entnommen 
-ift, erwähnt aud) der Aufgabe zur Poſt. Mit Recht hebt Brauer (die deutjchen 
Juſtizgeſetze ©. 9) hervor, daß jest die Zuftellung durch bloße Aufgabe zur Pot 
als nachgewieſen nicht angefehen werden fann, jondern daß es jedenfalls einer 
Empfangsanzeige bedarf. 
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jo ift auf dieſem Mege eine Quittung des Adreffaten zu befchaffen. 
Iſt eine Empfangsanzeige nicht erfolgt, jo it dies im Zuſtellungs— 
zeugniß zu erwähnen, etwa mit den Worten: »Eine Empfang®- 
anzeige ift, Aufforderung ungeachtet, bisher vom Adreffaten nicht 
eritattet, obwohl nad dem gewöhnlichen Poſtenlauf eine Antwort, 
reſp. die Anzeige der Poſtbehörde, daß der Brief unbeftellbar fei, 
bereits vor 14 Tagen bätte eingehen fünnen«. Welche Bedeutung - 
einer. folchen Beſcheinigung beizulegen ift, bat die requirirende Be— 
hörde zu entjcheiden. 

Noch wird darauf hingewieſen, daß der leiste Abſatz der All— 
gemeinen Dienftinftruftion zu S. 19 durch den Gebübrentarif vom 
1. Juli 1872 infofern modifiziert ift, als fich unter Vofition 8 und 9 
für Behändigungen verjchiedene Gebübrenfäße finden, je nach dem 
ein Anfinuationsdofument (Zuftellungszeugniß) ausgejtellt ift oder 
nicht. Für mehrere Schriftitüde, welche durch ein und denfelben 
Aft zugeitellt werden, kann der Tariffat nur einmal erhoben werden. 
Baare Auslagen (Bortofoften u. f. mw.) werden nad $. 6 des Ge- 
bübrengejeges befonders eritattet. Der Konful wird darauf Be- 
dacht. zu nehmen baben, daß diefe baaren Auslagen auf das Notb- 
wendigite bejchränft werden. Sollte vorauszufehen fein, daß Die- 
ſelben eine unverbhältnigmäßige Höhe erreichen werden — 3. B. 
wenn die Vermittelung eines Notars nothwendig ericheint u. |. w. 
— ſo wird der Konful gut thun, vorber ‚bei der requirirenden 
Behörde anzufragen, ob die Koften aufgewendet werden follen, 


Achter Abſchnitt. 
Abhörung von Zeugen und Abnahme von Eiden. 


8. 52. 
J. Vorbemerkungen. 


Die den inländiſchen Gerichten in der Praxis oft entgegen— 
getretene Schwierigkeit, im Auslande zuverläſſige und beweiskräftige 
Zeugenvernehmungen und Eidesabnahmen zu erlangen, hat zu dem 
Gedanken geführt, ſolche Amtshandlungen den Kaiſerlichen Konſuln 
zu übertragen. Man hat nicht verkannt, daß es bedenklich ſei, mit 
dergleichen richterlichen Funktionen Beamte zu betrauen, welche der 
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Mehrzahl nah nicht die Qualififation zum Richteramte baben. 
Indeſſen lag das Bedürfniß vor und ein anderer Weg zur Abbülfe 
ließ fi für viele Orte des Auslandes nicht auffinden. Des— 
halb nahm das Konfulargefeg im Prinzip die Fähigkeit der deutjchen 
Konfuln zur Aufnahme der erwähnten jurisdiktionellen Akte an, 
indem e3 zugleich den besfallfigen Beſtimmungen die erforderlichen 
Garantien binzufügte. Der $. 20 des Gefeßes beftimmt: 

»Zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden 
find nur diejenigen Neichsfonfuln befugt, welche dazu vom Neichs- 
kanzler befonders ermächtigt find. Die von diefen Konfuln auf- 
genommenen Verbandlungen ſtehen den Verhandlungen der zu⸗ 
ſtändigen inländiſchen Behörden gleich.« 

Es ſind alſo nur diejenigen deutſchen Konſuln zu Zeugen— 
vernehmungen und Eidesabnahmen befugt, welche eine beſondere 
Ermächtigung dazu vom Reichskanzler erhalten haben. 
Dieſe Ermächtigung gilt als für die Verfon ertheilt; die Stell- 
vertreter der Konſuln dürfen die bezeichneten Akte nur dann vor 
nehmen, wenn fie auch ihrerfeits die befondere Ermächtigung erhalten 
haben. Lebtere Ermächtigung wird in dem betreffenden Protokolle 
ausdrücklich zu erwähnen fein. 

Die Ermächtigung wird entweder ein für alle Mal*) oder nur 
für einen jpeziellen Fall gegeben. Konfuln, welche nur für eine 
einzelne Rechtsſache die in Nede stehende Ermächtigung erhalten 
haben, dürfen in anderen Sachen unter feinen Umſtänden Zeugen 
abhören oder Eide abnehmen, wenn fie nicht aufs Neue vom Reichs— 
fanzler dazu ermächtigt werden. 

Durch die Ermächtigung erhalten übrigens die KRonfuln nicht 
die Eigenfhaft eines Richters bezw. eines erjuchten Richters im 
Sinne der Eivilprozeßordnung. 

Diejenigen Konſuln, welche die Ermächtigung haben, dürfen 
ferner nur dann zu Zeugenvernehmungen und Eidesabnahmen 
‚schreiten, wenn fie von inländifchen Behörden darum er- 
fucht werden. Auf Antrag einer Vartei find fie zur Aufnahme 
folder Akte nicht befugt. Der $. 329 der Civilprozeßordnung, 
welchen Brauer (die deutſchen Juftizgefege, ©. 13) dafür anführt, 
daß der Konful auch von Brivaten um die Vermittelung von Be 
weisaufnahmen angegangen werden könne, bezieht fih wohl nun 


*) Die generell mit der fraglichen Ermächtigung verfehenen Konſuln find in 
dem Seite 6 erwähnten Verzeichniffe kenntlich gemacht. 
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auf den Fall, daß die Beweisaufnabme nicht durch einen Reichs— 
fonful erfolgen kann, mithin eine »ausländifche Behörde« erfuht 
werden muß. 

Wenn es die Geſetze ſeines Amtsſitzes geſtatten, kann der mit 
der betreffenden Ermächtigung verſehene Konſul nicht blos Reichs— 
angebörige, ſondern auch Angebörige anderer Staaten, welche 
fi) dazu bereit erklären, vereidigen oder zeugeneidlicy vernehmen. 
Vergl. bierüber Calvo, le droit international, 1880, ®b. 1, 
&. 536. 

Die Vrozeßpartei, welche vor dem Konful einen Eid ableiftet, 
fann eine Entſchädigung für Zeitverfäumniß, beziehungsweiſe Reife- 
foften nicht verlangen. Zeugen baben einen Anſpruch auf Ent- 
Ihädigung für Verſäumniß und, wenn ihr Erſcheinen eine Reife 
erforderlih macht, auf Eritattung der Koften, welche durch die 
Reife und den Aufenthalt am Orte der Vernehmung verurfacht 
werden. In Ermangelung bejfonderer Vorfchriften hierüber wird 
der Konful die desfallfigen Beträge nad) billigem Ermeſſen feitzu- 
jeßen haben. Die Gebührenordnung für Zeugen und Sad) 
verjtändige, vom 30. Juni 1878, bezieht fi) nur auf den Um— 
fang des Deutfchen Neichs und wird für den Konful nicht maß- 
gebend fein. 

Wie die Allgemeine Dienjt- Initruftion hervorhebt, bezieht jich 
die Vorjchrift des $. 20 nur auf Handlungen der Gerichtsbarkeit. 
Dur) diefe Beltimmung wird mithin die den Konfuln im 8. 36 
des Konfulargefeges allgemein beigelegte Befugniß zur Aufnahme 
von Verklarungen und zur Abnahme der dabei erforderlich werden— 
Ri Eide nicht ‚berührt. Vergl. auch das Seeunfallgefeß vom 

Juli 1871 8. 15 und Zirkular des Reichsfanzlers vom 23. No- 
nich 1877 Siffer 2 (unten $. 72). Ferner find alle Kaiferlichen 
Konfuln befugt, folche m N Eide, welche dem öffentlichen 
Rechte angehören, insbefondere Dienfteide, Staatbagen uf. w. 
abzunehmen. Endlich darf jeder Konful Zeugen zu feiner In— 
formation nicht-eidlich abbören, jo oft ſich ibm eine amtliche 
Veranlaffung dazu bietet. 

Das Morftehende bezieht fi, wie faum hervorgehoben zu 
werden braucht, nicht auf diejenigen Konfuln, welche in Ländern 
vefidiren, wo durch Herkommen oder durch Staatsverträge Kon- 
julargerichtsbarfeit beitebt und welchen in Gemäßbeit des S. 22 des 
Konfulargefeges eine volle Gerichtsbarkeit zuſteht. 
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$. 53. 
II. Verfabren. 


l. Allgemeines. Das Verfahren bei Abnahme von Eiden 
und Zeugenvernehmungen richtet fich zunächſt nad) denjenigen Ver— 
haltungsmaßregeln, welche die erfuchende Behörde ertbeilt hat. In— 
joweit über einzelne Punkte von Seiten diefer Behörde feine An- 
weifung erfolgt, haben die Konfuln folgende, der Allgemeinen 
Dienftinftruftion, der Civilprozeßordnung (SS. 338 ff., SS. 440 bis 
446) und der Strafprozeßordnung (SS. 48 ff.) entnommene Vor 
jchriften zu beachten. Die SS. 440 bis 446 Livilprozeßordnung 
gelten ſowphl für Partei- als für Zeugen- und Sachverſtän— 
digeneide. | 

Die Eide — die von Parteien zu leitenden Eide jowohl, wie 
Zeugeneide — müffen in der Regel in dem Amtslofale des Konfuls 
abgeleiftet werden, doc kann die Beeidigung folcher Derfonen, 
welche Krankheits, hohen Alter oder anderer perjünlicher Hinde- 
rungsurfachen wegen nicht im Konfulat erjcheinen können, in ihrer 
Behaufung erfolgen. Die Eide follen nicht unter dem Lärmen und 
Geräuſch des Amtöverfehrs, vielmehr unter Beobachtung derjenigen 
Stille und Ehrfurcht, welche fich bei einer fo wichtigen Handlung 
geziemt, abgenommen werden. - Unbetheiligte Perſonen müffen 
entfernt werden, damit der zu Beeidigende nicht durch diefelben ge- 
ſtört wird. 

Der Eidesabnahme muß der Konful eine, der perfünlichen 
Stellung der zu beeidigenden Perſon entfprechende Hinweifung auf 
die Bedeutung des Eides und die Folgen eines Meineides voraus— 
gehen laffen.*) Der Eid beginnt mit den Worten: »Ich ſchwöre 
bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden« und fchließt mit den 
Worten: »So wahr mir Gott belfe.« Dieje Formel gilt für alle 
Konfeffionen. Sufäße, wie 3. B. »durd Jeſum Chriſtum zur 
ewigen Seligfeit, Amen«, können gejtattet werden, Abkürzungen 
find unzuläffig. 

Der Schwörende foll bei der Eidesleiftung die rechte Hand er- 
heben (S. 444 Civilprozeßordnung, $. 63 Strafprogeßordnung). 
Daß diefelde nach Innen geehrt fei, ift nicht ausdrücklich vorge- 
ſchrieben, e8 empfiehlt fi aber darauf zu achten, da manche Per— 


) Die Hinweifung auf die Bedeutung des Eides, welche $. 442 der Civil- 
prozeßordnung vorjchreibt, umfaßt unzweifelhaft die von der Allgemeinen Dienft- 
inftruftion angeordnete Erinnerung an die Folgen des Meineids. 
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onen der Anficht find, daß ein Eid mit nad) Lußen gekehrter 
Hand keine Bedeutung habe. 

Stumme, welche ſchreiben können, leiſten den Eid mittelſt 
Abſchreibens und Unterſchreibens der die Eidesnorm enthaltenden 
Eidesformel. Stumme, welche nicht ſchreiben können, leiſten den 
Eid mit Hülfe eines Dolmetſchers durch Zeichen. 

Der Eidesleiſtung wird gleichgeachtet, wenn ein Mitglied einer— 
Neligionsgefellfchaft, welcher das Geſetz den Gebrauch gewiſſer Be— 
thbeuerungsformeln an Stelle des Eides geitattet, eine Erklärung 
unter der Betheuerungsformel diefer Religionsgefellfchaft abgiebt. 
Es darf vorausgefegt werden, daß die erfuchende Behörde dem 
Konſul desfallfige Verhaltungsmaßregeln mittheilen wird. Sollte 
dies nicht geicheben fein und fich exit im Termine herausſtellen, daß 
der zu Beeidigende die gewöhnliche Eidesformel feiner religiöſen 
eberzeugung nach anzuwenden Bedenken trägt, jo wird ſich der 
Konful darauf zu befchränfen haben, dies zu beurfunden, wenn es 
ibm nicht gelingt, die Gewiſſensſkrupel des zu Beeidigenden durch 
angemeffene Vorjtellungen zu befeitigen. 

Die Zuziehung eines: Gerichtsfchreibers bei Veeidigungen und 
ZJeugenvernehmungen ift in der Allgemeinen Dienftinftruftion nicht 
- vorgefchrieben, doc werden die Konfuln mit Nüdficht auf 8. 151 
der Civilprozeßordnung gut thun, einen vereideten Vrotofollführer 
zuzuzieben, wenn ein jolcher dem Konfulat heigegeben ift. 

Die über den Aft der Zeugenvernehmung oder Eidesabnahme 
aufzunehmende Urkunde (Protokoll) muß Zeit und Ort der 
Handlung, die Namen der mitwirfenden Perſonen und das ganze 
Ergebniß der gepflogenen VBernehmungen, beziehbungsweife den vollen 
Hergang bei dem Beeidigungsafte erfehen laſſen. Dieſe Urkunde 
ift nach vorgängiger, als gefchehen darin zu erwähnender Vorlefung 
von den Betheiligten zu unterjchreiben und von dem Konful mit 
Beidrückung des Amtsfiegels eigenhändig zu unterfertigen. Können 
die Betheiligten nicht jehreiben, jo baben diejelben ein Handzeichen 
beizuſetzen, deſſen Echtheit der Konful beglaubigte. Bei etwaiger 
Verweigerung der AUnterjchrift bat jolches der Konſul zu beur- 
funden. 

Außerdem finden die in der Allgemeinen Dienftinjtruftion zu 
ss. 16 und 17 unter II. Siffer 4, 5 und 6 (vergl. oben ©. 157 ff.) 
für die Aufnahme notarieller Akte extheilten Vorjchriften aud auf 
Zeugenvernehmungen und Eidesabnabmen und die hierüber zu er— 
richtenden Urkunden (Urotofolle) Anwendung. 
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Erfcheint die zur Ableiftung eines Eides oder zur Ablequng 
eines Zeugnifjes vorgeladene Perſon in dem anberaumten Termine 
nicht, jo bat der Konful dies zu beurfunden und die erfuchende 
Behörde davon zu benachrichtigen. 

2. Abnahme von Varteieiden. Der einer Prozeßpartei 
abzunehmende Eid muß von dem Schwurpflichtigen in Perſon ge 
leiftet werden. Die Verhandlung beginnt damit, daß der Konful 
dem Schwurpflichtigen die Norm des Eides mittheilt und auf die 
Bedeutung des Eides (f. oben) hinweiſt. Der Eid wird mittelft 
Nachjprechens oder Ablefens der die Eidesnorm enthaltenden Eides- 
formel geleiftet. Iſt die Eidesnorm von großem Umfange, fo ge 
nügt die Vorlefung der Eidesnorwm und die Verweifung auf die 
[egtere in der Eidesformel. 

Die Erlaffung des Eides von Seiten des Gegners bat diefelbe 
MWirfung, wie die Leiſtung des Eides. Sollte alfo die Gegenpartei 
des Schwurpflichtigen, oder ein in gehöriger Weiſe bevollmächtigter 
Vertreter derfelben im Termine erfcheinen und auf die Ableitung 
des Eides verzichten, jo bat der Konful fich darauf zu befchränfen, 
eine folche Erklärung zu beurfunden. 

Verweigert der zu Beeidigende die Eidegleiftung, weil er hin— 
fichtlich der zu beeidigenden Thatfachen Bedenken bat, fo nimmt 
der Konful ein Vrotofoll auf, welches dieſe Weigerung Eonftatirt. 
Dem Weigernden zuzureden, wird der Konful in einem folchen 
alle nicht als feine Aufgabe zu betrachten haben. 

Seugenvernebmungen Im Civilprozeffen tft von 
dem Termine, in welchem ein Zeuge vernommen werden foll, den 
Vrozeßparteien Nachricht zu geben. Die Worladung des Zeugen 
zum Termine muß enthalten: die Bezeichnung der Warteien, die 
Ihatfachen, über welche die Vernehmung erfolgen fol und die An- 
weifung, zur Ablegung des Zeugniffes in dem nach Zeit und Ort 
zu Dezeichnenden Termine zu ericheinen. *) 

Zur Verweigerung des. Zeugniffes find berechtigt: 1. der 
Verlobte einer Partei; der Ehegatte einer Partei, auch wenn die 
Ehe nicht mehr bejteht; diejenigen, welche mit einer Partei in 
gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Adoption ver- 
bunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt 


) Die in 88. 345, 355 der Civilprozefordnung den ausbleibenden oder das 
Zeugniß verweigernden Zeugen angedrohten Strafen darf der Konſul — fofern ihm 
nicht Gerichtsbarkeit zufteht — nicht feitjegen. 


— 
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oder bis zum zweiten Grade verfchwägert find, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerichaft begründet ift, nicht mebr beitebt. 
Die vorjtehend bezeichneten Derjonen find vor der Vernehmung über 
ihr Necht zur Verweigerung des Zeugniffes zu belehren. Zur Ver 
weigerung des Zeugniffes find ferner berechtigt: 2. Geiftliche in 
Anſehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelforge 


anvertraut it; Perſonen, welchen Exaft ihres Amtes, Standes oder _ 


Gewerbes Thatſachen anvertraut find, deren Geheimhaltung durch 
die Natur derjelben oder durch gefegliche Vorſchrift geboten ift, in 
Betreff der Ibatfachen, auf welche die Verpflichtung zur Ver 
ſchwiegenheit fich bezieht. Die Vernehmung diefer Derfonen und 
der Geiftlihen ijt, auch wenn das Zeugniß nicht verweigert wird, 
auf Thatſachen nicht zu richten, in Anſehung welcher erhellt, daß 
ohne Verlegung der Verpflichtung zur Verfchwiegenbeit ein Zeugniß 
nicht abgelegt werden kann. 

II. Das Zeugniß fann verweigert werden: 1. über Fragen, 
deren Beantwortung dem Zeugen oder einer Perſon, zu welcher 
derjelbe in einem der unter 1. 1. bezeichneten Verhältniſſe ſteht, 
einen unmittelbaren vermdgenstechtlichen Schaden verurfachen würde; 
2. über ragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder einem 
der unter 1. 1. bejeichneten Angehörigen deffelben zur Unehre ge 
reichen oder die Gefahr jtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde; 
3. über ragen, welche der Zeuge nicht würde beantworten fönnen, 
ohne ein Kunſt- oder Be zu offenbaren. 


In den Fällen unter I. 1. und unter IL. 1. darf der Zeuge | 


das Zeugniß nicht verweigern: — die Errichtung und den Inhalt 
eines Rechtsgeſchäfts, bei deſſen Errichtung er als Zeuge zugezogen 
war; über Geburten, Verheirathungen oder Sterbefälle von Familien— 
gliedern; über Ihatfachen, welche die durch das Familienverhältniß 
bedingten Wermögensangelegenheiten betreffen; über diejenigen auf 
das jtreitige Rechtsverhältniß ſich beziehenden Handlungen, weldye 
von ibm ſelbſt als Nechtsvorgänger oder Vertreter einer Vartei 
vorgenommen fein follen. 

Die unter II. 2. bezeichneten Perſonen dürfen. das Zeugniß 
nicht verweigern, wenn fie von der Verpflichtung zur Verfchwiegen- 
beit entbunden find. 

Der Zeuge, welcher das Zeugniß verweigert, hat vor dem zu 
jeinev Vernehmung beitimmten Termine jchriftlich, oder in dieſem 
Termine die Thatſachen, auf welche er die Weigerung gründet, 
anzugeben und glaubhaft zu machen. Zur Glaubhaftmachung ge 


ee 
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nügt in den Fällen I. die mit Berufung auf einen geleifteten 
Dienjteid abgegebene — Hat der Zeuge ſeine Weigerung 
ſchriftlich erklärt, ſo iſt er nicht verpflichtet, in dem zu ſeiner Ver— 
nehmung beſtimmten Termine zu erſcheinen. Von dem Eingange 
einer Erklärung des Zeugen hat der Konſul den durch ihn von 
dem Termine benachrichtigten Parteien Kenntniß zu geben. 

Ueber die Rechtmäßigkeit der Weigerung wird von dem Pro— 


zeßgerichte — alſo nicht von dem Konſul — nach Anhörung der 


Parteien entſchieden. Der Konſul hat nur die Erklärungen des 
das Zeugniß verweigernden Zeugen (wenn ſie nicht bereits ſchrift— 
lich abgegeben ſind), nebſt den Erklärungen der etwa anweſenden 
Parteien zu Protokoll zu nehmen und dem erſuchenden Gericht die 
weitere Entſcheidung zu überlaſſen. 

In Bezug auf die Vernehmung der zur Ablegung des Zeug— 
niſſes bereiten Zeugen iſt Nachſtehendes zu beachten. 

Jeder Zeuge iſt einzeln und vor ſeiner Vernehmung zu be— 


eidigen; die Beeidigung kann jedoch aus beſonderen Gründen, nament- 


lich wenn Bedenken gegen ihre Zuläſſigkeit obwalten, bis nach 
Abſchluß der Vernehmung ausgeſetzt werden. Die Parteien können 
auf die Beeidigung verzichten. Der vor der Vernehmung zu leiſtende 
Zeugeneid*) lautet: 
»daß Zeuge nach bejtem Wiſſen die reine Wahrheit jagen, 
nichts verfchweigen und nichts binzufegen werde«, 
der nach der AN zu leiftende Eid lautet! 
»daß Zeuge nach beitem Wiſſen die reine Wahrheit gejagt, 
nichts verfchwiegen und nichts binzugefeßt habe«. 

Ein Sachverjtändiger hat, wenn nicht beide Warteien auf feine 
Beeidigung verzichten, vor Eritattung des Gutachtens einen Eid 
dahin zu leiften: »daß er das von ihm geforderte Gutachten un- 
parteiifch und nad) beitem Wiffen und Gewiffen erjtatten werde«. 
Unbeeidigt find zu vernehmen: Perſonen, welche zur Zeit der 

Vernehmung das jechszehnte Lebensjahr noch nicht vollendet oder 
wegen mangelnder Veritandesreife oder wegen Verſtandesſchwäche 
von dem Weſen und der Bedeutung des Eides feine gemügende 
Vorftellung haben; Perſonen, welche nach- den Beltimmungen der 
Strafgefege unfähig find, als Zeugen eidlich vernommen zu werden; 








*) Die allgemeinen ragen find dem Zeugen vor der Beeidigung vorzulegen, 
weil fi) aus ihrer Beantwortung ergiebt, ob derfelbe überhaupt zu vereidigen oder 
auf jein Recht zur Zeugnifverweigerung aufmerffam zu machen ift. Der Eid bezieht 
fid) auch auf diefe allgemeinen Fragen, was dem Zeugen befannt zu geben ift. 
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die nach 1. 1. und Il. 1, 2. zur Verweigerung des Zeuaniffes berech— 
tigten Perſonen, ſofern fie von dieſem Rechte „keinen Gebvaud) 
machen, die Verfonen, unter II. 1, 2. jedody nur dann, wenn fie 
lediglich über ſolche Thatſachen vorgefchlagen find, auf melde ſich 
das Necht zur Verweigerung des Zeugniffes beziebt; Perſonen, 
welche bei dem Ausgange des Nechtsitreits unmittelbar betbeiligt find, 

Jeder Zeuge iſt einzeln und in Abwefenbeit dev fpäter abzu- 
börenden Zeugen zu vernehmen. Zeugen, deren Ausſagen ſich 
widerjprechen, können einander gegenüber geftellt werden. Vor jeder 
Vernebmung zur Sache find an den Zeugen allgemeine ragen zu 
vichten über Vor- und Familiennamen, Alter, Neligionsbefenntniß, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort, Verwandtichafts-, Schwäger- 
Ihafts- und ſonſtigem Verhältniffe zu den Parteien und über feine 
etwaige Betheiligung am Ausgange der Sache.) 

Der Zeuge iſt zu veranlaffen, dasjenige, was ibm von dem 
Segenjtande feiner Vernehmung bekannt it, im Zufammenbange 
anzugeben. Zur Aufklärung und zur Vewollitändigung der Aus- 
jage jowie zur Erforichung des Grundes, auf welchem die Wiljen- 
haft des Zeugen berubt, , find nötbigen Falls weitere Fragen zu 
ſtellen. 

Die Parteien ſind berechtigt, dem Zeugen diejenigen Fragen 
vorlegen zu laſſen, welche ſie zur Aufklärung der Sache oder der 
Verhältniſſe des Zeugen für dienlich erachten. Der Konful kann 
den Varteien geitatten, und hat ihren Anwälten auf Verlangen zu 
geitatten, an den Zeugen unmittelbar Fragen zu richten. Zweifel“ 
über die Zuläffigkeit einev Frage enticheidet vorläufig der Konful.**) 
Hat er die Stellung der von einer Partei angeregten Frage 
weigert, fo kann das Drozengericht die nachträgliche Vernehmung 
des Zeugen über dieſe Frage anordnen. 

Die Partei kann auf einen Zeugen, welchen ſie vorgeichlagen 
bat, verzichten, der Gegner kann aber verlangen, daß der erichienene 
Zeuge vernommen und, wenn die Vernebmung bereits „begonnen 
bat, daß Diefelbe fortgefeßt werde. 

In Straffachen erfolgt die Vernebmung von Zeugen wejentlich 
in derjelben Weiſe, wie vorjtebend gefchildert. Zur Verweigerung 
des Zeugniffes find berechtigt: der Verlobte des Beichuldigten; der 





„ Vergl. die Anmerkung auf S. 189. 

**) Dies ergiebt die Natur der Sache, a der Konſul ein beauftragter 
Richter nicht iſt und Nie daher diveft auf $. 365 der Civilprozekordnung nicht 
berufen fann. 
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Ehegatte des Beihuldigten, auch wenn die Ehe nicht mehr beitebt; 
diejenigen, welche mit dem Befchuldigten in gerader Linie verwandt, 
verichwägert oder durch Adoption verbunden, oder in der Seiten: 
linie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade 
verfchwägert find, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwäger- 
ſchaft begründet ift, nicht mehr beiteht. Die bezeichneten Perſonen 
find »wor jeder Vernehmung über ihr Necht zur Verweigerung des. 
Zeugniffes zu belehren. Sie können den Verzicht auf diefes Necht 
auch während der Vernehmung widerrufen. Zur Verweigerung des 
Zeugniffes find ferner berechtigt Geiftlihe in Anfebung desjenigen, 
was ihnen bei Ausübung der Seelforge anvertraut it. Desgleichen 
Vertheidiger de3 Beichuldigten in Anſehung desjenigen, was ihnen 
in dieſer ihrer Eigenjchaft anvertraut it, ſowie Nechtsanwälte und 
Aerzte in Anfehung desjenigen, was ihnen bei Ausübung ihres 
Berufs anvertraut iſt; — dieſe leßtbezeichneten Perſonen dürfen 

das Zeugniß jedod nicht verweigern, wenn fie von der Verpflichtung 
zur Verſchwiegenheit entbunden find. Oeffentliche Beamte, aud)- 
wenn fie nicht mehr im Dienjte find, dürfen über Umſtände, auf 
welche ſich ihre Vflicht zur Amtsverjchwiegenbeit bezieht, als Zeugen 
nur mit Genehmigung ihrer vorgefegten Dienjtbehörde oder der 
ihnen zulegt vorgefegt gewejenen Dienjtbehörde vernommen werden. 

Jeder Zeuge kann die Auskunft auf folche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ibm ſelbſt oder einem der oben bezeichneten 
Angehörigen die Gefahr jtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. 

Die Ihatfache, auf welche der Zeuge die Verweigerung des 
Zeugniſſes jtüßt, it auf Verlangen glaubhaft zu machen. Es genügt 
die eidliche Verficherung des Zeugen. 

Unbeeidigt find zu vernehmen: Perſonen, welche zur Zeit der 
Vernehmung das jechszehnte Lebensjahr noc nicht vollendet oder 
wegen mangelnder Verjtandesreife oder wegen Verſtandesſchwäche 
. don dem Weſen umd der Bedeutung des Eides feine genügende 
Vorſtellung haben; Verfonen, welche nach den Beltimmungen der 
Strafgefege unfäbig find, als Zeugen eidlich vernommen zu werden; 
Derjonen, welche binfichtlih dev den Gegenjtand der Unterfuhung 
bildenden That als Iheilnehmer, Begünftiger oder Hehler verdächtig 
‚oder bereits verurtheilt jind. 
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Ueunter Abſchnitt. 
Erledigung von eechtsſtreitigkeiten— 
$. 54 
l. Allgemeines. 


Den deutichen Konfuln ftebt im Allgemeinen Gerichtsbarkeit 
nicht zu. (Vergl. den folgenden Abfchnitt.) Sie find nur dazu 
berufen, durch Wermittelung von Vergleichen und durch ſchieds— 
vichterlihen Spruch die außergerichtliche Aufhebung von Rechts— 
jtreitigfeiten herbeizuführen. Der $. 21 des KRonfulargefeges ſpricht 
dies mit den Worten aus: »Bei Nechtsftreitigkeiten der Reichs— 
angebörigen unter fi und mit Fremden find die Neichsfonfuln 
berufen, nicht allein auf Antrag der Darteien den Abſchluß von 
Vergleichen zu vermitteln, ſondern aud das Schiedsrichteramt zu 
übernehmen, wenn fie in der durch die Ortsgeſetze vorgefchriebenen 
Form von den Darteien zu Schiedsrichtern ernannt werden. « 


un 


B5. 
Il. Vergleich. — Schiedsſpruch. — Rechtshülfe. 


l. Der Vergleich ift in Beziehung, auf den Prozeß eine 
Uebereinkunft dev Parteien, wodurch der Streit ganz oder zum. 
Theil erledigt wird. Die Herbeiführung eines ſolchen Vergleiche 
fann ein Deutjches Gericht in jeder Yage des Nechtsitreites ver- 
fuchen. Hier handelt es fic) um aufßergerichtliche Vergleiche. Vor— 
bedingung der Einmifchung des Konfuls ift einmal, daß ein Reichs- 
angeböriger zu den jtreitenden Parteien gehört, jodann, daß min- 
deitens ein Theil die Vermittelung des Konfuls anruft. Es wird 
nicht felten vorfommen, daß, wenn einer der jtreitenden Theile 
nicht Neichsangeböriger it, gerade diefer Theil die Einmifchung des 
KRonfuls beantragt, weil er dem Konful eine günftige Einwirkung 
auf feinen Schußgenoffen zutraut. Wenn nur ein Theil den Kon- 
ful um Vermittelung angebt, fo fann leßterev zwar die andere 
Partei vor fich befcheiden, erjcheint diefelbe aber nicht, jo bat fid) 
der Konſul jedes Swangsmittels zu enthalten. 

Norausfegung eines gültigen Vergleichs ift ein der Dispofition 
der DVarteien unterliegender Gegenjtand und die Dispofitionsfähig- 
feit der Kontrahenten. Bevormundete, ſowie Perſonen, welche 
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unter Kuratel ſtehen, können daher feine gültigen Vergleiche Schließen, 
müfjen vielmehr durd) ihre Tutoren vefp Kuratoren vertreten 
werden. 

Sind beide Darteien Behufs Vermittelung eines Vergleichs vor 
dem Konful erfcbienen, jo wird er fich zunächit durch Anhörung 
derfelben ein klares Bild von der Sachlage und von den Streit- 
punkten zu machen haben. Dann muß er mit Ruhe und Un— 
parteilichkeit durch Berichtigung irriger Meinungen auf die An- 
erfennung ‚gerechter Ansprüche hinwirken und ſonſt in jeder Weife 
das Zuſtandekommen eines vedlichen Vergleichs zu befördern fuchen, 
aber fchlauer Uebervortheilung gefchäftsunfundiger Derfonen und 
anderen unvedlichen Abfichten mit Entfchiedenheit entgegentreten. 
Kommt ein Vergleich zu Stande und bedarf e8 der Feſtſtellung 
feines Inhalts in bindender Form, fo ift darüber, jedoch nur auf 
Verlangen der Barteien, eine Notariatsurfunde (vergl. oben SS. 43 ff.) 

‚ aufzunehmen; zur Sicherung des Beweiſes Be ſchon ein ſchrift— 
liches Zeugniß des Konſuls (vergl. oben 8. 41) über den Abſchluß 
und Inhalt des Vergleiche. 

2. Außer durch einen Vergleich kann eine ftreitige Rechtsſache 
auch durch ſchiedsrichterlichen Spruch erledigt werden. Zur 
Herbeiführung eines ſolchen Spruchs dient das Kompromiß, d. h. 
ein Vertrag, wodurch die Parteien ſich gegenſeitig verbindlich 
machen, einen zwiſchen ihnen obwaltenden Rechtsſtreit der Erörterung 
und Entſcheidung (laudum) eines Dritten (des Schiedsrichters) zu 
unterwerfen. Bon dem Vergleich unterfcheidet fi das Kompromiß 
dadurch, daß die ftreitenden Parteien über die jtreitigen Rechte nicht 
unmittelbar beftimmen, fondern mittelbar durch Unterwerfung unter 
den Entfcheid eines Dritten. Nach SS. 851 ff. der Civilprozeß— 
ordnung hat die Vereinbarung, dab die Entjcheidung einer Rechts— 
ftreitigfeit durch einen oder mehrere Schiedsrichter erfolgen folle, 
infoweit rechtliche Wirfung, als die Parteien berechtigt find, über 
den Gegenftand des Streits einen, Vergleich zu fchließen. 

Ein Schiedsvertrag Über fünftige Rechtsitveitigfeiten hat Feine 
rechtliche Wirkung, wenn ev nicht auf ein bejtimmtes Rechtsver- 
hältniß und die aus demfelben entfpringenden Nechtsftreitigkeiten 
ſich bezieht. 

Wird ein Konful in rechtsgültiger Form — worüber die 
Ortsgeſetze entſcheiden — von den Parteien zum Schiedsrichter er— 
nannt, ſo iſt er berufen, dieſes Amt zu übernehmen. Dem Schieds— 
richter liegt es ob, nach Unterſuchung der Streitſache mit Unpar— 


| ‚ König, Konfular- Handbuch. 3. Ausgabe. 13 
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teilichkeit und nach beiter Einficht zu enticheiden, was zwiſchen den 
Parteien Nechtens ſei. Der Konful bat alfo vor Erlaflung des 
Schiedsfpruchs in mündlicher Verhandlung die Parteien zu hören 
und das den Stweite zu Grunde liegende Sachverhältniß zu ermitteln, 
joweit ev die Ermittelung für erforderlich erachtet. 

In Ermangelung einer Vereinbarung der Darteien über das 


Verfahren wird dasfelbe von dem Konful nad) freiem Exrmeffen . 


bejtimmt. 

Der Konful kann Zeugen und Sacveritändige vernehmen, 
welche freiwillig vor ihm erjcheinen. Zur Beeidigung eines Zeugen 
oder eines Sachverjtändigen und zur Abnahme eines Parteieides 
ift ev nur in den Grenzen des oben 8. 52 Gefagten befugt. Eine 
von dem Konful für erforderlich erachtete vichterliche Handlung, 
zu deren Vornahme derjelbe nicht befugt ijt, it auf Antrag einer 
Partei, fofern der Antrag für zuläffig erachtet wird, von dem 
zuftändigen, zu dieſem Behufe zu requirivenden ‚Gerichte vorzu— 
nehmen. | 

Der Konful kann das Verfahren fortjegen und den Schieds- 
fpruch exlaffen, auch wenn. die Unzuläſſigkeit des fchiedsrichterlichen 
Verfahrens behauptet, imsbefondere wenn geltend gemacht wird, 
daß ein rechtsgültiger Schiedsvertrag nicht beitehe, daß der Schieds- 
vertrag fi) auf den zu enticheidenden Streit nicht beziehe oder daß 
der Konful zu den fchiedsrichterlihen Verxihtungen nicht befugt 


ſei. Die Koften und Auslagen des Verfahrens werden dem unter. 


liegenden Theile zur Lat zu legen fein, unterliegen beide Barteien 
theilweife, jo wird eine verhältnigmäßige VBertheilung der Koſten 
und Auslagen angezeigt fein. 

Der Schiedsipruch it in der Form eines richterlichen Urtheils 
(Erkenntniſſes) unter Angabe der Entfcheidungsgründe abzufaffen, 
wenn nicht beide Theile bei der mündlichen Eröffnung des Schieds- 
ſpruchs auf die jchriftliche Abfaffung verzichten. 

3. Der Konful kann auch nod nad) anderen als den beiden 
eben erörterten Richtungen bin zur Vermittelung bei Rechtsitreitig- 
feiten Reichsangehöriger veranlaßt werden. Wenn Reichsangebörige 
den Rath des Konfuls in Bezug auf Angelegenheiten, welche vor 
den Ortögerihten anhängig find, exbitten, jo wird c8 Aufgabe 
des Konſuls fein, die Betheiligten über die in Betracht kommenden 
Vorfchriften und Formalitäten aufzuklären, auch bei der Wahl 
der geeigneten Rechtsmittel und Vertreter zu unterjtügen. Natürlich 
fann er feinen Rath nur inſoweit extbeilen, als er mit den ein- 
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Ichlagenden Verhältniffen genau befannt ift. It ev nicht felbit 
Sadyverjtändiger, jo wird er gut thun, die Betbeiligten an einen 
joldyen zu verweifen, jedenfalls wird ev ſich hüten müſſen, irgend 
welche WVerantwortlichkeit zu übernehmen. it e8 nad) den Ver— 
bältniffen am Wohnſitze des Konjuls thunlich, jo wird er ſich 
eintretenden Falls gegen uitizverweigerung, Verſchleppung oder 
fonftige Benachtheiligung deutſcher ntereffen an geeigneter Stelle . 
verwenden. 

Merden Deutfche im SKonfularbezirt von den Lofalgerichten 
zur Unterfuchung gezogen, jo wird der. Konful dahin zu wirken 
haben, daß denjenigen Angefchuldigten, welche nicht in der Lage 
find, fich einen Vertheidiger zu befchaffen, ein Offizialbeijtand zu- 
geordnet wird. Der Konſul wird, wenn nöthig, die Verftändigung 
zwiſchen dem Ungefchuldigten und feinem WVertheidiger vermitteln, 
auch dahin wirken, daß die Entlaftungsmomente möglichjt verwerthet 
werden. Einen Anwalt auf Koften der Reichskaſſe anzunehmen, 
wird der Konful ohne vorherige Zuftimmung dev vorgefegten Be 
börde ſich nicht für ermächtigt halten dürfen. 

4. Dev $. 700 der Civilprozeßordnung beftimmt, daß wenn 
die Zwangsvollſtreckung vechtskräftiger oder vorläufig vollſtreckbarer 
Endurtheile deutſcher Gerichte in einem ausländifhen Staate er— 
folgen fol und die Vollftredung durd einen Reichskonſul erfolgen 
fann, das Erfuchen um Zwangsvollſtreckung an diefen zu richten 
ift. Es fcheint, daß hierbei zunächſt nur an die mit Gerichtsbarkeit 
verfehenen Konfuln gedacht iſt. Denn in Ländern, in denen den 
deutfhen Konſuln Gerichtsbarkeit nicht zufteht, werden die Reichs— 
fonfuln kaum in der Lage fein, eine Iwangsvollitredung auszuführen. 
Sie werden daher, wenn dergleichen Erfuchen ihnen zugehen und 
e8 ihnen nicht gelingt, eine gütliche Erledigung der Sache herbei— 
zuführen, fi) an die zuftändige Candesbehörde zu wenden haben. 
Ob diefe ſich zur Vollſtreckung der Entfcheidungen deutfcher Gerichte 
herbeiläßt, hängt von den für diefelbe maßgebenden Landesgefegen 
ab, fofern nicht in Staatsverträgen desfallfige Beltimmungen ent- 
halten. find. Was im verfchiedenen Ländern in diefer Beziehung 
Rechtens ift, findet fich bei Phillimore, ‘Commentaries upon 
international law, 2. Ausgabe IV. 727. Vergl. auch Calvo, 
le droit international, 3. Ausgabe II. 230 und Brauer, die 
deutfchen Juftizgefege, 1879 ©. 31. 
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Zehnter Abſchnitt. 
Aus sübung der Gerichtsbarkeit. 
$. 56. 


I. Siftorifhe Entwidelung der Ktonfular- 
gerichtsbarfeit.*) 


Mie in der Einleitung erwähnt wurde, ſtand den Konfuln in 
früberen Jahrhunderten die Gerichtsbarkeit über ihre Landsleute 
zu. Mit der in Europa fich entwidelnden Yandeshoheit war diejes 
Jurisdiktionsrecht der Konſuln nicht vereinbar; es fiel zu Gunſten 
der Auftizboheit der betreffenden Staaten und bat ſich nur in 
einigen nicht chriftlihen Staaten erhalten. Das Bedürfniß, mit 
den oceidentalifchen Völkern Verkehrs- und Handelsbeziehungen zu 
pflegen, machte die Gewalthaber des Orients geneigt, den euro— 
päifchen Niederlaffungen dafelbjt Vorrechte einzuräumen, auf welche 
diefe im Intereffe der Selbiterhaltung beitehen mußten. Der Stolz 
der orientalifchen Herrſcher Eleidete dieſe Konzeffionen Anfangs in 
das Gewand von einfeitigen Zugeitändniffen (Kapitulationen), exit 
Später entichloß fich die Hohe Vforte dazu, mit den europäifchen 
Mächten förmliche zweifeitige Verträge abzufchließen. Der dieſen 
Kapitulationen und Verträgen zu Grunde liegende Gedanfe iſt der, 
daß die Bezirke der im türfifchen Gebiete etablirten fremden Konfulate 


gewiffermaßen einen Staat im Staate bilden. Das Reichs-Ober— 


bandelsgericht bat in Sachen gegen Salomöwitſch am 27. Juni 


1877 anerkannt, daß für die der Konfularjurisdiktion unterworfenen 


Reichsangehörigen Exterritorialität beitebe, daß diefelben mithin dem 
Gefege und der Autorität des Deutfchen Reichs ebenfo unterworfen 
feien, als hätten fie das Territorium des leteren nicht verlaffen. 
Diefe Exterritorialität umfaßt das Recht der eigenen, durch Ge 
fandte und Konfuln ausgeübten Gerichtsbarkeit. 

Nach Frankreichs Vorgange haben auch andere — Mächte 
hierauf bezügliche Verträge mit der Türkei abgeſchloſſen. So nament- 
(ih Dreußen. In dem preußifch - türfifchen Freundſchafts- und 
Handelsvertrage vom 22. März (alten Stils) 1761 beißt es: 

»Art. V. S'il arrivait quelque dispute entre les Prussiens 
et leurs sujets, le Ministre ou les Consuls prussiens deceideront 


*) Eingehend behandelt in Martens, das Konfularwefen und die Konſular— 
jurisdiftion im Orient, überfegt von Sferft, Berlin, Weidmann 1874. 
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l’affaire d’apres leurs lois, et tant que les Prussiens ne de- 
mandent pas eux-memes à £&tre juges par la justice ottomane, 
les Juges et gouverneurs de la Sublime Porte ne pourront 
s’ingerer par Tores vouloir les juger. Les Consuls qui re- 
sideront dans le territoire ottoman ne seront pas mis aux 
arrets, et tous les proces qu’ils auront se deeideront dans 
la residence Imperiale par le secours de leurs Ministres. . 
Leurs maisons seront exemptes de scelle, de recherche et de 
visite, et s’il s’elevait quelque proces entre les sujets de la 
Sublime Porte et ceux de la Prusse, on procedera dans les 
tribunaux ottomans avec assistance de leurs Ministres, Con- 
suls ou Vice-Consuls et aussi par celui des Dragomans, et 
si quelque Mahometan ou autre sujet de la Sublime Porte 
forcait‘ quelques sujets prussiens a comparaitre devant le 
tribunal dans un temps ou aucun de leurs Dragomans ou 
. Proeureurs ne serait present, ils ne seront point obliges de 
repondre: et si des proces des Consuls ou Drsgömank sur- " 
passent la valeur de quatre mille aspres, ils seront examines 
dans la residence de l’Empire ottoman. S'il arrivait quelque 
dispute entre les Mahometans ou autres sujets de la Sublime 
Porte et les Prussiens ou leurs sujets, touchant les causes 
qui eoncernent la vente, l’achat et les emprunts d’argent, 
et quil ne se trouve point d’instruments ou autres docu- 
ments valides, on n’&coutera point les temoignages forees; 
et sl arrive quelque dispute au moment du depart de quel- 
que vaisseau prussien, elle sera decidee sans delai par le 
secours du Consul ou du Dragoman, et le vaisseau ne sera 
point arrete ni retarde dans son depart sans raison; et si 
quelque Prussien endette ou coupable prenait la fuite, un 
autre Prussien qui n’est pas coupable du delit, ne sera pas 
saisi ni moleste; et si en quelque endroit ou demeure un 
Prussien, on trouve le corps de quelque homme tue, le 
Prussien ne sera pas moleste par la recherche appelee prezzo 
di sangue, si l’on ne peut le convaincre legalement qu'il est 
auge: « 

Diefe Beftimmungen find in fpäteren —— beſtätigt, bezw. 
‚auf die übrigen deutſchen Staaten ausgedehnt; fie bilden die Grund— 
lage der dem Deutfchen Reich im Vfortengebiete zuftehenden Gerichts- 
barkeit in Eivil- und Straffachen.. Jedoch find im Laufe der Zeit 
Modififationen eingetreten. In Egypten ijt feit dem 1. Januar 1876 
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in Folge eines Uebereinfommens zwifchen den durch Konfuln dert 
vertretenen Regierungen einerjeits und dem Kbedive andererfeits Die 
Konfulargerichtsbarfeit befchränft und die Jurisdiktion über die in 
diefem Wafallenlaude der Türkei id) aufbaltenden Fremden zum 
Theil Landestribunalen übertragen, deren Mitglieder der Mebrzabl 
nad) von den betbeiligten Regierungen vorgeichlagen werden.’) In 
Tunis, Bosnien und der Herzogewina bat das Deutfche Reid) . 
auf die Konfulargerichtsbarfeit verzichtet**), für Serbien und 
Numänien find die mit der forte abgefchloffenen Uebereinfommen 
theild vertragsmäßig’"*), theils thatſächlich im Wefentlichen außer 
Uebung geſetzt. 

Auch in anderen Staaten außer der Türkei iſt den deutjchen 
Konfuln Gerichtsbarkeit eingeräumt. worden. Vergl. den Vertrag 
mit China vom 2. September 1861 (preußifche Gejeßfammlung 
für 1863 ©. 265) und Zufaßfonvention vom 31. März 1880 (Reiche- 
gefegblatt für 1881 ©. 261), mit Siam vom 7. Februar 1862 
(preußische Gefeßfammlung für 1864 ©. 717), mit Japan. vom 
20. Februar 1869 (Bundesgefegblatt für 1870 ©. 1), mit Derfien 
vom 11. Juni 1873 (Reichsgefegblatt ©. 351), mit Samoa vom 
24. Januar 1879 (NReichsgefeßblatt für 1881 ©. 29). Näheres bei 
Brauer, die deutjchen Juftizgefege und die Konfulargerichtsbarkeit, 
Berlin 1879 ©. 122 ff. 


$. 57. 
Il. Gegenwärtiger Quitand. 


l. Umfang der deutfchen Konfulargerihtsbarfeit und 
Regel für ihre Ausübung. Deutſche Konjulargerichtsbarfeit 
wird in denjenigen Yändern ausgeübt, in welchen ihre. Ausübung 
durch) Herkommen oder durd) Staatsverträge gejtattet iſt, gegen- 
wärtig von deutfchen Konfuln in China (Schanghai, Amoy, Canton, 
Smwatow, Tientjien), in Japan (Yokahama, Hiogo-Oſaka), in 
Korea, m Rumänien (Bufareit, Galatz, Jaſſy), auf den Schiffer- 
(Samoa-) und Freundfchafts- (Tonga-) Inſeln (Apia), in 








*) Gejeg vom 30. März 1874, Reichsgefegblatt ©. 23, Kaiferliche Verordnung 
vom 23. Dezember 1875, Neichsgefegblatt S. 381, Gefeß vom 5. Juni 1880 und 
Verordnung vom 23. Dezember 1330, Neichögefegblatt S. 145, 192. 

**) Verordnung vom 21. Januar 1884, Neichsgejegblatt ©. 9 und vom 
23. Dezember 1880, Reichögefegblatt ©. 191. 

***, Artifel 25 des Vertrages mit Serbien vom 6. Januar 1883, Reichsgeſehz 
blatt ©. 62. 
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Serbien (Belgrad), Siam (Bangkok), Egypten (Alegandrien, 
Kairo), in der Türkei (Beirut, Konjtantinopel, Dardanellen, Jeru- 
falem, Smyrna, Sofia), in den von der »Gefellfchaft für deutiche 
Kolenifation« erworbenen Gebieten in Dft-Afrifa. 

Proviſoriſch murde die deutſche Konfulargerichtsbarfeit nad) 
Maßgabe des betreffenden preußifchen Gefeges ausgeübt. Das Gefek 
über die Konjulargerihtsbarfeit vom 10. Juli 1879 (ReichSgefeß- 
blatt S. 197), zu defjen Ausführung die Inftruftion vom 10. Sep- 
tember 1879 (Centralblatt S. 575) nebjt Nachtrag vom 4. Februar 
1882 (Centralblatt S. 111) ergangen ift, hat unter Aufhebung 
der in den SS. 22 bis 24 des Konfulargefeges enthaltenen Ueber- 
gangsbeftimmungen den Gegenjtand definitiv geregelt. 

2. Die der deutfhen Konfulargeritsbarfeit unter- 
worfenen Derjonen. Nah 8. 1 des KRonfulargerichtsbarkeits- 
gefeßes find der deutjchen Konfulargerichtsbarfeit die in den Kon- 


fulargerichtsbezirfen mwohnenden oder fich aufhaltenden Reichsange— 


börigen und Schußgenoffen unterworfen. Dieje Beſtimmung ent: 
ſpricht dem völkerrechtlichen Titel, welcher der Konfulargerichtsbar- 
feit zu Grunde liegt. Denn die Mächte, welche Fremden gegenüber 
auf die Ausübung der Gerichtsbarkeit, namentlidy der Strafgerichts- 
barfeit, verzichtet haben, haben dies nur zu Gunſten der Konfular- 
gerichtsbarfeit derjenigen Macht gethan, welcher die betreffende Der- 
fon angehört. Diejenigen Staatöverträge, welche auf den Punkt 
näher eingehen, laffen darüber feinen Sweifel. Der im vorigen 
Paragraphen allegirte preußifch - türfifche Vertrag geftattet dem 
preußijchen Gefandten bezw. den preußiſchen Konſuln Gerichtsbarkeit 
nur bezüglid) preußifcher AUnterthanen. Der deutfch- japanifche 
Vertrag vom 20. Februar 1869 bejtimmt im Artikel 6, daß deutfche 
Unterthanen, welche ein Verbrechen gegen japaniiche Unterthanen 
oder gegen Angehörige einer anderen Nation begehen follten, vor 
den deutjchen Konjularbeamten geführt und nad deutjchen Gefegen 
bejtraft werden jollen. Zu vergl. SS. 38 bis 40 des deutfch- hine- 


fifchen Vertrags vom 2. September 1861. Aehnliche Beitimmungen: 


finden fi) in Verträgen Japans und Chinas mit anderen Staaten. 
Nach Artikel 21 des amerikanisch hinefischen Vertrags vom 3. Juli 
1844 jollen eitizens of the United States, who may 
commit any. erime in China, be subject to be tried and 
punished only by the Consul or other publie funetionary of 
the U. St. Es folgt hieraus, da Sciffsleute anderer Nationa- 
lität als die des Schiffs, auf dem fie dienen, wenn fie in China 
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oder Japan eine jtrafbare Handlung begeben, nicht von dem Konful 
derjenigen Macht, der das Schiff angehört, fondern. von dem Konſul 
des Staats, welchem ‚fie ſelbſt angehören, zu richten find. 

In neuerer Zeit haben die Vereinigten Staaten von Amerika 
diefen von allen euvopäifchen Mächten anerkannten Satz bejtritten. 
Die Consular Regulations von 1881 (f. oben ©. 8) fprechen nod) 
aus (8. 99), daß die amerikanischen Konfuln in China und Tavan 
nur dann zuftändig ſeien, jtrafbare Handlungen, welche von nicht: 
amerikanischen, auf amerikaniſchen Kauffabrteifchiffen bedienjteten 
Schiffsleuten am Lande begangen feien, vor ihr Forum zu ziehen, 
wenn der eigne Konjul des Nicht-Amerifaners fi für nicht zu- 
jtandig erkläre oder der Angefchuldigte einem Staate angehöre, 
welcher feinen Vertrag mit China oder Japan habe. Aber diefe 
Beltimmung iſt durch ein Sirkular des Staats- Departements zu 
Wafbingten vom 1. Juni 1881 aufgehoben und durch die Be- 
jtimmung erjeßt, daß the judieial authority of the Consuls of 
the U. St. will be eonsidered as extending over all persons 
duly shipped and enrolled upon the artieles of any mer- 
chant vessel of the U. St., whatever be the nationality 
of such persons. And all offenees which would be justi- 
. eiable by the Consular Courts of the U. St., where the per- 
sons defending are native born or naturalized eitizens of 
the U. St. employed in the merchant service thereof, are 
equally justieiable by the same 'Consular Courts in the case 
of seamen of foreign nationality '). 

Diefes Zirkular ift durch einen Üpeziellen all Berne 
worden. Ein auf dem amerikanischen Schiffe » Bullion« dienender 
Matrofe britifcher Nationalität ermordete, während das Schiff im 
Hafen von VYeddo lag, an Bord den Steuermann. Sowohl der 
britifche als der amerikanische Konſul erachteten ſich zur Aburtbei- 
lung des Verbrechens für zuftändig. Erſterer ftüßte ſich auf den 
oben erörterten Saß, daß nach den in Japan bejtebenden- Gerichts- 
barfeitsverhältniffen britifche Staatsangehörige wegen jtrafbarer 
Handlungen, auf japanifchem Gebiet begangen, nur von dem bri- 
tifchen KRonfulargerichte abgeurtheilt werden könnten. Der ameri- 
fanifche Konful dagegen jtellte den Grundjag auf, daß ein auf 
einem amerikanischen Handelsfchiffe angeheuerter nicht amerikanischer 


*) Japan Herald (Mail Edition) vom 23. September 1831. Vergl. die Bot, 
ſchaft des Präfidenten vom 6. Dezember 1881. 
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Schiffsmann für die Dauer dieſes Verbhältniffes als Amerikaner 
anzufehen fei. Der amerifanifhe Konful zog, gegen den Vroteft 
feines britifchen Kollegen, die Sache vor das amerikanische Konfular- 
gericht, welches den Mörder zum Tode verurtbeilte. Nachdem der 
Vräfident der Vereinigten Staaten gnadenweife diefe Strafe in 
[ebenslängliche Freiheitsitrafe umgewandelt hatte, wurde der TIhäter 
in eine amerifanifche Strafanftalt verbracht. Die großbritannifche 
Regierung proteftirte, lehnte aber das Anerbieten der Vereinigte 
Staaten Regierung, den Verbrecher auszuliefern, wenn der ameri- 
Eanifche oberſte Gerichtshof nach neuer Unterfuchung das bisherige 
Verfahren für ungefeglich erklären follte, mit Nüdficht auf die 
zu erwartenden praftifchen Schwierigkeiten (Herbeifchaffung der 
Zeugen 2c.) ab und beſchränkte ſich auf einfache Aufrechterhaltung 
des Proteſtes. 

Es kann faum einem Sweifel unterliegen, daß die amerifa- 
nische Auffaffung jeden Halts entbehren würde, wenn dag Ver- 
brechen am Lande, auf japanifchem Gebiet begangen worden wäre. ' 
Denn der Heuervertrag, wenngleich er den Schiffsmann fremder 
Nationalität der Disziplin des amerikanischen Kapitäns unterwirft, 
auch Für das Vertragsverhältniß die Herrfchaft dev amerifanifchen 
Geſetze begründet, hat doch nicht die Kraft, einen Nicht-Amerifaner 
zu einem Amerikaner zu. machen. Auch it e8 bei dem Wortlaut 
dev Verträge nicht zweifelhaft, daß in dem befprochenen Falle feinen- 
falls die amerifanifche Konfulargerichtsbarfeit begründet war. 
Ob die Zuftändigfeit dev heimifchen Vereinigte Staaten Gerichte 
ausgefchloffen geweſen fei, könnte eher bezweifelt werden. Indeſſen 
wird man ic) auch infoweit gegen die amerikaniſche Auffaffung 
entjcheiden müffen. Allerdings unterliegen ftrafbare Handlungen, 
an Bord von Kauffahrteifchiffen in fremden Häfen begangen, der 
Zuftändigfeit der dortigen Gerichte, indem die Kompetenz der Ge 
richte des Landes, deſſen Flagge das Schiff führt, zurüdtritt (vergl. 
unten $. 66), und man Eönnte, wenn der Staat, welchem der 
Hafen angehört, die ihm nad völferrechtlichen Grundfägen zu- 
jtehende Gerichtsbarkeit nicht ausübt, vielleicht deduziven, Daß die 
Gerichtsbarkeit desjenigen Staates in Kraft bleibt, deffen Flagge 
das Schiff führt. Es kommt aber in Betracht, daß Häfen, als 
Territorialgewäffer, einen Gebietstheil des betreffenden Staats bil- 
den, daß es alfo in der That feinen Unterfchied macht, ob die 
ftrafbare Handlung am Lande oder an Bord eines im Hafen lie- 
genden fremden Schiffes begangen iſt. 
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Das Auswärtige Amt bat in einem Erlaffe vom 15. Juni 


1874 den Grundſatz aufgeitellt, daß die Frage, welder Konfulav 


gerichtsbarfeit der in China oder Japan ſich aufbaltende Fremde 
unteritebt, lediglich nach Maßgabe der Staatsangehörigfeit de Be— 
Elagten oder Beſchuldigten zur Enticheidung zu bringen ift, mag 
die jtrafbare Handlung am Lande oder an Bord eines in japani- 


chen Hoheitsgewäſſern liegenden deutſchen Schiffes begangen fein. . 


Demgemäß bat ſich das deutfche Konfulargericht zu Yokohama 
(April 1883) für nicht zuſtändig erachtet, fieben chinefische Matrofen 
des deutichen Schiffes »9. Bremer« auf Grund des 8. 91 der 
Seemannsordnung zur Unterfuchung zu ziehen, als fie befchuldigt 
wurden, den Steuermann an Bord thätlid angegriffen zu haben, 
während das Schiff im Hafen zu Yokohama lag. Auf Grund des 
hinefisch- japanischen Vertrags vom 13. September 1871 wurde das 
chinefifche KRonfulargericht Für zuftändig erachtet. Ebenfo iſt im 
Dezember 1881 deutfcherfeitS die Unterfuhung einer jtrafbaren 
Handlung, welde von einem jchwedifchen Matrofen an Bord eines 
im Hafen von Yokohama liegenden deutjchen Schiffes verübt war, 
dem ſchwediſchen Konful -überlaffen worden. 

3. Die Organe, durch welde deutfhe Konfular- 
. gerihtsbarfeit ausgeübt wird. Die Konfulargerichtsbarkeit 


wird durch den Konſul — bezw. einen von dem Reichsfanzler mit - 


der Konfulargerichtsbarkeit beauftragten Beamten — und durd) das 
Konfulargericht ausgeübt. Was nachitebend von dem Konful gejagt 
ift, gilt auch von dem, neben dem Konful oder an Stelle desjelben 
mit Gerichtsbarkeit betrauten Beamten. Wo — wie z. B. in Kon 
itantinopel — neben dem Konjul einem anderen Beamten auf 
Grund S.5 des Konfulargerichtsbarfeitsgefeges die Befugniffe eines 
Nichterfonfuls übertragen find, kann diefer Beamte die Gerichts- 
barfeit ausüben, nicht nur, wenn der Konful aus thatjächlichen, 
ſondern auch wenn derjelbe aus vechtlihen Gründen an Aus- 
übung des Richteramts verhindert it. Dies hat das Auswärtige 
Amt wiederholt ausgeſprochen. 

Das Konfulargericht beiteht aus dem Konful. als Vorjigenden 
und zwei, bezw. vier Beiſitzern. Ueber die Ernennung und Be 
eidigung der Beifiger vergl. SS. 7 bis 9 des Konfulargerichtsbar 
feitögefeßes. it die Zuziehung von vier Beifigern in den Fällen, 
in welchen fie durch das Gefeß vorgefchrieben it, nicht ausführbar, 
jo genügt die Zuziehung von zwei Beifigern. it in bürgerlichen 
Rechtsftreitigfeiten auch die Zuziehung von zwei Beifigern nicht 
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tbunlih, fo tritt an die Stelle des Konfulargerichts dev Konful. 
In Straffachen wird, — ſo wurde bei Abfaffung des Geſetzes auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen angenommen, — immer die 
Möglichkeit vorliegen, zwei Beifiger zuzuziehen, das Geſetz gejtattet 
daher nicht, aud in Straffachen von der, eine wichtige Garantie 
des Verfahrens bildenden Mitwirkung der Beiſitzer abzufeben.”) 

4. Das zur Anwendung fommende Recht. Da die 
Konfulargerichtsbarfeit auf dem Grundfage der Exterritorialität be- 
rubt, jo leben die Gerichtseingefeffenen unter dem deutjchen Gefeb. 
Ein allgemeines bürgerlicyes Geſetzbuch giebt es zur Zeit noch nicht. 
Deshalb ijt vorläufig in Betreff des bürgerlichen Nechts auf das 
preußifche Necht zurüdgegriffen. Die SS. 3 und 4 des Gefeßes be— 
ſtimmen: 

8. 3. In Betreff des bürgerlichen Rechts iſt anzunehmen, daß 
in den Konſulargerichtsbezirken die Reichsgeſetze, das preußiſche 
Allgemeine Landrecht und die das bürgerliche Necht betreffenden 
allgemeinen Gefege derjenigen preußifchen Yandestheile, in welchen ' 
das Allgemeine Landrecht Gefegesfraft hat, gelten. 

In HSandelsfachen kommt zunächit das in dem Konfulargerichts- 
bezirke geltende Handelsgewohnbeitsrecht zur Anmwendung. 

$. 4. In Betreff des Strafrechts ift anzunehmen, daß in den 
Konfulargerichtsbezirken das Strafgeſetzbuch für das Deutfche Reich 
und die fonftigen Strafbeftimmungen dev Neichsgefege gelten. 

Die in den Konfulargerichtsbezirken geltenden Strafgefeße der 
Landesregierungen bleiben außer Anwendung, infofern nicht durch 
Staatsverträge oder Herfommen etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Der Konful ijt befugt, für feinen Gerichtsbezirk oder einen 
Theil desfelben polizeiliche Vorſchriften mit verbindlicher Kraft für 
die feiner Gerichtsbarfeit unterworfenen Derfonen zu erlaffen und 
die Nichtbefolgung derfelben mit Geldftrafen bis zum VBetrage von 
einhundertfünfzig Mark zu bedrohen. Dieſe Vorſchriften ſind ſofort 
in Abſchrift dem Reichskanzler mitzutheilen. 

Der Reichskanzler iſt befugt, die von dem Konſul erlaſſenen 
polizeilichen Vorſchriften aufzuheben. 

Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften, ſowie Die Ver⸗ 
kündung der Aufhebung derſelben, erfolgt in der für konſulariſche 
Bekanntmachungen ortsüblichen Weiſe, Ita durch Anheftung 
an die Gerichtstafel. 


*) Ueber den Fall des 8. 211 der Strafprozeßordnung j. weiter unten, 
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Leber neue Geſetze beftimmt $. 47 des Konfulargerichtsbarfeit- 
geſetzes: Neue Gefeße erlangen, foweit nicht reichsgeſetzlich etwas 
Anderes beſtimmt witd, ‚in den Konſulargerichtsbezirken nad) Ablauf 
von vier Monaten, von dem Tage gerechnet, an welchem das be 
treffende Stüd des Reichsgeſetzblatts oder der preußifchen Geſetz— 
jammlung in Berlin ausgegeben worden ift, verbindliche Kraft. 

5. Zuftändigfeit des Nichterfonfuls bezw. des Kon- - 
julargerichts. Sachlid iſt dev Konful zuftändig für die durch 
das Gerichtsverfaffungsgefeg umd die Konfursordnung den Amts— 
gerichten zugemwiefenen Sadyen; die Zuftändigkeit des Konfulargerichts 
umfaßt die Sachen, welche durch das gedachte Gefeß den Schöffen- 
gerichten und den Landgerichten in erſter Inſtanz zugewiefen find. 

In bürgerlihen Nechtsitreitigkeiten find die Amtsgerichte, 
folglich) auch die Nichterfonfuln zuftändig: a) bei Streitigkeiten über 
vermögensrechtliche Anfprüche, deren Gegenitand an Geld oder 
Geldeswerth die Summe von dreibundert Mark nicht überfteigt; 
b) ohne Nüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes in gewiffen 
Streitigkeiten zwifchen Miethern und Wermiethern, Dienftherrichaft 
und. Gefinde, Neifenden und Wirthen u. ſ. w. (zu vergl. $. 23 des 
Gerichtsverfalfungsgefeges). Für das Konfursverfabren ift der Kon- 
ſul zuftändig. Vor das Konfulargericht gehören alle bürgerlichen 
NRechtsitreitigkeiten, welche nicht dem Konful zugewiefen find. Die 
im 8. 70, Abſatz 2 des Gerichtsverfaffungsgefeges den Landgerichten 
zugewiefenen, alfo zur Kompetenz der Konfulargerichte gehörenden 
Sachen find für die leßteren ohne praftifche Bedeutung. 

In Straffachen iſt nur das Konfulargericht zur Entfeheibung 
zuftändig. Der Regierungsentwurf wies nad) dem Vorbilde Frank— 
reichs, Italiens, Belgiens und der Niederlande die Uebertretungen 
der Zuftändigfeit des Konfuls zu, der Reichstag lehnte aber die 
desfallfige Beltimmung ab. Der Konful ift demnach in Straf- 
fachen Tediglich zu den prozeßleitenden Verfügungen ermächtigt, die 
Erlaffung des Urtheils jteht ihm nicht zu. Nur in denjenigen 
‚sällen, wo nad $. 211 der Strafprozeßordnung der Amtsrichter 
ohne Zuziehung von Schöffen zur Hauptverhandlung ſchreiten darf, 
wird auch der Richterfonful Entjcheidungen und Urtheile ergeben 
laſſen können. Das Konfulargericht it für alle Straffachen zu- 
ftändig, mit Ausnahme derjenigen ſchweren Verbrechen, für welche 
die Schwurgerichte (SS. SO FF. des Gerichtöverfaffungsgef.) zuftändig find, 
und mit Ausnahme des gegen den Kaifer oder das Reich gerichteten Hoch— 
verratbs und Landesverraths ($. 136 Nr. 1 des Gerichtsverfaffungsgef.). 
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In den zu der jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörigen Ange- 
[egenbeiten, welche in den landrechtlichen Theiten Preußens in erſter 
Inftanz zur Zuftändigfeit dev Amtsgerichte oder der Landgerichte 
gehören, iſt der Konful zuftändig. 

Die Motive zum Konfulargerichtsbarfeitsgefege heben unter 
Hinweis auf die Verhältniffe in Egypten und auf die in dev Türkei 
herköinmlichen Kommiffionsgerichte hervor, daß die Beltimmungen 
bezüglich der Suftändigfeit des Konfuls und des Konfulargerichts 
infoweit nicht Platz greifen, als in einzelnen Ländern die Konfular- 
gerichtsbarfeit durch Herfommen oder Staatsvertrag Einfchränkungen 
unterworfen ift. 

Die KRonfulargerichtsbezivfe werden von dem Reichskanzler nad) 
Vernehmung des Bundesratbsausfchuffes für Handel und Verkehr 
beitimmt. Die Zumweifung eines Gerichtsbezivts gilt zugleich als die 
Ermächtigung des Reichskanzlers, ohne welche nad) $. 5 des Geſetzes 


der Konful zur Ausübung der Gerichtsbarkeit nicht befugt ijt. Die 


Jurisdiktionsbezivfe der einzelnen Konfuln find in den Seite 6° 
erwähnten Verzeichniffen kenntlich gemacht. 

Die Verfonen, welche die Verrihtung der Gerichtsfchreiber und 
der Gerichtsvollzieher auszuüben haben, ingleichen diejenigen, welche 
zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft zuzulaffen find, bejtimmt der 
Konful. Das DVerzeichniß- diefer Verfonen wird in ortsüblicher 
Weiſe befannt gemacht. 

6. Verfahren in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten 
und in Konfursfahen: Der allgemeine Gerichtsitand einer 
Derfon wird durch den Wohnfiß, in Ermangelung eines Wohnfißes 
durch) den Aufenthaltsort beſtimmt (88. 13, 18 der Civilprozeß— 
ordnung*); der Gerichtsitand des Vertrags (8. 29), des Vermögens 
($. 24) reicht nicht aus, um einen Reichsangehörigen oder Schuß- 
genoffen im Konfulargerichtsbezivfe vor Gericht zu ziehen, vielmehr 
muß nah 8. 1 Kg. noch der Wohnſitz oder Aufenthalt in dem— 
jelben hinzukommen. [ 

Wer in einer zur Zuftändigfeit des Konſuls oder de8 Konfular- 
gerichtS gehörenden Sache eine Klage zu erheben beabfichtigt, kann 
unter Angabe des Gegenftandes feines Anspruchs zum Zwecke eines 
Sühneverfuchs den Gegner vor den Konful laden. Kommt ein 
Vergleich nicht zu Stande, jo wird auf Antrag beider Parteien 


*) Die Paragraphen bei welchen nichts weiter bemerkt ift, find diejenigen der 
Civilprozegordnung. Kg. bedeutet Konfulargerichtsbarfeitsgefeb. 
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dev Rechtsjtreit fofort verhandelt. Die Erbebung der Klage erfolgt 
in Diefem alle durch den mündlichen Vortrag derfelben (8. 471). 
Im Mebrigen kann die Klage bei dem Konful jchriftlich eingereicht 
oder zum Vrotofolle des’ Gerichtsſchreibers angebracht werden (S. 457). 
Anwaltszwang bejtebt nicht (SS. 74, 75). Nach Vorlegung der 
Klage bejtimmt der Konful einen Termin zur mündlichen Verband» 
lung, worauf dev Gerichtsfchreiber für die Quftellung der Klage an . 
den Beklagten Sorge zu tragen. bat, fofern nicht der Kläger erklärt, 
dies ſelbſt thun zu mollen ($. 458). Smifchen der Zuiftellung der 
Klagefchrift und dem Termin zur mündlichen Verhandlung muß 
ein gewiſſer Zeitraum (Einlaffungsfrift) liegen. Die Einlaffungs- 
frijt beträgt mindeitens drei Tage, wenn die Zuſtellung im Gerichte- 
bezivke des Konſuls erfolgt; fie wird von dem Konful frei bejtimmt, 
wenn fie im Auslande vorzunehmen it (S. 459). In Bezug auf 
den Begriff »Ausland«, welcher für den einbeimifchen deutſchen 
Nichter jedes nicht zum Deutfchen Reich gehörige Gebiet bedeutet, 
bemerken die Motive zum Konfulargerichtsbarfeitsgefege, der Richter- 
fonful werde ins Auge zu fallen haben, ob der bezüglichen Ge- 
jegesbeftimmung lediglich "die Nücdficht auf die aus der räumlichen 
Entfernung fich ergebenden Verkehrsſchwierigkeiten zu Grunde liegt, 
‚oder ob fie auf anderen Erwägungen, insbefondere auf der An- 
nahme beruht, dab die fremde Nechtspflege nicht gleiche Garantien - 
biete, wie die einheimifche. Im eviten Falle (vergl. 4. B. 8. 234 
Abf. 2) werde jedes dem betreffenden Konfulargerichtsbezirfe nicht 
angebörige Gebiet, im legteren dagegen (peral. 3. B. 8. 797 
Abf. 2, Konfursordnung SS. 207, 208) nur ein Gebiet, 
welches weder dem Deutjchen Reiche noch einem deutſchen 
Konfulargerichtsbezirfe angehört, ald Ausland angefehen werden 
dürfen. 

Durd) die Zuſtellung der Klagefchrift oder des die Klage ent: 
haltenden Protokolls wird die Klage erboben und damit die Rechts— 
hängigfeit dev Streitfache begründet (SS. 460, 235). f 

Der Beklagte fann vor der mündlichen Verhandlung dem 
Klager Erklärungen auf die Klage und Anträge mittbeilen; obliga- 
toriſch iſt eine fchriftliche Klagebeantwortung nicht (S. 120). 

Die mündliche Verhandlung findet, je nach der Zuſtändigkeit 
(fiehe oben Seite 204) vor dem Konful oder dem Konfulargericht 
ftatt. Sie wird dadurch eingeleitet, daß die Barteien ihre Anträge 
jtellen. Die Vorträge der legteren find in freier Rede zu halten; 
fie haben das Streitverbältniß in tbatfächlicher und vechtlicher Be 
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ziehung zu umfaflen ($. 128). Der Konful hat dahin zu wirken, 
daß die Varteien über alle erheblichen Thatſachen ſich vollftändig 
erklären und die fachdienlichen Anträge teilen ($. 464). Ev bat 
durch Fragen darauf hinzuwirken, daß unklare Anträge erläutert, 
ungenügende Angaben der geltend gemachten Ihatfachen ergänzt 
und die Beweismittel bezeichnet, überhaupt alle für die Feſt— 
jtellung des Sachverhältniſſes erhebliche Erklärungen abgegeben 
werden ($. 130). Jede Dartei hat fich über die vom Gegner be 
baupteten Thatſachen zu erklären. Thatſachen, welche nicht aus- 
drücklich beftritten werden, find in der Negel als zugeitanden an— 
zufehen ($. 129). Auf Grund der Varteivorträge erfolgt die Ent- 
fcheidung des Konfuls bezw. des Konfulargerichts unter Berück— 
fihtigung des gefammten Inhalts der Verhandlungen und des 
Ergebniffes‘ einer etwaigen VBeweisaufnahme nach freier Ueber- 
zeugung bezüglich der thatfächlichen Behauptungen ($. 259). 
Die Urtheile find Zwiſchen- oder Endurtheile. Erſtere ent- 
icheiden über einzelne felbftitandige Angriffs- und Vertheidigungs- 
mittel oder über einen Smifchenftreit ($. 275). Endurtheile ent- 
fcheiden über die Sauptfache. Zu ihnen gehören auch die Theilurtheile, 
welche erlaffen werden, wenn von mehreren in einer Klage geltend 
gemachten Anfprüchen nur der eine oder wenn nur ein Theil eines 
Anfpruchs oder bei erhobner Widerklage nur die Klage oder Die 
Widerklage zur Endentfcheidung reif ift ($. 273). Die Urtheile find 
entweder unbedingt oder, wenn von einem abzuleiftenden Eid ab- 
bängig gemacht, bedingt. 

Ein Verſäumnißurtheil wird erlaſſen, wenn eine Partei im 
Termin zur mündlichen Verhandlung nicht erfcheint. Dasfelbe lautet 
auf Abmweifung dev Klage, wenn der Kläger nicht erfcheint, und 
nimmt ‚gegen den nicht erfchienenen Beklagten das thatjächliche 
mündliche Vorbringen des Klägers als zugeitanden an, worauf je 
nach dem, was danach Rechtens ift, entfchieden wird (SS. 295, 296). 

Die Verfündung des Urtheils erfolgt durch Vorlefung der 
Urtheilsfformel in dem Termine, im welchem . die mündliche Ver— 
handlung geſchloſſen wird oder in einem ſofort anzuberaumenden 
nicht über eine Woche hinaus anzuſetzenden Termine ($. 281). 

Ueber die mündliche Verhandlung ift ein Protokoll aufzu- 
zunehmen, welches den Gang der Verhandlung im Allgemeinen 
enthält. Durch Aufnahme in das Vrotofoll find Anerkenntnifie, 
Verzichtleiftungen und den geltend gemachten Anſpruch erledigende 
Vergleiche. feitzuftellen. Ingleihen Anträge und Erklärungen, deren 
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Feſtſtellung vorgefchrieben ift, Ausfagen der Zeugen und Sadı- 
verjtändigen, das Ergebniß eines Augenfcheins, die Entſcheidungen 
und deren Verkündung (8. 146). 

Die Zuſtellung der Urtheile erfolgt auf Betreiben der Dar: 
teien (S. 288). 

Gegen Verfäumnißurtbeile jteht der Partei, gegen welche das 
jelbe erlaffen it, innerhalb einer Nothfriit von zwei Wochen von- 
der Zuftellung ab der Einſpruch zu, über welchen der Konful bezw. 
das Konfulargericht entjcheidet. Was die eigentlichen Nechtsmittel 
betrifft, jo finden folche nicht itatt, fofern der Werth des Streit— 
gegenftandes die Summe von 300 Mark nicht überfteigt. Im 
Uebrigen it in den vor dem Konful oder dem Konfulargericht 
verhandelten bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten zur Verhandlung und 
Entjcheidung über die Rechtsmittel der Beſchwerde und der Be 
rufung das Neichsgericht in Leipzig zuftändig, deffen Entfcheidung 
endgültig iſt (Kg. 8. 18). 

Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konful ein- 
gelegt. Die Einlegung, bezüglich welcher Anwaltszwang nicht beftebt, 
erfolgt durch Einreihung der VBerufungsfchrift. Der Konful bat 
eine Abjchrift der Berufungsfchrift an den Bevollmächtigten der 
- Gegenpartei, in Ermangelung eines folchen diefer felbft von Amts- 
wegen zuitellen zu laffen und die Prozeßakten durch Vermittelung ° 
des Auswärtigen Amts dem Neichsgericht zu überfenden (Ka. 8. 20). 

Das Nechtsmittel der Nevifion it in dem Konfularprozeffe 
—— 

In Bezug auf das Rechtsmittel der Beſchwerde (SS. 530 ff.) 
iit hervorzuheben, daß nad) 8. 19 Kg. der Konful zur Abänderung 
feiner durch Beſchwerde angegriffenen Verfügung befugt ift. 

Ein von dem vorjtehend ſtizzirten nach manchen Richtungen 
bin abweichendes Verfahren findet in dem Urkunden- und Wechſel— 
prozeffe, in Ehe- und Entmündigungsfachen — mo tbheilweife eine 
Mitwirkung der Staatsanwaltfchaft”) eintritt —, ſowie beim 
Mahnverfahren jtatt. 

Bezüglich der Zwangsvollſtreckung aus rvechtsfräftigen oder für 
vorläufig vollſtreckbar erklärten Endurtbeilen enthält das Konfular- 
gerichtsbarfeitsgefeg WBefonderbeiten nicht. ES fommen alfo die 
88. 644 ff. der Civilprozeßordnung, bezw. diejenigen landesgeſetz— 





*) Die Verrichtungen derfelben werden von dem Konjul einer der zur Aus- 
übung der Rechtsanwaltſchaft zugelaffenen Perſonen, eventuell einem andern adt- 
baren Gerichtseingefeffenen übertragen. 
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lichen Vorfchriften zur Anwendung, welche für die Iandrechtlichen 
Theile Vreußens zur Ausführung der Eivilprozefordnung erlaffen 
oder neben der leßteren in Gültigkeit find, insbefondere alfo für 
die Zwangsvollſtreckung in Schiffe das Gefeß vom 13. Juli 1883, 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(Gefeßfammlung ©. 131). 

Das Konkursverfahren ift von Neichswegen durch die — aud) - 
das materielle Konkursrecht enthaltende — Konfursordnung vom 
10. Februar 1877 (Reichögefegblatt ©. 351) einheitlich geregelt. 
Der Konful, bei welchem der Gemeinfchuldner feinen allgemeinen 
Gerichtsftand hat, ift für das Konkursverfahren ausfchließlich zu- 
ftändig. Die Eröffnung des Konkursverfahrens ſetzt die Zahlungs- 
unfäbigkeit des Gemeinfchuldners voraus und kann nur auf Antrag 
des legteren oder eines Konkursgläubigers erfolgen (Ko.*) $. 102). 
Bei der Eröffnung des Verfahrens ernennt der Konful einen 
Konkursverwalter, auf welchen fortan das dem Gemeinfchuldner 
entzogene Verwaltungs und Verfügungsrecht über das zur Konkurs 
mafje gehörige Vermögen übergeht, und welchem die Verwerthung 
diefes Vermögens obliegt (Ro. $. 5). Der Konful verordnet ferner 
einen nicht über einen Monat hinauszufegenden Termin zur Be 
Ichlußfaffung über die Wahl eines anderen Verwalters, ſowie über 
die Beltellung eines Gläubigerausfchuffes, erläßt den offenen Arreft 
und beftimmt die Anmeldefrift und den allgemeinen Vrüfungstermin 
(Ko. 8. 126). Die Friſt zur Anmeldung der Konkursforderungen 
beträgt 3 Wochen bis 3 Monate. Der Zeitraum zwifchen dem 
Ablaufe der Anmeldefriitt und dem allgemeinen Prüfungstermine 
fol mindeftens 1 Woche und höchſtens 2 Monate betragen. Im 
dem Prüfungstermine werden die angemeldeten Forderungen ihrem 
Betrage und ihrem Vorrechte nach einzeln erörtert. Der Gemein- 
jchuldner hat fich über die Forderungen zu erklären. Eine Forderung 
gilt als feftgeftellt, foweit gegen fie im Wrüfungstermine ein Wider- 
ſpruch weder von dem Verwalter noch von einem Konkursgläubiger 
erhoben wird oder foweit ein erhobener Widerfpruch befeitigt ift. 
Den Gläubigern jtreitig gebliebener Forderungen bleibt überlaffen, 
die Feftftellung derfelben gegen die Beftreitenden im Wege des 
ordentlichen Prozeßverfahrens zu betreiben. Nach der Abhaltung 
des allgemeinen Prüfungstermins foll, fo oft hinreichende baare 
Maffe vorhanden ift, eine Vertheilung an die Konkursgläubiger 


*) Ko. bedeutet Konfursordnung. 
König. Konfular » Handbuch, 3, Ausgabe. 14 
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erfolgen. Der Verwalter ftellt ein Verzeichniß der bei der Ver— 
theilung zu berüdfichtigenden Forderungen auf. Ueber Einwendungen _ 
gegen dieſes Verzeichniß entfcheidet der Konful. Die Schlußver— 
tbeilung geſchieht mit‘ Genehmigung des Konfuls, fobald die Ver 
werthung der Maffe beendigt ift. Der Vollzug jeder Vertheilung 
erfolgt durch den Verwalter (Ko. 8. 154). Nach der Abhaltung 
des Schlußtermins befchließt der Konful die Aufhebung des Kon— 
kursverfahrens. 

Um den vergleichsweiſen Abſchluß des Verfahrens zu erleichtern, 
geſtattet das Geſetz einen Zwangsvergleich, ſobald die Mehrzahl 
der Gläubiger, welche in einem auf Antrag des Gemeinſchuldners 
vom Konſul anzuberaumenden Vergleichstermine erſchienen find, 
ausdrücklich zuſtimmt, und die Geſammtſumme der Forderungen 
dieſer Gläubiger wenigſtens drei Viertheile der Geſammtſummen aller 
zum Stimmen berechtigenden Forderungen beträgt. Der angenommene 
Zwangsvergleich bedarf der Beſtätigung des Konſuls, welcher nach 
Anhörung der Gläubiger, des Verwalters und des Gläubiger— 
ausſchuſſes entſcheidet. 

Auch in Konkursſachen iſt zur Verhandlung und Entſcheidung 
über die Rechtsmittel der Beſchwerde und der Berufung das Reichs— 
gericht zuſtändig, gegen deſſen Entſcheidung ein weiteres Rechts— 
mittel nicht ſtattfindet. 

Schließlich wird zum Handgebrauch für die Konſuln auf die 
neueren Werke: von Wilmowski und Levy, Handausgabe der 
Civilprozeßordnung und des Gerichtsverfaffungsgejeges für das 
Deutfhe Reich, Berlin, Franz Wahlen, und auf: von Wil- 
momwsfi, deutjche Reichskonfursordnung, Berlin, gleicher Verlag, 
hingewieſen. 

7. Das Verfahren in Strafſachen regelt ſich mit den 
durch die Verhältniſſe gebotenen Modifikationen nad) den Vorfchriften 
der Strafprogeßordnung vom 1. Februar 1877 (Reichsgeſetzblatt 
©. 253). Der Konful übt die Verrichtungen des Amtsrichters 
und des WVorfißenden der Straftammer aus. Cine Mitwirkung der 
Staatsanwaltfchaft findet nicht ftatt, vielmehr jchreitet dev Konſul 
von Amtswegen ein, er bat insbefondere geeigneten Falls die der 
Staatsanwaltfhaft im vorbereitenden Verfahren obliegenden Er- 
mittelungen anzuftellen und in feine Hände ift das Quftellungs- 
und Vollſtreckungsweſen gelegt. Eine Vorunterfuhung findet nicht 
ftatt. In den zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte und des Reichs- 
gerichts gehörigen Sachen hat der Konful nur Sicherheitsmaßregeln 
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zu treffen und etwa dringende Unterfuchungshanbtungen vorzu— 
nehmen. 

Das ordentliche Eonfulargerichtliche Strafverfahren geitaltet fic) 
nad) Vorjtehendem wie folgt. 

Der Gerichtsitand iſt fowohl bei demjenigen Konfulargerichte 
begründet, in deſſen Bezirk die ftrafbare Handlung begangen ift 
($. 7)*), al8 auch bei demjenigen, in deſſen Bezirke dev Angefchuldigte - 
zur Zeit dev Eröffnung des Strafverfahrens feinen Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat ($. 8). Wenn die ftrafbare Handlung 
weder im Deutfchen Neiche noch in einem deutſchen Konfular- 
gerichtsbezixke, alfo im Auslande begangen und ein Gerichtsftand 
durch) Aufenthalt oder Wohnfig nicht begründet ift, fo ift dasjenige 
mer. zuftändig, in deſſen Bezirk die Ergreifung erfolgt 
iſt (F. 9). Iſt die ftrafbare Handlung auf einem deutjchen Schiffe 
außerhalb Deutfchlands bezw. eines deutfchen KRonfulargerichtsbezirfs 
oder auf offener See begangen, fo ift dasjenige Konfulargericht zu- 
ftändig, in deſſen Bezirk derjenige Hafen liegt, welchen das Schiff 
nach der That zuerft erreicht, vorausgefegt, daß der Thäter Neichs- 
angehöriger oder Schußgenoffe iſt und fi noch auf dem Schiffe 
befindet. 

Der Konſul ift verpflichtet, wegen der zu feiner Kenntniß ge 
langenden gerichtlich jtrafbaren und verfolgbaren Handlungen ein- 
zufchreiten, fofern zureichende thatfächliche Anhaltspunkte vorliegen 
(8. 152; Kg. 8. 25). Er hat im vorbereitenden Verfahren von 
Amtswegen den Sachverhalt zu erforfchen und dabei nicht bios die 
zur Belaftung, fondern auch die zur Entlaftung dienenden Um— 
jtände zu ermitteln, für die Erhebung derjenigen Beweije Sorge 
zu tragen, deren Verluft zu befürchten ſteht (F. 158), kann aud) 
zu dieſem Zwecke vichterliche Unterfuchungshandlungen vornehmen 
(88. 159 ff). Bei den nur auf Antrag verfolgbaren Beleidigungen 
‚und Körperverlegungen, welche von dem Verlegten im Wege der 
Privatklage verfolgt werden können, hat der Konful nur dann von 
Antswegen einzufchreiten, wenn dies im öffentlichen Intereffe liegt 
($$. 414, 416). Dem Befchuldigten ift gleich bei der eriten Ver— 
nehmung zu eröffnen, welche ftrafbare Handlung ihm zur Laft ge- 
legt wird, feine perſönlichen Verhältniffe find zu ermitteln und «8 


“ 


*) Die Paragraphen, bei welchen nichts weiter bemerkt ift, find diejenigen der 
Strafprozefordnung. Die Paragraphen des Ronfulargerichtsbarfeitsgefeßes find durch 
ein Kg. gekennzeichnet. 
14° 


212 


iſt ihm zur Befeitigung der gegen ihn fprechenden Verdachtsgründe, 
jowie zur Geltendmachung der zu feinen Gunſten fprechenden That 
ſachen Gelegenheit zw geben ($. 136). Dex Beſchuldigte kann ſich 
in jeder Lage des Verfahrens des Beiſtandes eines Vertheidigers 
bedienen ($. 137). Bieten die angeftellten Ermittelungen feinen ge 
nügenden Anlaß zur Forfeßung des Verfahrens, jo verfügt der 


Konful die Einftellung desjelben (F. 1685). Andernfalls erläßt er. 


in den SS. 447 ff. bezeichneten Fällen einen jchriftlichen Strafbefehl 
oder er eröffnet fofort das Hauptverfabren (Kg. $. 27), oder er 
verfügt die Einleitung des Strafverfahrens gegen den Beichuldigten, 
welcher fortan als Angefchuldigter bezeichnet wird ($. 155). Die 
Einleitungsverfügung bat die dem AUngefchuldigten zur Laſt gelegte 
That unter Hervorhebung ihrer gefeglichen Merkmale und des an- 
zuwendenden Strafgefeßes zu bezeichnen (Kg. 8. 26). In gewiffen, im 
9. Abjchnitt 1. Buchs der Strafprozeßordnung näher bezeichneten 
Fällen kann der Angefchuldigte zur AUnterfuchungshaft genommen 
werden. Der Konful hat die Einleitungsverfügung dem Ange 
Ichuldigten mitzutbeilen und ihn zugleich zur Erklärung aufzufordern, 
ob er die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Haupt 
verhandlung beantragen oder Einwendungen gegen die Eröffnung 
des Hauptverfahrens vorbringen wolle ($. 199). Der Konful be 


jchließt leßtere, wenn nach den Ergebniffen des vorbereitenden Ver- - 


fahren® der Angejchuldigte einer jtrafbaren Handlung verdächtig 


ericheint (F. 201). Im dem Bejchluffe, durch welchen das Haupt 


verfahren eröffnet wird, ijt die dem Angeklagten — jo wird nad) 
dem Eröffnungsbefchluffe der Beichuldigte oder Angefchuldigte be- 
zeichnet — zur Laſt gelegte That unter Hervorhebung ihrer gejeß- 
lichen Merkmale und des anzumendenden Strafgefeges, ſowie das 
Gericht zu bezeichnen, vor welchen die Hauptverhandlung ftattfinden 
joll ($. 205), auch find die Beweismittel anzugeben. Der Termin 
zur Hauptverhandlung wird von dem Konful anberaumt ($. 212). 
In der Hauptverhandlung find zwei Beifiger zuzuziehen, wenn e8 
fid) um eine Uebertretung oder um ein leichteres Vergehen handelt; 
handelt es fich um ſchwerere Vergehen oder um ein vor die Kon- 
julargerichte gehöriges Verbrechen, jo ift die Zuziehung von vier 
Beifigern erforderlih. Die Hauptverhandlung, welche in ununter- 
brochener Gegenwart der zur Urtheilsfindung berufenen Berfonen 
und eines Gerichtsfchreibers ($. 225) erfolgt, beginnt mit dem 
Aufrufe der Zeugen und Sachverftändigen. Hieran ſchließt ſich die 
Vernehmung des Angeklagten über feine perfünlichen Verhältniſſe 


213 


und die Verlefung des Befchluffes über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrene. Sodann folgt die Vernehmung des Angeklagten zur 
Sache ($. 242), worauf zur Beweisaufnahme gefchritten wird. Den 
Umfang derjelben bejtimmt das Gericht, ohne hierbei durch Anträge, 
Verzichte oder frühere Befchlüffe gebunden zu fein. Nach dem 
Schluffe der Beweisaufnahme wird der Angeklagte befragt, ob er 
noc) etwas zu feiner Vertheidigung anzuführen hat ($. 257). Die - 
Hauptverhandlung fehließt mit der Erlaffung des Urtheils. Letzteres 
fann nur auf Freifprehung, WVerurtbeilung oder Einftellung des 
Verfahrens lauten. Ueber das Ergebniß der Bemweisaufnahme ent- 
fcheidet das Gericht nach feiner freien, aus dem nbegriffe der Ver- 
handlung gefchöpften Ueberzeugung. Zu einer jeden dem Angeklagten 
nachtheiligen Entfcheidung ift eine Mehrheit von zwei Drittheilen 
der Stimmen erforderlich. Gegenſtand der Axtheilsfindung ift die 
in dem Exöffnungsbefchluffe bezeichnete That, wie fie fi) nad) dem 
Ergebniſſe der Verhandlung darftellt. Die Verkündung des Urtheils 
erfolgt durch Verlefung der Urxtheilsformel und Eröffnung der Ar 
theilsgründe am Schluffe dev Verhandlung oder ſpäteſtens mit Ab- 
lauf einer Woche nad) dem Schluffe der Verhandlung ($. 267). 
Meber die Hauptverhandlung ift ein Brotofoll aufzunehmen, weldyes 
den Gang und die Ergebniffe der Sauptverhandlung im Wefentlichen 
wiedergeben und die Beobachtung aller wefentlihen Förmlichkeiten 
erfichtlich machen, auch die Bezeichnung der verlefenen Schriftjtüde, 
die wefentlichen Ergebniffe der Vernehmungen, fowie die im Laufe 
der Verhandlungen geftellten Anträge, die ergangenen Entfcheidungen 
und die Urtheilsformel enthalten muß ($. 272, 273; Kg. 8. 30). 

Gegen die in Straffachen wegen Uebertretungen exlafjenen 
Entfcheidungen find Rechtsmittel nicht zuläfjig; in andern Straf- 
fachen findet gegen die Urtheile des Konfulargerichts das Rechts— 
mittel der Berufung an das Reichsgericht ftatt. Da das Konfular- 
‚gerichtsbarkeitsgefeß dem Konful die Befugniß zur Einlegung des 
Rechtsmitteld nicht gewährt hat, fo fteht dasjelbe nur dem Ange 
Elagten bezw. dem Vrivatfläger und dem Nebenkläger zu. Die 
Berufung muß bei dem Konſul binnen zwei Wochen nad) Ver— 
fündung des Uxtheils zu Protokoll oder fehriftlich eingelegt werden 
($. 355, Kg. 8. 37) und kann binnen weiterer zwei Wochen in 
gleicher Weife gerechtfertigt werden. it die Berufung verfpätet 
eingelegt, jo hat der Konſul das Rechtsmittel zu verwerfen. Der 
Befchwerdeführer kann binnen zwei Wochen nach Zuftellung Des 
Beſchluſſes auf die Entjcheidung des Neichsgerichts antragen. In 
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diefem Falle find die Alten — durch Vermittelung des Ausmwärti- 
gen Amts — an das Reichägericht einzufenden; die Vollſtreckung 
des Urtheils wird jedoch, hierdurch nicht aufgehalten (S. 360). Iſt 
die Berufung rechtzeitig eingelegt, fo fendet der Konſul nach Ablauf 
der Friſt zur Nechtfertigung, geeignetenfalls nad) Vernehmung von 
Zeugen und Sachveritändigen (8. 65, Ka. $. 39) die Akten — 
durch Wermittelung des_ Auswärtigen Amts — dem Ober-Reich- - 
anwalt in Leipzig ein. 

Die Wiederaufnahme eines durch vechtsfräftiges Urtheil ge 
jchloffenen Verfahrens kann der Konful von Amtswegen eintreten 
laffen (SS. 379 ff.; Ra. S. 41). 

Das VBegnadigungsrecht jteht in Eonfularifchen Straffachen 
dem Kaifer zu. Gelditrafen fließen zur Neichskaffe. 

8. Freiwillige Gerichtsbarkeit. Das Konfulargerichts- 
barfeitsgefeß weift im $. 12 Abfat 2 der Zuftändigfeit des Nichter- 
konſuls auch diejenigen zu der jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehö— 
venden Angelegenheiten zu, für welche in den landrechtlichen Theilen 
Preußens in erfter Inſtanz die Amtsgerichte oder Landgerichte zu- 
ſtändig ſind.) Die Anlehnung an das preußifche Partikularrecht 
war geboten, weil. e8 reichSgefegliche Beltimmungen über die Zu— 
ſtändigkeit in Sachen der nichtjtreitigen Gerichtsbarkeit nicht giebt. 
Auch Hinfichtlich des Verfahrens in folchen Sachen fehlt e8 an reich®- 
gefeglichen Beltimmungen, daber in diefer Beziehung gleichfalls das 
altländifche preußische Necht für maßgebend erklärt ift, ſoweit das— 
jelbe nicht Einrichtungen und Verhältniffe vorausfegt, welche in den 
Konfulargerichtsbezirken fehlen (Kg. $. 43). Selbftverftändlic) finden 
diejenigen Beltimmungen der Reichsgeſetze, welche durch preußifche 
Geſetze auf nicht ftreitige Angelegenheiten für anmendbar erachtet 
find, auch in den Ronfulargerichtsbezirfen entfprechende Anwendung. 
Vergl. SS. 1 und 4 des preußischen Ausführungsgefeges zur deutfchen 
Civilprozeßordnung vom 24. März 1879 (Gefeßfammlung ©. 281). 
Der Ausschluß derjenigen preußifchen Beſtimmungen, deren Aus- 
führung in den Konſulargerichtsbezirken ſich nicht ermöglichen läßt, 
ift durch die Natur der Sache geboten. In den Motiven zum 
Konfulargerichtsbarkeitsgefege iſt beifpielsweife an die preußifchen 
Vorſchriften über das Hinterlegungsweien erinnert. Seitdem ift 
die Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 (Gefegfammlung 


*) Vergl. das preußifche Ausführungsgefes zum deutfchen Gerichtsverfaffungs- 
gefege vom 24. April 1878 (Geſetzſammlung ©. 230 88. 25. 26. 29. 41 — 43). 
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©. 249) ergangen, deren Beitimmungen theilweife — vergl. nament- 
ih den zweiten und dritten Abfchnitt diefes- Gefeßes — in den 
Konfulargerichtsbezirken zur Anwendung zu bringen fein werden. 
Nicht anwendbar find — weil die betreffenden Einrichtungen in 
den Ronfulargerichtsbezixken fehlen — die preußifchen Beſtimmungen 
über das Grundbuch- und Hypothefenwefen. Die Fideitommißfachen 
unterliegen der Zuftändigfeit des Konfuls nicht, weil im Inlande 
die Oberlandesgerichte zuftändig find. Für die Richterfonfuln werden 
hauptſächlich in Betracht fommen: a) die Vollziehung, Beurkundung 
und Betätigung von Rechtshandlungen, b) das Vormundfchafts- 
weſen und c) das Verlaffenfchaftswefen. 

a) Die in den landrechtlichen Theilen Wreußens geltenden Ge- 
fee machen für eine Anzahl von Rechtshandlungen die Nechtsver- 
bindlichkeit von einer Mitwirkung der Gerichte abhängig. Dergleichen 
Rechtshandlungen erfordern in den Ronfulargerichtsbezirken die Mit- 
wirkung des Konfuls. In dieſes Gebiet fällt die Aufnahme von 
Erklärungen des legten Willens (Teſtamente, Erbverträge), die Auf: - 
nahme gewiſſer Rechtsgefchäfte unter Lebenden (Schenkungen u. f. w.) 
und von Erklärungen über den Austritt aus der Kirche (Gefeß vom 
14. Mat 1873, Gejeßfammlung ©. 207), die Wiederinkursfegung 
von Inhaberpapieren (Gefeß vom 16, Juni 1835, Gefeßfammlung 
©. 133), ſowie die Führung der Genofjenfchafts- und Handels- 
vegifter. Bei Aufnahme folher Handlungen der freiwilligen Ge- 
vichtsbarfeit iſt dasjenige zu berüdfichtigen, was im $. 44 ff. d. 8. 
über Aufnahme von Urkunden durch Notare gefagt ift. 

b) Das Vormundſchaftsweſen ift in den landrechtlichen 
Theilen Preußens durch die Vormundfchaftsordnung vom 5. Juli 
1875 (Gefegfammlung ©. 431) geregelt. Die gedachte Wormund- 
haftsordnung unterfeheidet die Vormundſchaft über Minderjährige, 
die VBormundfchaft über Großjährige und die Dflegfchaft. 
| Für die Vormundfchaft über einen Minderjährigen ift der 

Richterfonful zuftändig, im deſſen Bezirk der Vater (die unebeliche 
Mutter) zu der Zeit in welcher die Bevormundung nöthig geworden 
it (zur Seit der Geburt des unehelichen Kindes) Wohnfig oder in 
Ermangelung eines folchen Aufenthalt gehabt hat. Minderjährige 
erhalten einen VBormund, wenn fie nicht unter väterlicher 
Gewalt jtehen, wenn die väterliche Gewalt ruht, oder wenn der 
Vater felbft bevormundet wird. it ein gefeglicher Vormund (dev 
Vater der unebelihen Mutter u. f. w. 88. 12, 83 der Vormund- 
ſchaftsordnung) nicht vorhanden, fo hat der Konful von Amtswegen 
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die Vormundfchaft einzuleiten. Großjährige erhalten einen Vormund, 


wenn fie für geiſteskrank oder für Verſchwender erklärt, jowie wenn 


fie taub, ftumm oder blind und hierdurch an Beforgung ihrer 
Nechtsangelegenheiten gehindert find. Auch für abweſende Groß 
jährige it unter Umftänden ein Vormund zu bejtellen. Der Bor- 
mund wird von dem Konful durch Verpflichtung auf treue und 


gewiffenbafte Führung der Vormundfchaft beitellt. Neben dem Bor 


mund fann ein Gegenvormund beftellt werden. In gemiljen 
Fällen ift die Beſtellung eines folchen obligatorifch. Dem Vormund 
liegt die Sorge für die Verfon und die Vermögensangelegenheiten 
des Mündels, ſowie die erforderliche Vertretung desfelben ob. Der 
Gegenvormund hat darauf zu achten, daß die Vermögensverwaltung 
des Vormunds ordnungsmäßig geführt wird, Der Konful bat 
über die gefammte Thätigfeit des Vormunds und des Gegenvor- 
munds die Aufficht zu führen, fowie in dev Negel jährlid von dem 
Vormund Nechnungslegung über die Vermögensverwaltung zu for» 
dern und die Rechnung zu prüfen. Die Vormundfchaftsordnung 
bejtimmt, daß Dem Vormundfchaftsgericht für jede Gemeinde oder 
für örtlich abzugrenzende Gemeindetbeile ein oder mehrere Gemeinde: 
glieder al8 Waifenräthe zur Seite zu fegen find. Es wird un— 
bedenklich fein, die Eingefeffenen des Konſulatsbezirks in diefer Be— 
ziehung als eine Gemeinde anzufehen und danad) die betreffenden 
Beltimmungen der Vormundſchaftsordnung ſinngemäß anzuwenden, 


ſoweit ſich dies nad) den Verhältniſſen im Konſulatsbezirke thun läßt. 


In Folge Anordnung der Eltern bezw. auf Antrag dreier naher 
Verwandten oder des Wormunds oder Gegenvormunds ift unter 
dem Vorſitz des Konfuld aus böchitens ſechs Verwandten oder 
Verfchwägerten des Mündels event. aus anderen Perſonen ein 
Familienrath zu bilden, welcher die Nechte und Pflichten eines 
Vormundfchaftsgerichts hat. 

Die Vormundfchaft über Minderjährige hört auf, wenn der 
Mündel die Großjährigfeit erreicht, wenn ex in väterliche Gewalt 
tritt, und wenn das Ruhen der väterlichen Gewalt oder die Bevor: 
mundung des Vaters aufhört. Die Großjährigfeitserkflärung eines 
Mündels ijt zuläffig, wenn derjelbe das achtzehnte Lebensjahr zurüd- 
gelegt hat. Die VBormundichaft über einen Großjährigen hört auf, 
wenn der Grund zu deren Einleitung gehoben ift. 

Die in väterlicher Gewalt oder unter Vormundfchaft ftehenden 
Derjonen erhalten einen Bfleger für Angelegenheiten, bei welchen 
die Ausübung der väterlichen oder vormundfchaftlihen Rechte 


BEE EURE. 
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erforderlich ift, aber aus thatfächlichen oder vechtlihen Gründen 
nicht jtattfinden kann. Ferner iſt für eine Leibesfrucht, ſowie zur 
Erhaltung eines Nachlafjfes und Ausmittelung des zu demfelben 
berechtigten unbekannten Erben ein Dfleger zu bejtellen. Auch 
fünnen Perſonen, welche felbft zu handeln außer Stande find und 
der väterlichen oder vormundfchaftlichen Vertretung entbehren, für 
einzelne Angelegenheiten oder für einen beftimmten Kreis von Ans . 
gelegenheiten einen Pfleger erhalten. Auf die Pflegſchaft finden die 
Vorfchriften über Vormundfchaften entiprechende Anwendung. 

ec) Hinſichtlich des Verlaſſenſchaftsweſens kommen für 
den Richterkonſul als Nachlaßrichter in Betracht: die Ausſtellung 
von Erbbeicheinigungen, ‚die Sicherjtellung von Nachläſſen, Annahme 
von Exrbfchaftsentfagungen, Erbichaftstheilungen. 

In Betreff der Exbbefcheinigungen enthält das Gefeß vom 
12. März 1869 (Gefeßfammlung ©. 473) nähere Beltimmungen. 
Der Erbe bat zu Protokoll eine eidestattliche Verſicherung abzu- 
geben, daß ihm andere gleich nahe oder nähere Erben nicht befannt - 
fein, er auch nicht wiffe, daß der Exblaffer eine letztwillige Ver- 
fügung binterlaffen. babe. Der Konful hat, wenn er das Erbrecht 
für nachgewiefen erachtet, eine urkundliche Beſcheinigung darüber 
auszuftellen. Auf Grund einer ſolchen Exrbbefcheinigung kann die 
Meberfchreibung von Rechten des Exblaffers auf den Erben in 
öffentlichen Büchern (Grundbüchern, Gemerfenbüchern, Schiffs— 
tegijtern u. dergl.) bewirkt werden. 

Siegelung bezw. Sicherftellung eines Nachlaffes findet entweder 
auf Antrag eines Intereſſenten (Erbe, Verwandter, Hausgenoffe) 
oder don Amtswegen ftatt. Letzteres, wenn die vermuthlichen 
nächften Erben unbekannt, ungewiß oder abweſend find, wenn Die 
Erben fämmtlich fremde Unterthanen find, wenn unter den Erben 
Minderjährige, Wahn- und Blödfinnige oder gerichtlich erklärte 
Verſchwender fich befinden, denen ein Vormund noch nicht beftellt 
ift, endlicy wenn befondere Umstände e8 erforderlich machen. Zu 
vergl. 88. 4 bis 7, 31 ff. Theil I. Titel 5 Allgemeiner Gericht$- 
ordnung, SS. 460, 461 Theil I. Titel 9 Allgemeinen Landrechts. 
Ueber das Verfahren bei Siegelungen, Entfiegelungen und Inventur 
handelt $.48 d. B. Es ift zweckmäßig, die Hausbewohner, wenn 
Diefe der Gerichtsbarkeit des Konfuls unterjtehen, mit der Beitimmung 
des $. 136 Strafgefeßbuchs befannt zu machen. 

Eine gerichtliche Nachlaßregulirung findet nach den jegt gültigen 
- Gefegen auch bei Betheiligung von bevormundeten Perfonen (Bor 
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mumdfchaftsordnung $. 43) nur auf befonderen Antrag eines 
ntereffenten statt. Im Beug auf das Werfabren wird auf 
Märker, die Nachlaßregulirung, das Erbrecht 2c. Berlin R. v. Deders 
Verlag 10. Auflage 1884 verwiefen, welches empfehlenswertbe 
Buch auch das Wormundfchafts- und Hinterlegungswefen, ſowie 
das Aufgebot der Nachlaßgläubiger und andere einfchlagende Ma- 
terien behandelt. . 


Elfter Abſchnitt. 
Ertheilung und Viſirung von Päſſen. 
8. 58. 


2 


J. Das Reichsgeſetz über das Paßweſen. 


Das Reichsgeſetz über das Paßweſen vom 12. Oktober 1867 
(Reichsgeſetzblatt S. 33) erklärt ſowohl Reichsangehörige als Aus— 
länder für befugt, ohne ein Reiſepapier im Bundesgebiete zu reiſen 

und ſich aufzuhalten, auch beſtimmt es, daß weder beim Eintritt, 
noch beim Austritt über die Grenze des Bundesgebiets ein Reife - 
papier gefordert werden fol. Doc kann die Baßpflichtigfeit durch 
Anordnung des Kaifers vorübergebend eingeführt werden, wenn Die 
Sicherheit des Reichs oder eines einzelnen Bundesſtaats oder die 
öffentliche Ordnung durd Krieg, innere Unruhen oder ſonſtige 
Ereigniffe bedroht erfcheint. *) Auch find Reichsangehörige wie 
Ausländer verpflichtet, fich auf amtliche Exrfordern über ihre Per— 
fon genügend auszumweifen. Deshalb bejtimmt der $. 1 des Paß— 
gejeges, dab den Neichsangehörigen auf ihren Antrag Päſſe oder 
jonftige Neifepapiere extheilt werden jollen, wenn ihrer Befugniß 
zur Reife gefegliche Hinderniffe nicht entgegenftehen. Der 6 des— 
jelben Gefeges erklärt die Reichsfonfuln für befugt, Päſſe an Reichs- 
angehörige zum Eintritt in das Bundesgebiet zu ertheilen. Der 
$. 25 des Konſulargeſetzes erweitert dieſe Befugniffe der Konjuln, 
indem ex bejtimmt: »Die Neichskonfuln find befugt, den in ihrem 
Amtsbezirke ſich aufbaltenden Neichsangehörigen Päſſe auszuftellen, 


*) Vergl. z. B. die Verordnung vom 14. Juni 1879 und 29. Dezember 1880, 
betreffend die Vahpflichtigfeit der aus Rußland kommenden Reifenden (Reichögefeh- 
blatt de 1879 ©. 155 und de 1881 ©. 1). 
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fowie Paſſe zu viſiren, die Päſſe fremder Behorden jedoch nur zum 
Eintritt in das Bundesgebiet.« 
$. 59. 
II. Verfahren bei Ertheilung und Viſirung von Bäffen. 
Die Konfuln dürfen auf Grund der letzterwähnten Gefehes- 


vorjchrift den in ihrem Amtsbezirke ſich aufhaltenden Neichsange- — 


börigen Päſſe ſowohl zum Eintritt in das Neichsgebiet, als auch 
zu Reifen in dem Konfulatsbezirfe und in anderen Ländern außer 
halb des Reichsgebiets ertheilen. 

Bei Prüfung der Legitimation des Paßſuchers ift namentlich 
feitzuftellen, daß derjelbe die Reichsangehörigkeit noch bejist. Waltet 
in Diefer Beziehung Zweifel ob, ſo iſt bei der vorgeordneten Be— 
hörde anzufragen. Ueberhaupt wird es, wenn nicht die Umſtände 
beſondere Befchleunigung bei der Paßertheilung exheifchen, den be- 


treffenden Perſonen zu überlaffen fein, fi) Päſſe von ihrer Hei ° 


mathsbehörde zu bejchaffen. 


An die oben ©. 12 unter b erwähnten Schußbefohlenen werden 


Päſſe — wenn überhaupt — nur infoweit ertheilt werden dürfen, 
als fie dem Zwecke dienen, denfelben den Weg in die Heimath oder 
zu ihren nächiten Landeskonſuln frei zu machen. 

Vorausfegung jeder Waßertheilung ift, daß nicht die Landes— 
behörden Einfprache erheben und daß feine befannten gefeßlichen 
Hinderniffe entgegenftehen. Als ſolche SHinderniffe führt die All 
gemeine Dienft- Jnitruftion beifpielsweife an: Militärpflicht, polizei- 
liche Beauffichtigung, gerichtliche Unterfuhung- u. |. w. Bezüglich) 
der Militärpflicht der Reichsangehörigen ift neben den ausführlichen 
Beltimmungen der Allgemeinen Dienjt-Inftruftion zu $. 25 die 
Sufammenftellung im Anhang, ſowie 8 36 dieſes Buchs zu ver 
gleichen. Solchen Berfonen, welche militärpflichtig find oder in 
kurzer Zeit Dienftpflichtig werden, dürfen Päſſe unbedenklich zu dem 
Zwecke ertheilt vefp. verlängert werden, um fie in den Stand zu 
fegen,. ſich zur Ableiftung ihrer Dienftpfliht in die Heimath zu 
begeben. Weift der Antragfteller durch Attefte nach, daß er von 
der Militärpflicht entbunden ift oder einen Aufſchub zur Ableiftung 
derfelben erhalten hat, jo fann ihm ein Paß auc zur Reife nad) 
anderen Orten ertheilt werden, in leßterem Falle ift jedoch Die 
Dauer des Paſſes nicht über den Zeitpunkt, bis zu welchem der 
Auffhub. lauft, auszudehnen. Die Allgemeine Dienft- Inftruftion 


\ 


220 


weilt noch darauf bin, daß den Mannfchaften des Beurlaubten- 
ſtandes Päſſe nur dann ertbeilt vefp. verlängert werden dürfen, 
wenn diefelben nachweifen, daß fie ihren militärischen Verpflich— 
tungen binfichtlich der Abmeldung und Nachſuchung des erforder: 
lichen militärischen Urlaubs nachgekommen find. 

Zu den Päſſen baben die Konfuln Inhalts der Allgemeinen 
Dienſt-Inſtruktion das nachjtehende Formular zu benugen: 


Deutfches Reid). 





No; ‚17% 

des Paßjournals. 

Signalement. | Das (General, Vize) Konſulat des deut. 
Alter hen Reiches zu N. N. erfucht hiermit alle Mi— 
Statur litär⸗ und Eivilbehörden, auf Vorzeigung dieſes, 
Haar 82. —— 
Stirn 
Angenuranen | ee —[—[ 
Augen 
Mund 
Bart frei und ungehindert reifen, auch nötbigenfalls 
Kinn ib.... Schutz und Beiſtand angedeihen zu laſſen. 
Geſichtsfarbe Gegeben zu N. N., ben... „ua ann 
Befondere Kennzeichen Der (General, Vize) Konful des 

Unterfchrift | Ä Deutfchen Reiche. 
des Paß- Inhabers. | (Siegel) (Unterſchrift.) 

Reiſe-Paß 


gültig auf*) 


Das Reifeziel ift immer beftimmt zu bezeichnen, unzuläffig it 
es, Päſſe zu erteilen, die einfach dazu dienen, ganz unbejtimmt 
das Reifen zu ermöglichen. 

4 Die Konſuln ſind außer zur Ausſtellung von Päſſen auch 

ſefugt, Päſſe ſowohl der Reichsbehörden und der Behörden ein— 
zelner Bundesſtaaten, als auch fremder Behörden zu viſiren. Die 
Ertheilung des Viſa ſetzt immer voraus, daß der Paß von der 
zuſtändigen Behörde ausgeſtellt und daß weder der zu viſirende 
Paß der Zeit nach abgelaufen iſt, noch das Viſa nach einem Orte 


*) Bezüglich der Gültigkeitsdauer find die darüber vorhandenen Spezialbeftim- 
mungen zu beachten. Vergl. 3. B. die Zufag-Ronvention mit China vom 31. März 1880 
(Meichsgefegblalt de 1884, ©. 361), 
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hin begehrt wird, auf welchen dev Paß von der Behörde, die ihn 
ertheilt hat, gar nicht geſtellt ift. 

Päſſe fremder Behörden dürfen nur zum Eintritt in das 
Reichsgebiet vifint werden, auch darf der Konful nur folchen Päſſen 
fremder Behörden das Viſa ertheilen, welde von der zuftändigen 
Behörde feines Amtsſitzes ausgeitellt oder vifirt oder mit dem Viſa 
eines init ihm in demfelben Lande vefidirenden diplomatifchen oder 
Eonfularifchen Vertreters derjenigen Macht verfehen find, von deren 
Behörden der Paß ausgeſtellt ift. 

Nicht zu exrtheilen find Bäfje oder Paßviſa an Perfonen, von 
welchen befannt oder anzunehmen tft, daß fie der — Sicher⸗ 
heit gefährlich ſind oder dem Bettel nachziehen, z. B. Zigeuner 
und dergleichen. 

Ueber die Ertheilung von Päſſen und Viſas haben die Kon— 
ſuln ein Regiſter zu führen. Das nachſtehende Formular wird 
dabei zur Verwendung kommen können: 











Ort 











D 
* Perſonsbeſchreibung. Datumſ grund 
der 
Pi | * Erthei⸗ 
= Re lung des 
3 2 : aſſes 
N m 3 x > ea * 
ame. — kument, 
8 sehe & ‚lauf mel: 
2a . = pe} sie an ch 
zu * Ss sl2lelsls| EN 
=l..|= . = N =|S1I.1°13 = bag Bifa 
el2l8|l2]..|8|s = ks —— — 1818122ertheilt 
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Zwölfter Abſchnitt. 
Unterſtützung Hülfsbedürftiger. 
$. 60. 


I. Allgemeines. 


Das Konſulargeſetz (S. 26) verpflichtet die Konſuln, bülfs- 
bedürftigen Neichsangehörigen die Mittel zur Milderung augenblid- 
licher Noth oder zur Rückkehr in die Heimath nad) Maßgabe der 
ihnen ertbeilten Amtsinjtruftion zu gewähren. Die Allgemeine 
Dienſt-Inſtruktion, deren Erläuterung zu diefer Beitimmung in dem 
Nachtrage vom 22. Februar 1873 durch eine neue Nedaktion erſetzt 
worden ijt, enthält ebenfowenig wie das Konfulargefeg eine Defi- 
nition des Ausdruds Hülfsbedürftigfeit. Im Allgemeinen wird als 
hülfsbedürftig derjenige anzufehen fein, welcher fi und feinen An- 
gehörigen wegen dauernder oder vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 
oder aus anderen, dem gleicy zu achtenden Gründen den nothdürf- 
tigen Lebensunterhalt nicht verſchaffen kann. Nur folden darf 
eine Beihülfe aus öffentlichen Fonds im Fall wirklicher und un- 
verſchuldeter Noth, bei Krankheit, Arbeitsunfähigfeit 20. gegeben 
werden, wenn diefe Perſonen der Unterftügung nicht nur bedürftig, - 
fondern auch würdig find, nicht Vagabonden und Bettlern. »Es 
ift befannt — beißt e8 in dem Sirkular vom 1. April 1882, 
Gentralblatt S. 218 — und ein Gegenftand lauter Klage, dab von 
Deutfchland aus die benachbarten Länder von Schaaren arbeits- 
Scheuer, aller Mittel entblößter Menfchen überzogen werden, die 
[ediglich vom Bettel leben. Es find zumeiit dieſe Wagabonden, 
welche als fogenannte arme deutfche Neijende die Konfulate brand- 
fchagen und von der Brivatwohltbätigkeit Almofen erpreffen.« Die 
Konfulate follen dieſem Unweſen feinen Vorſchub leiften. Der 
Bettel, welcher gefeglich mit Strafe bedroht it, darf nicht durch 
Almofengeben Seitens der Konfulate gefördert, das Vagabonden— 
thum, welches der Staat zu unterdrüden ftrebt, nicht von den 
Konfuln unterftüßt werden. 

In den Kulturftaaten gilt es gegenwärtig allgemein als eine 
Pflicht, für fremde Hülfsbedürftige in gleicher Weiſe aus öffent- 
lichen Fonds zu forgen, wie für Nothleidende, welche dem eigenen 
Staatöverbande angehören. Dieſer bereits in den einzelnen deut- - 
hen Staaten in Uebung gejtandene, auch in Staatsverträgen zu 
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Geltung gefommene Grundſatz ift durch das Neichsgefeß vom 
6. Juni 1870 (Bundesgefegblatt S. 360) für das Neichsgebiet an- 
erkannt. Der $. 60 diejes Gefeges beftimmt: »Ausländer müfjen 
von demjenigen Ortsarmenverbande unterjtüßt werden, in defjen 
Bezirke fie fich bei dem Eintritte dev Hilfsbedürftigkeit befinden. « 
In der Vorausfegung, daß am Orte der Eonfularifchen Nefiden; 
das gleiche Wrinzip beobachtet wird, giebt die Allgemeine Dienft- 
Inftruftion den Konfuln auf, bülfsbedürftige Neichsangehörige an 
die Behörden, Anftalten oder die etwaigen Wohlthätigkeitsvereine 
des Orts zu verweilen. 

Mt auf dieſe Weife feine Hülfe zu erreichen und find aud) 
feine alimentationspflichtigen Verwandten am Orte vorhanden, fo 
darf der Konful dergleichen hülfsbedürftige Neichsangehörige aus 
Reichsmitteln unterjtügen, wenn fie ſolcher Unterftügung würdig 
und wenn die nachitehenden WVorausfegungen erfüllt find. 

1. Erſte Bedingung jeder Unterftügung ift der vollftändige 


| Nachweis dev Reichsangehörigfeit durch vollgültige Legitimations- 


papiere. Solchen Perſonen, welche diefen Nachweis nicht zu führen 
vermögen, ift grundfäglich jede Unterftügung auf Koften der Reichs— 
faffe zu verfagen. Namentlich alfo deutfchen Auswanderern, welche 
ihre früheren ftaatsbürgerlichen und heimathlichen Rechte aufgegeben 
haben. Ebenso folchen. Verfonen, welche die Eintragung in die 
Matrikel oder die Erneuerung derfelden unterlaffen und nach Ab- 
lauf der gefeglichen Frilt ihre Staatsangebörigfeit verloren haben. 

Aber auch denjenigen,‘ welche fich als Reichsangehörige legiti- 
miven, ſteht ein Recht auf Unterftüßung aus Reichsfonds oder 
aus Öffentlichen Fonds ihres Heimathsitaates nicht zu. Was ihnen 
gewährt wird, ift lediglich eine Liberalität. Die Allgemeine Dienft- 
Inſtruktion und Spätere allgemeine Anordnungen ſchärfen deshalb 
den Konſuln ein, Unterjftügungen 

2. nur in Fällen wirklicher und unverfchuldeter Noth, insbe⸗ 
ſondere bei Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit, und nur dann zu 
gewähren, wenn an dem Orte keine Behörden, Anſtalten, Vereine ꝛc. 
vorhanden ſind, denen die Unterſtützungsbedürftigen zugewieſen wer⸗ 
den könnten. 

3. An Arbeitsfähige dürfen feine Gelder aus der Unter— 
ſtützungskaſſe gezahlt werden, überhaupt darf der Konful feine 
Unterftügungen verabreichen, welche den Karafter von Almofen 
haben. Bettler find der Polizeibehörde des Orts oder den Zwangs— 
arbeitsanftalten, wo jolche exijtiren, zuzumeifen. Dur) Aushang 
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oder Anſchlag vor der Kanzlei ift Die Zeönming zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

4 Bedürftigen jind Neifeunterftügungen nur Behufs der Rück— 
kehr nach Deutfchland, niemals zur Reife in entgegengefeßter Rich— 
tung zu gewäbren; ebenfo dürfen ihnen NReifelegitimationen nur 
zu dem erſteren Zwecke ausgejtellt oder vifirt werden. Ausnahmen 
find nur zuläffig, wenn dev Reifende glaubhaft nachweilt, daß er. 
im Auslande feinen feiten Wohnfit bat. 

5. Auf den Vegitimationspapieren iſt dev Betrag der gewährten 
Unterftügung, fowie ihr Grund und Zweck zu vermerken. 

6. Die aus der Konfulatsfaffe verabreichten Unterftügungen 
find in befondere Verzeichniffe nach dem nebenftehenden Formular 
einzutragen, und Abjchrift der leßteren nebſt den vorjchriftsmäßigen 
Quittungen der Empfänger dem Auswärtigen Amt mit der amt- 
lichen Yiquidation einzureichen. 

7. Die Kaiferlihen Konfuln haben den in demfelben Lande 
und den an der Grenze des Nachbarlandes bejtehenden . deutfchen 
Konfulaten in kurzen Friften Lijten derjenigen Derfonen mitzutbeilen, 
welche der Landftreicherei verdächtig find und Reifeunterftügungen, 
Ertheilung von Päſſen, Vifas ꝛc. erbeten haben. 

8. Die von den Konfuln verausgabten Unterjtüßungsgelder 
werden ihnen aus der Legationsfaffe nur erftattet, wenn die Be- - 
ſtimmungen der Allgemeinen Dienjt- Initruftion und die vorjtehend 
wiedergegebenen WVorfchriften des Sirkulard vom 1. April 1882 
befolgt find. Auch find die Konfuln verantwortlic) für alle Folgen, 
die eine Vernachjläffigung diefer Beitimmungen nad) fi) zieht. 

Die Allgemeine Dienjt- Initruftion fchreibt noch ſpeziell vor, daß 
der Konful kranke hülfsbedürftige Neichsangehörige, wo möglid) 
unentgeltlich, in eine Seilanftalt aufnehmen zu laffen oder ſonſt für 
deren Verpflegung und Heilung nad) Thunlichkeit Sorge zu tragen 
bat. Iſt ein Deutfcher ohne Zuthun des Konſuls in einer Kranfen- 
anftalt des Eonfularifchen Bezirks verpflegt worden, jo wird zwar 
der Konful auf Verlangen der Anftaltsvoritandes feine Vermittelung 
zur Dedung der Koften aus Brivatmitteln des Verpflegten oder 
feiner alimentationspflichtigen Angehörigen eintreten laffen können, 
er ift aber nicht ermächtigt, die Kurfoften auf NReichsfonds zu 
übernehmen. 

Gefunden hülfsbedürftigen Neichsangehörigen, welche nicht im 
Stande find, fich ihren Unterhalt am Oxte ſelbſt zu erwerben 
(3. B. nachgelaffene Kinder verſtorbener Reichsangehöriger), kann 
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3. Ausgabe. 


‚König. Konfular» Handbuch. 
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die Eonfularifche Unterjtügung zur Abhulfe u ia Noth ge 
währt werden. k 

Die Koften der Beerdigung eines im Konſulatsbezirk ver- 
jtorbenen Neichsangehörigen, zu deren Dedung der Nachlaß nicht 
ausreicht, kann der Konful beftreiten, wenn die Lokalbehörden die- 
jelben zu übernehmen ſich weigern und fein Anderer, welcher dafür 
aufzufommen verpflichtet it, fi am Orte befindet. (Nach 8. 51. 
der Seemannsordnung bat z.B. der Nheder die Beitattungskoften eines 
nad) Antritt des Dienjtes verftorbenenen Schiffsmanns zu tragen.) 

Ueber die Art und das Maß der Eonfularifchen Unterftügung 
find detaillirte Beſtimmungen nicht vorhanden. Die Fragen, ob 
die Unterjtügung in Geld, in Naturalien, mittelit Gewährung von 
Arbeit u. ſ. w., in welcher Höhe fie zu gewähren fei, laſſen fid) 
nur nad) Lage des einzelnen Falles beurtheilen. Im Allgemeinen 
wird der Konful feitzubalten haben, daß die Unterftügung eines 
Hülfsbedürftigen fih auf Gewährung von Obdach, des unentbehr- 
lichen Lebensunterhalts, der erforderlichen Pflege in Krankheits— 
fällen, und im alle des Ablebens auf ein angemeifenes Begräbniß 
zu befchränfen hat. Weitergehende Anfprüche find zurüdzumeifen. 
Namentlich wird fich der Konful in der Negel nicht für ermächtigt 
- halten dürfen, ohne fpezielle höhere Ermächtigung, einem angeflagten 
Deutfchen auf öffentliche Koften einen Anwalt zu bejtellen (vergl. - 
oben ©. 195). Die Allgemeine Dienitinftruftion ſchärft ein, daß 
der KRonful feine Ausgaben in allen Fällen auf das noth— 
dürftigfte Maß zu befhränfen und Vorkehrungen zu treffen 
bat, daß die gewährten Gelder wirklich zu dem beitimmten Zwecke 
verwendet werden. Er bat fi über alle geleifteteten Zahlungen 
Quittungen geben zu laffen, die Umftände, unter welchen die Unter: 
ftüßung gewährt worden, fejtzuitellen, auch bei dem Unterjtüßten 
Erfundigungen einzuziehen, ob derfelbe in der Heimath eigenes Ver- 
mögen hat oder ob alimentationspflichtige Verwandte reſp. fonftige, 
zur Erjtattung des Gegebenen Verpflichtete vorhanden find. Gewährt 
das Ergebniß diefer Erkundigungen die Ausficht, daß Die gegebene 
Summe wieder eingezogen werden kann, jo hat der Konful von 
dem Unterjtüßten das Schriftliche Verfprechen unterzeichnen zu laffen, 
daß er die erhaltene Summe, fobald er dazu im Stande fein werde, 
zurüderjtatten wolle. Die gewährten Reifeunterftügungen find in 
dem Paſſe (Reifepapiere) des Unterjtüßten zu bemerken. - Erjcheint 
eine bloße Reifeunterftügung nicht angemeffen, fondern die Heim- 
fendung des Hülfsbedürftigen ausnahmsmweife erforderlid und 
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kann dieſelbe nicht Eojtenfrei erfolgen, fo iſt zuvor bei der Regierung 
des Heimathsſtaates anzufragen. 

Deſerteure aus der Landarmee, von der Kriegsflotte und von 
der Handelsmarine ſind von jeder konſulariſchen Unterſtützung aus— 
geſchloſſen, daher hat der Konſul, wenn ſich ſolche Perſonen hülfe— 
ſuchend an ihn wenden, ſeinen amtlichen Beiſtand zu verſagen. 
Dasfelbe gilt in Bezug auf ſolche Perſonen, welche, um ſich ihrer 
Militärpflicht zu entziehen, fi) ins Ausland begeben haben oder 
dort verweilen, ingleichen von ſolchen NReichsangehörigen, welche 
die Staatsangehörigfeit eines anderen Landes erworben haben oder 
ohne Erlaubnig in fremde Militär- oder Eivildienfte getreten find. 


8.61. 
II. Befonderes in Bezug auf Schiffsleute. 


Dem Intereſſe des Staats an der Seeſchifffahrt und an der 

Erhaltung eines tüchtigen Seemannsſtandes trägt das beſtehende 
Recht bezüglich des hier in Betracht kommenden Gegenſtandes in 
zweifacher Weife Rechnung. Einmal enthält es Präventivvorſchriften 
gegen den Eintritt der Hülfsbedürftigkeit dev Schiffsleute im Aus- 
fande, fodann gewährt e8 den im Auslande bülfsbedürftig gewordenen 
Schiffsleuten ftaatlihen Beiſtand in ausgedehnterem Maße als 
anderen Reichsangehörigen. 

In die erite Kategorie von Vorschriften gehören die Beltim- 
mungen über die Fürforgepflicht dev Rheder. Nach $. 48 der 
Seemannsordnung trägt der Nheder die Koften der Verpflegung 
und Heilung eines nach Antritt des Dienftes erkrankten und ver- 
wundeten Schiffsmanns — vorausgefeßt, daß der Schiffsmann ſich 
die Krankheit oder Verwundung nicht durch eine unerlaubte Hand- 
lung zugezogen bat, bezw. nicht mit einer fyphilitifchen Krankheit 
behaftet iſt — 

1. wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Ver— 
wundung die Reiſe nicht antritt, bis zum Ablauf von 
drei Monaten ſeit der Erkrankung oder Verwundung; 

2. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe nad) einem 
deutfchen Hafen zurückkehrt, bis zum Ablauf von drei 
Monaten feit der Rückkehr des Schiffes; 

3. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe zurüd- 
fehrt, die Rückreiſe des Schiffes jedoch nicht in einem 
deutfchen Hafen endet, bis. zum Ablauf von jehs Monaten 
jeit dev Rückkehr des Schiffes; 
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4, wenn er während der Reife am Yande zurüdgelaflen werden 
mußte, bis zum Ablauf von ſechs Monaten feit dev Weiter | 
veife des Schiffes. 

Auch gebührt dem Schiffsmann, falls ex nicht mit dem Schiffe 
nad) dem Hafen zurüdtehrt, von weldem das Schiff feine Aus- 
veife angetreten bat, freie Surüdbeförderung nad) diefem Hafen 
oder nach Wahl des Schiffers eine entiprechende Vergütung. 

Zu den erwähnten Bräventivvorfchriften gehört ferner das im 
$. 71 der Seemannsordnung enthaltene Werbot des — 
Abandonnirens der Schiffsleute, worüber ſich unten im S. 69 unter 
2. b. Näheres findet. Befürchtet der Konful, daß ein dom Schiffer 
— wenn aucd aus gefeglichen Gründen — aus dem Dienjte ent- 
laffener Schiffsmann bülfsbedürftig werden könnte, jo kann er Die 
Genehmigung zur Zurücklaſſung diefes Schiffsmannes verweigern, 
bezw. davon abhängig machen, daß der Schiffer gegen den Eintritt 
der Hülfsbedürftigfeit für einen Zeitraum bis zu drei Monaten 
Sicherftellung leiſtet. Diefe Sicheritellung iſt durch ein etwaiges 
Heuerguthaben bezw. durch ſonſtige Anfprüce des Schiffsmannes 
an den Schiffer bezw. die Nhederei nicht bedingt, wie fid) aus der 
Bedeutung des Wortes: »Abandonniren« und daraus ergiebt, daß 
der 8. 71 nicht zwifchen den Fällen unterfcheidet, in welchen der 
Schiffsmann mit feiner Zurücklaſſung einverjtanden iſt oder der- - 
jelben widerfpricht.*) 

Das preußifche Obertribunal bat in Uebereinftimmung mit 
diefer Auffaſſung in Sachen Neichsfisftus gegen Beckmann in dem 
Erfenntniß vom 28. Mai 1878 eine Klage des Rheders auf 
Reftitwirung der dem Konful geftellten Sicherheit abgewiefen, indem 
es Folgendes ausführt: »Der General-Staatsanwaltichaft iſt darin 
beizwoflichten, daß die nach 8. 71 der Seemannsordnung vom 
27. Dezember 1872 im Falle der Jurücdlaffung eines Schiffsmannes 
im Auslande auf Verlangen des Seemannsamts reſp. Konfuls 
von dem Schiffer beitellte Sicherheit in Fällen, wo innerhalb drei 
Monaten eine Hülfsbedürftigfeit des Zurüdgelaffenen eingetreten 
ift, nur infoweit zu reſtituiren fei, als dieſelbe zur Dedung der 
für Verpflegung, Heilung und Rüdtransport des Zurückgelaſſenen 
in feine Seimath aufgewendeten nothwendigen Koſten nicht erforder- 





*) Vergl. die Motive zu dem $. 71 der Seemannsordnung. Der Konful würde 
demnach feine Genehmigung zur Jurüdlaffung des Schiffsmannes aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes felbit dann verfagen können, wenn Schiffer und Schiffsmann 
über die Jurüdlaffung einig find. 
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lich it, und daß für die Haftung der bejtellten Kaution es nicht 
darauf ankommt, ob nach den Beltimmungen in den SS. 45 ff. der 
Seemannsordnung dem Schiffsmann ein Anfpruch auf Erfat der 
fraglichen Kosten gegen den Rheder zuftebt oder nicht. Denn da 
nach 8. 71 eit. der Schiffer (abgefeben von dem Ausnahmsfalle 
des 8. 103) in feinem Falle einen Schiffemann ohne Genehmigung 
des Seemannsamts im Auslande zurüclaffen darf, ſelbſt dann nicht, 
wenn der leßtere mit feiner Zurücklaſſung einverftanden oder der 
Schiffer aus einem gefeßlichen Grunde berechtigt ift, den Schiffs- 
mann zu entlaffen; da ferner die Ertheilung diefer Genehmigung 
lediglich in das pflichtmäßige Exrmeffen des Seemannsamts refp. 
Kofuls geftellt ift und von der Beltellung einer Sicherheit gegen 
den Eintritt der Hülfsbedürftigkeit innerhalb drei Monaten ab- 
hängig ‘gemacht werden kann, fofern eine Hülfsbedürftigfeit des 
zurückzulaſſenden Schiffsmannes zu beforgen iſt, alſo ohne Rückſicht 
darauf, ob der Rheder verpflichtet iſt, die im Falle des Eintritts 
der Hülfsbedürftigkeit für Verpflegung, Heilung x. des zurück— 
gelaſſenen Schiffsmannes aufgewandten Koſten zu bezahlen, ſo kann 
auch die Frage, ob die beſtellte Kaution dem Rheder zu reſtituiren 
jei, nicht davon abhängig gemacht werden, ob der Leßtere nach 
den fein Nechtsverhältniß zu dem Schiffsmann regelnden SS. 48 ff. 
der Seemannsordnung die für die MVerpflegung ꝛc. des zurüd- 
gelaffenen, innerhalb drei Monaten bülfsbedürftig gewordenen 
Schiffsmannes aufgewendeten Kosten zu bezahlen hat. Das Gefeß 
unterjcheidet diefe Fälle nicht und darf eine ſolche Unterſcheidung 
um jo weniger in dasjelbe bineingetragen werden, als die Beltim- 
mungen des $. 71 eit., welche ſehr wefentlich von den Vorfchriften 
de8 preußifchen, in Ausführung des Artikels 553 des deutſchen 
Handelsgefegbuches erlaffenen Gefeges vom 26. März 1864 und dem 
in anderen deutjchen Seeitaaten geltenden Rechte abweichen, wie. 
auch in den Motiven zu dem Gejeßentwurfe hervorgehoben ift, 
vorzugsmweife auf Nüdjichten, welche durch das öffentliche Necht 
geboten find, beruhen, und insbejondere die Befugniß, die Ge- 
nehmigung von Beſtellung einer Sicherheit gegen den Eintritt der 
Hülfsbedürftigkeit des im Auslande Zurückgelaſſenen abhängig zu 
machen, im öffentlichen Intereſſe gegeben ift.« 

- Zu den im die zweite Kategorie fallenden Vorfchriften, be— 
treffend die im Auslande hülfsbedürftig werdenden Schiffsleute 
gehören die Beltimmungen der Allgemeinen Dienjtinftruftion über 
die ſolchen Schiffsleuten aus NReichsmitteln zu gewährenden Unter— 
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ftüßungen und die Beftimmungen des Reichsgefeßes vom 27. Dezember 
1872, betreffend die Verpflichtung deutfcher Kauffabrteifchiffe zur 
Mitnabme bülfsbedürftiger Seeleute (Reichsgeſetzblatt ©. 432). 

Die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion, indem fie den Konfuln ein- 
jchärft, bei der Unterſtützung bülfsbedürftiger Seeleute, ſowie überall 
da, wo die Verpflichtungen der Schiffseigenthümer oder Schiffsführer 
gegen die Mannfchaft und umgekehrt in Frage kommen, fic) nad) der- 
Sceemannsordnung zu richten, bejtimmt außerdem noch Folgendes: 

ya) Wenn ſich Franke deutfche Seeleute an den Konful wenden, 
jo bat er, nötbigenfalls unter Anrufung der Hülfe der betreffenden 
Behörden, thunlichſt dafür zu forgen, daß der Schiffer alle nad) 
Maßgabe der Seemannsordnung (namentlich SS. 48 ff.) gegen foldhe 
Kranke dem. Rheder obliegende Bflichten vollitändig erfülle und im 
Fall der Abfahrt des Schiffes vor erfolgter Heilung derfelben die 
vollftändige Erfüllung dieſer Bflichten ficher ftelle. Gelingt dies 
nicht, oder gehört der Franfe Seemann nicht zu einem im Hafen 
liegenden Schiffe, fo bat der Konful für Heilung und Verpflegung 
und demnächitige Heimfendung des Kranken Sorge zu tragen.« 

. Der KRonful wird in einem Falle, wo das Schiff im Konfulats- 
bezirke anweſend ift, zunächit die Verpflichtungen des Schiffers im 
Wege der nach 8. 105 der Seemannsordnung zu treffenden vor- 
läufigen Enticheidung feitzuitellen haben (vergl. unten $. 75). Da 
diefe Entjcheidung vom Schiffer einftweilen zu befolgen iſt, jo bat 
der Konful einer etwaigen Weigerung desfelben gegenüber alle 
gefeglichen Exefutionsmaßregeln (Abpfändungen, Beichlagnahme von 
Forderungen u. f. mw.) direkt oder durch Vermittelung der betreffen- 
den Behörden in Anwendung zu bringen, auch wird er die erforder: 
lichen Schritte Behufs Herbeiführung der Beltrafung des Sciffers 
(vergl. $. 98 der Seemannsordnung) zu thun haben. ft e8 nicht 
möglich, auf diefe Weife für den Franken Seemann Sorge zu tragen 
und find auch ſonſt feine Flüffigen Mittel vorhanden, die Koften 
der Heilung vefp. der Heimfchaffung desfelben zu deden, fo ift diefer 
Seemann als bülfsbedürftig im Sinne des Geſetzes anzufehen und 
der Konful bat die erwachjenden Kojten nach Maßgabe der Allge- 
meinen Dienft- Injtruftion auf Meichsfonds zu übernehmen, auch 
bezüglich der Heimfchaffung das Gefeg vom 27. Dezember 1872 in 
Anwendung zu bringen. 

Die Allgemeine Dienft- Injtruftion beftimmt weiter: 

»b) Wenn Seeleute, welche bis zum Eintritt ihrer Hülfsbedürf- 
tigkeit auf deutjchen, durch Zufall verloren gegangenen ($. 56 der 
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Seemannsordnung) Schiffen dienten, die Unterftügung des Konfuls 
nachfuchen, fo bat ev diefelben, inſoweit fie Neichsangebörige find, 
zu unterjtügen und geeigneten Falls beimzufenden. Inſoweit folche 
hülfsbedürftige Seeleute nicht Neichsangebörige find, hat der Konful 
diefelben mit ihrem Gefuche zunächſt an das Konfulat desjenigen 
Staats zu verweilen, deffen Angehörige fie find. Sollte jedoch ein 
ſolches Konfulat nicht am Orte fein, oder die bei ihm nachgefuchte - 
Hülfe verweigern — welche Thatſache thunlichſt durch fchriftliche 
Beweisſtücke zu Eonftativen ift — jo bat der Konſul auch der dem 
Deutſchen Reiche nicht angehörigen Seeleute verloren gegangener 
deutſcher Schiffe ſich anzunehmen, ſofern nicht etwa-den deutſchen 
Seeleuten in gleichem Falle von dem Konſul * betreffenden Staaten 
Beiſtand verſagt wird.« 

Die Unterſtützung fremder Seeleute beſchränkt ſich im All— 
gemeinen auf den einen Fall des Schiffsverluſtes. Im Uebrigen 
ſind Seeleute, welche nicht Reichsangehörige ſind, von der Unter— 
ſtützung durch die deutſchen Konſuln ausgeſchloſſen, auch wenn fie — 
auf deutſchen Schiffen dienen oder gedient haben, es müßte denn 
durch Staatsvertrag etwas Anderes ausdrücklich ſtipulirt fein. 
Letzteres iſt der Fall in Bezug auf britische, Franzöfifche und ſchwe— 
difch -norwegifche Seeleute. Zwifchen dem Reiche und Großbritannien 
it am 27. Mai 1879. ein Uebereinkommen gefchloffen worden, 
welches — unter Weglaffung des Eingangs — vom zweiten Abſatze 
an folgendermaßen lautet: 

»Menn ein Seemann eines der Eontrahivenden Staaten, nad) 
dem er auf einem Schiffe des anderen der fontrahivenden Staaten 
gedient hat, in einem dritten Staate, beziehentlich in deffen Kolonien, 
oder in den Kolonien desjenigen Staates, deffen Flagge das Schiff 
führt, in Folge von Schiffbruch oder aus anderen Gründen in 
hülfsbedürftigem Zuftande zurückbleibt, fo ſoll die Regierung des- 
jenigen Staats, defjen Flagge das Schiff führt, zur Unterftügung 
dieſes Seemanns verpflichtet fein, bis derjelbe wieder einen Schiffs- 
dient oder anderweitige Beſchäftigung findet oder bis er in ſeinen 
Heimathsſtaat, beziehentlich in deſſen eg f —— oder 
mit Tode abgeht. 

Es wird Dabei vorausgefeßt, daß der betreffende Seemann die 
erſte fi) ihm darbietende Gelegenheit zu benußen bat, um vor dem 
zuftändigen Beamten desjenigen Staats, deſſen Unterſtützung erbeten 
werden joll, über feine Hülfsbedürftigfeit und deren Urſachen fich 
auszuweiſen, ſowie daß die Hülfsbedürftigfeit ald die naturgemäße 
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Folge der Beendigung des Dienjtverbältniffes an Bord des Schiffs 
ſich ergiebt, widrigenfalls diefe Unterſtützungspflicht wegfällt. 

Ausgefchloffen iſt dieſe leßtere au dann, wenn der Ser 
mann defertirt oder wegen einer ftrafbaren Handlung vom Schiffe 
entfernt worden ijt, oder wenn er dasſelbe wegen Dienjtuntaug- 
lichkeit in Folge ſelbſt verjchuldeter Krankheit oder Verwundung 
verlaflen bat. 

Die Unterftügung umfaßt den Unterhalt, die Bekleidung, 
ärztliche Dflege, Arzenei und Reifekojten, für den Fall eintretenden 
Todes find auch die Begräbnißkoſten zu zahlen.« 

Sleichlautende Abkommen find mit Frankreich am 16. Mai 1880 
(vergl. Zirkular vom 23. Mai 1580) und mit Schweden-Norwegen 
am 31. Mai 1881 (vergl. Zirkular vom 4. Juni 1881) abgejchlofjen 
worden. 

In Folge deifen erleidet das oben Angeführte injofern eine 
Modifikation, als die Fürſorge für hülfloſe britifche, franzöſiſche und 
ichwedifch-norwegifche Seeleute unter den vertragsmäßigen Voraus- 
jegungen den deutfchen Konfulaten obliegt, obne daß vorher die 
Vermweifung diefer Seeleute an das Konfulat ihrer eigenen Nation 
einzutreten bat. Andererſeits können die deutfchen Konfulate, wenn 
deutjche Seeleute von Schiffen dev gedachten Staaten bülflos zurüd- 
gelaffen werden, verlangen, daß deren Unterſtützung durch Die 
- betreffenden Behörden diefer Staaten erfolgt. , 

Im Einzelnen bemerkt ein auf das deutjch-britifche Ueber- 
eintommen bezügliches Zirkular vom 27. Juni 1879 folgendes: 

»l. Nach dem zweiten Abſatze des Uebereinfommens haben ſich 
die deutfchen Konfulate britifcher Seeleute, weldye von deutſchen 
Schiffen hülflos zurüdgelaffen worden find, unter den fonjtigen Vor- 
ausfegungen überall im Auslande anzunehmen, außer in Groß. 
britannien ſelbſt und in deſſen Kolonialbefige, wo die betreffenden 
Seeleute vorkommenden Falls an die Yandesbehörden zu verweifen 
find. AndererfeitS haben die deutjchen Seeleute, weldye nad) vollen- 
detem Dienst an Bord britischer Schiffe hülfsbedürftig werden, nur 
in Großbritannien felbjt feinen Anſpruch auf die Unterftügung der 
britifhen Behörden, während im ganzen übrigen Auslande, ein- 
fchlieglich des britifchen Kolonialbefites, diefes Recht ihmen zuiteht. 

2. Der dritte Abſatz des Uebereintommens foll verhindern, daß 
Seeleute, welche beim Ausfcheiden aus dem Dienjte de8 Schiffs im 
Befige von Heuer und ſonſt in der Lage find, ſich felbititändig 
weiter zu belfen, die Gelegenheit hierzu verfäumen und, nachdem ie 
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auf dieſe Weiſe allmählich in Noth gerathen find, alsdann nad). 
träglich die Anterjtügungspflicht der deutjchen Konfulate für fich 
geltend machen. Deshalb iſt bejtimmt, daß fie fi) darüber aus- 
weiſen müfjen, wie ihre Hülfsbedürftigkeit im Verlaſſen des Schiffs 
die unmittelbare Urſache hat. Die deutjchen Konfulate werden von 
der Aufklärung über diefen Punkt bei britifchen Seeleuten, welche 
amtliche Unterftügung nachfuchen, die Gewährung der leßteren ſtreng 
abhängig zu machen haben. 

3. Der vierte Abſatz des Uebereinkommens bezweckt, die Pflicht 
deutſcher Konſulate zur Gewährung von Unterſtützung in ſolchen 
Fällen auszuſchließen, in welchen ſelbſt deutſchen Seeleuten gegenüber, 
nach Maßgabe der beſtehenden dienſtlichen Vorſchriften, die Unter— 
ſtützung zu verſagen ſein würde. 

4. Um bei den nach dem fünften Abſatze eventuell zu beſtreitenden 
Ausgaben, welche mit äußerſter Sparſamkeit zu bemeſſen und auf 
den unvermeidlichen Bedarf zu beſchränken ſind, eine übermäßige 
Inanſpruchnahme öffentlicher Gelder zu vermeiden, iſt die Aufmerk— 
ſamkeit ganz beſonders darauf zu richten, daß in Uebereinſtimmung 
mit dem bei Unterſtützung deutſcher Seeleute zu beobachtenden Ver— 
fahren und ſoweit dies im einzelnen Falle ausführbar iſt, die Wieder— 
erſtattung der betreffenden Auslagen ſicher geſtellt wird: ſei es durch 
Befriedigung aus dem Erlöſe geborgenen Schiffsgutes, wenn es ſich 
um die Unterſtützung der Schiffsmannſchaft eines geſtrandeten Schiffs 
handelt, oder durch Hinterlegung der Heuerbeträge der betreffenden 
Seeleute in den Fällen, wo die Ablohnung im Auslande ſich herbei— 
führen läßt, oder durch geeignete Einleitung, damit etwaige Heuer— 
rückſtände der Seeleute von dem Rheder in der Heimath zur Deckung 
der fraglichen Koſten einbehalten werden, oder durch Einwirkung 
auf den Schiffer, bezw. den Schiffsagenten, daß er das Geld zur 
Beſtreitung derartiger geſetzmäßig vom Rheder zu erſtattenden Aus— 

lagen hergiebt; nad) Befinden auch durch Anwendung des $. 71 
der Seemannsordnung u. |. w. 
5. Ueber die einzelnen Fälle, in welchen britifche Seeleute auf 
Grund des Uebereinfommens Unterjtügung erhalten haben, ift dem 
Auswärtigen Amt, unter Mittheilung des Sachverhalts, Bericht 
zu erftatten.« 

Dorftehende Erläuterungen finden auf die Uebereinkünfte mit 
Frankreih und Schweden-Norwegen finngemäße Anwendung. 

e) Wenn Reichsangehörige, welche bis zum Eintritt ihrer Hülfs- 

bedürftigkeit auf fremden Schiffen dienten, die Unterſtützung des 
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deutjchen Konfuls in Anfpruch nehmen, jo bat diefer ihnen im 
gleichem Umfange beizuftehen, wie dies für kranke und bülfs- 
bedürftige Seeleute deutfcher Schiffe vorgefchrieben it, e8 müßte denn 
der Konful derjenigen Nation, deren Flagge das Schiff führt, bereits 
belfend eingefchritten fein. 

Für Schiffsleute, welche wegen Untauglichfeit, groben Dienft- 
vergebens, Diebſtahls oder anderer erheblicher jtrafbarer Handlungen, 
wegen Sppbilis u. f. w. (vergl. 8. 57 der Seemannsordnung 
Ziffer 1— 4) vor Ablauf der Dienftzeit entlaffen worden find, 
darf der Konful die Heimfchaffungskoften nicht übernehmen, jedod) 
fann er ihnen bei dringender Noth einige nach pflichtmäßigem Er- 
mefjen feitzufegende Unterſtützung für Rechnung der Reichskaſſe 
gewähren. 

Etwaige Heuerforderungen an den Schiffsführer hat der Konful 
nicht etwa dem Schiffsmann vorſchußweiſe zu zahlen, ebenfowenig 
fi) in ſonſtige Geldangelegenbeiten zu mengen, welche mit der 
Heimfchaffungsmaßregel an fi in feinem nothwendigen Zufammen- 
bange jteben, ſelbſt wenn die Folge davon fein ſollte, daß der See— 
mann wegen Schulden verhindert wird, abzureifen. Der Konful 
hat fih in diefem Falle dann aller weiteren Unterjtügungen des 
- Seemanns zu enthalten. 

Auh in Bezug auf die Unterjtügung von Seeleuten follen 
- die Ausgaben mit möglichiter Sparfamfeit hemeffen und auf den 


wirklich unvermeidlichen Bedarf eingefchränft werden. Bei über _ 


nommener Seimfchaffung find zugleich die zunächſt fich daxbietenden 
dringendften Bedinfniffe der Wohnung, Koft und Kleidung zu 
befriedigen. Das in Diefer Beziehung Erforderliche iſt aber 
möglichſt in natura und nicht durch Verabreichung von baaren 
Geldmitteln an die Seeleute felbft zu gewähren. Die Beförderung 
des zur Heimfchaffung übernommenen Seemanns, welche nicht immer 
unmittelbar nad) dem Heimathsſtaate zu gefchehen braucht, jondern 
unter Umſtänden aud exit auf andere Orte hin jtattfinden Fann, 
ift, wenn irgend thunlic), auf dem Seewege zu bewerfitelligen. 
Die Konfuln müffen daher Behufs der Ermittelung -von Sciffs- 
gelegenheit in jedem einzelnen Fall nicht allein an ihrem eigenen 
Wohnort, fondern auch in benachbarten Häfen mit aller Sorgfalt 
Erfundigungen einziehen. Das Hauptaugenmerk muß dahin gerichtet 
bleiben, eine £ojtenfreie Schiffsgelegenheit zu beichaffen. Arbeits— 
fähige Individuen werden wo möglic in anderem Schiffsdienft gegen 
Lohn unterzubringen jein; doch fann das Verheuern auf Schiffe 


— 
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eines außerdeutjchen Staates, befonders wenn diefelben nicht un, 
mittelbar nach einem deutjchen Hafen fahren, nicht wünſchens— 
werth fein. 

Jedes deutſche Kauffahrteifchiff it nach näherer Beltimmung 
des Neichögefeßes vom 27. Dezember 1872*) verpflichtet, hülfs— 


*) Diejes Gefeb lautet in feinem dispofitiven Theile folgendermaßen: 

8.1. Jedes deutfche Kauffahrteifchiff, welches von einem außerdeutfchen Hafen 
nach einem deutjchen Hafen oder nad) einem Hafen des Kanals, Großbritanniens, 
des Sundes oder des Kattegat3 oder nad) einem. außerdeutfchen Hafen der Nordfee 
oder der Oſtſee beftimmt ift, ijt verpflichtet, deutjche Seeleute, welche im Auslande 
ſich in hülfsbedürftigem Zuftande befinden, Behufs ihrer Zurüdbeförderung nad) 
Deutſchland auf fchriftliche Anweifung des Seemannsamtes gegen eine Entfchädigung 
(F. 5) nad) feinem Beftimmungshafen mitzunehmen. 

In Anfehung ausländifcher Seeleute, welche unmittelbar nach einem Dienfte 
auf. einem deutichen Kauffahrteifchiffe außerhalb Deutjchlands fi) in einem hülfs— 
"bedürftigen Zuftande befinden, liegt den nad) deren Heimathslande bejtimmten deut- 
jhen Rauffahrteifchiffen eine gleiche Verpflichtung ob 

Zur Erfüllung dieſer Verpflihtungen kann ve Schiffer vom Seuannsnt 
zwangsweife angehalten werden. 

$.2. Vieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur Mitnahme, fo find die zu ber 
fördernden Seeleute durch das Seemannsamt nad) Verhältniß dev Größe der Schiffe 
und der Zahl ihrer Mannjcaften auf die einzelnen Schiffe zu vwertheilen. 

8.3. Die Mitnahme kann verweigert werden: 

1. wenn und foweit an Bord fein angemefjener Pla für die. Mitzuneh- 
menden vorhanden ijt; 

2. wenn der Mitzunehmende bettlägerig frank oder mit einer fypbilitifchen 
oder einer fonftigen, die Gefundheit oder Sicherheit der Mannfchaft ge- 
fährdenden Krankheit behaftet ift, oder wegen eines Vergehens oder Ver- 
brechens zurüdbefördert werden foll; 

3. wenn und foweit die Zahl der Mitzunehmenden ein Viertheil der Schiffs. 
mannfchaft überjteigt; 

4. wenn die Mitnahme nicht mindeftens zwei Tage vor dem Zeitpunft ver- 
langt wird, an welchem das Schiff zum Abgehen fertig ift. 

. Die Entjcheidung über den Grund der Weigerung fteht dem Seemannsamt zu, 
$.4. Während der Reife erhält der Mitgenommene Koft und Logis von Seiten 
de8 Schiffs. Er ift der Disziplinargewalt des Schiffes unterworfen. 
89. Die Entjhädigung ($. 1) beträgt, in Ermangelung. der Vereinbarung 
über einen geringeren Satz, für jeden Tag des Aufenthalts an Bord: 

1. für einen Schiffer, einen Steuermann, einen Arzt,. einen Mafchiniften 
oder den Ajliftenten eines folchen, einen Proviant- oder Zahlmeijter 
einen Thaler auf Segelſchiffen und einen und einen halben Thaler auf 
Dampfſchiffen; 

2. für jeden anderen Seemann einen halben Thaler auf Segelſchiffen und 
zwei Drittel Thaler auf Dampfſchiffen. 
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dedürftige deutſche Seeleute Behufs ihrer ZJurücdbeförderung nad) 
Deutjchland auf fchriftliche Anweifung des Konfuls nad) feinem 
Beitimmungsbafen mitzunehmen. Die gleiche Verpflichtung beiteht 
auch ausländifchen Seeleuten gegenüber, weldye unmittelbar nad) 
einem Dienite auf einem deutſchen Kauffabrteifchiffe außerhalb 
Deutichlands fih in einem bülfsbedürftigen Zustande befinden, ſo— 


fen das betreffende Schiff nad einem Hafen im SHeimatbslande - 


des Hülfsbedürftigen beftunmt ift. Es verſteht fich, daß die Feiftungen 
deutfcher Schiffe zu Gunſten fremder Seeleute nicht in Anſpruch zu 
nehmen find, infoweit für die legteren Seitens des eigenen Yandes- 
fonfuls geforgt wird, oder die Seimfchaffung ohne Aufwendung höherer 
Koften auf einem Schiffe ihrer Nation erfolgen fann oder endlich die- 
jenige Nation, welcher der Hülfsbedürftige angehört, deutichen See 
leuten in gleicher Lage jeden Beiſtand verfagt. Zur Erfüllung der 
gedachten Verpflichtung kann der Schiffer vom Konful zwangsweife 
angebalten werden. Verweigert der Schiffer die Mitnahme unter 
Berufung auf einen der im $. 3 des Gefeßes aufgeführten Um— 
jtände, jo bat der Konful die zur Begründung der Weigerung an- 
geführten Ihatfachen zu unterfuchen und nad) dem Ergebniß diefer 
Vrüfung zu entjcheiden, ob die Weigerung als begründet anzufehen 
iſt, oder nicht. Hinfichtlich des Transports von Verbrechern, deren 
Mitnahme verweigert werden kann, bleibt das in der Allgemeinen 
Dienftinftruftion zu 88. 29, 33 vorgefchriebene Verfahren zu be 
obachten. Gegen den Schiffer, welcher fich der ibm obliegenden 
Verpflichtung zur Mitnahme hülfsbedürftiger Segleute entzieht, kann 
vom Konful Geldjtrafe bis zu fünfzig Thalern oder entiprechende 
Haft feitgefegt werden (vergl. die Inſtruktion zu 8. 33). 

Der $. 5 des Gefeßes bejtimmt die Höhe der Entſchädigung, 
welche der Führer eines deutfchen Kauffahrteifchiffes für die Mit- 


8.6. Die Auszahlung der Entfhädigung erfolgt im Beſtimmungshafen durd) 
das Seemannsamt gegen Auslieferung der wegen der Mitnahme ertheilten An- 
weifung ($. 1). 

8.7. Der Mitgenommene haftet für die durch die Zurückbeförderung ver— 
urfachten Aufwendungen. 

Die Vorfchriften, welche den Rheder oder andere Perfonen zur Erftattung 
folcher Aufwendungen verpflichten, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Z. 8. Wer ſich der Erfüllung einer ihm nad $. 1 obliegenden Verpflihtung 
entzieht, wird mit Geldftrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft betraft. Für 
die Feitfegung der Strafe und für das weitere Verfahren fommen die im $. 101 
der Seemannsordnung enthaltenen Vorfchriften zur Anwendung. 
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nahme eines Seemannes beanspruchen kann. Die Konfuln follen 
jedocy darauf Bedacht nehmen, durch befondere Vereinbarung mit 
dem Schiffer, wozu unter Umſtänden, z. B. bei theilmeifer Arbeits- 
fähigkeit de8 Heimzufchaffenden, Veranlaffung fein kann, freie Be: 
förderung oder wenigitens eine folche zu geringeren Koftenfäßen zu 
erlangen. Die vereinbarte Entfchädigung bat, wie die gefegmäßige, 
womöglich Kot und Logis zu umfaffen, damit dem zu trans— 
portirenden Seemann feine baaren Neifemittel ausgehändigt zu 
werden brauchen. 

Die Auszahlung der Entjchädigung erfolgt im Beltimmungs- 
bafen durd) das Seemannsamt gegen Auslieferung der wegen der 
Mitnahme ertheilten Anweifung. Kann daher die Heimfchaffung 
nicht diveft nad) einem deutjchen Hafen bewirkt werden, jo bat 
das Konfulat der Swifchenftation die Entſchädigung für die Be- 
förderung des Heimzufchaffenden bis dorthin auszuzahlen und für 
die weitere Beförderung in entfprechender Weife Sorge zu tragen. 

Für die Anweifung an den Schiffsführer giebt die Allgemeine 
Dienjtinftruftion folgendes Beifpiel: 

Der 28 Jahre ‚alte Matrofe Johann Nörner aus 

Cöslin, welcher mit dem am 25. April d. I. aus Stettin 

abgejegelten, von dem Schiffer Ernſt Krämer geführten, dem 

Stettiner Handlungshaufe I. Schliedmann & Co. ge 

hörigen Briggichiffe » Dfeil« bier angekommen ift, bat bei 

dem Abgange des gedachten Schiffes Kranfheitshalber bier 
zurückgelaſſen werden müfjen. Da derjelbe gegenwärtig trans- 
portfähig ift und Sie im Begriffe ftehen, von hier nad) Liver— 
pool zu fegeln, auch der Einwand, daß an Bord Ihres 

Schiffes fein angemefjener Bla für den Genannten vorhanden 

fei, nad) der von dem unterzeichneten Seemannsamte vor: 

genommenen Befichtigung Ihres Schiffes nicht für begründet 
erachtet werden kann, jo werden Sie hierdurch in Gemäßheit 
des Meichögefeßes vom 27. Dezember 1872 angewiefeu, den 

Johann Nörner Behufs feiner Zurückbeförderung nad) 

Deutſchland bis nad) Liverpool mitzunehmen und ihn bei 

Ihrer Ankunft dafelbit dem dortigen Kaiferlichen Konful zu 

überweifen. Der Lebtere wird Ihnen gegen: Aushändigung 

diefer Anmweifung eine Entfehädigung von. Einer Mark und 
fünfzig Pf. für den Tag, vom Tage der Aufnahme des 

Johann Nörner an bi8 zum Tage der Ankunft in Liver- 

pool einjchließlih, auszahlen. Der Johann Nörner hat 


auf gleiche Koſt und Yogis, wie die übrige Schiffemannfchaft, 
Anfpruch und iſt Ihrer Disziplinargewalt unterworfen. 


N... Disaa 7 0202 


Das Seemannsamt. 


Kaiferlihes Konfulat. 
(Siegel.) Unterfchrift. 


Bei undermeidlichen Yandtransporten ift vorzugsweife von der 
Eifenbabn Gebraud zu machen. Der Konful bat alsdann 
das Fahrbillet, welches in der niedrigiten Klaſſe zu löfen iſt, in 
natura, die ferneren Reifebedürfniffe für Nahrung, etwaiges Nacht- 
quartier u. f. w. aber nach einem forgfältigen Koftenüberfchlag baar 
im Voraus zu gewähren. Das Gepäd, fo meit e8 die Derfonen 
nicht bei fich tragen oder innerhalb des Freigewichts mitnehmen 
fünnen, muß auf woblfeilevem Wege befördert werden. 

Die Mafregeln der 'Heimfchaffung, mag diefe durch Sciffs- 
gelegenheit oder auf dem Yandwege erfolgen, ijt in der Regel nur 
-bis zur Erreihung der jedes Mal nächſten deutſchen Be- 
hörde einzurichten d. b. alfo bei einem Transport, der nicht un- 
mittelbar nad) Deutjchland geht, bis zur Erreichung eines anderen 
deutfchen Konfulats oder einer deutfchen Gefandtfchaft, bei Direkter 
Beförderung nad Deutjchland aber bis zur Erreihung der Grenz 
behörde. Es ift unzuläfjig, ein Paufchquantum zur Neife bis zum 
Heimathshafen zu bewilligen, wenn die Reife über einen anderen 
deutfchen Hafen oder Grenzort gebt. Weberhaupt darf die Gewährung 
von Daufchquanten nur dann erfolgen, wenn die in der Regel 
erforderliche, möglichit eingehende Spezialifirung des Betrags durd)- 
aus unthunlich ift. Der jedes Mal gewährte Betrag ift auf dem 
Reifepaß, bezw. im Seefahrtsbuche zu vermerken. 

Die weiteren Transportmaßregeln im Innern Deutfchlands, 
wo die inneren Behörden die weitere Beförderung übernehmen, 
find von aller Eonfularifchen Verfügung ausgefchloffen. Der Kon- 
ful muß fich daher jeden weiteren Eingreifens bezüglich des in dem 
deutfchen Grenzorte zu Veranlaffenden enthalten. Namentlich muß 
er es — um nicht etwa Anlaß zu unbegründeten Ansprüchen 
an die Neichskaffe zu geben — vermeiden, dem Seemannsamte des 
inländifchen Beltimmungshafens Vorſchriften wegen des etwaigen 
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Meitertransports zu machen. Es ift Sache des inländifchen See- 
mannsamts, nad Maßgabe der in diefer Beziehung für das In— 
land bejtehenden Vorfchriften zu erwägen, in welcher Weife und 
von welchen Behörden weiter für den Hülfsbedürftigen zu forgen 
it. Der Konful bat nur dem inländifchen Seemannsamte alle 
thatfächlihen Momente mitzutheilen, welche die perjünlichen Ver— 
hältnifje des Mannes, feine etwaigen Anfprüche an die Nhederei 
des Schiffes und dergleichen betreffen. 


8. 62. 


I. Erſtattung der bei Unterſtützung Hülfsbedürftiger 
erwachſenen Koften. 


Die den Konſulaten durch die beſtimmungsmäßige Fürſorge 
für Hülfsbedürftige entſtandenen Koſten können von den zur Er— 
ſtattung Verpflichteten (alimentationspflichtigen Verwandten, Rhe— 
dern ꝛc.) direkt oder durch Vermittelung der betreffenden Landes— 
regierung wieder eingezogen worden. Doch steht e8 dem Konful 
auch frei, diefe Koften fofort bei dem Reichsfanzler zur Erftattung 
zu fiquidiren. Die desfallfigen Liquidationen müſſen den vollftändigen 
Namen, jowie den Wohnort des Unterjtüßten, bei Seeleuten Namen, 
Unterfcheidungsfignal, Nationalität und Heimathshafen des Schiffs, 
auf welchem diejelben zulegt gedient haben, erjehen lafjen, auch 
ift eine vollftändige Darlegung des Sachverhältniffes beizufügen. 
Die bejchafften Beweisſtücke und Beläge, insbejondere bei Seeleuten 
die von den Konfuln ertheilten Anweifungen wegen Mitnahme auf 
deutjchen Rauffahrteifchiffen, find mit einzureichen. Sind in Stran- 
dungsfachen durch Verkauf geretteter Gegenjtände baare Geldmittel 
in die Hände des Konfuls gelangt, fo find fie zur Dedung feiner 
Ausgaben vorläufig zurüdzubehalten und bei der Liquidation in 

Abzug zu bringen. 
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Dreisehnter Abſchnitt. 
Shifffabrtsangelegenbeiten. 
Erite Unterabtbeilung. 

Die Kaiſerliche Hlarine, 


g. 68. 


Il. Beiftand und Unterftüßung, welde den Schiffen der 
Kriegsmarine zu leiſten ift. 


l. Von dem jedem Staate zuftehenden Rechte, feine Häfen 
fremden Kriegsichiffen zu verfchließen, pflegt in Friedenszeiten fein 
Gebrauch gemacht zu werden. In dev Negel find die Häfen aller 
Länder — wmenigitens der Kulturjtaaten — den Kriegsjchiffen 
andrer Nationen geöffnet. Ausnahmen oder Beichränfungen find 
durch bejondere Verbältniffe herbeigeführt und müfjen generell den 
Kriegsſchiffen aller Nationen gegenüber aufrecht erhalten werden, 
wenn fie nicht Grund zu berechtigten Bejchwerden geben follen. 
‚Oft ift in Staatsverträgen die Zulaffung von Kriegsfchiffen auf 
dem Fuße derjenigen der meiftbegünftigten Nation ausdrücklich jtipulirt. 

Die Kriegsfchiffe bewahren auch in Fremden Hoheitsgewäſſern 
ihre Eigenschaft als »wandelnde Gebietstheile« des Angehörigkeits- 
ſtaats. Sie find exterritorial und der Staatsgewalt des Aufenthalts- 
bafens nicht unterworfen. Daher dürfen die Volizei-, Juſtiz- und 
andere Behörden des Orts Handlungen, welche als Ausfluß von 
SHpheitsrechten anzujeben find, an Bord eines fremden Kriegsjchiffs 
nicht ohne Genehmigung des Kommandanten vornehmen, Differen- 
zen, welche zwifchen leßterem und den Lofalbehörden in diefer Be— 
ziehung entitehen jollten, bedürfen zu ihrer Befeitigung des diplo— 
matifchen Weges. Vereinzelt ift Seitens deu Theoretiker verfucht 
worden, die durch lange Hebung geficherte exterritoriale Stellung 
der in fremden Hobeitsgewäffern befindlichen Kriegsichiffe anzufechten; 
die Staatenpragis ift diefem Verfuche nicht gefolat. 

Die Exterritorialität entbindet aber die Kriegsichiffe nicht davon, 
in Achtung der fremden Souveränetät alle diejenigen Beltimmungen 
zu befolgen, welche im Intereſſe dev öffentlichen Ordnung gegeben 
find, und welche auch die eigenen Kriegsichiffe des Aufenthaltslandes 
zu befolgen haben. Die Injtruftion für die Kommandanten deutjcher 
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Kriegsschiffe verpflichtet letztere ausdrücklich, für die allfeitige Be— 
achtung der in ausländifchen Häfen geltenden polizeilichen, zoll: 
amtlichen und Quarantänevorfchriften zu forgen. 

In deutſchen Häfen bejtehen für fremde Kriegsfchiffe befchrän- 
fende Anordnungen nicht. Zollamtliche Nevifion derfelben findet 
nicht ftatt, auch unterliegt der Transport von Gegenftänden und 
Waaren von Land an Bord feiner zollamtlichen Kontrole, foweit 
diefelben nicht unter Sollanfpruch ftehen oder Steuervergütung für 
diefelben beanfprucht wird (Bundesraths- Beltimmungen vom 12. Ok— 
tober 1878, Gentralblatt ©. 623). 

Im Einzenen können bezüglich dev Beziehungen zwifchen frem- 
den Kriegsfchiffen und den Landesbehörden ſchwierige Fragen man- 
nigfacher Art auftauchen, behufs deven zwedentfprechender Erledigung 
Energie allein nicht immer ausreicht. Kluge und taktvolle Erwägung 
‚aller Umftände werden den Konful leiten müffen, wenn der Kom- 
mandant feinen Nath in Anfpruch nimmt oder ihm bei Konflikten 
mit den Landesbehörden die weitere Verfolgung der Angelegenheit 
überläßt, wozu S. 15 der Inftruftion für den Kommandanten eines 
von ©. M. Schiffen (f. S.250) ermächtigt. Es ift hier namentlich des 
Falle zu gedenken, wenn Berfonen der Beſatzung während ihres 
Aufenthalts am Lande verhaftet werden jollten. Im Allgemeinen find 
Mannfchaften fremder Kriegsfchiffe am Lande den dortigen Gefegen 
unterworfen. Perels (das internationale öffentliche Seerecht, 
S. 113) nimmt für ſolche Verfonen der Befabung, welche fich mit 
— ausdrüdlicher oder ftillfehweigender — Genehmigung der frem- 
den Staatsgewalt in dienftlicher Funktion am Lande befinden, 
die Exremtion von der dortigen Jurisdiftions- nder Wolizeigewalt 
in Anfprud. Ob dieſe Auffaffung in ihrer Allgemeinheit auf all- 
jeitige Zuftimmung rechnen fann, exfcheint zweifelhaft. Auch das 
Aſylrecht, welches den Kriegsichiffen nad) anerkannter Staaten- 
praxis zufteht, kann zu ſchwierigen Exörterungen mit den Landes— 
behörden führen. ; 

Das Konfulargefeg und die Allgemeine Dienft- Inftruftion 
verpflichten die Konſuln, den Schiffen der Kriegsmarine des Reichs“), 
ſowie der Befabung derfelben den in Nothlagen erforderlichen oder 


*) Nach der Allerhöchſten Ordre vom 25. November 1884 giebt e8 folgende 
3 Schiffsgattungen: 1. Panzerfchiffe (früher als Panzerfregatten und Panzerkowvetten 
bezeichnet); 2. Panzerfahrzeuge (früher Wanzerfahrzeuge und Panzerfanonenboote); 
3. KRreugerfregatten (früher gededte Korvetten); 4 Kreuzerkorvetten (früher Glatt- 
dedsforvetten); 5. Kreuzer (früher Albatroßklaffe); 6. Kanonenboote. 


König. Konfular» Handbudh. 3. Ausgabe. 16 
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vom Kommandanten erbetenen Beiltand zu gewähren. Insbe— 
jondere follen jie \ 

den Befehlsbabern dev Kriegsihiffe von den in ihrem Amts— 
bezivke in Bezug auf Fremde Kriegsschiffe beitebenden Vorſchriften 
und Ortsgebräudyen, ſowie von etwa im Konfulatsbezirke herrſchen— 
den epidemifchen und anjtedenden Krankheiten Kenntniß geben; 

die erforderlichen Schritte zur Wiederergreifung  Ddefertirter - 
Mannichaften tbun; 

den Befehlshabern bezüglich dev Beſchaffung von Geld oder 
fonftigen Bedürfniffen mit Rath und That zur Seite ftehen; 

für die beim Abgange eines Schiffs der Kaiferlichen Marine 
etwa zurückbleibenden Offiziere und Mannjchaften Sorge tragen; 

bei Beschädigungen deutſcher Kriegsichiffe, bei Sciffbrud), 
Strandung u. |. w. ihre Vermittelung eintreten laffen. 

2. Was die im Konfulatsbezirke in Bezug auf fremde Kriegs: 
jchiffe beitehenden Vorfchriften und Ortögebräuche betrifft, jo kommen 
zumächit die Salute in Betracht. Im Schiffsverkehr wird ein be- 
ſonderes Geremoniel beobachtet. Es beiteht in gewiffen Ehren— 
bezeugungen, namentlich in dem Kanonengruß mit einer beftimm- 
ten, gewöhnlich ungleichen Anzahl von Kanonenſchüſſen und im Salut 
‚mit der Flagge, durch Nieder- und Wiederaufholen (Dippen) derfelben. 

Soweit ein ſolcher Schiffsgruß auf offener See jtattfindet, 
berührt er den Gegenjtand diefes Buches nicht. Hier fommt nur 
dasjenige Seeceremoniel in Betracht, welches üblidy ift, wenn Kriege 
ichiffe unterhalb der Forts oder der Batterien eines fremden Staats: 
gebiets vorbeifahren oder eine fremde Rhede anlaufen, bezw. in 
einen fremden Hafen einlaufen. Da jeder Staat in feinem eigenen 
Seegebiet die Art des Schiffsgrußes zu bejtimmen, und ihn zuerſt 
zu fordern bat, jo it e& für die Kommandanten der in den Amts— 
bezivt eines Konſuls gelangenden deutichen Kriegsfabrzeuge von 
Wichtigkeit, authentifche Nachricht über die dort vorgejchriebenen, 
reſp. herkömmlichen Gebräuche zu erhalten. Iſt dev Schiffetom- 
mandant aus irgend welchem Grunde nicht in deu Tage, dem orts— 
üblichen Geremoniel zu genügen, — 3. B. feuern nur Kriegsſchiffe 
von der Klaffe der Korvetten und darüber Salute — fo bat der 
Konful die betreffende Lokalbehörde davon zu benachrichtigen, damit 
in der AUnterlaffung des Saluts nicht Mangel guten Willens ge- 
funden werden fann. Während des Saluts biffen die deutjchen 
Kriegsſchiffe die Flagge des betreffenden fremden Yandes am Topp 
eines Maites. 
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Der Konful hat den Befehlshabern deutfcher Kriegsschiffe davon 
Kenntniß zu geben, welchen DOffizieven und Beamten ihres Wohn- 
orts von den Kommandanten der Kriegsichiffe anderer Nationen 
offizielle Befuche abgeitattet zu werden pflegen. Dergleichen Befuche 
find oft nicht ohne Einfluß auf Die Beziehungen zwifchen den kom— 
mandirenden Offizieren und den Ortsbehörden, umd der Konful 
muß auf diefen Wunft wm jo mehr Aufmerkfamkeit vichten, als 
ihm durch die Allgemeine Dienſtinſtruktion ausdrüdlich zur Pflicht 
gemacht ift, ein qutes Einvernehmen zwifchen den Schiffskomman— 
danten umd den Lofalbehörden vorzubereiten und aufrecht zu er— 
halten. Es wird ſich empfehlen, daß der Konſul die Befehlshaber, 
wenn diefe e8 wünfchen, bei jolchen offiziellen Befuchen begleitet, 
um fie den Ortsbehörden vorzuitellen. 

Bon örtlichen Vorfehriften find ferner für den Kommandanten 
. eines anfommenden deutfchen Kriegsfehiffes diejenigen von Intereſſe, 
welche fic) auf die Quarantäne beziehen. In manchen Häfen ver 
tritt die amtliche Erklärung des Kommandanten über den Gefumd- 
heitszuftand an Bord die Stelle eines Gefundheitspaffes (ſiehe oben 
©. 147), meift brauchen Kriegsichiffe nicht an den für Kauffahrtei- 
jchiffe En Plägen anzulegen, auch Feine Quarantäneabgaben 
zu zahlen u. ſ. w. Will fich der Kommandant den allgemein für 
die Kriegsichiffe aller‘ Nationen bejtehenden örtlichen QDuarantäne- 
vorſchriften nicht unterwerfen, fo fann er ſich über Nichtzulaffung 
zu dem Hafen mit Grund nicht bejchiweren. 

Meitere Punkte, über welche der Konſul den Kommandanten 
zu unterrichten haben wird, find die etwaigen Beltimmungen über 
den Morgen» und Abendfchuß, über Verbote der Vornahme von 
Mefjungen*), über die Beitimmungen, betreffend Schiegübungen, 
Mandvers, das Waffentragen am Lande u. ſ. w. Auch wird es 
für den Kommandanten Intereffe haben zu wiffen, in welcher Weife 
die Kriegsfchiffe anderer Nationen fich bei den Nationalfeftlichkeiten 
. betheiligen. Es ift den Kriegsfehiffen des Deutfchen Reichs geftattet, 
bei Feſtlichkeiten befreundeter Länder — vorausgefeßt, daß dem 
Kommandanten vorher davon Anzeige gemacht wird. — in der Art 
zu flaggen, daß fie in allen Toppen die Kriegsflagge hiffen und 


) Ju dem Vertrage zwifchen Deutjchland und Korea vom 26. November 1883 
(Reichsgeſetzblatt f. 1884 ©. 221) ift den Schiffen der deutfchen Kriegsmarine nicht 
nur geftattet, fi) mit Vermeffungsarbeiten in Foreanifchen Gewäſſern zu befchäftigen, 
jondern es find ihnen dabei alle — Erleichterungen zugeſagt. Aehnlich in 
anderen Staatsverträgen. 
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außerdem im Hafen oder auf der Nhede die Maſten mit Signal- 
flaggen von der Nod des Außenkliwerbaums über die Bramtoppen 
nad) dev Nod des Beſansbaums dekoriren. Geeignetenfalls feuern 
fie einen Salut von nicht über 21 Schuß, wobei die Flagge der 
fremden Nation auf den Topp eines Maftes zu biffen ift. Daß 
bei einem folchen Flaggen, außer den Signalflaggen, aud) Die 
‚Flaggen anderer Nationen zur Deforirung benußt werden, ift bei 
der Kaiferlihen Marine nicht gejtattet. Dies wird der Konful 
hervorheben Eönnen, wenn etwa — mie e8 vorgefommen ift — 
eine Signalflagge mißverjtändlih für die Flagge einer anderen 
Nation angefehen und aus der ihr gegebenen Stelle”) Grund zu 
Mifdeutungen entnommen werden follte. 

Wenn der Konful durch feine Mittheilungen an die Schiffe- 
fommandanten dahin zu wirken bat, daß leßtere den Ortsbehörden 
gegenüber ein gleiches Verfahren, wie die Befehlshaber der Kriegs- 
Ihiffe anderer Nationen beobachten: fo bat er auch amdererfeits 
darüber zu wachen, daß die Schiffe der Kaiferlichen Marine mit 
aller ihnen gebührenden Rüdfiht behandelt, und daß denfelben 
alle Jmmunitäten und Brivilegien eingeräumt werden, auf welche 
fie nach dem Völferrechte und den am Orte geltenden Beftimmungen 
Anspruch haben. Der Gruß des deutfchen Kriegsichiffes muß 
gebrauchsgemäß erwidert, der — in der Regel Schuß 
für Schuß zurüdgegeben werden. . 

Bei der Ankunft eines deutfchen Kriegsfahrzeuges in dem 
Konfulatsbezirke laffen diejenigen Konſuln, welche eine Flagge auf 
ihrem Wohngebäude führen (vergl. oben ©. 28) diefelbe wehen, 
ebenſo bei der Abfahrt eines ſolchen Schiffes. 

Ueber etwaige im Konfulatsbezirke berrfchenden epidemifchen 
und anſteckenden Krankheiten bat der Konful den Befehlshabern 
anfommender Kriegsschiffe alle diejenigen Nachrichten zu geben, 
welche ihm in authentifcher Weife befannt geworden find. Zugleich 
muß er die, duch das Klima oder fonftige Ortsverhältniffe ge- 
botenen Vorfichtsmaßregeln mittheilen, auch anführen, welche Heil— 
mittel die Aerzte des Orts gegen die betreffenden Krankheiten an- 
zuwenden pflegen. 

3. Die Allgemeine Dienft- Inftruftion bemerft, daß, wenn 
Mannjchaften von Schiffen der Kaiferlihen Marine defertiven, der 
Kommandant des betreffenden Schiffes den Konſul unter Mittheilung 


*) Eine Nationalflagge unterm Bugſpriet zu fegen gilt für unzuläffig. 
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des Nationale und der Umſtände, unter welchen die Defertion er- 
folgt ift, um feine Mitwirkung zur Wiederhabhaftwerdung des 
Deferteurs erjfuchen wird. Der Konful beantragt demnächſt bei 
der Eompetenten Lofalbehörde die durch die Verhältniffe gebotenen 
Mafregeln. Wird der Dejerteur ergriffen und lehnt die Lofal- 
behörde feine Auslieferung ab, fo berichtet der Konful an den 
Reichsfanzler. Erfolgt die Auslieferung, fo veranlaßt der Konful, 
daß der Deferteuv an Bord des Schiffes zurüdgeführt wird. 
Sollte das Schiff bereits abgegangen fein und der Kommandant 
feine befondere Weifungen bezüglich des Deferteurs zurücdgelaffen 
haben, auch fein anderes Schiff der Reichsmarine anmwefend fein, 
fo ſendet der Konful den Deferteur auf möglichit wenig Eoftfpieligem 
Wege an die Marinebehörde desjenigen deutfchen Kriegshafens, zu 
welchem das betreffende Schiff gehört, oder an die nächite Grenz- 
„polizeibehörde de8 Bundesgebiets ‚mit dem Erſuchen um Weiter: 
beförderung an die eben genannte Stelle. 

4. Der Konful bat den Befehlshabern auf deren Verlangen 
über die zweckmäßigſte Art der Befchaffung von Geld oder fonftigen 
Bedürfniffen Auskunft zw geben. Wahlfonfuln, welche zugleich 
Kaufleute find, können in leßterer Eigenschaft die Beforgung von 
GSeldvorfchüffen und anderen Bedürfniffen felbjt übernehmen. Zur 
Erhebung von Geldern für Kriegsichiffe find allein die Kaſſen— 
fommiffionen derfelben Eompetent. Sie beftehen entweder aus dem 
Kommandanten, dem erjten Offizier und dem Zahlmeifter reſp. 
Verwalter, oder aus dem Kommandanten und dem Zahlmeijter 
refp. Verwalter, und die Erjtattung der ihnen geleifteten Zahlungen 
ift gefichert. An einzelne Offiziere oder Mannfchaften der in dem 
Amtsbezirk des Konſuls anmwefenden Schiffe der Kaiferlichen Marine 
dürfen Zahlungen Seitens des Konfuls in der Negel nur auf 
befondere Requifition von Seiten der Kafjenfommiffion für Rechnung 
der Reichskaſſe gemacht werden. 

Sollten Schiffe der Reichsmarine vor dem Auslaufen aus 
Häfen für die pünktliche Bezahlung aller eingenommenen Bedürfniſſe 
aus der Schiffskaſſe zu ſorgen ausnahmsweiſe nicht in der Lage 
ſein, ſo wird die Kaſſenkommiſſion die konſulariſche Vermittelung, 
welche alsdann thunlichſt zu gewähren iſt, ſchriftlich in Anſpruch 
nehmen. Die Erſtattung der hierbei erwachſenen konſulariſchen 
Auslagen iſt unter Einreichung der Requiſition der Kaſſenkommiſſion 
bei dem Reichskanzler nachzuſuchen. Falls etwa nad) dem Abgange 
von Kriegsſchiffen noc Forderungen an diefelben bei dem Konful 
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zur Sprache fommen jollten, jo ift darüber an den Reichskanzler 
zu berichten. 

Eine Verfügung der, Kaiferlihen Admiralität vom 22. Augquft 
1872 verbreitet ſich über die Grundfäße, welche bei der Geldbeichaf: 
fung in auferdeutjchen Häfen von den Kaflentommiflionen zu 
beobachten find und bejtimmt unter Anderem, daß als Negel die 


Beichaffung des Geldes durch Wechjelziebung gilt und zwar in - 


Mark, 5 Tage nah Sicht, auf die Kaiferlihe Admiralität im 
Berlin. Sofern derartige Wechjel in Marf nicht zu begeben find 
oder nur zu einem ungünjtigeren Kurje begeben werden fönnten, 
als Mechjel in Pfd. Sterl. oder Wechſel in Franks, jo ift in Bd. 
Sterl. oder in Franks zu trafjiren. Bei dieſer vergleichenden Be— 
vechnung it 1 Dfd. Sterl. = 20 M. 30 4£, 1 Franf = 80 4% an- 
zufegen. Sofern Wechjel auf die Kaiferlihe Admiralität nicht zu 
begeben find, oder nur zu einem ungünftigeren Kurſe begeben werden 
fünnten als Wechiel auf London, jo iſt in fd. Sterl. auf Yondon 
zu traſſiren. Bei der vergleichenden Berechnung it 1 Pfd. Sterl. = 
20 AM. 50 4 anzufegen. Bei der Vermittelung der Geldgefchäfte 
der Schiffe wird in eriter Linie den Wahlfonfuln des Deutjchen Reichs, 
in zweiter Linie den auswärtigen deutfchen Handlungshäufern, 
Banken und Filialen der Vorzug vor den Angehörigen anderer 
Nationen gegeben, jelbjtverjtändlich jomweit die Bedingungen ſonſt 
gleich find. Ein Wahlkonſul fann alſo, falls er ſich bei dergleichen 


GSeldbeichaffungen oder fonftigen "Lieferungen an Die Kaiferliche - 


Marine betheiligen will, nur dann auf Berädfihtigung vechnen, 
wenn er das Gefchäft unter denfelben Bedingungen abzufchließen 
bereit it, als andere Handelshäufer des Orts. Natürlich iſt es 
Pflicht der Kaſſenkommiſſionen dies feitzuitellen und der Konful 
fann ſich nicht für beeinträchtigt halten, wenn zu Diefem Be— 
hufe Erfundigungen bei verichiedenen Handelshäufern eingezogen 
werden. 


Die Admiralität Hat fich verpflichtet, die von den Kaffen- _ 


kommiſſionen Seiner Majeität Schiffe auf die leaiſerliche Admiralität 
zu Berlin ausgeſtellten Wechſel zu honoriren. 

5. Wenn ein Schiff der Kaiſerlichen Marine beim Abgange 
aus dem Amtsbezirk des Konſuls Offiziere oder Mannſchaften wegen 
Krankheit oder aus anderen Urſachen zurückzulaſſen genöthigt iſt, 
ſo verpflichtet die allgemeine Dienſt-Inſtruktion den Konſul für 
dieſelben im Einvernehmen mit dem Schiffskommando Sorge zu 
tragen. Letzteres ſoll den Umfang der Geldkompetenzen dieſer Per— 


P 
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fonen dem Konſul ſchriftlich mittheilen, die für die Unterbringung 
oder Rückſendung nad) der Heimath erforderlichen Mafregeln mit 
demfelben verabreden und ihn wegen der Art und Weife, in welcher 
die MWiedereinziehung der zu eritattenden Auslagen zu erfolgen bat, 
mit befonderer Ermächtigung verfehen. Der Konful bat feinem 
hierüber an den Reichskanzler zu erſtattenden Berichte die Nequi- 
fition des Schiffstommandos beizufügen. Wenn e8 in Folge be 
jonderer Umſtände nicht zu vermeiden ift, ohne eine folche Verein- 
barung mit dem Schiffskommando einzelnen Offizieven oder Mann- 
fchaften von Konfulatswegen Hülfe zu gewähren, jo bat der Konſul 
die nothwendigiten Mittel zum Unterhalt und zur etwaigen Weiter- 
beförderung vorzufchießen und feine Auslagen dem Neichsfanzler 
Behufs der Erjtattung anzuzeigen. Zur Berichtigung angeblicher 
Bejoldungsfompetenzen an ſolche Offiziere oder Mannfchaften iſt 
der Konful nicht ermächtigt. 

6. Die Kommandanten der Kaiferlichen Kriegsfchiffe find an- 
gewiejen, wenn im Auslande oder auf offener See ein Sufammen: 
ſtoß mit einem Kauffahrteifchiffe durch die Schuld des leßteren er- 
folgt, jofort eine jchriftliche Reklamation an den Befchädiger reſp. 
dejfen Landeskonſul im nächiten Hafen zu richten, oder nad 
Maßgabe der Landesgefege eine. Klage amzuftellen. Beides durch 
Vermittelung des deutſchen Konfuls. Werden durch Fahrläffigkeit 
eines Kauffahrteifchiffes Unglüdsfälle, 3. B. Verlufte an Menfchen- 
leben für eines St. Majeſtät Schiffe herbeigeführt, jo iſt fofort die 
gerichtliche Verfolgung des fchuldigen Theil einzuleiten. Wird 
einem deutfchen Kriegsfchiffe durch ein fremdherrliches Kriegsſchiff 
irgend ein Schade zugefügt, jo bat, falls letzteres nicht ſofort ſelbſt 
den Schadenerfaß übernimmt, der deutfche Kommandant die Wieder- 
heritellung auf Koſten des eigenen Schiffes zu veranlaffen, aber 
fogleich dur) eine Kommiſſion den Thatbeſtand feitzuftellen. Bei 
größeren, auf folche Weife veranlaßten Havarien ſoll der KRaiferliche 
Konſul von dem Umfange des verurfachten Schadens benachrichtigt 
und veranlaßt werden, über denfelben dem Konful der Nation jenes 
Schiffes Anzeige zu machen, jowie fonjtige, nach den betreffenden 
Landesgefeßen vorgefchriebene vorläufige Schritte zu thun, damit 
ein Erſatz des verurjachten Schadens möglich werde. 

: Bei Strandung u. f. w. eines deutfchen Kriegsichiffes an fremder 

Küfte foll der Kommandant dem Kaiferlichen Konful des nächiten 
Ortes Anzeige hiervon machen und fid) wegen Hülfe an die nächite 
Behörde des betreffenden Staats wenden. Wie fi) von ſelbſt ver- 
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jteht, bat der Konful dahin zu wirken, daß biefe Hülfe ſchnell 
und in ausgiebigem Maße gewährt wird. 


8. 64. 


Il. Perſönliche Beziehungen zu den Befehlshabern 
von Kriegsidiffen. 


Bei der Ankunft eines deutjchen Kriegsichiffes haben die Kon- 
juln mit dem Befehlshaber desfelben offizielle Befuche auszutaufchen. 
Die Allgemeine Dienft- Inftruftion bejtimmt in Bezug bierauf, daß 
die Generalfonfuln den Befehlshabern dev Geſchwader“) den eriten 
offiziellen Beſuch zu machen haben, ihn aber von den Komman- 
danten einzelner Kriegsfahrzeuge erhalten. Die Konfuln machen 
den Kommandanten der Gefchiwader, ſowie denjenigen einzelner 
Fahrzeuge, fofern letere Kapitäne zur See oder Kovvettenfapitäne 
find und ihre Ankunft den Konſuln ſchriftlich fund getban haben, 
den erſten offiziellen Beſuch, erhalten ihn aber von den Komman- 
danten geringeren Ranges. Die Vizefonfuln machen den Komman— 
danten der Gefchwader und einzelmer Fahrzeuge, auch wenn Die 
jelben nur Kapitänlieutenants oder Lieutenants zur See**) find, 
den erſten offiziellen Beſuch. 

Diefe offiziellen Beſuche find Seitens der Konfuln, wenn 
irgend thunlich, in Uniform abzuitatten. ‚Nur bei ungünjtigem 
Wetter oder aus fonjtigen Hinderungsgründen wird der Konful in - 
bürgerlichem Anzuge erjcheinen, dabei aber eim aufflärendes Wort 
nicht unterlaffen dürfen. 

Wie die Konfuln, wenn fie den eriten Beſuch machen, auf eine 
Ermwiderung desfelben Seitens dev Schiffsfommandanten zu rechnen 
haben, jo haben fie auch die ihnen abgeitatteten Beſuche möglichit 
bald zurüczugeben. 

Das Boot, in welchem ſich der Konful an Bord des Kriege 
ſchiffes begiebt, muß die deutfche Flagge am einem Flaggſtocke am 


) Diefer erſte Beſuch ift den Gejhwaderfommandanten aud dann abzuftatten, 
wenn das betreffende Schiff allein fommt. Daf der Gefhwaderfommandant an Bord 
ift, entnimmt der Konſul aus dem betreffenden Kommandozeicyen, event. darf er eine 
Mittheilung Seitens des Kommandanten erwarten. 

**, Flagg- und Stabsoffiziere der Kaiferlihen Marine find der Admiral, der 
Vize- Admiral, der Kontre- Admiral, der Kapitän zur See, der Korvetten Kapitän. 
Dann folgen der Kapitän Lieutenant und, als Subaltern Offiziere, der Lieutenant 
zur See und der Unter» Lieutenant zur See. 
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Heck führen. Wenn e8 der Konful wünfcht, wird ibm auf fein 
Erfuchen ein Boot des Schiffs zur Verfügung geitellt. 

MWenn der Konful an Bord kommt, werden zwei Fallreeps— 
gaften aufgeitellt. Im Momente des Vonbordgehens erhalten die 
Generalkonſuln einen Salut von neun, die Konfuln von fieben, die 
Vizefonfuln von fünf Kanonenfchüffen, jedoch Generalkonfuln nur 
in den Häfen, die zu ihrem Bezirk gehören, Konfuln und Vize- 
fonfuln nur an dem Orte, wo fie ihren Sit haben. Nur Kriegs: 
ſchiffe von der Klafje der Korvetten und aufwärts find verpflichtet, 
Salut zu feuern. In einem Gefchwader falutirt nur das Schiff 
des Älteftens Flaggoffiziers. Diefelbe Perſon wird erit nach Ablauf 
eined vollen Jahres von demfelben Schiffe wieder falutirt, es fei 
denn, dab der zu Begrüßende in der Swifchenzeit eine Nangerhöhung 
erfahren hätte, oder das Schiff von Neuem in Dienft geftellt worden 
wäre. Nach Sonnenuntergang findet fein Salut jtatt. Bei An- 
weſenheit Sr. Majeftät des Kaiſers in einem Seeplaße darf ohne 
Allerhöchiten Befehl und vorherige Anfrage fein Salut gefeuert 
werden. 

Wenn ſich ein Generalfonful offiziell am Bord eines Kriegs- 
jchiffes befindet, ift im Auslande auf Wunſch defjelben, namentlich 
beim Einlaufen in fremde Häfen, oder beim Auslaufen aus den- 
felben, fall8 nicht befondere Gründe dagegen fprechen, die National- 
flagge im Großtopp zu feßen; das Kommandozeichen bleibt wehen. 

Es verjteht fih von jelbit, daß die Konfuln ſich bemühen 
müffen, ihren perfönlichen Beziehungen zu den Kommandanten und 
Offizieren der Kaiferlichen Schiffe denjenigen Charakter freundlichen 
Entgegenfommens zu fichern, der im Auslande mehr noch wie 
irgendwo ſonſt den Verkehr zwifchen Beamten, welche gleichen In— 
terejfen dienen, fennzeichnen ſoll. Es wird den Konfuln ein Be 
dürfniß fein, ihrer Genugthuung über die Gegenwart der bewaffneten 
Macht des Vaterlandes auch in dem nicht-amtlichen Verkehr mit den 
Offizieren Ausdruck zu geben. Indeſſen dürfen dergleichen Zuvor- 
fommenbeiten eine gewiſſe Grenze nicht überjchreiten. Ein Zuviel 
in diefer Richtung Fann für diejenigen, welche der Gegenftand gefell- 
Ihaftlicher Aufmerkſamkeit find, peinlich werden. Auch dürfen. folche 
Höflichkeitsakfte demnächſt nicht in den Rechnungen unter der Rubrif 
‚>Dienjtausgaben« figuriven, da NRepräfentationskoften zur Er- 
ftattung nicht geeignet find (vergl. unter $. 78 A. a. 2). 


250 


8. 65. 


III. Schuß der von den Konfuln zu vertretenden 
Intereffen durch die Kaiferlihe Marine. 

Die Befehlshaber von Schiffen der Neichsmarine haben Die 
Weifung, bei Befuchen fremder Häfen ohne Zeitverluft mit dem am 
Orte befindlichen -Konfulat. in Verbindung zu treten und demfelben 
über Zweck und muthrnaßliche Dauer des Aufenthalts Anzeige zu 
machen (Allerhöchite Ordre vom 7. Januar 1879*). Sie follen den 
Konfuln allen thunlichen Beiſtand zur Erfüllung ihrer Dienftauf- 
gaben gewähren und dabei in möglichiter und freieſter Ueberein— 
jtimmung mit denfelben handeln, aud ihren Requifitionen joweit 
als tbunlich nachkommen. 

Da den Konfuln, wie wiederholt hervorgehoben worden ift, 
an fich politifche Aufgaben nicht obliegen, jo haben fie ſich, wenn 
nicht ausdrüdliche Weifungen des Reichskanzlers anders 
beitimmen, forgfältig davor zu hüten, von den deutfchen Kriegs. 
ichiffen Handlungen von politifcher Bedeutung zu beanfpruchen. 
Geräth die Derfon oder das Eigenthum deutſcher Staatsangehöriger 
in Gefabr, fo wird der Konful mit dem Schiffsfommandanten über 
die Art, wie der erforderlihe Schuß zwedmäßig zu ertheilen ift, in 
Verbindung zu treten haben. Nach der Imjtruftion für den . 
Kommandanten eines von Seiner Majeſtät Schiffen oder Fahr— 
zeugen“), ergänzt durch die Allerhöchſte Irdre vom 28, Dezember 
1875°**), gilt e8 bei den von den Konfulaten an die Kommandanten 
Kaiferliher Kriegsichiffe zu richtenden Requifitionen als bindender 
Grundfaß, daß die ftaatsrechtliche und politifche Verantwortlich— 
feit für die Folgen eines militärischen infchreitens der Kaifer- 
lichen Marine, welches ein Kaiferlicher Vertreter veranlaft, aus- 
ſchließlich dieſen leßteren trifft. Es ift daher auch nur defjen 
Aufgabe, mit den betreffenden Yandesbehörden zu verhandeln, ſowie 
namentlich zu prüfen, ob alle friedlichen Mittel zur Verhütung einer 
Gefahr für Leben, Freiheit oder Eigentbum von Reichsangehörigen 
erſchöpft find, ob eine ernftlihe Gefabr im Verzuge liegen würde 
oder ob überhaupt nad) Page der Verhältniffe nur durch Aufwen- 
dung materieller Gewalt einer Nechtsverlegung vorgebeugt oder für 








) Marine Verordnungsblatt ©. 1. 

**, Genehmigt durch Allerhöchſte Ordre vom 28. September 1872; erichienen 
im R. von Dederfchen Verlag, Berlin 1372. 

) Marine Verordnungsblatt ©. 242, 
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erlittenen Schaden refp. für Beleidigungen der deutfchen Flagge 
Erſatz und Genugthuung erwirkt werden kann. Die Komman- 
danten der Kaiferlichen Kriegsschiffe bandeln, infofern fie nicht 
ſpezielle Injtruftionen haben oder nad) Lage des konkreten alles 
der vorherige Verkehr mit einem Kaiferlichen Vertreter unmöglich 
ift, nur auf Antrag des Lebteren und tragen felbjt lediglich die 
militärifche WVerantwortlichkeit Für die Ausführung einer ange 
nommenen NRequifition; fie baben daher ihrerſeits Die materielle 
Ausführbarfeit derjelben zu prüfen und für die Wahrung der ein- 
mal engagirten Ehre der Kaiferlichen Kriegsflagge einzufteben, doch 
fteht ihnen frei, ihre etwaigen perfänlichen Bedenken gegen eine auf 
Anwendung von Gewalt gerichtete Nequifition oder ihre Anficht 
über die Zweck- oder Unzweckmäßigkeit eines bejtimmten Verfahrens 
dem Kaiferlichen Vertreter gegenüber mündlich oder fchriftlich gel- 
tend zu machen, um jede Werantwortlichkeit hierfür von ſich 
. abzumeifen. Der Konful feinerfeits wird in der Regel nur auf Grund 
ausdrüclicher Weiſungen des Neichsfanzlers die Kommandanten " 
Kaiferlicher Kriegsschiffe um militärifches Einfchreiten erfuchen dürfen. 
Solche Weifungen rechtzeitig einzubolen wird e8 fauın irgendwo an Ge- 
legenbeit fehlen, zumal wenn der Telegraph zu Hülfe genommen wird. 
Die Kommandanten der Kriegsfchiffe follen, jo weit e8 der 
Raum und die Rüdjichten des Dienftes geftatten, auf die jchrift- 
liche Requifition des Konſuls biülfsbedürftigen Reichsangehörigen, 
welche in Gemäßbeit der bejtehenden Beftimmungen nach der Hei- 
math zu befördern find, die Paſſage auf ihrem Schiffe bewilligen, 
auch den Transport von NReichsangehörigen übernehmen, welche 
wegen verübter Verbrechen an den beimifchen Richter abzuliefern 
find. Lebteres darf nur auf vorherige Anweifung des Reichsfanz- 
[er8 oder einer Bundesregierung gefchehen, außer wenn e8 fi) um 
einen Schiffsmann handelt, welcher fich einer mit ſchwerer Strafe 
bedrohten Handlung (S. 57 Ziffer 3 der Seemannsordnung) jchul- 
dig gemacht bat. Bezüglich eines folchen darf der Konful and) 
ohne fpezielle Anmeifung die Intervention eines Schiffsbefehlshabers 
in Anfpruch nehmen. (Vergl. Sirkular des Reichskanzlers vom 
22. Februar 1873.) Bevor der Konful eine Requifition der ge 
dachten Art an den Schiffsfommandanten richtet, hat er ſich durch 
‚eine Anfrage bei demfelben über die Höhe der von der Marine- 
verwaltung zu liquidirenden Koften zu vergewiffern, daß die Be- 
förderung nicht auf andere Weife billiger zu bewirken ift. 


ID 
a 
IV 


Vierzehnter Abſchnitt. 


Schifffahrtsangelegenheiten. 
(Fortſetzung.) 


Zweite Unterabtheilung. 


Die Dandelsmarine, 
$. 66. 
I. Einleitendes. 

Auch die zum Erwerb dur die Seefahrt beitimmten Schiffe 
hat man als wandelnde Gebietstheile ihres Heimathsſtaats (f. oben 
S. 240) bezeichnet. Auf die Rechtsverhältniffe derjelben trifft aber 
der Ausdrud nicht in dem Umfange zu, wie bei Kriegsichiffen. 
war gelten die Kauffabrteifchiffe ebenfo wie die leßteren auf hoher 
See als nur der beimathlichen Staatsgewalt unterworfen und von 
jeder fremden Gerichtsbarkeit und VDolizeigewalt befreit. *) Uber 
während ihres Aufenthalts in fremden Territorialgewäffern find fie 
der dortigen Jurisdiktion unterworfen und injfoweit tritt die Ge- 
richtsbarfeit des Heimathſtaats zurüd. 

Daraus ergeben ſich folgende Sätze: , 

1. Eine ftrafbare Handlung, an Bord eines deutfchen Kauf- 
fahrteiſchiffs begangen, unterliegt der Zuftändigkeit der deutjchen 
Gerichte, wenn das Schiff fich während der That auf offner See 
befand. Auch ein nichtdeutjcher Thäter ift der deutjchen Gerichts— 
barfeit und dem deutfchen Gefet in demfelben Umfange unterworfen, 
wie wenn die ftrafbare Handlung im Gebiete des Deutfchen Reichs 
verübt wäre. Die Zujtändigfeit der deutfchen Gerichte wegen der 
auf hoher See von einem Ausländer auf einem deutſchen Schiffe 
verübten jtrafbaren Handlung iſt jelbjt dann nicht ausgefchloffen, 
wenn das Schiff jpäter in das Territorialgewäffer besessen Staats 
gelangt, welchem Thäter angehört. 

Die großbritannifche Regierung hat fich im Fall des » Yeon XIlI« 
ausdrüdlich dagegen verwahrt, als ob fie in legterer Beziehung von 
einer andern Auffaffung ausginge.**) Der gedachte Fall lag wie 


) Modifikationen, überhaupt Näheres, ſ. bei Heffter-Geffken, Europäifches 
Völkerrecht, S. 176, und bei Perels, Internationales öffentliches Seereht ©. 66 ff. 
**) Vergl. Blaubud) Spain No. 4 (1883). 
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folgt. Der Kapitän des fpanifchen Dampfers »Leon XIII«G« hatte 
drei an Bord dienende Mafchiniften britifcher Nationalität während 
der Fahrt von Barcelona nad Manila unter gewiffen Anfchul- 
digungen in Haft genommen. Als fpäter dev Dampfer in Singa- 
pore anlegte, erlangten die Freunde der Verhafteten von der briti- 
fchen Behörde ein writ of habeas corpus, welches dem Kapitän 
zugefertigt wurde. Als diefer e8 unterließ, die Mafchiniften zu ge 
jtellen, wurde er wegen contempt of Court verhaftet und erſt 
entlaffen, nachdem die inzwifchen von dem »Leon XIII« nad) Manila 
gebrachten Mafchinijten dem dortigen britifchen Konfulate überliefert 
waren. Die fpanifche Regierung ſah in dem Verfahren der briti- 
chen Behörden einen Eingriff in die fpanifche Gerichtsbarkeit, die 
britifche Regierung erklärte aber ausdrüdlich, daß, wenn der fpa- 
nifche Kapitän dem writ of habeas corpus nachgekommen wäre 
und dem Gerichtshofe dargelegt hätte, daß er die drei Derfonen 
unter Anklage einer auf hoher See begangenen jtrafbaren Handlung 
in Saft alte, das Gericht in Singapore fie an Bord des »Leon XIII« 
- zurüdgefchiet haben würde, um fie in dem Beltimmungshafen vor 
die jpanifche Behörde geftellen zu laffen. Das Verfahren gegen den 
Kapitän ſei lediglich die Folge feiner Mißachtung des von der fom- 
petenten Behörde ausgegangenen Geftellungsbefehls. Zu vergleichen 
ein Fall aus dem Jahre 1879 bei Beach Lawrence, Com- 
mentaire sur Wheaton, t. 4 ©. 561. 

2. Eine jtrafbare Handlung, welche an Bord eines deutfchen 
Kauffahrteifchiffs verübt wird, während dasselbe ſich in fremden 
Hoheitsgewäſſern aufhält,*) welche alfo in dem Staatsgebiet verübt 
ift, welchem das Gewäſſer zugehört, unterliegt der Zuftändigkeit 
der. dortigen Gerichte.*) Manche Staaten halten ficy für befugt, 
zur Aufrechterhaltung ihrer Gerichtsbarkeit bezüglich ftrafbarer Hand— 
lungen, welche in ihren Hoheitsgewäflern an Bord eines fremden 
Schiffes begangen find, das Schiff in die offne See zu verfolgen. 
Sp hat im Jahre 1882 der fpanifche Gouverneur den unter liberi- 
her Flagge fahrenden Dampfer »Nouvelle Bretagne«, welcher 
unter Arreftbruch aus dem Hafen von Manila, mit der fpanifchen 
Polizeimannſchaft an Bord, heimlich entwichen war, in das hohe 
Meer hinaus verfolgen und nah Manila zurüdbringen Laffen. 


F 


*) Bezüglich blos vorüberfahrender Schiffe vergl. Perels, Internationales 
Seerecht S. 86 ff. 
) Wegen der Länder, wo Konſulargerichtsbarkeit geübt wird, ſiehe oben ©. 199 ff. 
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Von der völferrechtlichen Negel, daß Kauffabrteifchiffe während 
ihres Aufenthalts in fremden Hoheitsgewäſſern der dortigen Volizei- - 
und Juftisgewalt unterworfen find, haben fic) in neuerer Zeit Aus- 
nahmen Geltung verichafft. In Frankreich wurde bereits vor Jahr— 
zehnten dev Grundſatz aufgeitellt, daß die Lokalbehörden ſich nicht 
einzumifchen hätten, wenn in franzöfischen Häfen an Bord fremder 
Kauffahrteifchiffe Seitens Derfonen der Beſatzung ſtrafbare Hand- 
lungen gegen andre, gleichfalls zur Beſatzung gehörende Perſonen 
verübt würden, es fei denn, daß dadurch die öffentliche Ruhe geftört 
oder daß das Einfchreiten der Lofalbehörden nachgefucht würde. 
Diefe Auffaffung ift auch Seitens des deutjchen Reichs adoptirt. 
In verfchiedenen Staatöverträgen mit andern Mächten ift den beider- 
jeitigen Konfuln das Recht eingeräumt, die innere Polizei über die 
Handelsfchiffe ihrer Nation in den Häfen des anderen Theil aus- 
zuüben; das Einfchreiten der Yandesbehörden ift, ſelbſt wenn es ſich 
um fchwere Ausfchreitungen handelt, nur dann zuläffig, wenn die 
Ruhe oder öffentliche Ordnung am Lande oder im Hafen dadurch ge- 
ſtört wird oder wenn ein Yandesangehöriger oder eine nicht zur Mann- 
ſchaft gehörige Verfon als Ihäter oder Beſchädigter betheiligt ift. 

3. Da deutjche Kauffabrteifchiffe — von diefen Ausnahmen 
abgeſehen — in fremden Häfen der dortigen Dolizei- und Juſtiz— 
bobeit unterworfen find, fo find die Ortsbehörden audy berechtigt, 
Unterfuhungen, Befichtigungen und jonjtige Amtshandlungen an 
Bord vorzunehmen. Der Kaiferlihe Konful kann feine Benad)- 
rihtigung und Zuziehung auf Grund von Staatsverträgen bezw. 
allgemeinen Ortsgebrauchs beanspruchen. 

4. Dem Prinzipe nad) find für bürgerliche Rechtsjtreitigfeiten 
der auf deutichen Schiffen in fremden Hoheitsgewäſſern ſich befin- 
denden Perſonen die Lofalgerichte zuftändig. Indeſſen iſt das Prinzip 
zuweilen durch Beitimmungen in Staatsverträgen durchbrochen. 
Spgiell find Streitigkeiten zwijchen Schiffer und Mannfchaft, welche 
fich auf die Heuer und die Erfüllung gegenfeitiger Verpflichtungen 
beziehen, in Verträgen Deutfchlands mit verfchiedenen Mächten der 
Zuftändigfeit der Vandesgerichte entzogen (vergl. unten $. 75). 


$. 66a. 


II. Das deutfhe Privatſeerecht. 


Mit dem 8. 30 des Konfulargefeßes beginnen die wichtigen 
Beltimmungen über die Beziehungen dev Konfuln zu der Handels 
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marine des Reiches. Diefe Beziehungen find zahlreich und erftreden fich 
auf mannigfache Gebiete des Drivatrechts und des öffentlichen Rechts. 

Vrivatrechtliche VBeltimmungen über die Seefchifffahrt finden 
ſich außer in verfchiedenen, im Laufe diefer Darftellung zu erwäh— 
nenden Gefegen, namentlich in dem Allgemeinen deutjchen 
Handelsgefegbude‘) und in der Seemannsorduung vom 
27. Dezember 1872 (Neichsgefeßblatt ©. 408). Das 9.6.8. iſt 
durch 8. 2 des Geſetzes, betreffend die Verfaffung des Deutjchen 
Reiches vom 16. April 1871 (Bundesgefegblatt ©. 63) bezw. das 
Geſetz vom 22. April desfelben Jahres (Bundesgefeblatt ©. 87) 
zum Reichsgefeße geworden. 

Das fünfte Buch das H. G. B. giebt unter der Ueberjchrift 
»vom Seehandel«e im 1. Titel allgemeine Bejtimmungen, handelt 
im 2. Titel von dem Rheder und der Nhederei, im 3. Titel von 
dem Schiffer (Schiffskapitän). Der 4. Titel: von dev Schiffemann- 
- Schaft. ift aufgehoben und durch die ©. O. erfeßt. Der 5. Titel 
handelt von dem Frachtgefchäft zur Beförderung von Gütern, dev” 
6. Titel von dem Frachtgefchäft zur Beförderung von Neifenden, 
der 7. Titel von der Bodmerei, der 8. Titel von der Haverei, deu 
9. Titel von der Bergung und SHülfeleiftung in Seenoth, der 
10. Titel von den Sciffsgläubigern, dev 14. Titel von der Ver- 
ficherung gegen die Gefahren der Seefchifffahrt, der 12. Titel von 
der Verjährung. 

Das H. 6. B. findet auf Kriegsfchiffe, Yootfenfahrzeuge, Zoll— 
freuzer und andere Staatsfchiffe, fowie auf Vergnügungsfahrzeuge 
feine, auf Doitjchiffe nur jubfidiarifche Anwendung. 

Die Beſtimmung im Artikel 1 des 9. G. B., dab in Handels- 
fachen fubfidiarifch die Sandelsgebräuche und in deren Ermangelung 
das allgemeine bürgerliche Recht zur Anwendung kommen, trifft 
auch das Seehandelscecht, fo daß, infoweit das 5. G. B. feine 
Beftimmungen enthält, auf die Seefchifffahrtsbräuche zurücdzugehen 
it. Su vergl. Artikel 481 9. G. B., SS. 37, 45 ©. O. 

Aus den auf den Seehandel ſich beziehenden Beftinmungen 
des 9. 6. B.“) wird Folgendes hervorgehoben: 

) Im Folgenden abgekürzt mit 5. 6. B. bezeichnet. — ©. O. bedeutet See: 
mannsordnung. — Einen, auch die Seerechte anderer Staaten berüdfichtigenden, den 
Konſuln in Hafenplägen bejonders zu empfehlenden Kommentar zum 5. Buche des 
S. 6. 8. und zu den dasjelbe ergänzenden Gefegen enthält: Lewis, das deutfche See- 
recht, 2. Auflage, Leipzig, 1883, 1884. 


=), Das H. G. B. enthält das deutfche Recht. Im Auslande fönnen felbft- 
verſtändlich andere Rechte und Gebräuche zur Anwendung kommen. 
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l. Die allgemeinen Beftimmungen im eriten Titel be 
ziehen ſich auf die Führung der Schiffsregiiter, — in welcher Sim - 
ficht fie durch die im folgenden Paragraphen erwähnten reichögefeh- 
lichen Vorichriften abgeändert find, — fie regeln die formellen Er- 
forderniffe der Eigentbumsübertragung bei Veräußerung von Schiffen 
und Schiffsparten und das Verhältniß des Veräußerers zum Er 
werber umd zu Dritten, und erläutern endlicy einzelne auf das See— 
vecht fich beziehende Begriffe und Ausdrüde. 

In legterer Beziehung wird vorgefchrieben, daß unter Zubehör 
eines Schiffes alle zum bleibenden Gebrauch des Schiffs bei der 
Seefahrt beitimmten Sachen, insbefondere auch die Schiffsboote, zu 
veritehen find. 

Ein jeeuntüchtig gewordene Schiff gilt als rveparatur- 
unfäbig, wenn die Neparatur überhaupt oder nad) den Lokal— 
verbältniffen nicht möglich ift, al reparaturunmwürdig, wenn die 
Koiten der Reparatur, ohne Abzug für den Unterfchied zwifchen alt und 
neu, mehr betragen würden, als drei Viertel feines früheren Werths. 

Zur Schiffsbefagung merden gerechnet der Schiffer, die 
Schiffsmannfchaft, ſowie alle übrigen auf dem Schiff angeftellten 

Derjonen. - 
: Schiffer im Sinne des 9. 6. B. und der ©. O. iſt der 
Führer des Schiffs (Schiffsfapitän), in Ermangelung oder Verbin 
derung desjelben deſſen Stellvertreter. ' 

Die übrigen zur Bedienung eines Schiffes beitimmten Per— 
fonen begreift man unter dem Ausdrud -Schiffsmannfcdaft 
(Mannfchaft, crew, equipage). Zur Schiffsmannſchaft rechnet 
die ©. D. auch die Schiffsoffiziere. Welche Perſonen unter 
diefem Ausdrud zu verjtehen find, jagt das Gefeß nicht. Der 
Steuermann wird ohne Weiteres als Schiffsoffizier angefeben, 
andere -Schiffsleute müffen nachweifen, daß ihnen diefe Eigenjchaft 
zufteht. (Vergl. Allgemeine Dienjt- Inftruftion zu $. 37 Abſatz 3 
Ziffer 1.) Nah Tedlenborg (Handlexiton für Nheder, Ver- 
fiherer und Schiffsfapitäne, Bremen, 1863) gehören zu den 
Schiffsoffizieren: der Oberjteuermann; derfelbe ift in Abweſen— 
heit des Schiffers deffen Stellvertreter, auf See der Befehlshaber 
der einen Hälfte der Mannfchaft (Badbordswace), während der 
Schiffer, wenn diefe ruht, die andere Hälfte (Steuerbordswache) 
fommandirt. Der Oberfteuermann führt das Journal, hält Bud) 
über die an Bord und von Bord gehende Yadung und beordert 
die Mannfchaft zur Arbeit. Der Unterfteuermann ift mit dem 


‚ geachtet, 
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Schiffer auf derfelben Wache, beim Laden und Löfchen befindet er 
fi) mit im Raum, er bat den Vroviant unter Aufficht ꝛc. Der 
Boot3mann, welcher zur Mache des Oberjteuermanns gebött, 
theilt beim Laden und Löfchen im Naum mit dem Anterfteuermann 
die Aufficht während der Arbeit, ferner ift ihm die Sorge für das 
Takelwerk anvertraut und bei Ausbefferung desfelben arbeiten die 
Matrofen unter feiner Anleitung. Der Simmermann hat die 
während der Reife etwa nothmwendig werdende Ausbefferung und 
Kalfaterung des Schiffes, Anfertigung von Rundhölzern ꝛc. zu be 
forgen. Der Koch forgt für die gute Verftauung der Mundvor- 
räthe, des Brennmaterials und des Waffervorraths, für den guten 
Zuftand des Kochgefchirrs und der Kombüfe und für die Zuberei— 
tung der Speifen; in. der Regel bat er einen Schiffsjungen (den 
Kochsmaat) als Gehülfen. Mitunter wird auch der Segelmacher 
zu den Schiffsoffizieren gerechnet, -andererfeit8 wird von manchen 
Sacverjtändigen ihm, dem Bootsmann, dem Zimmermann und 
dem Koch die Eigenfchaft als Schiffsoffiziev abgefprochen. Es wird 
im einzelnen Falle durch Sacyverftändige oder ſonſtige Ermittelungen 
feftzuftellen fein, ob der VBetreffende vermöge der ihm übertragenen 
Befugniffe als ein folcher anzufehen it, welcher ein Kommando 
führt. Den anderen Theil der feemännifchen Befagung machen die 
Vollmatrofen, Leichtmatroſen (Jungmänner, Halbmänner) 
und Schiffsjungen aus. Von den Matrofen verlangt man, daß 
fie den Kompaß fennen und fähig find, das Schiff zu ſteuern, aud) 
die bei Stellung und Veränderung der Segel vorkommenden Arbeiten 
veritehen. 

Perſonen, welche, ohne zur Schiffsmannfchaft zu gehören, auf 
einem Schiffe ale Mafchiniften, Aufwärter oder in anderer Eigen- 
haft angejtellt find, haben diefelben Nechte und Pflichten, wie die 
Schiffsmannſchaft. Mafchiniften werden den Schiffsoffizieren gleich 


In den allgemeinen Beltimmungen wird auch der Arreit- 
freiheit fegelfertiger Schiffe und ihrer Beſatzung gedacht. Es iſt 
ein aus früheren Seerechten in die neuere Gefeßgebung der meilten 
Seeſtaaten herübergenommener Grundfaß, daß die zum Abgehen 
fertigen Schiffe wegen perfönlicher Schulden nicht mit Arreſt belegt, 
die zu ihrer Befagung gehörenden Perſonen wegen Schulden nicht 
verhaftet werden dürfen. Man hat das ntereffe eines Gläubigers 
dem größeren ntereffe des Nheders und Schiffers, ſowie der an 
dev Ladung VBetheiligten, nachjegen zu dürfen geglaubt. Der 
König. Konfular» Handbud. 3. Ausgabe, 17 
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Art, 446 9. ©. B. enthält die betreffenden Beltimmungen des 
deutichen Nechts, ' 

2. Der zweite‘ Titel des fünften Buchs handelt von dem 
Rheder und dev Nbederei, Rheder ift dev Eigenthümer eines 
ihm zum Erwerb durch die Seefahrt dienenden Schiffs. Bezüglich 
jeiner enthält das Seerecht Beltimmungen, welche von den jonjtigen 
Grundſätzen des allgemeinen bürgerlichen Nechts abweichen, Er ift 
für den Schaden verantwortlicdy, welchen eine Perſon der Schiffö- 
befagung einem Dritten durd ihr Verſchulden in Ausführung ihrer 
Dienjtverrichtungen zufügt. Er haftet perfünlich, d. b. mit feinem 
ganzen Vermögen, für die Forderungen des Schiffers und dev zur 
Schiffsmannfchaft gehörigen Perſonen aus den Dienjt- und Heuer 
verträgen (8. 68 ©. O., durch welchen Art. 453 9. ©. B. aufge 
boben it). Im Mebrigen baftet der Nheder für den Anſpruch 
eines Dritten nicht perjönlich, fondern nur mit Schiff und Fracht: 
a) aus Nechtsgefchäften, welche der Schiffer als folcher fraft feiner 
gejeglichen Befugniffe, nicht auf Grund einer befonderen Vollmacht 
abgeichloffen bat; b) aus einem von dem Nheder jelbit abgeichloj- 
jenen, von dem Schiffer unvollitändig oder mangelhaft ausgeführten 
Vertrage, e) aus dem Verſchulden einer Perſon der Schiffsbefagung. 
In den unter a. und b, bezeichneten Fällen tritt jedoch, die Be— 
Ihränfung der Haftpflicht nicht ein, wenn den Nheder ein Ver- 
jchulden trifft oder wenn er die Vertragserfüllung bejonders ge 
währleiſtet bat. / 

Bezüglich des Forums ift beftimmt, daß ber Rheder als ſolcher 
wegen eines jeden Anspruchs vor den Gerichte des Heimathshafens 
belangt werden fann. 

Wird von mehreren Berfonen ein ihnen gemeinfchaftlich zu- 
jtebendes Schiff zum Erwerb durch die Seefahrt für gemeinichaft- 
licye Nechnung verwendet, fo beitebt eine Rhederei. Die ideellen 
Theile der einzelnen Eigenthümer (Mitrheder) heißen Schiffsparten. 
Von dem einzelnen Mitrheder kann feine Bart jederzeit ganz oder 
theilweife veräußert werden, jedoch an Berfonen, welche nicht Die 
Neihsangebörigkeit befigen, nur mit Zujtimmung aller Mitcheder, 
Die Zabl der Schiffsparten ijt nicht befchränft. Die Mitrheder 
als jolche baften Dritten, wenn ibre perſönliche Haftung eintritt, 
nur nach Verhältniß der Größe ihrer Schiffsparten. Durch Be 
ſchluß der Mebrheit fann für den Nhedereibetrieb ein Korrefpon- 
dentrheder (Sciffsdireftor, Sciffsdisponent) beitellt werden, 
welcher im Verhältniß zu Dritten — mit gewiſſen Ausnahmen — 
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befugt iſt, alle Gefchäfte und Nechtshandlungen vorzunehmen, welche 
der Gefchäftsbetrieb einer Rhederei gewöhnlich mit fich bringt. 

3. Ueber die allgemeinen Bflichten des Schiffers in Bezug 
auf feine Dienftverrichtungen, über feine Beziehungen zu dem Rheder 
und der Ithederei, jowie über fein Verhältniß zu den Ladungs— 
intereffenten enthält der dritte Titel ins Einzelne gehende Vor- 
jchriften. 

Befindet fich das Schiff außerhalb des Heimathshafens, fo gilt 
der Schiffer als Vertreter des Rheders bezüglich aller das Schiff 
und deſſen Befrachtung betreffenden Angelegenheiten. Ex ift Dritten 
gegenüber Eraft feiner Anftellung befugt, für den Nheder alle Ge- 
Ichäfte und Nechtshandlungen vorzunehmen, welche die Ausrüftung, 
Bemannung, Verproviantiung und Erhaltung des Schiffs, ſowie 
überhaupt die Ausführung der Reife mit fich bringen. Dieſe Be- 


fugniß eritredt fich auch auf die Eingebung von Frachtverträgen 


und- auf die Anjtellung von Klagen, welche ſich auf den Wirkungs- 
kreis des Schiffers beziehen. Der Nheder haftet für Alles, was 
der Schiffer innerhalb diefer gefeglichen Befugniffe gethan hat. Hat 
der Rheder letztere beſchränkt, jo kann er dem Dritten die Nicht: 
einhaltung diefer Beſchränkungen nur dann entgegenhalten, wenn 
ex beweilt, daß Diefelben dem Dritten befannt waren. 
Zur Aufnahme von Darlehen, zur Eingehung von Käufen 
auf Borg, Sowie zum Abjchluffe ähnlicher Kreditgefchäfte ijt der 
Schiffer nur dann befugt, wenn es zur Erhaltung des Schiffes 
oder zur Ausführung dev Reife nothwendig und nur infoweit, als 
es zur Befriedigung des Bedürfniſſes erforderlich it. Auf den 
perfönlichen Kredit des Rheders Geichäfte abzufchliegen, iſt der 
Schiffer nur auf Grund einer befonderen Vollmacht ermächtigt. 
Meber die Befugniß des Schiffers zur Eingehung eines Bodmerei- 
geſchäfts und zum Verkauf des Schiffes fiehe unten 8. 74. 

Wenn dem Schiffer im — vielleicht fehr fernen — Auslande 


eine ausgedehnte Befugniß beizulegen war, in Vertretung des 


Nheders dieſen bindende Nechtsgefchäfte einzugeben, jo it ein 
gleiches Bedürfniß nicht vorhanden, jo lange fic) „das Schiff im 
Heimathshafen befindet, wo der Rheder feine Angelegenheiten 
jelbit zu beforgen im Stande it. Deshalb bejchränft Artikel 495 
des Handelögefegbuchs die Vertretungsbefugniß des Schiffers Dritten 
gegenüber im Heimatbshafen auf die Annahme der Schiffsmannfchaft. 

Während der Reife ift der Schiffer wie der Stellvertreter des 
Rheders, jo auch der gefegliche Stellvertreter der Yadungsbetbeiligten. 
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Er iſt in Notbfällen bevechtigt, die Ladung ganz oder theilweife zu 
löſchen, äußerſtenfalls zu verkaufen oder zu verbodmen, fowie im 
alle dev Anbaltung oder Aufbringung zu reflamiren oder, wenn 
fie auf andere Weije feiner Verfügung entzogen ift, ihre Wieder, 
erlangung aufßergerichtlid und gerichtlicdy zu betreiben. Auf den 
perfönlichen Kredit der Yadungsbetheiligten Geſchäfte abzufchlichen 
it der Schiffer nur auf Grund einer ihn hierzu ermächtigenden 
Vollmacht befugt. 

4. Die Rechtsverbältniffe der Schiffsbefagung auf deutjchen 
Kauffabrteifchiffen find durch die Seemannsordnung einheitlid) 
für das Deutjche Neich fejtgeftellt. Dieſes Gefeg ordnet nicht allein 
die privatrechtlichen Beziehungen zwifchen der Schiffsmannfchaft 
und dem Schiffer bezw. dem Rheder in umfafjender Weife, jondern 
es vegelt auch die dem öffentlichen Necht angehörigen Verhältniffe, 
insbefondere nad) der polizeilichen und ftrafrechtlichen Seite bin, 
fo daß es eine felbjtändige, in fich abgefchlofjene Kodifitation aller 
auf die Verhältniffe der Befagung deutſcher Kauffahrteiſchiffe bezüg- 
lichen Beltimmungen bildet. Wegen der, dem öffentlichen Recht 
angebörigen Vorjchriften dieſes Geſetzes, vergl. SS. 66b, 69, 75, 
768.8. 

Drivatrechtliche Beltimmungen enthält die Seemannsordnung 
namentlich im dritten Abjchnitt. Derſelbe bezieht fi auf das 
Vertragsverbältniß zwifchen dem Schiffer und den Schiffsleuten. 
Das Miethen de8 Schiffsmannes Seitens des Sciffers nennt man 
beuern. Die Gültigkeit des Heuervertrages.ift durch jchriftliche 
Abfaſſung nicht bedingt. Mujfterung ift die Verlautbarung des 
Heuervertrages vor einem Seemannsamte (vergl. 8. 69 d. B.). 
Der Betrag der — wenn nichts Anderes verabredet ift, vom Zeit- 
punkt der Anmufterung an zu zahlenden — Heuer richtet ſich in 
Ermangelung einer desfallfigen Vereinbarung nad) dem, mas zur 
Zeit der Anmufterung am Orte üblich ift; wenn die Mufterrolle 
bereit8 angefertigt ift, nad) den Inhalts derfelben mit den übrigen 
Schiffsleuten gleichen Ranges getroffenen Abreden. Ueber den An- 
fpruch des Schiffsmannes auf Vorfchüffe und Abſchlagszahlungen 
fiehe 88. 36— 39 ©. D., über die in gewiffen Fällen eintretende 
Erhöhung der Heuer fiehe SS. 40, 41 ©. O. 

Wenn ein Schiffsmann fich für denfelben Zeitraum wieder: 
holt verheuert, fo geht derjenige Vertrag vor, auf Grund deſſen 
angemujtert ift, hat feine Mufterung ftattgefunden, jo entfcheidet 
der frühere Abſchluß. 
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Die Verpflihtung des Schiffsmannes, fi) an Bord einzufinden 
und Schiffsdienfte zu leijten, beginnt, wenn nichts Anderes bedungen 
ift, mit der Anmufterung. Ueber die Bflichten und Nechte des 
Schiffsmannes während der Dauer des Dienftverhältniffes enthält 
die ©. DO. in's Einzelne gehende Beltimmungen, namentlich find 
die Ansprüche des Schiffsmannes bezüglich der Heilung und Ver 
pflegung in Kranfheits- oder Verwundungsfällen, fowie bezüglich 
des Rechts auf Zurücdbeförderung nad) dem Abgangshafen bei Be 
endigung des Heuervertrages geregelt. 

Für die Forderungen des Schiffsmannes haftet der Nheder 
perjönlich, fiehe oben ©. 258. 

Der dritte Abjchnitt der S. DO. enthält noch Vorfchriften über 
das Befchwerderecht der Schiffsleute, über den Nachlaß geftorbener 
Schiffsleute und über das Abandonniren (fiehe unten $. 69 3. 2 Iit. b). 

5. Der Frachtvertrag zur Beförderung von Gütern zur 
See bezieht fich entweder auf das Schiff im Ganzen bezw. Theile. 
desjelben, oder auf einzelne Güter (Stüdgüter). Derjenige, welcher 
die Güterbeförderung vermittelft des Schiffes übernimmt (dev Rheder, 
der Schiffer u. ſ. w.), beißt Verfrachter, derjenige, welcher ſich den 
Transport der Güter nad) einem bejtimmten Ort ausbedingt, wird 
als Befrachter bezeichnet. Der Befrachter kann zugleich Ablader 
fein, d. 5. Lieferer der Ladung; Befrachter und Ablader können 
aber auch verfchiedene Perſonen fein, dergejtalt, daß fich der eine 
als Vertreter des anderen darjtellt. Der rachtvertrag braucht 
nicht jchriftlih abgejchloffen zu werden; . bei Verfrachtung eines 
ganzen Schiffs oder von Theilen desfelben kann aber jede Vartei 
verlangen, daß über den Frachtvertrag eine fchriftliche Urkunde 
(Chartepartie) errichtet werde. Die zu befördernden Güter muß in 
Ermangelung vertragsmäßiger Abreden, örtlicher Verordnungen 
oder eines Ortsgebrauchs der Befrachter koſtenfrei bis an das Schiff 
liefern, die Koſten der — in das Schiff trägt der Ver— 
frachter. 

Ladezeit (Liegezeit, Liegetage, jours de planche oder staries, 
lay-days) ift diejenige Zeit, während welcher der Schiffer ohne 
befondere Vergütung auf die Ladung zu warten verpflichtet iſt. 
Sie beginnt bei Charterung eines Schiffes im Ganzen oder nach 
- Theilen kraft des Gejeßes mit dem auf die Bereitfchaftsanzeige des 
Schiffers folgenden Tage. MUeberliegezeit (surestaries, demurrage) 
ift diejenige durch Vertrag vereinbarte Friſt, während deren ver 
Verfrachter noch über die Liegezeit hinaus auf die Abladung warten 
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muß. Für die Ueberliegezeit bat dev Verfrachter eine Entſchädigung 
(Liegegeld) zu beanfpruchen. Die Erklärungen des Verfrachters 
über den Ablauf dev Yadezeit bezw. den Beginn der Ueberliegezeit 
und über feinen Willen nicht länger zu warten find an feine be- 
jondere Form gebunden. Weigert fich der Befrachter, den Empfang 
einer folhen Erklärung in genügender Weife zu befcheinigen, fo ift 
der Werfrachter befugt, -.eine öffentliche Urkunde (Broteft) darüber 
auf Koiten des Befrachters vor dem Konful oder vor der nad) den 
Sefegen des Aufenthaltsorts zuftändigen Ortsbehörde errichten zu 
laffen. 

In allen Fällen, in welchen der rachtvertrag über die Be 
förderung von Stüdgütern abgefchloffen ift, gemügt die Aufforderung 
des Schiffers, um den Befrachter in mora zu ſetzen; eine gefeßliche 
Ladezeit erfennt dad 9. G. B. nicht an, der Befrachter muß auf 
die Aufforderung des Schiffes ohne Verzug die —— be⸗ 
wirken. 

Vor Antritt der Reiſe kann der Befrachter, wie nach den 
meiſten Seegeſetzgebungen, jo auch nach dem 9. G. B., von dem 
Chartervertrage unter Zahlung einer Entſchädigung zurücktreten. 
Dieſe Abweichung von den allgemeinen Grundſätzen des Obligationen- 
rechts ift durch die Abficht hewworgerufen, den Kaufmann im feinen _ 
Spekulationen nicht zu ſehr zu beengen und. ihm, die Möglichkeit 
zu gewähren, in folge veränderter Konjuhtturen ohne allzugroße 
Dpfer von dem Frachtvertrage zurüdzutreten. Das 9. 6. B. 
normirt die dem Verfrachter zu gewährende "Entjchädigung (Faut— 
fracht) in dev Regel auf die Hälfte dev bedungenen Fracht. Nach 
Antritt der Neife ift dem Befrachter der Niüdtritt vom VBertrage 
nur gegen volle Entſchädigung des Verfrachters geftattet, insbefondere 
bat ex die volle Fracht als Fautfracht zu zahlen. 

Bei Stüdgüterfracht ijt die Berechtigung des Befrachters, nad) 
der Abladung — auch gegen Zahlung der vollen Fracht — von 
dem Vertrage zurüdzutreten eine jehr beſchränkte (Art. 590 H. G. B). 

Bei jeder Art von Frachtvertrag bat der Befrachter innerhalb 
der Zeit, binnen welcher die Güter zu liefern find, dem Schiffer 
zugleich alle zur Verfchiffung derjelben erforderlichen Papiere zuzu— 
itellen. 

Nach der Beendigung jeder einzelnen Abladung hat der Schiffer 
dem Abladev ohne Verzug ein Konoſſement in jo viel Exemplaren 
auszuftellen, ald dev. Ablader verlangt. In demjelben befcheinigt 
der Schiffer den Empfang der abgeladenen Güter, deren Menge 
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und Merkzeichen und verpflichtet fich, diefelben im Löſchungshafen 
(deffen Bezeihnung für den fogenannten Ordrehafen vorbehalten 
werden fan) an den bezeichneten Empfänger oder deffen Orbre 
oder lediglich an Ordre (des Abladers) abzuliefern. Das 9. G. B. 
enthält noch ausführliche Beſtimmungen über die Zeit der Abreife, 
die Haftpflicht des Verfrachters für die zum Transport übernommenen 
Güter, über die Löfhung der Ladung (Löfchzeit, Ueberliegezeit, 
Ueberliegegeld), Zahlung der Fracht, über das Vfandrecht des Ver- 
frachter8 an den Gütern wegen feiner Forderung, über Löſung des 
Frachtvertrags im Folge von Krieg, Embargo und Schiffsverkuft, 
jowie über das rachtgefchäft zur Beförderung von Neifenden. 

6. Leber die im 7. Titel, Buch 5 9. 6. B. abgehandelte Bod- 
merei fiebe 8. 74 dieſes Buche. 

7. Unter Haverei (Havarie) verfteht man im weiteften Sinne 


alle durch einen Unfall hervorgerufenen Schäden und Unkoſten, welche 


Schiff und Ladung vom Augenblice des Abgangs bis zur Beendigung 
der Seereife treffen. Im diefem Sinne bedeutet Haverei dasfelbe 
wie Seefchaden, man hört daher auch von Havarixten Waaren u. f. w. 
fprechen. Früher nannte man ziemlich allgemein alle Ausgaben, 
welche zum Beten des Schiffes während der Reife zu machen find 
(Anker, Lootfen-, Duarantänegelder, Auseifungstoften u.f.w.), Kleine 
oder ordinäre Haverei. Wie die meiften neueren Seerechte, fo hat 
auch das 9. G. B. von einer Vertheilung diefer leßtgedachten Aus- 
gaben auf Schiff und Ladung abgefehen und fie als gewöhnliche 
und ungewöhnliche Unkoften der Schifffahrt dem Verfrachter allein 
zur Saft gelegt. Das englifche Recht fpricht noch jeßt von petty 
averages, welche in some cases still are borne one-third by 
the ship and two-thirds by the cargo. 

Das Seerecht unterfcheidet große Haverei (Havarie grosse, 


extraordinäre oder gemeinfchaftliche Haverei) und befondere (Varti- 


kulär⸗) Haverei. 
Bon dem Grundgedanken ausgehend, daß zwifchen Schiff und 


Ladung eine gewiffe Gemeinschaft bejtehe und daß es billig fei, die— 


jenigen Aufwendungen, durch welche Theile_von Schiff und Ladung 


gerettet find, gemeinfchaftlich zu tragen, bat fich ſchon früh der 


\ 


Rechtsfas ausgebildet, daß, wenn der Schiffer in einer drohenden 
Gefahr zur Rettung des Schiffs und der Ladung vorſätzlich 
Handlungen vornimmt oder vornehmen läßt, wodurch Schiff oder 
Ladung oder beide bejchädigt werden, — 3. B. Erleichterung des 


Schiffs durch Seewurf, abfichtlihe Strandung u. ſ. w. — der 
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Schaden von Schiff, Fracht und Yadung gemeinjchaftlic getragen 
wird, vorausgefegt, dab ſowohl das Schiff als auc die Yadung, 
wenn auch nur tbeilweije, wirklich gerettet worden find. 

Alle nicht zur großen Haverei gehörigen, duch einen Anfall 
verurfachten Schäden und Koſten, joweit leßtere nicht unter den 
Begriff dev Unkoſten der Schifffahrt fallen, find befondere Haverei. 
Als Partikulär-Haverei gilt z. B. die Beichädigung des Schiffes oder 
deffen Gerätbichaften durch Gewalt des Windes, die Entwendung 
von Schiffsgerätbichaften, Ammunition oder Yebensmittel durch See- 
vauber x. Die unter den Begriff der befonderen Haverei fallenden 
Schäden und Koften werden von den Eigenthümern des Schiffs 
und der Yadung, von jedem für fich allein getragen. Die befondere 
Haverei unterjcheidet fi) von der großen dadurch, daß fie die Folge 
von Elementarereigniffen oder fonſtigen Unfällen ift, während im 
all der großen Haverei die Schäden durch einen Willensaft des 
Schiffers, abfichtlich, verurfacht worden find. 

Näheres über die Ihätigfeit der Konfuln in Fällen der großen 
Haverei fiehe unten $. 72. 

8. Unter den Seefchäden hebt das H. G. B. denjenigen Schaden 
befonders bervor, welcher durch Sufammenftoß von Schiffen 
“erfolgt. Iſt ein ſolcher Zuſammenſtoß durch Schuld einer Perſon 
der Beſatzung des einen Schiffs herbeigeführt, ſo iſt der Rheder 
dieſes Schiffs, unbeſchadet der perſönlichen Haftpflicht des Schuldigen, 
verpflichtet, den durch den Zuſammenſtoß dem andern Schiff und— 
deſſen Ladung zugefügten Schaden zu erſetzen. Das Verſchulden 
kann in einem poſitiven Thun oder in einem Unterlaſſen beſtehen, 
namentlich iſt ein Verſchulden dann vorhanden, wenn die Be— 
ſtimmungen der Kaiſerlichen Verordnung vom 7. Januar 1880 
— ſiehe 8. 66b Ziffer 6 — außer Acht gelaſſen worden find. Fällt 
feiner Derfon der Befagung des einen oder des andern Schiffs ein 
Verfchulden zur Laſt oder it der Zufammenftoß durch beiderfeitiges 
Verfchulden herbeigeführt, fo findet ein Anſpruch auf Erſatz des 
dem einen oder andern oder beiden Schiffen sugefügten Schadens 
nicht ſtatt. 

9. Wird in einer Seenoth ein Schiff oder defjen Yadung, 
nachdem fie der Verfügung der Schiffsbefagung entzogen oder von 
derfelben verlafjen waren, von dritten Derfonen an ſich genommen 
und in Sicherheit gebracht, jo haben nach) dem 9. 6. B. dieſe Der- 
fonen Anfprud auf VBergelohn. Wird außer dieſem Fall ein 
Schiff oder dejjen Yadung durch Hülfe dritter Perſonen aus einer 
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Seenoth gerettet, jo haben diefelben nur Anſpruch auf Hülfslohn. 
Vergl. auch die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 
(Reichsgefegblatt S. 73), welche die betreffenden Beſtimmungen des 
9. 6. B. nad) verjchiedenen Richtungen bin ergänzt. Die Höhe 
des Berge- bezw. Hülfslohbns wird in Ermangelung einer Verein- 
barung durch die Aufjichtsbehörde dev Strandämter, eventuell durch 
den Richter nach billigem Ermeſſen feitgejegt. Dev Betrag des 
Bergelohns fol in der Regel den dritten Theil des Werths der 
geborgenen Gegenjtände nicht überjteigen und fann nur ausnahms- 
weife bis zur Hälfte des Werth erhöht werden. Der Hülfslohn 
ift Stets unter dem Betrage feitzufegen, welchen dev Bergelohn unter 
gleichen Umjtänden erreicht haben würde. Weber Vertheilung des 
Lohns unter mehrere betheiligte Derjonen, über Verwirkung des 
Anspruchs auf Kohn u. f. w. fiehe Artikel 758 ff. 9.6.8. 

Die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 bat die Ver 


waltung der Strandungsangelegenheiten an den deutjchen Küften . 


Strandvögten und Strandämtern übertragen. Sie regelt das Ver- 
fahren bei Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth, trifft Beſtim— 
mungen über die Anfprüche dev Berger folder Gegenjtände, welche, 
außer dem Fall der Seenoth eines Schiffs befiglos geworden, auf 
den Strand geworfen (Seeauswurf) oder gegen denjelben getrieben 
(itrandtriftige Gegenjtände) oder vom. Meeresgrund hevaufgebracht 
oder in offener See treibend (feetriftig) gefunden werden. Die 
Strandungsordnung regelt ferner das Aufgebotsverfahren in Ber- 
gungsfachen, das Recht auf hervenlofe geborgene Gegenftände und 
das Verfahren bei Feitjegung der Berge: und Hülfsfoiten. 

10. Verfiherung (Afjefuranz) nennt man dasjenige Rechts- 
gefchäft, durch welches der Verſicherer (Affekuradeur) gegen den 
Empfang einer gewiffen Vergütung (Prämie) den Erſatz des Scha- 
dens übernimmt, der aus einer bejtimmten Gefahr den Verficherten 
treffen kann. Bezieht ſich die Verfiherung auf den Schaden, welchem 
ein Schiff oder defjen Ladung durch die Gefahren während der Reife 
ausgeſetzt ift, jo Ipricht man, von Seeverfiherung (Seeafjefuran;). 
Nach dem H. G. B. (Artikel 782) kann jedes in Geld fchätbare 
Intereſſe, welches Jemand daran bat, dab Schiff oder Ladung die 
Gefahren der Seefchifffahrt beſtehe, Gegenftand der Seeverficherung 
fein. Namentlich können alfo verfihert werden: der Schiffsförper 
(Kasko), die Fracht, die Güter, die Bodmereigelder, die Ueberfahrts- 
gelder, der von der Ankunft der Güter am Beltimmungsort erwar- 
tete Gewinn (imaginäre Gewinn) u. f. w. Die Heuerforderung des 
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Schiffers und dev Schiffsmannfchaft kann nicht werfichert werden, 
weil ſonſt die Schiffsbefagung vielleicht mit weniger Eifer für die 
Erhaltung des Schiffs ſorgen würde. 

Die über den Verſicherungsvertrag ausgeſtellte ſchriftliche Ur— 
kunde nennt man Polize. 

Die Unfälle, gegen welche verſichert wird, werden in der Regel 
vertragsmäßig feſtgeſetzt. Soweit nicht durch Vertrag oder ſpezielle 
Vorſchriften des H. G. B. ein Anderes beſtimmt iſt, trägt der 
Verſicherer alle Gefahren, welchen Schiff oder Ladung während der 
Dauer der Verſicherung ausgeſetzt ſind, namentlich die Gefahr des 
Krieges, Seeraubs, der Unredlichkeit (Baraterie) oder des Ver— 
ſchuldens einer Perſon der Schiffsbeſatzung u. f. w., auch trägt er 
die Beiträge zur großen Haverei und fonjtige Nettungskoiten; er 
haftet aber nicht für den Schaden, welcher aus der Seeuntüchtigfeit 
des Schiffs, Der natürlichen Veichaffenheit oder Verpadung der 
Waaren und dem Verfchulden des Verficherten bervorgebt. 

Wenn das Seeunglüd zur Zeit des Abichluffes des Verficherungs- 
vertrags ſchon eingetreten war, ohne daß die Parteien Kenntniß 
davon batten: jo ijt der Vertrag doc gültig; wußte nur ein Theil 
davon, fo iſt der Vertrag für den andern, nicht unterrichteten 
Theil unverbindlich. 

Der Verſicherer kann ſeinerſeits wieder die von ihm über— 
nommene Gefahr verſichern (Rückverſicherung). 

Eine Verſicherung über den vollen Werth des verſicherten Gegen- 
ftandes (Verficherungswertb) binaus ift geſetzlich unzuläffig; ſoweit 
die Verficherungsiumme den Verſicherungswerth überfteigt (Ueber- 
verfiherung), bat die Verficherung Feine rechtliche Geltung. 

Im Fall eines ITotalverluftes des verficherten Gegenitandes bat 
der Verficherer die Verſicherungsſumme zum vollen Betrage zu zahlen. 
Ueber die Fälle, in welchen ein Totalverluft anzunehmen ift, vergl. 
Artikel S58 ff. In manchen Fällen wird der Totalverlujt nad) 
Ablauf einer gewiſſen Friſt fingixt, 3. B. wenn das Schiff ver- 
ihollen, im Kriege aufgebracht ift. Im einem folchen Falle ift der 
Verficherte befugt, die Zablung der Verficherungsfinnme gegen Ab— 
tretung der in Betreff des verficherten Gegenftandes ihm zuſtehenden 
Nechte zu verlangen (Abandon). 

Bei einem partiellen Schaden wird ein verhältnißmäßiger Theil 
dev Verfiherungsfumme gezahlt. 

Wird die Unternehmung, auf welche die Verficherung ſich be 
zieht, ganz oder zum Theil von dem Verficherten aufgegeben, oder 
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wird ohne fein Zuthun die verficherte Sache ganz oder ein Theil 
derjelben der von dem Verſicherer übernommenen Gefahr nicht aus- 
geſetzt, ſo kann die Vrämie ganz oder zu dem verhältnißmäßigen 
Theil bis auf eine dem Verficherer gebührende Vergütung zurüc- 
gefordert oder einbehalten werden (Riftorno). Dieſe Vergütung 
(Riftornogebühr) beiteht in der Regel in einem halben Prozent der 
Verficherungsfunmme, beziehungsweife in dev Hälfte der Prämie. 
Der Verjicherte hat, um den Erſatz eines Schadens fordern 
zu können, dem Verficherer eine Schadensberechnung mitzutbeilen 
und dabei unter Anderm den Anfall, worauf der Anſpruch geſtützt 
wird, fowie den Schaden und defjen Umfang durch genügende 
Belege darzuthun. Als genügende Belege find anzufehen: zum Nach— 
weife des Unfalls die Verklarung und das Schiffsjournal, zum 
Nachweife des Schadens und deſſen Umfangs die den Gefegen oder 
den Gebräuchen des Orts der Schadensermittelung entsprechenden 
Beſichtigungs-, Abſchätzungs- und Verfteigerungsurkunden, ſowie. 
die Koſtenanſchläge der Sachverſtändigen 2; in Anfehung eines 
partiellen Schadens am Schiff genügen jedoch die Vefichtigungs- 
und Abſchätzungsurkunden, fowie die Koftenanfchläge nur dann, 
wenn die etwaigen Schäden, welche in Abnugung, Alter, Fäulniß 
oder Wurmfraß fich gründen, gehörig ausgefchieden find, und wenn 
zugleich, joweit es ausführbar war, ſolche Sachverſtändige zugezogen 
worden find, welche entweder ein für allemal obrigkeitlich beftellt 
Dder von dem Drtögericht oder dem deutfchen Konſul — und in 
deren Ermangelung oder, ofen deren Mitwirkung fich nicht er— 
langen ließe, von einer andern Behörde — befonders ernannt waren. 


$. 66b. 
III. Das deutfche Öffentliche Seeredt.*) 


Nach der Verfaffung des Deutfchen Neiches bilden die Kauf- 
fabrteifchiffe der Bundesjtaaten eine einheitliche Handelsmarine mit 
gemeinfamer Flagge. Das Geſetz vom 25. Oktober 1867, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß zur Führung 
der Reichsflagge (Bundesgefegblatt ©. 35 und Anhang 3. 7, vergl. 
dazu $. 2 de8 Geſetzes vom 16. April 1871, betreffend die Verfaffung 

‚des Deutjchen Reichs, Neichsgefeßblatt ©. 63) bezeichnet in Ueberein- 
ftimmung mit Artikel 432 9. 6.8. als Kauffabrteifchiffe die 


) Ausführlich behandelt in Perels, Handbuch des allgemeinen öffentlichen 
-  Seerechts im Deutfchen Neiche, Berlin 1884. 
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zum Erwerb durch die Seefahrt bejtimmten Schiffe.) Die Vor 
fchriften des Bundesraths vom 13. November 1873 (NReichögefep- 
blatt ©. 367) vechnen zu den leßteren auch die zur großen See 
fijchevei bejtimmten Schiffe (Südſeefahrer, Grönlandsfahrer und der- 
gleichen zum Fiſchfang benugte Schiffe, welche große Fahrten unter 
nehmen), Sowie ‚die zum Schleppen anderer Schiffe bejtimmten 
Fahrzeuge.“) Das Seeunfallgefeß (fiehe unten 3. 7) gebraucht 
den Ausdrud nad) der Anficht des Ober- Seeamts in einem weiteren 
Sinne und verjteht darunter alle Seejchiffe, welche nicht zur Kriegs» 
marine gehören. 

Das Reid) hat: 

die Austellung der Sciffscertififate, ſowie 

der Mepbriefe zu regeln, und das Verfahren zur Ermitte 
lung der Ladungsfäbigfeit der Seefchiffe zu beſtimmen, 
die Bedingungen feitzuftellen, von welchen die Erlaubnif 
zur Führung eines Seejchiffes abhängig it. 

Zur Ausführung diefer Verfaffungsbeitimmungen find mehrere 
Gefege und Verordnungen ergangen. 

1. Das Reichsgefet vom 25. Oftober 1867 (Siehe oben) 
beitimmt, daß die Kauffabrteifchiffe der Bundesftaaten nur dann 
zur Führung der Reichsflagge berechtigt find, wenn fie in dem 
ausschließlichen Eigenthum folcher Derfonen fich befinden, denen 
das Bundesindigenat zufteht. Diefen Berfonen find gleich zu 
achten die im Bundesgebiete errichteten Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgefellfchaften auf Aktien***), ſowie die im $. 2 des 


*) Vergleiche Lewis, das deutjche Seereht, 2. Aufl. I. ©. 7. 

*) ifcherfahrzeuge, welche nur zu Eleineren Fahrten benugt werden, zählen 
nicht zu den Kauffahrteifchiffen, jelbjt wenn fie über 50 Kubifmeter Brutto-Raum- 
gehalt haben. Auf dergleichen Fifcherfahrzeuge findet die ©. D. feine Anwendung, 
auch dürfen fie die Reichsflagge ohne vorherige Eintragung in das Sciffsregifter und 
Ertheilung des Regijtercertififats führen. — Die allegirten Vorſchriften des. Bundes: 
raths vom 13. November 1873 geben für die 17 deutjchen Hafenreviere die Grenzen 
an, außerhalb deren die »Seefahrt« beginnt. 

) Vergl. das Reichsgeſetz, betreffend die KRommanditgejellihaften auf Aktien 
und die Aftiengejelichaften vom 18. Juli 1884, Neichögefegblatt S. 123. Aftien- 
geſellſchaft ift eine Gefellfchaft, deren ſämmtliche Theilnehmer nur mit Einlagen 
betbeiligt find, ohne perfünlich für die Verbindlichfeiten der Geſellſchaft zu haften. 
Eine Rommanditgejellfhaft iſt vorhanden, wenn bei einem unter einer gemein- 
ihaftlihen Firma betriebenen Handelögewerbe ein oder mehrere Gefellfchafter ſich nur 
mit Vermögenseinlagen betbeiligen (Rommanditiften), während bei einem oder mehreren 
anderen Gejelljchaftern die Betheiligung nicht in diefer Weife bejchränft ift (perjönlid) 
haftende Gejellichafter). 
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Geſetzes bezeichneten Genoffenfchaften*), ſofern dieſe Gefellfchaften 
und Genoffenfchaften innerhalb des Bundesgebiet ihren Sit 
haben und bei Kommanditgefellfchaften auf Aktien allen perſönlich 
baftenden Mitgliedern das Bundesindigenat zufteht. An andere 
Bedingungen als an die, daß das Schiff fi im ausſchließ— 
lichen Eigenthum NReichsangehöriger bezw. einer denfelben gleich ge 
achteten Geſellſchaft befinde, iſt die Eigenfchaft eines Schiffes als 
eines deutfchen nicht geknüpft. Namentlich kommt auf die Nationalität 
der ESchiffsmannfchaft — abweichend von anderen Staaten; auf 
frangöfifchen Schiffen müffen z. B. ſämmtliche Schiffsoffiziere und 
drei Viertel der übrigen Mannfchaft Franzofen fein — Nichts an. 
Allerdings dürfen — vergl. weiter unten 3. 3.— als Schiffer, 
Steuerleute und Mafchiniften deutfcher Kauffabrteifchiffe lediglich 
Derfonen zugelaffen werden, welche das vorgefchriebene deutjche 
Befähigungszeugniß erworben haben, allein die Nationalität 
des Schiffes als eines deutſchen bleibt von der Erfüllung diefer . 
Vorſchrift unberührt. 

Für die zur Führung der Reichsflagge berechtigten Schiffe 
werden in den an der See belegenen Bundesjtaaten (Preußen, 
Medlenburg- Schwerin, Oldenburg, Lübeck, Bremen und Hamburg) 
von den dazu bejtimmten Behörden Schiffsregifter geführt. 
Gegenwärtig (Anfang 1885) wirken als Schiffsregijterbehörden: 
die preußifchen Amtsgerichte zu Memel, Königsberg i. Dr., Danzig, 
Elbing, Stettin, Greifswald, Stralfund, Barth, Kiel, Altona, 
Itzehoe, Flensburg, Schleswig, Aurich, Harburg, Geeſtemünde, Die 
preußifche Landdroftei zu Emden, die mecklenburg - fchwerinfchen 
Schiffsregifterbehörden zu Roſtock und Wismar, das oldenburgifche 
Staatsminifterium, Departement des Innern zu Oldenburg, das 
Amtsgericht zu Lübeck, die Senatsfommifjion für Schifffahrts- 
angelegenheiten zu Bremen und die Deputation für Handel und 
Schifffahrt zu Hamburg. 


*). Das Gefeg vom 25. Oftober 1867 ſpricht nur von Genofjenfchaften, welche 
in Preußen nad) Maßgabe des (preußifchen) Geſetzes, "betreffend die privatrechtliche 
Stellung der Ermwerbs- und Wirthichaftsgenoffenfchaften, vom 27. März 1867 ein 
getragen find. Später ijt das (Bundes-) Neichögefeg gleicher Bezeichnung, vom 
A. Juli 1868 (Bundesgefegblatt ©. 415; vergl. auch Reichsgeſetzblatt f. 1871, 
©. 101) ergangen. Daß jeit Erlaß dieſes Neichsgefeßes der oben angeführte $. 2 
auch auf die in Gemäßheit desfelben eingetragenen Genofjenfchaften Anwendung 
findet, wird von Lewis, I. ©. 15 und Anderen mit Neht nicht für zweifelhaft 
gehalten. 
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Ein Schiff kann nur in das Schiffsregiiter desjenigen Hafens 
eingetragen werden, von welchem aus die Seefahrt mit ibm be 
trieben werden ſoll Geimathshafen, Regiſterhafen) 

Die Eintragung in das Schiffsregiſter muß nad $. 6 bes 
Geſetzes vom 25. Dftober 1867 enthalten: 

a) den Namen und die Gattung (Takelung) des Schiffes (ob 
Barke, Briag u. f. w.);. 

b) jeine Größe und die nad). dev Größe berechnete Tragfäbig- 
feit (jeßt Yadungsfäbigfeit); 

e) die Zeit und den Ort jeinev Erbauung oder, wenn e8 die 
Flagge eines nicht zum Neiche gehörenden Yandes geführt bat, den 
Ihatumftand, wodurd) es das Necht, die Neichsflagge zu führen, 
erlangt bat, und außerdem, wenn thunlich, die Zeit und den Ort 
der Erbauung; 

d) den Heimathshafen; 

e) den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders oder, 
wenn eine Rhederei beiteht, den Namen und die nähere Bezeichnung 
aller Mitcheder und die, Größe der Sciffspart eined Jeden; ift 
eine Handelsgefellfchaft Rheder oder Mitrheder, jo find die Firma 
und der Ort, am welchem die Gefellichaft ihren Sit bat, und, 
wenn die Gefellfchaft nicht eine Aftiengefellfchaft it, die Namen 
und die nähere Beeichnung aller die Handelsgefellfchaft bildenden 
Sejellfchafter einzutragen; bei der .Kommanditgejellfchaft auf Aktien 
genügt ſtatt der Eintragung aller Gefellichafter die Eintragung 
aller perfönlich haftenden Gefellichafter; * 

f) den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigen— 
thums des Schiffes oder der einzelnen Schiffsparten berubt; 

s) die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder; 

h) den Tag der Eintragung des Schiffes. 

Leber die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiiter wird 
eine mit dem Inhalt der Eintragung übereinitimmende Urkunde 
(Certifikat) ausgefertigt, welche bezeugt und nachweilt, daß das 
Schiff zur Führung der Neichsflagge befugt ift. Seit dem Jahre 
1881 erhalten Nheder oder Schiffsführer auf ihren Antrag neben 
dem Certifitate auch beglaubigte Auszüge daraus, welche den In— 
halt der eviten fünf Rubriknummern  desfelben wiedergeben und 
ausländifchen Hafen- und Zollbebörden gegenüber zum Nachweis 
der Nationalität, Größe und Yadungsfähigkeit des Schiffes aus- 
reichen. Zur Ertheilung eines ſolchen Auszugs ift nur diejenige 
Negiiterbehörde zuftändig, welche das Certifikat ausgeftellt hat. 
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Vergl. für Preußen die Verfügung des Juftiziminifters vom 10. Mai 
1881 (Juftizminifterialblatt S. 92). 

Den Kaiferlichen Konfulaten ift die Eigenfchaft von Regiſter— 
behörden nicht beigelegt.*)  Diefelben find daher zur Ausitellung 
oder Abänderung von Schiffscertifitaten nicht befugt. Es it vor— 
gekommen, dab Schiffer bei Konfulaten beantragt haben, Ein- 
tragungen in das Gertififat, betreffend Eigenthumsveränderungen 
u. f. w, zu bewirken. Die Konſuln dürfen folchen Anträgen unter 
feinen Umjtänden ftattgeben. Bezüglich der auf Erfuchen von 
Regijterbebörden einzutvagenden Vermerke fiehe unten $. 74, Ziffer 2 
und wegen der proviforifchen Flaggenatteſte den folgenden Para— 
grapben. 

Das Geſetz, betreffend die Negiftrirung und die Bezeichnung 
der Kauffahrteiſchiffe vom 28. Juni 1873 (Reichsgeſetzblatt S. 184) 
beſtimmt in Abänderung der Vorſchrift im 8. 17 des Geſetzes vom 
25. Oktober 1867, daß Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter . 
Brutto-Naumgebalt die Neichsflagge führen dürfen, auch ohne daß 
fie in ein Schiffsregifter eingetragen find und ordnet an, daß ohne 
ganz befonders dringende Gründe und ohne Genehmigung des 
Meichsamts des Innern der Name eines regiltrirten Schiffes nicht 
geändert werden darf, ſowie daß der Name des Schiffes auf jeder 
Seite des Bugs und nebjt dem Namen des Heimathhafens am 
Her angebracht werden muß. Zu vergleichen die Vorfchriften des 
Bundesraths vom 13. November 1875 (Meichsgefegblatt ©. 367). 
Nach 8. 3 dieſer Vorfchriften ift 50 Kubikmeter Brutto-Raum— 
gehalt bei Segelfchiffen gleich 22 Tonnen zu 1000 Kilogramm, bei 
Dampffchiffen gleich .15 Tonnen zu 1000 Kilogramm derjenigen 
Tragfähigkeit zu rechnen, welche in den vor dem 1. Januar 1875 
für deutjche Schiffe ausgefertigten deutfchen Meßbriefen aufgeführt ift. 

Das Vorftehende gilt nur von Seejchiffen. Ueber das Necht 
der Hlußfchiffe zur Führung der Neichsflagge find feine reichs— 
gefeßlichen Beitimmungen ergangen. 

Bei der Eintragung in das Schiffsregiiter erhält jedes Kauf 
fahrteifchiff em Unterfheidungsfignal. . Damit hat es folgende 
Bewandtniß. Die Schiffe pflegen fich ihre Mittheilungen durch 
Signalflaggen von verschiedener Form und Farbe zu machen. 
Zum Verſtändniß der Signale bedient man ſich dev Signalbücher, 


*) Großbritannien hat feit 1874 eine Negifterbehörde in Schanghai; die anderen 
Seeſtaaten haben Negifterbehörden ebenfalls nur im nlande, 
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weldye über die Bedeutung der einzelnen Signale Auskunft geben. 
Den Bemühungen der britifchen Negierung ift e8 gelungen, ein 
internationales Signalbuch zu fchaffen. Diefes von der gedachten 
Regierung im Jabre 1857 in englifcher Sprache unter dem Titel: 
»Commerecial Code of Signals for the use of all Nations« 
veröffentlichte, 1864 von Frankreich adoptirte und in franzöfifcher 
Sprache (Code commercial de signaux à l’usage des bätiments 
de toutes les nations) herausgegebene Signalbuch enthält eine 
große Anzahl von Sätzen, Satztheilen, einzelnen Wörtern, Namen, 
Sylben, Buchjtaben und Zahlen, welche durd) Gruppen von je 2, 
3 oder 4 der 18 Signalbuchitaben B, C, D, F,G,H, J, K,L,M, 
N,P,Q,R,S, T, V und W bezeichnet find. Jeder der 18 Bud) 
jtaben wird durch eine befondere Flagge repräfentirt. Die den 
Buchjtaben entiprechenden Flaggen werden gleichzeitig und in der- 
jelben Reihenfolge, in welcher die Buchitaben in der Gruppe ſtehen, 
unter einander gezeigt. Das britifche Signalbuch ift Seitens des 
Norddeutfhen Bundes angenommen worden. Die erite amtliche 
deutfche Ausgabe führte den Titel: »Signalbud) für die Kauffabrtei- 
Ichiffe allev Nationen. Amtliche Ausgabe für die Kriegs- und 
Handelsmarine des Norddeutfchen Bundes. Berlin, Georg Neimer 
1570.« Zu diefem Signalbuche, welches zufolge 1. Nacdytrags vom _ 
1. Oftober 1870 als »Internationales Signalbuch« zu bezeichnen 
ift, wurden von Zeit zu Zeit Verzeichniffe der Ergänzungen und 
Aenderungen herausgegeben. Im Januar 1884 ift eine zweite 
Auflage unter Aufnahme der feit 1870 eingetretenen Abänderungen 
erfchienen. Auch von den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Brafilien, Dänemark, Griechenland, Italien, den Niederlanden, 
Norwegen, Dejterreich-Ungarn, Dortugal, Rußland, Schweden und 
Spanien iſt das internationale Signalbuch adoptirt worden und 
in Folge deſſen in verfchiedenen anderen Sprachen herausgegeben. 
Alle diefe Ausgaben jtimmen ihrem Inbalte nach unter -fidy und 
mit dev englifchen und franzöfiichen Ausgabe überein. Das Signal 
buch gewährt den Schiffen der gedachten Staaten die Möglichkeit, 
durch Signale Fragen, Antworten, Aufforderungen, Mittheilungen 
u. ſ. w. unter ſich und mit Signalftationen an den Küften zu 
wechjeln, gleichviel ob der eine Theil die Sprache des anderen ver- 
fteht, bezw. ob fie Ausgaben des Signalbuchs in derfelben oder in 
verschiedenen Sprachen benußen. 

Von den 78 642 Signalgruppen des Signalbuchs find 54 480 
von je vier Buchſtaben (Flaggen) zur Bezeihnung der Schiffe der 
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Kriegs reſp. Handelsmarine in der Art beftimmt, daß jedem Kriegs: 
und Kauffabrteifchiffe eins diefev Signale als Unterjcheidungsfignal 
zugetheilt wird. Die Zutheilung beforgt jeder Staat für feine 
Schiffe. Schiffe von verfchiedenen Flaggen führen daher vielfad) 
dasfelbe Unterfcheidungsfignal, Schiffe unter derfelben Flagge niemals. 
Das ‚einem deutfchen Schiffe einmal zugetbeilte AUnterjcheidungs- 
fignal ift ohne Nüdficht auf etwa eintretende Aenderungen feines 
Namens, Heimatbhafens ꝛc. unabänderlic) (den einzigen Fall irrthüm— 
licher Ertbeilung ausgenommen). Die Signalbuchjtaben werden in 
das Certififat des Schiffes an der vom Beſchauer aus linken Seite 
des Wappens eingetragen.*) 

Nothſignale find Signale, durch welche angedeutet wird, 
daß die fignalifivenden Schiffe in Noth und Gefahr find. (Kanonen— 
ſchüſſe, das Signal N. C. des internationalen Signalbuchs ꝛc.). 
Vergl. die Noth- und Lootfenfignalordnung vom 14. Auguft 1876, 
Reichsgeſetzblatt ©. 187. s 

Für die Schiffe derjenigen Staaten, welche das internationale 
Signalbudy angenommen haben, beitehen Liſten, aus denen zu ev 
jeben ift, welche Unterfcheidungsfignale den einzelnen Schiffen bei- 
gelegt find. Eine »amtliche Lite der Schiffe der deutfchen Kriegs— 
und Handeldmarine mit ihren Unterjcheidungsfignalen« wird vom 
Reichsamte des Innern jährlicy als Anhang zum internationalen 
Signalbuche herausgegeben und im Laufe jeden Jahres dur) Nad)- 
träge ergänzt. Sie führt die Schiffe nach der ſyſtematiſchen Reiben: 
folge ihrer Unterfcheidungsfignale auf. Außer diefer Lifte wird 
vom Reichsamte des Innern jährlich — in der Regel im Oftober — 
ein alphabetifches Verzeihniß der deutichen Kauffahrteifchiffe heraus— 
gegeben, weldyes gleichfalls das Unterfcheidungsfignal eines jeden 
Schiffes enthält. Seit 1877 führt diefes Werk den Titel: »Hand- 
buch für die deutfche Handeldmarine« (Drud und Verlag von 
G. Reimer). Die alpbabetifhe Anordnung, ſowie die größere 
Zahl und Neichhaltigfeit der Angaben über jedes einzelne Schiff 
unterfcheiden dasfelbe von der amtlichen Lifte, welche leßtere vor- 
zugsmeife den Signalifirungszweden dient, während das Handbuch 
weientlih zum allgemeinen Gebraudhe für Behörden, Kaufleute, 
Schiffer u. ſ. w. beſtimmt ift. 

Das Handbuch wird Seitens des Auswärtigen Amts denjenigen 
Konfulaten übermittelt, welche einen hierauf bezüglichen motivirten 


) Bundesrathbefhluß vom 29. Juni 1868 ($. 222 der Protokolle). 
‘ König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe, 18 
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Antrag stellen bezw. — fofern e8 fi) um Wahlkonfuln handelt — 
den Koftenbetrag (3 Mark 75 Pfennig) hierfür entrichten. 

Am 1. Januar 1884 beitand die deutiche Kauffabrteimarine 
aus 4 315 Schiffen, darunter 603 Dampfichiffe. 

2. Die Exrmittelung der Yadungsfäbigfeit der Seeſchiffe und 
die Ausſtellung der Meßbriefe erfolgte früher allgemein in der Art, 
daß man die Tragfähigkeit des Schiffes feſtſtellte, d. h. berechnete, 
weldyes Gewicht das Schiff tragen fünne ohne an feiner See» und 
Segelfähigfeit etwas einzubüßen. Großbritannien verließ zuerſt 
dDiefe Methode. Die Merchant Shipping Akt von 1854 beitimmt, 
daß die Yadungsfähigfeit der Schiffe nach dem Raumgehalte der 
jelben ermittelt werden fol. Faſt alle Seeitaaten haben diefe 
britifche Vermeffungsart (Syjtem Moorſom) angenommen. Auch 
das Deutjche Reich. In Deutſchland wurden bis zum Jahre 1872 
die Seefchiffe auf die Tragfäbigfeit vermeffen, jedoch, beitand zwifchen 
den einzelnen Bundesjtaaten feine Uebereinjtimmung in Bezug auf die 
Maßeinheit, indem theils nach Schiffslaften zu 4000 Pfund, theils 
nad) Kommerzlajten zu 5200 oder 6000 Pfund gerechnet wurde; 
auch in Bezug auf die Art des Meffens herrſchte Verfchiedenheit. 
Durd) die vom Bundesratbe unterm 5. Juli 1872 erlaſſene Schiffs- 
" vermeffungsordnung (Reichögefegblatt S. 270) iſt das Ver— 
fahren für die Vermeflung der Seefchiffe auf Grundlage der britifchen 
Vorſchriften für alle deutſchen Staaten einheitlich geregelt. Die 
Schiffsvermeffungsordnung beitimmt, daß zur Ermittelung der 
Yadungsfähigfeit dev Schiffe deren Raumgehalt nad) metrijchem 
Maß feitgeitellt wird. 

Das Ergebniß der Vermeſſung aller Räume eines Schiffes, in 
Kubifmetern ausgedrüdt, beißt der Brutto-Raumgehalt des 
Schiffes. Durch Abzug des Inhalts der Logisräume, fowie der 
etwa vorhandenen Mafchinen-, Dampfkeffel- und Roblenräume wird 
der Netto-Raumgebalt des Schiffs ermittelt. Ueber jede Ver 
meſſung wird von den hierzu beitellten Behörden‘) ein Meßbrief 
ausgefertigt, in welchem neben der den Brutto- und Netto-Raum— 
gehalt des Schiffes ausdrüdenden Zahl der Kubikmeter zugleich die 
entfprechende Zahl britifcher Negiftertons (Bezeichnung für den 
Raum von 100 Kubiffuß; ein Kubikmeter — 0,353 britifhe Re 
gifterton) anzugeben ift. Die Meßbriefe werden den Schiffen nicht 


*) Ein Verzeichnif diefer Behörden ift in dem oben Seite 273 erwähnten Hand- 
buche für die deutfche Handeldmarine enthalten, 


275 


ausgehändigt, vielmehr werden die ermittelten VBermeffungsergebniffe 
in die Schiffscertififate*‘) eingetragen, auch wird die den Netto- 
Naumgebalt des Schiffs bezeichnende Kubifmeterzahl auf einem der 
Deckbalken des Schiffs eingefchnitten, eingebrannt oder in anderer 
Art gut fihtbar gemacht und feit angebracht. Schiffe, welche beveits 
bei einer deutfchen Vermeſſungsbehörde nach vollitändigem Verfabren 
vermeffen worden find, dürfen bei einer andern deutjchen Ver— 
meffungsbehörde nicht noch einmal vermeffen werden.**) 

Mit dem 1. Januar 1878 haben die vor dem 1. Januar 1873 
für deutfche Schiffe ausgefertigten deutjchen Meßbriefe ihre Gültig. 
feit verloren. 

Faft überall werden die von einem Schiffe zu bezahlenden Ab— 
gaben (Schiffszoll, Hafenabgaben, Leuchtgelder, Ankergelder u. ſ. w.) 
nach deſſen Netto -Raumgehalt beitimmt. Um den deutjchen Schiffen 
die MWeitläuftigkeiten, Koiten und -Unannehmlichkeiten zu fparen, 
welche mit wiederholten Vermeffungen in den verjchiedenen Häfen. 
verbunden find, bat das Deutfche Reich mit verfchiedenen Staaten 
Vereinbarungen wegen gegenfeitiger Anerkennung der nad dem 
neuen Schiffsvermeffungsverfahren beiwirkten Vermeffungen getroffen. 
Sp mit Dänemark, Defterreich- Ungarn, den Vereinigten Staaten 
von Amerika, Italien, Schweden, Chile, Norwegen, den Nieder 
landen, England, Rußland, Belgien, Franfreih, Spanien. In 
den Häfen diefer Staaten werden die in den deutſchen Schiffs- 
certifitaten enthaltenen Angaben über den Raumgehalt deutfcher 
Schiffe ohne Nachvermeffung als gültig anerkannt. Bei Dampf 
fchiffen findet zuweilen auf Verlangen des Kapitäns eine Nachmeffung 
der nicht überall gleich berechneten abzugsfähigen Räume jtatt. 

Für die Fahrten deutſcher Dampfjchiffe duch den Suezkanal 
werden denſelben auf Antrag von den Reviſionsbehörden beſondere 
Meßbriefe ausgefertigt (vergl. Centralblatt für 1879 S. 288), 


) Vergl. die Anweiſung des Reichskanzleramts für die deutſchen Schiffsregiſter— 
behörden, betreffend die Eintragung der nach der Schiffsvermeſſungsordnung ermittelten 
Vermeſſungsergebniſſe in die Schiffscertififatsformulare, vom 5. Januar 1873 (Central: 
blatt ©. 156) und die Anweifung für diefelben Behörden wegen der Bezeichnung der 
Ladungsfähigfeit der im Auslande erworbenen, im Inlande noch nicht vermefjenen 
deutfchen Schiffe in den Schiffsregiftern und Schiffscertififaten vom 13. Februar 1874 
(Eentralblatt ©. 223). 

**, Ueber das Verhältniß der älteren deutfchen und ausländifchen Maßeinheiten 
zu Rubifmetern vergl. $. 33 der Schiffövermeffungsordnung und Anweifung vom 
13. Februar 1874 (Centralblatt ©. 223). Eine Tonne von 1000 Kilogramm foll 
gleich 2,12 Kubikmeter Raumgehalt gerechnet werden. 


15* 
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welche auf einer anderweitigen Ermittelung dev Mafchinen+, Keffel- 
und Koblenräume beruhen. Ebenfo für die Fahrten auf der unteren 
Donau (Gentralblatt füv 1877 ©. 648). 

3. Dev 8. 31 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
(Bundesgefegblatt S. 245; vergl. Gefeß vom 12. Juni 1872, Reichs— 
geſetzblatt S. 170, und Gefeß vom 1. Juli 1883, Reichsgeſetzblatt 
S. 159) bejtimmt im Anfhluß an Artikel 54 der Verfaffung des 
Deutfchen Neichs, daß Seefchiffer und Seefteuerleute fich über den 
Beſitz der erforderlichen Kenntniffe durch ein Befähigungszeugniß 
der zuftändigen VBerwaltungsbehörde ausweifen müffen und daß der 
Bundesrath die Vorfchriften über den Nachmeis der Be— 
fäbigung als Seefchiffer und Seefteuermann auf deutfchen 
Kauffabrteifchiffen erläßt. Diefe Vorfchriften des Bundesraths 
hat der Reichstanzler unterm 25. September 1869 (Bundesgefeßblatt 
S. 660) befannt gemacht und demnächſt unterm 30. Mai 1870 
(Bundesgefegblatt ©. 314) bundesrathliche Anordnungen über das 
Drüfungsverfahren und über die Zufammenfegung der Prüfungs— 
fommiffionen veröffentlicht. Ein Verzeichniß der von den Regie 
rungen dev Bundes-Seejtaaten eingefeßten Kommiffionen für die 
Prüfung der Seefchiffer und Seefteuerleute befindet ſich in dem 
oben Seite 273 erwähnten Handbuche für die deutfche Handels- 
marine. 

Die allegirten geh a Vorfehriften vom 25. Sep- 
tember 1869 unterfcheiden: a) Küſtenſchifffahrt d. h. die Fahrt 
in der Nordfee bis zum 61. Grad nördlicher Breite und in der 
Dftfee mit Seefchiffen unter 30 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) 
Tragfähigkeit und gewiffen andern, näher bezeichneten Fahrzeugen; 
b) £leine Fahrt d. i. die Fahrt in der Nordfee bis zum 61. Grad 
nördlicher Breite und in der Oſtſee mit Seefchiffen von 30 bis 
ausfchließlih 100 Tonnen Tragfäbigkeit; ce) große Fahrt, melde 
die Grenzen zu a und b überfchreitet. Sie ift entweder europäische 
Fahrt (zwifchen europäischen Häfen und Häfen des Mittelländifchen, 
Schwarzen und Afowjchen Meeres), oder außereuropäifche Fahrt. 

Auf Grund der bejtandenen Brüfung werden den Sciffern 
Befähigungszeugniffe zum Schiffer auf großer bezw. europäifcher 
und auf Eleiner Fahrt ertbeilt und wird ihnen damit die Befugniß 
beigelegt, deutſche Rauffabrteifchiffe der betreffenden Größe in den 
betreffenden Meeren zu führen. Ebenfo werden Zeugniffe über die 
Befähigung zum Steuermann auf großer Fahrt extheilt. Nach 
$. 12 der oben allegirten Vorfchriften darf auf Schiffen von 
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100 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) und mehr Tragfäbigkeit der 
Schiffer nicht ohne einen Steuermann fahren. Hat ein Schiff in 
großer Fahrt mehrere Steuerleute, jo muß einer derfelben (dev Ober- 
jteuermann) die Schifferprüfung für große Fahrt abgelegt haben. 

Nach den Anordnungen des Bundesraths, betreffend die Zu- 
lafjung ehemaliger Offiziere 20. der Kaiferlihen Marine als Ser 
ſchiffer und GSeejteuerleute auf deutſchen Kauffabrteifchiffen vom 
21. Dezember 1874 (Centralblatt für 1875 ©. 51), werden che- 
malige Seeoffiziere der Kaiferlichen Marine ohne die vorgefchriebene 
Schiffer- bezw. Steuermannsprüfung, je nach ihrer Fahrzeit und 
der früher befleideten Charge, als Schiffer bezw. Steuerleute auf 
großer Fahrt und als Schiffer auf Kleiner Fahrt zugelaffen. Vergl. 
auch Centralblatt für 1875 ©. 371 und 376. 

Unterm 30. Juni 18579 bat der Bundesrath Vorfchriften über 
den Nachweis der Befähigung u. ſ. w. der Mafchiniften auf deutfchen 
Seedampfichiffen erlaſſen (Gentralblatt S. 427). Schleppdampf:-- 
jchiffe und ſolche Seedampffchiffe, deren Fahrten fich nicht über 
50 Seemeilen von der deutfchen Küfte erſtrecken, müſſen mindejtens 
einen Mafchiniften dritter Klaffe an Bord haben. Seedampfichiffe 
auf europäischer Fahrt müſſen einen Mafchinijten zweiter Klafje als 
leitenden Mafchiniften und mindeitens einen Mafchiniften dritter 
Klafje an Bord haben, Seedampffchiffe auf großer Fahrt müſſen 
einen Mafchiniften erſter Klaffe als leitenden Mafchiniften und 
mindejtens einen Mafchinijten zweiter Klaffe an Bord haben. 

Die Konfuln find durch Sirkular vom 18. Oktober 1884 an- 
gewiejen, im vorkommenden alle darauf zu halten, daß diefen Be- 
flimmungen entfprochen wird. Als Mittel dazu ftehen ihnen die Ver- 
weigerung ihrer Mitwirkung bei dev Mufterung (fiehe unten $. 69, 
ld) und Anzeige bei dem Seemannsamte des Heimathshafens (fiehe 
unten $. 76, 3a) zu Gebote. 

4. Das Verhältniß des Schiffmanns zu dem Schiffer unter- 
jcheidet ſich wefentli) von andern Vertragsverhältniffen zwifchen 
Arbeitsnehmer und Arbeitgeber. Auf einem Seejchiffe, welches, 
[osgelöft von der ftaatlichen Organifation der Heimath, ſteten 
Gefahren ausgeſetzt ift, hat dem Schiffer eine ausgedehnte Diszi- 
plinargewalt eingeräumt werden müfjen. Der Schiffer. befitt daher 
dem Schiffsmann gegenüber nicht blos aus dem Heuervertrage Rechte, 
er bat auch als Träger der einzigen an Bord bejtehenden Autorität 
die weitgehenden Befugniffe eines Vorgefegten. Wenn aber einer- 
jeits dem Schiffer eine ſolche Gewalt übertragen werden mußte, jo 
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erſchien es andererfeits als Pflicht, den Schiffemann gegen eine 
übermäßige Ausdehnung und gegen einen Mißbrauch der obrigfeit- 
lichen Vefugniffe des Schiffers zu ſchützen. Die Gewährung eines 
ſolchen Schußes ijt von jeher al8 eine Aufgabe des Staats erachtet 
worden. Durch die ©. OD. find befondere Behörden, die Seemanns— 
ämter, mit diefer Fürforge für die Schiffsleute betraut worden. 
Seemannsämter im Auslande find die Konfulate des Deutfchen Reiche. 
In diefer Eigenschaft follen fie — fo jchreibt das Zirkular des Reichs— 
fanzlevs vom 22. Februar 1873 vor — bei den aufzunehmenden 
Verhandlungen und den zu ertheilenden Ausfertigungen die Be- 
zeichnung gebrauchen: » Das Seemanndamt. Kaiferliches (Generab, 
Vize) Konfulat.« 

Da die Seemannsämter erſt durch einen unmittelbaren Ver 
fehr unter einander in den Stand geſetzt werden, ihre Wirkſam— 
feit im vollen Maße auszuüben, fo ijt ein folcher Verkehr an ver- 
jchiedenen Stellen der ©. D. vorgefehen und das erwähnte Zirkular 
vom 22. Februar 1873 ordnet ausdrüdlich an, daß die Raiferlichen 
Konfulate, wo fie in ihrer Eigenfchaft als Seemannsämter mit den 
inländifchen Seemannsämtern, beziehungsmeife Gerichtsbehörden in 
Verbindung zu treten haben, in der Regel den Weg der direften 
Korrefvondenz wählen follen. Nur in Fragen von grundſätz— 
licher Wichtigkeit it an das Auswärtige Amt zu berichten. Da 
e8 hiernach für die Katferlichen Konfulate von Intereſſe ift, die Be 
zeichnung und den Sit der imländifchen Seemannsämter zu fennen, 
jo folgt nachitehend ein Verzeichniß derfelden nach den Beftande 
im Jahre 1884. In den Klammern find die Landesbehörden auf- 
geführt, welche den Seemannsämtern vorgejegt find. 

A. In Preußen fungiven als Seemannsämter: die Muſte⸗ 
rungsbehörden zu 1. Memel, 2. Pillau, 3. Königsberg i. Pr. (zu 
1 bis 3: der Regierungspräſident zu Königsberg), 4. Elbing, 
5. Danzig (zu 4 und 5: ae zu Danzig), 6. Stolp- 
münde, 7. Nügenmwalde, 8. KRolbergermünde (zu 6 bi8 8: Regierungs: 
präfident zu Köslin), 9. Swinemünde, 10. Stettin, 11. Ueder- 
al 12. Anklam (zu 9 bis 12: Negierungspräfident zu Stettin), 

3. Wolgaft, 14. Greifswald, 15. Stralfund, 16. Barth (zu 13 
ns 16: NRegierungspräfident zu Stralfund), 17. Neuftadt in Hol- 
jtein, 18. Burg auf Fehmarn, 19. Heiligenhafen, 20. das Guts- 
Inſpektorat zu Neudorf (Kreis Plön), 21. die Kloftervogtei zu 
Schönberg in Holftein, 22. die Mufterungsbehörde zu Kiel, 23. der 
Hafenmeifter zu Holtenau, 24. die Mufterungsbehörde zu Edern 
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förde, 25. die Hafen- und Brüden-Kommiffion zu Scyleswig, die 
Mufterungsbehörden zu 26. Arnis, 27. Cappeln, 28. Flensburg, 
29. Efenfund, 30. Sonderburg, 31. die Hardesvogtei zu Auguften- 
burg, die Mufterungsbehörden zu 32. Norburg, 33. Apenrade, 
34. Hadersleben,, 35. Hoyer, 36. die Hardespogtei Wisbye zu Ton- 
dern; 37. die Hardesvogtei Niebüll zu Tondern, 38. die Mufterungs- 
bebörde zu Keitum auf Sylt, 39. das Koogs- nfpektorat zu 
Niebüll, 40. die Mufterungsbehörde zu Wyk auf Föhr, die Hardes- 
vogteien zu 41. Pellworm, 42. Nordſtrand, die Mufterungsbehör- 
den zu 43. Hufum, 44. Tönning, 45. riedrichitadt, 46. Nends- 
burg, 47. Pahlhude, die Kicchipielvogteien zu 48. Lunden, 49. Weffel- 
buren, 50. die Mufterungsbehörde zu Büfum, die Kirchfpiel- 
vogteien zu 51. Meldorf, 52. Marne, 53. St. Margarethen, 
54. das Nebenzollamt I. zu Wewelsfleth, die Bürgermeifterämter zu 
55. Wilfter, 56. Itzehoe, 57. Krempe, 58. Glüdjtadt, 59. das 
- Guts-nfpektorat zu Kollmar, die Bürgermeifterämter zu 60. Elms-- 
born, 61. Ueterfen, 62. das Guts- Infpeftorat zu Hafeldorf, die 
Mufterungsbehörden zu 63. Blanfeneje, 64. Altona (zu 17 bis 64: 
Bezirks-Regierung zu Schleswig), 65. Harburg (Landdroftei zu 
Lüneburg), 66. Eranz (Amts Tork), 67. das Amt zu Jork, 68. der 
Magiftrat zu Stade, die Aemter zu 69. Freiburg, 70. Neuhaus 
an der Oſte, 71. die Mufterungsbehörde zu Geejtemünde, 72. das 
Amt zu Blumenthal (zu 66 bis 72: Landdroſtei zu Stade), 
die Mufterungsbehörden zu. 73. Wilhelmshaven, 74. Karolinenfiel, 
75. Neu-Harrlingerfiel, 76. Wejteraceumerfiel, 77. Norden, 78. Em- 
den, 79. Großefehn, 80. Olderfum, 81. Leer, 82. Weit-Rhauder- 
fehn, 83. Bapenburg, 84. Weener, 85. Digum (zu 73 bis 85: 
Landdroſtei zu Aurich). 
B. In Medlenburg-Schwerin beitehen folgende Seemanns- 
ämter: 86. das Großherzogliche Amt zu Ribnitz, 87. der Magiftrat 
zu Ribnitz (zu 86 und 87: Minifterium des Innern zu Schwerin), 
88. das Gewett zu Roftod, 89. die Schifferälteften zu Wismar 
(zu 88 und 89: in erſter Inftanz die Magiftrate zu Roſtock bezw. 
Wismar, in höherer nftanz das Minifterium des Innern zu 
Schwerin). 
C. In Oldenburg fungiren die Seemannsämter zu 90. Brake, 
“91. Varel, 92. Jever, 93. Frieſoythe (zu 90 bis 93: Staatsmini- 
fterium, Departement des Innern zu Oldenburg). 
D. in Lübeck 94. das Seemannsamt zu Lübeck (Stadt- und 
Landamt dafelbft). 
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E. in Bremen die Seemannsämter zu 95. Bremen, 96. 
Bremerhaven, 97. Vegefad (zu 95 bis 97: Behörde für den 
Waflerichout, die Napigationsfchule und das Lootſenweſen zu 
Bremen). 

F. in Hamburg die Seemannsämter zu 98. Hamburg 
und 99. Cuxhaven (Deputation für Handel und Schifffahrt zu 
Hamburg). ; 

5. Unterfuhung von Seeunfällen. Seeunfälle können 
die Folge höherer Gewalt, unzureichender Ausrüftung oder Beman- 
nung des Schiffs, verbrecherifcher Handlungen, mangelhafter Be- 
fäbigung oder fahrläffigen Benehmens der bei der Schifffahrt be- 
theiligten Perſonen u. |. w. fein. Es liegt im öffentlichen Intereſſe, 
die Urfache eines Sceunfalls fejtzuftellen, damit Fünftigen Gefahren 
tbunlichit vorgebeugt und die Beſtrafung der etwa fchuldigen Der- 
fonen herbeigeführt werden könne. Die meiſten der bei der See- 
ſchifffahrt betheiligten Staaten unterwerfen daher erhebliche See 
unfälle von Amtswegen einer AUnterfuhung durch fachveritändige 
Behörden. Auch Seitens, de8 Deutſchen Reicys gefchieht dies. 

Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 27. Juli 1877 (Reichögefeb- 
blatt ©. 549) find zum Zweck folcher Unterfuchungen in zwölf 
deutſchen Küſtenorten Seeämter errichtet, nämlich in Königs— 
berg i. Oftpr., Danzig, Stettin, Stralfund, Rojtod, Lü— 
be, Flensburg, Tönning, : Hamburg, Bremerhaven, 
Brafe und Emden.*) 

Gegenftand. der Unterfuhung Seitens der Seeämter find See 
unfälle deutfcher und ausländifcher Kauffabrteifchiffe, letzterer aber 
nur dann, wenn der Unfall fich innerhalb der deutfchen Küjten- 
gewäſſer ereignet oder der Reichsfanzler die Unterſuchung angeordnet 
hat. Das Dber-Seeamt it der Anficht, daß dev Ausdrud Kauf- 
fabrteischiff im Sinne des Gefeges vom 27. Juli 1877 alle See- 
ichiffe, welche nicht zur Kriegsmarine gehören, umfaßt und erachtet 
daher das gedachte Geſetz auf Lootjenfahrzeuge, Zollkreuzer, Luft 
fahrzeuge, Schiffe, welche zu wiſſenſchaftlichen Expeditionen, Ent- 
defungsreifen u. ſ. w. bejtimmt find, für anwendbar. Die 
Unfälle, welche Schiffe dev Kriegsmarine betreffen, werden auf 
Grund der Allerhöchiten Ordre vom 23, November 1875 (Marine 


*) Vergl. den Kommentar zu dem Seeunfalls-Gefege von Cäfar Gandbuch 
der Neichsgefeggebung , betreffend die a ‚ Bremen, €. Schünemann, 1002) 
und Derels, deutjches öffentliches Seerecht, ©. 344 ff. 
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verorönungsblatt ©. 235) durch befondere Havariefommiffionen 
unterjucht. 

Die Seeämter find verpflichtet, die Unterfuchung vorzunehmen, 
wenn bei dem Anfall entweder Menfchenleben verloren gegangen 
find oder ein Schiff gejunfen oder aufgegeben oder wenn die Unter 
fuchung vom Reichsfanzler angeordnet ift. Bei fonftigen Seeunfällen 
bleibt die Vornahme der Unterfuhung dem Ermefjen des Seeamts 
überlaffen. 

Durch die Unterfuchung follen die Urjachen des Seeunfalles, fowie 
alle mit demfelben zufammenhängenden Thatfachen ermittelt werden. 
Insbejondere ijt feitzuftellen, ob dev Schiffer oder der Steuermann 
oder — bei Seedampfichiffen — der Maſchiniſt“) den Anfall oder 
defjen Folgen verjchuldet hat; ob Mängel in der Bauart, Beſchaffen— 
heit, Ausrüſtung, Beladung oder in der Bemannung des Schiffs, 
oder ob Mängel des Fahrwaſſers oder der für die Schifffahrt be- 
stimmten Hülfseinrichtungen (dev Seezeichen, des Lootſenweſens, der . 
Rettungsanftalten u. f. mw.) oder Handlungen oder Unterlaffungen 
der zur Handhabung diefer Einrichtungen beitellten Berjonen den 
Unfall oder deffen Folgen herbeigeführt haben; ob die Vorfchriften 
der Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens von Schiffen 
auf See und der Verordnung über das Verhalten der Schiffer 
nach einem folchen Zufammenftoßen (ſiehe unten Siffer 6) befolgt 
worden find. 

Bei jedem Seeamt fungirt ein vom Reichskanzler beitellter 
Kommifjar, welcher Anträge an das Seeamt oder feinen Vorfigen- 
den zu richten, den Verhandlungen des Seeamts beizumohnen, Ein- 
ficht von den Alten zu nehmen und Anträge bei dem Reichsfanzler 
zu ftellen berechtigt it. 

Das Seeamt ijt befugt, Beweis durch Einnahme des Augen 
fcheins zu erheben, Zeugen und Sacdverjtändige zu laden und die 
ſelben eidlich zu vernehmen, wobei die. betreffenden Bejtimmungen 
der Strafprozeßordnung (Abfehnitt 6 und 7) entiprechende An- 
wendung finden. Der Schiffer, der Steuermann und der Ma- 
ſchiniſt des Schiffes, deffen Anfall den Gegenftand der Unter 
ſuchung bildet, find al8 Zeugen nur auf Beichluß des Seeamts zu 
beeidigen. | 
{ Nach Schluß der Verhandlungen hat das Seeamt über. die 
Urfachen de8 Seeunfalls feinen Spruch abzugeben. Durch denfelben 


*) Vergl. Gejeß vom 11. Juni 1878 (NReichsgefegblatt, ©. 109). 
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fann auf Antrag des Neichstommiflfars dem Schiffer, Steuermann 
oder Maſchiniſten die Befugniß zur Ausübung feines Gewerbes ent- 
zogen werden. Gegen einen folchen Entziehungsfpruc ſteht den 
betroffenen Perſonen, gegen die Ablehnung eines desfallfigen An- 
trags dem Neichsfommiffar das Nechtsmittel der Beſchwerde an 
das Ober: Seeamt in Berlin zu. 

Das Ober-Seeamt-kann eine Ergänzung oder Wiederholung 
der Beweisaufnabme vornehmen oder anordnen. Es verhandelt 
und entjcheidet nad) erfolgter Yadung und Anhörung des Beſchwerde— 
führers und feines Gegners. - 

Leber die Mitwirkung der Konfuln bei feeamtlichen Unter— 
juchungen ſiehe unten 8. 72. 

6. Die Ausdehnung der Dampfichifffahrt hat die Gefahr von 
Schiffsfollifionen auf See bedeutend vermehrt. Um ſolche thunlichſt 
zu verhüten hat man jchon feit längerer Zeit — zuerft in England — 
Negeln, weldye von den Schiffen während der Seefahrt zu befolgen 
find, .aufgeitellt. Nacd mehrfachen durch die Erfahrung gebotenen 
Abänderumgen der uriprünglichen Regeln iſt man fchließlich zur 
Aufitellung umfafjender, von allen Seeftaaten angenommenen Vor- 
‚Schriften gelangt, welche jeder Schiffsführer auf See und auf den 
mit der See im Zuſammenhang ſtehenden, von Seeſchiffen befab- 
venen Gewäſſern zu befolgen bat. Man bezeichnet die Geſammtheit 
diefer auf das Ausweichen von Schiffen, das Führen von Lichtern, 
Nebelfignalen u. ſ. w. bezüglichen Vorjchriften als Seeftraßentedt. 
Für Deutfchland find diefelben durd) die Kaiferliche Verordnung 
zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See, vom 
7. Januar 1880 (Neichsgefegblatt ©. 1) mit verbindlicher Kraft 
vom 1. September 1880 ab publizirt. Der auf Fifcherfahrzeuge 
und offene Boote bezügliche Artikel 10 diefer Verordnung ift durch 
die Kaiferliche Verordnung vom 16. Februar 1881 —— 
©. 28) aufgehoben bezw. abgeändert. 

Nach einem Zuſammenſtoß von Schiffen auf See * auf 
Gewäſſern, welche mit der See zuſammenhängen und von See— 
ſchiffen befahren werden, hat der Führer eines jeden der zuſammen— 
geſtoßenen Schiffe dem anderen Schiffe und den dazu gehörigen 
Perſonen zur Abwendung oder Verringerung der nachtheiligen 
Folgen des Zuſammenſtoßes den erforderlichen Beiſtand zu leiſten, 
ſoweit er dazu ohne erhebliche Gefahr für das eigene Schiff und 
die darauf befindlichen Perſonen im Stande iſt. Unter dieſer Vor— 
ausſetzung ſind die Führer der betheiligten Schiffe verpflichtet, ſo 
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lange bei einander zu balten, bis fie ſich darüber Gewißheit ver- 
ihafft haben, dab feines derjelben weiteren Beiſtandes bedarf. 
Vor der Fortſetzung der Fahrt bat jeder Schiffsführer dem anderen 
den Namen, das Unterfcheidungsfignal, jowie den Heimaths-, den 
Abgangs- und den Beltimmungshafen feines Schiffes anzugeben, 
wenn er diefer Verpflichtung ohne Gefahr für das legtere gemügen 
fann. So bejtimmt die Kaiferliche Verordnung vom 15. Auguft 1876 
(Reichsgefegblatt S. 189), den Konfulaten mitgetheilt durch Zirkular 
de8 Auswärtigen Amts vom 23. September 1876. Mer die 
gedachten Kaiferlichen Verordnungen übertritt, wird nad 8. 145 
des Strafgeſetzbuchs mit Gelditrafe bis zu 1500 M. beitraft. 

7. Die Küſtenfrachtfahrt d. b. das Recht, Güter in einem 
deutjchen Seebafen zu laden und nad) einem andern deutfchen See- 
hafen zu befördern, fteht ausfchließlih den deutfchen Schiffen zu. 
Jedoch) kann ausländischen Schiffen diefes Recht durch Staatsvertrag 
‚oder Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths . 
eingeräumt werden (Gefeß vom 22. Mai 1881, Neichsgefegblatt 
©. 97). Zu vergl. der Hamdelvertrag mit Defterreich- Ungarn 
vom 23. Mai 1881 (NReichsgefegblatt S. 123) und die Verordnung 
vom 29. Dezember 1831 (Reichsgefegblatt ©. 275), durch welche 
den Schiffen von Belgien, Brafilien, Dänemark, Großbritannien, 
Italien, Schweden-Norwegen das Recht zur Küftenfrachtfahrt ein- 
geräumt iſt, ſowie die Bekanntmachung vom 29. Dezember 1881 
(Reichsgefegblatt S. 276), betreffend die Schiffe von Rumänien, 
Siam, Tonga. 

8. Unter dem Namen »deutſche Eitnintteh beſteht im 
Hamburg eine zum Reffort der Kaiferlichen Admiralität gehörende 
Anjtalt, welche die Aufgabe hat, die Kenntniß der Naturverhältniffe 
de8 Meeres, ſoweit diefe für die Schifffahrt von Intereſſe find, 
fowie die Kenntniß dev Witterungserfcheinungen an den deutſchen 
Küften zu fordern und zur Sicherung und Erleichterung des Schiff- 
fahrtsverfehrs zu verwerthen. Zur Vermittelung des Verkehrs mit 
den Scifffahrttreibenden, zur Beobachtung der Witterungserfchei- 
nungen und zur Verbreitung von Warnungen vor dem vermutheten 
Eintritt von Stürmen find an geeigneten Küftenplägen Agenturen, 
Benbachtungsitationen und Signalitellen errichtet, welche der See— 
warte untergeordnet find. Vergl. Gejeß vom 9. Januar 1875 
(Reichsgefegblatt S. 11) und Kaiferliche Verordnung vom 26. De 
zember 1875 (Reichsgeſetzblatt ©. 385). 


$. 67. 
IV. Die Führung der Reihäflagge. 

Die Neichsflagge, welche von den deutfchen Kauffabrteifchiffen 
als Nationalflagge ausſchließlich zu führen ijt*), bildet nad) der 
Verordnung vom 25. Oktober 1367 (Reichögefegblatt ©. 39) ein 
längliches Nechted, beitehend aus drei gleich breiten horizontalen 
Streifen, von welchen der obere ſchwarz, der mittlere weiß und 
dev untere roth iſt. Das Verhältniß der Höhe der Flagge zur 
Fänge ift wie zwei zu drei. Ein befonderes Abzeichen in der Reichs- 
flagge oder einen Wimpel zu führen, ähnlid demjenigen der Kaifer- 
lichen Marine, ift den Kauffahrteifchiffen nicht geftattet. Die Handels— 
flagge wird am Heck oder am hinteren Maft — und zwar in ber 
Regel an dev Gaffel diefes Maftes, in Ermangelung einer ſolchen 
aber am Topp oder im Want — geführt. 

Die Regierungen der Bundesjeeftaaten haben im Jahre 1882 
übereinftimmend angeordnet, daß die deutfchen Kauffahrteifchiffe die 
Bundesflagge zu biffen haben, ſobald fie ein Schiff der deutjchen 
Kriegsmarine, eine Feftung oder ein Küftenfort pafjiren, welche 
ihre Nationalflagge gelegt haben. Dasjelbe gilt nad) Seegebraud) 
bei der Begegnung mit Kriegsjchiffen befreundeter Mächte auf See. 
Die Kommandanten der deutfchen Kriegsichiffe find berechtigt, die 
jenigen Kauffahrteifchiffe, welche dieſer Beſtimmung zuwider handeln, 
zum Seben der Flagge anzubalten und geeigneten Falls zu nöthigen. 
Selbftverftändli haben die Konjuln innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugniffe den Kommandanten hierbei auf Erfordern Beiſtand 
zu leiten. 

Die Lootfenflagge, welche am Vortopp oder an einer andern 
geeigneten fichtbaren Stelle gehißt wird, um anzudeuten, daß das 
Schiff einen Lootſen verlangt, it die mit einem weißen Streifen von 
1, der Flaggenbreite umgebene Reichöflagge; vergl. Bekanntmachung 
des Reichsfanzleramts vom 31. Januar 1875, Centralblatt ©. 125. 


) In Bezug auf folhe Schiffe deutjcher Eigenthümer, welche nicht zu ben 
Kauffahrteifchiffen rechnen (Seefahrzeuge, welche in Deutſchland für Rechnung aus- 
wärtiger Staaten oder ausmärtiger Staatsangehöriger erbaut find, jo lange fie mod) 
ausfchließliches Eigenthum Neichsangehöriger oder ſolchen gleichſtehender Geſellſchaften 
ſind, Luſtjachten), iſt eine reichsgeſetzliche Beſtimmung in Vorbereitung. Für die 
Regierungsfahrzeuge (Lootſen-, Zoll-, Feuer-, Bagger-, Poſt- und ſonſtige Dienft- 
ſchiffe) find die Flaggen im $. J des Flaggen- und Salutreglements vom 21. Mai 1878 
vorgejchrieben. 
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1. Wie bereitS im $, 66b. 3. 1 erwähnt wurde, find die 
Kauffahrteifhiffe nur dann zur Führung der Reichsflagge berechtigt, 
wenn fie in dem ausjchlieglichen Eigenthum Reihsangeböriger oder 
einer der im $. 2 des Geſetzes vom 25. Dftober 1867 näher be- 
zeichneten Gejellfchaften, reſp. Genofjenihaften find. Diefes Recht 
darf aber vor der Eintragung des Schiffs in das Schiffsregiſter 
und vor Ausfertigung des Certififats nicht ausgeübt werden. Dur - 
das Certififat wird das Recht eines Kauffabrteifchiffes von mehr 
als 50 Kubikmeter Brutto-Raumgebalt, die Reichsflagge zu führen, 
nachgewiefen. Andere Dapiere neben dem -Certififate find zu diefem 
Nachweiſe nicht erforderli, namentlich erklärt der S. 9 des Ge- 
jeßes vom 25. Oftober 1867 einen Seepaß, wie er früher in 
manchen deutjchen Seeitaaten gebräuchlich war, für unnötbig. 
‚KRauffabrteifchiffe von mehr ala 50 Kubikmeter Brutto-Raum- 
gehalt müffen, wenn fie im Auslande für einen Reichsangehörigen 
gebaut werden, oder aus nicht-deuticher Hand in das Eigenthum 
eines folchen übergeben, um definitiv das Recht zur Führung der — 
deutfchen Flagge ausüben zu können, in ein deutjches Schiffsregiſter 
eingetragen und mit-einem deutjchen Schiffscertififate verfeben werden. 
Da fie zu diefem Behufe in einen deutfchen Hafen gebracht werden, 
oder daß ein im Inlande domizilirter KRorrefpondenzrbeder beitellt 
wird, iſt nicht vorgejchrieben. Vielmehr können die zur Erlangung 
der Regiftrirung erforderlihen Verhandlungen im Korvefpondenz- 
wege gepflogen werden. Der Konſul wird den betheiligten Schiffs- 
eigenthümern hierbei thunlichſt Rath und Beiltand zu gewähren 
baben. Die Wahl des Regifterhafens*) ſteht lediglich in dem Be- 
lieben des Schiffseigenthümers; die deutſchen Schiffsregifterbebörden 
find im vorigen Paragraph aufgeführt. Welche Nachweife zur Be- 
gründung des Regiftrirungsantrags zu führen find, ergiebt fich 
aus dem $.6 des Geſetzes vom 25. Dftober 1867.*) In der 
Regel werden diefe Nachweife von dem Konful ausgefertigt werden 
fönnen. Zum Nachweiſe der Größe und Tragfübigfeit, bezw. 
Ladungsfäbigfeit des Schiffs genügt das Nermeflungsatteit einer 
auswärtigen Behörde oder eine andere glaubbafte Urkunde. Die 


*) Derfelbe muß ein deutjcher jein, die Wahl eines ausländifchen Hafens als 
Heimathshafen ift unzuläffig. 

*) ©. oben ©.270. Vergl. $.96 diefes Buchs, fowie die Anweijung für 
die Schiffsvermefjungsbebörden wegen Bezeichnung der Ladungsfähigkeit der im Aus- 
lande erworbenen Schiffe in den Sciffsregiftern und Schiffscertifitaten vom 13. Fe 
bruar 1874 (Centralbl. ©. 223). 
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Angabe der Schiffsgröße nach ausländischen Mafeinbeiten wird von 
der deutschen Negiiterbebörde in Kubikmeter und Negiitertons Netto: - 
Raumgehalt umgerechnet und die Neuvermeffung des Schiffs nach— 
geholt, ſobald dasjelbe nach feiner Eintragung in das Schiffsregifter 
in einen deutjchen Hafen einläuft. 

Solche Kauffabrteifchiffe können aber, bis fie ihr definitives 
Schiffscertififat erhalten, nicht ohne Papiere fein, welche die Be 
rechtigung zur Führung der deutjchen Flagge darthun. Deshalb 
hat das Geſetz vom 25. Dftober 1867 im $. 16 beitimmt, daß in 
einem alle diefer Art die Eintragung in das Schiffsregifter und 
das Certifikat durch ein Eonfularifches Flaggenattejt erſetzt werden 
fann. Zur Ertbeilung desjelben it derjenige Reichskonſul befugt, 
in deſſen Bezirk das Schiff zur Zeit des Eigenthumsübergangs, 
bezw. (bei einem Neubau auf Koften eines Neichsangebörigen) der 
Vollendung fich befindet. Ein folches Attejt iſt jedoch nur für die 
Dauer eines Tahres feit dem Tage der Ausftellung des Attejtes 
gültig, über diefe Zeit hinaus nur für die Dauer einer durch 
höhere Gewalt verlängerten Reiſe. | 

Als Vorausfegung dev Befugniß zur Ausftellung eines’ inter- 
imiſtiſchen Flaggenatteſtes stellt der angezogene Paragraph den 
Uebergang eines Schiffes in das Eigenthum eines Reichsangehörigen 
bin.*) Dem wird der Fall, daß ein NReichsangehöriger ein Schiff 
im Auslande bauen läßt, gleich zu ftellen fein. Ein folches Atteft 
darf daher nicht ausgefertigt werden, wenn das Schiff ſchon bis— 
her im Eigenthbum eines Reichsangebörigen- jih befand, meil in 
einem folchen Falle das von dem Schiffe geführte Eertififat gültig 


*) Der Uebergang in das Eigenthum einer der im $. 2 Abſ. 2 des Geſetzes 
bezeichneten Geſellſchaften jteht dem glei. Vergl. oben ©. 269. — Sollte der 
Konful ſelbſt als Mitrheder an dem Schiffe beteiligt fein, fo eradhtet Bergmann 
(die Vorſchriften über das Schiffsregifter, 1884, ©. 42) denfelben für rechtlich be- 
hindert, das Flaggenatteſt auszuftellen. Das Auswärtige Amt bat, ſoviel dem Ver— 
faffer befannt, über die Frage ſich auszufprechen, bisher feinen Unlaf gebabt. So 
felbftverftändlich, wie Bergmann annimmt, it die Sache wohl nit. Denn da der 
Konful das Flaggenatteſt nicht in richterliher Eigenſchaft ausftellt, fo finden die 
Grundfäße über die Behinderung eines Richters nicht Anwendung. Ein direftes Ver- 
botsgefeg ſteht nicht entgegen, auch handelt es ſich bier nicht um ein Zeugniß in 
Privatangelegenheiten. Als Standesbeamter kann der Konful (fiehe oben ©. 131) 
Eintragungen in das Standesregijter auch bezüglich feiner Familienmitglieder bewirken. 
Keinenfalls könnte, wie Bergmann meint, das Flaggenatteſt in einem anderen Kon- 
ſulatsbezirke ausgeftellt werden, da $. 16 des Geſetzes vom 25. Oftober 1867 nur 
denjenigen Reichsfonful für zuftändig erachtet, in deffen Bezirk das Schiff zur Zeit 
des Cigenthumsübergangs fich befindet. 
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bleibt. Ebenfowenig darf ein Eonfularifches Flaggenatteſt ausgeitellt 
werden, wenn das Certifikat eines deutjchen Schiffes verloren ge 
gangen oder unbrauchbar geworden ift. In einem ſolchen Fall 
bleibt dem Schiffer überlaffen, bei der betreffenden NRegijterbehörde 
die Ausfertigung eines neuen Certififats zu beantragen. Auf Grund 
ihrer. allgemeinen Amtsbefugniffe Eönnen imdeffen die Konfuln in 
dringenden Fällen Behufs einftweiliger Aushülfe eine Befcheinigung 
über das obwaltende Sacverhältniß extbeilen, nachdem fie Die 
Nichtigkeit der von dem Schiffer über den Verluft oder die Un— 
brauchbarfeit des Certififats gemachten Angaben durch Vernehmung 
von Zeugen oder fonftige Beweiserhebungen thunlichit feſtgeſtellt 
haben. Solchen Bejcheinigungen darf aber, um mögliche Mißver— 
ftändniffe und Weiterungen zu verhüten, nicht Form und Name 
eines Flaggenatteſtes gegeben werden, vielmehr wird dem Schiffer 
eine Ausfertigung der Beweisverhandlungen oder auch, je nach dem 
Ergebniß derjelben, eine befondere Befcheinigung dahin zu ertheilen 
fein, daß duch die gedachten Verhandlungen der Nachweis des dem 
Schiffe zuftehenden Rechts zur Führung der deutfchen Flagge nad) 
der Ueberzeugung des Konfuls erbracht fei. Welche Bedeutung und 
Wirkſamkeit andere deutfche oder außer-deutfche Behörden einem 
ſolchen Konfulatsatteite beizumefjen geneigt find, muß freilich denfelben 
überlaffen bleiben und der Konſul wird gut thun, dies dem Schiffer 
ausdrüdlic zu eröffnen. 

In Bezug auf die Ausfertigung der Eonfularifchen Flaggen- 
attejte bejtimmen die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion und die in Er— 
gänzung derfelben ergangenen Zirkulare vom 2. Juli 1876 und 
7. Dezember 1881, daß vor Ausftellung eines folchen Attejtes deu 
Konful duch Einficht der Dokumente, auf welchen der Eigenthums- 
übergang berubt, jowie durch ſonſtige glaubhafte Nachweife, welche 
durch eine fchriftliche Erklärung an Eidesitatt Seitens des Rheders 
oder des Kapitäns zu befräftigen find, fich zu überzeugen hat, daß 
das Schiff ſich wirklich fortan in dem ausfchließlichen Eigenthum von 
Perſonen, denen das ndigenat in einem Bundesjtaate zuiteht oder 
einex der im $. 2 des Gefeßes vom 25. Oftober 1867 bezeichneten 
Geſellſchaften oder Genofjenfchaften befindet. Ein jtrikter juriftifcher 
Beweis wird nicht immer verlangt; ald Beweis für die Nationalität 
de8 neuen Exrwerbers kann unter Umftänden auch die Notorietät 
genügen. Im das Atteſt ift der SHeimathshafen aufzunehmen, 
welchen der neue Schiffseigenthümer wählt. Dem Attejt iſt hiernach 
die hier folgende Faffung zu geben: 
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Flaggen-Atteſt.— 
Der unterzeichnete (General-, Vize-) Konſul des Deutfchen 
Reichs zu N. N. bezeugt hiermit, daß das biöher unter N. N.-fcher 


Flagge geitandene. . 2.2.2.2... (Bark, Brigg u. |. w.) 
Schiff EEE ARANZ (Name), welches im 
Nabre 2 MPN. Niugn yRinupele 7 (Eichen u. f. w.) 


Solz gebaut ift bier folgen Größe, Naumgehalt und fonftige 
charafterifche Merkmale, insbefondere wird, wenn der Name 
des Schiffs auf Antrag des neuen Eigenthümers eine Aenderung 
erfahren bat, die bisherige Bezeichnung bier erwähnt, ingleichen 
wird angegeben, ob das Schiff mit einer Dampfmafchine ver- 
jeben it), während der Anweſenheit im Konfulatsbezirke 
mittelft notariellen (gerichtlichen) Vertrags vom... .... 
2 DEIN FOUATG in das ausfchließliche Eigenthum des 
N. N. übergegangen ift. Der Veßtere hat nachgewiefen, im 
Befig des Indigenats in ...... (Name des betreffenden 
Bundesitaats) zu fein, und zum Heimathshafen — sd 
(Name des Orts) gewählt. 

Das gedachte Schiff hat mithin auf Grund des Reichs— 
geſetzes vom 25. Oktober 1867 das Recht zur Führung der 
deutſchen Reichsflagge erworben, und es wird hierüber gegen- _ 
wärtiges Atteft für die Dauer Eines Jahres von heute ab 
mit dem Bemerken ertheilt, daß dasfelbe über diefes Jahr 
hinaus nur für die Dauer einer durd) höhere Gewalt ver- 
längerten Reife Gültigkeit hat. — 

A 114 1 0 a ran iu u 


Der (General-, Vize-) Konful des Deutſchen Reiche. 
(Siegel.) Unterfchrift. 


Die Allgemeine Dienft- Inftruftion macht darauf aufmerkfam, 
daß, wie das vorftehende Formular ergebe, dem Konful auch die 
entitätsmerfmale des Schiffs in glaubhafter Weife (durch Ver— 
meffungsatteite, jchriftliche, exforderlichenfalls eidesjtattlihe Zeug: 
niffe 20.) nachgewiefen werden müffen. 

In Kriegszeiten fol bei der Ertheilung von Flaggenatteiten 
mit befonderer Vorficht zu Werke gegangen, namentlich follen folche 
Attejte nicht an Schiffe ertheilt werden, welche bi8 zum Eigenthums- 
übergang auf einen Reichsangehörigen einer der im Kriege befindlichen 
Nationen angehört haben. Auch ift das Atteft zu verweigern, 
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wenn gegründeter Verdacht vorhanden iſt, daß das Gejchäft ein 
fimulirtes fei. 

Zur Verhütung des Mißbrauchs der deutfchen Flagge durch 
feeuntühtige Schiffe find die Kaiferlichen Konfularbehörden in 
den britifchen Hafenplägen angewiefen worden, für ein daſelbſt in 
das Eigenthbum von Reichsangehörigen übergehendes Schiff das 
Atteft über den Erwerb des Nechts zur Führung der Ddeutjchen 
Flagge nur auf Grund des Zeugniffes eines Schiffsbefichtigers des 
britifhen Board of trade über die Unterfuchung des Schiffs und 
deffen Seetüchtigfeit zu extheilen. Die Schiffsbefichtiger find vom 
Board of trade beauftragt, diefe Unterfuchung, deren Koften von 
dem Rheder des Schiffes zu tragen find, auf Antrag der Kaifer- 
lichen Ronfularbehörden vorzunehmen (vergl. Centralblatt für 1875, 
©. 520). Auch die Kaiferlichen Konſuln in anderen Ländern werden 
die Ertheilung eines Flaggenatteſtes ablehnen können, wenn fie die 
Ueberzeugung gewinnen, daß die Befchaffenheit des Schiffs Gefahr . 
für Mannſchaft und Ladung beforgen läßt. 

Von der Ertheilung eines Tlaggenatteftes hat der Konful 
unter Beifügung einer beglaubigten Abjchrift desjelben unverweilt 
fowohl dem Auswärtigen Amte als der Negierung desjenigen Bundes- 
ſtaats Kenntniß zu geben, welchem der neue Schiffseigenthümer 
angehört, bezw. in welchem der von legterem gewählte Heimaths- 
hafen liegt. 

2. Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Raum- 
gehalt, ingleichen die zur kleinen Seefifcherei beftimmten Fiſcher— 
fahrzeuge, letere felbit wenn fie mehr als 50 Kubikmeter Brutto- 
Raumgehalt haben,*) bedürfen der Eintragung in ein Schiffsregifter, 
vefp. eines Certififats nicht, um das Recht zur Führung der Reiche- 
flagge auszuüben. 

Es folgt daraus, daß Fahrzeuge von nieht mehr ala 50 Kubik— 
meter Brutto-Raumgebalt, welche im Auslande aus dem Eigen- 
thum eines Nicht-Deutfchen in das eines Reichsangehörigen, oder 
einer der im $. 2 des Gefehes vom 25. Oftober 1867 bezeichneten 
Gefellfiehaften übergehen, oder für einen Reichsangehörigen gebaut 
find, die Neichsflagge führen dürfen, auch ohne daß fie in ein 
deutfches Schiffregifter eingetragen worden. Der Reichskanzler hat 
ausgefprochen, daß es fich empfehle, auf Wunfch der Eigenthümer 

*) Denn nur die zur großen Geefifcherei bejtimmten Schiffe gehören zu den 
»zum Erwerb durdy die Seefahrt beftimmten Sciffen«, vergl. oben ©. 268 An- 
merfung 2. 

“ König. Konfular: Handbud. 3. Ausgabe. 19 
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folcher Fahrzeuge nach Stattgehabter Beweisaufnahme eine Eonfularifche 
Befcheinigung darüber zu extheilen, daß der Antragiteller feine - 
Reichsangebörigkeit, ſowie fein ausfcließlicyes -Eigentbum an dem 
— näber zu bejchreibenden — Schiffe dargetban babe und. daß 
letzteres mit Nüdficht auf feinen nicht mehr ala 50 Kubikmeter 
betragenden Brutto-Raumgebalt nad $. 1 des Reichsgefeges vom 
28. Juni 1873 obne ein fürmliches Schiffscertififat zur Führung 
der deutjchen Neichsflagge befugt fei. 

3. Der 8. 30 des KRonfulargefeßes verpflichtet die Konfuln, 
die Innehaltung der wegen Führung der NReichsflagge bejtehenden, 
oben exörterten Vorfchriften zu überwachen. Eine gleiche Ueber- 
wachungspflicht liegt nad) S. 15 des Flaggen- und Salutreglements 
den Kommandanten der Kaiſerlichen Kriegsichiffe ob. Hat ein 
folcher bereits Schritte nad) der fraglicden Richtung bin gethan, fo 
iſt ein Einfchreiten des Konfuls überflüffig. Daß die Kommandanten 
die Vermittelung des Konfuls in Anfpruch nehmen, ift nicht vor- 
gefchrieben, vielmehr jteht demjelben die Befugniß zum felbititändigen 
Einfchreiten für alle außerdeutfchen Häfen ohne Rückſicht auf die 
fonfularifche Volizeigewalt oder etwaige Konfulargerichtsbarfeit zu. 

It der Konsul in der Yage feine Ueberwachungspflicht auszu- 
üben, jo bat er, wenn es zu feiner Kenntniß kommt, daß in 
feinem Diſtrikte ein deutſches Kauffahrteiſchiff als Nationalflagge 
eine andere als die vorgeſchriebene Flagge,“oder einen unzuläſſigen 
Wimpel führt, den Schiffer aufzufordern, den Wimpel oder die 
vorſchriftswidrige Flagge herunterzuholen und ihm zu übergeben. 
Er nimmt über den Hergang ein von dem Schiffer zu unter— 
zeichnendes Protokoll auf, welches er demnächſt mit einer genauen 
Beſchreibung der vorſchriftswidrigen Flagge ec. der Regierung des— 
jenigen Bundesſtaats, welchem das Schiff angehört, einreicht. 
Durch Befeſtigung des Konſulatsſiegels und des Siegels des Schiffers 
oder in ſonſt angemeſſener Weiſe iſt die Identität dev Flagge ꝛe. 
ſicher zu ſtellen. Iſt der Konſul verhindert, ſich ſelbſt an Bord 
des Schiffes zu begeben, ſo ſendet er einen gehörig legitimirten 
Bevollmächtigten. Weigert ſich der Schiffer, der Aufforderung des 
Konſuls oder ſeines Bevollmächtigten Folge zu geben, ſo iſt, der 
ausdrücklichen Vorſchrift der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion gemäß, 
die Hülfe der Lokal-Polizeibehörde zu requiriren. Lehnt letztere 
ihre Mitwirkung ab, fo hat der Konſul dem Schiffer ſchriftlich zu 
eröffnen, daß fein Schiff, fo lange e8 die Nationalflagge nicht 
führt, als ein deutfches nicht angefehen werden könne, alfo weder 


291 


des Schußes Seitens des Konfulats, nod) dev Nechte werde theil- 
baftig werden, welche die Verträge mit dem Auslande den deutfchen 
Schiffen einräumen. 

Kommt es zur Kenntniß des Konfuls, daß ein nach den Be- 
jtimmungen des Gefeßes vom 25. Oktober 1867 zur Führung der 
Reichsflagge nicht oder noch nicht bevechtigtes Schiff dieſe Flagge 
in einem Hafen feines Amtsbezivts führt, jo bat er dur Ver 
mittelung der Lofal- Bolizeibehörde oder des betreffenden fremden 
Konfulats die erforderlihen Schritte zu thun, um folchen Miß— 
brauch zu verhindern. Die in SS. 13 ff. de8 Geſetzes vom 25. Okto— 
ber 1867 dem Führer eines unberechtigter 7 Meife unter Reichsflagge 
fahrenden Schiffs angedrohten Strafen bat nicht der Konful feit- 
zufegen, vielmehr entjcheiden darüber die Eompetenten Gerichte.*) 
Zur. Herbeiführung der Unterfuchung wird der Fall bei der zu- 
ſtändigen inländifchen Staatsamwaltichaft, bezw. bei dem Aus— 
wärtigen Amte oder bei der Schiffsregiiterbehörde, Behufs Benach-⸗ 
vichtigung derjelben, zur Anzeige zu bringen fein. Da das Recht 
zur Führung der deutfchen Flagge bei Kauffahrteifchiffen von mehr 
ale 50 Kubikmeter Brutto-Naumgehalt nur durd) das Eertifitat, 
reſp. ein interimiftifches Flaggenatteſt nachgewieſen werden kann, fo 
empfiehlt jich eine folche Anzeige in allen Fällen, in denen ein 
Schiff unter deutjcher Flagge ohne Bapiere betroffen wird und das 
Recht zur Führung der deutjchen Flagge dem Konful zweifelhaft ift. 

Negijtercertififate folcher deutfchen Schiffe, welche durch Ver- 
äußerung an Nicht-Reichsangehörige das Recht zur Führung der 
Reichsflagge verloren haben, ingleichen die Certififate verloren ge- 
gangener deutfcher Schiffe, wird der Konful an fi) zu nehmen 
haben, fobald er die Möglichkeit hat in deren Befiß zu gelangen. 
Diefe Dapiere werden dann — der allgemeinen Beltimmung in 
dem Zirkular vom 22. Februar 1873 zu $. 4 der ©. D. gemäß — 
an diejenige Regiſterbehörde zu fenden fein, von welcher diefelben 
ausgeftellt find. Kommen dabei fragen von grundfäglicher Wichtig. 
feit in Betracht, fo ijt an da3 Auswärtige Amt zu bevichten. 

Wird bei Verkäufen an Nicht-Deutfche die Aushändigung des 
GCertififats dem Konful verweigert, jo hat er durch einen darauf 
zu ſetzenden amtlichen Vermerk zu Eonftativen, daß durch dasselbe 
das Recht zur Führung der deutfchen Flagge nicht mehr nad) 


°) Bergl. $. 74,Siffer 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 
S. 55). 


292 


gewiefen wird, auch die betreffende Regifterbehörde — event. durch 
Vermittelung des Auswärtigen Amts — zu benachrichtigen. Zu 
vergl. die Zuſatzkonvention zu dem deutſch-chineſiſchen Freundſchafts-, 
Schifffahrts- und Handelsvertrage vom 31. März 1880. (Meiche- 
geſetzblatt de 1881 ©. 261). 
u $. 68. 
V. Verpflidtung dev Schiffsführer zur Meldung. 

l. In allen deutfchen Seeftaaten, mit Ausnahme Hamburgs, 
beitand die Meldepflicht der Schiffsführer bereits vor Emanation 
des Konfulargefeges. Erſt durch das Gefeß vom 25. März 1880 
(Meichsgefegblatt ©. 181) ift aber der Gegenftand von Reichswegen 
geregelt. Danach ift der Führer eines deutſchen Kauffahrteifchiffes 
verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zu dem Amtsbezirke 
eines deutfchen Konfulats gehörigen Hafen und den Abgang des 
Schiffes aus einem folchen Hafen dem Konful mündlich oder 
fchriftlich zu melden. Die Meldung der Ankunft hat innerhalb 
der beiden nächitfolgenden Tage, die Meldung des Abgangs vor 
der Abfahrt des Schiffes zu gefcheben. 

Die Meldungen find nicht erforderlich, wenn das Schiff den 
Hafen nur angelaufen bat, um 

1. auf Wind oder Gezeit zu warten, 

2. den Bedarf an Proviant, Wäffer oder Ausrüftungs- 

material zu ergänzen, 

3. Lootſen einzunehmen oder abzuſetzen, 

4. Derfonen oder Ladung einzunehmen oder abzufegen, fofern 

der hiermit verbundene Aufenthalt nicht länger als 
48 Stunden währt, 

5. Briefe oder Orders in Empfang zu nehmen oder abzu- 

fenden, 

6. etwaigen Bolizei-, Zoll- oder anderen am Orte beitehen- 

den Vorfchriften nachzukommen. 

Durch die vorftehenden Beltimmungen des Geſetzes vom 
25. März 1880 ift 8. 31 der Allgemeinen Dienft- Inftruftion im 
MWefentlichen obfolet geworden. Namentlich) iſt die dafelbjt den 
Schiffen in periodifcher Fahrt gewährte Erleichterung in Wegfall 
gekommen. | 

2. Ueber das Meldeverfahren beitimmt die Allerhöchſte Ver— 
ordnung vom 28. Juli 1880 (Reichsgefegblatt ©. 183), daß bei 
der Meldung dem Konful anzuzeigen ift: 
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1. der Name, das Unterfcheidungsfignal, der Seimathshafen, 
die Gattung und der Nettoraumgehalt des Schiffes, 

2. der Name und der Wohnort des Eigenthümers oder des 
Korrefpondentrheders des Schiffes, 

3. der Ort umd der Tag der Ausfertigung des Schiffscerti- 

»  fifats oder des Flaggenatteſtes des Schiffes, 

4. der Ort und der Tag der Ausfertigung der Mufterrolle, 
jofern Ddiefelbe nicht vorgelegt wird, ſowie die Zahl der 
Schiffsmannſchaft, 

5. Die Zahl der mit dem Schiffe angekommenen Paſſagiere, 

6. ob das Schiff mit Ballaſt oder mit Ladung angekommen 
iſt, leßterenfalls unter ſummariſcher Bezeichnung der 
Ladungsgegenſtände, 

7. der Ort und der Tag des Reiſeantritts und der Tag der 

Ankunft im Hafen, 

8. ob bezw. welche Häfen von dem Schiffe während der 
Reife angelaufen worden find, 

9. die Adreſſe desjenigen, welcher die Klarirungsgefchäfte des 
Schiffes am Orte beforgt. 

Den unter 1 bis 3 geforderten Anzeigen kann auc dur 
Vorlegung des Schiffscertififats oder des Flaggenatteſtes genügt 
werden. 

Hat der Konful in dem Hafen, welchen das Schiff befucht, 
jeinen Wohnfiß, fo ijt bei der Anmeldung auc die Mufterrolle der 
Mannfchaft des Schiffes vorzulegen. Diefelbe wird von dem Konful 
aufbewahrt. 

Bei der Abmeldung ift anzuzeigen: 

1. der Beltimmungsort des Schiffes, 

2. ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung abgeht, 
(egterenfall8 unter fummarifcher Beeichnung der Yadungs- 
gegenftände, 

3. der Tag der Ausklarirung. 

Erfolgt die Meldung fchriftlih, ſo it dieſelbe von dem Führer 

des Schiffes zu unterſchreiben. 

Genügt der Inhalt der Meldung dem Konſul nicht, fo bat 
der Schiffsführer Diefelbe auf ergangene Aufforderung nad Maß- 
gabe der obigen Beltimmungen baldthunlichjt zu vervollftändigen. 

Die zur Meldung nicht verpflichteten Schiffe find in die am 
Jahresichluffe dem Auswärtigen Amte einzureichenden Schiffslijten 
nicht aufzunehmen. Werden aber von den Landesbehörden über 
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den Schiffsverkehr Liſten geführt, — aus denen die Geſammtzahl 
der ein» und ausgelaufenen deutfchen Schiffe zu erſehen iſt, — ſo 
find diefe gleichfalls einzureichen. 

Tormulare zu den Meldungen in der am Schluß diefes Dara- 
graphen abgedrudten Form find bei den inländischen Seemanns- 
ämtern und Safenbehörden käuflich zu erhalten. Sowohl im In— 
teveffe der Kaiferlichen Ronfulate wie namentlich der Schiffer, denen 
dadurch Weiterungen erfpart werden, erſcheint eine möglichſt all- 
gemeine Verbreitung und Benutzung diefer Formulare wünſchens— 
wertd. Die Anfchaffung derjelben hat aber nicht von Amtswegen 
zu erfolgen und, die Koften dafür find nicht von den Konfulaten 
bezw. der Legationsfaffe zu fragen. Der Konful bat daher vor- 
fommenden Falls die fich meldenden Schiffsführer nur auf Die 
Formulare hinzumeifen, damit fie fich direkt oder durch Vermittelung 
ibrer Rheder mit denfelben verforgen (Zirkular vom 5. Februar 
1881). 

Die Beſtimmung der Allgemeinen Dienft- Inftruftion, daß der 
Konful auf Verlangen des Schiffers die Nichtigkeit der von dieſem 
vorgelegten Papiere zu bejcheinigen hat, dürfte noch in Gültigkeit 
ftehen. Ohne einen Antrag des Schiffers bat der Konful eine 
folche Beſcheinigung nicht auszuftellen. Sind die Papiere nicht 
in Ordnung, fo fann der Konſul zwar die Abreife des Schiffs 
nicht hindern, er hat aber den Schiffer darauf aufmerkſam zu 
machen, daß diefer feine Vertretung Seitens des Reichs zu erwarten 
habe, wenn durch den Mangel ordnungsmäßiger Papiere Verwicke— 
[ungen oder Verlufte hervorgerufen werden. 

Der Konful verzeichnet die Angaben des Schiffsführers in ein 
zu diefem Behufe zu führendes Aktenbeft oder Buch und nimmt 
in die nad) $. 3 der Allgemeinen Dienft- Inftruftion einzuveichende 
Schiffsliſte das Erforderliche davon auf. 

Der Schiffsführer, welcher den Vorſchriften des Gefeßes zu— 
wider e8 unterläßt, die Ankunft oder den Abgang des Schiffs 
rechtzeitig zu melden oder eine den Beltimmungen nicht entfprechende 
Meldung, der Aufforderung des Konſuls ungeachtet, zu vervoll- 
ftändigen, wird mit Geldſtrafe bis zu 200 .M. beitraft. Behufs 
Herbeiführung der Beſtrafung hat der Konful folde Fälle unver- 
weilt dem Reichskanzler zu melden, 


Itleldungs-Lormulare, 


a. Meldung 


über die Ankunft des Sciffes.........- ı RAR PR ee 


—— De 


im. DMatnBe 2. rn. 


Unterfcheidungsfignal: 

Heimathshafen: 

Gattung des Schiffes: 

Netto -Raumgehalt: 

Name und Wohnort des Eigenthümers oder des Korrefpondent- 


rheders, im letteren alle mit dem Zuſatze »Korrefpondent- - 


rheder«: 
Ort und Tag der Ausfertigung des Schiffscertifikats: 

Vergl. unter 7. 

Ort und Tag der Ausfertigung des Flaggenatteftes, falls 
ein Certififat noch nicht ausgeftellt wurde: 

Den unter 1— 7 geforderten Anzeigen kann auch 
durch Vorlegung des Schiffscertififats oder des Flaggen— 
attejtes genügt werden. 

Ort und Tag der Ausfertigung der Mufterrolle: 

Hat der Konful in dem Hafen, welchen das Schiff 

befucht, feinen Wohnſitz, jo ift die Mufterrolle dem 
Konſul bei der Anmeldung vorzulegen. Diefelbe wird 
von dem Konful aufbewahrt. 

Zahl der Schiffsmannſchaft: 

Zahl der mit dem Schiffe angefommenen Baffagiere: 


. Angabe, ob das Schiff mit Ballaft oder mit Ladung an- 
‚gekommen ift, letzterenfalls —— auns der 


Ladungsgegenſtände: 

Ort und Tag des Reiſeantritts: 

Tag der Ankunft im Hafen: 

Ob, bezw. welche Häfen während der Reife angelaufen 
worden find: 


Adreſſe desjenigen, welcher die Klarivungsgeichäfte des Schiffes 


am Orte beforgt: 
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b. Meldung 


über die Abfahrt des Schiffes. .....-+-- 1Ralktän .). 2.22 
aus dem Hafen von .... . ... 
|. Beitimmungsort des Schiffes: 
Ob das Schiff mit Ballaſt oder mit Ladung abgeht, legteren- 
falls unter ſummariſcher Bezeichnung der Fadungsgegenftände: 
3. Tag der Ausklarirung: 


td 


$. 69. 
VI Das Ronfulat als Mufterungsbebörde. 


Grundlage der obrigfeitlichen Fürforge für die Schiffeleute 
(vergl. oben ©. 260) it das Mufterungswefen. Kein Seemann 
fol in das Schiffsmannsverhältniß eintreten oder aus demfelben 
ausfcheiden können, es fei denn unter Mitwirkung eines Seemanns- 
amts. Diefe Mitwirkung haben die Betheiligten bei Vermeidung 
von Strafe zu veranlaffen (vergl. $. 93 Ziffer 2, 8. 99 Siffer 1 
der ©. O.) und zwar muß im Auslande die Mufterung vor dem 
deutfchen Seemannsamte, d. h. vor dem deutfchen Konfulate ſelbſt 
dann erfolgen, wenn nad) den Geſetzen des betreffenden Landes Die 
Mufterung von Landesangehörigen für deutſche Schiffe vor den. 
Mufterungsbehörden des Landes zu erfolgen hat. In einem folchen 
Falle findet dann eine zweifache Mujterung ftatt, einmal vor der 
Mufterungsbehörde des Landes, ein zweites Mal vor dem deutſchen 
Konfulate. — 

Die Anmuſterung beſteht in der Verlautbarung (vergl. 
S. 151) des zwiſchen Schiffer und Schiffsmann geſchloſſenen Heuer— 
vertrags vor einem Seemannsamt, die Abmuſterung in der Ver— 
lautbarung der Beendigung des Dienſtverhältniſſes Seitens des 
Schiffers und der aus dieſem Verhältniß ausſcheidenden Mannſchaft. 

1. Verfahren der Konſuln bei Anmuſterungen. Die 
Anmuſterung geſchieht dadurch, daß der Schiffer oder deſſen Ver⸗ 
treter die Schiffsmannſchaft oder eine oder mehrere zu derſelben 
gehörende Perſonen dem Konſul vorſtellt und beide Theile vor dem— 
felben ſich zu dem zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Heuervertrag bekennen. 
Das hierüber aufzunehmende Protokoll wird im Original als 
Muſterrolle ausgefertigt, wenn es ſich um eine erſte Anmuſterung 
handelt, d. h. wenn noch keine Muſterrolle oder keine noch gültige 
Muſterrolle auf dem Schiffe vorhanden iſt. Für ſolche Ausferti— 
gungen iſt das nachſtehende Formular vorgeſchrieben. 
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l. Seite. 


Deutſches Reich. 


(Reichsadler.) 


Muſterrolle 
der Mannſchaft des deutſchen Schiffes 


ee Bin 2 0 60 0 are Re aa Tre he nenne are, 


Heimathshafen: ‘ Unterfcheidungsfignal: 


Beleinlian u Re Eee din ie. 6 4 0 oe 


— 
Ne) 
je 0) 


2. Seite. 


Vor dem unterzeichneten Seemannsamte 


9 
ſind erſchienen der Schiffer 
führend das deutſche Schiff einerſeits 
und 
die nachbenannten Schiffsleute andererſeits 
l. Steuermann aus 
2. Unteriteuermann aus 


3. 


Diefelben haben den nachfolgenden zwifchen ihnen abgejchloffenen 
Heuervertrag verlautbart. | 
| J; 
Die vorbenannten Schiffsleute verheuern ſich zum Schiffsdienite 
auf dem oben bezeichneten Schiffe nah Maßgabe der Seemanns- 
ordnung 2. | fire die Reife 


u HM; 
Die Heuer für die einzelnen Schiffsleute it auf die neben de 
Namensunterfchriften vermerkten Beträge (A.) vereinbart und find 
darauf die ebendafelbit (B.) angegebenen Vorſchüſſe, bezw. Hand- 
gelder gezahlt. 
II. 
An Beköſtigung erhält jeder Schiffsmann für den Tag 


IV. 
Bejondere Verabredungen find getroffen 


) Zur Aufnahme der Bezeihnung (Firma) des Konſulats bejtimmt, 


* 


8 
Ne) 
de) 


3. Seite, 


Vorftehende Verhandlung iſt — einschließlich der nachfolgenden 
Angaben über Heuer, Vorſchuß und Handgeld — den Anwefenden 
vorgelejen, von ihmen genehmigt und von den Schiffsieuten 





j A. Heuer BBVeorſchuß D. Dienſtliche 


bezw. C. Namensunterſchrift. 
Handgeld. Stellung. 


(monatlich). 


Steuermann. 


Unterſteuermann. 














vorſtehend, ſowie von dem Schiffer, wie folgt: .. . .... .. ...... 
unterſchrieben. 


Das Seemannsamt, - 
(Siegel.) Kaiferlihes Konfulat. 
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Formulare der vorjtehenden Art in angemeffenem Format 
fünnen aus der Neichsdruderei in Berlin bezogen werden. Es giebt 
deren fieben, mit A, B, B,, C, ©, C,, und D bezeichnet. Die 
Wahl der einzelnen Formulare richtet ſich nad der Zahl der mittelit 
der eriten Anmufterungsverbandlung anzumufternden Schiffsleute 
und zwar bat die Ausfertigung zu erfolgen: bei 12 und weniger 
Schiffsleuten auf dem -Formularbogen A., bei mehr als 12 bis 
25 Schiffsleuten auf den beiden ormularbogen B und B,, bei 
mehr als 25 bis 50 Schiffsleuten auf den beiden Formularbogen 
C und C,, bei mehr als 50 bis 100 Schiffsleuten auf den drei 
Formularbogen C, C, und C,, bei mehr als 100 bis 150 Schiffs 
leuten auf den vier Formularbogen C, Cꝛ, C,, C.. 

Der Formularbogen D ift nur zur Vergrößerung bereits an- 
gefüllter Mufterrollen bejtimmt. Zwei und mehrere Bogen find in 
der vorftehend angegebenen Neihenfolge in einander zu legen und 
mit einem fchwarz-weiß-rothen Faden zu beften, deſſen Enden neben 
der Unterfchrift mittelit des Wappenjtempels befejtigt werden. Die 
Befeftigung mitteljt metallener Klammern oder ſonſt auf eine Weiſe, 
welche die nachträgliche Entfernung des Anhangs möglich macht, 
ohne daß damit zugleich auch die Umvollitändigfeit dev Urkunde in 
"die Erfcheinung tritt, it unzuläffig. (Sirkular vom 21. Dftober 1884). _ 

Die Koften, — welche die Wahlkonfuln ſelbſt zu tragen haben, 
während diefelben für die Berufsfonfuln von der Legationskaſſe ge 
tragen werden *), — belaufen fic) für 100 Formulare von A a 1 Bogen 
auf 30 AM., von B und B, a 2 Bogen auf 66-.M., von C und C, & 
2 Bogen auf 60 M., von C, a 1 Bogen auf 30 M., von D a 1 Bogen 
auf 30 M. 

Das Auswärtige Amt bat fich wiederholt der Beſchaffung 
folder Formulare für Konfulate und der Vermittelung Behufs 
Zahlung des Vreifes unterzogen, namentlic wenn die Erlangung 
auf Drivatwegen Schwierigkeiten begegnete. 

Wird zu den einer Mufterrolle beizufügenden Anhängen nicht 
das Formular D benußt, fo ijt doc) ftet8 Dapier von der Größe und 
Stärke des Papiers der Mufterrolle ſelbſt zu verwenden. Die Befeiti- 
gung des Anhangs ift ſtets in der oben gedachten Weife mitteljt ſchwarz— 
weiß-rothen Fadens an den Nüden der Mufterrolle zu bewirken. 

Bei Verlautbarung des Heuervertrags bat der Konful durd) 
möglichjt klare und unzweideutige Faflung des desfallfigen Protokolls 

) Den Parteien dürfen die Koften der Formulare nicht in Rechnung gejegt 
werden. 
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künftigen Streitigkeiten thunlichſt zu begegnen. Namentlich iſt 
darauf zu halten, daß über den Zeitpunkt, von wo ab die Heuer— 
zahlung beginnt, kein Zweifel beſteht. 

Die Vor- und Zunamen und die Heimathsorte der anzu— 
muſternden Seeleute ſind genau und zuverläſſig anzugeben, damit 
eintretenden Falls der Verbleib eines im Auslande angemuſterten 
Seemanns feſtgeſtellt werden kann. 

Nachdem die Anmuſterungsverhandlung in das Formular ein— 
getragen und dort von allen Betheiligten eigenhändig unterzeichnet 
iſt, wird ſie vom Konſul ausgefertigt, d. h. unterſchrieben und 
unterſiegelt und die ſo hergeſtellte Muſterrolle dem Schiffer aus— 
gehändigt (F. 12 der ©. O.) Auf Verlangen des letzteren iſt eine 
auf deſſen Koſten zu fertigende beglaubigte Abſchrift zu den Kon— 
ſulatsakten zu nehmen. 

Die Muſterrolle dient öffentlichen, namentlich internationalen 
‚Sweden, inſofern fie die Nationalität des Schiffes und das Recht _ 
des Schiffers, fein Schiff zu führen, glaubhaft nachweift, fie ift 
aber für deutfche Kauffahrteifchiffe auch von großer civilvechtlicher 
Bedeutung, da fie den zwifchen dem Sciffer und den Schiffsleuten 
abgefchloffenen Heuervertrag wiedergiebt. 

Handelt es fih um Anmufterung einzelner Schiffsleute, nach— 
dem bereits eine Mufterrolle ausgefertigt iſt (jogenannte Nach— 
mujfterung), fo kann eine befondere Ausfertigung nicht erfolgen, 
vielmehr tritt an deren Stelle ein bloßer Nachtragsvermerk in der 
Mufterrolle (8. 13 der ©. O.). Die Mufterungsverhandlung wird 
in einem folchen Falle nicht in die Mufterrolle felbit, fondern in 
ein — dem Schema de8 Mujfterrollen- Formulars entfprechendes — 
befonderes Brotofoll aufgenommen, welches bei den Konfulatsaften 
bleibt. Der in die Muifterrolle auf Grund dieſes Protokolls ein- 
zutragende Vermerk muß Namen, Wohnort und dienftliche Stellung 
des nachgemufterten Schiffemunns und die Beitimmungen des mit 
ihm abgefchloffenen Heuervertrages — event. unter Hinweis auf 
die Inhalts der Mufterrolle mit den Früher angemufterten Schiffe- 
leuten "getroffenen Verabredungen — fowie die gezahlten Vorjchüffe, 
bezw. Handgelder ergeben. Der Nachmufterungsvermerk enthält in 
der Mujterrolle feine Stelle unmittelbar hinter der legten darin 
befindlichen Eintragung. 

Da fein Schiff mit mehr als einer Mufterrolle verjehen fein 
fol, fo find alle neuen Anmufterungen als Nachmufterungen zu 
behandeln, fo lange auf dem Schiffe eine auch nur noch für einen 
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ans oder machgemufterten Schiffsmann gültige Mufterrolle vor, 
handen iſt. 

Behufs einheitlicher Regelung des Verfahrens bei Nachmuſte— 
rungen, welche erſt nach der Abfahrt des Schiffes zur Verlautbarung 
gelangen und daher nicht ſofort in die Muſterrolle eingetragen 
werden fünnen, it das nachitebende Formular für die Nufterungs- 
behörden des Inlandes aufgeftellt worden. 


Deutſches Reich. 


SIEHE AI DEL: ONE» 2 tet 0 Re a IS... ausgefertigten 
Mufterrolle der Mannfchaft des deutſchen Schiffs. ............. 
Heimathshafen..........-.. Unterfcheidungsfignal. ........... 


Vor dem unterzeichneten Seemannsamte 


„on oe Een 00 0 ea LER RER ECT VVVVVVVVV—0— 


find erjchienen der..... — — et RN — ‚ im Auftrage 
des Schere vom vorgenannten deutfchen Schiffe 


einerſeits und die unten aufgeführten Schiffsleute andererfeits. 

Diefelben haben den nachfolgenden zwifchen ihnen abgefchloffenen _ 
Heuervertrag verlautbart. 

Die nachitehend aufgeführten. Schiffslente verheuern ſich auf 
Grund des in die oben genannte Mufterrolle aufgenommenen Heuer: 
vertrags und, wie nachitehend näher angegeben, zum Schiffsdienfte 
auf. dem deutfchen Schiffe ............... angeblich zur Zeit 
een AR? BILD Sie erfennen an, die bei ihren Namen 
ee dr bezw. ae erhalten zu haben. 

















Dienftliche Heuer Rate 
Namen. Wohnort. Stellun onalit ‚bezw, 
g en‘ Handgeld, 
— — u 
2. 
3. a3 
u. f. w. 


Befondere Verabredungen find. .............. getroffen 
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Vorftehende Verhandlung ift den Anweſenden vorgeleſen, von 
ihnen genehmigt und von den Schiffsleuten 


N ee ron oiesre 3 PR ESETTSTTE — 
A — —— J — 
Ber: Sig. de: ever. pr. Amir‘ 11yH8. WERE: 5. 
ee schiistn 5; Bahr. Bat 19T 2: ihn my 


vorſtehend, ſowie im Auftrage des Schiffers wie folgt.......... 
unterjchrieben. 
BUN Au) „un; Der td, IH. 18.. 


Die Schiffer find verpflichtet, die Nachmufterungsverhandlung 
jobald als thunlich, event. durch Vermittelung desjenigen Kaiſer— 
lichen Konſulats, in deſſen Bezirk das Schiff zur Zeit ſich aufhält, 
der Muſterrolle beiheften zu laſſen. 

Die Konſulate haben daher derartige Urkunden, falls fie vom 

Schiffer zu dieſem Swede vorgelegt werden, durch Schnur und 
Siegel mit der Mufterrolle zu verbinden und das Datum der An- 
beftung zu beurfunden. Die gedachte Amtshandlung erfolgt gebühren- 
frei (Sirkular vom 7. Dezember 1881). 
Von der Nachmufterung ift die nachträgliche Mufterung zu 
unterfcheiden. Die ©. O. bat (88. 11 16) über den Zeitpunft 
der Mufterung Beitimmungen getroffen, in ge Art, daß ſchon ein 
Verftoß biergegen unter Strafe geftellt ift ($. 99, Ziffer 1). Es 
liegt in der Natur der Verhältniffe, daß Diefer Zeitpunkt nicht 
ausnahmslos in allen Fällen eingehalten werden kann. Für ſolche 
Fälle ordnet der $. 22 der ©. DO. eine nachträgliche Mufterung 
duch das nächſt erreichbare Seemannsamt an und beitimmt, daß, 
wenn auch eine ſolche nachträgliche Mufterung — wie z. B. in 
Todes- oder Entweichungsfällen — nicht mehr möglich it, eine 
von dem Seemannsamte in dev Mufterrolle und den Seefahrts- 
büchern . zu vermerfende Anzeige de8 Sachverhalts Seitens des 
Sciffers erfolgen muß. Das Verfahren bei der nachträglichen 
Mufterung ift dasjelbe wie bei einer Nachmufterung. Der Konful 
bat hierbei befondere Aufmerkfamfeit darauf zu richten, daß allen 
bezüglich der Legitimation des Schiffsmanns beftehenden Vorfchriften 
volftändig genügt wird, da es vorgefommen ift, daß Schiffsleute, 
deren Anmuſterung vor einem inländifchen Seemannsamte wegen 
mangelnder Legitimationsführung nicht erfolgen Eonnte, doch an 
Bord genommen worden find, und dann der Verfuch gemacht wurde, 
vor einem Konfulate die nachträgliche Mufterung zu erwirken. 
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Abgefeben von der im Vorftehenden erörterten Verfchiedenbeit 
bei der formellen Behandlung gelten für erfte Anmufterungen und 
für Nachmufterungen, ‚bezw. nachträgliche Mufterungen gleichmäßig 
die nachfolgenden Reftimmungen. 

Zunächſt bat der Konful zu prüfen, ob das Schiff, fir 
welches angemuftert werden foll, das Necht, die deutfche Flagge zu 
führen, ausüben darf-und ob der Schiffer im Beſitz des deutfchen 
Befühigungszeugniffes (fiehe oben S. 276) it. Wenn dies nicht 
der Fall iſt, ſo darf der Konful bei der Mufterung nicht mitwirken. 

Der anzumufternde Schiffsmann bat fich) in Gemäßbeit der 
SS. 5 bis 8 der ©. O. über feine Derfonalverhältniffe auszumeifen. 
Soweit er fich bereits früher in einem deutfchen Hafen verheuert 
hatte, erfolgt diefer Ausweis durch das Seefahrtsbuch, ohne 
welches im Bundesgebiet Niemand — auch ein Ausländer nicht — 
auf einem deutſchen Kauffahrteiſchiffe als Schiffsmann in Dienſt 
treten darf. Die Konſuln dürfen keine Seefahrtsbücher ausitellen. 
Man bat nicht für nöthig gefunden, ihnen desfallfige Befugniffe 
beizulegen, weil man annahm, daß, was im Auslande an See 
[euten auf deutfche Schiffe kommt, nur ein vorübergehender Theil 
der Beſatzung fei, ſofern das Schiff nicht nad) Deutfchland gelangt 
und alsdann dafelbit fejtere Verhältniffe begründet werden. 

Sollte ein Seemann fein Seefahrtsbuch verloren haben, fo 
fann er ein neues ausgefertigterhalten, wenn er den Verluft glaub- 
haft macht. Vergl. $.7 der ©. O. Der Konful wird hierbei auf 
Antrag des Seemanns feine WVermittelung. bei dem betreffenden 
inländifchen Seemannsamte eintreten laffen können. Zweifelhaft ift 
es, ob die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuches ohne Weiteres 
erfolgt, wenn der betreffende Seemann angiebt, daß ihm dasfelbe 
in folge von Defertion aus dem Dienjte auf einem deutfchen 
Schiffe abhanden gekommen fei. Immerhin wird der Verſuch ge 
macht werden dürfen. 

Im Einzelnen ift bezüglich der Anmufterungen in Bezug auf 
die Vegitimationsführung Folgendes zu bemerken: 

a) Wenn der anzumufternde Schiffsmann ein Deutfcher ift, 
jo bat er fich über jeine Militärverbältniffe auszumeifen. 

Die Anlage 6 zu $. 39 der Marineordnung vom 4. Dezember 
1883 führt über die Militärverhältniffe Anzumufternder folgende 
Beltimmungen auf: 

l. Die Militävpflicht beginnt mit dem 1. Januar des Kalender: 
jahres, in welchem der Wehrpflichtige das 20. Yebensjahr vollendet 


305 


und dauert jo lange, bis über die Dienfpticht des Mehrpflichtigen 
endgültig entjchieden iſt. 

2. Junge Yeute, welche fid) noch nicht im militärpflichtigen 
Alter befinden, dürfen für eine, über den Zeitpunkt des Eintritts 
in diejes Alter hinausliegende Zeit nur infomweit angemuftert werden, 
als fie eine Bejcheinigung des Eivilvorjigenden der Erſatzkommiſſion 
ihres Geftellungsortes darüber beibringen, daß ihrer Abwefenbeit _ 
für die beabfihtigte Dauer gefegliche Hinderniffe nicht entgegen- 
jtehen. 

3. Junge Leute, welche das militärpflichtige Alter bereits er— 
reicht oder überfchritten haben, dürfen nur für die Dauer der ihnen 
bewilligten Zurüditellung als Schiffer oder als Schiffsleute zur 
Anmufterung zugelaffen werden. 

4. Der Anmufterung folder Leute, welche sich im Befit eines 
ihnen von der Ober- Erfaßfommiffion oder im Auftrage der leßteren 
von der Erſatzkommiſſion vollzogenen und unterftempelten Aus- 
jchließungs-, Ausmufterungs-, Erfaßrefervefcheines zweiter Klaffe - 
oder Seewehrjcheines befinden, oder welche durch Entlaffungspapiere 
nachweifen können, daß fie aus allen Militärverhältniffen ausge- 
jchieden find, jteht aus militärischen Rückſichten fein Hinderniß ent- 
gegen. 

5. Mannfchaften der Neferve, Landwehr und Seewehr, ſowie 
der Erfaßreferve erjter Klaffe find bei Anmufterungen durch die See- 
mannsämter von der Abmeldung beim Bezirksfeldwebel entbunden. 

Von jeder Anmufterung der vorgenannten Mannfchaften, fo- 
wie der vorläufig in die Heimath beurlaubten Rekruten und Frei— 
willigen und der bis zur Entjcheidung über ihr ferneres Militär: 
verhältniß zur Dispofition der Erfagbehörden entlaffenen Mann- 
haften durch die Seemannsämter haben letztere demjenigen Land- 
wehr-Bezirfsfommando, von welchem die Betreffenden kontrolirt 
werden, jofort Mittheilung zu machen, und dabei die Dauer der 
Anmufterung anzugeben. 

6. Mannfchaften, welche zur Dispofition dev Truppen- oder 
Marinetheile beurlaubt find, dürfen ohne befondere Genehmigung 
des zuftändigen Landwehr-Bezirkskommandos weder als Schiffer 
noch als Sciffsleute zur Anmufterung zugelaffen werden. 

7. Bei eintretender allgemeiner Mobilmahung haben alle 
Militärpflichtigen (f. Nr. 1), -fümmtliche Mannfchaften des Beur- 
laubtenftandes der Armee und Marine (Seewehr zweiter Klaffe in- 
begriffen), ſowie die Mannfchaften der Erfaßreferve erſter Klaffe, 


‚König, Konfular » Sandbud, 3. Ausgabe, 20 
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welche ſich auf Sce oder im Auslande befinden, fo fehnell als 
möglich) in das Inland zurüdzufehren und fich beim nächiten Ber _ 
zirksfeldwebel zu melden. j 

Soweit die Mannfchaften dem Beurlaubtenftande der Marine 
(Seewehr zweiter Klaſſe inbegriffen) angehören, kann die Anmeldung 
außer bei dem nächjten Bezivksfeldwebel auch bei den Marine 
Stationsfommandos zu Kiel oder Wilhelmshaven oder bei der Werft - 
zu Danzig erfolgen. 

Die gleiche Verpflichtung zur fofortigen Rückkehr von See 
oder aus dem Auslande liegt, foren bei ausbrechendem Kriege durch 
KRaiferliche Verordnung die Erfaßreferve zweiter Klaffe oder der 
Yandjturm aufgeboten wird, allen hiervon betroffenen Mann: 
ſchaften ob. 

Wer an der pünftlichen Rückkehr verhindert fein follte, bat 
ſich hierüber durch zuverläffige Attefte auszumweifen, widrigenfalls ex 
Strafe nad) der Strenge der Gefeße zu gewärtigen bat. 

8. Da fich wehrpflichtige Deutfche über den Zeitpunkt des 
Eintritt8 in das militärpflichtige Alter hinaus auf fremden Schiffen 
nur dann anmuftern laffen dürfen, wenn fie durch ein Attejt der 
zuftändigen deutschen Behörde (Erſatzkommiſſion oder Seemanns- 
amt) darthun können, daß der Uebernahme des betreffenden Sciffs- 
dienftes von deutfcher Seite fein Hinderniß entgegenjteht, jo haben - 
die Seemannsämter vor Austellung eines derartigen Attejtes ftets 
die Militärverhältniffe der Betreffenden einer forgfamen Prüfung 
zu unterziehen, ingleichen ift das Attejt ftetS mit einem genauen 
Signalement des Inhabers zu verjeben. 

Die in vorjtehender Zufammenitellung enthaltenen Beitimmungen 
find übrigens nicht nur auf die anzumujternden Schiffleute, jondern 
auch auf die anmufternden Schiffsführer zu beziehen. 

Auch wenn der anzumufternde Schiffemann fein Reichsange- 
höriger iſt, kann feine etwaige Militärpflicht in Betracht fommen. 
In der Negel wird der Konful bei der Anmufterung von militär- 
pflichtigen Angehörigen des Landes feines Amtsfiges nicht mitwirken 
dürfen. Den Kaiferlihen Konfuln in Italien, frankreich und Oeſter— 
reich-Ungarn iſt dies ausdrüdlich zur Vflicht gemacht. Aber auch 
die Konfuln in andern Ländern werden dies kraft der Neziprozität zu 
beachten haben, wenn die in Deutichland refidirenden Konfuln des be- 
treffenden Yandes für Schiffe ihrer Nation nur folche Deutfche anmuftern 
dürfen, welche durch ein Atteft der zuftändigen Behörde darthun, daß 
der Uebernahme des betreffenden Schiffsdienites Nichts im Wege fteht. 
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b) Unfelbititändige Perſonen bedürfen zur Uebernahme von 
Schiffsdienten der Genehmigung des Vaters oder Vormundes (vergl. 
bezüglich der Deutjchen SS. 5, 6 der ©. O.). 

e) Wer nad) Inhalt feines Seefabrtsbuchs angemuftert ijt, darf 
auf einem deutfchen Kauffabrteifchiffe nicht von Neuem angemujtert 
werden, bevor er fich über die Beendigung des früheren Dienftver- 
hältmiffes durch den Abmufterungsvermerk im Seefahrtsbuche aus: 
gewiefen bat. Kann nach dem Ermefjen des Seemannsamts ein 
jolcher Vermerk nicht beigebracht werden, fo dient ftatt desfelben, 
jobald die Beendigung des Dienftverhältniffes auf andere Art glaubhaft 
gemacht ijt, ein vom Seemannsamt hierüber einzutragender Vermerk 
im Seefahrtsbuche (F. 8 der ©. D.). Der letterwähnte Vermerk 
wird gegenüber dem entfprechenden Anmufterungsvermerfe unten auf 
©. 9, bezw. 11, 13 u: f. w. des Seefahrtsbuchs, wie folgt, einzu- 
tragen fein: »Die Beendigung des nebenfeitig bezeichneten Dienftver- 

hältniſſes ift gemäß $. 8 der ©. O. glaubhaft gemacht«, und ift 
alsdann der nicht ausgefüllte Vordruck auf der betreffenden Seite- 
zu jtreichen. Vermag der Schiffsmann die Beendigung des früheren 
Dienftverhältnifjes „nicht ordnungsmäßig nachzumeifen, jo darf der 
Konful bei feiner Anmufterung nicht mitwirken. *) 

d) Die Anmufterung von Steuerleuten und Mafchinijten darf 
nicht vorgenommen werden, wenn in Anfehung ihrer Befähigung 
den bejtehenden Vorfchriften (vergl. oben ©. 276) nicht genügt 
ift. Dieſen Vorfchriften zufolge ift e8 erforderlich, daß jedes zur 
großen Fahrt beitimmte Schiff von 212 Kubifmeter oder mehr 
Netto-Raumgehalt einen zur großen Fahrt befähigten Steuermann 
bat, und daß, wenn ein Schiff in großer Fahrt mehrere Steuer- 
leute bat, einer derjelben (dev Oberjteuermann) die Schifferprüfung 
für große Fahrt abgelegt bat. Befindet ſich in folchen Fällen nod) 
fein befähigter Steuermann, bezw. Oberjtenermann unter der 

. Schiffsmannfchaft, fo it die Anmufterung nur zuläffig, wenn dem 
Konſul glaubhaft gemacht wird, daß diefem Mangel noc) rechtzeitig 
werde abgeholfen werden. Dei Nachweis der erforderlichen Be⸗— 
fäbigung der Steuerleute und der Mafchiniften muß durch deutjche 
Befähigungszeugniffe oder Befugnigausweife geführt werden. Der 
Konful wird von diefem Nachweife nur dann abfehen dürfen, wenn 


— ) An manchen Seeplätzen beſtehen unter den dort reſidirenden fremden Konſuln 
reſp. mit den Muſterungsbehörden des Landes Abreden dahin, daß kein Mann ange— 
muſtert wird, der nicht mit einer ſchriftlichen Erlaubniß Seitens ſeines Konſuls ver— 
ſehen iſt. 
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ihm derfelbe bereits in einem früheren Falle erbracht war. Steuer: 
leute ohne deutjche Befaͤhigungezeugniſſe darf der Konſul nicht an— 
muſtern. 

e) Die Arien wird auch unzuläffig fein ‚ wenn etwaige 
gegen den anzumufternden Schiffsmann von einer deutfchen Gerichtd- 
oder ame verhängte Freiheitsbeſchränkungen entgegen: 
fteben. *) 


f) Die Allgemeine Dienst Inftruftion verpflichtet den Konful, 


wenn er in Anfehung der Gültigkeit des Heuervertrages im All 
gemeinen oder rüdjichtlich einzelner darin enthaltenen Beſtimmungen 
wefentliche Erinnerungen findet, feine Mitwirkung bei der Ans 
mufterung bis zur Befeitigung der Anftände zu verfagen. An fid) 
iſt e8 nicht unzuläffig, durch den Heuervertrag civilvechtliche Be— 
ſtimmungen abzuändern, welche: die Seemannsordnung in Bezug 
auf die Beziehungen zwischen Schiffer und Schiffmann enthält. 
Dergleichen Aenderungen dürfen aber nicht ſolche Vorfchriften be- 
treffen, welche, wie 3. B. die SS. 43 und 44 der ©. D. im öffent- 
lichen Intereffe gegeben find. Der Konful wird daher die Aufnahme 
von Vereinbarungen abzulehnen baben, welche dahin abzielen, die 
Größe oder die Einrichtung de3 Logisraumes, auf den die Mann— 
Schaft an Bord des Schiffes nad) dem ürtlichen Nechte des Heimatbs- 
bafens Anfpruch bat, zu verringern, bezw. zu ihrem Nachtheil zu 
verändern. Dasſelbe wird von Vereinbarungen gelten, durch welche 


die dem Schiffsmann für den Tag mindeftens zu verabreichenden 


Speifen und Getränfe zu feinem Nachtheil verringert werden follen. 
Nicht ausgefchloffen find hingegen Vereinbarungen, welche eine Ver— 
mehrung der üblichen oder vorgefchriebenen Speifen oder Getränke 
oder ihren Erfaß duch genügende Aequivalente zum Gegenjtande 
haben.**) Ebenfowenig wird der Konful feine Mitwirkung bei Ver- 
einbarungen ablehnen können, wonach) — abweichend vom $. 59 
der ©. O. — den Schiffsleuten für den Fall ihrer Entlaffung 
wegen Verkaufs des Schiffes im Auslande außer der bereit ver- 





) Vergl. Ziffer 17 der Dienftanweifung für die preußifchen Mufterungäbehärben 
vom 24. Februar 1873. 

) Auf preußifhen Schiffen muß der Fogisraum, mit Ausnahme des Kojen- 
raums, mindeftens 4% Fuß hoch und fo groß fein, daß auf jeden Schiffsmann, ein- 
fchlieflich feines Rojenraums, mindeftens 65 Kubiffuß fommen. Nach einer bremi— 
fhen Verordnung muß der Logisraum für den Mann mindeftens 1,7 Kubikmeter 
betragen, Iweimannsfojen find verboten. Nach $. 108 der ©. O. muß ein Exem— 
plar der für das Schiff über Koft und Logis geltenden Vorfchriften im Volkslogis 
zur jederzeitigen Einſicht vorhanden fein. 
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dienten Heuer nur noc ein einmonatlichev Heuerbetrag als Ent- 
ſchädigung zufteben fol. 

g) Wenn der angemufterte Schiffsmann es verlangt, — aber 
auch nur dann, — bat der Konful einen Vermerk über die An- 
mujterung und über die Zeit des DienjtantrittS in das ibm zu 
diefem Zwecke vorgelegte Seefahrtsbuc des Schiffmanns einzu- 
tragen. Diefer Vermerk wird auf die untere Hälfte der Seiten 8, 
10, 12 u. ſ. w. des Seefabrtsbuchs — dem dort befindlichen Vor- 
zu jeßen fein. Wenn die Darteien den Vor- 
druck auf der oberen Hälfte der betreffenden Seite etwa nicht aus- 
gefüllt haben, jo braucht dies nicht nachgeholt zu werden, vielmehr 
iſt der Vordruck zu ducchjtreichen. 

h) Ueber die bei. den Konfulaten vorgenommenen Anmujte- 
rungen Hi ein ad etwa in jargenper Art, zu a: 
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2. Verfahren der Konfuln bei Abmujterungen. Die 
Abmufterung erfolgt, wenn nicht ein Anderes vereinbart wird, vor 
dem Konful desjenigen Hafens, in welchem das Schiff liegt, und 
nach Verluſt des Schiffes vor demjenigen Konful, welcher zuerjt 
angegangen werden fann. Die Abmufterung ſetzt die vereinbarte 
Beendigung des Dienftverhältniffes voraus und ift nicht mit dieſer 
identifch. Vergl. Entfcheidung des Oberhandelsgerichts vom 3. De 
zember 1875 in der Unterfuhung gegen Sachs (Entjcheid. XVII. 
©. 416). Vor der Abmufterung hat der Schiffer dem abzumuftern- 
den Schiffsmann im Seefahrtsbuch die bisherigen Nang- und Dienit- 
verhältniffe und die Dauer der Dienftzeit zu befcheinigen. Die 
Beſcheinigung muß fich auf diefe beiden Punkte bejchränfen. Jede 
weitere Eintragung, mithin auch die Angabe des Entlaffungsgrundes 
iſt unzuläffig. Namentlich darf fein Vermerk beigefügt werden, 
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welcher in Umgebung der Schlußbeftimmung im $. 17 der ©. ©. 
ſich als ein Führungszeugniß charakterifirt. Hätte 3. B. der Schiffe- 
führer bemerkt: »wegen Defertion entlaffen«, fo würde der Konful 
die Streichung diefer Bemerkung zu veranlaffen und nötbigenfalls 
durch Straffeftfeßung auf Grund der $. 99 Nr. 1, SS. 10, 17, 101 
der ©. D. zu erzwingen, mindejtens aber bis zur Befeitigung der- _ 
jelben feine Mitwirkung bei der Abmufterung zu verfagen haben. 
Die vichtige Faſſung der fraglichen Befcheinigung ergiebt ſich aus 
dem in die Seefabrtsbücher aufgenommenen Formulare dahin: 


»Inbaber bat auf dem Segel-(Dampf-)Sciffe... . . während der 
Reife von....... ndeh in der Zeit vom........ bis 
Bed: [Dienitzeit ... Monate... Tage] ald..... gedient.« 


Auf Verlangen muß der Schiffer dem abzumufternden Schiffsmann 
ein Führungszeugniß ertheilen. Das leßtere darf, wie vorjtehend be- 
merkt, in das Seefahrtsbuch nicht eingetragen werden. Die Unter 
Ichriften des Schiffes unter der Befcheinigung und dem Zeugniß werden 
von dem Konful, vor welchem die Abmujterung ftattfindet, Eoftenfrei 
beglaubigt.*) Verweigert der Schiffer die Ausftellung des Zeugniſſes, 
oder enthält dasjelbe Beichuldigungen, deren Richtigkeit der Schiffs- 
. mann beitreitet, jo hat auf Antrag des leßteren der Konful den Sach— 
verbalt zu unterfuchen und das Ergebniß der Unterſuchung dem Schiffs- 
mann zu befcheinigen. Dieje Unterfuchung it ſummariſch in der nach 
den Umſtänden geeigneten Weiſe, z.B. durch Einſicht des Schiffsjournals 
und der Mufterrolle, nichteidliche Abhörung von Zeugen u. f. w. 
zu führen. Das darüber aufzunehmende Protokoll muß aud) 
ergeben, ob und welche Befcheinigung über das Ergebniß der Unter- 
juchung für den Schiffsmann ausgefertigt worden ift. Die Unter 
fuchung und Beſcheinigung Seitens des Konfuls erfolgt gebührenfrei. 

Die gefchehene Abmujfterung wird von dem Konful in dem 
Seefabrtsbuche des abgemufterten Schiffsmanns und in der Mufter- 
volle vermerkt ($. 20 der ©. O., vergl. oben ©. 309). Bei der 
Eintragung in die Mufterrolle it mit möglichiter Sorgfalt zu 
verfahren, namentlich ift darauf Bedacht zu nehmen, daß Die 
Vor- und Zunamen und die Heimathsorte der betreffenden Seeleute 


) Da das Konfulat diefe Beglaubigung in feiner Eigenfhaft als Seemanns- 
amt bewirkt, jo werden die für Notariatsafte worgefchriebenen Formen nicht An— 
wendung zu finden brauchen, vielmehr wird es genügen, wenn unter die Unterjchrift 
des Schiffers — jobald fi) der Konjul von der Echtheit überzeugt hat — gejeßt 
wird: »Die vorftehende Unterfchrift wird beglaubigt. N. N. den ......... Das 
Seemannsamt. Kaiferliches Ronfulat.« Weral. oben ©. 140. 
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genau und zuverläſſig angegeben werden (Zirkular vom 21. Okto— 
ber 1884). 

Bezüglich der Abmufterungen ift im Einzelnen noch Folgendes 
zu bemerfen. 

a) Nach 8. 104 der ©. DO. iſt der Konful verpflichtet, die güt— 
liche Ausgleichung der zu feiner Kenntniß gebradpten*), zwifchen 
dem Schiffer und den Sciffsleuten bejtehenden Streitigkeiten zu 
verfuchen. Insbeſondere bat derjenige Konful, vor welchem die 
Abmufterung des Schiffsmanns erfolgt, hinſichtlich folcher Streitig- 
feiten einen Güteverfuch zu veranftalten. In einem Falle diefer 
Art ift der Gegenftand, ſowie das Ergebniß des Verfuchs in die 
Abmufterungsverhandlung aufzunehmen. Mißlingt. die Ausgleichung, 
fo genügt ein hierauf bezüglicher kurzer Vermerk; kommt dagegen 
ein Vergleich zu Stande, fo iſt derſelbe vollftändig niederzufchreiben, 
auch das Brotofoll den Varteien zur Anterfchrift vorzulegen und 
auf Verlangen in Abjchrift oder Ausfertigung mitzutheilen. Vergl. . 
auch $. 75 diefes Buchs. 

b) Der $. 64 der ©. DO. beftimmt: »Im Auslande darf der 
Schiffsmann, welcher feine Entlaffung fordert, außer im Falle eines 
Flaggenwechfels, nicht ohne Genehmigung eines Seemannsamtes 
den Dienjt verlaffen«, und ders. 71 ebenda verordnet: »Der 
Schiffer darf einen Schiffsmann im-Auslande nicht ohne Ge- 
nehmigung des Seemannsamtes zurüclaffen. Wenn für den Fall 
der Zurücklaſſung eine Hülfsbedürftigkeit des Schiffsmanns zu be 
forgen ift, fo kann die Ertheilung der Genehmigung davon ab- 
hängig gemacht werden, daß der Schiffer gegen den Eintritt deu 
Hülfsbedürftigkeit für einen Zeitraum bis zu drei Monaten Sicher- 
ftellung leiftet. Die Beltimmungen des $. 103 werden hierdurch 
nicht berührt. « 

Der Wortlaut und die Entjtehungsgefchichte der erjtgedachten 
Geſetzesbeſtimmung ergeben, daß ein Schiffsmann, wenngleich ev 
einen gefeglichen Grund hat, feine Entlaffung zu fordern, doch den 
Dienſt im Auslande nicht verlaffen, alfo nicht abgemuftert werden 
darf, fobald das Seemannsamt (Konfulat) die Genehmigung ver- 
weigert. Die Gründe, welche ein Konfulat bewegen mögen, die 
Abmufterung zu verweigern, können ſehr verjchiedener Art fein, 
3. B. das Schiff kann den Mann, welcher entlafjen. fein will, 
durchaus nicht entbehren oder exfegen u. f. w. 


*) Alſo nicht von Amtswegen. 
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Der $. 71 bezieht fi) auf das fogenannte Abandonniren eines 
Schiffsmanns im Auslande, weldem im öffentlichen Intereſſe durch 
die Mejeggesung dev Seejtaaten von jeher entgegengewirkt iſt. 
(Vergl. oben S.228 und de Elercq, Guide pratique des Consulats, 
Bd. 2.©.147). Es ift in diefem 8. 71 wohl nicht an einen Hall gedacht, 
in welchem der Schiffer überhaupt feinen gefeglichen Grund bat, den 
Schiffsmann zu entlaffen; denn dann würde ja die Entlaffung bei 
dem Widerfpruche des Schiffsmanns ungefeßlid) jein | und der Konful 
würde auf Anrufen des Schiffsmanns (8. 105 der ©. DO.) zu deffen 
Gunſten entjcheiden müfjen. Wielmebr bat der S. 7 einen Fall 
im Auge gebabt, wo der Schiffer einen gefeßlichen Grund bat, 
den Schiffsmann zu entlaffen. Der Konful darf dann feine Mit- 
wirkung zur Abmufterung nicht verweigern. Aber er fann dem 
Schiffer aus Nüdfichten auf das öffentliche ntereffe feine Ge- 
nehmigung zur Surüdlaffung des abgemufterten Schiffemanns 


> 


verfagen. Dieſer Unterfchied ift in Bezug auf die Fortbeziehbung 


der Heuer und die Erfüllung fonitiger aus dem Heuervertrage ſich 
ergebender Verbindlichkeiten von Bedeutung. Aus welden Gründen 
der Konſul die Genehmigung zur ZJurüdlaffung verfagen darf, be- 
jtimmt das Geſetz nicht. Meift wird die Beforgniß, daß der zurüd- 
"zulaffende Schiffsmann bülfsbedürftig werden könnte, für den Konful 
Anlaß zur Verweigerung feiner Genehmigung jein. Im einem 
folchen Falle kann die Genehmigung von Belttllung einer Sicherheit 
abhängig gemacht werden, dergeftalt, daß, wenn der Schiffer die 
Sicheritellung ablehnt, auch die Genehmigung des Konfuls nicht 
erfolgt. Nach dem — nicht mehr in Kraft beitehenden — preußischen 
Geſetze vom 26. März 1864 follte der Konful die Genehmigung 
nur ertbeilen, wenn ein gefeßlicher Grund der Entlaffung vorhanden 
war und der Schiffer den Nachweis führte, daß ein dringender 
Grund vorliege, den Schiffsmann von Bord zu entfernen und daß 
derſelbe dadurch nicht in hülfloſe Lage gerathen werde. Die S. O. 
hat ähnliche Beſtimmungen vermieden, da ſich im Geſetz die Gründe 
des öffentlichen Intereſſes, welche gegen das Zurücklaſſen des Schiffs— 
manns im Auslande ſprechen können, nicht im Voraus ſpezifiziren 
laſſen. Der Konſul hat alſo in jedem einzelnen Falle nach beſtem 
Ermeſſen zu handeln. Er wird z. B. die Genehmigung zur Zurück— 
laſſung des Schiffsmanns verweigern können, wenn die — obwohl 
ſelbſtverſchuldete — Krankheit oder Verwundung des Schiffsmanns 
am Lande vorausſichtlich lebensgefährlich werden würde, wenn ſich 
in dem Hafen des Konſuls vorausſichtlich für den Zurückzulaſſenden 
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feine Gelegenheit zur Verwendung im Schiffsdienft oder zu ſonſtigem 
Verdienit finden wird, wenn der Schiffsmann in der Heimatb zur 
Beitrafung gezogen werden foll und es nicht bedenklich exjcheint, 
denjelben behufs des Transports an Bord zu laffen“) u. f. w. 
Die ©. D. unterjcheidet — abweichend von dem früher in Breußen 
and anderen deutjchen Seejtaaten geltenden Recht — bezüglich des 
Abandonnirens nicht zwifchen deutfchen und ausländifchen Schiffs- 
(euten und ebenfowenig zwifchen den Fällen, in denen der Schiffe- 
mann mit feiner Zurüdlaffung eimverjtanden iſt oder derfelben 
widerjpricht. Sie enthält fich ferner, um das Exrmefjen des See- 
mannsamts nicht zu binden, der Aufitellung von Vorjchriften über 
die von dem Schiffer zu führenden Nachweife. 

e) Bei der Abmufterung bat fich der Konſul — durch Ein- 
ficht der Mufterrolle, Befragung des Schiffers u. f. w. zu ver- 
gewifjern, ob während der Neije eine Geburt oder ein Todesfall 

- eingetreten und ob folchenfalls den Vorfchriften bezüglich des dem 
betreffenden Seemannsamte zu übergebenden Nachmweifes, bezw. des 
Nachlaffes (SS. 52, 53 der ©. D. und SS. 61 ff. des Gefeßes vom 
6. Februar 1875, vergl. oben ©. 130) bereit3 genügt ijt. Event. 
bat der Konful auf Nachholung des Unterlaffenen hinzuwirken. 
Eine der von dem Schiffer zu übergebenden beglaubigten Abfchriften 
der betreffenden Geburts- reſp. Sterbeurfunden bat der Konful 
nach S. 45 des Gefeßes vom 6. Februar 1575 aufzubewahren, die 
andere demjenigen Standesbeamten, in deſſen Bezirk die Eltern des 
Kindes, bezw. der Verjtorbene ihren Wohnſitz haben oder zuleßt 
gehabt haben, Behufs der Eintragung in das Regiſter — und 
zwar in Gemäßheit der allgemeinen Beltimmung in dem Sirfular 
vom 22. Februar 1873 wohl in der Negel diveft zuzufertigen. 

d) Endlich hat der Konful bei der Abmufterung feine Auf- 
merkſamkeit darauf zu richten, ob während der Reiſe ftrafbare und 
ohne Antrag zu verfolgende Handlungen auf dem Schiffe begangen 
worden find. Liegt ein folcher Fall vor, jo muß der Konful, je 
nachdem die Unterfuhung und Entfcheidung ihm zufällt oder nicht, 
jelbjt einfchreiten oder der zuftändigen Behörde unter Ueberweifung 
aller einjchlagenden Vorgänge Anzeige machen. Vergl. unten 8. 76. 








3 *) Bedenklich kann dies beifpielsweife fein, wenn zu befürchten fteht, daß die 
übrige Mannfchaft deshalb meutern werde. In einem ſolchen Fall wird der Konful 
die Zurüdlaffung der betreffenden Leute zu genehmigen und ſich behufs ihrer Be— 
ftrafung mit dem zuftändigen Staatsanwalt in Verbindung zu fesen, diefelben auch 
(egterem zu überſenden haben. 
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e) Auc über die bei dem Konfulate vorgenommenen Ab- 
mujterungen iſt ein Ir zu führen, etwa mit folgenden 
Rubriken: 














Name 
und Unter Heimaths— 










Zahl 





Name 
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Sſcheidungs— hafen bes der ——— 
ji | . 
= galt | . pp abgemufterten 

8 Schiffers. Arte 

E des Schiffs. Schiffsleute. 





3. Nach 8. 21 der ©. DO. iſt jede Muſterrolle nach Beendigung 
derjenigen Reife oder derjenigen Zeit, auf welche die Anmufterungs- 
verbandlung ſich bezieht, dem Konful, vor welchem abgemuftert 
wird, zu überliefern. Letzterer überjendet diefelbe dem Seemanns- 
amt des Heimathshafens (S. 21 ebenda). Die Allgemeine Dienft- 


Inftruftion beftimmt, daß, wenn nicht bejondere Umſtände eine 


Berichterftattung an das Auswärtige Amt erheifchen, dieſe Ueber— 
jendung mittelft direkter Korrefpondenz erfolgen fol. Die Porto— 
foften für die Ueberfendung bat der Nheder zu tragen. Es empfiehlt 
fih, daß der Konful die Sendung franfirt und die erwachjenden 
Portokoſten, welche unfchwer zu berechnen fein werden, von dem 
Schiffer für Nechnung des Rheders einzieht, um — 
zu vermeiden. 


8. 70. 
VI. Mitwirkung der Konfuln zur Wiederergreifung 
defertirter Sciffsleute. 

Die Konfuln find verpflichtet, auf Antrag des Schiffers bei 
den Orts- und Landesbehörden die zur Wiederergreifung deſer— 
tirter Mannfchaften erforderlichen Schritte zu thun ($. 34 des 
Konfulargefeges). Als Deferteur it ein Schiffsmann anzufeben, 


melcher nad) Abjchluß des Heuervertrags dem Untritt oder der 
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Fortſetzung des Dienftes fich wider Wiſſen und Willen des Schiffers*) 
entzieht, alfo namentlich ein Schiffsmann, welcher ſich nicht zu der 
bedungenen Zeit, bezw. jofort nach der Anmufterung an Bord 
einfindet, oder welcher das Schiff ohne Erlaubniß des Schiffers, 
bezw. feines Stellvertreters verläßt, oder über den erhaltenen Urlaub 
entfernt bleibt. Man unterjcheidet die einfahe Entweidhung, 
welche nur einen Vertragsbruc enthält und welche, wenn das Ver- 
tragsverhältniß noch nicht in Wirkfamfeit getreten war, mit Geld— 
jtrafe bis zu 60 .M., wenn aber die Entweichung nach Antritt des 
Dienjtes ftattfand, mit Geldjtrafe bis zu 300 A. oder Gefängnif- 
ftrafe bis zu drei Monaten bejtraft wird ($. SI Abſatz 1 und 2 
der ©. D.), und die qualifizirte Entweichung, welche jtattfindet, 
wenn der Schiffsmann ‚bereits Heuer erhalten bat, alfo fich eines 
jtrafbaren Eigennußes jchuldig macht. Eine jolche Defertion wird 
nad) S. 298 des Strafgeſetzbuchs mit Gefängniß bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 
Der Schiffer kann einen Schiffsmann, welcher nach der An— 
muſterung dem Antritt oder der Fortſetzung des Dienſtes ſich ent— 
zieht, zur Erfüllung ſeiner Pflicht durch das Seemannsamt zwangs— 
weiſe anhalten laffen (SS. 28 — 30 der ©. D.). Der Zwang findet 
nur jtatt, wenn der Schiffsmann ſich der ihm obliegenden Bflicht 
entzieht. Er ift alfo namentlich ausgefchloffen, wenn die Verfagung 
des Antritts oder der Fortſetzung des Dienftes aus einem als 
gerechtfertigt anzufehenden Grunde erfolgt. Behauptet der angebliche 
Deferteur, daß er gefegliche Gründe habe, den Dienft nicht anzu- 
treten, bezw. denjelben nicht fortzufegen, fo wird der Konful zu- 
nächjt nach 8. 104 der ©. D. die gütliche Ausgleihung des Streits 
zu verfuchen, und, wenn eine folche nicht zu Stande kommt, vor- 
läufige Entjcheidung zu treffen und diefe zu volljtreden haben 
($. 105 der ©. O.). Beſtreitet aber der Schiffsmann feine Wer- 
pflihtung nicht oder hält fich Dderfelbe verborgen, fo tritt das 
Swangsverfahren ein, ausgenommen, wenn in leßterem Falle aus 
den eigenen Angaben des Schiffers hervorgeht, daß. der Schiffsmann 
auf Grund der SS. 54 ff. und SS. 61 ff. der ©. O. berechtigt war, 


*) Das Reichs - Oberhandelsgericht hat in einem Falle, wo der Schiffer renitenten 
Schiffsleuten durch Ausftellung eines Paſſirzettels die Möglichkeit gewährt hatte, das 
Schiff zu verlaffen, das Vorhandenfein der Defertion verneint, weil man in diefem 
Falle nicht jagen könne, daß die Sciffsleute ohne Vorwiffen des Schiffers vom 
Schiffe entwichen, d. 5. dejertirt feien. Vergl. Urtheil vom 14. Dezember 1871 
- in Sachen Bergmann contra Schütt und Wfanmenftiel; Entfcheidungen IV. ©, 292, 
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feine Entlaffung zu fordern. Abgeſehen von einer foldhen Aus— 
nahme nimmt der Konful mit dem Schiffer ein Protokoll auf, 
welches nad) der Allgemeinen Dienjt- Inftruftion entbalten muß: 

l. den Namen (Heimatbsbafen, AUnterjcheidungsfignal) des 
Schiffs, die Namen des Schiffers und des Rheders; 

2. Namen und Signalement des veflamirten Schiffsmanns. 
und die Angabe, in welcher Weife bewiejen werden fann, 
daß derfelbe zur Mannfchaft des Schiffes gehört hat. Wie 
diefer Nachweis zu führen ift, darüber entjcheiden die 
Yandesgefege. Meiſtens gelten die Schiffsregifter, die Mufter- 
rolle oder andere amtliche Dokumente, wenn fie im Original 
oder in beglaubigter Abjchrift vorgelegt werden, als ge 
nügende Beweismittel. , Zumeilen muß das Auslieferung 
gefuch noch durch einen Eid bekräftigt werden; 

3. die Erklärung des Schiffers, dat er alle durch das Refla- 
mationsverfabren entjtehenden Kojten tragen wolle. 

MWeigert fi) der Schiffer, dieſe letztere Zuficherung zu geben, 
fo bat fich der Konful jedes weiteren Einfchreitens zu enthalten. 
Erklärt fi dagegen der Schiffer zur Koftentragung bereit, fo 
wendet fich der Konful fchriftlih an die zujtändigen Ortsbehörden 
“mit dem Erfuchen, die Ausmittelung, Ergreifung und Verhaftung 
des Deferteurs zu bewirken. Ein Verzeichniß derjenigen Staaten, 
mit denen Deutfchland vertragsmäßige Abmachungen über die Mit- 
wirkung der Landesbehörden zur Verfolgung und Zurüdführung 
entwichener Seeleute an Bord getroffen batz. findet fi) in dem 
oben ©. 220 erwähnten Handbuche für die deutfche Handelsmarine 
in der Ausgabe für 1884 ©. 11. 

Nach völferrechtlihen, in Staatsverträgen meiſt ausdrücklich 
anerkannten Grundfägen werden Deferteure, welche Angehörige 
de8 Landes find, in welches fie entlaufen, nicht ausgeliefert. Ebenſo 
wird die Auslieferung eines Deferteurs von den Ortsbehörden ‚mit 
Necht beanftandet, wenn derfelbe am Lande eine ftrafbare Hand— 
(ung begangen haben follte. In einem folhen Falle pflegt Die 
Auslieferung bis dahin hinausgefchoben zu werden, daß die zu- 
jtändigen Gerichte über die Sache erkannt haben und die Strafe 
vollitredt ift. 

Die koftenfreie Mitwirkung der Landesbehörden kann in 
der Negel nicht verlangt werden. Daher muß der Schiffer auf 
Verlangen einen Koftenvorfhuß leiſten, widrigenfalls die Rekla— 
mation nicht weiter betrieben wird. 
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MWenn der Deferteur fein Landesuntertban, aber auch fein 
Neichsangehöriger ift, fondern einem dritten Staate angehört, oder 
wenn der Deferteur ficd) auf das Schiff eines folchen dritten Staats 
geflüchtet hat, fo iſt erforderlichen Falls die Hülfe des betreffenden 
Konfuls nachzufuchen. 

Wird ein reflamirter Deferteur ergriffen und dem Konful aus: 
geliefert, fo übergiebt diefer ihn dem Schiffer gegen Erftattung der 
Koften. Beſteht Gefahr, daß der Deferteur von Neuem entläuft, 
fo werden die Lokalbehörden zu erfuchen fein, ihn fo lange in Ge- 
wahrfam zu halten, bis das Schiff fegelfertig iſt. Will der Schiffer 
den Deferteur nicht wieder annehmen, verlangt aber dennoch deffen 
Anbaltung und Zurückſendung in die Heimath auf Koften der 
NRhederei, fo bat der Konful diefem Antrag zu genügen. Ebenfo 
tritt die Nüdfendung des Deferteurs in die Heimath auf Kojten 
der Mhederei ein, wenn der Schiffer inzwifchen abgejegelt ift, ohne 
feine Reklamation zurüdgenommen zu baben. Desgleichen, wenn 
der inzwifchen abgejegelte Schiffer zwar die Reklamation zurücd- - 
genommen bat, der Konful aber den Verhältniffen nad) nicht 
mehr auf die Auslieferung verzichten kann, fondern den einmal rekla— 
mirten Deferteur von den Landesbehörden übernehmen muß. Die 
Ortsbehörden halten in der Negel den ergriffenen Deferteur auf 
Requifition und auf Koften des Konfuls fo lange in gefänglichem 
Gewahrſam, bis der Konſul Gelegenheit findet, ihn fort zu fenden. 
Doch wird verlangt, daß die Haft nicht über zwei oder Drei 
Monate Ddauere, in manchen Ländern bejteht eine noch Fürzere 
Frift, nad) deren Ablauf der Deferteur in Freiheit gefeßt wird, 
ohne daß er wegen derfelben Urfache noch einmal verhaftet werden 
fönnte. 

Unter den Schiffsführern ift vielfach die Anficht verbreitet, 
daß Die im Stich gelaffenen Heuerguthaben entwichener Seeleute 
dem Schiff verfallen. Der $. 82 der ©. DO. bejtimmt jedoch, daß 
mit der Heuer des entwichenen Schiffsmanns, foweit diefelbe nicht 
zur Dedung der Schadensanfprüche des Nheders aus dem Heuer- 
vertrage in Anfpruch genommen wird, nah Maßgabe der Vor— 
ſchrift im 8. 107 desfelben Gefeßes verfahren werde, d. h. daß die 
fraglichen Beträge der Seemannsfaffe, beziehentlich der Ortsarmen- 
faffe des Heimathshafens des Schiffes zuflieffen -follen. Da das 
Seemannsamt des Heimathhafens nicht in der Lage ift, die Beob— 
achtung diefer Gefegesbeftimmung zu Eontroliven, wenn das Schiff, 
wie häufig gefchieht, exit nad Verlauf von Jahren feit der Ent- 
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weichung in den Heimathshafen zurückkehrt oder gänzlich im Auslande 
verbleibt, jo find durd) Zirkular vom 25. Auquft 1883 die als Ser _ 
mannsämter fungivenden Kaiferlichen Konfulate angewiefen worden, 
jobald ein deutjcher Schiffsführer bei ihnen die Entweichung eines 
Schiffsmanns meldet, ibn auf die in Nede ftehende Vorfchrift der 
S. 0. aufmerffam zu machen und darauf zu halten, daß er den 
nach Abzug des glaubhaft nachgewiefenen Schadenserfaganfpruches. 
des Schiffs fich ergebenden etwaigen Ueberſchuß des von dem Ent- 
wichenen im Stich gelaffenen Heuergutbabens bei dem Konfulate 
deponire. Die fraglichen Beträge find der zuftändigen Heimaths— 
behörde zur weiteren Veranlaffung nad) Maßgabe des 8. 107 der 
S. O. zuzuführen und können zu diefem Zwed der Legationskaffe 
mittelft Abrechnung oder auf ſonſt geeignetem Wege überwiefen 
werden. 

In Bezug auf die Art in MWeife der Heimfendung, fowie in 
Bezug auf Die für den Transport zu bewilligende Entſchädigung 
finden im Allgemeinen die Vorfchriften wegen Seimfchaffung hülfs— 
bedürftiger Seeleute Anwendung, wobei jedoch in Betracht fommt, 
daß der Schiffsführer nach S. 3 Siffer 2 des Gefeßes vom 27. De 
zember 1872 nicht verpflichtet werden kann, wider feinen Willen 
„einen Deferteur in die Heimath zu befördern. 

Von dejertirten Matrofen, welche der Schiffer, obwohl im - 
Hafen anweſend, nicht reklamirt hat, ingleichen von ſolchen, welche 
ſchon vor längerer Zeit irgendwo. deſertirt oder vagabondirend oder 
im fremden Schiffsdienſt in den Amtsbezirk des Konſuls gekommen 
find, bat der Konſul von Amtswegen feine Notiz zu nehmen. 
Wird ein nicht veflamirter Deferteur von den Lokalbehörden er- 
griffen und dem Konful vorgeführt, fo bat leßterer zwar diejenigen 
Notizen über denfelben, welche die inländifchen Behörden inter- 
eſſiren können, aufzunehmen und darüber der Regierung des- 
jenigen Staats, welchem das Schiff angehört, Bericht zu erftatten, 
deffen Uebernahme aber, wenn fie ibm angefonnen wird, abzu- 
lehnen, es fei denn, daß ſich Gelegenheit fände, denſelben unent- 
geltlich auf einem deutfchen Schiffe unterzubringen. 

Bei der befonderen Aufmerkfamfeit, welche die Neichsregierung 
der Heranbildung und Erhaltung einer den Bedürfniffen der deutfchen 
Handeldmarine genügenden Zahl von Seeleuten widmet, bat die 
felbe auch jtatiftifche Erhebungen über die Entweihhungen von deutjchen 
Kauffabrteifchiffen angeordnet. In Folge deifen haben die als See- 
mannsämter fungivenden Konfulate jährlich fpäteftens am 1. Fe— 
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bruar PVerzeichniffe der in ihren Bezirken im Jahre vorher von 
deutfchen Kauffabrteifchiffen entwichenen Seeleute dem Auswärtigen 
Amte einzureichen. E3 ift dazu durch Zirkular vom 15. April 1880 
das auf der folgenden Seite abgedrudte Formular vorgefchrieben. 

Durch Sirkular vom 17. Auguft 1883 ift zur VBefeitigung 
von Zweifeln beitimmt, daß in diefe Leberfichten fammtliche zur 
Kenntniß des Konfulats gelangenden Fälle diefer Art, einfchließlid) . 
derjenigen aufzunehmen find, in welchen ein Schiffsmann fich der 
Erfüllung des Heuervertrages entzieht, ohne den Dienft an Bord 
des Schiffes angetreten zu haben. Letzteres erſchien erforderlich, 
weil e8 darauf ankommt, über alle Defertionen von Schiffsmann- 
fchaften eine Ueberſicht zu gewinnen. 

Falle im Laufe eines Jahres Defertionsfälle bei dem Konfulate 
nicht zur Anzeige gelangt find, fo ift diefe Thatfache mitteljt befon- 
deren Berichts dem Auswärtigen Amte anzuzeigen. 


87T. 
VIH. Einfegung eines Schiffsführers. 

Der Konful kann, wein e8 die Sicherheit de8 Schiffs oder 
der Mannfchaft erfordert, den Führer eines deutfchen Kauffahrtei- 
fchiffes abjegen und einen andern Kapitän beitellen. Vergl. unten 
8.76, 1.b. Auch wenn der Schiffer. durch Krankheit oder andere 
Urſachen verhindert wird, das Schiff zu führen und in einem folchen 
Falle dev ibm im Artikel 483*) des H. G. B. auferlegten Pflicht, 
für einen Stellvertreter zu forgen, nicht nachkommt, wird der Kon- 
ful in der Lage fein, einen Schiffsführer einzufeßen. Gleiches gilt, 
wenn der Kapitän eines deutfchen Rauffahrteifchiffes im Amtsbezirfe 
des Ronfuls ſtirbt. Bei der Negelmäßigkeit und Schnelligkeit der 
Poſtverbindungen, bei der Ausdehnung der Telegraphenlinien wird 
der Konſul öfter als in früherer Zeit Gelegenheit haben, fich in 
derartigen Fällen mit dem Rheder, bezw. dem KRorrefpondentrheder 
des Schiffes in Verbindung zu fegen und deffen Beltimmung ein- 


*) In demfelben heißt es: »Auch wenn er (dev Schiffer) durch Krankheit oder 
andere Urfachen verhindert ift, das Schiff zu führen, darf er den Abgang oder die 
Meiterfahrt desfelben nicht ungebührlich aufhalten; er muß vielmehr, wenn Zeit und 
Umſtände geftatten, die Anordnung des Nheders einzuholen, diefem ungefäumt die 
Verhinderung anzeigen und für die Zwifchenzeit die geeigneten Vorkehrungen treffen, 
im entgegengefeßten Fall einen anderen Schiffer einfegen. Für diefen Stellvertreter 
ift er nur infofern verantwortlid, als ihm bei der Wahl desfelben ein Verſchulden 

zur Laſt fällt.« 
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zubolen. Iſt leßteves nicht möglich, auch ein Vertreter des Rheders, 
bezw. Korrefpondentrheders nicht am Orte anmwefend, jo bat der 
Konful in Gemäßbeit der ibm im 8. 35 des Konfulargefeßes bei- 
gelegten Befugniß auf den Antrag der Betheiligten (der Mann— 
ſchaft, Befrachter, Ablader) für die Beitellung eines neuen Schiffers 
Sorge»zu tragen. Der Konful ift dann als dev gefegliche Vertreter 
des Nheders anzufebn. Das 9. 6. B. enthält in diefer Beziehung 
feine Beftimmungen, weil man der Anficht war, daß Ddiefe Frage 
nicht in das 9. G. B. gehöre. Nach der Allgemeinen Dienft-Inftruf 
tion muß der Konful zunächit verfuchen, einen mit dem vorjchrifts- 
mäßigen Befähigungszeugniffe einer inländischen Behörde verfehenen 
Deutfchen zu gewinnen, und fich bemühen, den neuen Schiffsführer 
mindeitens unter denfelben Bedingungen wie den bisherigen Kapitän 
zu engagiven. Gewöhnlich wird der erſte Schiffsoffizier (Steuer- 
mann) zu wählen fein. Derjelbe bat, wenn biexbei über feine Ent- 
ſchädigung nichts bejtimmt it, Anspruch auf eine event. vom Richter 
feftzufegende Schiffergage an Stelle der bis dahin von ihm bezogenen 
Heuer (Entſcheidungen des Oberhandelsgerichts 22. Bd. S. 45). Iſt 
ein geprüfter deutjcher Schiffer nicht zu finden, jo ift ein J— 
einzuſetzen, über deſſen Snalififation der Konful fi ſonſt (z. B 

durch eine Seitens anderer, im Hafen anmejender Kapitäne abzu- 
haltende Brüfung) hinreichende Gewißheit verfchafft hat. Iſt auch 
eine folche Perſönlichkeit am Orte nicht zu ermitteln, jo wird dem 
Konful Nichts übrig bleiben, als entweder das Schiff bis zum 
Eintreffen der Beitimmung des Rheders ſtill ‚liegen zu laffen und in- 
zwifchen thunlichſt für die Sicherheit von Schiff und Ladung zu forgen 
oder einen Schiffsführer von auswärts durch Vermittelung eines be- 
nachbarten deutfchen Konfulats oder eines Agenten kommen zu lafjen. 

Von den in Bezug auf die Einfeßung eines neuen Schiffers 
getroffenen Mafregeln ift Der Nhederei oder der Negierung des 
Staats, welchem das Schiff angehört, Kenntniß zu geben. 

Der Konful wird gut thun, den von ihm eingefegten Schiffer 
mit den Beltimmungen -des Handelsgeſetzbuchs im dritten Titel des 
fünften Buchs bekannt zu machen. Diefer Titel handelt freilich 
zunächit nur von dem durch den Rheder angejtellten Schiffer, immer 
hin wird der vom Konful beitellte Schiffer in den Vorfchriften des 
bezeichneten Titels Anhaltepunkte für die Dflichten und Rechte feiner 
Stellung finden, zumal der Konful in einem ſolchen Falle als der 
gefegliche Vertreter des Rheders anzufehen iſt (vergl. Entſcheidungen 
des Reichsoberhandelsgerichts 22. Bd. ©. 47). 


König. Konfular- Handbuch, 3. Ausgabe. 21 
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IX. Mitwirkung der Konfuln bei ſeeamtlichen Unter— 
fuhungen. 

Die Konfuln find in ihrer Eigenſchaft als Seemannsämter 
berufen, bei Ausführung des Gefeges vom 27, Juli 1877 (f. oben 
S. 280) mitzuwirken. Sie haben von den zu ihrer Kenntniß ge 
langenden Seeumfällen ungefaumt Anzeige zu machen ($. 14 des 
Geſetzes), zur vorläufigen Feititellung des Thatbeſtandes diejenigen 
Ermittelungen und Beweiserhebungen vorzunehmen, welche feinen 
Auffchub dulden (S. 15), den Seeämtern und dem Ober-Seeamt 
innerhalb. ihrer Zuſtändigkeit Nechtshülfe zu gewähren ($$. 26, 30), 
insbefondere die Zuſtellung der feeamtlichen Urtheile zu vermitteln 
und in der Beſchwerde-Inſtanz mitzuwirken ($. 28). 

1. Das Gefeß enthält eine Definition des Ausdruds Seeunfall 
nicht. Nach der Auffaffung des Ober-Seeamts*) ift darunter nicht 
blos eine ſolche Beſchädigung zu verftehen, über welche Verflarung 
abzulegen ijt, der Ausdrud umfaßt vielmehr alle Unfälle, welche 
einem Seefchiffe oder einer dazu gehörigen Derfon oder Sache be- 
gegnen. Gegenitand der £onfularifchen Anzeige — bezw. Ermittelung 
und Beweiserhebung — ift auch jedes, an Bord eines deutichen See— 
fchiffes im Zuſammenhange mit der Ausübung der Seefchifffahrt 
fich zutragende Ereigniß, welches den Verluft von Menfchenleben im 
Gefolge bat. Hierher gehört: Sturz vom Majte, Ueberboröfallen, 
Verunglüdung bei der Mafchine auf Seedampfichiffen u. ſ. m. 

Der Reichskanzler hat fich in diefer Beziehung in einem Spezial- 
falle wie folgt ausgefprochen: 

»Das Geſetz vom 27. Juli 1877 bezwedt Unterfuchung der 
Seeunfälle im nterreffe des öffentlichen Wohle. Die Aufnahme 
einer Verklarung ift dagegen nur für die civilvechtlichen Folgen der- 
artiger Ereigniffe von Erheblichkeit. 

Ob im gegebenen Fall ein für das Schiff nachtheiliges Ereigniß 
als Seeunfall im Sinne des Gefeges zu betrachten fei, läßt fich daher 
feineswegs danach beurtheilen, ob die Aufnahme einer Verklarung 
nach Lage der Umſtände erforderlich oder entbehrlich war. Fälle, 
in denen die Verlautbarung eines ſolchen Aftes den Betheiligten 
vielleicht als überflüffig erfcheint, Eönnen vielmehr unter Umftänden 


*) Seit 1879/80 werden von dem Neichsamt de3 Innern die Entfheidungen 
des Ober- Seeamts und der Seeämter herausgegeben. Erſchienen find bis jegt 4 Bände 
und Theile des 5. Bandes, r 
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eine feeamtliche AUnterfuhung nötbig machen, - z. B. wenn, troß 
glüclicy abgewendeter Schädigung für Schiff und Ladung, bei dem 
Ereigniffe Menfchenleben verloren gegangen oder erhebliche Mängel 
in Führung und Ausrüftung des Schiffes oder im Zuſtande des 
Fahrwaſſers und der der Schifffahrt dienenden örtlichen Einrichtungen 
hervorgetreten find. Umgekehrt find aber auch folche Fälle denkbar, . 
in denen wegen elementarer, ‚dem Schiffe erwachfener Nachtbeile 
Verflarung abgelegt wird, z. B. wegen Verzögerung der Reife durch 
widrigen Wind, ohne dab genügender Anlaß vorliegt, den Sad) 
verhalt zum Gegenjtand einer jeeamtlichen Unterfuchung zu machen. 

Entjcheidend in allen Fällen ijt allein, ob angenommen werden 
kann, daß e8 im öffentlichen Intereſſe liegt, die Urſache des Unfalls 
aufgeklärt zu ſehen, damit einer Wiederholung derartiger Vor— 
fommniffe möglichit vorgebeugt werden könne. 

Ueber Einleitung oder Nichteinleitung der Unterfuhung haben 
zwar ausfchließlic Die zuftändigen einbeimifchen Behörden zu be - 
finden. Für die den Konfulaten als Seemannsämtern nad) SS. 14 
und 15 des Gejeßes obliegenden Pflichten der Anzeige und vor- 
läufigen Beweisaufnahme erfcheint aber jedenfalls eine möglichft 
ausgedehnte Auslegung des Wortes »Seeunfall«e geboten, denn was 
in diefer Richtung etwa zuviel gefchieht, kann nicht in Betracht 
fommen gegen die Nachtheile, welche erwachjen können, wenn ein 
vom Standpunkte des öffentlichen ntereffes bedeutfamer Fall der 
Prüfung durch die zuftändige Behörde vorenthalten bleibt. 

Das Konfulat wird fich der Anzeigepflicht und der Vornahme 
der im 8. 15 des Gefeßes gedachten vorläufigen Feititellungen auch 
dann nicht für überhoben anfehen können, wenn die Umſtände dafür 
zu fprechen fcheinen, daß das Ereigniß lediglich) durch elementare 
Gewalt herbeigeführt worden fe. Denn ob dies anzunehmen oder 
ob nicht vielmehr perfönliches Verfchulden Seitens Eines der Be 
theiligten wenigitens mitwirfend gewesen fei, dies zu ermeffen ift 
Sache des Seeamts, welchem die Eritfcheidung darüber anheim geftellt 
und durd die im $. 14 und 15 gedachten ah ah 
allererit ermöglicht werben joll.« 

Diefer Beſcheid it den Eonfularifchen Seemannsämtern durch 
Sirkular vom 25. Auguft 1883 zur Nachachtung mitgetheilt worden. 
— Ein Sirkular des Reichskanzlers vom 23. November 1877 
(Centralblatt S. 634) hat angeordnet, daß die über Seeunfälle 
deutſcher Kauffahrteifchiffe im Auslande von den Konfuln zu er- 
ſtattenden Anzeigen in jedem einzelnen falle ohne Verzug an das 

BIT, 
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Auswärtige Amt Behufs Weiterbeförderung an die zuftändige Be 
hörde einzureichen find. Das Zirkular vom 20. August 1883 rügt, 
daß dieſe Anzeigen öfters ganz unterblieben oder ohne Noth verzögert 
worden find und fchärft die ungefäumte VBerichterftattung ein. 

2. Der $. 15 des Seeunfallgefeßes bejtimmt: »Die deutfchen 
Seemannsämter im Auslande (Konfulate) haben, fobald fie von 
einem Seeunfalle Kenntniß erlangen, zur vorläufigen Feſtſtellung des 
Ihatbejtandes diejenigen Ermittelungen und Bemeiserhebungen vor- 
zunehmen, welche feinen Auffchub dulden.« Das Zirkular vom 
23. November 1877 Eonitatirt, daß bierbei die Konſuln befugt 
jind, die vernommenen Zeugen und Sachverjtändigen zu vereidigen, 
auch wenn ihnen im Uebrigen die Ermächtigung zur Abhörung von 
Zeugen und zur Abnahme von Eiden (j. oben ©. 183) nicht er- 
theilt ift. 

1. Die fraglichen Erhebungen*) haben ſich auf die vorläufige, 
einen Aufſchub nicht duldende Feititellung des Ihatbeitandes zu be- 
ſchränken. Eine folche Feſtſtellung it vorzugsweiſe dann erforderlid), 
wenn der Seeunfall die Abmufterung der gefainmten Befagung — wie 
namentlich bei gänzlichem Werluft des Schiffes — oder derjenigen 
Derfonen- desfelben zur Folge hat, deren Ausjagen für die feeamtliche 
Unterfuchung von Erheblichfeit fein fönnen; ingleichen, wenn das 
Schiff, obne feine Bemannung zu wechleln, ‚die Reife zwar fortjeßen 
kann, nad) dem Ziel der Reife indeffen angenommen werden muß, daß 
die betreffenden Perſonen der Befagung in naber Zeit von dem zu— 
jtändigen deutfchen Seeamt nicht werden vernommen werden fönnen. 

u. Zum Zwecke der dem Konful obliegenden eititellung find 
in erſter Linie der Schiffer und der Steuermann [und der Mafchinift] 
und zwar uneidlich, fodann aber auch diejenigen Leute der Beſatzung, 
welche zur Sache Erhebliches aus eigener Wiſſenſchaft befunden 


fönnen, — leßtere, wenn befondere Bedenken nicht entgegenftehen, 
eidlich ; endlich aber, was befonders zu beachten, auch folche. dritte 
Derfonen, — wie Lootſen, Hafenbeamte, Baflagiere, Führer und 


Mannfchaften anderer Fahrzeuge — zu vernehmen, deren Zeugniß 
nach Lage des Falles in Betracht kommen fann, die gedachten dritten 
Verfonen je nad Bewandtniß mitteljt Erſuchens der zuftändigen 
Behörde, doch, wenn thunlich, im Beifein eines Vertreters des 
Konfulates. 


*) Das Folgende ift mit Ausnahme der [eingeflammerten] Zuſätze aus dem 
Zirkular vom 20. Auguft 1883 wörtlidy entnommen. 
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m. Sämmtliche Zeugen und Auskunftsperfonen find einzeln 
und gefondert zu vernehmen. Die gleichzeitige Vernehmung der 
ganzen Schiffsbefagung in der Weife, daß der Schiffer in Gegen- 
wart der Uebrigen feine Ausfage abgiebt und dann die legteren 
gefragt werden, ob fie die Angaben des erjteren als richtig anerkennen, 
it unbedingt unzuläflig. 

[ES ijt bei Aufnahme von Verklarungen ein weit verbreiteter 
Gebrauch, nach Vorlefüng der betreffenden Stelle des Schiffsjournals 
bezw. der Ausfage des Kapitäns an die übrigen Ausfunftsperfonen 
einfach die Frage zu richten, ob fie die Nichtigkeit der erwähnten 
Thatfachen anerkennen. Meiftens wird eine bejahende Antwort er- 
folgen, welche indefjen — weil nicht unabhängig abgegeben — nicht 
immer die Ueberzeugung gewähren fann, daß die Ausfunftsperfonen 
das, was fie befunden, wirklich aus eigener Erinnerung ausfagen. 
Ein folches, auch bei Verklarungen nicht unbedenkliches Verfahren 
iſt bei dem auf Seeunfälle ſich beziehenden Ermittelungsverfahren 
unzuläfjig. Denn bei dem legtgedachten Verfahren haben die Aus- j 
funftsperfonen den Charakter wirklicher Zeugen, während fie bei 
Verklarungen gewiffermaßen als Eideshelfer des Kapitäns angefehen 
werden fünnen, welche die Glaubwürdigkeit feiner Bekundung be 
kräftigen. In dem Seeumfallsverfahren muß daher jede Auskunfts— 
perfon veranlaßt werden, eine Erzählung des Hergangs, wie er ſich 
der Erinnerung des Befragten nach zugetragen hat, zu geben. 
Daran baben fich, wenn nöthig, eingehende Fragen über alle Um— 
ſtände det Falls zu jchließen]. 

Beeinfluffungen der Mannichaft, befonders durch Vorgefeßte, 
find thunlichit zu verhindern, oder Falls fich foldhe ergeben, ſorg— 
fültig zu £onftatiren. Wenn zwifchen den einzelnen Ausfagen ein 
Widerſpruch fich Herausitellt, fo it der leßtere unter Gegenüberjtellung 
der beireffenden Perſonen möglichſt aufzuklären. 

[Ueber das Verfahren bei Vernehmung und Vereidigung von 
Zeugen f. oben ©. 185. Der Zeugen- und — 
lautet auch in Seeunfallsſachen wie dort angegeben]. 

ıv. Die Vernehmung erfolgt auf Grund des Schiffsjournale. 
it dasfelbe verloren gegangen oder nicht vorfehriftsmäßig geführt, 
oder ergeben ſich Zweifel an der Volljtändigkeit oder Genauigkeit 
der bezüglichen Eintragungen, fo find die Zeugenvernehmungen 
befonders eingehend und forgfältig zu bewirken und die Umrichtig- 
feiten des Journals ausdrüdlich feitzuftellen. Zugleich it, wenn 
ſolche Umrichtigkeiten fi ergeben, zur Verhütung nachträglicher 
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Aenderungen des Journals von den bezüglichen Eintragungen Ab— 
Schrift zu fertigen und das Journal abzuichließen. 

v. Hat ein Zuſammenſtoß eines deutichen Schiffes mit einem 
ansländifchen Schiffe ftattgefunden, fo ijt mitteljt Exfuchens der 
zuftändigen Behörde eine Vernebmung der Befagung auch Diejes 
legten Schiffes womöglich herbeizuführen, wenn thunlich in Gegen- 
wart eines Vertreters des Konfulats. Falls zwifchen den Ausfagen 
dev Befagungen der beiden Schiffe wejentliche Abweichungen ſich 
ergeben, iſt auf Gegenüberftellung und nocmalige Abbörung der 
ſich widerjprechenden Perſonen binzuwirfen. 

vı. Zum Defteren wird die vorläufige Feititellung des That— 
beitandes nicht auf die vorgedachten Vernehmungen befchränft werden 
dürfen, ſondern auf weitere Ermittelungen zu eritreden fein. Zur 
Feſtſtellung des objektiven Ihatbeftandes iſt bei Strandung oder 
ſonſt erheblicher Beichädigung des Schiffes, oder wenn deſſen See 
tüchtigkeit in Frage kommt, der Schiffskörper unter Zuziebung eines 
Sachverftändigen zu befichtigen und der Befund genau zu verzeichnen. 

[It ein Schiff der Kaiferlichen Marine im Hafen, fo wird der 
Konful den Kommandanten um Bezeichnung von Sacverjtändigen 
erfuchen können, oder e8 werden die am Platz etablirten Bejchauer 
“ und fonjtigen Sacverjtändigen oder etwa ammefende erfahrene 
Schiffsführer zuzuziehen fein]. j 

In Strandungs- und überhaupt in folhen Fällen, wo örtliche 
und elementare Verhältniffe eingewirkt haben, find diefe Verhältniffe, 
alfo namentlich die Witterung zur Zeit des Unfalls, die Yage und 
Beichaffenbeit der Lofalität, wo derfelbe ſich ereignet hat u. f. w., 
event. mit Hülfe der Lofalbehörden, zu ermitteln und anzugeben. 

Im Einzelnen haben die gedachten Exrmittelungen und 
Beweiserhebungen auf folgende Punkte ſich zu richten: 

1. Name und Unterfcheidungs-Signal des Schiffes; 

2. Name und Wohnort des Sciffers, ſowie der übrigen 
zur Schiffsbefagung gehörigen Derfonen, unter Bezeichnung ihrer 
Funktionen und ferner fummarifche Angabe der etwa an Bord be- 
— Paſſagiere; 

. Art und Beſchaffenheit, Gewicht und Stauung der Ladung. 
Wenn Grund zu der Annahme vorliegt, daß eine Ueberladung des 
Schiffs oder die mangelhafte Stauung der Ladung den Seeunfall 
verurſacht oder mit dazu beigetragen hat, ſo iſt bei Erledigung 
dieſes Punktes mit beſonderer Sorgfalt zu verfahren; 

4, Tiefgang des Schiffes bei Antritt der legten Reife; 
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5. Seetüchtigkeit des Schiffs bei Antritt der letzten Meife. 
In diefer Hinficht ift namentlicy feitzuftellen, event. unter Befich- 
tigung des Schiffes durch Sachverftändige: ob und in welcher Zeit das- 
jelbe in legter Zeit Waffer gemacht hat, ferner ob eine Beſchädigung 
des Schiffes ftattgefunden hat, ehe die letzte Reife angetreten wurde; 

6. Verlauf der Reife bis zum Seeunfall unter Angabe des 
Abgangs- und Beitimmungortes. Es kommt hier befonders darauf 
an, feitzuftellen, in welcher Weife das Schiff in der legten Zeit 
vor Eintritt des Seeunfalld navigirt worden ift. Dabei find die 
bezüglichen Eintragungen des Schiffjournals auf ihre Vollitändigkeit 
und Zuverläfjigfeit zu prüfen (efr. oben Ziffer ıv). Namentlich ift 
auf Feititellung derjenigen Verbältniffe zu achten, welche auf die 
Herbeiführung des Seeunfalls von Einfluß geweſen fein fünnen: 
etwaige Beichädigungen des Schiffsförpers, Verlufte von Segeln 2x. 
Ferner find Zeit, Zahl, Ort und Ergebniß der vorgenommenen 
Lothungen zu ermitteln, und ebenso iſt feitzuftellen, wann und wie 
die legte zuverläffige Ortsbeitimmung des Schiffes erfolgt ift, ob 
durch Obfervation oder durch Veilung oder durch Erkundigungen 
bei anderen Sciffern. 

7. Genaue Befchreibung des Seeunfalls, Sowie der etwa zur 
Abwendung desjelben ergriffenen Maßregeln. Von befonderer Wich- 
tigkeit find bier in der Negel die Ausfagen des wachthabenden 
Schiffsoffiziers, fowie der Derfonen, welche zur £ritifchen Zeit am 
Ruder und auf Ausguck ftanden. Wenn ein Lootfe fih an Bord 
befunden bat, ift Diefer zw vernehmen. it ein deutfches Schiff 
von der Mannjchaft verlaffen und in einen fremden Hafen ein- 
gebracht worden, fo wird ſtets eine genaue Ermittelung des Zu— 
itandes des Schiffes (f. oben Ziffer vı) notbwendig fein, da von 
dem Ergebniß die Beurtheilung der Frage abhängt, ob die Be 
fagung zum Aufgeben des Schiffs berechtigt war. 

3. Etwaiger Verluft von Menschenleben und Art der ergriffenen 
Rettungsmaßregeln. In diefer Hinficht iſt genaue und forgfältige 
Feititellung des Ihatbeitandes befonders erforderlich, um dem See- 
amt ein ficheres Urtheil darüber zu ermöglichen, ob der Unglücks— 
fall durch höhere Gewalt oder durch fchuldbares Verhalten eines 
Betheiligten herbeigeführt worden ift. Einer folchen Feſtſtellung 
bedarf e8 aud dann, wenn der Seeunfall einen Schaden für Schiff 
und Ladung im Uebrigen nicht nach fich gezogen bat. 

9. Etwaige fremde Hülfe. Es ijt feitzuitellen, ob fremde Hülfe 
‚angeboten, beziehentlih angenommen. und geleiftet worden ift, 
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Falls die Nettung dev Mannfcaft und die Bergung von Schiff 
oder Yadung durch fremden Beiſtand bewirkt it, muß died unter 
möglichit genauer Ermittelung der Umſtände angegeben werden. 

Die Verhandlungen über die auf Grund des 8. 15 angeitellten- 
Ermittelungen und Bemeiserbebungen find in jedem einzelnen Falle 
ungefäumt dem Auswärtigen AUmte einzureichen. 

3. Nach SS. 20 und 30 des Seeunfallägefeßes find die ala 
Seemannsämter fungivenden Konfulate verpflichtet, innerhalb ihrer 
Zuftändigfeit Anträgen des Ober-Secamts und der Seeämter zu 
entiprechen. Zur eidlichen Vernebmung von Zeugen find fie hierbei 
nur infoweit befugt, als ibnen die Ermächtigung vom Reichskanzler 
generell oder für den befonderen Fall ertheilt it, da die den Konfuln 
im 8. 18 des Gefeßes eingeräumte Befugniß zur Zeugenbeeidigung 
fich lediglich auf den im 8. 15 vorgefebenen Fall der vorläufigen 
Feſtſtellung des Ihatbeitandes bezieht. 

4. Von der Beltimmung des Gefeßes, daß die gegen jeeamtliche 
Enticheidungen eingelegte Beſchwerde feine aufjchiebende Wirkung 
hat, macht $. 28 eine Ausnahme. Derſelbe lautet: »Eine im Aus- 
lande zu bewirkende Zuſtellung des Urtheils erfolgt mitteljt Erſuchens 
eines deutfchen Seemannsamts. Die Einlegung und Rechtfertigung 
der Befchwerde kann alsdann bei demjelben Seemannsamt gejchehen. 
Dafjelbe kann dem Schiffer oder Steuermann?) auf Antrag die 
Friſt für Mechtfertigung der Beſchwerde verlängern und der Ein- 
legung der Beſchwerde aufjchiebende Wirkung. bis fpätejtens zur 
Ankunft Des Beſchwerdeführers in einem deutſchen Hafen ein— 
räumen.« 

Die den Konfulaten hiernach zuſtehende Befugniß, unter Um 
ſtänden dev Beſchwerde des Schiffers, Steuermanns oder Mafchinijten 
auffchiebende Wirkung bis fpäteftens zur Ankunft des Beſchwerde— 
führers in einem deutjchen Hafen einzuräumen, it Inhalts des 
Zirkulars vom 23. November 1877 auf ſolche Fälle zu beziehen, 
wo andernfalls, in —— eines geeigneten Erſatzes, das 
Schiff ohne Schiffer u. ſ. w. feine Reiſe fortſetzen oder feine Rück— 
veife antreten müßte. 

Ueber die getroffene Verfügung ijt dem Schiffer oder Steuer 
mann zu feiner Legitimation eine Bejcheinigung zu ertbeilen. 

In den Fällen, wo bei den Konſulaten eine Beſchwerde gegen 
das Urtheil eines Seeamts eingelegt oder gerechtfertigt, oder wo 

) Hinzuzufügen: oder Mafchiniften, vergl. Geſetz vom 11. Juni 1878 (oben 
©. 281). 
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dem Schiffer, Steuermann oder Mafchiniften die Friſt zur Necht- 
fertigung der Befchwerde verlängert worden it, find die bezüglichen 
Schriftftüde ohne Verzug an das Auswärtige Amt einzureichen. 
Sr 
X. Thätigkeit der Konfuln bei Rettung deutſcher Schiffe 
und in Havereifacden. 

l. Bergungs- und NRettungsmaßregeln. Der 8. 36 
des Konfulargefeges erklärt die Konſuln für befugt, bei Unfällen, 
von welchen deutjche Kauffabrteifchiffe betwoffen werden, die erforder- 
lichen Bergungs- und Rettungsmaßregeln einzuleiten und zu über: 
wachen, jowie in Fällen der großen Haverei auf Antrag des Schif- 
fers die Dispache aufzumachen. Erfährt der Konful, daß ein deut- 
ches Schiff fih innerhalb feines Bezirks oder in der Näbe in Noth 
befindet, jo foll ex Inhalts der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion ſich 
bei den Lokalbehörden dafür verwenden, daß fehleunigit die zum 
Beten des Schiffs und der Ladung nöthigen Anftalten getwoffen 
werden. Schifffabrts- und Handelsverträge enthalten meiſt die 
Beltimmung, dab bei Strandung, Schiffbrud) oder fonftigen Be 
ſchädigungen*) eines fremden Schiffes die Landesbehörden alle Hülfe 
und Beiftand leijten müſſen, daß die Nettungsmaßregeln nad) Map- 
gabe der Landesgefege erfolgen und daß für die Intervention deu 
Yandesbehörden feine andern Kojten erhoben werden dürfen, «als 
jolche, welche im gleichen Falle von Nationalfchiffen zu entrichten 
find. Da, wo Staatöverträge mit ſolchen Beltimmungen nicht 
vorhanden find, joll der Konful zur Begründung des Antrags auf 
Hülfeleiftung nöthigenfalls fih darauf berufen, daß bei allen an 
den deutjchen Küſten vorfommenden Schiffbrüchen und andern Un— 
glüdsfällen die Lofalbehörden ſtets mit Rettungsanftalten und Für— 
jorge bei der Hand find. Ueber etwaige Weigerungen der Yandes- 
behörden bat der Konful höheren Orts Anzeige zu eritatten. 

Oft ift durch Staatsverträge den deutſchen Konſuln eine Mit- 
wirkung bei Unglüdsfällen deutjcher Schiffe infofern eingeräumt, 
als ihnen gejtattet iſt, die auf Ausbefferung, Neuverproviantirung 
und den Verkauf bezüglichen Maßregeln zu überwachen. 

Auf eigene Hand Koften zur Bergung eines deutſchen Schiffes 
aufzumwenden, find der Megel nach die Kaiferlichen Konfuln nicht 

*, Shiffbrudh, Scheiterung und Strandung bezeichnen in der Negel nur ſprach— 
liche, aber nicht juriftifche Verfchiedenbeiten. Vergl. Artikel 708 Ziffer 3, 855 ff. 
9. 6. ©. 
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ermächtigt; nur, wenn es fih um Mettung von Menfchenleben 
handelt, Eünnen fie darauf zählen, die durdy die Umſtände des. 
Falls gerechtfertigten Koften aus Neichsfonds -erjtattet zu erhalten. 
m Uebrigen baben fie die Anträge des Schiffsführers abzuwarten. 
Wenn der leßtere um die Eonfularifche Mitwirkung nachgefucht 
bat, fo iſt er, bezw. der Rheder (Art. 496 5. G. B.), verpflichtet, 
ſämmtliche erforderlich gewefenen Auslagen zu eritatten, auch hat 
das Konfulat in einem foldhen all auf die im Gebührentarif 
(Vofition 9) vorgefehene Gebühr Anfprud). 

Welche Maßregeln zu ergreifen find, wenn der Schiffsführer 
dem Konful die Yeitung des Nettungsverfahrens überträgt, richtet 
fich felbitverjtändlich nad) den Amftänden des Falls und den lokalen 
Verbältniffen. Im Einzelnen mag zur Direktion für die Konfuln 
noch Folgendes bemerkt werden. 

Zunächit find der Kapitän und die Sciffsleute zur Rettung 
des gedachten Schiffs und der Yadung verpflichtet. Der $. 32 der 
S. O. beitimmt: »Bei Seegefahr, befonders bei drohendem Schiff— 
bruch, ſowie bei Gewalt und Angriff gegen Schiff oder Ladung 
bat der Schiffsmann alle befohlene Hülfe zur Erhaltung von Schiff 
und Ladung umnmeigerlich zu leiften, und darf ohne Einwilligung 
“des Schiffers, fo lange diefer felbit an Bord bleibt, das Schiff 
nicht verlaffen. Er bleibt verbunden, ‚bei Schiffbruch für Rettung 
der Derfonen und ihrer Effekten, ſowie für Sicherftellung der 
Schiffstheile, der Geräthichaften und der Yadung, den Anordnungen 
des Schiffes gemäß, nach beiten Kräften zu forgen und bei- der 
Bergung gegen Fortbezug der Heuer und der Verpflegung Hülfe 
zu leiſten.« 

Ein Anfprud auf Berge- und Sülfslohn ſteht der Schiffs- 
befagung des verunglüdten oder gefährdeten Schiffs nicht zu (Ar- 
tifel 742 9. ©. %8.). 

Vor allen Dingen ift auf Rettung gefährdeter Menfchenleben 
Bedacht zu nehmen, namentlich alfo find etwaige Vaffagiere in 
Sicherheit zu bringen. Da diefe nad) Artikel 666 9. ©. B. 
der Schiffsordnung und der Schiffsdisziplin unterworfen find, fo 
werden fie auch nach Kräften zur SHülfeleiftung beim Bergen für 
verpflichtet zu erachten fein. 

Unter den zu bergenden Sachen find die Schiffs- und Ladungs— 
papiere von hervorragender Bedeutung, daher dieſe vorzugsweife 
zu retten find. Der Konful wird diefelben im Fall der Bergung 
an fi) zu nehmen, auf denfelben — namentlih im Journal — 
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den Schiffsunfall zu verzeichnen und fie dann dem Kapitän zurüd- 
zugeben haben. 

Die geborgenen Saden find ficher unterzubringen und es ift 
unter Zuziehung von Sacverjtändigen, bezw. der fompetenten Zoll— 
beamten, ein Verzeichniß aufzunehmen. Das Inventarium ift von 
dem Schiffer (event. auch von dem Zollbeamten) zu unterfchreiben. 
Die Einficht desfelben, oder die Fertigung einer Abfchrift wird auch 
andern Betheiligten nicht zu verweigern fein. Demnächſt hat der 
Konful einen Bericht über den Sachhergang unter Beifügung des 
Inventars an den Rheder (event. durch DVermittelung des Aus- 
wärtigen Amts) zu eritatten. 

Die geborgenen Gegentände find dem Schiffer, in Ermangelung 
desfelben demjenigen, welcher ſonſt feine Empfangsberechtigung nach— 
weilt, auszuliefern, jedoch kann die Auslieferung, mit Ausnahme 
der . für das augenblicliche Bedürfnig der Mannfchaft und der 
Daffagiere erforderlichen Gegenjtände, erſt nad Bezahlung oder 
Sicherjtellung der Bergungskoften einfchließlich de8 Berge-, bezw. 
Hülfslohns und nad) erfolgter zollamtlicher Abfertigung gefchehen.*) 

2. Die große Haverer. Zum Wefen derjelben gehört: 

Es muß eine für Schiff und Ladung gemeinfame Gefahr 
vorhanden geweſen fein. Dabei ift es (vergl. 8.704 5.6.8.) gleic)- 
gültig, ob die Gefahr im Folge des Verſchuldens eines Dritten, 
bezw. eines Betheiligten herbeigeführt ift oder nicht. Der Schuldige 
ift zwar den Befchädigten verantwortlich, aber die Anwendung der 
Beitimmungen über große Haverei findet in dem einen wie in dem 
andern Falle ftatt. 

Der Schaden muß vorfäglicd zugefügt fein; jeder andere 
Schaden würde zur bejonderen Haverei zu rechnen fein. 

Zweck der Schadenzzufügung muß die Errettung des Schiffs 
und der Ladung geweſen fein. 

Es muß wirklich ein Schaden entftanden fein. 

Sowohl das Schiff als auch. die Ladung müffen — und 
zwar jeder dieſer Gegenftände entweder ganz oder theilweife — 
wirklich gerettet fein (Artikel 705 H. G. B.). 

Sind dieſe Vorausſetzungen vorhanden, ſo wird nach Artikel 708 
H. G. B. große Haverei angenommen:*) 


2) Vergl. 88. 14 ff. der Strandungsordnung vom 17. Mai 1874. 

**) Die älteren Seerechte geben meiſt die zur großen Haverei gehörigen Fälle 
nicht jo detaillivt an, wie das 5. G. B. und andere neuere Seerechte. Ueber die 
Einzelheiten befteht in den Partikular - Seerechten feine Uebereinftimmung. 
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wenn Waaren, Schiffstbeile oder Schiffsgerätbichaften über 
Bord geworfen, Maiten gefappt, Taue oder Segel weggefchnitten, 
Anker, Antertaue oder Anterfetten gefchlippt oder gefappt wor- 
den find; 

wenn zur Erleichterung des Schiffs die Yadung ganz ober theil⸗ 
weiſe in Leichterfahrzeuge übergeladen worden tft; 

wenn das Schiff-abſichtlich auf den Strand geſetzt worden iſt, 
jedoch nur wenn die Abwendung des Untergangs oder der Nehmung 
damit bezweckt war; 

wenn das Schiff zur Vermeidung einer dem Schiff und der 
Ladung im Fall der Fortjegung der Reife drohenden gemeinfamen 
Sefabr in einen Notbbafen eingelaufen ift, wohin insbejondere gehört, 
wenn das Einlanfen zur nothwendigen Ausbefjerung eines Schadens 
erfolgt, welchen das Schiff während der Neife erlitten bat; 

wenn das Schiff gegen Feinde oder Seeraͤuber vertheidigt 
worden it; 

wenn im Fall der Anbaltung des Schiffs durch Seeräuber 
oder Feinde Schiff und Ladung Iosgefauft worden find; 

wenn die Beſchaffung der zur Dedung der großen Haverei 
während der Reiſe erforderlichen Gelder Verlufte und Koſten ver- 


urjacht hat, oder wenn durch die Auseinanderfegung unter den 


Beteiligten Koſten entitanden find. 

Die Ihätigfeit der Kaiferlihen Konſuln in Fällen der großen 
Haverei kann ſowohl bei Feſtſtellung des Sachverhalts als bei Er- 
mittelung des Schadens und deſſen Umfangs in Anſpruch genom- 
men werden. 

a) Bei dem Nachmeife des Unfalls kommen hauptfſächlich 
das Schiffsjournal und die Verklarung oder der Seeproteit (f. oben 
5.162) in Betracht. Der Schiffsführer iſt für das ihm anvertraute 
Schiff und deſſen Yadung verantwortlid. Kommt Schiff oder 
Yadung in befchädigtem Zuftande oder gar nicht an, oder hat zum 
Vortheil von Schiff oder Ladung ein außerordentlicher Kojtenauf- 
wand gemacht werden müfjen, jo muß der Schiffer erforderlichen 
‚als die Seeunfälle, von welden er betroffen zu fein angiebt, 
bewabrbeiten und fich darüber ausweifen, daß er den ihm obliegen- 
den Verpflichtungen nachgekommen: it. 

Es kann, der Natur der Sache nad, in den meiften Fällen 
feine anderen Beweismittel über den Hergang geben, als die Aus- 
fage des Schiffers und der Schiffsmannfchaft. Damit diefe Beweis- 


mittel nicht verloren gehen, muß der Schiffer nicht nur alle Um 
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falle, welche dem Schiff oder der Ladung zuitoßen, und die Be 
jchreibung derfelben in das Schiffsjournal eintragen (Artikel 457 
9. 6. B.), jondern er muß auch (Artikel 490 ebenda) über alle 
Anfälle, welche jich während der Reiſe ereignen, fie mögen den 
Verluft oder die Beſchädigung des Schiffö oder der Ladung, das 
Einlaufen in einen Nothhafen oder einen ſonſtigen Nachtheil zur 
Folge haben, eine Verklarung ablegen. Die Verklarung it ohne 
Verzug zu bewirken und zwar: im Beltimmungsbafen oder bei 
mehreren Beltimmungsbäfen in demjenigen, welchen das Schiff 
nach dem Anfalle zuerſt erreicht; im Nothhafen, ſofern in diefem 
reparirt oder gelöfcht wird; am eriten geeigneten Orte, wenn Die 
Neife endet, ohne daß der Beitimmungshafen erreicht wird. it 
dev Schiffer geitorben oder außer Stande, die Aufnahme der Ver— 
Harung zu bewirken, jo iſt hierzu der im Nange nächſte Schiffs- 
offiziev berechtigt und verpflichtet. 

Die Verklarung muß einen Bericht über die erheblichen Be- 
gebenheiten der Reife, namentlich eine vollftändige und Deutliche 
Erzählung der erlittenen Anfälle, unter Angabe der zur Ab— 
wendung oder Verringerung der Nachtheile angewendeten Mittel, 
enthalten. 


Nach 8. 36 des Konfulargefeßes find die Konſuln befugt, Ver- 
Elarungen aufzunehmen. Sie baben dies aber nur auf den An- 
trag der Betheiligten zu thun; verlangt Feiner der ntereffenten 
die Verklarung, jo ift fie nicht von Amtswegen zu veranlaffen. 


Ueber das Verfahren bei Aufnahme von Verklarungen bejtimmt 
die Allgemeine Dienjt- Injtruftion im Anschluß an Artikel 492 und 
493 de8 9. ©. B. folgendes: 


»Dem Antrage auf Verklarung muß das Sciffsjournal und 
ein Verzeichniß aller Perſonen der Schiffsbefagung beigefügt werden. 
Der Konful ſetzt nad) Empfang einer ſolchen Anmeldung einen 
Termin zur Aufnahme der Verklarung an. Diefer Termin wird 
in geeigneter Weife öffentlich befannt gemacht, infofern die Umſtände 
einen folchen Aufenthalt geitatten. Die Intereffenten. von Schiff 
und Ladung, fowie die etwa fonft bei dem Unfall Betheiligten 
(Hülfsleute, Berger, Lootfen, Angefegelte 2c.) find berechtigt, ſelbſt 
oder durch ihre Vertreter der Ablegung der Verflarung beizumohnen. 
Sie haben die Befugniß, durch den Konful Fragen an den Schiffer 
und deſſen Leute vichten zu laffen. Die Verklarung gefchieht auf 
‚Grundlage des Schiffsjournald. Kann das geführte Journal nicht 
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beigebracht werden oder iſt ein Journal nicht geführt, fo ift der 
Grund davon anzugeben. Die Auswahl der bei der Verklarung 
zu börenden Schiffsleute ſteht zunächit dem Schiffer zu. Der Konful 
iſt aber befugt, außer den geitellten noch andere Perſonen der 
Sciffsbefaßung, deren Abhörung ev angemefjen findet, zu ver- 
nebmen. Der Konful kann dem Schiffer und den Schiffsleuten 
zum Zweck beiferer Aufklärungen geeignete Fragen vorlegen. Der 
Schiffer und die zugezogenen übrigen Perſonen der Schiffsbefagung 
haben ihre Ausfage zu beichwüren.*) Die ©. D. (SS. 33 und 56) 
verpflichtet jeden Schiffsmann ausdrüdlich, auf Verlangen bei der 
Verklarung mitzuwirken und feine Ausfage eidlich zu beftärfen. Er 
fann dazu duch Verhaftung angehalten werden. 

Der Eid ift dahin zu formuliven, daß der Schwörende von 
Allem, worüber er vernommen worden, nach feinem beiten Wiffen die 
reine Wahrheit gefagt und wiffentlich weder etwas verfchwiegen, 
noch hinzugefügt babe.« 

Diefe letztere Beſtimmung ergiebt, daß die Veeidigung erfolgt, 
nachdem die vernommenen Verfonen ihre Ausfage abgegeben haben. 
Ob die Kaiferlichen Konſuln befugt find, auch Perſonen, welche 
nicht zur - Schiffsbefagung gehören, ohne bejondere Ermächtigung 


des Neichsfanzlers (vergl. oben S. 183) zu beeidigen, kann zweifel-. 


haft fein (vergl. den Kommiffionsbericht zum S J. 36 des Konfular- 
gefeßes und oben ©. 324 unter 2). 


Das Seite 185 des Buchs über die Vornahme von Beeidigungen 
Sefagte it auch bei Abnahme von Eiden der hier in Rede ftehen- 
den Gattung zu beachten. 


Ueberhaupt richtet fich bei Verklarungen die Vernehmung der 
betreffenden Perſonen im Allgemeinen nad den Vorfchriften für 
Zeugenvernehmungen. 

Die über die Verklarung aufzunebmende Verhandlung it in 
Urſchrift aufzubewahren und jedem Betheiligten auf Verlangen be- 
glaubigte Abjchrift zu extheilen. 


) Für Verklarungen gilt das oben ©. 324 für Unterfuhung von Seeunfällen 
Erwähnte bezüglich der Nichtbeeidigung des Schiffers, Steuermanns und Mafchiniften 
nicht. Vielmehr find die in dem Akte der Verklarımg abgegebenen Erklärungen des 
Schiffers, Steuermanns und Maſchiniſten eidlich zu befräftigen. nfofern in einem 
gegebenen Falle die Mitwirkung der Konfuln nad) beiden Richtungen bin einzutreten 
bat, wird darauf Bedacht zu nehmen fein, daß ihre Thätigfeit nad) diefen ver- 
ſchiedenen Richtungen, foweit erforderlich, gehörig auseinander gehalten wird. 





Die von den Konfuln aufgenommenen Verklarungen ſtehen im 
Gebiete des Handelsgefeßbuchs den gerichtlich aufgenommenen gleich.*) 
Wenn die Verklarung außerhalb des Gebiets dieſes Geſetzbuchs ge- 
braucht wird, jo kann es in Frage fommen, ob die von einem 
Konful aufgenommene Urkunde rechtliche Wirkung bat. Um den 
Intereffenten Weitläufigkeiten und Verluſte zu erjparen, bat des- 
halb der Konful diefelben darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
Konfulatsurfunde möglicher Weife außerhalb des Neichsgebiets nicht 
werde anerkannt werden und daß e8 fich vielleicht empfehle, die 
Verklarung durch die zujtändige Lofalbehörde aufnehmen zu laſſen. 

Die Verklarung bezieht fi auf den Havereifall felbit und die 
einzelnen dabei vorgefommenen Umſtände. Außerdem muß noch 

b) der Umfang desan Schiff und Ladung verurfadten 

Schadens nachgewiefen werden. Das 9. ©. B. bat darüber 
folgende Beltimmungen (Artikel TIL, 715): 
Der an dem Schiff und deſſen Zubehör entitandene, zur 
großen Haverei gehörige Schaden ift, wenn die Reparatur während 
der Reife erfolgt, am Orte der Ausbefferung und vor derfelben, 
fonft an dem Orte, wo die Reife endet, durch Sachverjtändige zu 
ermitteln und zu ſchätzen. Die Taxe muß die Veranfchlagung der 
erforderlichen Neparaturkoften enthalten. Die Vergütung für auf- 
geopferte Güter wird durch den Marktpreis bejtimmt, welchen 
Güter derfelben Art und Befchaffenheit am Beltimmungsort beim 
Beginn der. Löfchung des Schiffs haben. In Ermangelung eines 
Marktpreifes, oder infofern über denfelben oder über deffen An- 
wendung in&befondere mit Nüdficht auf die Qualität der Güter 
Sweifel bejtehen, wird der Preis duch Sachverſtändige ermittelt. 
Die Vergütung für befhädigte Güter wird beftimmt durch den 
Unterfchied zwifchen dem durch Sachverftändige zu ermittelnden 
Verfaufswerth, welchen die Güter im befchädigten Zuftande am 
Beltimmungsorte bei Beginn der Löſchung des Schiffs haben und 
dem reife, welcher nach VBorftehenden für Diefelben, wenn fie 
aufgenpfert worden wären, anzunehmen fein würde, nad Abzug 
der Zölle und ntoſten , ſoweit fie in Folge der Beſchädigung er— 
ſpart ſind. 


) Nach Artikel 494 des H. G. B. lieferte eine Be aufgenommene 
Derklarung vollen Beweis der dadurch beurfundeten Begebenheiten der at an 
Beſtimmung ift in Folge der Befeitigung der alten Beweistheorie duch $. 13 3. 2 
des Geſetzes, betreffend die Einführung der Civilprozefordnung vom 30. Ei 1877 
(Reichsgejegblatt ©. 244), aufgehoben worden. 
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Inwieweit die Katferlichen Konfuln bei Havereifällen deutfcher 
KRauffabrteifchiffe ibve Mitwirkung Behufs der Schadenfeititellung 
eintreten zu laſſen baben, wird ſich meiſt nad) den Gefeßen und 
Sebräuchen des Orts, wo die Ermittelung des Schadens zu erfolgen 
bat, richten.”) Doc. wird es zunächſt dem Schiffer, beziehungs- 
weile den ſonſtigen ntereffenten zu überlaflen fein, fich hierüber 
zu informiren und der Konful bat jedenfalls deren Anträge abzu— 
warten. Können fi) die Betheiligten nicht einigen, fo wird der 
Konſul — foweit nicht in einem folchen Falle die Ortögefege und 
Sebräuche einen Ausweg an die Hand geben — entweder feine 
Mitwirkung ablehnen oder in den. Grenzen feinev Amtsbefugniffe 
für jeden dev VBetheiligten das von denfelben gewünschte Verfahren 
eintreten laſſen. 

e) Regulirung der großen Haverei. Der gefammte 
Scaden, welcher die große Haverei bildet, wird über das Schiff, 
die Ladung und die Fracht nach Verhältniß des Werths und des 
Betrages derfelben vertbeilt. Die Grundfäße, nach welchen die 
Beitragspflicht jedes einzelnen ntereffenten zur Dedung des ge 
meinfamen Schadens zu regeln ift, find in den Seerechten der ver 
jchiedenen Staaten nicht immer diefelben. Diefe Werfchiedenbeit 
erfchwert die Vertheilungsrechnung (Dispache) ungemein. Daber 
ift im Allgemeinen die Aufitellung diefer Rechnung vereideten Sach— 
verftändigen (Dispacheurs) übertragen, welche von den Behörden 
ein für allemal beitellt oder für den befonderen Fall ernannt find. 
Wenn das Konfulargefeß die Kaiſerlichen Konſuln ermächtiat, auf 
Antrag des Schiffsführers die Dispache aufzumachen, fo bat man 
dabei augenfcheinlih nur Ausnahmefälle im Auge gehabt. In der 
KRommiffion des Reichstags wurde e8 bei Berathung des $. 36 des 
Konſulargeſetzes ausdrücklich für empfehlenswerth erachtet, daß ſich 
die Schiffsfapitäne, um nicht den Verficherungsgefellfchaften gegen- 
über Weiterungen zu baben, an die Konfuln wegen Aufmachung 
der Dispache nur da wenden, wo es an vereideten Dispacheuren 
feblt. 

Die Allgemeine Dienft- Initruftion bat fich enthalten, auf das 
Verfahren bei Aufmachung einer Dispache näber einzugehen. Sie 
befchränft jich auf die Beltimmung, daß der Konful, wenn er um 
Aufmachung einer Dispache angegangen wird; fich zumächit alle 
auf den Fall bezüglichen Dokumente (Verklarung, Volize, Charte- 





*) Vergl. 3. B. Art. 839 und 841 des 9. 6.8. 
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partien, Konoffemente, Fakturen u. f. w.) vorlegen zu laffen, die 
Intereſſenten zu hören und ſich fonft alle exforderliche Aufklärung 
zu verfchaffen babe. Das Dispachedofument ſelbſt foll mit einer 
Darftellung des Havereifalld unter genauer Anführung der dem 
Konful eingehändigten, darauf bezüglichen Papiere beginnen, und 
fodann, die Feitfegung der Schäden und Kojten, die Beſtimmung 
der Werthe, mit welchen Schiff, Yadung, reſp. Fracht zu den 
Schäden beizutragen baben, endlich die Feititellung dev Summen, 
welche hiernach auf Schiff, Ladung reſp. Fracht fallen, folgen 
laffen. Der Konful muß bei Aufmachung der Dispachen diejenigen 
Grundſätze über Affefuranz- und Havereifachen zur Richtſchnur 
nebmen, welchen die VBetheiligten, fei e8 in einer Volize, fer es 
auf andere MWeife, gleich Anfangs oder mittelft ſpäterer Verein— 
barung nachweislich fich unterworfen haben oder welchen fie durch 
Geſetz oder Gewohnheit unterworfen find. 

Es kann im einzelmen Falle ſehr Schwierig fein, zu beurtbeilen, 
welche Beltimmungen biernach in Anwendung zu bringen find. 
Daher empfiehlt die Allgemeine Dienft- Inftruktion dem Konful, 
im Sweifel Sachverftändige zu Rathe zu zieben. 

Da die deutfchen Konfuln äußerſt felten in die Lage kommen 
werden, eine große Haverei zu veguliven, da ferner eine erfchöpfende 
Darftellung aller einfchlagenden Verhältniffe die Grenzen dieſes 
Buchs überfchreiten würde, fo ift bier von einer ausführlicheren 
Erörterung der Materie abgefehen worden. Das im dritten Theil 
enthaltene Beifpiel wird Anhaltspunkte zur Ueberwindung praktischer 
Schwierigkeiten gewähren. 

$. 74. 
XI. Mitwirfung der KRonfuln bei dem Verkauf und der 
Verpfändung deutfcher Schiffe. 

l. Veräußerung eines Schiffes. Aufgabe des Schiffers 
it die Führung des Schiffes. An ih bat ex daher nicht das Necht, 
dasfelbe ohne jpeziellen Auftrag des Nheders zu veräußern oder zu 
verpfänden. Doc räumen ihm ältere und neuere Gefeßgebungen 
und Gewohnbeiten ein folches Necht für den Nothfall ein. So 
auc das 9.6.8. Dasfelbe bejtimmt im Art. 499 bezüglich eines 
Verkaufs: »Die Befugniß zum Verfaufe des Schiffs. hat der Schiffer 
nur im Fall dringender Nothwendigfeit, und nachdem diefelbe durch 
das Drtsgericht nach Anhörung von Sacverjtändigen und mit 
Zuziehung des Landeskonfuls, wo ein folcher vorhanden ift, feit- 
‚König. Konfular» Handbuh. 3. Ausgabe, 22 
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geitellt ijt. Iſt keine Gerichtsbehörde und feine andere Behörde, 


welche die Unterfuchung übernimmt, am Orte vorhanden, fo bat- 


der Schiffer zur Nechtfertigung feines Verfahrens das Gutachten 
von Sadverjtändigen einzuholen und, wenn dies nicht möglich ift, 
mit anderen Beweifen ſich zu verfeben. Der Verkauf muß öffentlich 
aeicheben.« Eine bejondere amtliche Autorifation zum Verkauf 
deutjcher Schiffe im Auslande iſt durch die deutjche Gefeßgebung 
nicht vorgefchrieben, was der Konful auf Erfordern beſcheinigen 
fann. Der Fall der Notbwendigfeit, welchen das Ortögericht mit 
Zuziehung des Konfuls feititellen ſoll, wird meijt bei Seeuntüchtig- 
feit des Schiffs hervortreten, alfo wenn letzteres entweder ein bloßes 
Wrad it oder wenn es nicht thunlich it oder nicht lohnt, ein 
gejtrandetes Schiff wieder flott zu machen. Indeſſen iſt die See- 
untüchtigfeit allein als eine dringende Nothwendigkeit noch nicht 
anzufehen; es muß vielmehr noch der Umstand binzufommen, daß 
durch eine Zögerung ein nod) größerer Schaden, 3. B. Zertrümmerung 
des Schiffs, Wegſpülen und dergleichen, vorausfichtlich eintreten 
würde. Arch andere Umſtände, als die Seeuntüchtigfeit des Schiffs, 
3. B. die Unmöglichkeit, in abſehbarer Zeit die erforderliche Schiffs- 
mannjchaft zu beichaffen u. f. w., können den Verkauf desjelben 
> als eine gebieterifche Notbwendigfeit erſcheinen laſſen. Entſcheidend 


it immer das nteveife des Nheders. Nur wenn der Verfauf das 


einzige Mittel ift, noch größeren Schaden von dem Eigenthümer 
des Schiffs abzuwenden, darf leßteres veräußert werden. 

Worin die Ihätigfeit des Konfuls bei, der Unterfuchung. be- 
jtehen joll, darüber fagt das H. G. B. Nichts. Nach der Allgemeinen 
Dienft- Inftruftion haben in folchen Fällen die Konfuln einerfeits 
dem Schiffer allen Beiſtand zu leiften zur Serbeiführung einer 
prompten Entjcheidung des Ortsgerichts, andererfeits darauf binzu- 
wirken, daß fachgemäß und den Intereffen des Nheders entfprechend 
entjchieden wird. it Die Feſtſtellung durch das Ortsgericht oder 
durch eine andere Behörde im Konſulatsbezirk nicht zu erlangen, 
ſo iſt der Konſul verpflichtet, ſich ſelbſt der Unterſuchung zu unter— 
ziehen und, wenn er nach Anhörung von Sachverſtändigen die 
Ueberzeugung gewinnt, daß ein Fall dringender Nothwendigkeit vor— 
liege, darüber dem Schiffer ein ſchriftliches Zeugniß in beweiſender 
Form (vergl. oben S. 142) auszuſtellen. 

Nach dem Verkaufe wird der Konſul das Schiffscertifikat der 
inländiſchen Regiſterbehörde zu überſenden haben, wenn das Schiff 
zum Abbruch oder an einen Nicht-Deutſchen verkauft iſt. 
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Daß der Konful das Kaufgeld an fich nehme und über die 
Auszahlung an die Intereſſenten befinde, ift nicht worgefchrieben. 

2. Verpfändung eines Schiffes. Die Verpfändung von 
Seeſchiffen muß nach den Gefegen einiger Bundesjtaaten in das 
— eingetragen, bezw. auf dem Certifikat vermerkt werden. 
Zu vergl. Art. 59 88. 1—3 des preuß. — zgeſetzes zum 
H. 6. B. vom 24. Juni 1861 (Gef.-S. ©. 449), 8. 48 des Geſ. 
iiber das Grumdbuchwefen und die au von Seeſchiffen in 
Neuvorpommern und Rügen, vom 26. Mai 1873 (Geſ.S. ©. 229), 
$. 48 de8 Gef. über denfelben Gegenjtand für die Provinz Schleswig. 
Holjtein vom 27. Mai 1873 (Gef.-S. ©. 241), fowie die medflen- 
burg-fchwerinfche Verordnung vom 6. April 1881, betr. die Ver- 
pfändung von Seefchiffen. und von Schiffsparten (Negier. BL. ©. 91), 
und das Gefeß der freien und Hanfeftadt Lübeck, betr. die Rerpfändung 
von Scefchiffen vom 18. Januar 1882 (Lübeck. Anzeigen, Beil. 17). 

Für den Fall, daß wegen Abwesenheit des Schiffs vom 
Heimathshafen das Certifitat der Regiſterbehörde nicht fofort vor- 
gelegt werden kann, darf nach 8. 35 der medlenburgifchen Ver- 
ordnung und nach 8. 2 des lübiſchen Gefeßes die Befchaffung des 
Vermerks auf dem Eertififate durch Erfuchen eines Reichskonſuls 
bewirkt werden. Befugniffe einer Schiffsregiiterbehörde ftehen zwar 
den Konſuln nicht zu, in dem Geſetz vom 25. Oftober 1867, betr. 
die Nationalität der Kauffahrteifchiffe ac. (WBundesgefegbl. S. 25) 
find aber andererſeits beſchränkende Beſtimmungen hinſichtlich der 
zur Vornahme von Vermerkungen in den Certifikaten befugten Be— 
hörden nicht enthalten. Es ſtehen daher, wie in einem Zirkular 
vom 25. Auguſt 1883 bemerkt wird, keine Bedenken entgegen, daß 
die Konſulate einer Requiſition der Sregifterbehörhe um Vermerkung 
der Verpfändung in das Schiffscertififat entfprechen. Da indeffen 
jchriftliche Zeugniffe von den Konfuln mit öffentlichem Glauben nur 
infofern ausgeftellt werden können, als fie amtliche Handlungen des 
Konful® oder eine von ibm bei Ausübung feines Amtes wahr- 
genommene Thatfache betreffen, fo ift dev Vermerk in das Gertififat 
nicht als diveftes Zeugniß über die gefchehene Verpfändung, fondern 
in folgender Faffung einzutragen: »Auf Anfuchen des (der). ..... 
wird hiermit bezeugt, daß nach einer Mittheilung der genannten 
Behörde vom ...... das Schiff. 7... verpfändet iſt« u. |. w. 
In entfprechender Weife find auch die fonitigen durch die mecklen- 
burg-fchwerinfche Verordnung vom 6. April 1881 und das lübifche 
ei vom 18. Januar 1882 vorgefehenen Vermerfe über die Um- 
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Ichreibung dev durch das Wfandrecht geficherten Forderung, tiber die 


Tilgung des Vfandrechts, über die Vollziehung eines Arreftes in 


das Schiff und über die im Aufgebotsverfahren erfolgenden Ein- 
tragungen und Vermerkungen zu bewirken. 

Die Befugniß, Verpfündungsvermerfe auf dem Schiffscertiſitate 
aus eigener Initiative vorzunehmen, iſt dem Konſul nicht beigelegt, 
der erwähnte Zirkularerlaß handelt nur von Eintragungen auf Er— 
ſuchen der heimiſchen Regiſterbehörden. 

3. Verbodmung eines Schiffs. Eine beſondere Art der 
Schiffsverpfändung iſt die Bodmerei. Es iſt dies ein Darlehns— 
geſchäft, welches der Schiffer (Bodmereinehmer) als Vertreter des 
Rheders bezw. der Ladungsbetheiligten unter Zuſicherung einer 
Prämie und unter Verpfändung von Schiff bezw. Fracht und Ladung 
oder eines oder mehrerer dieſer Gegenſtände in der Art eingeht, daß 
der Gläubiger (Bodmereigeber) ſich wegen ſeiner Anſprüche nur an 
die verpfändeten (verbodmeten) Gegenſtände nach Ankunft des Schiffs 
an dem Endpunkte der Bodmereireiſe (der Reiſe, für welche das 
Geſchäft eingegangen iſt) halten kann. Geht das Schiff auf der 
Bodmereireiſe zu Grunde, ſo iſt der Bodmereigeber ſeines Anſpruchs 
verluſtig. Die Prämie — deren Höhe die Parteien ohne Beſchrän— 
“fung feſtſetzen dürfen — umfaßt in Ermangelung einer entgegen— 


jtebenden Vereinbarung auch die Zinfen, fie it dann das Aequivalent 


für die Benußung des Kapitals. und Vergütung für das ai 
des Bodmereigebers. 

Der Schiffer darf — wenn die fonjtigen in den Artifeln 497, 
504, 507 — 509, 511 und 634 $. ©. ®. bezeichneten Voraus: 
jegungen vorhanden find — Bodmerei eingehen: a) während das 
Schiff fich außerhalb des Heimathshafens befindet, zum Zweck der 
Ausführung der Reife; b) während der Reife — alfo nicht im 
Abgangsbafen — im alleinigen ntereffe der Ladungsbetbeiligten 
zum Zweck der Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung, z. ®. 
Vehufs Auflagerung naßgewordener MWaaren u. f. w. In dem 
‚alle der lit. b kann der Schiffer die Yadung allein verbodmen, 
in allen übrigen Fällen kann er zwar das Schiff oder die Fracht 
allein, die Yadung aber nur zufammen mit dem Schiff umd der 
Fracht verbodmen. 

Für die Erklärung des Schiffers über die Verbodmung ift die 
jchriftliche Form vorgefchrieben. Die auf Antrag in mehreren 
Exemplaren auszuftellende Urkunde (Bodmereibrief) muß auf Ver- 
langen des Bodmereigebers enthalten: den Namen des Bodmerei- 
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gebers, den Gefammtbetrag der dem legteren zu zahlenden Summe 
oder den Betrag des Kapitals und der Prämie gefondert, die Be- 
zeichnung der verbodmeten Gegenitände, die Bezeichnung des Schiffs 
und des Schiffer3, die Bodmereireife, die Zeit, zu welcher die Bod- 
mereifchuld gezahlt werden joll, den Ort, wo die Zahlung erfolgen 
joll, die Bezeichnung der Urkunde im Kontext als VBodmereibrief 
oder Die Erklärung, dab die Schuld als Bodmereifchuld eingegangen - 
jei, oder eine andere, das Weſen der Bodmerei genügend bezeichnende 
Erklärung, die Umjtände, welche die Eingehung dev Bodmerei notb- 
wendig gemacht haben, den Tag und Ort- der Ausftellung und die 
Unterfchrift des Schiffers, welche auf Verlangen in beglaubigter 
Form zu ertheilen ift. 

Der Bodmereibrief muß auf Verlangen des Bodmereigebers 
an Ordre gejtellt werden und ift dann durch Indoſſament übertragbar. 

Die Nothwendigkeit der Eingehung des Bodmereigefchäfts hat 
der VBodmereigeber zu beweifen. Iſt aber vor Ausſtellung des 
Bodmereibriefes dieſe Nothwendigkeit von dem Konful des Aus- 
jtellungsortes urkundlich bezeugt, jo wird — bis zur Führung des 
Gegenbeweifes — angenommen, daß der Schiffer zur Eingebung 
des Gefchäfts in dem vorligenden Umfange befugt gewefen ſei. 
Dieje Beitimmung des H. 6. B. Artikel 686 ſteht nach S. 16 Ziffer 1 
des Einführungsgejeges zur Civilprozeßordnung noch jest in Gültig- 
feit. Der Konful ift in erſter Linie zur Unterfuchung des Falls 
und zur Ausjtellung des Zeugnifjes über die Nothwendigfeit berufen; 
nur wo es an einem Konful mangelt, fann die Ausitellung des 
urkundlichen Zeugniffes von dem Gericht oder der ſonſt zuftändigen 
Behörde des Orts der Ausitellung, event. von den Sciffsoffizieren 
mit der angegebenen Wirkung erfolgen. Die Allgemeine Dienit- 
Inſtruktion unterfagt deshalb dem Konful, in Fällen diefer Art 
den Schiffer an eine andere Behörde zu verweilen. 

Vor der Ausitellung des Zeugniffes hat der Konful forgfältig 
und gewilfenhaft zu prüfen, ob die Verbodmung nad) den oben 
citirten Vorfchriften des H. G. B. zuläffig und im Sinne desfelben 
notbwendig — Zweckmäßigkeitsrückſichten genügen nicht — fei. 
XI. Kompetenz der Konfuln zur vorläufigen Entfcheidung 
“von Streitigkeiten zwiſchen Schiffer und Mannfchaft, 

1. Allgemeines. Der (durd) die S. O. aufgehobene) Artikel 557 
des H. G. B. ftellte den Grundſatz auf, daß der Schiffsmann den 


“ 


Schiffer vor einem fremden Gerichte nicht belangen dürfe. m Ans 


ihluß bievan war bejtimmt, daß in dringenden Frällen der Schiffs: - 


mann die vorläufige Enticheidung des Konfuls nachfuchen fönne und 
daß diefe Entjcheidung von jedem Theile einjtweilen befolgt werden 
müſſe, vorbehaltlih der Befugniß, nach Beendigung der Reife feine 
Nechte vor der zuftändigen Behörde geltend zu machen.*) Zur Recht: 


fertigung dieſes Grundſatzes wurde angeführt, daß eine Beſtimmung, 


wonach die Mannichaft den Schiffer auf der Reife nicht belangen 
dürfe, ein dringendes Bedürfniß ſei. Obne eine jolche, für Aufrecht- 
erhaltung der Disziplin fchwer entbehrliche Beitimmung babe e8 jeder 
Matrofe in der Hand, die Beurtbeilung feiner Angelegenheiten nad) 
fremden Nechten zu veranlaffen und in die Dispofitionen des Rheders 
durch Anftellung einer Klage und durd) Verhinderung der Weiterreife 
jtörend einzugreifen. Das ntereffe, die Schifffahrt zu fchügen, fei 
obne Sweifel wichtiger als die Nüdjicht, daß die Mannjchaft an 
jedem Orte ihr Recht erhalten müſſe. 

Die ©. D. bat ebenfowohl das Verbot, den Schiffer vor einem 
fremden Gerichte zu belangen, als auch die Befugniß des Konfuls, 
vorläufige Entfcheidung zu treffen, aufrecht erhalten. In letzterer 
Beziehung bat die S. D. die Kompetenz der Konfulate in ihrer 
Eigenschaft als Seemannsämter noch erweitert. 


Schon im Dritten, vierten und fünften Abſchnitt dieſes Geſetzes 


finden ſich einige Beſtimmungen, mittelſt derer die Seemannsämter 
zu mehr oder minder richterlichen Funktionen berufen werden. Ab— 
gefehen von den 88. 25, 29, 64, 66, 71,,101 und 104 gehört 
dahin der S. 46, wonach im Fall einer Kürzung der Nationen oder 
einer Aenderung binfichtlicy dev Speifen und Getränfe das Seemanns- 
amt tiber die dem Schiffsmann zu gemwährende Vergütung unter 
Vorbehalt des Nechtsweges zu entjcheiden bat. Ferner bejtimmt 
der 8. 105 der ©. D.: »Der Schiffsmann darf den Schiffer 
vor einem fremden Gericht nicht belangen. Handelt er diefer Be— 
ſtimmung zuwider, ſo iſt er nicht allein für den daraus entſtehenden 


9— Das bei Berathung diejes Artikels geäußerte Bedenfen, ob die auswärtigen 
Gerichte überall dur die Beſtimmungen des 5. G. B. fid) abhalten laſſen würden, 
Klagen des Schiffsmanns anzunehmen, bat ſich nicht unbegründet gezeigt. Ein 
amerifanifcher Diftriet Court hat im Jahre 1870 in dem Falle des deutjchen Schiffes 
»Elwine Kreplin« die Klage der Schiffsleute gegen den Kapitän auf Zahlung der 
Heuer angenommen und, ungeachtet des von dem Konfulat erhobenen Einſpruchs, 
entfchieden. Indeſſen bat der United States Circuit Court zu Brooklyn in Anerfennung 
der vertragsmäßig geficherten ZJuftändigfeit des Konfulats auf Abweifung der Kläger 
erfannt und der Supreme Court in Waſhington diefes Urtheil beitätigt. 
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Schaden verantwortlich, ſondern er wird außerdem der bis dahin 
verdienten Heuer verluftig. Er kann in Fällen, die feinen Aufſchub 
leiden, die vorläufige Entjcheidung des Seemannsamtes nachfuchen. 
Die Gelegenheit hierzu darf der Schiffer ohne dringenden Grund 
nicht verfagen. Jeder Theil bat die Enticheidung des Seemanns- 
amtes einftweilen zu befolgen, vorbehaltlich dev Befugniß, nach Be- 
endigung der Reife feine Nechte vor der zuftändigen Behörde geltend - 
zu machen. Im Falle eines Swangsverfaufs des Schiffes finden 
die Beltimmungen des erjten Sabes auf die Geltendmachung der 
Forderungen des Schiffsmannes aus dem Dienft- oder Heuervertrage 
feine Anwendung. « 

Das Verbot für den Schiffsmann, den Nechtsweg im Auslande 
zu befchreiten, ijt nicht auf Geldfoxderungen befchränft, ſondern be- 
zieht ſich auf alle Streitigkeiten, auch auf die, welche wegen Aus- 
übung der Disziplinargewalt des Schiffers (angeblicher Exceffe des- 
‚jelben ). entjtanden find, und e8 ijt dem Schiffsmann ebenfowohl ein 
Anrufen des Civilrichters, wie des Strafrichters bezw. des Staats- 
amwalts im Auslande en (Lewis, deutſches Seerecht, J 

S. 230). 

Kommt es zur - Kenntnif des Konſuls, daß ein Schiffsmann 
der Beltimmung im 8. 105 eit. entgegen den Schiffer bei einem 
fremden Gerichte belangt: hat, fo wird er den eriteren auf die ge- 
jeglichen Nachtheile Hinzuweifen haben, welche fir ihn aus einem 
folchen Verfahren hervorgehen. Nimmt das fremde Gericht die Klage 
an, jo bat der Konful fchleunigit an die ihm unmittelbar vorgefeßte 
Behörde, beziehungsweife den Neichsfanzler zu berichten. Auch wird 
eine vorläufige Verwahrung gegenüber dem fremden Gerichte dann 
angezeigt fein, wenn dieſes im Widerspruch mit etwaigen vertrags- 
mäßigen Beltimmungen oder entgegen dem am Orte geltenden Rechte 
feine Kompetenz annehmen follte. 

Der allegirte $. 105 gewährt nur dem Schiffsmann das Necht, 
die proviſoriſche Entjcheidung des Seemannsamts nachzufuchen. 
Das Reich8-Oberhandelsgericht hat ſich aber in einem Erfenntnif 
vom 14. Februar 1874*) dahin ausgefprochen, daß der Natur der 
Sache nad) eine vorläufige Entjcheidung auch dem Schiffer gegen 
den Matrofen unentbehrlich ſei. Will 3. B.«, beißt es in dem 
gedachten Erfenntniffe, »der Schiffer den Schiffmann wegen groben 


) In Sachen Wittenberg contra Ferd. Brumm, Entjcheidungen, 12. Band, 
S. 417. 
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Dienftvergebens (Nrtitel 543 Nr. 2 des 9. G. B.”) entlaffen und 


demgemäß ibm weder Nücdreifegeld noch Entſchädigung (Artikel 544- 


und 545) gewähren, per Schiffsmann aber weder die Entlaffung 
annehmen, noch auf die Vergütungen verzichten, jo führen Diefelben 
Gründe, weldye dem Sciffsmann das Recht zum Anrufen der 
Konfularenticheidung gegeben haben, dahin, dem Schiffer das gleiche 
Necht zu gewähren (Brotofolle dev Sceerecyts- Konferenz ©. 1977 ff.): 
Denn nur auf diefe Weile wird beiden Theilen verhältnigmäßig 
gleicher Nechtsfchuß gewährt und der Schiffer vor der Unzuträglichkeit 
bewahrt, dem entlaffenen Schiffsmann vor fremdem Gericht Nede jteben 
zu müſſen (Brotofolle S. 1978; vergl. auch ©. O. 88. 4, 84, 101).« 

Bei der Entjcheidung der zu ihrer Kognition gehörenden 
Streitigkeiten zwifchen Sciffsleuten und Schiffer haben die Kon- 
ſuln Inhalts der Allgemeinen‘ Dienjt- njtruftion, abgejeben von 
den in Betracht kommenden tbatfächlichen Verbältniffen, zunächit 
die von den Warteien jchriftlich (3. B. in der Mufterrolle) oder 
mindlic getroffenen Verabredungen, ſoweit dieſelben geſetzlich ver- 
bindlich find, demnächit aber die maßgebenden NRechtsporfchriften, 
insbefondere die Vorfchriften der ©. D. zu beachten. In den Fällen 
der oben fpeziell hevvorgebobenen SS. 46 und 105 der ©. DO. haben 
- die Konfuln ihre Entjcheidung unter Angabe der Gründe fchriftlich 


abzufaffen und jeder Partei eine Ausfertigung unter ihrem Siegel 


und ihrer Anterjchrift zuzuitellen, ſofern nicht Darauf verzichtet 
wird; in den Fällen der SS. 64, 66, 71 bedarf es dagegen der 
Ausfertigung eimer jchriftlihen Genehmigung nur auf befonderes 
Verlangen des einen oder des anderen Theils. 

2. Befonderes. In Bezug auf einzelne in der Praxis 
vorgefommene Streitfragen it Folgendes zu bemerfen: 

a) Darüber, ob die Verpflichtung zum Militärdienit einem 
Schiffsmanne das Necht verleihe, feine Entlaffung vor abaelaufenem 
Heuervertrage zu verlangen, enthält die S. D. Nichts. Im den 
Motiven zu dem von Dldenburg, Bremen und Hamburg vor- 
gelegten Entwurfe beißt es in Bezug bierauf, die Frage, welche 
Drivatrechtsverbältniffe vor der öffentlichen Bflicht der Gejtellung 
zum Militärdienite weichen müſſen, fünne in der ©. O. nicht ſpeziell 
für das Schiffsmannsverbältniß beantwortet werden. Auch die 
Geſetze Über die Militärpflicht fchweigen über die Frage. In einem 
Spezialfalle hat das Auswärtige Amt Bedenken getragen, in diefer 


*) Dieje Beftimmung ift im $. 57 der ©. ©. unter Ziffer 2 wörtlich reprodugzirt, 
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Beziehung allgemeine Grundfäge aufzuftellen, da gegen die den 
Seemannsämtern im einzelmen alle obliegende Entjcheidung die 
Berufung nicht an das Auswärtige Amt gebe. 

Der Verfaffer hält dafür, dab das Seemannsamt bei Vermit- 
telung, beziehungsweife proviforifcher Entjcheidung eines Streits 
zwifchen Schiffer und Schiffsmann die Militärpflicht des Schiffs- 
manns als einen Entlaffungsgrund unzweifelhaft dann anfehen 
kann, wenn eine Mobilmachung des deutjchen Heeres angeordnet 
it und der Schiffsmann in die Heimath zurüdkebren will, um 
der Einberufungsordre Folge zu leiſten. Denn in einem folchen 
Falle erjcheint der Nüdtritt des Schiffsmanns von- dem Dienft- 
vertrage wegen veränderter Umſtände zuläfjig, da ciwilvechtliche 
Verhältniffe hinter ſolchen öffentlich -vechtlichen Verpflichtungen zu- 
rüetreten müfjen. Aber das Seemannsamt wird den Heuervertrag 
aus einem ſolchen Grunde nur löfen dürfen, wenn das öffentliche 
Intereſſe wirklich gewahrt wird. Fehlt alfo dem Seemannsamte 
die Ueberzeugung, dab der Schiffsmann die Entlaffung bona fide, 
d.h. in der Abficht, jeine Militärpflicht thatjächli zu erfüllen, 
verlangt; oder würde der Schiffsmann nicht in der Lage fein, nad) 
erfolgter Entlafjung feine Abficht auszuführen, weil die Geldmittel 
zur Reife in die Heimath nicht vorhanden find;*) oder gebt das 
Schiff diveft in einen Hafen, von wo aus der Schiffsmann unfchwer 
an den Ort, wo er feiner Militärpfliht zu genügen bat, gelangen 
fann: jo würde e8 der Verfaffer nicht für zuläffig erachten, daß 
das Seemannsamt dem Schiffer die Entlaffung des Schiffsmanns 
aufgiebt. Walten aber nad) diefen Richtungen bin feine Bedenken 
ob, erjcheint der Schiffsmann als gutgläubig, bat er ein aus- 
reichendes Heuerguthaben oder find fonjt die Koften der Neife in 
die Heimath gededt und ftehen anderweitige Gründe des öffentlichen 
Intereffe**) nicht entgegen: fo wird e8 angezeigt fein, den Heuer 
vertrag für aufgehoben zu erachten. 

Wird dem Schiffsmann die Entlaffung bewilligt, fo wird der- 
jelbe doch feinenfalls mehr als die bis zu feiner Entlaffung ver- 


*) Einem im Auslande befindlichen Militärpflichtigen dürfen die Koften zur 
Reife in die Heimath nicht aus Neichsmitteln gewährt werden, ausgenommen wenn 
dies der Neichsfanzler vorher genehmigt hätte. Denn es iſt Sache jedes Einzelnen, 
fi) zur Erfüllung feiner jtaatsbürgerlichen Obliegenheiten in den Stand zu ſetzen. 

**), Lebteres könnte z. B. der Fall fein, wenn Erfah für den betreffenden 
Schiffsmann nicht zu finden ift und die Dienfte desfelben im Intereſſe der Sicher— 
- beit x. des Schiffs unentbehrlich find. 
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diente Heuer zu fordern baben.°) Die Koften der Reife in Die 


Heimath dem Schiffer, bezw. der Rhederei erg sen feblt ein- 


aefeglicher Grund. 

Smeifelbafter geitaltet fich die Sace, wenn der Schiffsmann 
nicht in Folge einer Mobilmachung, fondern deshalb den Schiffe 
dienjt verlaffen will, weil er das militärpflichtige Alter erreicht bat 
und Behufs der Gejtellung in. die Heimatb zurückkehren möchte: 
Diefer Fall wird felten vorkommen, weil die deutfchen Seemanns- 
ämter bei der —— eines Schiffsmanns über das militär— 
pflichtige reſp. über die Dauer der ihm bewilligten Zurückſtellung 
hinaus nicht mitwirken dürfen (vergl. oben ©. 305), immerhin iſt 
ev möglich. Da in einem folchen alle der Schiffemann, als er 
ſich verbeuerte, wilfen mußte, daß und wann er fich zu geitellen 
hatte, um feiner Militärpfliht Genüge zu leilten, jo fann von 
veränderten Umftänden nicht die Nede fein. Mindeſtens würde 
dem Schiffer, falls diefer von der Militärpflicht des Schiffsmanns 
feine Kenntniß batte, ein Anſpruch auf Schadenerfag gegen den 
legteven zuitehen. Der Konful wird daher ‚einen desfallfigen Ent- 
Ihädigungsanfpruch, namentlich bei Ermittelung der Höhe des 
Heuerguthabens des Schiffsmanns, in Betracht ziehen und eine 
> billige Ausgleihung zwifchen den civilcechtlichen Anfprüchen des 


Sciffers und dem Verlangen des Schiffsmanns, feiner Staatsbürger 
g / 9 


pflicht zu genügen, verſuchen müſſen. 

b) Es iſt wiederholt zur Sprache gekommen, ob eintretende 
Kriegsgefahr einen Schiffsmann bevechtige, Die Löſung des Heuer- 
vertrags zu verlangen. Das preußifche Obertribunal bat durch 
Beichluß vom 5. Mai 1871**) diefe Frage verneint und gegen einige 
Schiffsleute, welche fi in Folge des zwifchen Deutjchland und 
Frankreich ausgebrochenen Krieges geweigert hatten, die Reife 
fortzufegen, die Einleitung einer jtrafrechtlichen Unterfuhung an- 
geordnet. Das Neich8-Oberhandelsgericht hat in dem Urtheil vom 
4. Januar 1873, betreffend das Schiff »Vrovidentia«, die entgegen- 
gefegte Auffaffung angenommen.***) Die Entfcheidung gründet fid) 
zwar auf — aufgehobene — Beltimmungen des H. G. B., indeffen 
treffen die Entjcheidungsgründe im Wefentlichen aud für die ©. O. 
zu, weshalb fie bierunter folgen. 





*) Vergl. Windfcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts, 3. Aufl., Bd. 2, ©. 464. 
**, Entfcheidungen des K. Obertribunals, 66. Bd. ©. 9. 
*) Entjcheidungen des Reidys- Oberhandelsgerihts, 8. Bd. ©. 345. 


Ay . * 
— —— 


u Me ei ee Zn. u 


5 Dean a a —— 


347 


»Die Frage, ob die Kläger (die Schiffsleute) berechtigt geweſen 
jeien, bei dem Aufenthalte des Schiffes in Kopenhagen ihre Dienjte 
für die beabfichtigte Fortſetzung der Neife durch die Nordfee nach 
Aberdeen wegen der ihnen drobenden Kriegsgefahr zu verweigern, 
muß bejaht werden. Zwar erklärt das 9. G. B. im Artikel 543 
sub 4*) nur den Schiffer für berechtigt, den Schiffsmann (ab- 
geſehen von den in dem Heuervertrag beftimmten Fällen) vor Ablauf 
der Dienftzeit zu entlaffen, wenn die Neife, für welche der Schiffs- 
mann geheuert war, wegen Krieges, Embargo oder Blofade oder 
wegen eines Ausfuhr oder Einfuhrverbots oder wegen eines andern, 
Schiff oder Ladung betreffenden Zufalls nicht angetreten oder fort- 
gejeßt werden fan, wogegen es im Artikel 547°") dem Schiffs- 
mann ausdrüdlih nur dann geitattet, feine Entlaffung zu fordern, 
wenn fih der Schiffer einer groben Verlegung feiner ibm gegen 
den Schiffsmann obliegenden Bflichten, insbefondere durch ſchwere 
Mißhandlung oder guundlofe Vorenthaltung von Speife und Trant, 
Ihuldig madt. 

Nichtsdejtoweniger hat das Dbergericht mit Necht angenommen, 
daß hieraus nicht zu folgern ‚fei, ein Schiffsmann könne, abgefeben 
von dem im Art. 547 eit. erwähnten Falle, die Aufhebung feines 
Dienftvertrags überall nicht fordern. Daß das Gefeß dies nicht 
hat ausjprechen wollen, geht nämlich mit Sicherheit aus den Be- 
rathungsprotofollen hervor. Denn obwohl die Kommiffion die 
Beitimmung des dem Art. 547 de8 H. G. B. zum Grunde liegenden 
Art. 459 de3 preußischen Entwurfs, gemäß welcher, nach dem Vor- 
bilde des Art. 440 des holländiſchen Geſetzbuchs, der Schiffsmann 
feine Entlafjung unter Anderem aud dann follte fordern fünnen, 
wenn vor Beginn der Reife der Staat in einen Seekrieg verwidelt 
und nad der Nidhtung der Neife Kriegsgefahr für das Schiff 
wahrjcheinlich werde, zu ftreichen bejchloß, jo geſchah dies doch 
[ediglich deshalb, weil für eine folche VBeltimmung fein Be- 
dürfniß vorliege, da der Schiffsmann, wenn wirklich ernſtliche 
Gefahr vorhanden ſei und dennod auf die Ausführung der Reife 
bejtanden werde, auch ohne folche ausdrüdliche gefegliche Beſtimmung 
bei jedem Richter Schuß finden werde, und weil ſelbſt bei der forg- 
fältigiten Redaktion in der Bezeichnung der Nähe der Kriegsgefahr 
eine Unbejtimmtheit enthalten fein wiürde, welche eber zur Er- 
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jeugung als zur Fernhaltung von Streitigkeiten geeignet wäre, 
Ferner wurde einjtimmig anerkannt, daß von Erwähnung anderer. 
Gründe, wegen deren ein Seemann feine Entlafjung fordern könne, 
Umgang zu nehmen fei, da die allgemeinen Grundfäße des 
Nechbts für deren Beurtheilung ausreichten. Es murde 
dabei 3. B. auch als felbjtverftändlich angenommen, daß ein Schiffs- 
mann, welcher jich für eine fejtbeitimmte Reiſe verbheuert habe, Die 
Entlaflung fordern fünne, wenn eine ganz andere Reife gemacht 
werden folle, da feinem Kontrahenten zujtehe, den Vertragsgegenftand 
zu verändern. Gleichwohl wurde aber eine ausdrüdliche Erwähnung 
auch dieſes Entlaffungsgrundes nicht beliebt, weil diefelbe Die 
Mannfchaft auf das ihr dieferhalb unter Umſtänden zuftehende Necht 
ausdrüdlidy binweifen, dadurch aber deſſen Geltendmachung in 
ungeeigneten Füllen verurfachen und unnüge Streitigkeiten hervor- 
rufen könnte. | 

Haben hiernach alfo andere Aufhebungsgründe des Dienjtver- 
hältniffes auch von Seiten der Mannfchaft durch Art. 547 
des 9. G. B. nicht bejeitigt werden follen und bebt derjelbe 
vielmehr nur einen einzelmen Aufhebungsgrund befonders hervor, 
io steht auch der Abſatz 1 des Art. 533 des H. G. B.*) nicht 
„entgegen, welcher vielmehr nur die allgemeine Negel ausjpricht, 
daß der Schiffsmann verpflichtet fei, während der ganzen Reife, 
einfchließlich etwaiger Swifchenreifen, bis zur, Beendigung der Rüd- 
reife in Dienft zu bleiben. Es fragt ſich daher weiter, ob im vor- 
liegenden Falle die Kläger nad) den Grundfägen des bier eventuell 
zur Anwendung kommenden Gemeinen Nechts"*) berechtigt waren, 
ihre Dienfte Behufs der beabfichtigten Fortfegung der Reiſe zu 
verweigern, und dieſe Frage iſt unbedenklich zu bejahen. Denn die 
Kläger, welche fich jchon Ende März 1870 für das Schiff »Dro- 
videntia« verheuert hatten, waren dadurch zwar an fid) verpflichtet, 
ihren Dienſt jo lange fortzufegen, bis das Schiff in feinen Heimaths— 
hafen zurücdgefehrt fein werde. Da diefer Heuervertrag aber in 
Friedenszeiten abgejchloffen war, jo hatten fie fih aud nur zu 
einem ſolchen Schiffsdiente, wie ihn der ordentliche Schifffabrts- 
betrieb in Friedenszeiten mit fich bringt, verbindlicd gemacht. Sie 
hatten fich daher zwar wohl allen damit gewöhnlich verbundenen 
Gefahren der Schifffahrt, zu welchen auch die der Viraterie gehören 


*), Vergl. $: 54 Abjag 1 der ©. D. 
) Der Fall betraf ein medlenburgifcdes Schiff. 
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fann, unweigerlich zu unterziehen. Nachdem aber im Juli 1870 
der Krieg zwifchen Deutfchland und Frankreich ausgebrochen war, 
und notorifch und unbejtrittenermaßen noch im Dezember 1570, 
als das Schiff von Kopenhagen nach Aberdeen abgehen follte, 
franzöſiſche Kriegsschiffe in der Nordfee kreuzten, welche auf deutfche 
Handelsfchiffe Jagd machten und nicht nur die genommenen Schiffe 
aufbrachten, fondern auch deren Mannfchaften nad) Frankreich ab- 
führten, wo fie als Kriegsgefangene behandelt wurden, war unter 
diefen Umftänden der Kapitän A. als Führer des Schiffes nicht 
berechtigt, von den Klägern eine ortjeßung der Reife zu ver 
langen, durch welche diefelben mindeftens der nahe liegenden Gefahr, 
in Kriegsgefangenfchaft zu gerathen und darin auf eine nicht voraus- 
zufehende Zeit zu verbleiben, ausgefegt worden wären, außerden aber 
den Verluft ihrer ganzen, auch der fehon verdienten, Heuer visfirt 
hätten, da diefelbe nad) Artikel 784 des 9. G. B. nicht einmal ver- 
fichert. werden fann und der Rheder perſönlich dafür nad) Art. 453 
de8 9. G. B.”), wenn das Schiff aufgebracht oder angehalten und 
für gute Brife erklärt wird, nur infofern baftet, als ihn em 
Verſchulden an dem Verlufte des Schiffes trifft. Dieſe mit der 
beabfichtigten Fortfegung der Reife verbundene befondere Gefahr 
für Leib und Gut der Mannfchaft ließ fic) bei Eingebung des 
Heuervertrags unmöglich‘ worausfehen und fchloß eine wefentliche 
Veränderung und Erfehwerung der von der Mannfchaft ver 
tragsmäßig übernommenen Verpflichtung in fich, welcher fic) diefe 
nach den, in Ermangelung  fpezieller feerechtlicher Beltimmungen 
hier zur Anwendung kommenden, allgemeinen Grundfägen über die 
Dienftmiethe nicht zu unterwerfen brauchte. 

Daß andrerfeits auch die Nhederei Schiff und Fracht bei 
der beabfichtigten Fortfeßung der Reife aufs Spiel gefeßt haben 
wiirde, kann hiergegen ſchon deshalb nicht in Betracht kommen, 
weil fie ihrerfeits gegen die drohende Kriegsgefahr, welche über- 
dies nur das Vermögen und nicht die Perſon dev Mitrheder 
betraf, WVerfiherung nehmen konnte. Ebenſo wenig entfcheidend 
für das Gegentheil ift aber auch der Umſtand, daß der Kapitän 
A. bereit war, ſich für feine Derfon der drohenden Gefahr aus- 
zuſetzen, denn auf die vechtliche Stellung der Mannschaft konnte 
er. Entſchluß feinen Einfluß ausüben. Dagegen könnte 
zwar noch in Frage kommen, ob die Kläger, deren Rechtsverhältniß 
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zum Schiffer allerdings nicht Lediglich auf einer Dienftmietbe 


berubte, da ſie als Schiffsleute dem Schiffer Gehorſam fchuldeten 


und dejien Disziplinargewalt unterworfen waren (Artikel 533 
des 9.6. B.“), nad) Abſatz 4 des Artikels 547 und nad Ar 
titel 557°) zur Fortſetzung dev Neife nicht deshalb verpflichtet 
gewejen wären, weil ihr Schiffer, wenngleich unberechtigter Weife, 
dies von ihnen verlangte und der Norddeutfche Konful in Kopen- 
hagen fie in dem Sinne bejchieden hatte, dab fie troß der zu 


befürchtenden Kriegsgefangenfchaft Inhalts der Mufterrolle zur 


Fortſetzung der Reiſe verpflichtet feien. Denn nad diefen Be 
timmungen darf der Schiffsmann, welcher in einem andern ande 
jeine Entlaffung fordert, nicht ohne Genehmigung des zu- 
ſtändigen Konfuls feinen Dienjt verlaffen und baben fowohl 
der Schiffsmann als der Schiffer die Entjcheidung des Konfuls 
einftweilen zu befolgen, vorbehaltlich der Befugniß, nad) Been- 
digung der Neife ihre Nechte vor der zuftändigen Behörde geltend 
zu machen. Allein im vorliegenden Falle haben die Kläger ihrer- 
jeits weder die Aufhebung des Dienjtvertrages verlangt, noch 
ihren Dienſt einfeitig und gegen den Befehl des Schiffers oder 
Konfuls verlaffen, auc ihre Dienfte nicht überhaupt, fondern 
nur für die vom Schiffer beabfichtigte Fortſetzung der Reife ver- 


weigert und find dann mit Billigung des Konſuls ihrerfeits 


dur den Schiffer entlaffen, welcher es «bei der, auch dem Kon- 
jul gegenüber fortgefeßten Weigerung der Kläger vorzog, andere 
Yeute an Stelle der Kläger zu beuern, auſtatt die legteren auf 
Grund der ibm durch Artikel 532 des 9. G. B. ertheilten Er- 
mächtigung mit Hülfe des Konfuls zwangsweiſe zur Erfüllung der 
ihnen nac dem VBefcheide des Konfuls obliegenden Verpflichtung 
anzubalten. Es kann daher unentfcyieden bleiben, ob die Kläger 
fich nicht dem ihnen durch den Konful gewordenen Bejcheide gegen: 
über in einem Nothitande***) befanden, der ihr Verhalten als 
gerechtfertigte Selbithülfe erfcheinen ließe, da ihnen nad) Ar- 
tifel 537 Abſatz 1 ib. das Anrufen der dänifchen Behörden 
unterfagt war und die Befolgung dev Enticheidung des KRonfuls 
für die Kläger gerade diejenige Gefahr herbeigeführt haben würde, 
welcher jie ſich mit Necht nicht ausgefegt wiſſen wollten. « 


72 der ©.D. 
64, 105 ebenda. 
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Lewis (das deutſche Seerecht, J. S. 216) vertritt dieſelbe 
Anſicht wie das Reichs-Oberhandelsgericht. Andere Rechtslehrer 
und Gerichte halten die Begründung nicht für zutreffend. Vergl. 
Perels, deutſches öffentliches Seerecht ©. 175 ff. 

ec) Von befonderer Wichtigkeit find die Streitigkeiten, von 
denen ‚der $. 47 der ©. DO. fpricht. Nach diefem Paragraphen hat, 
wenn ein Schiffsoffizier oder nicht weniger als drei Schiffsleute 
Befchwerde darüber erheben, daß das Schiff, für welches fie ange- 
muftert find, nicht feetüchtig ift, oder daß die Worräthe, welche 
das Schiff für den Bedarf der Mannfchaften an Speifen und 
Getränken mit fich führt, ungenügend oder verdorben find, der 
Konful eine Unterſuchung des Schiffs, bezw. der Vorräthe zu ver- 
anlaffen, und deren Ergebniß in das Sciffsjournal einzutragen, 
auch, falls die Beſchwerde fich als begründet erweilt, für die geeignete 
Abhülfe Sorge zu tragen. 

Diefe Beſtimmung fand fich in dem Negierungsentwurfe nicht, . 
jondern it aus der Initiative des Neichstags hervorgegangen. Ein 
Theil der verbündeten Regierungen hatte gegen die Annahme Be- 
denken, weil man davon eine Schädigung der Schiffsdisziplin be- 
fürchtete. Die KRonfuln haben deshalb folhen Fällen eine befondere 
Sorgfalt zu widmen, namentlich die hierauf bezüglichen Beſtimmungen 
der Allgemeinen Dienft- Inftruftion auf das Gemwiffenhafteite zu be- 
folgen. Diefelben lauten: 

»Um eine mißbräuchliche Anwendung des der Schiffsmann- 
Ichaft eingeräumten Befchwerderechts und die daraus dev Rhederei 
und den ſonſt Betheiligten erwachfenden Schäden zu verhüten, haben 
die Konfuln bei der Ausführung des $. 47 folgende, im Einver- 
nehmen mit den betreffenden Ausſchüſſen des Bundesraths aufge- 
jtellte Vorschriften auf das Sorgfältigite zu beobachten. 


1. Wird bei dem Konful von Angehörigen dev Mannfchaft eines 
Schiffes Beſchwerde darüber erhoben, daß dasfelbe nicht feetüchtig 
fei, oder daß die Vorräthe, welche e8 für den Bedarf der Mann- 
Ihaft an Speifen und Getränken mit fich führt, ungenügend oder 

verdorben feien, fo hat der Konful zunächit die Legitimation der 
Beſchwerdeführer feitzuitellen. Insbeſondere ift, wenn die Befchwerde 
von einem Schiffsmann unter Berufung auf feine Eigenschaft ala 
Schiffsoffizier erhoben wird, von ihm der Nachweis zu führen, daß 
ihm diefelbe wirklich zuftehbt. Nur der Steuermann des Schiffes ift 
von diefem Nachweife befreit. 
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2. Nach Feititellung der Legitimation find die De 
über ibren Antrag zu Drotofoll zu vernehmen. 

3. Die Vernebmung jedes einzelnen VBeichwerdeführers erfolgt 
abgefondert ohne Beifein der übrigen. 

Vor der Vernehmung iſt jeder derfelben auf die Strafbeftim- 
mungen des S. 94 der ©. DO. und auf die Entjchädigungsanfprüche 
binzumeifen, welche ex, falls die Beſchwerde unbegründet befunden 
wird, zu gewärtigen bat. 

4. Der Vernommene bat fich ausführlich darüber zu erklären: 

auf welche Thatſachen ex die Annahme ftüßt, daß das 
Schiff nicht feetüchtig fei, oder daß die Vorräthe, weldye dasfelbe 
fir den Bedarf der Mannfchaft an Speifen und Getränfen mit fi) 
führt, ungenügend oder verdorben fein; — 

durch welche Beweismittel die Feſtſtellung dieſer TIhatfachen 
zu bewirken ift. | 

5. Nach dem Abjchluß der Vernehmungen hat der Konful zu 
prüfen: 

ob die thatfächlichen Angaben der VBefchwerdeführer, wenn 
fie durch die Beweisaufnahme bejtätigt werden follten, die An— 
nabme rechtfertigen, daß das Schiff nicht feetüchtig ſei, oder daß 
die Vorräthe desfelben für den Bedarf der Mannfchaft an Speifen 
und Getränfen ungenügend oder verdorben feien; ; 

ob, wenn die Beſchwerde von mindejtens drei Sciffsleuten 
erhoben ift, die thatfächlichen Angaben jedes Einzelnen von ihnen 
im Mefentlichen mit den Ausfagen der anderen Befchwerdeführer 
übereinftimmen. Trifft die eine oder die andere diefer beiden Vor— 
ausfegungen nicht zu, fo iſt die Beſchwerde ohne Weiteres als 
he bezw. unzuläffig abzumeifen. 

6. Wenn dagegen der erhobenen Befchwerde nach Maßgabe der 
unter Nr. 5 getroffenen Beſtimmungen weitere Folge zu geben iſt, fo 
bat ver Konful zunäcit den Schiffer über die einzelnen Bejchwerde- 
punfte zu hören. Findet die Angelegenbeit durch deffen Erklärung 
nicht ihre Erledigung und ift auch durch die font fich darbietenden 
Beweismittel, insbefondere duch eine Vernehmung der übrigen 
Schiffsmannfchaft eine gemügende Aufklärung des Sadyverhalts nicht 
zu gewinnen, fo bat der Konful eine Unterfuhung des Schiffs, 
bezw. der Vorrätbe zu veranlaffen, und nach Beendigung derfelben 
in Gemäßbeit des $. 47 der ©. O. meiter zu verfahren. 

Mit der Unterfuhung des Schiffs oder der Vorräthe find 
unparteiifche Sacverjtändige und zwar, wenn im Safen deutfhe 
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oder einer anderen befreundeten Nation angehörige Schiffe anweſend 
find, zwei oder drei von den Führern diefer Schiffe zu betrauen. 

Das Ergebniß der Unterſuchung it durch ein von den Sad)- 
verftändigen zu unterzeichnendes Vrotofoll feitzuftellen. 

Hat eine Unterfuchung des Schiffs oder der Vorräthe ftatt- 
gefunden, jo bat der Konful unverzüglich unter abfchriftlicher Ein- 
reichung der Verhandlungen, ſowie unter Mittheilung der getroffenen. 
Entjcheidung und der zu deren Ausführung etwa erlaffenen An— 
ordnungen dem Auswärtigen Amte eingehenden Bericht zu erftatten.« 

Die baaren Auslagen der Unterfuchung find, falls die Be- 
fchwerde begründet ift, von dem Schiffer, entgegengefeßten Falls 
von dem nder den Bejchwerdeführern zu Fragt, andere Kojten aber 
nicht in nah zu bringen. 


$. 76. 
-XIH. Polizei- und Strafgewalt der Konfuln. 


Das Konfulargefeb bat den Kaiferlihen Konfuln in Bezug 
auf die deutjchen Kauffahrteifchiffe polizeiliche Befugniffe verfchiedener 
Art ausdrüdli übertragen: fo die Ueberwachung der megen 
Führung der Neichsflage beftehenden Vorfchriften, die Entgegen- 
nahme der Meldungen, der Sciffsführer u. f.w. Wenn neben 
diefen Spezialbeftimmungen die Konfuln im $. 33 des gedachten 
Geſetzes allgemein für befugt erflärt werden, über die im Hafen 
ihrer Refidenz anmwefenden deutſchen Schiffe die Wolizeigewalt aus- 
zuüben, jo kann damit nur gemeint fein, daß diefelben in Bezug 
auf etwaige in ihrem Amtsbezirk begangene ftrafbare Handlungen 
des Schiffers oder der Schiffsleute die Zuftändigfeit einer Polizei— 
behörde haben follen. Daß dies die Auffaffung der Reichsregierung 
it, läßt fi) aus den erläuternden Beitimmungen der Allgemeinen 
. Dienft - Inftruftion zu diefem S. 33 fchliegen, indem darin nur von 
dem Einfchreiten in Bezug auf Verftöße gegen die Schiffsdisziplin, 
bezw. auf ftrafbare Handlungen der Schiffsbefagung die Nede ift. 

Dieſe Polizeigewalt verbleibt den Konfuln, felbit wenn ein 
deutfches Kriegsfhiff im Hafen anmefend it. Die in, dem Ent- 
wurfe des Konfulargefeges enthalten geweſene entgegengejeßte Be- 
ftimmung ift von dem Neichstage abgelehnt worden. Doc bat 
“man an den hergebrachten Aufgaben der Kriegsmarine Nichts ändern 
wollen. Deshalb bat auch der $. 19 der ©. DO. beftimmt, daß im 
Auslande der Schiffer in dringenden Fällen die Kommandanten 
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der ibm zugänglichen Fahrzeuge der Kriegsmarine des Reichs um 
Beiltand zur Aufrechterbaltung der Disziplin amzugeben bat. 

Da die Volizeihobeit der Staaten fidy über ihr Seegebiet und 
die darin befindlichen Fremden Handelsſchiffe erjtredt (f. oben ©. 254), 
jo fünnen die Kaiferlichen Konfuln polizeiliche Befugniffe nur mit 
Zuſtimmung der Vofalregierung ausüben. 

Manche Staaten unterwerfen in Ermangelung vertragsmäßiger 
Beſtimmungen die in ihren Häfen liegenden fremden KRauffahrtei- 
ſchiffe und deren Mannschaften ausfchlieflich der dortigen Polizei 
und Gerichtsbarkeit. Die in ſolchen Staaten rejidivenden Kaifer- 
lichen Konſuln haben fid) aller: felbititändigen polizeilichen Funktionen 
zu enthalten. 

Andere Negierungen nehmen zwar im Allgemeinen an, daß 
ein fremdes KRauffabrteifchiff den Volizeigefegen de8 Hafens unter- 
worfen ift und daß die Schiffsmannfchaft für jtrafbare Handlungen, 
welche fie am Lande oder, wenn an Bord, gegen die Sicherheit 
des Staats oder gegen nicht zur Beſatzung gehörige Derfonen be- 
geht, bei den Drtsgerichten zu belangen ift. Dagegen balten fie 
die Ortögerichte nicht für fompetent, wenn jtrafbare Handlungen 
vorliegen, weiche an Bord eines fremden Schiff von einem Manne 
der Beſatzung gegen einen andern oder gegen einen Matrofen eines 
Schiffs derfelben Flagge verübt find. In einem folden Falle fann - 
nach dieſer Auffaffung die Yofalbehörde nur einfchreiten, wenn 
fie ausdrücklich darum erſucht wird, oder wenn die öffentliche 
Ordnung gefährdet ift. Die Raiferlihen Konfuln, welche in Ländern 
vefidiren, deren Negierungen von der letztgedachten Anfchauungs- 
meile geleitet werden, fünnen auf Grund der ihnen im Konfular- 
gejet beigelegten Befugniß die Schiffspolizei innerhalb der durch 
die Gefeße und die Gemohnbeiten des Konſulatsbezirks gebotenen 
Grenzen ausüben. 

l. Bolizeiliche Befugniffe der Konfuln. a) Soweit 
es ſich um Ausschreitungen eines Schiffsmanns handelt, hät die 
polizeiliche Amtsthätigkeit des Konſuls im MWefentlichen die Aufgabe, 
die Rechte des Schiffers zur Geltung zu bringen. . Nach $. 72 der 
S. O. ift der Schiffsmann vom Antritt des Dienftes bis zu deffen 
Beendigung der Disziplinargemalt des Schiffers unterworfen. Der 
Schiffer iſt nach 8. 79 ebenda befugt, alle zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung und zur Sicherung der Negelmäßigfeit des Dienftes 
erforderlihen Maßregeln zu ergreifen. Zu diefem Imed darf er 
gewiffe Strafen verbängen, nicht in dem Sinn einer der Größe 
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des Unrechts entfprechenden Sühne, fondern als eine Mapregel zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung, als eine Exefutivftrafe. Deu 
Schiffer darf namentlich herkömmliche Erſchwerung des Dienites 
oder mäßige Schmälerung der Koſt, letztere jedod) auf höchſtens drei 
Tage, als Strafe eintreten laffen. Geldbuße, körperliche Züchtigung 
oder Einſperrung darf er als Strafe nicht anordnen. Bei einer 
Widerſetzlichkeit oder bei beharrlichem Ungehorſam iſt der Schiffer 
zur Anwendung aller Mittel befugt, welche erforderlich ſind, um 
ſeinen Befehlen Gehorſam zu verſchaffen. Er darf gegen die Be— 
theiligten die geeigneten Sicherungsmaßregeln ergreifen und ſie 
nöthigenfalls während der Reiſe feſſeln. Nähere Beſtimmungen 
über die Beſchaffenheit der anzuwendenden Mittel zu treffen, it 
abfichtlich vermieden worden. »Die Entſcheidung darüber« — 
bemerken die Motive — »ob die gewählten Mittel im angemefjenen 
Verhältniffe zum Zwede ftehen, kann nur nach deu Geſammtheit 
der Umſtände des einzelnen Falls zunächſt von dem Schiffer und 


in zweiter Linie von dem Strafrichter (S. 96) getroffen werden. _ 


Weitere Schranken zum Schutze der Schiffsmannſchaft vermag das 
Geſetz ſelbſt nicht aufzuſtellen, wenn nicht zugleich die Autorität des 
Schiffers in Frage geſtellt werden ſoll«. Die Allgemeine Dienſt— 
Inſtruktion giebt dem Konſul auf, nöthigenfalls durch Requiſition 
der Ortspolizei Alles zu thun, was erforderlich iſt, um die Diszi— 
plinargewalt des Schiffers zur Geltung zu bringen. Geben die 
Landesbehörden ſeiner Requiſition keine Folge, ſo wird der Konſul 
vermöge der ihm beiwohnenden diskretionären Gewalt ſelbſt ein— 
ſchreiten können. Namentlich wird er einer Widerſetzlichkeit oder 
beharrlichem Ungehorſam in flagranti gegenüber für befugt zu 
erachten ſein, den widerſpenſtigen Schiffsmann einſperren, anbinden 
oder ſonſt durch geeignete Mittel zur Erfüllung ſeiner Pflicht an— 
halten zu laſſen. 

Die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion verpflichtet den Konſul keines— 


wegs, ohne Prüfung Alles zu thun, was der Schiffer beanſprucht. 


Dem Schiffer konnte und mußte-das Geſetz die Befugniß beilegen, 
äußerſten Falls abſolut jedes Mittel zur Anwendung zu bringen, 
deſſen er zur Durchführung feiner Anordnungen bedarf. Seine ifo- 
lirte Stellung, die Verantwortlichkeit, welche auf ihm ruht, erfor: 
derte dies. Anders ift 8, wenn das Schiff im Hafen liegt, aljo 
ich in dem Bereich und unter dem Schuß einer geordneten Obrig- 
feit befindet. Deshalb wird dem Konful eine Prüfung der Ange- 


meſſenheit des anzuwendenden Iwangsmittels zuſtehen und er wird, 
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falls ev in diefer Beziehung andrer Anficht ift ala der Schiffer, 
nicht verbindert fein, feine Mitwirkung bei dev ‚von leßterem beab— 
fichtigten Maßregel abzulehnen und ſolche Mittel anzuwenden, welche 
er felbit nach Yage des Falls für angemeffen erachtet. Denn zu 
einem Mißbrauch der Disziplinargewalt des Schiffers darf der 
Konful nicht mitwirken. 

b) Die Allgemeine Dienjt- Inftruftion enthält weiter Beltim- 
mungen darüber, wie- fich die polizeiliche Thätigkeit des Konfuls 
gegenüber etwaigen Ausfchreitungen des Schiffers zu Außern hat. 
Wenn der Schiffer fi) eines Mißbrauchs feiner Disziplinargewalt 
ichuldig machen follte, wenn er feine Verpflichtung, für die gehörige 
d. b. die auf Reifen von Schiffen der gleichen Gattung übliche Ver- 
proviantirung des Schiffs zu forgen, vorfäglich nicht erfüllt u. ſ. w., 
jo foll der Konful die nöthigen Maßregeln treffen, um nachtheilige 
Folgen abzuwenden und die Feititellung des Thatbeitandes zu fichern. 
Der Konful kann hierbei nöthigenfalld bis zur Abfegung des Schif— 
fers und zur Einfeßung eines neuen Schiffsführers gehen. 

2. Strafbefugniffe der Konfuln. Eine förmliche Unter- 
fuchung zu führen und Strafen zu verhängen, waren die mit Ge- 
vichtsbarfeit nicht verfehenen Konfuln früher nicht befugt. Erit 
die ©. D. bat den Konfulaten in ihrer Eigenfchaft als Seemanns— 
ämter gewiffe Strafbefugniffe beigelegt. Nah $. 101 tritt die - 
Kompetenz des Seemannsamts, — auch des Konſuls, in nach— 
ſtehenden Fällen ein: 

a) In Bezug auf den Schiffsmann beitimmt $. 81 Abfaß 1 
der ©. D.: »Ein Schiffsmann, welcher nad) Abjchluß des Heuer 
vertrags fich verborgen hält, um ſich dem Antritte des Dienftes zu 
entziehen, wird mit Geldftrafe bis zu zwanzig Thalern geftraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag °) ein.« Ferner verordnet 
$. 84 der ©. D.: »Mit Gelditrafe bis zum Betrage einer Monats- 
heuer wird ein Schiffsmann beftraft, welcher ſich einer gröblichen 
Nerlegung feiner Dienftpflichten ſchuldig macht. ALS Verlegung der 
mn in diefem Sinne wird insbefondere**) angefjehen: 


*) Wenn alſo der Schiffer eine Strafverfolgung nicht beantragt, jo bat fid) 
der Konful nicht einzumifchen. In Bezug auf die im Abſatz 2 und 3 des $. 81 
erwähnten Fälle fteht die Strafbefugnif nicht den Konfuln, fondern den heimiſchen 
Gerichten zu. 

*) Die Allgemeine Dienft- Inftruftion bemerkt, daß es nicht ausgefchloffen fei, 
auch wegen andrer Handlungen Beftrafung eintreten zu laffen, wenn darin nad) pflicht- 
mäßigem Ermeffen des Konſuls eine gröbliche Verlegung der Dienftpflicht zu finden fei. 
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Nacläfjigkeit im Wachdienſte; Ungehorfam gegen den Dienft- 
befehl eines Worgefegten; ungebührliches Betragen gegen Vorgefeßte, 
gegen andere Mitglieder der Schiffsmannfchaft oder gegen Reifende; 
Verlafien des Schiffs ohne Erlaubniß oder Ausbleiben über die feit- 
gejegte Zeit; Wegbringen eigener oder fremder Sachen von Bord 
des Schiffes und an Bord bringen oder an Bord bringen laſſen 
von Gütern oder jonftigen Gegenjtänden ohne Erlaubniß; eigen- 
mächtige Zulaffung fremder Perſonen an Bord und Geftattung des 
Anlegens von Fahrzeugen an das Schiff; Trunkenheit im Schiffs- 
dienste; Vergeudung, unbefugte Veräußerung oder bei Seite bringen 
von Vroviant. 

Gegen Schiffsoffiziere‘) Fann die Strafe bis auf den Betrag 
einer zweimonatlichen Heuer erhöht werden. Wenn die Heuer nicht 
zeitweife bedungen ift, jo wird die Strafe auf einen nach dem Er- 
meſſen des Seemannsamts der Monatsheuer entfprechenden Geld- 

betrag beftimmt. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der 
Antrag ift bis zur Abmujterung zuläfjig.« 

Hat der Schiffer verfäumt, die Verlegung der Dienjtpflicht in 
das Schiffsjournal einzutragen, fo tritt feine Verfolgung ein ($. 85). 

Endlich jchreibt $. 93 der ©. DO. vor: »Mit Gelditrafe bis zu 
zwanzig Thalern oder mit Haft bi8 zu vierzehn Tagen wird beftraft 
ein Schiffsmann, welcher ı. bei Verhandlungen, die fich auf die 
Ertheilung eines Seefahrtsbuches, auf eine Eintragung in dasjelbe 
oder auf eine Mujterung beziehen, wahre Thatſachen entjtellt oder 
unterdrüdt oder falfche vorfpiegelt, um ein Seemannsamt zu täufchen ; 
2. e8 unterläßt, ſich gemäß 8. 10 zur Mufterung zu ftellen; 3. im 
alle eines dem Dienftantritt entgegenjtehenden Hinderniffes unterläßt, 
ſich hierüber gemäß S. 15 gegen das Seemannsamt auszumeifen. 

Dur) die Beitimmung der Ziffer ı wird die Vorſchrift des 
$. 271 de8 Strafgejeßbuchs **) nicht berübrt.« 

In Fällen, wo nad) den vorjtehenden Beitimmungen die Strafe 
nur auf Antrag eintritt, kann der Antrag bis zur Verkündung 
einer auf Strafe lautenden Entjcheidung zurückgenommen werden. 

*) Siehe oben ©. 256. —5* 

**) Derjelbe lautet: »Wer vorſätzlich bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen 
oder Thatſachen, welche für Rechte oder Rechtsverhältniſſe von Erheblichkeit ſind, in 
öffentlichen Urkunden, Büchern oder Regiſtern als abgegeben oder geſchehen beurkundet 

“werden, während fie überhaupt nicht oder in anderer Weiſe oder von einer Perſon 
in einer ihr nicht zuftehenden Eigenfchaft oder von einer andern Perſon abgegeben 
oder gejchehen find, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit Geldjtrafe 
bis zu dreibundert Mark beitraft.« 
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Die Allgemeine Dienft- Inftruftion beftimmt im Einklang mit 
$. 101 der ©. D., daß der Konful, wenn er in den erwähnten 
Fällen einfchreiten "muß, den Angefchuldigten verantwortlich zu 
vernebmen und den Thatbeitand durch — unbeeidigte — Abbörung 
von Zeugen, Einficht des Schiffsjournal® und auf fonft geeignete 
Weife ſummariſch feitzuftellen hat. Nach Abſchluß der Unterfuchung 
iſt ein mit Gründen verſehener Beſcheid jchriftlich abzufaffen. Der- 
jelbe muß entweder auf Freiſprechung oder auf eine innerhalb der 
Grenzen der betreffenden Strafandrobung zu bemefjende Geld- bezw. 
Haftjtrafe lauten und wird dem Ungefchuldigten im Falle feiner 
Anweſenheit verkündet, andernfalld in Ausfertigung zugeitellt. Der 
Tag dev geichebenen Verkündung oder Zuſtellung ift unter dem Be- 
jcheide zu ‚vermerken. Näheres fiehe in der Allgemeinen Dienit- 
Inſtruktion zu $. 33. Aus dem dort gegebenen Beifpiel gebt 
hervor, daß, wenn der Beichuldigte zur Stelle ift und die Beweis— 
mittel ebenfall® zur Hand find, in der Regel fofort die Unterfuchung 
zu führen und der Velcheid zu ertheilen ift. Iſt dies nicht thunlic, 
fo wird ein möglichjt naher Termin zum. mündlichen Verfahren 
und zur Entjcheidung dev Sache anzuberaumen fein. Die jchrift- 
liche Vorladung zu dieſem Termin fann etwa, wie folgt, lauten: 
— »Der Jungmann Peter N. aus Elbing wird befchuldigt, am 
28. April 1884, Abends gegen 10 Uhr, während er die Wache ° 
gehabt, auf Ded jchlafend und amfcheinend betrunfen angetroffen 
worden zu fein. Beweis: Zeugniß des Steuermanns Ernſt Wilhelm 
D. und des Matrofen Anton Friedrich R. ‚Zum mündlichen Ver- 
fahren und zur Entjcheidung der Sache ift ein Termin auf den 
7. Mai 1884, Vormittags 11 Uhr, anberaumt und wird dazu der 
Beſchuldigte hierdurch mit der Aufforderung vorgeladen, zur feit- 
gefegten Stunde in dem Gefchäftsiofale des unterzeichneten See— 
mannsamts zu erjcheinen, die etwa zu feiner Vertheidigung dienenden 
Beweismittel mit zur Stelle zu bringen, oder folche dem Seemanns- 
amte jo zeitig vor dem Termine anzuzeigen, daß fie noch zu dem- 
jelben berbeigefchafft werden fünnen. Im alle des WUusbleibens 
des Befchuldigten wird mit der AUnterfuchung und- Entjcheidung in 
defjen Abweſenheit verfahren werden. Etmwaigen Anträgen auf An- 
ſetzung eines neuen Termins kann nur auf Grund bejcheinigter 
erheblicher Hinderniffe jtattgegeben werden. (Datum, Firma, Siegel, 
Unterfchrift.)e Zum Termin find die Zeugen, deren Anhörung 
nöthig erſcheint, ſowie die erforderlichen Beweismittel berbeizufchaffen. 
Ericheint der Beſchuldigte der gehörig erfolgten Vorladung unge 
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achtet, in dem Termin nicht, oder verweigert ex die Auslaffung über 
die Bejchuldigung, jo wird dennoch dev Beweis aufgenommen und 
der Bejcheid erlaffen. Im die Mufterrolle darf deu Beſcheid nicht 
eingetragen werden. 

Gegen einen verurtheilenden Bejcheid des Seemannsamts fann 
der Verurtheilte innerhalb einer zebntägigen Friſt von der Ver: 
fündung oder der Zuftellung ab, — den Tag derfelben nicht mit-. 
gerechnet, — bei dem Konful zu Protokoll oder fchriftlich auf 
gerichtliche Entfcheidung antragen. Gegen einen freifprechenden Be- 
jcheid findet eine Berufung auf vichterliches Gehör nicht ftatt. 

Für das weitere Verfahren ift dasjenige Gericht örtlich zu- 
ſtändig, in deffen Bezirk der Heimathshafen und, wenn das Schiff, 
weil nur mit einem Eonfularifchen Flaggenattejte verjehen, eines 
jolchen ermangelt, derjenige deutfche Hafen belegen ift, welchen das 
Schiff nad) der Straffeftfegung zuerſt erreicht. Iſt die Frift gewahrt, 


Mas auf dem Antrage duch Vermerk des Eingangstags feitzuitellen 


ift, jo hat der Konful die fämmtlichen aufgenommenen Verhand-- 
lungen mit dem ertheilten Bejcheide und dem Antrage auf gericht- 
liche Entjcheidung „der zuftändigen Staatsanwaltichaft direkt oder, 
falls er über dieſelbe zweifelhaft it, dem Auswärtigen Amte zur 
meiteren Veranlaffung zu überjenden. 

Der Strafbeicheid des Konfuls it in Betreff der Beitreibung 
der Gelditrafe vorläufig vollftvekbar. Eine etwa feftgejegte Haft 
darf dagegen im Falle der Berufung auf gerichtliches Gebör von 
dem Konful nicht vollitredt werden, nur ein unangefochtener Straf- 
bejcheid ijt auch bezüglic einer Haftitrafe zu volljtveden. Sit dies 
nicht möglich, 3. B. weil das betreffende Schiff inzwifchen bereits 
wieder in See gegangen ift, jo hat der Konful Ausfertigung des 
Bejcheides mit einem Atteſte darüber, mit welchem Tage die Frift 
zur Anbringung des Antrags auf gerichtliche Entfcheidung abgelaufen 


it, gleichfalls der zujtändigen Staatsanwaltjchaft Behufs Veran- 


lafjung der Strafvollitredung einzufenden. 

Die eingezogene Geldjtrafe iſt durch Wermittelung des Aus- 
wärtigen Amts dem Seemannsamte des Heimathshafens des Schiffes, 
welchem dev Thäter zur Zeit der Begehung der jtrafbaren Handlung 
angehörte, zu überweijen. Fehlt es an einem ſolchen Heimathshafen, 
jo wird die weitere Beftimmung über die Geldftrafe dem Auswärtigen 
Amte zu überlaffen fein. Gefängnißjtrafen find, falls der Konful fein 
eigenes Haftlofal Hat, an Bord des Schiffes oder — foweit die 
Geſetze des Landes nicht entgegenjtehen — im Haufe des Konfuls 
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oder in einem fonftigen ihm zu Gebote ftehenden ficheren Orte zu 
volljtveden. Die Koften hat der Schiffer zu tragen. 

Von einer Strafverfolgung wird abzufehen fein, wenn aus 
vorläufigen Nachfragen und fonftigen vorbereitenden Ermittelungen 
ji) ergiebt, daß der Beſchuldigte flüchtig oder fonft unerreichbar: ift, 
oder daß er wegen Anzulänglichkeit des fich darbietenden Beweis: 
materials vorausfichtlich nicht zu überführen fein würde, oder daß 
die Strafverfolgung bereits verjährt ift. Yebteres ift in der Regel 
anzunehmen, wenn feit Begehung der ftrafbaren Handlung oder, 
jofern die Handlung auf hoher See oder im Auslande begangen 
wurde, feitdem das Schiff zuerft ein Seemannsamt erreichte (S. 100 
dev ©. D.), bereits drei Monate verfloffen find, auch eine inzwifchen 
eva erfolgte Umterbrehung der Verjährung nicht feftzuftellen it 
(SS. 67 und 68 des Strafgefeßbuchs*). 

Es bedarf kaum der Bemerkung, daß der Konful in anderen 
als den in der ©. DO. ausdrücklich erwähnten Fällen eine Straf- 
gewalt nicht ausüben darf. Bei Entgegenhandlung würde er ſich 
civilrechtlich und ſtrafrechtlich verantwortlich machen. 

b) In Bezug auf den Schiffer hat die S. DO. folgende, die 
Kompetenz des. Konfuls berührende Strafbeſtimmungen: 

»8. 99 Mit Geldſtrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft 
wird beſtraft ein Schiffer, welder ı. den ihm in Anſehung der - 
Mufterung obliegenden Verpflichtungen nicht genügt ($. 10); 2. bei 
Verhandlungen, welche fich auf eine Mufterung oder eine Eintragung 
in ein Seefahrtsbuch beziehen, wahre Thatfachen entftellt oder unter 
drückt, oder falfche vorfpiegelt, um ein Seemannsamt zu täufchen; 
3. bei Todesfällen die Beſchaffung und Uebergabe des vorgefchriebenen 


*) Diefe Paragraphen lauten, wie folgt: »$. 67. Die Strafverfolgung von 
Verbrechen verjährt, wenn fie. mit dem Tode oder mit [ebenslänglihem Zuchthaus 
bedroht find, in zwanzig Jahren; wenn fie im Höchjtbetrage mit einer Freiheitsſtrafe 
von einer längeren als zehnjährigen Dauer bedroht ſind, in funfzehn Jahren; wenn 
fie mit einer geringeren Freiheitsſtrafe bedroht find ‚ in zehn Jahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchftbetrage mit einer längeren als 
dreimonatlihen Gefängnißftrafe bedroht find, verjährt in fünf Jahren, von anderen 
Vergehen in drei Jahren. Die Strafverfolgung von Uebertretungen verjährt in drei 
Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an weldem bie Handlung be 
gangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. $. 68. Jede 
Handlung des Richters, welche wegen der begangenen That gegen den Thäter gerichtet 
iſt, unterbricht die Verjährung. Die Unterbrehung findet nur rückſichtlich desjenigen 
ftatt, auf welden die Handlung ſich bezieht. Nach ber Unterbrehung beginnt eine 
neue Verjährung. « 
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Nachweiſes unterläßt oder die ihm nbliegende Fürforge für den 
Nachlaß verabfäumt (SS. 52, 53); A. eine der in den SS. 77 und 
80 vorgefchriebenen Eintragungen in das Schiffsjournal unterläßt; 
5. den ihm bei Vergeben und MVerbrechen nad) SS. 102 und 103 
obliegenden Verpflichtungen nicht genügt; 6. dem Schiffsmann ohne 
dringenden Grund die Gelegenheit verfagt, die Entjcheidung des 
Seemannsamts nachzufuchen (88. 105, 106); 7. einem Schiffsmann 
grundlos Speife oder Trank vorenthält; 8. es unterläßt, dafiir 
Sorge zu tragen, das ein Exemplar diefes Gefeges, jowie der maß- 
gebenden Vorfchriften über Koft und Logis im Volfslogis zugänglid) 
iſt (S. 108). 

Durch die Beltimmung der Siffer 2 wird die Vorfchrift des 
$. 271 des Strafgefeßbuchs*) nicht berührt. « 

‚Feiner find die Konfuln befugt, die im 8. 8 des Gefeßes vom 
27. Dezember 1872 (f. oben ©. 235) angedrohte Strafe feitzufegen, 
‚welche denjenigen trifft, dev fich der Dflicht entzieht, hülfsbedürftige 
Seeleute Behufs ihrer Zurückbeförderung nad Deutfchland mitzu- 
nehmen. 

Das Verfahren in einer. gegen den Schiffer einzuleitenden Unter- 
juchung iſt dasjelbe wie das vorjtehend unter a. erörterte Verfahren 
gegen Schiffeleute. 

3. Verhalten der Konfuln in Straffällen, in denen 
die Entfcheidung nicht von ihnen erfolgt. a) Außer den im 
Vorſtehenden bejprochenen Strafbeitimmungen enthält der fünfte 
Abſchnitt der S. O. nod anderweitige Strafvorfchriften. Zur An- 
wendung derfelben find aber nicht die Kaiferlichen Konſuln, fondern 
die heimischen Gerichte Eompetent. Die Allgemeine Dient- Injtruftion 
beftimmt in Bezug hierauf: »Wird dem Konful von Begehung einer 
der in den SS. 81 bis 99 der ©. DO. aufgeführten jtrafbaren Hand- 
lungen, insbefondere von Defertion Anzeige gemacht und fehreitet 
derjelbe nicht felbit ein, fei es, weil er zur Entjcheidung dev Sache 
nicht befugt ift, ſei es, weil z. B. der Angefchuldigte nicht aufge- 
funden werden fann, fo bat er dem Seemannsamte des Heimaths— 
hafens des betreffenden Schiffs, unter Angabe des Tages der Ankunft 
des leßteren, fofort davon Mittheilung zu machen. 

Dasfelbe wird der Konful zu thun haben, wenn e8 zu feiner 
Kenntniß kommt, daß Seefchiffer, Seejteuerleute oder Mafchiniften, 
ohne im Beſitz eines Befähigungszeugniffes (f. oben S. 276 und 307) 


*) Vergl. denjelben oben ©. 357 Anm. 2. 
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zu fein, ihr Gewerbe betreiben, da Anlaß vorliegen kann, die ſtraf— 
gerichtliche Verfolgung auf Grund des S. 147; Ziffer 1 der Ge 
werbeordnung (Meichögefegblatt für 1883 ©. 236) herbeizuführen. 

b) Weiter bejtimmt die Allgemeine Dienit- Jnjtruftion: »Schreiten 
bei einer an Bord eines deutjchen Schiffes vorgefommenen jtraf- 
baren Handlung die Yandesbehörden ein, jo bat der Konſul davauf 
zu achten, daß dem Angefchuldigten prompte und unparteiifche 
Juftiz zu Iheil wird. Iſt ihm hierbei die Kompetenz dev Landes— 
behörden oder die Nechtmäßigkeit des Verfahrens zweifelhaft, fo 
berichtet er an den Neichsfanzler (bezw. an die ihm unmittelbar 
vorgeſetzte Behörde). 

Enthalten ſich dagegen die Lokalbehörden des Einfchreitens und 
ift nach dem vorher Sefagten der Konful auch nicht jelbit zur Unter 
fuhung und Entjcheidung befugt, jo richtet ſich das weitere Ver— 
fahren nach Bejchaffenheit des Falls. Gewähren die Umſtände dem 
Konful die Ueberzeugung, daß der Schiffer nur ein Verbredyen des 
Schiffsmanns vorſchützt, um ſich desjelben zu entledigen, jo hat dev 
Konful bei dem Widerfpruche des Schiffsmanns feine Genehmigung 
zur Zurüdlaffung des legteren zu verfagen und den Kapitän zwangs— 
weife anzubalten, den Schiffsmann zu behalten. Erſcheint aber der 

Schiffsmann einer jtrafbaren — wirklich ſchuldig, ſo kommt 
es darauf an, ob eine der im 8. 57 Ziffer 3 der S. OD. bezeichneten, 
mit jchwerer Strafe bedrohten ‚Beuhlungen vorliegt, oder nicht. 
Für den eriteren Fall bejtimmt $: 103 der &.0., daß der Thäter 
unter Mittheilung der aufgenommenen Drrhanbiaraml an dasjenige 
Seemannsamt, bei welchem es zuerſt gefchehen kann, abzuliefern ift. 
Diele Beltimmung bat den Zweck, den Thäter der Unterſuchung 
und Beltrafung der heimathlichen Gerichte zuzuführen.*) it daber 
das zuerſt angegangene Seemannsamt ein Konfulat, und fchreiten 
die Lofalbehörden nicht von Amtswegen ein, jo bat der Konful 
mit Nüdfiht auf den im 8. 9 des Strafgejegbuchs enthaltenen 
Grundſatz, welcher die Ueberlieferung eines Deutjchen an eine aus- 
ländifche Regierung Behufs der Verfolgung oder Beitrafung nicht 
geftattet, den Angefchuldigten nur Behufs deſſen Lebermittelung an 
die zuſtändige Behörde des Heimathshafens des Schiffs zu über- 
nehmen. Erſcheint ein folcher Transport unausführbar oder wird 
die Uebernahme durch die örtlichen Verhältniffe oder durch fonjtige 


*) Die deutſchen Gerichte werden auch fompetent jein, wenn ber Veſchulbigte 
ein Ausländer iſt (veral. oben ©. 252). 
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Umftände unthunlich gemacht, fo bat der Konſul diefelbe abzulehnen 
und den Schiffer zur weiteren Mitnahme des Schiffsmanns nöthigen- 
fall zwangsweiſe anzubalten. 

Gehört die verübte jtrafbare Handlung nicht zu den im 8. 57 
Ziffer 3 der ©. D. vorgefehenen, jo find wiederum zwei Fälle zu 
unterjcheiden: entweder der Schiffsmann willigt in feine Entlaffung 
vom Schiff, oder er thut dies nicht. In leßterem Falle wird der 
Konful gleichfalls feine Genehmigung zur Zurüdlaffung des Schiffs- 
manns nicht ertheilen, da im Allgemeinen auch der einer ftrafbaren 
Handlung bejchuldigte Schiffsmann nicht wider feinen Willen im 
Auslande zurücdgelaffen werden darf, wenn er dadurch in eine hülf- 
[oje Lage geräth. Iſt aber der Schiffsmann felbjt mit feiner Ent- 
laffung einverjtanden, jo bat der Konful je nach Befchaffenheit des 
Falls denfelben entweder feinem Schickſal zu überlaffen oder auf 
jeine Beltrafung duch das heimathliche Gericht hinzuwirken. Hält 
er leßteres für geboten, jo bat er bei der Regierung des Bundes— 
taates, welchem das Schiff angehört, weitere Verhaltungsmaßregeln - 
zu beantragen. Er kann jedoch auch in diefem alle, insbefondere 
wenn zu beforgen -ift, daß, der Schiffsmann fich der Verfolgung 
entziehen würde, die Genehmigung zur Zurüdlaffung desjelben ver- 
meigern.« 

4. Deutſche Kauffabrteifchiffe fein Aſyl. Die Allge- 
meine Dienjt- Inftruftion weift darauf bin, daß deutfche Kauffahrtei- 
ichiffe in fremden Häfen fein Afyl für flüchtige Verbrecher und Die 
Schiffsführer nicht berechtigt find, verfolgten Verbrechern oder Defer- 
teuren an Bord ihres Schiffes eine Zufluchtsitätte zu gewähren. 
it dies dennoch geichehen, fo haben die Hafenbehörden das Recht, 
die Verhaftung des Verfolgten vorzunehmen. Auch find die Be— 
hörden befugt, Recherchen nach verbotenen Waaren an Bord deutfcher 
Schiffe vorzunehmen. Sucht die betreffende Behörde zu Diefem 
Zwecke den Beiltand des Konfuld nad, jo bat derfelbe nach den 
Vorſchriften der Allgemeinen Dienjt-nftruftion die erbetene Affiftenz 
zu gewähren. Ebenfo ift, wenn es fich um fremde auf deutfche 
Schiffe geflüchtete defertirte Schiffsleute handelt, dem Konſul des- 
jenigen Landes, von deſſen Schiff dev Deferteur entlaufen ift, auf 
Verlangen und gegen Zuficherung dev Reziprozität der erforderliche 
Beiſtand zur Ergreifung des Deferteurs zu leiften. 
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8. 77. 


XIV. Vermittelung bei Ueberweifung von Erfparniffen 
deutſcher Seeleute nach der Heimath. 


Es ijt wünjchenswerth erſchienen, den deutichen Seeleuten im 
Auslande Gelegenheit zu geben, auf ficyerem und foftenfreiem Wege 
ipawiſe nach der Heimath zu überweiſen. 

Die Kaiſerlichen Konſulate ſind daher durch Erlaß des Reichs⸗ 
kanzlers vom 15. Juni 1877 angewieſen, bei derartigen an die— 
ſelben gerichteten Anträgen den gedachten Seeleuten amtliche Ver— 
mittelung zu gewähren.“) 

Für die Ausführung ift Folgendes zu beachten: 

l. Ueber den Antrag des Seemanns auf Ueberweifung von 
Geld nach der Heimath iſt eine fchriftliche Verhandlung aufzunehmen 
und Diefe bei den Konfulats-Aften unter fortlaufender Nummer 
aufzubewahren. 

2. Der Antrag bat diejenige Adreffe (Berfon, Sparkaſſe oder 
jonftiges Geldinftitut 20.) mit ausreichenden Identitätsmerkmalen 
genau zu bezeichnen, an welche der Seemann das Geld in der 
Heimath ausgezahlt oder wo er es angelegt zu fehen wünſcht. 

3. Für den Fall, daß der Seemann Behufs der zinsbaren 


Anlegung des Geldes ein geeignetes Inſtitut in der Heimath nam⸗ 


haft gemacht zu haben wünſcht, kommen hierfür folgende Stellen 
in Betracht: 


A. Im Konigreich Preußen: 

a) im Regierungsbezirk Königsberg: Die ſtädtiſchen 
Sparkaſſen in Memel und Königsberg und die Vereinsbanf an 
letzterem Orte; 

b) im Regierungsbezirt Danzig: Der Danziger Spar- 
Faffen- Aktien- Verein in Danzig, die Elbinger Kreditbanf (Firma 
Phillips und Wiedwold) und die ftädtifhe Sparkaffe in Elbing; 

e) im Regierungsbezirk Cöslin: Die ftädtifchen Spar- 
faffen zu Stolp, Rügenwalde und Kolberg, jowie die Kreis-Spar- 
fajle zu Stolp; 

d) im Negierungsbezirk Stettin: Die ftädtifchen Spar- 
fafjen zu Swinemünde, Stettin und Anklam; 





*) Diefe im Intereſſe der deutfchen Seeleute im Auslande getroffene Ein- 
richtung foll von den Konfuln thunlichſt denjelben befannt gemacht werden, eventuell 
durch öffentlihen Aushang an Konſulatsſtelle. 


a ie 
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e) im Regierungsbezirk Stralfund: Die ftädtifchen 
Sparkaffen zu Stralfund und Barth; 

f) im Regierungsbezirk Schleswig: Die Spaw und 
Reibkaffe zu Kiel, die Kieler Kreditbant dafelbit, die Eckernförder 
Spar- und Leihkaſſe zu Edernförde, die Sparkaffe zu Flensburg, 
die Privatbank daſelbſt, die Apenrader Spar- und Leihkaſſe zu 
Apenrade, die Spar: und Leihfaffe zu Nendsburg, die Spar- und 
Leihkaſſe zu Tönning, die Sparkaffe des Altonaifchen Unterftügungs- 
Inftituts zu Altona und der Kreditverein dafelbit; 

8) im Landdrofteibezirf Lüneburg: Die jtädtifche Spar- 
kaſſe zu Harburg; 

h) im Landdroſteibezirk Stade: Die ftädtifche Sparfaffe 
zu Stade und die Geeſtemünde— Geeſtendorfer Sparkaſſe zu Geeſte— 
münde; 

3) im Landdroſteibezirk Osnabrüd: Die ſtädtiſche Spar- 
kaſſe zu Papenburg; 
| k. im Landdrofteibezirt Aurich: Die Sparkfaffe zu - 
Wilhelmshaven, die Leihhaus- und Sparfaffe zu Norden, die 
jtädtifche Spar- und Leibhfaffe zu Emden und die ftädtifche Spar- 
und Leihkaſſe zu Leer. 


B. Im Großherzogthum Medlenburg-Schwerin: 
Die ftädtifchen Sparkaffen zu Roſtock und Wismar. 


C. Im Großherzogthum Oldenburg: 
a) in Brake die Dldenburgifche Spar- und Leihbank, Filiale; 
b) in Oldenburg die Oldenburgifche Erfparungsfaffe. 


D. In Hamburg: 
Die Hamburgifche Sparfaffe von 1827 und die neue Sparfaffe. 


E. In Bremen: 


Die Regierungsfanzlei it zur Empfangnahme umd ficheren 
Belegung der etwa eingehenden Gelder bereit. 


F. In Lübed: 
— Die Spar- und Anleihefaffe. 
4. Auf den Wunſch des Seemanns kann das Geld ER an 
ein von demfelben namhaft zu machendes beliebiges inländifches 
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Seemannsamt mit der Beltimmung überwiejen werden, daß das 
leßtere wegen der Anlegung des Geldes weitere Verfügung trifft. 
5. Der Seemann erhält, nach erfolgter Einzahlung des Geldes, 
Seitens de8 Konfulats eine Quittung, welche nach dem nachſtehen⸗ 
den Formulare B. oder C. auszuſtellen iſt, je nachdem das Geld 
zur eigenen Dispoſition des Einzahlenden bei einem Geldinſtitute 
angelegt, beziehungsweije einem Seemannsamte überwiefen, oder 
an dritte Verfonen zu deren Verfügung ausgezahlt werden foll. 


Formular B: Quittung. 


Das unterzeichnete (General- x.) Konfulat hat von dem See— 
mann (Name, Heimatbsort und fonftige genaue Jdentitätsmerkmale) 
die Summe von (in Yandesmünze am Orte der Einzahlung) empfan- 
gen, welche an das (Geldinftitut, Seemannsamt) zur Anlequng 
für den genannten Seemann überwiefen werden fol. 


—— deutſches (General- ꝛc.) Konfulat 
KRonjulats- 
Stempel. — le date DEN u nur a Aa 


(Unterjchrift.) 


Formular C: Quittung. 


Das unterzeichnete (General- 2.) Konsulat hat von dem See- 
mann (Name, Heimathsort und. jonjtige genaue dentitätsmerfmale) 
zur Auszahlung an (Name, Wohnort, Verwandtichaftsverhältniß 
und jonftige Jdentitätsmerkmale) die Summe von (in Landesmünze 
am Orte der Einzahlung) empfangen, deren Aeberweifung an das 
Auswärtige Amt des deutjchen Neiches erfolgt. 


Kaiferli deutfches (General- x.) Konſulat 
er) 
US TERS Den’. TEN 18. 


(Unterjchrift.) 


6. Schritte wegen Nüdzablung dev in vorjtebender Weiſe an 
inländifche Seemannsämter oder Geldinftitute zur Anlegung über: 
wiejenen Gelder find lediglich Sache der betheiligten Seeleute, und 
haben leßtere die betreffenden Maßnahmen, unter Benußung der 
ihnen von dem Konfulate ertbeilten Quittung (Formular B.), 
ihrerſeits direkt bei der bezüglichen beimatblichen Stelle herbei— 
zuführen. 
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7. Ueber jeden Fall erfolgter Einzahlung bat das KRonfulat, 
unter Einreichung beglaubigter Abfchrift der unter Nr. 1 erwähnten 
Verhandlung unverzüglih an das Auswärtige Amt Bericht zu 
erftatten und für die Ueberweifung des Geldes an dasjelbe Sorge 
zu tragen, worauf von da aus das Geld feiner Beltimmung zu- 
geführt wird. 

8. Sir die Annahme und Ueberweilung des Geldes, ein- - 
fchließlich des Portos für die Berichteritattung, find Gebühren und 
Koſten nicht zu erheben. 

In den Fällen, wo Konfulate, weil jie nicht in regelmäßigen 
Abrechnungsverfehr mit der Legationskaffe ftehen, den bei ihnen 
eingezablten Betrag entweder baar oder durch Wechſel beziehentlic) 
Anmeifung dem Auswärtigen Amte befonders einzufenden haben 
würden, find die Berichte, mittelft deren dies gefchieht, bis auf 
Weiteres nicht zu franfiren. | 
9. Unter den Seeleuten, welchen in der vorjtehend angeord- 
neten Weiſe amtliche Vermittelung Behufs Ueberweifung von " 
Geldern nach der Heimath zu gewähren ift, find die Schiffsführer 
nicht mit einbeqriffen. 


Zünfzehnter Abſchnitt. 
Das Kaſſen- und Gebührenweſen. 
8. 78. 

I. Der Gebübrentarif. 


Für die von den Konſuln vorgenommenen Amtsgejchäfte haben 
die Parteien in der Negel Gebühren zu entrichten. Die Wahl 
konſuln beziehen diefe Gebühren für fi, während die bei den 
Berufskonfulaten auffommenden Gebühren in die Reichsfaffe fließen. 
Das Konfulargefeß hatte die Feſtſtellung der Gebühren einem be- 
fonderen Gejege vorbehalten und bejtimmt, daß bis zum Inkraft— 
treten eines ſolchen Gefeßes die Gebührenerhebung nad) einem von 
dem Reichsfanzler im Einvernehmen mit dem Ausschuffe des Bundes- 
raths für Handel und Verkehr zu erlaffenden proviforifchen Tarife 
erfolgen folle. Der demgemäß am 15. März 1868 exlaffene, in 
der Allgemeinen Dienft-Inftruftion zu $. 38 abgedruckte proviforifche 
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Gebührentarif ift durch das Gefeß, betreffend die Gebühren und 
Koſten bei den Konfulaten des Deutfchen Reichs, vom 1. Juli 1872 
(Neichögefegblatt ©. 245) vom 1. Oftober 1872 ab aufgehoben 
und durch den dem leßteren Geſetze angehängten Tarif erſetzt. 

Diefer Tarif iſt auf Ihaler und Silbergrofchen ausgejtellt. 
Durch das Miünzgefeß vom 9. Juli 1873 (NReichsgefeßblat ©. 233) 
und die Raiferliche Verordnung vom 22. September 1875 (Reichs— 
geſetzblatt S. 303) ijt feit dem 1. Januar 1876 an die Stelle der 
früber in Deutfchland geltenden Währungen (alfo auch der Thaler- 
währung) die Neichsgoldwährung gefeßt, deren Rechnungseinheit 
die Mark bildet. Die Mark ift der zehnte Theil der zufolge des 
Geſetzes vom 4. Dezember 1871 (Meichsgefegblatt ©. 404) aus- 
geprägten Neichsgoldmünze (Krone), von welder aus einem halben 
Kilogramm feinen Goldes 139'/, Stüd*) ausgebracht werden. Die 
Mark wird in hundert Pfennige eingetheilt. Bis zur gänzlichen 
Außerkursfegung wird der Thaler zu drei Mark berechnet. 

Für diejenigen Amtshandlungen, welche im Tarife nicht vor- 
gejehen find, können Gebühren nicht erhoben werden. Eine An- 
wendung der einzelnen Poſitionen auf analoge Fälle ift nicht 
zuläffig. 

Dies voraußgefchict, lauten die maßgebenden Beltimmungen 
des erwähnten Gebühren- und Koftengefeges vom 1. Juli 1872- 
wie folgt: 

$. 1. Bei den Konfulaten. des Deutfchen Reichs follen die Ge- 
bühren und Koſten nach dem diefem Gefeße ‚angehängten Tarif und 
den folgenden näheren Beſtimmungen erhoben werden. 

$.2. Die in dem Tarif feitgefeßten Gebühren dürfen von 
Berufsfonfuln und von folhen Wablkonfuln, welche auf Grund 
des S. 10 des Gefeßes vom 8. November 1867, betreffend die 
DOrganifation der Bundesfonfulate, ſowie die Amtsrechte und Pflichten » 
der Bundesfonfuln, Eritattung dienftliher Ausgaben aus Reichs. 
mitteln beanfpruchen, nur im Falle der Dürftigfeit dev Betheiligten 
erlaffen werden. 

Die unter Nr. 2, 7, 8, 15, 17, 20, 21, 22, 27, 31 und 
34 de8 Tarifs aufgeführten Amtshandlungen müffen im Fall der 
Dürftigfeit der Betheiligten gebührenfrei verrichtet werden.“) 








*) Das Mifhungsverhältniß ift auf 900 Taufendtheile Gold und 100 Taufend- 
theile Kupfer feftgejtellt, jo daß 125,55 Kronen ein halbes Kilogramın wiegen. 

**, Da die Wahlkonſuln die Gebühren für fich beziehen, jo fteht es im Allge- 
meinen in ihrem freien Belieben, auf die Gebühren zu verzichten. Eine Ausnahme 
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8.3. Sind die Gebühren nach dem Werthe des Gegenjtandes 
zu berechnen, jo wird derjelbe durd) das Kapital und die rück— 
ftändigen Zinfen bejtimmt. Läßt dev Gegenftand eine Schäßung 
nad) Geld nicht zu, jo erfolgt dev Gebührenanfag nach dem Werthe 
von 500 Thalern, jedoch ift bei unbedeutenden Gegenftänden der 
für die Amtshandlung bejtimmte niedrigjte Gebührenfag zur An- 
wendung zu bringen. 

$.4. Wird die Amtsthätigkeit des Konfuls in Anfpruch ge 
nommen, das Gejuch aber vor vollftändiger Aufnahme der Ver— 
handlung zurüdgezogen, oder der Abſchluß des Gejchäfts von Seiten 
der Darteien vereitelt, jo wird die Hälfte der betreffenden Tariffäge 
erhoben. 

Für die bloße Aufnahme von Anträgen find feine Gebühren 
zu erheben. 


$.5. It ein Dokument oder eine Verhandlung in verfchie- | 


‚denen Sprachen aufgenommen, fo werden die Sätze des Tarifs um 


die Hälfte erhöht. 

$. 6. Baare Auslagen (4. B. Gebühren dev Zeugen, Nechts- 
beiftände, Sacverftändigen oder Dolmetfcher, an dritte Perſonen 
gezahlte Brovifionen, Inſertionskoſten, Portokoſten, Transport— 
koſten bei Amtsgeſchäften außerhalb des Konſulats, Lagergebühren 
u. ſ. w.) werden beſonders erſtattet. 

FJ. 7. Wahlkonſuln können für dienſtlich verausgabte Gelder 
ortsübliche Zinſen berechnen, auch für Geſchäfte, welche außerhalb 


findet ſtatt, wenn ſie auf Grund des 8. 10 des Konſulargeſetzes und der dazu er— 
gangenen erläuternden Beſtimmung der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion den Erſatz 
der durch die Gebühren nicht gedeckten dienſtlichen Ausgaben aus der Reichskaſſe be— 
anſpruchen. In einem ſolchen Falle dürfen fie ebenſo wie die Berufskonſulen die 
Gebühren nur bei vorhandener Dürftigkeit der Betheiligten erlaſſen. 

Die im zweiten Alinea des 8. 2 bezeichneten Geſchäfte müffen auch Wahl— 
konſuln gebührenfrei verrichten, wenn die Betheiligten dürftig find. 

In anderen als den im $. 2 bezeichneten Fällen findet ein Erlaß der Gebühr 
nicht ftatt. Namentlich auch dann nicht, wenn die Amtshandlung in Folge Weifung 
des Auswärtigen Amts und im ntereffe einer in Deutfchland wohnenden Partei 
erfolgte. Der preußifche Tuftizminifter hat durch eine Allgemeine Verfügung vom 
14. März 1873 die Juſtizbehörden darauf aufmerffam gemacht, daß auch fie die 
Gebühr unter Nr. 8 des Tarifs für Diejenigen Infinuationen zu entrichten haben, 
welche ein NReichsfonful auf ihre NRequifition bewirkt. 

— Eine Folge der Beltimmung im $.2 iſt e8 auch, daß die Gebührenfreiheit, 
welche einzelnen milden Stiftungen, wohlthätigen Anftalten u. ſ. w. früher in einigen 
Bundesjtaaten gegenüber den Landesfonfuln. zuftanden, in der Negel gegenüber den 
Reichskonſuln nicht jtattfindet, weil der $. 2 einer ſolchen Freiheit nicht erwähnt. 
König. Konfular» Handbuch. 3. Ausgabe. 24 
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des Kreifes ihrer amtlichen Wirkfamfeit liegen, die ortsübliche Ver— 
gütung beanſpruchen.“) 

8. 8. Für die, mit Gerichtsbarkeit —5 Konſuln bleibt der 
dem Geſetze vom 29. Juni 1865 über die Gerichtsbarkeit der 
preußiſchen Konſuln angehängte Tarif vom 24. Oktober 1865 **) 
infoweit in Kraft, als e8 fi) um Amtsgejchäfte handelt, für welche 
der —— Tarif feine Anſätze enthält. ***) 

$.9. Beſchwerden über den Anſatz der Gebühren und Koſten 
ſind bei dem Reichskanzler (Auswärtiges Amt) anzubringen. 


Der dem Gefege angehängte bier folgende Tarif enthält zwei 
verjchiedene Gebührenſätze. Die erſte Kategorie umfaßt die bei den 
Konfulaten in Europa ausfchlieglich der Türkei nebſt Vafallenftaaten 
zu erhebenden Gebühren, die zweite die Gebührenfäge für die Kon- 
julate außerhalb Europa und in der Türkei nebjt Vafallenftaaten.T) 


=) In einem Spezialfalle hat dad Auswärtige Amt genehmigt, daß bei der in 
ortsüblicher Weife durch einen Wahlkonful bewirften Lizitation der Bodmereifumme 
an den Mindejtfordernden die plaufancemäßige Auktionsgebühr von % Prozent der 
Bodmereifumme erhoben werde, weil e3 fich dabei nicht um ein Amtsgefhäft handle. 

- **) Preußiſche Gejegfammlung ©. 681. 

+, Bezüglich der Nichterfonfuln bejtimmt $. 44 des Konfulargerichtsbarfeits- 
gefeßes (vergl. oben ©. 199): »In den Rechtsſachen, auf welche die Eivilprozeh- 
ordnung, die Strafprozefordnung oder die Konfursordnung Anwendung findet, gelten 
das Gerichtöfoftengefeg und die Gebührenordnungen für, Gerichtsvollzieher, für Zeugen 
und Sachverjtändige, fowie für Nechtsanwälte In den Angelegenheiten, welche zu 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, find in Betreff des Gebührenwefens, fo- 
weit reichsgeſetzliche Vorſchriften nicht beſtehen, die Beſtimmungen der in den im $. 3 
Abf. " bezeichneten preußifchen Landestheilen geltenden Candesgejege maßgebend.« Dazu 
- bemerft die nftruftion vom 10. September 1879 erläuternd, daß in den Rechts— 
fachen, auf welche die Neichsprozeßgefehe Anwendung finden, lediglich die im An- 
ihluß an diefe Gejege ergangenen Gebührenordnungen zur Anwendung fommen und 
daher infoweit ein Zurüdgreifen auf die Säge des Tarifs vom 1. Juli 1872 aus. 
gefchloffen ift. Was die Gebühren in Angelegenheiten der nichtjtreitigen Gerichtsbar- 
feit anoelangt, jo fei durch den allegirten $. 44 der $. 8 des Gebühren- und Koften- 
gefeges vom 1. Juli 1872 aufrecht erhalten. »Hiernach fommen — fährt die In— 
ftruftion wörtlich fort — in diefen Angelegenheiten in erfter Linie die Sätze des Tarife 
vom 1. Juli 1872, in Ermangelung folder die Beftimmungen des preußifchen Tarifs vom 
24. Oftober 1865 und nur infoweit, als es fid) um Gefchäfte handelt, für welche feiner 
diefer Tarife Anſätze enthält, die Beftimmungen zur Anwendung, welche in denjenigen 
preußifchen Yandestheilen gelten, in denen das Allgemeine Landrecht Gefepeskraft hat.« 

7) Vafallenftaaten der Türkei, in denen fich deutſche Konſulate befinden, waren, 
als das Gebührengejeg erlaffen wurde, Rumänien, Serbien, Egypten und Tunis. 
Erftere beiden Staaten find gegenwärtig unabhängig, in ihnen wird daher die erfte 
Kolonne des Gebührentarifs maßgebend fein; ein neuer DVafallenftaat der Türkei ift 
das Fürſtenthum Bulgarien. 





Nr. 





1. 


>, 


DB 





Bezeihnung des Amtsaefhäfts. 


Abfchriften: 
für jede auch nur angefangene Folioſeite, außer 
den Gebühren für eine etwaige Beglaubigung, 

a einrraeBnren. nn. 2200 0 ke mn. 

Bei Abſchriften oder Ausfertigungen von Schrift- 
ftüden, deren Mittheilung durch den gewöhnlichen 
Gefchäftsgang bedingt ijt, wird für den erften 
Bogen feine Schreibgebühr entrichtet. 

Attefte (ſ. auch Sciffsfachen): 

a) für Ausftellung eines Atteftes (Befcheinigung, 
a ee A a 
für mehrere, diefelbe Sache betreffende Attefte, 
—— EEE 

b) für Ausftellung eines Lebensatteftes-......... 

it dasjelbe zur Erhebung von Renten und 
Penfionen bejtimmt, jo ift die Gebühr bei ge- 
vingeren Beträgen auf 10 Sar. zu ermäßigen. 

Aufbewahrung, Erhebung, Auszahlung, Ueberweifung 
von Geldern oder Werthſachen, außer den fonftigen 

Gebühren für befondere Amtshandlungen: 
von dem Betrage bis 500 Thlr. von je 10 Thlen. 

a 
von dem Mehrbetrage bis 1000 Thlr. von je 
von dem Mehrbetrage von je 100 Thlın....... 

BegE N ehllicheSi.o..... acer ——— 
Ausfertigungen, wie Abſchriften (Nr. 1). 
Beglaubigung: - 

Te ren ls ARTE ET 

Für Anfertigung der Ueberjegung felbft fünnen, 
in Ermangelung anderweiten Uebereinfommens, 
die ortsüblichen Sätze beanfprucht werden. 


in Europa 
exkl. 
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außerhalb 
Europa ſo⸗ 
wie in 


der Türkei nebſt 
Vaſallenſtaaten. 


Ihle. Sor.] Tor. 
— —— er — — —— — — — 


IV 


— 


— 
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189) 
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Sur. 
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Gebühren der Ronfulate 
- : außerhalb 
u Bezeihnung bes Amtsgeſchäfts — — bs 
e x € { wie in 
der Türkei nebft 
Vafallenftaaten. 
i Tolr, Sgr.] Tote, _ Syr. - 
I) ‚einen DEE 1. 15 2 115 
e) der Unterfchrift einev Privatperſon ...:.:...- 2 — 3 — 
Die Gebühren unter a., b. und c. find nad) 
Beichaffenheit des Falles auf ein Dritttbeil zu | 
ermäßigen. 
7.1 Bebändigung eines Schriftjtüds, nebft Ausftellung | 
eines Infinuationd +» Dofumentes .....-.-rrr 0... 1 115 2 115, 
8. | Behändigung reſp. Uebermittelung eines Schriftjtüds, 
ohne Ausitellung eines nfinuations- Dokumentes .| — 15 1 J— 
9. | Bergung: 
Mitwirkung bei Rettungs- und Bergungs— 
maßregeln bei Schiffsunfällen: Nach Umfang der 
Gcheil U se 5—50 | — [10-100] — 
10. | Bodmerei: Ä 
Feititellung der Nothwendigfeit eines Bodmerei— 
Le BER, 4 — 8 — 
Civilftandsafte, ſ. Geburten, Sterbefälle, Eheſchließung. 
11. } Diäten: * 
Nimmt ein Geſchäft die dienſtliche Thätigkeit 
außerhalb. des Amtslokals in Anſpruch, fo find, 
außer den betreffenden Gebühren, Diäten zu ent- 
richten und zwar: 
für den Konful: 
für Die Ele She 1 |— 2 — 
für jede folgende aud nur angefangene 
Stͤn — 115 1 I— 
für den Kanzler, Sekretär, Protofollführer: 
fie Die, EI SRnBe: — 115 1.4— 
für jede folgende Stunde .............- — [74 — 115 


Dauert des Gefhäft länger als 6 Stun- 
den, fo wird pro Tag entrichtet: 
für den. Roniul... - Sun -.. a ren 5 I—f 10 — 
füriden Kanzler x „u... cms meernn 2 115 5 I— 
Diefe Nebentoften find in den Fällen Nr. 9, 
12, 19, 33 nicht zu entrichten. 


NEN 


u 


13. 


14. 


15. 
16, 


17. 


18. 


19. 





| Gebühren der Konfulate 


Bezeihnung des Amtsgeſchäfts. 
Defertion : 

Mitwirkung bei Verfolgung eines dejertirten 
Seemanns der Handeldmarine, einjchließlid) der 
Affiftenz bei Gerichtsverhandlungen. . . . . . .. ... 

Dispache; 

Aufmachung einer Dispache, nach Umfang der 

Be 6 
Eheſchließung, umfaſſend die Eintragung in die Regiſter, 


die vorangegangene Verhandlung und die Ausfer- 
Er sner  Urkußber. Tau „an ide ee 
In den Fällen der $$. 9 und 12 der Injtruftion 
vom 1. März 1871, betreffend die Ehefchliegung 2. 
von Bundesangehörigen im Auslande, kam die 
Gebühr erhöht werden auf....... a ———— 
Eid, Abnahme eines Parteieneides ...... TIEREN 
Entfcheidung, proviforifhe, von Streitigkeiten zwijchen 
Schaper und Maunfhaft‘ ... 
Wird die Klage vor der Entjcheidung zurüd- 
genommen oder die Sache durch Vergleich erledigt. 
Expedition von Schiffen, ſ. Schiffsfadhen. 
Geburten: 

Beurkundung derjelben, umfafjend die Ein- 
tragung in die Regifter, die vorangegangene Ver: 
handlung und die Ausfertigung der Urkunde... 

Gelderhebung und Aufbewahrung, ſ. Aufbewahrung. 
Gefundheitspaß : 
a) Austellung eines Gefundheitspafles .........- 
ee 2 3. 82. Mesa dingsaer 2 AR: 
Haverei: 

Befihtigung des Schiffes bei Havereifällen, 
behufs Ermittelung des Schadend...........- 

Dauert das Gefchäft länger als eine Stunde, 
für jede weitere auc) nur angefangene Stunde... 


in Europa 


exkl. 


außerhalb 
Europa ſo— 
wie in 


der Türkei nebſt 
Vaſallenſtaaten. 
Thlr. Sgr.J Thle. Sgr. 
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* in Europa ——— 
5 Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. exkl. wie In 


der Türfei nebjt 
Vafallenftaaten. 


Thlr. Thle. Ser. 


Sur. 





nfinuations » Dokument, |. Bebändigung. 
Inventar, ſ. Nachlaßſachen 
20. Legaliſation von Urkunden, die im Amtsbezirke aus— 


geſtellt oder beglaubigt find . . . . . . · · ·2264 2 DD 
Nach Beſchaffenheit des Falles find diefe Gebühren 
auf ein Drittheil zu ermäßigen. 
21. | Matrifel, Eintragung in.diefelbe ....... ..2422 * 2 |— 
23, | Matrikelfchein (Patent) ................2 2 — 
23. | Muiterrolle: 
a) Ausfertigung einer neuen Mufterrolle........- 6 I— 
b) Abänderung der Mufterrolle: 
für jede An» und Abmufterung .........+- 1 — 
Werden mehrere An- und Abmufterungen in dem- 
e felben Akte vollzogen, jo wird für die zweite und 
jede folgende die Hälfte der vorjtehenden Säße ent- 
richtet; « 
für jede fonftige Abänderung 2... .......4 3 I— 
Zu 23. Für Aufnahme des vorangehenden Heuer: 
vertrages wird feine befondere Gebühr entrichtet. 
24. Nachlaßſachen: 
a) Imventarifirung, Sicherjtellung (einſchließlich der 
Siegelung) und Aufbewahrung eines Nachlaſſes: 
von dem Betrage bis 500 Thlr. (1% pCt.) (2 pt.) 
bch ich eeee 3 I— 
von dem Mebrbetrage (1 pCt.) (1% pCt.) 
bo nie Kber N. TEN 235 1 
b) Veräußerung eines Nachlafjes: 
von dem Exlöfe von je 1 Thlr. .........-- — * 
doch ich eeeeee 3 — 
ce) Vornahme einer Siegelung allein .. . . .......4 4 — 
25. Notariatsakte, Aufnahme eines Notariatsaktes (ſ. auch 
Beglaubigung und Proteſt): 
von dem Betrage bis 500 Thlr. (1pCt.) (14 pEt.) 
a 


doch nicht unter... 2.2.2.0 nr nn 
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& Bezeihnung des Amtsgeſchäfts. i% nen 


der Türkei nebjt 
VBafallenftaaten. 


Thlr. Sgr. J Thlr. 








Sur. ° 





von dem Mebrbetrage (z pCct. (1 pCt.) 
Dom..nie DIEB. EEE MN OHR IT 1OH1e=l 15.3 
26. | Deffentlihe Verkäufe: 
von dem Erlöfe von je 1 Thle.........:.. — J 15 
Dach nicht; ter ah nr 3 dan ch 2 I 3 
27. Paß .(f. aud) Gefundheitspaß): 
a) Austellung eines Reiſepaſſes 1 — 2 — 
By Dan Desfelben 12 EU. 0, DEREN —60 l |—- 
Patent, ſ. Matrifelfchein. 
28.1 Proteft, Aufnahme eines Proteſtes .............. Dun H a 


29. Schiedsfprudh: Abgabe eines Schiedsſpruchs: 
Bei einem Gegenjtande von einem Werthe 


bis 100 Thle. von je 4 Thle. .............. — 11 — |13 
J 2 — 3 — 
Thlr. Thlxr. 
von dem Mehrbetrage bis 500 von je 50... — 15 1 |— 
— » 1000 » » 100.. — 115 1 I 
».» » »20000 » » 500... 1 |— 2 
An » von je 1000 Thlr....... 1 I— 2 I 
30. | Schiffsfadhen : 
a) Ausftellung eines interimiftifhen Schiffscertififats*) 4 — 8 — 
(Sonftige Certififate in Schiffsfachen nad) 
Poſ. Nr. 2.) 
b) Expedition eines Schiffes: 
für jede Tonne (& 2000 Pfd.) ........... — I — 4 
Bor nichti unter 2... dan Zain A — 5) — 10 


Anm. Die Gebühr wird entrichtet für: Atteſtirung 
der Schiffsmeldung und Abmeldung, Auf— 
bewahrung und Beſcheinigung der Schiffs— 
papiere, Ertheilung von Auskunft an Schiffer 
und Mannſchaft, ſowie ſonſtige Dienſtleiſtungen 
im Intereſſe derſelben, für welche keine be— 

ſonderen Gebühren ausgeſetzt find. 


*) Flaggenatteſtes, ſiehe oben ©. 286. 
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= Bezeihnung des Amtsgeſchäfts. exkl. wie in 
der Türkei nebſt 
Vafallenftaaten. 





Schiffe, welde im demfelben Kalenderjabre | 
denjelben Hafen wieder befuchen, zablen bei 
der zweiten umd jeder folgenden Fahrt Die | 
Hälfte des tarifmäßigen Satzes, doch nicht 
unter 5 reſp. 10 Sgr. und in demjelben Ka- 
lenderjahre nicht mehr als das Vierfache des 
tarifmäßigen Sabes. 

Schiffe, welche in den Hafen zum Zwed der 
Löſchung einlaufen, jedoch wegen erhaltener 
anderweitiger Bejtimmung ohne vorgenommene 
Löſchung wieder abjegeln, oder welche wegen 
Sturm, Haverei, Kriegsgefahr ꝛc. in den Hafen | 
als Notbhafen einlaufen, zahlen die Hälfte des 
tarifmäßigen Satzes, doch nicht unter 5 vejp. 
10 Sur. 

Inden Fällen, wo nad) $. 31 der Dienft- 
Anjtruftion vom 6. Juni 1871*) eine Mel- | 
dung nicht nöthig ift, ſowie von Schiffen, 
welche in den Hafen nur mit Ballaft einfommen 
und mit Ballaft wieder von dort ausgehen, 
find Gebühren nur infoweit zu entrichten, als 
die Amtsthätigkeit des Konſuls befonders in 
Anſpruch genommen wird. 








c) Feititellung der Nothwendigfeit eines Schiffsvek— | 
EEE EEE SE En ERS“ 4 — 3 — 
Siegelungen, j. Nachlaßſachen. 
31.1] Sterbefälle: Beurkundung von Sterbefällen, umfafjend 
die Eintragung in die Negifter, die vorangegangene 
Verhandlung, und die Ausfertigung der Urkunde... l |— 2 |— 
Ueberfegung, |. Beglaubigung. 
32. | Vergleich: Wermittelung eines Vergleichs ........+- 2 — 4 — 
33. | Verflarung: Aufnahme einer Verklarung ........-- 3 — 5 |— 
Dauert das Gejchäft länger als eine Stunde, für i 
jede weitere aucd) nur angefangene Stumde..... 1 — 2 — 
Vifa, ſ. Paß und Gefumdbeitspaß. 
34. | Zeugenvernehmung, für jeden Zeugen... . .. 2 — 3 — 
*) Jetzt; nad) dem Geſetz vom 25. März 1880; 
fiehe oben $. 68. 
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Der vorftehende Tarif giebt zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 

Su Dofition 2. Befcheinigungen im Lediglich militärifchen 
Interefje, z. B. Ertheilung eines Todesatteftes, behufs Berichtigung 
der Stammrolle auf Nequifition der Erfaßfommiffion, find ge- 
bührenfrei. Wird ein Lebensatteſt mit einer Quittung über Renten 2x. 
verbunden, jo ijt für beide Akte die betreffende Gebühr zu ent- 
richten. 

Su Bofition 3. Der unter diefer Siffer erwähnte Sat ift 
auf die Erhebung und Weberweifung der aus den WVereinigten 
Staaten von Amerika zu beziehenden Militärpenfionen anwendbar. 
Die Gebühr ift auch dann zu erheben, wenn die erhobenen und 
überwiefenen Gelder 21. von einer Berfon eingezogen worden find, 
welche nicht zu den Bezirkseingefeffenen des Konfuls gehört, ſondern 
einer fremden Jurisdiktion unterjtehbt. Dagegen ift die Gebühr 
nicht zu erheben, wenn aus der Konfulatsfaffe Denfionen für 
. Rechnung inländifcher Kaffen ausgezahlt werden. 

Su Bofition. 5. Ueber die Bedeutung de3 Ausdruds »Aus- 
fertigung« ſ. oben ©. 79. 

Su Bofition 6. Das legte Alinea diefer Poſition verpflichtet 
die Konfuln, die Gebühren für Beglaubigung einer Ueberfegung, einer 
Abſchrift und der Unterfchrift einer Brivatperfon nach Beſchaffenheit 
des Falls auf ein Dritttheil zu ermäßigen. Dieſe Ermäßigung hat 
nicht nur in Fällen der Dürftigfeit einzutreten, fondern auch dann, 
wenn die Höhe der vollen Gebühren zu dem Objekte oder zu der 
Arbeit in feinem richtigen  Verhältniffe jtehen wirde. Die Ent- 
jcheidung über die Ermäßigung ſteht dem Konful, nicht dev Bartei 
zu, auf deren Antrag das Gefchäft verrichtet wird. 

Die Unterfchriften des Schifferd unter. der Belcheinigung und 
dem Zeugniß, welches er nad) S. 17 der Seemannsordnung dem 
abzumufternden Schiffsmann zu ertheilen hat, werden nach 8. 18 
der Seemannsordnung Eoftenfrei beglaubigt. Inſoweit tritt alfo 
die Dofition unter Nr. 6, e. außer Anwendung. 

Zu Dofition 7 und 8. Neben der Gebühr find etwaige 
baare Auslagen (Borti u. f. w.) in Anſatz zu bringen. 

Zu Bofition 10. Für die Antwort an den Sciffsführer 
auf deſſen Bodmereibitte darf nicht befonders liquidirt werden. 

Su Bofition 11. Dieſe Bofition bezieht fich auf folche Fälle, 
in denen die Amtsthätigfeit eines Konſuls von PBrivatperfonen in 
Anſpruch genommen ift, und bejtimmt die Beträge, welche von den 
leßteren zu entrichten find. Die demgemäß gezahlten Diäten ver- 
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bleiben den Wabltonfuln, die Berufstonfuln führen fie zur Kaffe 
ab und erhalten Tagegelder ze. nad) Mafgabe "der Allerhöcjiten - 
Verordnung vom 23. April 1879 (f. oben ©..58), letzteres aud) 
dann, wenn die den Parteien in Nechnung gejtellten Beträge von 
diefen nicht einzuziehen und daher niederzufchlagen find (Zirkular 
vom 8. Juli 1879). 

Zu Dofition 15. Es ift unzuläffig, außer der Gebühr von - 
3 Ihlen. auch noch nad der, auf Notariatsafte ſich beziehenden 
Nr. 25, eine befondere Gebühr von 3 Thlen. für Aufnahme des 
betreffen den Protokolls in Anſatz zu bringen. 

Zu Poſition 16. Dieſer Gebührenſatz darf für die auf 
Grund des 8. 101 der ©. DO. zu erlaſſenden Entſcheidungen nicht 
erhoben werden. 

Zu Bofition 19. Für die Ernennung von Sadverftän- 
digen zur Befichtigung darf feine Gebühr erhoben werden. 

Zu Bofition 22. Den Mitgliedern der Diakoniffenanftalten 
in der Türkei find unentgeltliche Schußfcheine zu ertbeilen. 

Zu Poſition 23. Es ift in Frage gezogen worden, ob bei 
Abänderung der Mujterrolle der tarifmäßige Sab für jede Ver- 
handlung — auch wenn diefelbe mehrere An» und Abmufterungen 
enthält, — zu entrichten fei, oder ob die Gebühr ſich nach der 
Zahl der Leute richte. Das Auswärtige Amt hat entichieden, daß, 
wenn mehrere Leute zugleich (in Einer Verhandlung) an- und ab- 
gemuftert werden, für den erſten Mann 20 Sgr. (1 Thle.), für 
jeden folgenden die Hälfte zu rechnen ift. ' 

Zu Poſition 26. Die Erhebung diefer Gebühr ift gerecht- 
fertigt, fobald der Konful die betreffenden Arbeiten geleitet und 
der Verjteigerung beigewohnt bat. Die Gebühren des Ausrufers 
(Auftionators) find als baare Auslagen daneben zu berechnen. 

Du Dofition 27. Den Mitgliedern der Diafonifjenanitalten 
in der Türkei find unentgeltlih Päſſe zu ertheilen. 

Du Bofition 30. Der Tarif beftimmt die Exrpeditionsgebühr 
nad) der Tragfäbigfeit des Schiffes dergeitalt, daß für jede 
Tonne à 2000 Pfund (1000 kg) % reſp. Z Sgr. zu entrichten iſt. 
Nachdem die in der Schiffsvermeffungsordnung vom 5. Juli 1872 
vorgefebene Vermeſſung der Schiffe auf die Ladungsfähigkeit 
durchgeführt ijt und die früheren, auf Tonnen lautenden Meßbriefe 
ihre Gültigkeit verloren haben (vergl. oben ©. 275), muß. Behufs 
Ermittelung der Expeditionsgebühr eine Umrechnung des aus den 
gegenwärtigen Meßbriefen hervorgehenden Raumgehalts — und 
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zwar, einer Beitimmung des Auswärtigen Amts zufolge, des Netto- 
Raumgehalts — in Tonnen ftattfinden. Dabei find 2,12 Kubikmeter 
gleich einev Tonne zu rechnen (vergl. 8. 33 der Schiffsvermeflungs- 
ordnung). Ein Schiff von 282 Kubikmeter Netto-Naumgehalt 
würde alfo die Gebühr für (35 t, =} 133 Tonnen mit 6 M. 
65 in außereuropäifchen und mit 3 .M. 33 4£ in europäifchen 
Häfen zu zahlen haben. 

Schiffe, welche in demfelben Kalenderjahre*) denfelben Hafen 
wieder befuchen, zahlen bei der zweiten umd jeder folgenden Fahrt 
die Hälfte des tarifmäßigen Sabes und in demfelben Kalenderjahre 
nicht mehr als das Wierfache des tarifmäßigen Sabes. 

Für die befonders tarifirten Amtshandlungen, 3. B. Aufnahme 
eines Vroteftes, Legaliſation von Urkunden u. ſ. w. find die betref- 
fenden Gebühren neben der Erpeditionsgebühr zu entrichten. 

Su Poſition 32. Jit ein Vergleich nicht zu Stande gekommen, 
jo wird nur die Hälfte der Gebühr erhoben werden dürfen. (Cfr. 
8. 4 des Gebührengefeßes.) 


$. 79. 
II. Dienftlihe Ausgaben. 


Den Berufskonſuln werden die ihnen erwachfenen Dienftaus- 
gaben aus Neichsmitteln erjtattet. Die Wahlfonfuln follen in der 
Negel die mit der Ausübung des Amts verbundenen baaren Aus- 
lagen aus den vereinnahmten Gebühren bejtreiten ($. 8 des Kon- 
ſulargeſetzes; Allgemeine Dienft- nitruftion zu $. 10). 

Bei der Ausführung diefer Beltimmungen find Seitens des 
Auswärtigen Amts nachitehende Grundfäge zur Anwendung ge 
fommen. 

1. Bezüglich der Berufsfonfulate. a) Ausgaben, welche 
dauernde Einrichtungen betreffen, wie Nemunerationen für Hülfs— 
jchreiber und Unterbeamte, Miethen für Kanzleilofale, Anfchaffung 
von größeren Imventarienftüden, müffen vorher bei dem Aus- 
wärtigen Amte beantragt und von diefem genehmigt worden fein. 
Zur Genehmigung der Miethe bedarf es der Vorlegung des Kon- 
: ) Das Kalenderjahr umfaßt den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 
jeden Jahres. Irrthümlich ift zuweilen angenommen worden, daß das Kalender: 
jahr vom 1. Oftober bis 30. September zähle, weil das Gebührengefeg am 1. Oftober 
1872 in Kraft getreten ift. 
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traftentiwurfes. In folchen Fällen, in welchen der Konful einen 
Theil der von ibm gemietheten Wohnung zur Kanzlei verwenden 
will, bat er außer dem Miethövertrage einen Grundriß der ganzen 
Wohnung einzureichen und darauf die für dienftliche Zwecke von 
ihm beitimmten Näume zu bezeichnen. Dem Auswärtigen Amte 
bleibt vorbehalten, darüber zu befinden, inwieweit diefe Lokalitäten 
für das amtliche Bedürfniß erforderlich find, und mit Rückſicht 
auf leßteres den Theil der Gefammtmiethe feitzufegen, welcher auf 
Meichsfonds zu übernehmen ift. Wehnlich ift zu verfahren, wenn 
der Konſul Eigenthümer des betreffenden Haufes ift. Er bat dann 
ftatt des Miethsvertrages eine Beſcheinigung über den Miethswerth 
des Haufes nach ortsüblichen reifen beizubringen. Die Unter- 
haltungsfoften für die zu den Dienftgebäuden gehörigen Gärten 
hat der Nußnießer, d. i. der Konful, zu tragen. 

, b) Repräfentationskoften irgend welcher Art, 3.8. Illumina— 
tionsfoften, Koſten für eitlichfeiten, welche das  Konjulat veran- 
ftaltet, für Wagenfabrten zu Befuchen, öffentlichen Gottesdienften, 
Feſtlichkeiten u. |. w. gehören nicht zu den erjtattungsfähigen 
Ausgaben. 

c) Trinfgelder und Gefchenfe an Unterbediente fremdländifcher 
- Behörden können nur dann genehmigt werden, wenn der Nachweis 
geführt wird, daß die betreffenden Perſonen in dienftlichen Ange 
legenheiten auf dem Konfulat zu thun haben und für den amt- 
lichen Verkehr desfelben von Nuten find. Die denfelben gezahlten 
Summen baben dann nicht fowohl die Natur von Gefchenfen, als 
vielmehr die von Botenlöhnen rvefp. NRemunerationen für geleiftete 
Dienite. 

d) Die Koften für Zeitungen, Broſchüren und Drudfchriften 
dürfen nur auf Grund eingeholter Genehmigung, vefp. dann in 
Rechnung geitellt werden, wenn nachgewiefen ift, daß die An- 
ſchaffung folcher Drudfachen im dienftlichen Intereſſe nothwendig 
war. Die für amtliche Rechnung gehaltenen Zeitungen find zu 
fammeln und von Zeit zu Zeit, nachdem fie für dienftliche Zwecke 
entbehrlich geworden, als Mafulatur zu veräußern, der erzielte Erlös 
ift in der amtlichen Rechnung zu vereinnabmen (Zirkular vom 
22, Dftober 1883). 

e) Ueber die durch Unterjtüßung Hülfsbedürftiger erwachfenen 
Ausgaben findet fi) Näheres oben ©. 222 ff. Hier ift noch ber- 
vorzubeben, daß fortlaufende oder einmalige Beiträge an fremd- 
ländifche Wohlthätigkeitsanftalten vorher bei dem Auswärtigen Amte 
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beantragt werden müfjen und nur dann genehmigt werden Eünnen, 
wenn der Nachweis erbracht wird, daß Die gedachten Anftalten 
auc für Ausländer bejtimmt find und event. deutſchen Neichs- 
angehörigen thatjächli zu Nuten kommen. 

f) Einige Berufsfonfuln erhalten ein jährliches Büreaufoften- 
Pauſchquantum, aus welchem zu bejtreiten find: 1. Portokoſten, 
2. Schreibmaterialien und Büreaubedürfniffe aller Art, insbefondere 
auc die Koften der amtlichen Formulare, 3. Koften dev Mietbe, 
Heizung, Erleuchtung und Reinigung des Büreaulokals. Nicht zu 
bejtreiten aus dem Averfum und befonders erſtattbar find unter 
Anderem die Koften ı. für telegrapbifche Depefchen, 2. für Dienft- 
fiegel, 3. für Seitungen, 4. die Koften dev Verlegung des Kanzlei- 
lokals und für bauliche Veränderungen in demfelben, deren Noth— 
wendigfeit zuvor nachzuweifen it. Zu VBüreaubedürfniffen »aller 
Arte. (efr. vorjtehend unter 2) gehören u. U. auch: Winfel, 
Cylinder, Strohdecken, Wafjergläfer, Beſen, Schrubber ꝛc., über 
haupt alle Gegenſtände, welche ſich in kurzer Zeit abnutzen und - 
durch neue erjeßt werden müſſen. 

8) Betreffs derjenigen ‚Konfuln, welche Vrivatwohnung — 
gegen Abzug eines gewiffen Vrozentfages von ihrem Gehalt — 
und Kanzlei in einem dem Reiche gehörigen Dienftgebäude haben, 
iſt beftimmt, daß alle Abgaben und Laſten zu Gemeindezweden, 
welche dem Inhaber einer Dienftwohnung obliegen, von dieſem 
ſelbſt getragen werden müſſen, und kann daher event. nur für das 
Kanzleilofal ein angemeffener Theil folcher Koſten auf Reichsfonds 
übernommen werden. 

h) Die vorſtehenden Erörterungen unter a bis g beziehen ſich 
auf Dienftausgaben allgemeiner Natur. Davon find diejenigen Aus- 
gaben zu unterfcheiden, welche in Folge fpezieller Aufträge, vefp. 
Kequifitionen des Neichsfanzlers, einzelner Landesregierungen, Be— 
hörden u. ſ. w. entjtehen oder durch Anträge einzelner Privat— 
perjonen veranlaßt werden. Diefe find immer erjtattbar. Ver— 
langt 3. B. eine Vrivatperfon, oder das Auswärtige Amt auf An- 
fuchen einer folchen, Nachforfchungen nad einem BVerfchollenen, fo 
werden die dadurch hervorgerufenen Koften etwaiger Zeitungs— 
annoneen, telegraphifcher Depefchen, die Gebühren der in Anfprud) 
genommenen Polizeiorgane und ähnliche Auslagen, foweit fie zur 
Ausführung des erhaltenen Auftrags nothwendiger Weife verwendet 
werden mußten, auf geführten Nachweis unverkürzt eritattet. Es 
muß aber aus der Liquidation immer erfichtlich fein, wem die 
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betreffenden Koſten endgültig zur Laſt fallen, damit das Auswär— 
tige Amt diefelben von dem Zabhlungspflichtigen wieder einziehen 
fann. Dies gilt namentlich von telegrapbifchen Depefchen, in Bezug 
auf welche ein Zirkularerlaß des Reichskanzlers vom 11. Oftober 
1877 bejtimmt, daß zu den Rechnungen über die dafür liquidirten 
Gebühren der erforderliche Ausweis in einer für die Beurtheilung 
der Quläffigkeit ‘bezw. Erjtattungsfäbigfeit der liquidirten Beträge 
ausreichenden Meife beizubringen ift. Bezüglich der Beſchränkung 
telegrapbifchen Depejchen in allgemeinen Dienftangelegenheiten auf 
das wirkliche Bedürfniß vergl. oben ©. 93. 

Die — ihrem Betrage nach ala angemeffen nachzumeifenden — 
Sebühren eines Agenten find zu erſetzen, wenn die Konfuln einen 
jolchen Behufs der bei ihnen beantragten Beitreibung außenftehender 
forderungen baben bejtellen müffen. 

Don Brivatperionen, weldye die DVermittelung des Konfuls in 
Anſpruch nehmen, it ein angemeffener Kojtenvorfhuß zu erheben, 
mag das Gefuch von den Intereffenten diveft oder von einem Be- 
vollmächtigten eingereicht fein (Zirfulare vom 28. Februar 1879 und 
20. August 1880). 

2. Bezüglid der Wablfonfulate a) Von der Regel, 
. daß die allgemeinen Dienftausgaben der Wahlkonſuln aus den auf- 
fommenden Gebühren zu deden find, finden folgende Ausnahmen 
ftatt: Unterjtügungen an SHülfsbedürftige, wenn in den Grenzen 
der Vorjchriften im 12. Abjchnitt gemacht, Koſten der dienftlichen 
Telegramme, Auslagen für die zu den Jahresberichten etwa erfor- 
derlichen ftatiftifchen Nachrichten, die durd) Nachſuchung des Exe- 
quatur entitandenen Koften werden unbedingt aus der Yegations- 
kaſſe erſtattet. 

b) Die Dienſtſiegel werden allen Wahlkonſuln koſtenfrei vom 
Auswärtigen Amte zugeſendet. 

c) Wappenſchilder und Flaggen haben die Wahlkonſuln nad 
den Beſtimmungen der Allgemeinen Dienjt- Inftruftion zu $. 1 in 
dev Negel auf eigene Koften zu bejchaffen. Nur wenn nachgemiefen 
wird, daß im Dienjtintereffe die Anbringung des Wappens, reſp. 
der Flagge nothwendig ift, werden die Koſten derſelben auf Die 
Neichsfaffe übernommen. 

A) Bezüglich dev durch ſpezielle Aufträge u. ſ. w. erwachſenen Aus— 
gaben gilt auch für Wahlkonfuln das oben unter 1 lit. h Gefagte. 

e) Wenn die amtlichen Ausgaben eines Wablkonfuls jo bedeu- 
tend find, daß fie durch die Gebühren nicht gededt werden, jo 
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fann nad) $. 10 des KRonfulargefeges ihre Exrftattung aus Neiche- 
mitteln jtattfinden. Hierbei gilt Folgendes: 

1. Wahlkonſuln, welche auf einen Erſatz Anspruch machen, 
müſſen nicht nur die von ihnen felbit erhobenen Gebühren, fondern 
auch denjenigen Gebührenantheil in Einnahme jtellen, welchen fie 
von den zu ihrem Reſſort gehörenden Konfularagenten erhalten. 
Es muß in der betreffenden Liquidation angegeben werden: welche . 
KRonfularagenten bejtellt find, wie viel diefe Konſularagenten an 
Gebühren abzuführen gehabt haben. Sind von einzelnen Konfular- 
agenten Gebühren nicht abzuliefeun geweſen, jo ift dies ausdrüdlic 
zu bejcheinigen. (Zirkular vom 18. Dftober 1871.) 

2. Solche Wahlkonfuln müſſen ferner zu den betreffenden 
Ausgaben vorher die Genehmigung des Reichskanzlers nachjuchen. 
Diefe Genehmigung hat zur Vorausfeßung, daß die von dem Konful 
liquidirten Ausgaben als für amtliche Zwecke nothwendig erachtet 
amd gefeglich gerechtfertigt find. Im diefer Beziehung kommen 
hauptjächlich diejenigen Ausgaben in Betracht, welche dauernde - 
Einrichtungen betreffen, nämlich Nemunerationen für Sefretäre, 
Schreiber, Kanzleidiener u. |. w. und Auslagen für Miethe und 
Einrichtung eines bejonderen Bureaulofals. Die Bewilligung der 
betreffenden Summe kann nur erfolgen, wenn vor der Veraus- 
gabung, alfo ehe ein Sekretär 2. angeftellt, che ein KRanzleilofal 
gemiethet, bevor ein größeres Inventarienſtück 2c. angefchafft wird, 
der Nachweis geführt worden ift, daß einerfeitS die Erledigung der 
Bureauarbeiten neben der eigenen Thätigkeit des Konſuls die An- 
nahme eimer befonderen und lediglich für dieſen Zweck beſtimmten 
Schreibhülfe bedingt, und daß amdererfeitS wegen der Ausdehnung 
der Konfulatsgefchäfte ein bejonderes Lokal ausjchließlich für das 
Konfulat erforderlich ift und das Privatbureau des Konſuls nicht 
gleichzeitig zur Erledigung der Dienftgefchäfte benutzt werden fann. 
Iſt das Bedürfniß eines befonderen Amtslofals anerkannt, und 
benußt der Wahlfonful in diefem Falle hierzu einen Theil feiner 
Privatwohnung, fo gilt das oben unter la Gefagte. 


$. 80. 


II. Die Rednungslegung. 


Ueber die dienftlichen Einnahmen und Ausgaben haben die 
Berufsfonfuln in beftimmten Zeiträumen dem Auswärtigen Amte 
Rechnung zu legen. Die amtlichen Liquidationen find dem letzteren 
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ftets unmittelbar nad) dem Abſchluß des betreffenden Quartals, 


Tertiald oder Semeiters in duplo (Zirkular vom 25. Februar 1884) 


einzureichen. Dies gilt ganz befonders binfichtlich der Yiquidationen 
für den legten Zeitabfchnitt des betreffenden Etatsjahres, welche 
fo rechtzeitig nad Berlin abzufenden find, daß deren Prüfung und 
Feſtſetzung noch vor dem — in der Regel innerhalb des zweiten 
Monats nach Ablauf des Etatsjahres ftattfindenden — Final 
abichluffe der Legationskaffe erfolgen kann. 

Die Wahlkonfuln haben, — auch wenn fie Erftattung von 
Dienitausgaben aus Neicysmitteln nicht beanfpruchen — über die 
dienftlichen Einnahmen und Ausgaben möglichit genaue Rechnung 
zu führen und die einen Jahresabſchnitt umfaffenden Zuſammen— 
jtellungen mit dem Jahresbericht dem Neichskanzler einzureichen 
(Sirkular vom 30. Dezember 1874). 

l. Bei den Berufsfonfulaten. Im der Regel haben die 
Berufsfonfuln eine von Ausgabebelägen begleitete Rechnung dem 
Auswärtigen Amte vierteljährlich — bei einigen Konfulaten, ins— 
befondere denen in China und Japan drittel- oder halbjährlich — 
einzureichen. Das Etatsjahr beginnt am 1. April jeden Jahres. 
Daher iſt im Nechnungsverfehr der Neichsverwaltung das Die 
. Monate April, Mai und Juni umfaffende Quartal als erſtes zu 
bezeichnen (Zirkular vom 13. Juni 1877). Um ihrer Verpflichtung 
bezüglic dev Rechnungslegung nachkommen zu können, müſſen die 
Berufskonſuln über Einnahmen und Ausgaben genau Bud) führen. 

a) Für das Einnahmejournal fchreibt die Allgemeine Dienit- 
Inſtruktion das auf der folgenden Seite abgedrudte Formular vor. 

Jede Einnahme wird zunächit als Soll-Einnahme eingetragen, 
wenn diefelbe auch nicht fogleich baar eingeht, fondern vorläufig 
geftundet oder ſpäter miedergefchlagen wird. Die baar berichtigten 
Beträge werden gleichzeitig in die Kolonne Soll-Einnahme (4) und 
in die Kolonne Jit-Einnabme (7) eingetragen, die niedergefchlagenen 
und die einftweilen geftundeten Beträge neben der Eintragung in 
die Soll-Einnabme-Kolonne in die dazu vorhandenen befonderen 
Kolonnen (5 und 6) ausgeworfen. Sobald auf gejtundete Beträge 
jpäter Zahlungen eingehen, werden diefelben unter einer neuen 
fortlaufenden Nummer mit Hinweis auf die Nummer der Soll: Ein- 
nahme als Iſt-Einnahme eingetragen. Dasſelbe gejchieht, wenn 
bisher geitundete Beträge definitiv niedergefchlagen werden. Selbſt— 
verftändlich dürfen die ſchon einmal in Soll- Einnahme aufgeführten, 
einftweilen aber geitundeten Beträge nicht zum zweiten Male in 
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Soll- Einnahme erjcheinen; vielmehr wird, jobald das Geld eingeht, 
diefe Kolonne (4) durchpunftivt und dev Betrag -in der Kolonne 6 
mit rother Dinte*) abgefegt (gleichfam als ein negativer Werth 
gegenüber den mit Schwarzer Dinte gefchriebenen pofitiven Werthen) 
und in der Kolonne 7 als eingegangen vermerkt. 













3, 4. Davon find 
5 6. 
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*) Die mit rother Dinte zu bewirkenden Eintragungen find duch Kurſivſchrift 
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König. Konfular» Handbuch. 3. Ausgabe. 25 
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Nach dem Journale follen eintommmen.. 152 Biafter 20 Dara, 
davon find niedergefchlagen . . . . . . .... 47 20» 
i bleiben 105 Diafter — Para— 
Davon find zur Zeit noch geſtundet (85 
weniger b5)- ru. annutogue: Bl 30» Lig 
Ergiebt die obige \it-Einnabme 75 Piaſter — VDara. 
Qu welchem Kurfe die landesüblichen Münzen im Verhältniß 
zum Thaler vefp. zur Mark anzunehmen find, wird für jedes Kon- 
julat auf Grund motivirter Vorfchläge befonders bejtimmt. 
b) Ueber die aus der Konfulatsfaffe zu beitreitenden Aus— 
gaben ijt gleichfalls ein Journal zu führen, etwa nad) folgendem 
‚sormuları: 








Betrag 






Ausgabe. 









Belags. 


Laufende Nunmer, 


Diaiter. 


Dara. 





Vorfchüffe irgend welcher Art, Darlehne u. ſ. w. dürfen aus 
der Kaffe in feinem Falle ohne Genehmigung des Reichsfanzlers 
gezahlt werden. 

e) Bei Aufitellung der amtlihen Rechnung baben fich die 
Konſuln des nachitebenden Formulars zu bedienen: 
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Rechnung 


über die bei dem Kaiferlichen Konſulat in N. N. 
im....ten Quartal 18... 


vorgefommenen Einnahmen und Ausgaben. 


» Einnabme: 











Betrag 









Datum 
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Berichts. 
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Laufende Nr. 









Summa der Einnahme. ..... 
Davon ab die Ausgabe...... 
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Bemerkungen, 


Wieder einzuziehende reſp. 
befonders zu 
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Ad) Am Einzelnen iſt bezüglich der Rechnungslegung noch Nach— 
\tebendes zu bemerfen: 

1. Das Format des für die Liquidation zu wählenden Papiers 
muß 33 Centimeter hoch, 21 Centimeter breit ſein. Die Abtheilung 
mehrſtelliger Zahlenausdrücke in dienſtlichen Schriftſtücken iſt durch 
Anordnung der Zablen in Gruppen zu je 3 Ziffern, von dem zur 
Trennung der Einerftellen von den Dezimaljtellen dienenden Komma 
aus — * angemeſſenem Zwiſchenraum zwiſchen den Gruppen 
zu bewirken. »Dreihundertſechsundſechszigtauſend ſiebenhundert neun 
und fünfzig * 30 Pfennig« iſt demnach 366 759,30 M zu 
ſchreiben (nicht 366.759,30 AM). Vergl. oben ©. 89. Die 
Formulare, welche übrigens nur zu den NReinfchriften zu be 
nugen find, werden den Konfuln von dem Auswärtigen Amte 
aeliefert. j 

2. Die Kolonne 5 der Einnahmerechnung und die Rolonnen 5 
bis 12 der Ausgabenrechnung find unausgefüllt zu laffen; Die 
Ausfüllung erfolgt in Berlin. 

3. Die Kolonne 4 der Einnahmerehnung und die gleiche 
Kolonne der Ausgabenrechnung weilt die vorgefommenen Einnahmen, 
vefp. die geleilteten Zahlungen in der landesüblihen Münze 
nad) und es find alle Beträge, welche in einer andern Münzjorte 
erhoben, reſp. gezahlt werden, unter Angabe des bezüglichen Kurs- 
verbältnifjes auf die Yandesmünze zu veduziven, jo daß die erwähnten 
Kolonnen nur ein und diefelbe. Münzjorteenthalten. 

4. Die erhobenen tarifmäßigen Gebühren find in der Ein- 
nabmerechnung derart zu fpezialifiven, daß für jede’ einzelne der in 
dem Gebührentarif vom 1. Juli 1872 vorgefehenen amtlichen Ver— 
richtungen der entiprechende Gebührenbetrag fummarifch nachgewieſen 
wird. Nach welchem Kurſe die Neduktion der in Thalerwährung 
ausgedrückten Tarifſätze auf die Landesmünze erfolgt it ift in jeder. 
Yiauidation sauber anzugeben. 

5. Eine Vermifhung der Gebübreneinnahmen mit andern 
Einnahmen ift unzuläffig. Es dürfen z. B. Gerichtsfoften, welche 
Seitens des Konfulats für Nechnung inländifcher Behörden erhoben 
und nad) Ueberweiſung an die Yegationsfaffe von leßterer an dieje 
inländischen Behörden abzuführen find, mit den, von Richterfonfuln 
erhobenen, an die Neichskaffe fallenden Gerichtsfoften nicht in 
einer Summe in Einnahme geftellt werden, ſondern es find der- 
gleichen verschiedene Einnahmen in befonderen Einnahmepofitionen 
nachzumweifen. : 
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6. Gebühren, welche von dem Konfulat nicht wirklich erhoben, 
ſondern — meil 3. B. der Zahlungspflichtige fich in Deutfchland 
befindet — dem Auswärtigen Amte Behufs der Einziehung über- 
wiejen werden, find dennoch mit den übrigen, wirklich erhobenen 
Gebühren gleicher Kategorie in Einer Summe in Einnahme zu 
ftellen und gleichzeitig in Ausgabe nachzuweifen. Sollten in einem 
ſolchen Falle neben der Gebühr auch baare Auslagen einzuziehen 
fein, jo fönnen diejelben — und dies bildet in gewiſſer Beziehung 
eine Ausnahme von dem vorjtehend unter Ziffer 5 Gefagten — 
mit dev einzuziehenden Gebühr zufammen in Ausgabe nachgewiefen 
werden. Ein Beifpiel wird dies Klar machen. Im einer bei dem 
Konfulat anhängigen Interceffionsfache find demfelben 50 Piaſter 
an baaren Auslagen erwachlen. Im derjelben Sache find nad) 
Poſition 2 des Tarifs für Ausitellung eines Gextififats 9 Mark 
— 45 Piaſter Gebühren zu liquidiven. Da der Sablumgspflichtig z 
nicht im Konſulatsbezirke, jondern in’ Deutfchland fich aufhält, To 
joll die Einziehung der Gefammtfumme von 95 Piaſter = 19 Mark . 
dur) das Auswärtige Amt erfolgen. Das Konfulat jtellt nun die 
Gebühr — und zwar nicht als befondere Vofition, ſondern unter 
der Rubrik: »Einnahme für Attefte« zufammen mit den übrigen 
Gebühren gleicher Kategorie — in Einnahme. Gleichzeitig wird 
diefer Gebührenbetrag und zwar zufammen mit den baaren Aus- 
lagen von 50 Biafter — alfo zufammen 95 Piaſter — als Aus- 
gabe nachgewiefen. Der Gegenmwerth der letzteren Summe wird 
demnächit von der Legationsfaffe mit 19 Mark von dem Zahlungs- 
pflichtigen eingezogen, während die Gebühr gleichzeitig mit den 
andermweitigen Gebühren an die Reichsfaffe abgeführt wird. 

7. Betreff aller Einnahmen und Ausgaben, auf welche fich 
befondere Verfügungen des Auswärtigen Amts oder Berichte der 
Konfuln beziehen, find in dem Texte der Liquidation die Data 
und Nummern diefer Erlaſſe oder Berichte anzugeben. Sind dev 
gleichen Vorftüde nicht vorhanden, fo find die, zur näheren Drien- 
tirung über das Sachverhältniß erforderlichen Erläuterungen in dem 
Ueberreichungsberichte zu geben. Es genügt z. B. nicht, in der 
Rechnung Notizen, wie »Auslagen in Sahen Müller« aufzu- 
nehmen, fondern e8 muß, wenn nicht das Sachverhältniß durch 
Zufäße, wie: »vergl. den Bericht des Konfulats vom 3. Juli 1854, 
Nr. 36« Elar gemacht werden kann, in dem Begleitungsbericht das 
Erforderliche aufgenommen werden, 3. B. »die Ausgabepofition unter 


Nr. ... bezieht fi auf ein Geſuch des Kaufmanns Adolph) Müller 
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in Berlin (Friedrichsſtraße 33) um Vermittelung der Quitellung eines 
Briefs. Derſelbe iſt unterm 20. April 1854 aufgefordert worden, 
den Gegenwertb mit . . . Mark an die Yegationskaffe abzuführen.« 

3. Bei allen nicht gewöhnlichen Ausgaben, welde nicht zu 
den regelmäßig wiederkehrenden gebören, ift dev Sachverhalt in dem 
bezüglichen Kafienbericht gehörig zu erläutern und dabei darzutbun, 
daß im dienjtlichen ntereffe und zum Vortbeil der Reichskafle nicht 
anders, als geſchehen, verfabren werden konnte. 

9. Sämmtliche Ausgaben find durch Beläge zu juitifiziven. 
Nur, wenn ausnahmsweiſe für einzelne Ausgaben Quittungen der 
Empfänger nicht baben beichafft werden fünnen, ift am Schluß der 
Fiquidation amtlich vom Konſul die Verficherung abzugeben, daß 
die Ausgaben in der angegebenen Höhe und zu dem bezeichneten 
dienftlichen Zwecke wirklid) verwendet worden find. Auch ift dabei 
zu erläutern, aus welchem Grunde die Beibringung von Belägen 
nicht thunlich gewejen ift. Ueber Wagengelder, Auslagen für Boot- 
fabrten, dienſtliche Ritte u. ſ. w., welche nicht Durch Beläge jufti- 
fizivt werden können, ijt den amtlichen Rechnungen eine nad) fol- 
genden Nubrifen aufzuitellende Nachweifung beizufügen: a) laufende 
Nr., b) Datum, an welchem die Fahrt ausgeführt ift, ec) dienſt— 
liche Veranlaffung, d) Betrag. Unter diefe Nachweiſung ift fol 
gende Beſcheinigung zu ſetzen: »Die Nichtigkeit der vorjtehenden 
Nachweifung und daß die darin aufgeführten Beträge wirklich und 
für den bezeichneten amtlichen Zweck veraußgabt worden find, wird 
hiermit bejcheinigt.« Bei Ausitellung einer ſolchen Beſcheinigung 
ift zu bevüdfichtigen, daß Auslagen für Wagen- und Bootfahrten, 
Efelvitte u. |. w. nur dann liquidixt werden dürfen, wenn dieſelben 
durch Beſorgung ganz beitimmter Dienjtgeichäfte, reſp. durch Er 
ledigung amtlicher Aufträge veranlaft worden find, daß Dagegen 
die Erjtattung ausgefchloffen bleibt, wenn fie — wie 3. B. Fahrten . 
zur Beiwohnung von Fejtlichfeiten oder öffentlichen Gottesdieniten, 
zu Befuchen und dergl. — vorwiegend den Charakter von Repräfen- 
tationsausgaben haben. Vergl. oben ©. 380. 

10. Mit Rückſicht darauf, daß der Etat eine genaue Speziali- 
firung der Ausgaben erfordert, it es unzuläflig, unbelegte Aus- 
gaben verjchiedener Natur, wie 3. B. für Schreibmaterialien und 
Droſchken in einer Summe zu liquidiven. Jede Kategorie von 
Dienftausgaben ijt vielmehr befonders in Rechnung zu stellen. 

Bezüglich der Ausgaben für Screib-, Feuerungs- und Er- 
leuchtungsmaterialien it durch Zirkular vom 16, Juli 1879 vor 
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gefchrieben, daß eine Befcheinigung über die ausfchließlich im Neichs- 
dienſte erfolgte Verwendung beizubringen und daß diefe Befcheinigung 
mit dem gleichzeitig mit der Abrechnung für das vierte Quartal 
des betreffenden Etatsjahres einzureichenden allgemeinen Inventari— 
jationsattejte (fiehe unter Siffer 12) in Verbindung zu bringen ijt. 

11. Die Beläge find fortlaufend zu numeriven und zwar 
rechts oben, damit die betreffende Zahl bei dem Einbeften in die 
Akten des Auswärtigen Amts nicht verjchwindet. 

Allen Belägen, welche nicht in deutjcher, franzöſiſcher oder 
englifcher Sprache abgefaßt find, it eine beglaubigte Ueberjegung 
beizufügen. Falls einzelne Beläge über eine andere Münzforte lauten, 
als diejenige, in welcher die amtliche Rechnung gelegt it, To ijt die 
nad Nr. 3 (vorſtehend) nothwendige Reduktion unter Angabe des 
betreffenden Kursverhältnifjes auf dem Belag felbit auszuführen. 

12. Weber die von dem Konſul angefchafften Inventarienſtücke 
find gleichzeitig mit den Belägen amtliche Attejte über die erfolgte 
Eintragung in das Konfulats - nventarium einzureichen. Solche . 
Attejte find auch in Bezug auf die von dem Auswärtigen Amte 
überjendeten nventarienjtüde auszuftellen und einzufenden. Am 
Schluffe jedes Rechnungsjahres ift ein allgemeines Inventarifations- 
atteft einzureichen, welchem (vergl. Ziffer 10) folgende Faflung zu 
geben ift: 

»Es wird hiermit befcheinigt, daß das Inventarium über die 
Bücher und Atenfilien vorjchriftsmäßig geführt ift, die Zu- und 
Abgänge gehörig nachgetragen und die am Schluffe des Jahres 
porhanden fein jollenden Beſtände auch wirklich vorgefunden, fowie, 
daß die am Schlufje des woraufgegangenen Rechnungsjahres vor- 
handen gewejenen und die im abgelaufenen Rechnungsjahre fernerweit 
bejchafften Screib- Feuerungs- und Beleuchtungs- Materialien — 
bis auf die im Beltande verbliebenen — lediglich im Intereſſe des 
Reichsdienſtes, reſp. ausichließlic zur Heizung und Beleuchtung der 
Kanzleilokalien verwendet worden find.« 

13. Spezialliquidationen über Reifekoften und Diäten find in 
der Regel nicht in die Dienftausgabenliquidation mit aufzunehmen, 
fondern mittelſt befonderen Berichts an das Auswärtige Amt zur 
Prüfung und Feitfegung einzureichen. Vergl. oben ©. 377, 

14. Ausgaben, welde den Konfulm durch. die Anweſenheit 
deutſcher Fürftlicher Perfonen und. insbefondere dur) die, auf 
deren Verlangen Behufs Empfangs oder in Begleitung derſelben 
ausgeführten Reifen erwachien, find, joweit irgend thunlich, direkt 


392 


bei der betreffenden Yandesregierung zur Erſtattung zu liquidiren, 
alfo nicht in die dem Auswärtigen Amte einzureichenden Rech⸗ 
nungen aufzunehmen.“) 

15. Die Remuneration eines Sekretärs, Schreibers u. |. w. it 
der Konful nicht befugt ‚ gegen feine eigene Quittung in Rechnung 
zu stellen, da die Verausgabung nicht nur der etatsmäßigen Be— 
joldungen, fondern auch der nicht etatsmäßigen, ihrem Betrage 
nach veränderlihen Remunerationen unter allen Umjtänden durch 
die QDuittungen derjenigen Beamten juftifizivt werden muß, für 
welche die betreffenden Gebälter beitimmt jind. 

16. Die im deutichem Gelde feititebenden Gehälter, Remune— 
rationen, Diäten u. ſ. w. der Konfulatsbeamten und Unterbeamten 
follen der Negel nach nicht in die amtliche Rechnung aufgenommen, 
jondern direft von der Yegationsfaffe eingezogen werden. Vergl. 
oben ©. 73 ff. 

17. Portokoſten, welche duch die im ntereffe von Brivat- 
perjonen geführte Korrefpondenz erwachjen, find von den amt- 
lichen Vortofojten auszufondern und unter befonderer Nummer in 
Rechnung zu stellen, falls: e8 nicht thunlich geweſen ift, dieſelben 
den Intereffenten duch unfrantirtes Abfenden der an letztere ge- 
richteten Briefe zur Laſt zu ftellen. Namentlich dürfen auch die 
Vorti für Vrivatbriefe der Konfularbeamten nicht auf amtliche . 
Rechnung geben und ift gleichzeitig mit den amtlichen Liquidationen 
eine bejondere, den Belägen beizufügende "Befcheinigung darüber 
einzureichen, daß nur amtliche Vortofoften in Rechnung geitellt 
worden find. Ebenſo find alle übrigen in Brivatfachen erwachjenen 
Auslagen, als Ueberſetzungskoſten, Wagengelder u. ſ. w. von den 
übrigen Dienftausgaben der gleichen Kategorie zu trennen und 
Behufs der Wiedereinziehung von den ntereffenten unter befonderer 
Nummer zu liquidiven. Nur wenn die Miedereinziehung der in 
Varteifachen erwachjenen Vortofoften in dem einen oder andern 
‚alle wegen damit verbundener unverhältnigmäßiger Weiterungen 
oder mit Nüdjicht auf die Höhe der dadurch erwachfenden Koſten 
nicht thunlich erjcheint, kann der betreffende Betrag ausnahms— 
weife unter Darlegung des Sachverhalts bei den amtlichen Porto— 
fojten mit verrechnet werden (Zirkular vom 12. Januar 1882). 

18, Es iſt unzuläffig, in den amtlichen Rechnungen des einen 
Etatsjahres foldye Dienjtausgaben zu liquidiven, welche erjt dem 


) Zirfular vom 14. Dftober 1874. 
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nächitfolgenden Etatsjahre angehören. Beifpielsweife dürfen Abonne- 
mentsfoften auf Zeitungen für das erſte Quartal des Etatsjahres 
1884/85 nicht jhon im vierten Quartal des Etatsjahres 1883/84 
in Rechnung geitellt werden, jondern find erſt im erſten Quartale 
1884/85 zu liquidiren. 

19. Die Konfuln find ermächtigt, zur Beſtreitung der vor- 
kommenden amtlichen Ausgaben je nad) Bedürfniß Vorſchüſſe 
zu m Dabei iſt Folgendes zu beachten: 

) Die Erhebung gefchieht durch Abgabe eines auf die Lega— 
nen lautenden Wechjels, deffen Betrag in dev Reichswährung 
(vergl. ©. 368) ausgedrüdt fein muß. Der Wechſel ift an die 
Ordre der Legationsfaffe auszuftellen oder zu indoffiren, nicht an 
die Ordre des Reichskanzlers oder des Auswärtigen Amts, auch 
find Blankogiros nicht gejtattet (Sirkulare vom 28. März 1574 und 
23. Oftober 1874). 

b) Der Ertrag dieſes Wechjels, d. h. die dafür erhaltene 
- Summe in der Landesmünze ift unter Beifügung einer Wechsler- 
note im der Rechnung desjenigen Quartals (Tertials, Semefters) 
ald Einnahme nachzuweiſen, innerhalb deſſen der Vorſchuß er— 

hoben wird. 

ec) Aus der Wechslernote muß erſichtlich ſein: der Betrag in 
Reihswährung, der Gegenwerth in fremdem Gelde und das der 
Berechnung zu Grunde gelegte Kursverhältniß. 

d) Die Vorfchüffe find in folder Höhe zu erheben, daß die 
amtliche Liquidation mit einem mäßigen, in der Konfulatsfaffe ver- 
bleibenden Beſtande abjchließt, welcher leßtere in der nächitfolgenden 
Rechnung als Einnahme vorzutragen ift. 

e) Ueber jede Vorfchußerhebung ift fofort, unter Angabe der 
erhobenen: Summe und des angewendeten Kursverhältnifjes, zu 
berichten, damit die Legationskaffe wegen. Einlöfung des Wechjels 
mit der erforderlichen Anweifung verjehen werden kann. Auch 

haben die Konfuln in allen Fällen, wo fie dur Wechfel, An- 
weiſung oder Quittung Geld von der Legationsfaffe einziehen und 

die pünftliche Honorirung ihrer Wechſel, Anweifungen oder Quit— 
tungen ficher ftellen wollen, die Legationskaffe vechtzeitig direkt 
und unter Angabe des Zweckes der Gelderhebung mit Avis zu 
verjehen. 

£ 20. Sobald die Einnahmen eines Konfulat3 durch Erhebung 
von Gebühren, Einzahlung von Nachläffen, Seemannserfparnifjen 
u. f. w. eine fo bedeutende Höhe erreicht haben, daß fie den vor— 
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ausfichtlichen Bedarf für den nächſten Rechnungsabſchnitt erheblich 
überjteigen, it ein angemeffener Betrag auf ficherem Wege, event. 
durch Wermittelung der betreffenden Gefandtichaft an die Yegationd- 
kaſſe abzuführen und der gleiche Betrag event. unter Beifügung einer 
MWechslernote in die betreffende amtliche Rechnung mit aufzunehmen. 

2. Bei Wahltonfulaten. Da die Wahlkonſuln im Allge 
meinen nur eine jäbrlihe Zufammenitellung über ihre Einnahmen 
und Ausgaben einzureichen haben, jo war es nicht erforderlid), 
bezüglich ihrer befondere Beitimmungen über Nechnungslegung zu 
erlaſſen. 

Nur diejenigen W Wahlkonſuln, welche Erſatz amtlicher Ausgaben 
beanſpruchen (vergl. oben S. 383) müſſen eine förmliche Rechnung 
legen. Für dieſe Rechnungslegung * die bezüglich der Berufs— 
— geltenden Beſtimmungen im F. 80, La., b. und d. Ziffer ı 
bis ı8, jowie im $. 79, la. bis“ e. Antvenbuihä] Nur kommt 
jtatt des im $. SO unter Le. aufgeführten Formulars für die Aus- 
gaben bei den, von dem Generalfonfulat in New-York reffortirenden 
Wablkonjulaten ein befonderes Formular zur Verwendung. Ab— 
gejehen von diefer Ausnahme ift das Ausgabeformular ©. 387, 
ebenfo wie das dort gegebene Einnahmeformular von denjenigen 
Wahlkonfuln anzuwenden, welde Erſatz amtlicher Auslagen bean» 
ſpruchen. Die danach aufzuftellenden Rechnungen find in der Regel _ 
jährlich, und zwar unmittelbar nach dem Jabresschluffe einzureichen. 
Ausnahmen hiervon find mit der. Maßgabe Yeitattet, daß der Zeit- 
vaum von Einem Jahre das Maximum ijt, welches die Rechnung 
umfaflen darf. 

Der Ueberfchuß der amtlichen Ausgaben über die Einnahmen 
darf nicht eher von der Legationskaſſe abgehoben werden, als bis 
dem Konjul Seitens des Auswärtigen Amts die Nachricht won der 
erfolgten Brüfung und Feitfegung der bezüglichen Rechnung zuge 
gangen ift. Erfolgt demnächſt die Abhebung durch Wechſel, jo iſt 
das oben ©. 393 3. 19 Angeführte zu beachten. Zinſen können 
nur für die in Varteifachen oder auf Grund befonderen Auftrags 
verausgabten Gelder, nicht für allgemeine Dienftausgaben berechnet 
werden. 


8.81. 
IV. Die Konſulatskaſſe und das Depofitenwefen. 


l. Die Allgemeine Dienſt-Inſtruktion beitimmt, dab Die 
Kaffengelder an einem ficheren Orte in einem eifeunen oder wenigitens 
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mit Eiſen bejchlagenen Kaſten, Schranke oder ähnlichen Behältniffe 
aufzubewahren find. Vertraut der Konful die Kaffenverwaltung 
unter feiner Verantwortlichkeit einem ihm untergeordneten 
Beamten an, fo müfjen die Beitände unter doppeltem Verfchluffe 
aufbewahrt werden. Der Konful führt den einen, der Kafjen- 
verwalter den andern Schlüffel. Der Konjul muß alsdann die 
Kaſſe am legten Tage eines jeden Monats, und außerdem einige 
Mal im Laufe des Jahres unvermuthet revidiren. 

Es exiſtirt keine Vorſchrift, welche den Berufskonſuln die Be— 
fugniß gäbe, Kaſſengelder bei Bankiers zu deponiren. Wenn fie 
es thun, gejchieht Dies auf ihre eigene Verantwortlichkeit. 

2. Bei verchiedenen amtlichen Anläffen kann der Konful in 
die Lage fommen, fremde Gelder, Werthſachen und Effekten in 
Verwahrung zu nehmen. Sp aus Anlaß von Nachlaßregulivungen; 
bei Schiffbrüchen; in Folge der Ausführung von Aufträgen, welche 
‚Direkt oder indireft die Einziehung von Geldern zur Folge haben; 
bei NRichterfonfulaten in allen den Fällen, in welchen die Gejeße 
die gerichtliche Depomirung vorjchreiben oder zulaffen. Für die 
Nichterfonfuln kommen hierbei die einjchlagenden gejeßlichen Be— 
ftimmungen in Betracht.*) Für die nicht mit Gerichtsbarkeit ver- 
jehenen Konſuln find befondere Vorjchriften über Behandlung von 
Depofiten nicht ergangen. 

Die Wahlkonfuln haben feine Berechtigung bezw. Verpflichtung, 
fic) der Aufbewahrung von Geldern u. ſ. w. auf Antrag von Brivat- 
perjonen zu unterziehen. m diefer Beziehung beſtimmt das Sirkular 
des Reichsfanzlers vom 6. Dezember 1875, aus der Vorfchrift im 
$. 18 des Ronfulargefeges fei mehrfach eine Berechtigung der Konſuln 
hergeleitet worden, überhaupt für Rechnung und auf Antrag von 
Privatperſonen Gelder einzuziehen und anzunehmen. Eine folche Er- 
weiterung der konſulariſchen Befugnifje entfpreche aber weder der Abficht 
des Gefeßes, noch könne fie wegen der damit verfnüpften Folgen als 
zuläfjig erachtet werden. Die Wahlkonfuln müffen fich daher jtets 
‚gegenwärtig halten, daß fie in ihrer amtlichen Eigenfchaft nicht be- 
rechtigt find, im anderen als den im Gefege, insbefondere in dem 
erwähnten $. 18 vorgefehenen Fällen, . Gelder fix Brivatperfonen zu 
erheben oder in Verwahrung zu nehmen, es fei denn, daß fie vom 
Auswärtigen Amt oder von der ihnen unmittelbar vorgefegten Dienft- 

- behörde ausdrücklich Auftrag dazu erhalten. Liegt ein ſolcher Auftrag 


*) Vergl. oben ©. 214. 
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nicht vor und wird die Vermittelung von anderer Seite in der gedachten 
Meile in Anfprucd genommen, jo müſſen die Konſuln die Antrag: 
jteller darauf aufmerkffam machen, daß jie ihre Mitwirkung nicht 
in amtlicher Eigenfchaft, fondern nur privatim eintreten lafjen 
fönnen. 

Bezüglich der von dem Konſul zur Verwahrung angenommenen 
Depofiten baftet. derfelbe im Allgemeinen nur wegen Anterlaffung. 
der gewöhnlichen Sorgfalt. 

Die Aufbewahrung von Geldern und Pretioſen bat in dem- 
jelben Behältniß zu erfolgen, in welchem die Kaffengelder auf 
bewahrt werden. Waaren und andere Gegenftände find in geeig 
neten — allenfall® bejonders zu miethenden — Lokalen unter- 
zubringen. 

Die Entgegennahme des Depofitums ift protokollariſch feſtzu— 
itellen. Das desfallfige Drotofoll muß den deponirten Gegenftand 
genau bezeichnen, die Perſon des Deponenten und den Grund der 
Niederlegung angeben, auch erfehen laffen, an Wen, wann und 
unter welchen Vorausjegungen die Herausgabe demnächit erfolgen 
fol. Abſchrift des Vrotofolls erhält dev Deponent als Quittung. 

"Ueber jämmtliche bei dem Konfulate eingehende Depofiten ift 
ein Regifter, etwa’ —— —— — zu führen. 








Bezeihnung Veranlafjung | _ Datum 


2 des Datum ; 
* der Bezeidmung | der 
2 Depofitums. Nieberlegung |- der hu * Be⸗ 
E| paar, | andere und Perfon | Dep | merfungen. 
‚| daar. | des ; Empfängers. aus⸗ 
= Gegen- R fition. : 
E | ftände. Deponenten. gabe. 





Die Qurüdgabe der Depofiten erfolgt an den zum Empfang 
Berechtigten gegen Rüdgabe der Protokollabſchrift und ‚gegen 
Quittung. 


397 


Dritter Cheil. 


Rormulare und Vorbilder zum Gebraud für 
die deutſchen Konjuln. 


8. 82. 
Dienfteide. 
Il. Schriftliher Dienjteid eines Konſuls. 

Ic) (Vor- und Zuname) ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen 
und Allwiffenden, daß ich, nachdem ic) zum (General-, Vize-) 
Konful des Deutichen Reichs zu N. N. ernannt worden bin, meine 
Dientpflichten gegen das Deutfche Reich nach Maßgabe des Geſetzes 
und der mir zu extheilenden Inſtruktionen treu und gewilenhaft 
erfüllen und das Beſte des Reichs fördern will, fo wahr mit 
Gott belfe. 

N. dent. Unterfchrift des Konfuls. 

Bemerkung. Die Bekräftigungsformel am Schluß kann von evangelifchen 
Ehriften, wie folgt: »fo wahr mir Gott helfe durch Jeſum Chriftum zur Seligteit, 
Amen«, von Fatholifchen Chriſten folgendermaßen: »fo wahr mir Gott helfe und 


fein heiliges Evangelium, Amen« gefaßt werden. Die Eidesurfunde ift eigenhändig 
zu jchreiben und — mit Vor- und Zunamen — zu unterfchreiben. 


I. Protokoll über die mündliche Ableiitung des 
Dienfteides eines Konfulatsbeamten. 
Verhandelt im Kaiſerlich deutfchen Konfulate zu N.N. 
den 
® : 
Vor dem unterzeichneten Konful erfchien heute der zum Sekretär 


bei dem biefigen Konſulate ernannte 
Sert N.N. 
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um im Gemäßbeit des Erlaffes des Herrn MNeichsfanzlers vom 
EN dereidigt zu werden. 

Demfelben wurde eröffnet, daß er den Dienſteid in der durch 
* Allerhöchſte Verordnung vom 29. Juni 1871 Reichsgeſetzblatt 

303) vorgeſchriebenen Form dahin zu leiſten babe: 

Ich (Vor- und Zuname) ſchwöre zu Gott dem Allmäch— 
tigen und Allwiſſenden, daß, nachdem ich zum Beamten 
des Deutichen Reichs beitellt worden bin, ich in dieſer 
meiner Eigenichaft Sr. Majeftät dem Deutjchen Kaifer treu 
und gehorſam fein, die Neichsverfaffung und die Gefeße 
des Neichs beobachten und alle mir vermöge meines Amts 
obliegenden Bflichten nad) meinem beiten Wiffen und Ge 
wiffen genau erfüllen will, jo wahr mir Gott belfe, 
wobei ibm überlaffen bleibe, die feinem religiöfen Bekenntniſſe ent- 
Iprechende Bekräftigungsformel hinzuzufügen. 

Nachdem Herr Komparent angegeben, daß er der evangelifchen 
Konfeffion angehöre, bat ev unter Erhebung der Schwurfinger den 
angegebenen Eid vorjchriftsmäßig geleiftet. 

Vorjtehende Verhandlung wurde von Herrn N. N. ſelbſt gelefen, 
genehmigt und unterfchrieben. 

Unterſchrift (Wor- und ZJuname). 
Geſchehen wie oben. 
Unterjchrift des Konfuls... 


Bemerkung. Wegen der Bekräftigungsformel vergl. das in der Bemerkung 
zu Nr. I Gejagte. 

Wenn ein Konſul den Dienjteid mündlid) vor dem vorgeſetzten Geſandien, 
Generalkonſul u. ſ. w. abzuleiſten bat, jo wird ein ähnliches Protokoll wie das vor- 
— aufzunehmen ſein, ſelbſtverſtändlich unter Anwendung der aus Nr. J, bezw. 

J.4 des Konſulargeſetzes zu erſehenden Eidesnorm. 


$. 83. 
Protokoll, betreffend die Uebergabe der we 
verwaltung. 
Verbandelt in der Kanzlei des Kaiferlich deutſchen Konfulats 


zu N.N. den ..... 
In dem auf heute zur Uebergabe der Gefchäfte des Kaiferlich 
deutfchen Ronfulats zu N. N. verabredeten Termine waren erſchienen 
Herr A., bisher Konful zu N. N. 
Herr B., deifen ernannter Nachfolger. 








r 
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Herr A. übergab Herrn B.: 


1. 


Die ſämmtlichen Akten des Konfulatsarchivs, wie jie in 
dem. anliegenden, von beiden gedachten Herren vollzogenen 
Verzeichniß aufgeführt find, nämlich funfzehn verfchiedene 
Faszikel Generalaften, bezeichnet A. 1. bis A. 15., und 
fünfundvierzig Hefte Spezialakten, in fortlaufender Nummer 
bezeichnet B. 1. bis B. 45. 


. Die Journale, Bücher und Regifter des Konfulats, nämlich: 


a) vier Journale der ein- und ausgehenden Sachen 
aus den Jahren 1871 bis jebt; 
b) zwei Daßregifter ꝛc. 


. Die in dem anliegenden, von beiden Herren unterfchriebe- 


nen Inventarium verzeichneten Karten, Bücher, Utenfilien 
u. f. w. des Konſulats. 


. Den nad) anliegendem, von dem Seren A. vollzogenen 


Kaffenabfchluß vorhanden fein follenden Kaffenbeitand von 
RER in folgenden Münzſorten: (Hier find die Beträge 
nach einzelnen Münzjorten anzugeben.) 


. Die in dem Depofitenverzeichniffe noch nicht gelöfchten 


Depofita, nämlich: 
a) einen Wechſel über 500 Mark, ausgeitellt von 
U. Klenem zu Leipzig am 3. Februar 1885 auf 
I. Klenem  bierfelbit- an die Ordre der Herren 
I. Salvati u. Co. (Nr. 5 des Werzeichnifjes); 
b) zwanzig Dufaten in Gold 3x. 


Herr A. verficherte pflichtmäßig, daß er, feinem beiten Wifjen 
nad), feine amtlihen Akten, Gelder, Depofita, Bücher, Negifter 
oder ſonſtigen Inventarienſtücke hinter fi) babe und verjprad), 
falls er dergleichen noch in feinem Befit finden würde, ſolche nad)- 
träglich abzuliefern. 

Herr B. erkannte ausdrüdlich an, ſämmtliche vorftehend ver- 


zeichneten Akten, Bücher, Journale, Regifter, Imventarienftüde, 


Kaffengelder und Depofita richtig übergeben erhalten zu haben, 
worauf beide Herren dieſes Protokoll — eigener — voll⸗ 
zogen haben. 


Selbſt geleſen, genehmigt, antecſchriebet 
(gez.) A. (gez.) B. 


(gez.) O., Sekretär des Kaiſerlich deutſchen 
Konſulats zu N. N. als Protokollführer. 
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8. 84. 
Formular zur Bejtallung für einen Konfularagenten. 


Nachdem es für angemefien befunden worden, einen Konfular- 
agenten zur Wahrnehmung und Vertretung dev Handels: und 
Schifffabrtsintereffen des Deutfchen Reihs in N. zu beitellen, fo 
wird biermit von mir, dem unterzeichneten Konful des Deutjchen 
Neichs zu N. N. in Kraft der mir von dem Herrn Reichskanzler 
ertbeilten Genebmigung dev N. in N. bevollmäcdhtigt und beauf- 
tragt, nad Maßgabe der ibm von mir zugebenden Anweifungen 
die Konfulatsgefchäfte des Deutfchen Reichs in N. in meinem Namen 
und unter meiner perfönlichen Verantwortlicykeit zu beforgen. Deffen 
zu Urkund iſt von mir für den N. die gegenwärtige Beitallung 
ausgefertigt und vollzogen worden. 

N. Diansden siegan 


Der Kaiferlich deutſche Konful. | 
(Siegel.) (Unterfchrift.) 


$. 85. 
Bekanntmachung über die Immatrikulirung dev Bewohner 
des Konſularbezirks. 


Die in dem Amtsbezirke des Kaiferlich deutfchen” Konfulats 
zu N. N. wohnenden deutfchen Staatsangebörigen werden bierdurd) 
benachrichtigt, daß Anmeldungen Behufs Eintragung in die von 
dem Konfulate geführte Matrikel an jedem Wochentage in den 
Stunden von .. bis .. Uhr mündlich oder fchriftlich erfolgen Eönnen. 
Bei der Meldung find diejenigen Papiere (Heimatbichein, Paß, 
Erjaßreferve- Schein, Seewehr-Schein u. ſ. m.) vorzulegen, durch 
welche nachgewiefen wird, daß dev Einzutragende die Staatsange 
hörigfeit in einem der zum Deutfchen Reiche gehörenden Bundes- 
ftaate befit. Durch die Eintragung in die Matrifel wind die 
zebnjährige Friſt unterbrochen, nad) deren Ablauf deutjche Staats- 
angebörige in Folge des Aufenthalts im Auslande ihre Staatsan- 
gehörigkeit verlieren. 

Ueber die Eintragung in die Matrifel wird auf Verlangen eine 
Beſcheinigung erteilt. 
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Die gefegliche Gebühr beträgt für die Eintragung in die Ma- 
trifel 3 AM. (6 AM), für den Matrikelſchein 3 M. (6 M.). 

Kaiferlich deutſches Konſulat. 
(Siegel.) (Unterfchrift.) 
Bemerkung. Vergl. Alinea 2 der Allgemeinen Dienft- nftruftion zu $. 12. 
$. 86. 
Vegalifation von Urkunden. 

Geſehen im Kaiferlih deutfchen Konfulate zu N. N. zur Be 
glaubigung vorjtehender Unterfchrift des biefigen Diſtriktspräfekten 
Seren N. N. 

DEN. Den. „um... 

Kaiferlich deutſches Konfulat. 
(Siegel) (Unterfchrift.) 


$. 87. 
Konſulariſche Zeugniſſe. 
l. Beglaubigung von Abſchriften. 

Auf Antrag des Königlich ſächſiſchen Staatsangehörigen Herrn 
N.N. wird bierdurd) zum öffentlichen Glauben befcheinigt, daß 
die vorftehende Abfchrift mit dem mir vorgelegten Originale als 
übereinftimmend befunden worden it. 

Ben dn ....2 

Der Kaiſerlich deutjche Konful. 
(Siegel.) (Unterfchrift. ) 


Il. Yebensatteft. 

Der unterzeichnete Konſul des Deutfchen Reiche zu N. N. 
bejcyeinigt hierdurch, daß die ihm perſönlich befannte, hier wohn- 
bafte oldenburgifhe Staatsangehörige Frau Wittwe N. N., ge 
borene N. N., ſich heute vor ihm eingefunden bat. . Derfelben 
wird auf ihren Antrag gegenwärtiges Lebensatteſt ertheilt. 

WEN Dat! 


Der Konſul des Deutjchen Reichs. 
(Siegel.) (Unterjchrift.) 


- König. Konſular-Handbuch. 3, Ausgabe. 26 


- 
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Il. Urfprungszeugniß. 


Von Seiten des Kaiferlich deutfchen Konfulats zu N. N. wird. 
hierdurch nad Einficht vorgelegten Rechnungen und Konoffemente, 
fowie auf Grund miündlicher Angabe des biefigen vereideten 
Maklers X. bejcheinigt, daß die nachfolgend verzeichneten Waaren, 
nämlich: 

(Hier folgt das Verzeihniß der Waaren unter Angabe 

ihrev Verpadung und Bezeichnung.) 

welche das biefige deutjche Handlungshaus E. Meyer & Komp. 
für Rechnung der Herren Stab und Rieß zu N.N. auf das 
nach N. N. bejtimmte deutsche Schiff Anna Emilie, Heimaths— 
hafen Elsfleth, Unterfcheidungsfignal LDBP, Kapitän Holm, 
verladen bat, wirklich Erzeugniffe des .... (Bezeichnung des Ur- 
Iprungslandes) find. 

Urkundlich defjen wird auf Antrag der Herren E. Meyer & Komp. 
gegenwärtige Beſcheinigung ausgefertigt. 

N. N: Den 22 


Kaiferlich deutfches Konſulat. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


I88. 
Konſulats-Notariatsakte. — 


Bemerkung. Nach Vorſchrift der Allgemeinen Dienſt-Inſtruktion werden 
die konſulariſchen Notariatsakte den Betheiligten im Original ausgehändigt (vergl. 
oben ©. 165). Jeder Betheiligte kann von dem Konſul verlangen, daß beglaubigte 
Abſchrift der Urkunde bei den Konfulatsaften aufbewahrt wird. Auch ift es für 
zuläflig erachtet worden, die Notariatsurfunden im doppelten Original auszufolgen. 


l. Verkauf einer Sciffspart. 


N. Nuubp, 4. 2% 


Nor dem unterzeichneten Konful. erfchienen heute, befannt und 
verfügungsfäbig: 

l. der Schiffsfapitän Johann Chriſtian Lieck aus .... 

2. der Schiffsfapitän Carl Wilhelm Albert Schul aus ... 

3. der Holzhändler Rus aus .... 








403 


Diefelben erklärten folgenden Vertrag zu Protokoll: 


I. 


IL. 


IV. 


Der Kapitän Lied iſt Eigenthümer von "/, Wart des 
Barkfchiffs Julius, Nr. 49 des Stettiner Schiffsregifters, 
Unterfcheidungsfignal JKOP. 

Von diefer Dart verkauft er Part des Schiffes an 
den Kapitän Schul für 19000 A, neunzebntaufend Mark. 
Es iſt verabredet worden, daß das Eigenthbum der ver- 
kauften Part jofort auf den Käufer übergeht. *) 
Das Schiff befindet fich zur Zeit im biefigen Hafen. Von 
heute ab gebührt dem Käufer dev Gewinn und trifft ihn 
der Verluft, welcher fih aus dem Betriebe der Schifffahrt 
mit dem Schiff Julius ergeben wird. 

Das Kaufgeld wird in folgender Weife bevichtigt: 


. a) der Käufer hat auf das Kaufgeld heut... 3000 M. 


dreitaufend Mark an den Verkäufer gezahlt, 
worüber diefer quittirt,“ 
b) der Käufer verfpricht am 1. April 1885.. 3000 » 
dreitaufend Mark, welche von heute ab mit ö 
5 Vrozent zu verzinfen find, dem Verkäufer 
zu zahlen, 
ec) die hiernach rückſtändigen. 13 000 » 
dreizebntaufend Mark Ereditirt dev Verkäufer 
dem Käufer für die Dauer, von vier Jahren 
von heut ab gerechnet; der Käufer verfpricht, 
diefes Reſtkaufgeld, welches von heut ab 
mit 5 Prozent in balbjährlihen Terminen 
zu verzinfen ift, von feinem Verdienſt nad) 
Möglichkeit im Kaufe der bewilligten 4 Jahre 
abzutragen. Späteſtens nad) Ablauf von 
4 Jahren ift hiernach das Reſtkaufgeld fällig. 
Auf diefe Weife ift das gefammte Kauf 
geh in sin a aa irn ei 19 000 M. 
belegt. 


V. Der Käufer berpfänder dem Verkäufer zur Sicherheit 


für deſſen unter IV e. erwähnte Kaufgeldforderung von 
= 000 AM. nebit Zinfen und Koften die heut erfaufte 
?/g, Bart des Barkichiffes Julius und bewilligt die Ein- 
tragung dieſes Vfandrechts in das Schiffsregiiter. 


*) Vergl. Art. 439 des Handelsgefegbuchs. 
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VI. Zur Sicherheit des Verkäufers wegen feiner am 1. April 

1885 fälligen Forderung. von 3 000 M nebſt Zinſen zu 

5 Vrozent, verpfändet Herr Rus dem Verfäufer diejenigen 

3000 M, dreitaufend Mark nebit 5 Prozent Zinfen, weldye 

für ibn aus dem überreichten Dofument vom nn 

1877 auf dem Grundſtück Bd. I. Bl. 66 des Hypotheken— 
buchs von N. N. Abth. III. Nr. 7 eingetragen jteben. 

VII. Die Kosten des heutigen Vertrages trägt der Käufer, 
welcher jeine Eigenfchaft als preußifcher Unterthan durd) 
Paß des K. Yandratbsamts zu N. vom 3, Januar d. J. 
Nr. 21 nachgewieſen hat. 

Der Käufer veripricht, feine Bart ſtets unter Ver— 
ficherung zu balten. 

Es wird beantragt, die Eigenthumsveränderung und 
das beitellte Pfandrecht in das Schiffsregifter einzutragen 
und die Koften von dem ꝛc. Schul zu erfordern. Wegen 
der verpfändeten Hypothek behält dev Verfäufer weitere 
Anträge vor; für jest joll ihm, worin die fämmtlichen 
Erfchienenen einverftanden find, das Dofument über die 
verpfändeten 3 000 M ausgehändigt werden. 

Da nichts weiter zu bemerfen war, jo wurden f 

l: der Steuermann Herr Chriftoph Franz Schneider aus 

Roitod im Großherzogthum Medlenburg: Schwerin und 

2. der Kaufmann Herr John Bright bier wohnhaft, 
als Zeugen berbeigerufen. In Gegenwart derjelben -ijt die vor- 
jtehende Verhandlung den Herren Lied, Schul und Rus vor 
gelefen, von ihnen genehmigt und wie folgt vollzogen. 

(Unterjchriften der Betheilgten.) 

Dies bezeugen die Herren Schneider und Bright mit ihrer 
Unterschrift. 

(AUnterfchrift der Zeugen.) 

Die Herren Lied und Schul beantragen, beglaubigte Abjchrift 
dev Urkunde auf Koiten des Käufers zu den Konfulatsaften zu 
nehmen. 

Dat die Verhandlung jo, wie fie vorjtehend niedergefchrieben 
it, ftattgefunden hat, wird hierdurch befcheinigt. 

Der Konful des Deutfchen Reichs. 
(Siegel.) (Unterjchrift.) 
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Eingetragen in das Notarintsregifter unter Nr. 2 
Gebühren, laut Tarif! - 
für die Aufnahme der Urkunde (Bo. 25) 102 M. 50 A 


für vidimirte Abjehrift (Poſ. 1, b)...... 4» 50 » 
Summa 107 M. — M 


über deren Empfang quittirt wird. 
(Unterjchrift.) 


ll. Anerkennung, bezw. Beglaubigung der Unterschrift 
einer — 


Verhandelt N. N. den ..... im Kaiſerlichen deutſchen 
Konfulate. 


Der dem unterzeichneten Konful von Perſon befannte preußi- 
ſche Unterthan 
Herr Kaufmann Julius Bände aus N. N. im diesjeitigen 
Konfulatsbezirke, 
gegen deſſen Verfügungsfähigkeit fein Bedenfen obwaltet, legte das 
vorjtehende Schriftſtück vor und erklärte, mit dem Antrage auf 
Beglaubigung, daß er die darunter befindliche Unterfchrift » Julius 
Lange« zum Zeichen der Genehmigung eigenhändig vollzogen babe. 
In Gegenwart der herbeigerufenen Zeugen, des 
l. Kaufmann N. N. 
2. Schiffsmäkler N. 
beide bier wohnhaft, wurde vorſtehendes Protokoll dem Herrn 
Zange vorgelefen, worauf alle drei Perſonen, wie folgt, unter- 
jchrieben haben. 
(Unterjchriften.) 
Daß die Verhandlung fo, wie fie voritehend niedergefchrieben 
ift, ftattgefunden hat, wird bierdurd) befcheinigt. 
Der Konful des Deutjchen Reiche. 
(Siegel.) (Unterjchrift.) 
Eingetragen unter Nr. 3 de8 Notariatsregifters. 
Gebühr: Bofition 6, ce. des Tarifs: 6 M. 
Erhalten 


(Unterfchrift.) 
Bemerfung. Die Verhandlung ift auf das betreffende Schriftitüc zu fchreiben 
und unmittelbar unter der Unterfchrift anzufangen. it dazu fein Platz, fo it das 
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Watt, auf welches die Verhandlung geſchrieben wird, mit dem Scriftitüd in ber 
Seite 165 angegebenen Weife zu verbinden. Die Beglaubigung von Unterfchriften 
fönnte aud als ein Zeugniß ($. 15 des Konſulargeſetzes) aufgefaßt werden. Bei 
einer folchen Anjchauungsweife bedürfte e8 der Aufnahme eines Protofolld und der 
Juziebung von Zeugen nicht. Indeſſen ift es zweifelhaft, ob eine in diefer Weife 
bewirfte Beglaubigung von den inländifhen Behörden anerfannt werden würde, ba 
die Allgemeine Dienjt+ nftruftion zu $. 14 ausdrüdlich beſtimmt, daß die Beglaubi- 
gung der Unterjchriften von Privatperjonen den in den 88. 16 und 17 des Konfular- 
gejeges vorgejchriebenen Formalien unterliegt. Daher ift den Konfuln zu raten, 
die aus vorſtehendem Beifpiele erfichtliche, allerdings umjtändlichere Weife der Ber 
qlaubigung zu wählen. Abweichungen werden nur auf Grund befonderer Gefeße oder 
Inftruftionen jtatthaft fein, 3. B®. wird bei Beglaubigung der Unterfchriften des 
Sciffers unter der Vefcheinigung und dem Zeugniß, welches diefer dem abzumuftern- 
den Schiffemann nad) $. 17 der Seemannsordnung zu ertbeilen hat (vergl. oben 
©. 140) ein einfacher Vermerk, wie: »Die vorftehende Unterſchrift wird beglaubigt« 
genügen, da bierbei das Konſulat in feiner Eigenfchaft ald Seemannsamt in Betracht 
fommt und die notarielle Form in der Seemannsordnung nicht vorgefchrieben ift. 


II. Werlautbarung eines Vertrags. 


Verbandelt vor dem unterzeichneten Kaiſerlich deutſchen 
Konſul zu N. N. am 2. Mär; 1885. 


Perſönlich befannt und geſchäftsfähig erſchienen beute 
l. der Kaufmann Herr Julius Arndt, bamburgifcher Staats- 
angeböriger, bier wohnhaft, 
2. der Buchhalter Herr Franz Kort, braunjchweigifcher 
Antertban, bier wohnbaft, * 
legten den vorſtehenden zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Engagements— 
vertrag, d. d. N. N. den 1. März 1885 vor und erklärten ihre 
Abſicht, denſelben zu verlautbaren. Dieſer Vertrag wurde den 
Komparenten von dem Konſul vorgeleſen, ſie genehmigten deſſen 
Inhalt und erkannten die darunter befindlichen Unterſchriften für 
ihre eigenhändigen an. 
In Gegenwart der herbeigerufenen Zeugen, des 
Tifchlermeifters Jobann 9. und 
2. Kaufmanns Friedrich M., 
beide hier wohnhaft, 
wurde die vorjtehende Verhandlung den Herren Arndt und Kort 
vorgelefen, von ihnen genehmigt und, wie folgt, unterjchrieben. 
(Unterjchriften der Betheiligten.) 
Zur Beglaubigung deſſen unterjchrieben die Zeugen gleichfalls, 
wie folgt: 
(Unterfchriften der Zeugen.) 
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Daß die Verhandlung jo, wie vorjtehend gefchrieben, ftatt- 
gefunden bat, wird hierdurch bejcheinigt. 


Der Konful des Deutſchen Reichs. 
(Siegel.) (Unterfchrift.) 
Eingetragen unter Nr. des Notariatsregiiters. 
‚Gebühren find erhoben nad) Poſ. 25 des Gebübrentarifs . . . A, 
worüber hiermit quittirt wird. 
(Siegel.) (Unterſchrift des Konfuls.) 


Bemerfung. Die Verhandlung ift auf das Schriftjtüd, welches den zu ver- 
lautbarenden Vertrag enthält, unmittelbar hinter diefem Vertrage zu fchreiben. 


- IV. Bollmadt. 


l. Beispiel. Aufnahme einer General: und Spezial: 
vollmadt. 


N.N. den ..... 


Vor dem unterzeichneten Konſul erſchien 
der Sattler Karl Arnold, aus Berlin gebürtig, gegen: 
wärtig in Gefchäften. fich hier aufbaltend, 
welcher durch den perjönlich befannten Kaufmann Ude von bier 
tefognoszirt wurde, wie diefer durch Unterzeichnung des gegen: 
wärtigen WVermerks bejcheinigt. 


Vorgelefen, genehmigt, unterjchrieben. 
(Unterfchrift des de.) 


Der x. Arnold, gegen deſſen ' Verhandlungsfähigfeit Fein 
Bedenken obwaltet, gab darauf nachjtehende Vollmacht zu Protokoll: 

Ich bevollmächtige hierdurch den Königlichen Rechtsanwalt 
und Notar Flemming zu Berlin, in der Nachlaßfache meiner zu 
Berlin verjtorbenen Eltern, der Tifchler Arnoldfchen Eheleute, 
meine Gerechtfame wahrzunehmen, insbefondere meine Erbeslegiti- 
mation zu führen und in meine Seele an Eides Statt zu ver- 
fichern, daß mir außer mir, meinem Bruder, dem Kaufmann 
Julius Arnold zu Derleberg, und meinem Neffen, dem Handlungs- 
lehrling Bernhard Anton, feine näheren oder gleich nahen Ver- 
wandten meiner verjtorbenen Eltern befannt find. Mein gedachter 
Bepollmächtigter foll ferner befugt fein, fidy über die Antretung 
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der mir angefallenen elterlichen Erbſchaft zu erklären, das Inven— 
tarium für richtig anzunehmen oder Wusftellungen dagegen zu 
machen; die Erbtbeilung an meiner Stelle vorzunehmen, den Erb» 
rezeß abzufchliegen und zu vollziehen; den auf mich fallenden Erb— 
tbeil für mich in Empfang zu nebmen und darüber zu quittiven; 
überbaupt Alles zu tbun, was zur vollftändigen Requlivung der 
Erbichaft und Auseinanderjegung der Erben erforderlich ift. Nament- 
lich jol er, wenn die-Einziebung oder der Verfauf der Nachlaß. 
forderungen vor dev Iheilung belisbt wird, zur Quittungsleiftung, 
jur Genebmigung der Löſchung im Hppotbefenbuche, zu Ceſſionen 
und zur Empfangnahme von Zahlungen, fo wie auc) befugt fein, 
die wegen Exbfchaftsforderungen oder Schulden entitehenden Pro— 
zeffe für mich zu führen, Vergleiche zu fchließen, die Entjcheidungen 
in Empfang zu nebmen und Alles zu tbun, was die Gerichte von 
dem Bevollmächtigten einer abweſenden Vartei zu fordern beved)- 
tigt find. Den Verkauf der Nachlaßgrundſtücke ſoll mein Bevoll— 
mächtigtev beantragen fünnen, ex foll berechtigt jein, mich bei der 
Subbajtation von Nachlaßgrunditücden zu vertreten, für mid) mit- 
zubieten, auch die Urtelsausfertigung in Empfang zu nehmen und 
beider. KRaufgelderbelegung für mich zu bandeln. 

Endlich foll mein Bevollmächtigter das Necht haben, alle ihm 
durch gegenwärtige Vollmacht beigelegten Befugniffe auf einen An- 
dern zu übertragen und verjpreche ich Alles zu genehmigen, was 
mein Bevollmächtigten oder fein -Unterbevollmächtigter auf Grund 
diefer Vollmacht vornehmen. 

Da nichts. weiter zu bemerfen war, fo wurden 1. |. w. (mie 
S. 404). 


2. Beifpiel. Generalvollmadt. 


ch bevollmächtige hierdurch Herrn . . . . . . unter gleichzeitiger 
Ermächtigung, in Verhinderungsfällen für einzelne Geſchäfte einen 
Unterbevollmächtigten zu beſtellen, meine Gerechtſame aller Art, 
ſowohl bei Gerichten, als bei allen ſonſtigen Behörden uneinge— 
ſchränkt wahrzunehmen, ausſtehende Forderungen ſtatt meiner zu 
kündigen und für mich einzuziehen, Klagen aller Art für mich an— 
zuſtrengen oder auf wider mich angeſtellte Klagen ſich einzulaſſen, 
in Prozeſſen jeder Art, alſo auch bei Konkurs- und Liquidations— 
prozeſſen mich zu vertreten und dabei Alles zu thun, was die Ge— 
richte von dem Mandatar einer abweſenden Partei zu verlangen 
berechtigt ſind, namentlich Forderungen des Gegners anzuerkennen 
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und definitive Entjcheidungen in Empfang zu nehmen, alle ordent- 
lichen und außerordentlichen Rechtsmittel gegen. ergebende Erfennt- 
niſſe einzulegen, die Rechtfertigungsjchriften für mich anzufertigen 
und jtatt meiner zu vollziehen, Exekutionen in allen Graden, alſo 
auch Sequejtrationen und Subhaftationen nachzufuchen und mid) 
dabei, jowie beim Kaufgelderbelegungs- und Vertheilungsverfahren 
zu vertreten, Eide zu deferiven oder zurüczufchieben, folche zu er- 
laffen oder für gefchworen anzunehmen, Vergleiche zu fchliegen, auf 
mir zuftehende Forderungen oder fonftige Gerechtfame Verzicht zu 
leiften, Gelder, Sachen und geldöwerthe Dofumente, fei e8 von 
Vrivatperfonen oder von öffentlichen Kaffen und Behörden, fir 
mic) in Empfang zu nehmen und darüber vollgültig zu quittiven, 
Forderungen oder jonjtige Rechte zu cediren und die Ceffionsvaluta 
in Empfang zu nehmen, Eintragungen oder die Löſchung eingetra- 
‚gener Forderungen oder jonftiger Gerechtfame in den Hypotheken— 
büchern nachzufuchen oder zu bewilligen, Vrioritäts- und Exnexuations— 
 erflärungen für mich zu verlautbaren, Grundſtücke zu veräußern. 
oder für mich anzufaufen, bei Subhaftationen für mid) mit zu 
bieten, in den Zufchlag an den Meiftbietenden zu willigen oder 
jolchem zu widerjprechen, Darlehne mit Bejtellung von Hypothek 
oder ohne ſolche VBeltellung in meinem Namen aufzunehmen und 
die Darlehnsvaluta für mich zu empfangen, rüdjtändige Kaufgelder 
zu: freditiven, jo wie auf Reſubhaſtation anzutragen, in vorkom- 
menden Fällen Rechnungslegung zu verlangen und die Decharge 
Darüber zu ertheilen oder jolche zu verweigern, und die Entfcheidung 
eines Rechtsjtreites einem fchiedsrichterlichen Ausspruch zu unter- 
werfen. Alies, was mein Herr Bevollmächtigter oder deflen Sub- 
jtitut auf Grund diefer Vollmacht jtatt meiner thun und erklären 
wird, ſoll jo angefehen werden, als ſei e8 von mir felbit gefchehen 
und erklärt worden. 
(Unterfchrift des Vollmachtgebers.) 


V. Proteſte in Bezug auf Schifffahrtsverhältniffe. 
Il. Proteſt eines Schiffers, bezüglich der Röfchzeit. 
Verhandelt im Konfulate des Deutfchen Reichs zu N. N. 


Nor dem unterzeichneten Konful erfchien heute 
1 dev Kapitän A., Führer des deutfchen Briggfchiffs 
Auguſte, Heimathshafen: Bremen, Unterfcheidungs- 
fignal QBNM. 
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Derſelbe erklärte: 

Mit meinem bezeichneten Schiffe babe ich an die Ordre des 
Herrn M. bierjelbjt eine volle Yadung Kohlen von G. bier ein 
gebracht und mic Sonnabend, den drei und zwanzigiten dieſes 
Monats zur Dispofition des Empfängers gejtellt. Montag, den 
fünf und zwanzigiten diefes Monats, begann die Löſchzeit, meldye 
laut Chartepartie ſechs Tage beträgt, fomit am heutigen Tage 
abläuft. Mit dem miorgenden Tage beginnt die Ueberliegezeit und 
beanfpruche ich von morgen ab das chartepartiemäßige Liegegeld 
von drei fund Sterling täglich. 

Für Diefes Liegegeld mache ich den Seren M. verantwortlid). 
Nach Ablauf der Ueberliegezeit werde ich, falls der Herr M. die 
Yadung nicht in Empfang genommen bat, diefelbe in ficherer Weife 
niederlegen. Alles diefes babe ich dem Seren M. erklärt, er bat 
fich aber geweigert, den Empfang meiner Erklärung fehriftlic oder 
vor Zeugen zu bejcheinigen, deshalb beantrage ich, über meine vor- 
ftehende Erklärung eine öffentliche Urkunde zu errichten und diefelbe 
dem Seren M. mitzutheilen, auch über diefe Mittheilung eine öffent- 
liche Urkunde zu errichten, ingleichen bitte ich, beglaubigte Abfchrift 
meines Vrotejtes zu den Konfulatsaften zu nehmen. für alle 
Vroteftfoften mache ich Seren M. verantwortlich. 


In Gegenwart der zugezogenen Zeugen 
N.N. ud X. X. j 


wurde vorjtehende Verhandlung dem Herrn A. vorgelefen und von 
ihm genehmigt, auch wie folgt unterjchrieben. 


(Anterjchrift des A.) 


Dieſes bezeugen die Herren N. N. und X. X. mit ihrer Unter . 
ſchrift. 
(Unterſchrift der Zeugen.) 
Daß die Verhandlung jo, wie fie vorjtehend niedergefchrieben 
it, Itattgefunden bat, wird bierducch bejcheinigt. 
Der Konful des Deutjchen Reiche. 
(Siegel)  (Unterfchrift.) 


Eingetragen in das Notariatsregifter unter Wr. 5, 
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Gebühren find erhoben: 
für die Aufnahme der Urkunde (Mertb des Gegenjtandes 
unſchätzhar) 6M — ff 
für beglaubigte Abjchrift ..............- 5» 70» 
Sa. 11M. 70 4£ 
mit (Betrag in der Yandesmüngze) 
worüber hiermit quittirt wird. 


(Unterſchrift.) 
2. Mittheilung des vorſtehenden Proteſtes an den 
Proteſtaten. 
DEN. den: 546 


Auf den Antrag des Kapitäns A., Führer des deutſchen Brigg- 
ſchiffs Auguste begab fich der unterzeichnete Konful des Deutfchen 
Reichs zu N. N. in Begleitung der beiden mitunterzeichneten Zeugen, 
- Herren O. und P., heute Nachmittags 125 Uhr, in das biexfelbjt 
am Markt belegene Gefchäftslofal des Neichsangebörigen Herrn M., 
um den leßteren den vorjtehenden (oder: bier angehefteten) Proteſt 
zu behändigen. | 

In dem bezeichneten Gefchäftslofale des Herrn M. wurde defjen 
Vrofurift, Herr R., angetroffen. Derſelbe extheilte auf Befragen 
des Konſuls die Antwort, daß fein Brinzipal nicht zu Haufe fei. 
Er wurde aufgefordert, für jchleunige Auslieferung der gegenwärtigen 
Urkunde an Herrn M. Sorge zu tragen. 

Herr Brofurift R., weldem in Gegenwart der Eingangs ge- 
nannten Zeugen Vorftehendes vorgelefen wurde, weigerte fich ſowohl 
das Protokoll zu unterjchreiben, als aud die Gebühr für dieſe 
Urkunde zu bezahlen, erklärte fi) aber zur Aushändigung des 
Proteſtes an feinen Prinzipal M. bereit. 

Die Zeugen O. und P. genehmigten vorjtehende Verhandlung 
und unterjchrieben, wie folgt: 


(Unterjchrift der Zeugen.) 


Daß die vorjtehende Verhandlung). fo wie fie vorjtehend nieder- 
gejchrieben ift, jtattgefunden bat, wird hierdurch bejcheinigt. 


‚Der Konful des Deutfchen Reichs, 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


Eingetragen in das Notariatsregiſter unter Nr. 6, 
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An Gebühr ift zu entrichten: 


auf Grund Dofition 25 des Tarifs 6 M., wobei das Objekt 


als unſchätzbar angenommen ift. (Vergl. S. 3 des Gebühren— 
geſetzes.) 

Bemerkung. Selbſtverſtändlich hat der Kapitän A., als Extrahent, bie 
Gebühr auch für die zweite Urkunde — vorbehaltlich feines Anſpruchs gegen M. 
auf Erjtattung — dem Konful zu entrichten. 

Kommt es dem Kapitin A. darauf an, über die Aushändigung des Proteftes 
ein. beweisfräftiges Dofument zu erlangen, jo fann er fid von dem Konful ein 
Zeugniß (vergl. oben ©. 142) darüber ausftellen laffen, in welcher Weife diefer Die 
Juftellung bewirft bat. 


$. 89. 
Siegelung. 
I. Muſter für den Fall, daß das Konſulat die Siegelung 
allein und felbititändig vornimmt. 


N. N, den— 


Nachdem die biefige Dolizeibehörde dem Kaiferlichen Konfulate 
heute früh mündlich hatte mittheilen laſſen, daß der deutiche Reichs— 


angebörige Uhrmacher Johann Wagner aus P., in verwichener - 


Nacht geitorben ſei, ohne Erben hierſelbſt zu. hinterlaffen, hatte ſich 
der unterzeichnete Konſulatsſekretär im Auftrage des Kaiferlichen 
Konfuls in die unweit der St. Eliasficche belegene Wohnung des 
Veritorbenen begeben, um die Siegelung des Nachlaffes vorzunehmen. 
Dort angekommen, fand er im Wohnzimmer 

l. den angeblichen Kompagnon des Verjtorbenen, Uhrmacher 

Georg Lenzi (Öfterreichifchen Schußgenoffen), 

2. die Haushälterin des Verftorbenen, Julie M. aus B. 

Letztere zeigt an, dab ihr veritorbener Dienſtherr, jo viel fie 
wilfe, in P. einen Bruder babe, daß fie aber Stand und Vor- 
namen desfelben nicht angeben könne. Wie fie gehört habe, befinde 
fich ein Teftament des Verftorbenen bei dem Gerichte in P. nieder. 
gelegt. Beide oben genannten Perſonen gaben ferner an, daß der 
Johann Wagner fchon feit längerer Zeit an einer abzehrenden 
Krankheit gelitten und beute früh zwifchen 1 und 2 Uhr in ihrer 
Anweſenheit jeinen Geift aufgegeben babe. 

Der Unterzeichnete verfügte fich hierauf in das an die Wohn- 
jtube anftoßende Schlafzimmer, wo er die Yeiche des bei Vebzeiten 
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ihm wohlbefannt gemwefenen Johann Wagner aus P. im Bett 
liegend fand. Er ließ die Leiche mit dem Bett in das Wohnzimmer 
tragen, wogegen die im Wohnzimmer befindlichen Gegenftände mit 
Ausnahme von einigen weiter unten zu bezeichnenden Meubles und 
Kleidungsjtüden in die Schlafitube gefchafft wurden. Die Schlaf 
ftube bat ein einziges, auf die Straße gebendes Fenſter, welches in 
der Art verjiegelt wurde, daß inmwendig ein Wapieritreifen über 
beide Flügel gelegt und auf jedem Flügel mit dem Konfulatsfiegel 
angefiegelt wurde. Darauf wurde die einzige, zu dem Schlaf 
zimmer führende Thür von außen verichloffen, dev Schlüffel ab- 
gezogen und über das Schlüſſelloch ein Bapieritreifen mit 2 Siegeln 
dergeftalt befeitigt, daß ſich ein Siegel auf dem TIhürpfoften, das 
zweite auf dev Thür befindet. Die in der Schlafjtube befindlichen 
offenen Kaſten und Schränfe zu verfiegeln, erfchien nicht nothwendig, 
weil fic) darin nur wenige Effekten ohne. erheblichen Werth befinden. 
Die Brieftafche des Verſtorbenen, welche auf einem Tifchchen neben 
dem Sterbelager gefunden wurde, nahm der Unterzeichnete an fich,. 
um fie dem Kaiferlichen Konfulate zur Verwahrung zu übergeben. 

An baarem Gelde wurden im verfchiedenen Münzforten 285 
(Sweihundert Fünf und Achtzig) Francs vorgefunden, welche der 
ze. Julie M. zur Beftreitung der Begräbnißkoften und demmächitiger 
Berechnung übergeben wurden. Außerdem find im Wohnzimmer 
unter Auffiht der ꝛc. Julie M. und des ꝛc. Lenzi belaffen worden: 
eine Bettjtelle nebjt einer Matrage, einem VBettlafen und 
drei Stüd Betten, legtere mit weißem Yeinwandüberzug; 
zwei Stühle, braun polixt; 
ein Tiſch, desgl.; 
ein Hemd (zur Bekleidung der Yeiche); 

u. f.w. ; 

Der x. Lenzi und die 2c Julie M. verfprachen, dieſe 
Gegenſtände zu beaufjichtigen, auch darauf Acht zu geben, daß Die 
auf die Schlafitubenthür gelegten Siegel nicht abgeriffen würden. 
Nachdem fie angewiefen waren, jede Veränderung, welche fie etwa 
an den Siegeln wahrnehmen würden, dem Konfulate fofort anzu- 
zeigen, wurde ihnen diefes Protokoll vorgelefen, und nad) erfolgter 
Genehmigung unterfchrieben fie wie nachiteht. 

(Unterjchriften.) 
Verhandelt wie oben. 
N.N. 
Sekretär des Kaiferlicy deutichen Konfulats zu N. N. 


— 
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Il. Muster, betreffend einen Fall, in weldem der 
Konful bei der Siegelung nur aſſiſtirt bat. 


Sandgut N. N. den ...... Nachmittags 4 Uhr. 


Heute Vormittag Fand fich in der Konfulatsfanzlei dev Herr 
Prokurator Yorenzo ein und zeigte einen jchriftlichen Auftrag dev 
1. Abtheilung des N:-N,er Dijtriftsgerichts vor, wonach ev in 
Gemeinschaft mit dem Kaiferlich deutfchen Konful den Nachlaß des 
am geftrigen Tage auf dem Landgute N. N. verjtorbenen deutjchen 
Staatsangebörigen, Gutsbefigers v. Salig aus H. unter Sperre 
nehmen jolle. Mit dem Herrn Lorenzo ward verabredet, die 
Siegelung im Laufe des heutigen Nachmittags zu bewirken. Als 
demgemäß der unterzeichnete KRonful gegen 4 Uhr auf dem Yand- 
gute N. N. anfam, fand er den Herrn Lorenzo ſchon ammefend, 
Es wurden ferner angetroffen: 

l. der Gejchäftsführer des Verſtorbenen, Herr Giufeppe 

Sgarbdelli, 

2. der Bediente Caspar HSeldt, 
welche anzeigten, daß Verwandte des Verftorbenen nicht bier feien 
und daß letzterer ihnen vor feinem geitern Nachmittag um 5 Uhr 
erfolgten Tode gejagt habe, er babe vor 5 Jahren ein Tejtament _ 
bei dem Amtsgericht in H. deponitt. 

Der. Konful begab fich mit dem Heim Lorenzo und den 
beiden gedachten Derfonen in das Arbeitsfabinet des Verftorbenen, 
wojelbjt ein Schreibfefretär vorgefunden wurde. Aus demfelben 
nahm der Herr Yorenzo an fich: 

1. Einhundert und Funfzig Stüd Napoleonsd’or; 

2. eine goldene Dofe mit Eoftbaren Steinen befeßt; 

3. eine Befcheinigung des Amtsgerichts zu H. vom 2. Mai , 
1885 über Niederlegung des v. Salig'ſchen Tejtaments; 

4. folgende Wechjel und Sculdfcheine u. f. w. 

Neben dem Wrbeitsfabinet befindet fich ein großes Schlaf- 
zimmer, im welchem die Leiche des dem Konful wohlbefannt ge 
weſenen Gutsbejigers dv. Salig in einem offenen Sarge lag. 

Nachdem die in dem Schlafzimmer ftehenden Meubles und 
Effekten ſämmtlich in andere Zimmer: gebracht waren, wurde zur 
Verfiegelung gefchritten. 

l. Das Wohnhaus enthält 6 Zimmer, von weldyen das Schlaf: 
zimmer und ein von dem Verjtorbenen ale Empfangszimmer be- 
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nußter Saal außer Sperre gelaffen worden find. In diefen offen 
gebliebenen beiden Räumen befinden ſich folgende Gegenjtände: 

l. zwei Sophas von Nußbaumholz mit Blüfchüberzügen; 

2. jechs Yehnitühle von gleichem Holz mit gleichem Ueberzug; 

3.0... w. 

Die vier verfiegelten Zimmer liegen in einer Reihe nach dem 
Garten zu. Sie hängen durch Verbindungstbüren unter fich zu- 
fammen; die beiden äußeren haben auch je eine nad) dem Vorfaal 
führende Thür. Die fieben Fenſter diefer Zimmer wurden inwendig 
durch Dapierjtreifen dergeitalt verfchloffen, daß auf jedes Fenſter 
zwei Streifen angefiegelt wurden, und zwar ward jedesmal ein 
Streifen mit zwei Siegeln des Dijtriktsgerichts, der zweite mit 
zwei Abdrücden des Konfulatsfiegels befeitigt. Die Verbindungs- 
thüren wurden offen gelaffen, dagegen wurde die nad) dem Vor— 
faal führende Ihür des auf dem rechten Flügel belegenen Zimmers 
von innen verriegelt und mittelſt eines Papierſtreifens verfiegelt; 
die Thür des auf dem linken Flügel belegenen Zimmers wurde von , 
außen verjchloffen und mittelſt eines über das Schlüffelloch gelegten 
Dapierjtreifens gleichfalls verjiegelt. Auf jedem Bapierjtreifen be 
findet fich der Abdrud des Dijtriftsgerichtsfiegels und des Konſulats— 
ſiegels. 

II. Zu dem Boden des Hauſes führt eine Treppe. Die Thür 
dieſer Treppe wurde, nachdem die vier Bodenfenſter von innen 
verriegelt und mit je einem Papierſtreifen verſiegelt waren, zu— 
geſchloſſen und mit einem Papierſtreifen belegt. Sämmtliche 
Papierſtreifen ſind auf der einen Seite mit dem Konſulatsſiegel, 
auf der andern Seite mit dem Siegel des Diſtriktsgerichts befeſtigt. 

III. Im Souterrain befinden ſich mehrere Dienerſtuben, eine 
Küche und eine Wirthſchaftskanzlei. Da dieſe Räume nicht ver— 
ſchloſſen werden können, ohne den Wirthſchaftsbetrieb zu hemmen, 
jo wurden die darin befindlichen Gegenſtände, wie nachſteht, ver— 
zeichnet: 

l. ein Schreibtifch, braun angejtrichen; 

2. ein Dußend braun ladirte Stühle; 

3. u ſ. w. — 

IV. Der Geſchäftsführer Sgardelli legte darauf den dieſem 

Vrotofolle abjhriftlid, beigefügten legten Nechnungsabfchluß de 
dato. ..... vor und übergab den danad) vorhanden fein follenden 
Beitand von 2000 (Sweitaufend) Franken an Herrn Prokurator 
Lorenzo, indem er erklärte, den einjtweiligen Betrieb der Wirth: 
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Ihaft und des Hausweſens aus den feit dem letzten Abfchluf er- 
hobenen Einnahmen bejtreiten und demnächſt Rechnung legen zu 
wollen. Das vorrätbhige Getreide befindet fich theil® unausgedrofchen 
in zwei Scheunen, theils gedroſchen auf dem Getreideboden. Es 
wurden davon 20 (Zwanzig) Sad Weizen, 30 (Dreißig) Sad 
Gerſte, 50 (Fünfzig) Sad Mais u. f. w. dem Herrn Sgardelli 
zum Gebrauch) für die Wirtbfchaft und zur demnächitigen Berechnung 
übergeben, das Uebrige aber unter Verfchluß genommen, und zwar 
wurden die beiden Scheunen in der Weife verfchloffen, daß u. f. w. 
(bier ijt der Verfchluß der Scheunen und des Bodens in ähnlicher 
Weife, wie sub I. und Il. anzugeben.) 

V. Ueber das vorhandene Vieh und das Wirthfchaftsgerätb 
ward das in Abfchrift anliegende, von dem Herrn Sgardelli 
unterfchriebene Verzeichniß aufgenommen. 

Die ſämmtlichen Sclüffel hat Herr Yorenzo an fi ge 
nommen. 

Der Herr Sgardelli wurde fchließlich angewiefen, die Wirth: 
haft einjtweilen in der bisherigen Weife fortzufegen, über die 
außer Sperre gebliebenen Sachen und die angelegten Siegel eine 
genaue Aufficht zu führen und Anzeige zu machen, wenn etwa eine 
Verlegung derfelben vorkommen follte. 

Ueber den ganzen Siegelungsaft hat Herr Yorenzo eine mit- 
dem gegenwärtigen deutſchen Protokolle übereinſtimmende Verhand— 
lung in italienifcher Sprache aufgenommen. Beide Protokolle find 
vorgelefen und darauf das gegenwärtige von ſämmtlichen Anweſenden, 
wie folgt, unterſchrieben worden. 


(Unterfchriften.) 
Verbandelt wie oben. 
N. Kaiferlich deutjcher Konful. 


Ill. Entjiegelungsprotofolf. 


N+N;uben «8. 


Im Auftrage des Kaiferlihen Konfuls batte ſich der unter- 
zeichnete Kanzler in das von dem veritorbenen Uhrmacher Johann 
Wagner aus P. bewohnt gewefene, unmeit der St. Eliaskirche 
bierjelbit belegene Haus begeben, um dem aus P. hier angefommenen 
Bruder des Verftorbenen, Uhrmacher Gottlieb Wagner, den 
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am ı.... verfiegelten Nachlaß auszuantworten. Dev legtgedachte 
Uhrmacher Gottlieb Wagner war bei Ankunft des Unterzeid)- 
neten im Sterbehaufe bereits anmefend; ev it perfönlich befannt 
und wurde in verfügungsfäbigem Gemüthszuitande befunden. 

Demfelben wurden zunächit die zufolge des DWerfiegelungs- 
protofoll8 vom ..... außer Sperre gebliebenen, jest unverfehrt 
vorgefundenen Gegenjtände, nämlich): 

1. eine Bettitelle nebit einer Matrage u. ſ. w. 
übergeben. Darauf wurden die angelegten Siegel nad) Anleitung 
des Siegelungsprotofolls vom. . . . unterfucht. Sie waren ſämmtlich 
unverlegt und wurden abgenommen. Der auf diefe Weife entjiegelte 
Nachlaß wurde dem Uhrmacher Gottlieb —— zur freien 
Verfügung geſtellt. 

Die anweſende Haushälterin Julie M. abet ſich, über die 
erhaltenen 285 Francs Rechnung zu legen, der ꝛc. Gottlieb 
Wagner verzichtete indeffen darauf, indem er erklärte, die Ueber— 
zeugung von der richtigen Verwendung fich bereit verjchafft zu- 
baben. 

Der x. Gottlieb Wagner erkannte an, die Brieftaſche 
feines verftorbenen Bruders fchon gejtern in der Konfulatstanzlei 
erhalten zu haben, und quittirte über richtige Ueberlieferung des 
——— 

Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben. 
(Unterſchrift.) 
Verhandelt wie oben. 


N. Kanzler des Kaiferlich deutfchen Konfulats zu N. N. 


$. 90. 
Anventurverhandlung. 


N. N. den ..... 


Mit dem Herin Vrofurator Lorenzo war verabredet worden, 
heute den Nachlaß des Gutsbefigers v. Salig zu inventiven. Dem- 
gemäß hatte ſich der unterzeichnete KRaiferlich deutſche Ronful mit 
dem gedachten Herrn zufammen nad) dem Landgute N. N. begeben. 
Bei dev Ankunft fand man gegenwärtig: 

l. den Herrn Advofat Simiglio, welder fich durch eine 
gerichtliche, diefem Protokoll in beglaubigter Abſchrift bei- 
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gefügte Vollmacht als Bevollmächtigter des Yieutenants 
v. Salig zu B., Univerfalerben des Gutsbeſitzers v. Salig, 
legitimirte; 

2. den Handelsmann Angelo Eonjtantini aus N. N., und 

3. den Handeldmann Andrea Sartore au N.N, 
welche beiden letzteren Perſonen von dem Diftriktsgericht zu N. N. 
als Taxatoren in Eid und Bflicht genommen find und weldje von 
dem Herrn Lorenzo exmahnt wurden, bei Abfhägung der ihnen 
jet vorzulegenden Gegenſtände ihres Eides eingedenk zu fein, 

Es wurden zunächſt diejenigen Gegenftände abgefchägt, melde 
zufolge des Siegelungsprotofolld vom ........ außer Sperre 
geblieben find: 

I. Im Empfangsjaal befinden ſich: 

l. zwei Sophas von Nußbaumbol; mit Vlüfhüberzügen, 

wovon die Taxatoren jedes zu 50 Francs abſchätzten; 

2. Sechs Lehnſtühle, abgefchägt zu 75 Francs; 

331 En 7 


1. Im Souterrain und zwar in der Wirthſchaftskanzlei 
wurden verzeichnet: 


1. ein Schreibtiſch, geſchätzt zu ............ 10 Francs; 
2. 02 Sun an non Ge 30.7 Wen 
3. 2. |. W. & 


Hierauf wurden die laut des Siegelungsprotofolld vom....:. 
an die Thür dev Bodentreppe gelegten Siegel befichtige, und, nad)- 
dem fie unverfehrt befunden waren, abgelöft. Die Bodenthür 
wurde aufgefchloffen und darauf mit der Inventur der auf dem 
Boden befindlichen Effekten, wie folgt, verfahren: 


l. ein bölzerner Schrank, gefhäßt zu ........ > grand; 
2. elf Hewiben’z. 2222. 2. 277257 „ee 3 » 
5.12.50. 


Nachdem ſämmtliche zum Nachlaß gebörigen Gegenftände ver 
zeichnet und abgefhägt worden waren, wurde das über den Akt 
von dem Herin Yorenzo in italienifcher Sprache aufgenommene 
Vrotofoll den Taxatoren vorgelefen und von ihnen genehmigt und 
unterjchrieben. 

Darauf verzeichnete Hew Lorenzo die in verfchiedenen Be- 
bältniffen vorgefundenen Schuldfcheine, Wechfel und fonftigen Doku— 
mente, wie folgt: 
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I. Papiere, welche ſich auf Aktiva des Nachlaffes beziehen: 

1. ein Wechfel des Kaufmanns DO. Noche zu Yeipzig vom 

1. Mai 1884 auf den Herrn Salomon Hein zuN.N. 
über 1200 Francs mit dem Giro der Seren Oppenbeim 
u. Komp. auf den verftorbenen Gutsbefiger v. Salig; 

2. u. f. w. 

il. Dapiere, welche fih auf die Dafjiva des Nachlaffes be- 

ziehen: 

l. eine ungquittirte Rechnung des Fabrikanten Roſaglio über 

2400 Francs für einen gelieferten Jagdwagen; 
2.:3,1..W. 

Der im Latıfe der Verhandlung erjchienene Gefchäftsführer 
Herr Sgardelli gab an, daß feines Wifjens der. veritorbene Guts— 
befiger- v. Salig von dem Gutsbefiger Vecchio zu N. N. noch 
20 Sad Weizen zu fordern gehabt habe, indem ev demfelben etwa 
4 Wochen vor feinem Tode diefes Getreide aus Freundſchaft vor- 
geſtreckt habe. Dagegen jchulde der Verjtorbene dem Heren Erufcelli 

nod) 1300 Francs für ein von demfelben gefauftes Reitpferd, ferner 
dem Herrn u. |. w. 

Schließlic) legte Herr Sgardelli eine Berechnung feiner Ein- 
nahmen und Auslagen jeit dem Todestage des ꝛc. v. Salig vor, 
woraus fich ergiebt, daß er noch mit 244 Francs 25 Centimes im 
Vorſchuß iſt. 

Weiter fand ſich nichts zu ct Herr Yorenzo bat 
diefes Protofoll nad eigener Durchlefung mit dem von ihm in 
italienifcher Sprache aufgenommenen Protokolle als übereinjtimmend 
befunden, lehnte aber die Unterzeichnung desfelben ab, weshalb es 
von dem unterfchriebenen Konful allein vollzogen wurde. 


(Unterfchrift des Konfuls.) 


8. 91. 
Auktionsprotokoll. 


—Den Vormittags 10 Uhr. 

Nachdem feit heute früh 8 Uhr durch einen, von einem Aus- 
rufer begleiteten Tambour in den Straßen der Stadt befannt ge- 
macht worden war, daß um 10 Uhr eine DVerfteigerung von ver- 
fchiedenen Effekten jtattfinden Re wurden folgende Gegenjtände 
meiftbietend verkauft: 


21° 
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20 Ryan des des 
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ein großer Schranf..... 
ein eiferner Geldfaften .. 440 | — | Schneider Paul 
u. f. w. 


ty 





Summa. 
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$. 9. 
Zeugenvernehmung. 


1. Ladung zum Termin. 


In Sachen des N., Klägers; gegen den M., Beklagten, wegen 
Auflöfung der Handelsgefellfihaft N. & Komp. follen Sie, laut 
Beweisbefchluffes des Amtsgerichts zu X. vom 3. Mai 1884, darüber 
vernommen werden, ob 

(bier find die Thatfachen aufzuführen, über melde die Ver- 
nehmung erfolgen foll, 3. B. ob Sie gegenwärtig waren, 
ala M. und N. über die Bedingungen, unter welchen die 
Handelsgefellihaft N. & Komp. errichtet werden follte, 
verhandelten; ob Sie geſehen haben, daß diefelben jchrift- 
liche Notizen machten; ob Ihnen der Inhalt diefer Notizen 
befannt iſt u. ſ. w.). 

Zu Ihrer Vernehmung werden Sie in Folge Erfuchens des 
oben genannten Amtsgerichts auf den 1. Juli 1884 in das Büreau 
des unterzeichneten Konſuls hierdurch geladen. 


Be Dei’... .. 
(Siegel.) Der Kaiferlich deutſche Ronful. 
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U. VBrotofoll über eine Zeugenvernehmung. 


Verhandelt im Kaiferlich deutfchen KRonfulate zu N. N. 
am 
Gegenwärtig: N. Konſul, 
x. Konſulatsſekretär als Protokollführer.— 

In Sachen des Gutsbeſitzers Otto zu A., Klägers, gegen den. 
Rentier Rahm zu B., Beklagten, erſchienen 

1. Seitens des Klägers Niemand, für den Beklagten der 
hieſige Advokat Sopiro, Vollmacht überreichend, 

2. die auf Erſuchen des Amtsgerichts zu Y. geladenen Zeugen 

a) Kaufmann Noppe, 
b) Frau Dtto, geb. Lehmann, 
| ce) Kommifjionär Schulze, 
ſämmtlich zur Seit hier wohnhaft. 

Die vorgedachten Zeugen wurden auf die Bedeutung des Eides 
und die Folgen des Meineides hingewieſen, jowie belehrt, daß fidy 
der Eid auch auf die Beantwortung der allgemeinen Fragen beziehe. 
Darauf wurden Jedem einzeln und in Abwejenheit der jpäter ab- 
zuhörenden anderen Zeugen zunächit die allgemeinen ragen vor- 
gelegt. Nachdem ſich aus deren Beantwortung Bedenken gegen 
die weitere Vernehmung nicht ergeben hatten, wurde zunächit 

a) der Kaufmann Noppe 
mit dem Zeugeneide belegt. 
Derfelbe hat ausgefagt: 

Im Allgemeinen. ch heiße Mori Noppe, bin 60 Jahr 
alt, mofaifcher Religion, Kaufmann und wohne bier. ch bin 
mit. den Darteien weder verwandt noch verfchwägert und habe fein 
nterefje beim Ausgange des jegigen Rechtsitreits. 

Zur Sache. Eines Tages, e8 kann im Januar 1883 gewefen 
fein, fam der Beklagte Rahm zu mir umd legte mir ein Schrift- 
ftüd vor, in welchem ich mid) -unter gewiffen Bedingungen ver- 
pflichtet hatte, dem Kläger Otto die Summe. von 500 M. zu 
zahlen. Rahm verlangte auf diefes Schriftjtüd, auf welchem ſich 
eine Ceffion des Otto an Rahm befand, Zahlung, ic) verweigerte 
aber folche, weil ich an Otto noch Gegenanfprüde hatte. Ich 
habe bezüglich der letzteren mich fpäter mit Otto berechnet und 
einige Zeit, nachdem Rahm bei mir gewejen war, das oben 

erwähnte Schriftitüd von Otto zurüderhalten. 
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Herr Sopiro beantragte, dem Zeugen die Frage vorzulegen, 
ob er nicht im Jahre 1882 von. dem Schwiegervater des Otto 
50 Stüd Schafe und zu welchem reife gekauft babe. Zeuge 
protejtirte gegen eine Jolche Frage, welche ſich nicht auf den gegen- 
wärtigen Nechteftreit, fondern auf ganz andere Verbältniffe beziehe. 
Der Konful lehnte es ab, die beantragte Frage zu ftellen. 

Darauf wurde dem x. Noppe feine vorjtehend niedergejchriebene 
Ausfage vorgelefen, von ihm genehmigt und wie folgt 
Mori Noppe 

unterjchrieben. 
b) rau Dtto 
jagte aus: 

Ich heiße Martha Otto, geb. Lehmann, bin 27 Jahr alt, 
evangelifchen Glaubens, wohne jegt von dem Kläger, meinem Ehe 
gatten, getrennt in N. N. und babe fein perfönliches Intereſſe zur 
Sache. 

Zeugin wurde belehrt, daß fie mit Nüdficht auf $. 348 der 
Givilprozeßordnung zur Verweigerung des Zrugniffes berechtigt fei, 
fie erklärte aber, daß fie von diefem Rechte feinen Gebraud machen 
wolle. Unter einjtweiligev Ausfegung der Beeidigung wurde fie, 
> mie nadhitebt, vernommen: m 

Zur Sache. Mein Ehemann hatte 9 000 M von dem Bächter 
Arendt in Z. zu erhalten. Im Februar 1883 fuhr er nad) Z. 
um dies Geld zu erheben; bei feiner Rückkehr erzählte er mir, ex 
habe das Geld von Arendt erhalten. Ob leßterer direft an meinen 
Ehegatten oder an den Nentier Rahm gezahlt hat, vermag ich 
nicht anzugeben. 

Vorgelefen, genehmigt und unterjchrieben. 


(gg.) Martha Otto, geb. Yehmann. 


ec) der Kommifjionär Schulze fagte nad Leitung des 
Zeugeneides aus: 

Im Allgemeinen. Ich beiße Adolph Schulze, bin 

42 Jahr alt, katholiſch, Inhaber eines Rommiffionsgefchäfts, bier 

wohnhaft. Ic bin mit dem Gutsbeſitzer Otto nicht verwandt 

oder verichwägert und babe fein Intereffe bei dem zwifchen ibm 

und dem Rentier Rahm jehwebenden Rechtsſtreite. Letzterer iſt 

mit meiner rau als Geſchwiſterkind im vierten Grade verwandt, 
das hält mich aber nicht ab, die reine Wahrheit zu jagen. 
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Zur Sade. Rahm hat mir Anfangs 1883 erzählt, daß Otto 
ihm eine Summe von 1000 4. fchulde, daß er vergeblich verfucht 
babe, von einem Schuldner. desjelben, Kaufmann Noppe, tbeil: 
weife Zahlung zu erhalten und daß er mit 300 M hängen ge- 
blieben jei. Als ich dies gefprächsweife dev rau des Otto mit- 
theilte, erwiderte diefe, ihr Mann babe ihr doch gefagt, er babe 
mit dem Gelde, welches ex von einem gewiffen Arendt erhalten, den 
Rahm volltändig befriedigt. 

Bei dem MWiderfpruche, in welchem fich hiernach die Ausfagen 
der beiden leßtvernommenen Zeugen zu befinden fcheinen, wurde 
Frau Otto herbeigerufen und dem Zeugen Schulze gegenübergeftelit. 
Frau Otto fagte aus, fie erinnere ſich nicht, die von Schulze be 
fundete Meußerung gethan zu haben, wogegen Schulze wiederholt 
verficherte, Frau Otto habe ihm mitgetheilt, daß nad) einer 
Aeußerung ihres Mannes Rahm aus dem von Arendt gezahlten 
Gelde vollftändig befriedigt fei. 

Beide Zeugen verficherten die Nichtigkeit ihrer Ausfagen, Zeuge 
Schulze auf den geleifteten Eid und unterfchrieben nach erfolgter 
Vorlefung und Genehmigung ihrer Ausfagen, wie folgt 


(gez.) Martha Otto. (gez.) Adolph Schulze. 
Verhandelt wie oben (V. w. o.) 
- (Siegel.) Unterfchrift des Konfuls und des VBrotofollführers, 


$. 93. 
Eidesabnahme. 
1. Beifpiel. 
Verhandelt im Kaiſerlich deutſchen Konfulate zu N. N. 
am ..... 


Auf Erfuchen des Königlich -bayerifchen Amtsgerichts zu .. . .. 
ſoll in dem Rechtsjtreite zwifchen dem MWeingutsbefiger N. N. (ala 
Kläger), wohnhaft zu ..... wider den Handelsmann X. (als Be- 
flagten), wegen Kaufserfüllung, dem in dem diesfeitigen Konfulats- 
bezirfe fi aufhaltenden Beklagten der unten angeführte, von dem 

- Kläger zugefchobene, von dem Beklagten angenommene und von 
dem Königlich bayerifchen Amtsgerichte zu ..... mit Urtbeil vom 
I fejtgejegßte Eid abgenommen werden. 
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Auf Yadung erichien vor dem unterzeichneten, durch Erlaß des 


Meichsfanzlers vom 14. März 1884 zu diefer Eidesabnahme fpeziell 


ermächtigten Konſul der — —*— bekannte Beklagte 
Handelsmann X., 32 Jabr alt, katholisch. 


Kläger hatte laut Mittbeilung des erfuchenden Gerichts auf Die 
Bekanntgabe der Verhandlungstagfahrt und auf die Anweſenheit 


bei derfelben verzichtet. _ (Kläger war bei gegenwärtiger Verhandlung‘ 


durch den laut Mittbeilung des erfuchenden Gerichts hierzu bevoll- 
mächtigten Nechtsfonfulenten N. N. von bier, an welchen deshalb 
Yadung ergangen ijt, vertreten.) 

Der Beklagte wurde über die Bedeutung des Eides und die 
Folgen des Meineides, ſowie über den Inhalt und Sinn der zu 
beſchwörenden Eidesnorm belehrt. 

Auf die Erklärung, daß er bereit ſei den Eid zu leiten, wurde 
demjelben der Eidesfaß in folgenden Worten vorgefprochen: 

»Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden, 
daß es nicht wahr ift, daß ich dem Kläger im Monate 
November 1883 Sedstaufend Liter Wein zu dem verab- 
vedeten Preiſe von Dreihundert und Sechszig Mark für 
je 1000 Liter, lieferbar bis Mitte Mai 1884, abgefauft 
babe. Sp wahr mir Gott belfe!« 

Der Beklagte leiftete den Eid durch wortgetreues Nachfprechen 
diejes Eidesſatzes. R 

[Iſt die Eidesnorm von großem Umfange, fo genügt die Vor- 
lefung derfelben und die Verweifung darauf in der Eidesformel 
($. 444 der Civilprozeßordnung). Das Brotofoll wird dann etwa 
lauten: 

Auf Vorlefen der Eidesnorm in nachitehender Faſſung u. ſ. w. 
leijtete Beklagter den Eid mit den Worten: 

»Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden, 
daß der Inhalt dev mir foeben vorgelefenen Eidesnoum der 
Wahrheit entjpricht, jo wahr mir Gott helfel«] 

Hierüber wurde vorjtehendes Brotofoll Wichtet und auf Vor- 

[ejen genehmigt und unterzeichnet. 


(gez.) X. (Beklagter.) 
eventuell: (gez.) N. N. (Vertreter des Klägers). 


(L. S.) N. N., Kaiſerlich deutjcher Konſul. 








— ee 
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2. Beijpiel. 
Verhandelt N. N. den ..... 
Bor dem unterzeichneten, generell zu Eidesabnahmen ermäd)- 
tigten Konful des Deutfhen Reichs, erjchien der auf Requifition 
der Kammer für Handelsjachen zu X. vorgeladene 


Kaufmann Herr N. N. 
um in Sachen feiner gegen Y. den in dem Urtheil der gedachten 


Kammer vom ..... normirten Eid abzuleiten. 
Demjelben wurde der von dem gedachten Gerichtshofe in dem 
bedingten Endurtheile vom .....- normirte Eid vorgelefen, er 


wurde auf die Bedeutung des Eides bingewiefen und hat darauf 
den gedachten Eid wörtlich dahin abgeleiftet: (Hier folgt die Eides- 
norm). 

- Seitens der Gegenpartei war Niemand erfchienen. 


Borgelejen, genehmigt, unterfchrieben. 


(Unterjchrift.) 
Verbandelt wie oben. 
(Siegel) (Anterfchrift des Konſuls.) 
8.9. 
Vergleich. 


Der unterzeichnete Kaiferlich deutfche Konſul bezeugt Hierdurch 
auf den Antrag des Kaufmanns Guftav K. aus B., jeßt bier 
anfällig, daß derjelbe mit dem Buchhalter Carl F. aus S. zur Bei- 
(egung der zwijchen ihnen beftandenen Streitigkeiten heute nad)- 
ftehenden Vergleich durch Vermittelung des Konfuls abgefchloffen hat. 

1. Der Buchhalter F. tritt mit dem heutigen Tage aus dem 
Dienjte de3 Kaufmanns K., bei welchem er feit 5 Monaten die 
Verrihtungen eines Buchhalter und Kafjirers verjehen bat. 

2. Der Kaufmann K. zahlt dem ꝛc. F. statt des bedungenen 
Honprars von ..... nur und zwar im Laufe des heutigen 
Tages, verzichtet dagegen auf alle Anſprüche an denſelben wegen 
angeblich unrichtiger Buchführung. 

3. Beide Theile vergeben ſich die bei einem geſtern ſtattgehab— 
ten Wortwechſel gefallenen beleidigenden Aeußerungen und verzichten 
auf Anſtellung einer Beleidigungsklage. 
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4. Kaufmann K. übernimmt die Koften des Vergleichs, ein- 
fchließlich dev Gebühr für ein darüber auszuitellendes Eonfular- 
amtliches Zeugniß. | 


I Di. Den. 72 


Der Kaiſerlich deutiche Konful. 
(Siegel.) (Unterichrift.) 


$. 95. 
Verhandlungen, betveffend einen Schiedsſpruch. 
a. Kompromiß. 


N: N..H005. 57,7 


Vor dem unterzeichneten Kaiferlich deutichen Konful erfchienen: 

l. der Kaufmann Paul H., 

2. der Kaufmann Wilhelm W., 
beide Neichsangebörige, zur Zeit hier wohnhaft. Diefelben find 
verfügungsfähig und dem Konful wohl befannt. Sie gaben an, 
"daß fie verfchiedene faufmännifche Gefchäfte mit einander gemacht 
hätten, aus denen dem H. nad) feiner Behauptung nod) 825 Silber- 
rubel zuftehen, während W. der. Anfiht if; daß ihre Rechnung 
vollftändig ausgeglichen fei. Die Erfchienenen baten, der Konful 
möge die fehiedsrichterliche Entjcheidung über ihre Anfprüce über 
nehmen. 

Die einzelnen Streitpunfte find folgende: 

1. Der x. H. bat ſich durch den anliegenden jchriftlichen 
Kontraft vom 1. September v. I. verpflichtet, dem x. W. bis 
ipäteftens am 1. Juli d. 5. 250 Tfchetwert vorjährigen Mais 
1? Qualität zu 3Y, Silberrubel per Tſchetwert zu liefern; ex bat 
bis zum 1. Juli d. I. nur 160 Tſchetwert geliefert und der 2c. W. 
verlangt num für die zu wenig gelieferten 90 Tſchetwert eine Preis. 
differenz von "/, Silberrubel pro Ticyetwert, im Ganzen 45 Silberrubel. 

2. u. f. w. (Hier find die einzelnen Streitpunfte näber zu 
bezeichnen.) 

Bei dem Vertrauen, welches beide Theile in die Unparteilich— 
feit des Konfuls und in feine Kenntniß der biefigen Verhältniſſe 
jegen, erklären fie ausdrüdlich, fich feiner Entſcheidung unbedingt 
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unterwerfen zu wollen, und verzichten fie hierdurch auf jede Be- 
rufung gegen den von ihm zu erlaffenden Spruch. 

Bemerkt wird, daß nad) dem an biefigem Platze berrfchen: 
den Recht zur Beſtellung eines Schiedsrichter Die fchriftliche 
Form genügt. 

Der Konful bat darauf die Vorträge und Ausführungen beider 
Theile aufmerkffam angehört, die von denfelben vorgelegten Liefe- 
rungsfontrafte, Schlußzettel und Abnahmebefcheinigungen, nament- 
ih u. ſ. w. (bier find die eingefehenen Dofumente zu Tpezifiziven) 
eingefehen und den Parteien eröffnet, daß ev binnen 14 Tagen 
den Schiedsſpruch abfalfen und ihnen befannt machen werde. 


Vorgelefen, genehmigt, unterzeichnet. 
(Unterfchriften.) 
Nerbandelt wie oben. 
(Unterſchrift des Konſuls.) 


b) Schiedsrichterlicher Spruch. 


Die bier wohnhaften Kaufleute Paul H. und Wilhelm W. 
haben aus mehreren faufmännifchen Gefchäften gegenfeitige Forde— 
rungen an einander. Sie haben die fchiedsrichterliche Entfcheidung 
darüber in dem Protokolle vom ..... dem unterzeichneten Konful 
übertragen, welcher nad) Anhörung beider Theile und nach Einficht 
der ihm vorgelegten Dokumente feinen Ausfprud dahin abgiebt, 

daß Kaufmann Wilhelm W. zur Ausgleichung der zwifchen 
ihm und dem Kaufmann Paul H. jtattgehabten fauf- 
männifchen Gefchäfte an Leßteren noch die Summe von 

Fiünfhundert und Fünfzig Silberrubeln zu zahlen hat. Die 
Koſten und Auslagen des Verfahrens fallen dem ꝛc. W. 
zu ?/,, dem H. zu Y/, zur Lalt. 

Die Gründe diefer Entfcheidung find folgende: 

l. Der ꝛc. H. hat fih in dem Kontratte vom 1. September 
v. I. verbindlich gemacht, dem ꝛc. W. bis zum 1. Juli d. I. 250 
Tſchetwert vorjährigen Mais 1? Qualität zu 3'/, Silberrubel per 
Tſchetwert zu liefern; er hat bis zum 1. Juli d. 5. nur 160 Tſchet— 
wert geliefert, und verlangt der 2c. W. für die zu wenig gelieferten 
90 Tichetwert eine Wreisdifferenz von "/, Silberrubel per. Tichet- 
wert, im Ganzen 45 Silberrubel. . 
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Diefer Anſpruch it gerechtfertigt. Denn der Einwand des 
x. H., daß er die noch fehlenden 90 Tſchetwert am 13. Juli babe 
nachliefern wollen, daß der ꝛc. W. fie aber nicht acceptirt babe, ift 
unerheblich, weil ꝛc. W. nicht verpflichtet war, nad) Ablauf der 
kontraktlichen Vieferzeit anzunehmen. Was nun die Höhe der gefor- 
derten Differenz betrifft, fo bat der ꝛc. H. die von dem ꝛc. W. 
vorgelegten Preisliſten für richtig anerkannt. Danach war der 
Dlabpreis des vorjährigen Maifes, 1* Sorte, am 1. Juli d. I. 
4 a 4'/, Silberrubel, mithin um à */, Silberrubel höher, als 
der fontraftlich verabredete Dreis. Wenn der ꝛc. W. eine Differenz 
von "/, Silberrubel pro Tſchetwert beanfprucht, jo hat er feine 
‚Forderung nach dem niedrigiten Wlaßpreife limitirt, und iſt es 
daher unbedenklich, fie auf Höhe von 45 Silberrubel feitzufegen. 

2. u. ſ. mw. (Hier folgt die Entfcheidung der übrigen Streit- 
punfte in ähnlicher Weife.) 

Refapitulation: Nach Vorjtehendem bat der ꝛc. W. von 
dem 2. H. zu fordern: 

bei dem erſten Punktee 45 Silberrubel, 
bei dem zweiten Punkte ....... ... 100 » 
zufammen 145 Silberrubel. 

Dagegen hat‘ H. von W. zu erhalten: 

bei dem dritten Punkte ꝛc. 

Es bleibt mithin zu Gunften des H. ein Saldo von 550 Silber- 
rubel. Derſelbe hatte urſprünglich 825 Silberrubel gefordert, er 
unterliegt aljo mit '/, feiner Forderung und hat in Folge deffen den 
dritten Theil der Kojten und Auslagen des Verfahrens zu tragen. 

Nu:Nnchetini... 2 


(Siegel.) (Unterjchrift des Konfuls.) 


$. 96. 
Eintragung in das Schiffsregifter. 
l. Schreiben des Konfuls an die Regiſterbehörde. 
Der Schutzgenoſſe des hieſigen Kaiſerlich deutſchen Konſulats 


Kaufmann Max Holm, hier wohnhaft, hat für das ihm gehörige 
Barkſchiff »Kaiſer« zum Heimathshafen Hamburg erwählt und 


429 


bittet um Eintragung dieſes Schiffs in das dortige Schiffsregifter. 
Auf feinen Wunſch beehre ich mid) anliegend. eine fchriftliche Er-__A, 
Elärung desjelben, welche nad) dem, bei der Deputation für Handel 
und Schifffahrt in Hamburg gebräuchlichen Formular abgefaßt ift, 
ergebenft zu überfenden. 

Herr Holm ift, wie ich hiermit bezeuge, großjährig. Er ift 
vor 40 Jahren mit einem von der dortigen Paßbehörde ausge: 
fertigten Paſſe d. d. den.... (Nr.....) bier angekommen und 
vor Ablauf dieſes Reifepapiers in die hiefige Konſulatsmatrikel ein- 
getragen worden. Die Löſchung feines Namens in dev Matrifel 
ift bisher nicht erfolgt, wie id) hierdurch amtlich befcheinige. Seine 
bamburgifche Staatsangebörigfeit, welche in dem erwähnten Paſſe 
bezeugt war, bejteht daher noch gegenwärtig fort. 

Der bier angefchloffene Kauffontraft, mittelft deffen Herr 2 
Holm das Schiff (Früher Vietoire genannt) von dem franzöfifchen a 
Staatsangehörigen Mariette erworben bat, ift in der, den biefigen 
Geſetzen entfprechenden notariellen Form abgefchloffen. Den franz 

zöfifchen Meßbrief d. d. N. den..... füge id) bier ergebenft bei.__ 0 

Das auszufertigende Schiffscertififat wünfcht Herr Holm unter — 
der Adreſſe des hieſigen Konſulats zu erhalten. Ich werde dasſelbe 
demnächſt gegen das von mir am..... ausgejtellte interimiftifche 
laggenatteft austaufchen. Die Koften der Eintragung, um deren 
Angabe ich bitte, werde ich von dem x. Holm feiner Zeit ein- 
ziehen und der Deputation durch Vermittelung der Legationskaffe in 
Berlin zugehen Laffen. 


Der Kaiferlich deutfche Konſul. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


An 
die Deputation für Handel und Schifffahrt 
zu Hamburg. 
Journ. Nr. 351. . 


II. Formular zur Erklärung des Eigenthümers 


Namen des Schiffes: 
Bauart und Tafelung des Schiffes: 
(Bei Dampfichiffen ift anzugeben, ob Räder- oder Schraubendampfer, 
ferner die nominelle — indicirte — Gefammtpferdekraft dev Mafchinen.) 
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Zahl der Maiten: 
Eifen: 
hartes Holz: 
weiches , Holz: 
hartes und weiches Holz: 
mit Bolzen von Kupfer oder einer Kupferlegirung: 
„ » " » Wi » und Bolzen aus 
verzinktem Eifen: 
mit Bolzen von Kupfer oder einer Rupferlegiwung und Bolzen aus 

Verbolzung { underzinktem Eifen : 

ie Bolzen von Kupfer oder einer Kupferlegirung und Bolzen aus 


Hauptmaterial 


-- , 


verzinftem und umverzinftem Eifen: 
mit Bolzen aus verzinftem (galvanifirten) Eifen: 
» » » unverzinkten Eifen: 


R mit Platten von Kupfer oder irgend einer Rupferlegirung : 
eſchlag mit Zinfplatten: 

Angabe, wo das Schiff vermeſſen, ob nach dem vollſtändigen oder 
abgekürzten Verfahren der Schiffsvermeſſungsordnung vom 5. Juli 
1872, eventuell unter Einreichung des früheren Meßbriefes: 

Netto-Raumgehalt: 

(In Kubikmetern und britifchen Regiftertons.) 

Name des Erbauers, Erbauungsjahr, Erbauungsort: 

(Folgende Nachweiſe find beizubringen: Tilgung in dem NRegifter des 
früheren Heimathshafens, Zeit und Ort der Erbauung, event. der frühere Name 
des Schiffes, und bei einem fremden Schiffe die Angabe des Thatumſtandes, 


wodurd dasfelbe das Recht die ge Tlagge- zu führen erlangt bat oder 
erlangen will.) 


Heimathshafen: — 

Sämmtliche Vor- und Nachnamen, nähere Bezeichnung und Wohn— 
ort der Eigenthümer, mit Angabe der Größe der —— 
jedes Mitrheders. 

(Bei Handelsgeſellſchaften ſind die Firma, der Ort, an welchem die Ge— 
ſellſchaft ihren Sitz hat, und die Namen und nähere Bezeichnung aller die 
Handelsgeſellſchaft bildenden Geſellſchafter aufzuführen, bei Akttiengeſellſchaften 
die Direktoren und bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien die perſönlich 
haftenden Geſellſchafter. 

Bei mehreren Intereſſenten iſt der Korreſpondent-Rheder zu bezeichnen.) 

Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums an dem 
Schiffe oder an den einzelnen Parten beruht: 
(Raufbriefe, bezw. Bielbriefe find mit einzureichen.) 
Vor- und Nachnamen, fowie Wohnort des Kapitäng: 


Behörde, welche das Schifferbefähigungszeugniß ausgeftellt bat ‚ Sowie 
Datum desfelben: 
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Zahl der regelmäßigen Beſatzung einfchließlich des Kapitäns: 
(Bei Dampffhiffen auch einfchließlich des Mafchinenperjonals.) 


Zahl der Sciffe- (Bor) Chronometer: 


Ich (Mir) verpflichte mich (uns) zugleich, wenn in den vor— 
ftehenden Angaben eine Veränderung eintreten follte, joldyes, fobald - 
als irgend thunlich, genau anzuzeigen. 


Ber Deir... Unterfchrift des Eigenthümers. 


$. 97. 
Mufterungsverhandlungen. 
I. Mujterrolle. 
Deutfches Beich. 


Wappen.) 


Mujterrolle 
der Mannfchaft des deutſchen Sciffes 
»Hamburg«. 


Heimathshafen: Unterſcheidungsſignal: 
Hamburg. RVWZ. 


Nor dem unterzeichneten Seemannsamte, dem Kaiferlichen 
Konsulate zu N., find erfchienen: 

Herr Albert D. aus N. N. als Vertreter des Schiffers 
Leonhard N. aus N., führend das deutjche Schiff 
Hamburg, einerjeits und 

die nachbenannten Sciffsleute andererfeits - 
l. Emil M. aus E., 
2. Deter H. aus M. 
u. f. w. 
Diefelben haben den nachfolgenden zwifchen ihnen abgeſchloſſenen 
Heuervertrag verlautbart: 
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Die vorbenannten Schiffsleute. verheuern ſich zum Schiffsdienfte 


auf dem oben bezeichneten Schiffe nad) Maßgabe der Seemanns— 
ordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichsgefeßblatt ©. 409) für 
die Neife von Vondon via Liſſabon nach Valparaifo, weiter und 
zurück, wie die Drdres lauten und die Frachten fallen. 


T II. 


Die Heuer für die einzelnen Schiffsleute iſt auf die neben den 
Namensunterſchriften vermerkten Beträge (A.) vereinbart und find 
darauf die ebendafelbjt (B.) angegebenen Vorſchüſſe, bezw. Hand» 
gelder gezahlt. 

„a; 

An Beköftigung , erhält jeder Schiffemann für den Tag: 
1Pfd. gefalzenes Nindfleifch oder 375 Gramm Schweinefleifch oder 
250 Gramm geräucherten Sped, oder 375 Gramm Fiſch (doc) 
dürfen Fische nur zweimal die Woche gegeben werden), und 
4,54 Liter Waffer; ift die Mannfchaft über 10 Mann ftark, fo 
erhält fie zufammen noch eine Extraration von den vorſtehend 
bezeichneten. Artikeln; ferner Gemüfe, getrodnete Erben, Bohnen, 
" Grüße, Graupen oder Mehl zur Sättigung; von legterem mindeftens 
zweimal die Woche a 375 Gramm per Kopf. Auch erhält jeder 
Mann wöchentlid 7 fd. hartes MWeizenbröt und, fo lange der 
nad) dev Dauer der Neife (bei weiten Reifen auf mindeitens 6 Mo- 
nate) einzunehmende Vorrath reicht: 1Pfd. Butter. An die Stelle 
der Butter fann auch Schmalz oder Baumöl treten (von leßterem 
für die Woche 0,5 Liter), oder wenn Beides fehlt, täglicy 250 Gramm 
Ssleifch oder 125 Gramm Speck mehr. Ein Jeder der Mannfchaft 
erhält ferner mwöchentli 30 Gramm Thee, 150 Gramm Kaffee, 
225 Gramm Zuder und 0,25 Liter Effig. Außerdem ift für die 
Mannfchaft Bier mitzunehmen, bis 54,3 Liter per Mann; wird fein 
Bier mehr gegeben, jo erhält Jeder ftatt 150 Gramm 225 Gramm 
Kaffee wöchentlih. In Häfen, in welchen frifches Fleiſch oder 
frifche Fische zu erhalten find, foll davon wöchentlich menigftens 
zweimal gegeben werden. 

Es iſt die Pflicht des KRapitäns, für guten Proviant und 
binlänglihen Vorrath nach Verbältniß der Reife zu forgen. Des- 
gleichen muß er fi) mit einer für die Zahl dev Mannfchaft gemü- 
genden Quantität von Medizin verjeben. 


ne 
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IV. 

Befondere Verabredungen find dahin aetwoffen, daß die vor- 
genannte Mannfchaft mit ihren Effekten £oftenfvei nad) Yondon an 
Bord des Schiffes zu fchaffen: ift. 

Wenn während der Reife die Zahl der Mannfchaft ſich um 
zwei Mann verringern follte, fo machen die vorjtehend aufgeführten 
Sciffsleute feinen Anfpruch auf die dadurch erfparte Gage. 

Vorjtehende Verhandlung iſt — einfchlieglich dev nachfolgenden 
Angaben über Heuer, Vorfhuß und Handgeld — den Anmwefenden 
vorgelefen, von ihnen genehmigt und von den Schiffsleuten 




























ri B. D. 
Heuer, Vorſchuß, N — Dienſtliche Stell 
monatlich. | bezw. Handgeld amensunterjchrift. ienftliche Stellung. 








AM. 100. 







Steuermann. 





Emil M. 








— 






Meter H. Rod. 





. (folgen die übrigen Schiffsleute) 
vorſtehend, ſowie von dem Vertreter des Schiffers, wie folgt: 
Albert D. unterfchrieben. . 


also De a a a mr uhe u mi a 


(Siegel)  (Umterfchrift.) 


11. Nachträgliche Muſterung. 
a) Verhandlung. 
Verhandelt vor dem Seemannsamte, Kaiferlihen Ronfulate 
zu X. den 24. April 1884. 
Heute erſchienen SE 
- l. der Schiffer Sans F. aus G., Führer des deutfchen 
Schiffs Elifabetb, — N. N., Unterſcheidungs— 
ſignal KMLE, 


Käönig. Konſular-Handbuch. 3, Ausgabe, 28 
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2. der Koch Wilbelm M. aus Aurich, 
3. der Veichtmatrofe Carl O. ebendaher. . 

Der x. F. erklärte, daß in N. N, zwei feiner Yeute plötzlich 
erkrankt fjeien und daß er am 1. April d. J., dem Tage der Abreife 
von dort, zwei Erfaßleute habe anbeuern müffen. Da das Kaifer- 
liche Konſulat beveits gefchloffen, eine Verzögerung der Abreife des 
Schiffs aber unthunlidy gewejen fei, jo babe die Mujterung nicht 
erfolgen können und "wolle ev diejelbe jeßt bier, in dem eviten 
Hafen, wo er feitdem eingelaufen, nachholen. 

Darauf baben der 2c. F. einerfeits und die unter 2. und 3. 
aufgeführten Schiffsleute andrerſeits den nachfolgenden zwiſchen 
ihnen abgejchloffenen Heuervertrag verlautbart. 

l. Die vorbenannten Schiffsleute M. und ©. verbeuern fich 
vom 1. April 1884 ab zum Schiffsdienfte auf der Elifabeth nad 
Maßgabe der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 und 
des mit dev übrigen Mannjchaft des Schiffs abgefchloffenen, den 
Komparenten vorgelefenen SHeuervertrags, wie derfelbe in der 
Mufterrolle d. d. N. N., den 17. Juli 1883 enthalten ift, zur 
Reife von bier nad) Reval, weiter und nad) N. N. zurück. 

Il. Die Heuer ift vereinbart 1. für den Koch M. auf 72 M. 
‘ monatlich, 2. für den Veichtmatrofen O. auf 30 M monatlid). 
Jeder der beiden Sciffsleute bat vorſchußweiſe den Betrag für 
einen Monat erhalten. . 

Der ꝛc. F. beantragt, die Anmufterung der beiden Schiffsleute 
in die Mufterrolle einzutragen und die Koften von ihm einzuziehen. 





{ 


| 
| 


Vorgelejen, genehmigt, unterjchrieben. 
(Unterjchriften der Betheiligten.) 
a. u. S. 


(Unterfchrift des Konſuls.) 


b) Vermerk, welcher in die Mufterrolle einzutragen ift. 


Fe EEE WE VOR —— 





Zufolge des am heutigen Tage verlautbarten Heuervertrags 
ſind nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſer Muſterrolle für die 
Reife von X. nad) Reval, weiter und nad N. N. zurück nach— 
träglich gemuftert: 
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l. Ai Koh Wilbelm M. aus Aurid gegen eine vom 
. April d. I. ab zu zahlende monatliche Heuer von 
) Mark, 
2. der Peichtmatrofe Carl O. aus Aurich gegen eine vom 
1. April d. I. ab zu zahlende monatliche Heuer von 
30 Mark. 
Jeder der beiden Schiffsleute bat den Heuerbetrag für einen 
Monat ald Vorſchuß erhalten. 


Be. u. RU 
Das Seemannsamt. 
Kaiſerlich deutiches Ronfulat. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


IM. Anzeige und Vermerf, betreffend die Unmöglichkeit 
einer nachträglichen Muſterung. 


a) Verhandlung. 
BR LER 

Schiffer L., führend das deutfche Schiff B., Heimathshafen N., 
Unterfcheidungsfignal KL ME, machte heute die Anzeige, dab er 
während der leßten Reife des Schiffs von Philadelphia den Schiffs— 
mann P. aus Lübeck ala Matrofen ohne Mufterung im Dienft 
gehabt habe. 

m Bbiladelphia, wo er den ——— Mann wegen plötzlicher 
Deſertion des Matroſen R., kurz bevor fein Schiff den dortigen 
Hafen verließ, an Bord ie babe, fei eine Muſterung nicht 
mebr möglich gewejen, auch babe er folche in Havre, wo er fich nur 
während einiger Stunden an einem Sonntage, zweds Einnahme 
von Kohlen, aufgehalten babe, nicht nachholen können. 

P. jei nur bis zur Erreihung des biefigen Hafens gebeuert 
geweien, und ſonach bereits heute hier wieder von Bord entlafjen 
worden, jo daß auch eine nachträgliche Mufterung unthunlic 
erſcheine. 

qu.sille; Aım. 


— 


Das Seemannsamt. 


(Unterſchrift.) 
28* 
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b) Mermerf in der Mufterrolle und im Seefabrtsbud. 


Yaut heute bierjelbjt gemachter Anzeige des Schiffers L.. konnte - 


die Mufterung des Matrofen P. bei feiner Heuerung in Philadelphia 

wegen fofortiger Abreife des Schiffes nicht mehr befhafft, auch fpäter 

nicht nachgeholt werden, da das Schiff unterwegs Aufenthalt nicht 

gehabt bat, das Dienitverbältniß des Inhabers aber laut Heuer 

vertrags bereits mit Erreihung des biefigen Hafens beendigt war. 
IN: IN. ee 0m ee, 


a 6 0. wur ara win Mr a a, 


(Siegel.) (AUnterfchrift.) 


IV. Abmufterung. 


Verhandelt vor dem Kaiferlic) deutſchen Konſulate zu 
N.N. am 2. März 1884. 


Vor dem genannten Seemannsamte erfchien heute: 

der Schiffer Guftav P. aus J., Führer des deutfchen 

Schiffes »Mobert«, Heimathshafen Stettin, Unterſchei— 
dungsfignal JBFV 

und die nachbenannten Schiffsleute: 
l. der Steuermann Friedrich L. aus N. N., 
2. dev Bootsmann Eduard O. aus N.N. 
(Folgen die Namen der übrigen Schiffäleute. ) 

Nachdem die Seefahrtsbücher der Schiffsleute ad T bis inkl. 8 
und die von dem Seemannsamte zu Königsberg unter dem 4. April 
1883 ausgefertigte Mufterrolle übergeben waren, verlautbarten die 
Erfchienenen, daß das zufolge jener Mufterrolle bisher zwifchen 
ihnen bejtandene Dienitverbältniß beendigt fei. Die Seefahrtsbücher 
der Schiffsleute ad 1 bis inkl. 8 und die Mufterrolle wurden mit 
dem vorgejchriebenen Abmuſterungsvermerk verſehen und erſtere ſo— 
dann den Inhabern wieder zurückgegeben. 

Die Seefahrtsbücher des KRajütsjungen Reinhold A. und des 
Kochjungen Robert B. find dem Schiffer Guſtav P. auf dem 
Gange von dem Schiffe zum Seemannsamte nad) feiner Erflä- 
rung verloren gegangen, und ftellte ev Beiden deshalb Führungs— 
zeugniffe aus, welche ihren Rang und die Dauer des Dienftver- 
hältniffes auf dem Schiffe, fowie den Verluft ihrer Seefabrtsbücher 
ergeben. Die Zeugniffe wurden nach vorheriger Beglaubigung der 








9 OR 2 a 
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Unterjchrift des Schiffer den genannten beiden Schiffsleuten aus- 
gehändigt. 

Es entitand noch Streit darüber, ob den Schiffsleuten die 
Heuer für den heutigen Tag gezahlt werden müſſe. Veßtere bean- 
pruchten folche, dev Schiffer P. hielt fich jedoch zu diefer Zahlung 
nicht verpflichtet. Ein Vergleichsverfuch blieb erfolglos. 

Der Schiffer übergab zwei beglaubigte Abjchriften der, den 
Kajütswächter Herrmann R. aus N. N. betreffenden Sterbe- 
urfunde, mit dem Antrage, die eine dem Standesbeamten in N. N. 
zuzufertigen, die andere bei dem Konfulate aufzubewahren. 


B. g. u. 
(Unterichriften des Schiffers und der Schiffsleute.) 
a, u 8. 


(Unterſchrift des Konſuls.) 


Sterbeurkunde. 
(Anlage zu vorſtehender Verhandlung.) 
Auszug aus dem Tagebuch (Schiffsjournal) des Schiffes »Robert«, Heimathshafen 

Stettin. Schiffer: Guſtav P. Reiſe von Stettin nach Bordeaux. 

Der Kajütswächter Herrmann R., gebürtig aus N. N. 
ebendaſelbſt wohnhaft geweſen, 17 Jahre alt, unverheirathet, iſt 
am 30. Dezember v. J., Vormittags 9'/, Uhr, nach bürgerlicher 
Zeit, auf der Reife von Stettin nach Bordeaux auf .. Grad 
.. Minuten nördlicher Breite, .. Grad .. Minuten weftlicher 
Länge bei Gelegenheit von Wafjeraufholen über Bord gefallen und 
aller angewendeten Nettungsverfuche ungeachtet ertrunfen. 

Solches wird hierdurch in Gemäßheit des S. 52 der Seemanns- 
ordnung und des 8. 61 des MNeichsgefeßes vom 6. Februar 1875 
von dem unterzeichneten Schiffer und den mitunterfchriebenen Per— 
jonen der Schiffsmannfchaft beurkundet. 

FN.'den ..... 


(gez.) Guftav P. aus J., Führer des deutjchen 
Schiffes Robert, Heimathshafen Stettin. 
(gez.) Ferdinand D. aus N: N., Bootsmann. 
(gez.) Wilhelm E. aus N. N., Matrofe. 


Die Uebereinjtimmung mit dem Schiffstagebuche beglaubigt. 
N Naher ..m: 


(Siegel) (Unterjchrift des Schiffere. ) 
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Trotofoll, betveffend das Geſuch um Wiederergreifung - 


eines Deferteurs. 


DIN. DR 
Heute erichien in der Konfulatsfanzlei, perfönlich befannt und 
verfügungsfäbig, 


der Schiffer Herr Jacob Windig, führer des den Herren 


DO. Strempel und Söhne zu Udermünde gehörigen Drei- 

majters Anna Maria, Heimatbsbafen Udermünde, Unter: 

jcheidungsfignal JKBO, 
und beantragte, ibm zur Wiedererlangung des gejtern von feinem 
Schiff entwichenen Schiffsjungen Adolph Göthe aus Billau 
bebülflich zu fein. Er legte die Mufterrolle feines Schiffes vor, nad) 
Inhalt deren dev Adolpb Göthe fih am 12. Februar d. J. vor 
dem Seemansamte zu Hamburg als Schiffsjunge auf das genannte 
Schiff verbeuert bat. Zugleich erbot er ich, exforderlichenfalls 
eidlich zu erhärten, daß der x. Adolph Göthe zur Befagung 
feines Schiffes gehöre. Ein genaues Signalement de8 Deferteurs 
konnte der 2. Windig nicht angeben, er wies jedod) aus der 
Muſterrolle das After des x. Adolph Göthe auf 18 Jahre nad) 
und fügte hinzu, daß derſelbe bartlos, von fleiner, unterjeßter 
Statur ſei, rothes, lockiges Haar, helle Augen und gefunde Gefichts- 
farbe babe. Bekleidet gewefen fei  derfelbe mit einer blauen Jade, 
leinwandnen Hofen, einem bunten Hemd und einem Strohhute, 
Herr 2. Windig erklärte fchlieglich, daß ex alle Koften tragen 
werde, welche in Folge der gegenwärtigen Reklamation entitehen 
würden, auch bereit fei, einen Koſtenvorſchuß zu leijten. 

Vorgelefen, genehmigt, unterjchrieben. 
(Unterſchrift des Schiffers.) 
Verhandelt wie oben. 
(Unterfchrift des Konſuls.) 


$. 99. 


Engagementstontraft mit einem Schiffsführer. 


N. N: en: 00% 
Nachdem der Führer des bier anmelenden, den Herren J. D. 
und Komp. zu Stralfund gehörigen Briggihiffs Rügen (Heimaths— 
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bafen Stralfund; Unterfcheidungsfignal JKDE) gejtorben ift, hat 
fi) der unterzeichnete Konſul veranlaßt gejehen, auf Einfeßung 
eines neuen Kapitäns für das benannte Schiff Bedacht zu nehmen. 
Demgemäß wurde heute zwifchen ibm, als natürlichem Vertreter 
der Herren J. D. und Komp. einerfeits und dem Herrn Johann K., 
bisher Steuermann auf dem preußifchen Schooner Carl, anderer: 
jeits nachſtehender Kontrakt gejchloffen: 
7 

Der Johann K. verfpricht, das Briggſchiff Nügen, welches 
hier mit einer Ladung Kolonialwaaren für Hamburg befrachtet ift, 
nad) Hamburg zu führen, bei allen Dienftverrichtungen, namentlic) 
bei der Erfüllung der von ihm auszuführenden Verträge die Sorg- 
falt eines ordentlichen Schiffers anzuwenden und das Intereſſe der 
Rheder beitens wahrzunehmen. 


$. 2: 

Der unterzeichnete KRaiferliche Konful ermächtigt den Johann 
K., die Rheder und beziehungsweife die Befrachter, Ablader und 
Ladungsempfänger für die Dauer diefer Reife in allen die Schiff- 
fahrt und die Beförderung der Ladung betreffenden Angelegenheiten 
nach Maßgabe der dem Herrn Johann K. mitgetheilten Bejtim- 
mungen des Allgemeinen deutjchen Handelsgeſetzbuchs zu vertreten. 
83. 

Die Uebergabe des Schiffes und des Kommandos an den Jo— 
hann K. erfolgt im Laufe de8 morgenden Tages. Won der Ueber- 
nahme an erhält der Johann K. eine monatliche Gage von..... 
und das in der Charte-partie vom 2. Mai cr. für den Schiffs- 
führer bedungene Kaplafen*) von 2 Pfund Sterling. 


8. 4. 

Der Johann K. verfpricht, das Schiff in Samburg nad) ge- 
löfeäter Ladung an diejenige Perſon zu übergeben, welche ihm von 
den Rhedern fchriftlih dazu bezeichnet werden wird. Sollten es 
die Rheder wünſchen, jo verpflichtet fih Johann K., das Schiff 
von Hamburg noch nad) Stralfund zu führen, vorausgefegt, daß 
die Rheder ihm auch für diefe Neife eine Monatsgage von ..... 

*) Raplafen ift eine Gratififation, welche neben der bedungenen Fracht an 


den Kapitän gezahlt zu werden pflegt. Es ift von alten Zeiten her üblich; anfänglich 
war ed zur Anſchaffung von Winterfleidung (Lafen, Tuch zu einer Kappe) beftimmt, 
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und eintretenden Falls das übliche Kaplafen gewähren. Wenn der 
Jobann K. in Hamburg abgedanft wird, fo erhält er von den 
Rhedern noch dreißig Mark als Neifegeld. 

Gegenwärtiger Vertrag foll zweimal ausgefertigt werden, ein 
mal für den Schiffer und einmal für die Rheder, welchen auch die 
Koſten zur Laſt fallen. 


(Unterjchriften.) 


$. 100. 
Bodmereibrief. 


l. Verbodmung eines Schiffes. 
INN Te &* ‚ im Sprechzimmer des Hafenfapitanats. 


Vor dem unterzeichneten Kaiferlich deutfchen Konful und den 
gleichfalls unterzeichneten beiden Zeugen M. und N. erſchienen heute 
perjönlich befannt und verfügungsfähig 

1. Herr Ludwig Wichers, Führer der deutjchen Brigg 

»Schwan« (SHeimathshafen Hamburg, Unterſcheidungs— 
jignal KLMO), 

2, Herr Kaufmann Radel von bier. 

Herr Wichers erklärte: ö 

Da ich in der Meerenge von Gibraltar drei Wochen wegen 
fonträren Windes babe ftill liegen, demnächſt aber mich durch ein 
Dampfichiff babe fchleppen laſſen müffen und in Folge deſſen mein 
baares Geld völlig verausgabt habe, jo babe ich die Summe von 
100 Pfund Sterling nötbhig, um mit dem von. mir geführten, 
jegelfertig im biefigen Hafen liegenden Schiffe »Schwan« nad) G. 
abzufegeln. Dieſes Geld habe ich darlehnsweife nicht bejchaffen 
fönnen, deshalb bat mir der biefige Kaufmann J. Radel dasjelbe 
auf Vodmerei gegeben. ch befenne hiermit, zur Reife von bier 
nad G. Einbundert Dfund Sterling von dem Herin I. Radel 
nad) Bodmereirecht erhalten zu haben, verpflichte mid), Die Summe 
vier Tage nach dev Ankunft in G. nebjt dem bedungenen Aufgelde 
von zwölf Drozent des Kapitals, zufammen alfo Einhundertund- 
zwölf Pfund Sterling, vder foviel als das Schiff bei Ablauf von 
vier Tagen nad) der Ankunft in G. weniger werth fein wird, an 
den Herrn J. Radel oder deffen Ordre zu bezahlen und verpfände 
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zur Sicherheit des Gläubigers mein Schiff »Schwan« nebit Zus 
behör nach Bodmereirecht dergeftalt, daß im Nichtzahlungsfall Herr 
I. Radel oder fein Bevollmächtigter oder jeder rechtliche Inhaber 
dieſes WBodmereibriefes berechtigt fein foll, fih wegen Kapital, 
Aufgeld und Koften an das Schiff nebjt Zubehör zu halten, daß 
dagegen bei zufälligem gänzlichen Untergange des Schiffes die 
Bodmereifchuld für erlofchen angefehen wird. 

Herr J. Nadel erklärte: 

Ich nehme diefe Verbodmung an und übernehme die Seegefahr 
für die in Vorjtehendem bezeichnete Reife unter den angegebenen 
Modalitäten. 

Der x. Wihers bat um zweimalige Ausfertigung dieſes 
Bodmereibriefes. 

Vorjtehende Verhandlung wurde in Gegenwart der Zeugen 
den Komparenten vorgelefen u. ſ. w. (pie in dem Muſter S. 404). 


I. Waarenverbodmung. 


Ih Ludwig Wichers, Führer der hamburger Brigg 
»Schwan«, Unterjcheidungsjignal KLMO, babe bierfelbft die 
Ladung meines gedachten Schiffes wegen inneren Verderbs Löfchen 
und demnächſt umftauen lafjen müfjen. Die hierzu erforderlichen 
Gelder habe ich darlehnsweife nicht erhalten Eünnen. Der Herr 
Kaufmann Nadel zu N.N. hat mir deshalb unter Uebernahme 
der Seegefahr bis acht Tage nad) der Ankunft des Schiffes in Gr. 
diefe Gelder im Betrage von Einhundert ſpaniſchen Thalern nach 
Bodmereirecht gegen VBerbodmung nachbenannter Waaren und gegen 
ein ua von zwölf Prozent gegeben. 

(Folgt das Verzeichniß der Waaren.) 

Die vorbezeichneten Waaren befinden fic) an Bord meines 
Schiffes »Schwan«, welches gegenwärtig im biefigen Hafen fegel- 
fertig liegt, um mit erſtem günjtigen Winde nad) G. abzufegeln. 
Ic verpfände diefelben hiermit dem gedachten Herin J. Nadel 
für das erhaltene Kapital und das bedungene Aufgeld nach Bod- 
mereirecht dergeftalt, daß ich an den Herrn J. Nadel oder deſſen 
Drdre die Summe von Einhundertundzwölf fpanifchen Thalern 
oder joviel als die Waaren acht Tage nach der Ankunft im Hafen 
oder auf der Rhede von G. weniger werth fein werden, innerhalb 
vierzehn Tagen nad) diefem Zeitpunfte zu bezahlen mich verpflichte, 
dag im Nichtzahlungsfall Herr J. Nadel oder fein Bevollmächtigter 
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oder jeder rechtliche Inhaber dieſes Bodmereibriefes fich wegen 
Kapital, Aufgeld und Koften an die verbodmeten Waaren zu balten 
berechtigt fein joll, daß aber bei zufälligem gänzliden Untergang 
der Waaren die Bodmereifchuld für erlofchen angeſehen wird. 

Zur Verfiherung des VBodmereigebers ift dieſe Verbodmung 
auf dem im meinen Händen befindlichen Konnofjemente vermerkt, 
an leßteres ein. Exemplar diejes Bodmereibriefes angeheftet und 
diefe Urkunde nach vorheriger Volßiehung dem Herrn J. Nadel 
ausgehändigt worden. Ein weiteres Exemplar dieſes Bodmerei— 
briefes ift an den Befrachter und Eigenthümer der Waaren, Herrn 
X. zu V. gefendet, ein drittes Exemplar bleibt in meinen Händen. 

Ich, der Bodmereigeber I. Nadel, genehmige dieſe Ver— 
jchreibung und übernehme die bezeichnete Seegefabr. 


I. Mdee— 
(Unterjchriften beider Barteien.) 


$. 101. | 
Verhandlungen, betreffend einen Havereifall. 
I. Vorläufiger Broteft des Schiffers, 


Verbandelt N. N. den ..... im Kaiferlicy deutichen Kon— 
fulate. 5. * 
Heute erſchien der hier geſtern vor Anker gegangene Schiffs⸗ 
führer 
Johann Gerhard Klencke aus B. 
Derſelbe wurde von dem perſönlich bekannten Herrn W. 
Roettger rekognoszirt. 


Vorgeleſen, genehmigt, unterzeichnet. 
(gez. W. E. U. Roettger. 


und gab demnächſt unter Vorlegung feines Journals Folgendes zu 
Protokoll: 

Am 19. März d. J. verließ ich Akyab. Mein Schiff »E. F. 
Gabain«, Heimatbshafen: Bremen, Unterjcheidungsfignal: QBMH, 
befand ſich im jeder Beziehung in einem fjeetüchtigen Zuſtande, 
becht und dicht. Es war mit Allem, Lebensmitteln und Waſſer 
für die Neife nach B. verfeben. Am 21. April, Ubends, bemerften 
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wir, daß das Schiff mehr Waffer durchließ als gewöhnlich. Am 
8. Mai hatte der Led zugenommen, jo daß wir innerhalb vier 
Stunden funfzig Minuten pumpen mußten. Am 20. Mai bemerkten 
wir, daß durch das fchlechte Wetter, welches wir auf der ganzen 
Länge in dev Nähe von Agulhas hatten, der Nuderpoften gefpalten 
war, befejtigten denfelben durch Kettenforrungen und eiferne Keile 
jo gut wir vermochten, konnten jedody außen Bords wegen des 
ichlechten Wetters außer Flaſchenzügen feine anderen Befeftigungen 
anbringen. Auf dem Kap der guten Hoffnung am 26. Mai machte 
das Schiff jo viel Waffer, daß wir innerhalb vier Stunden mit 
einer Pumpe zwei Stunden pumpen mußten, um dad Schiff len; 
zu halten. Später nahm der Leck zu, jo daß wir in vier Stun- 
den 2°/, bis 3 Stunden pumpen mußten, deshalb entjchloß ich mich, 
den biefigen Hafen anzulaufen, um meine Dampfmaschine als Hülfe 
für die Mannfchaft zum Pumpen in Stand zu fegen, zur Spei- 
jung dev Mafchine das nöthige Süßwaſſer und Steinfohlen anzu- 
Schaffen, ingleichen zehn Mann mehr Befabung zum Pumpen anzu-. 
nehmen, und dann meine Reife fortzufegen, nachdem das abgenußte 
Vumpgeräth reparirt und das Nuder im Hafen beſſer verſehen 
fein würde. 

Da nad den angeführten Begebenheiten mein Schiff led ge 
worden ift und den biefigen Hafen als Nothhafen hat anlaufen 
müffen, jo will ich wegen aller und. jeder Anfprüche auf Erſatz, 
vefp. in großer oder partikularer Haverei, der entitandenen oder 
noch entjtehenden Koſten jeglicher Art, namentlich auf Erſatz der 
Koften des Einlaufens in den Nothhafen, Anſchaffung von Material, 
Heuer und Vroviant für die bier angemuiterte Hülfsmannfchaft 
und aller übrigen Havereifoften, hiermit ausdrüdlich gegen Jeden 
zu deren Erſatz Verpflichteten meine Nechte vorbehalten. 

Komparent bat um Ausfertigung diefes Vroteftes. 

Da nicht weiter zu bemerken war, jo wurden die Herren X. 
und Y. als Zeugen herbeigerufen. In Gegenwart derjelben u. ſ. w. 
(wie oben ©. 404). 


AH: Befhwerde der Schiffsmannfchaft über 
Seeuntüdtigfeit des — 


1 


Am heutigen Tage exſchienn im Kaiſerlich deutſchen Konſu— 
late die Matroſen 
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Johann R. Bartels, 

Carl Sandberg, 

Frederik Raßmuſſen, 
welche Inhalts der auf dem Konſulate deponirten Muſterrolle zur 
Mannſchaft des deutſchen Vollſchiffes »E. F. Gabain« gebören, 
Dieſelben gaben einzeln vernommen, übereinſtimmend an, daß ſie 
und die Mehrzahl der Mannſchaft die Reiſe nicht mit dem Schiffe 
in feinem gegenwärtigen Zuſtande fortzufegen wünfchten, da das— 
jelbe zu viel Waſſer made und deshalb nicht in jeetüchtigem Zu— 
ſtande fei. 

Auch baten dieſelben um eine Befichtigung des Schiffes, um 
jolches zu konſtatiren. 

Bemerkt wird, daß die Komparenten auf die Strafbeitimmun- 
gen des S. 94 der Seemannsordnung und auf die Entichädigungs- 
anfprüche hingewieſen find, welche fie, fall die Beſchwerde unbe 
gründet befunden werde, zu gewärtigen haben. 


Vorgelefen, genehmigt, unterzeichnet. 


(gez.) Karl Sandberg, J. R. Bartels, 
Frederik Raßmuſſen. 


Actum ut supra. 


(Unterſchrift des Konjuls.) 


II. Befihtigung des Schiffes. 
N, Ne Dita. rl. 
Auf den Antrag der Schiffsmannfchaft des deutjchen Schiffes 
»E. 3. Gabain«, welcher nad dem Inhalte des vom Kapitän zu 
Vrotofoll gegebenen Brotejtes begründet erfcheint, und gegen welchen 
auch der Kapitän auf Befragen feine Einwendung erhoben bat, 
hatte jich der unterzeichnete Kaiferlich deutfche Konful auf das in 
hiefigem Hafen liegende genannte Schiff begeben. Angetroffen 
wurden daſelbſt 
I. der Schiffer Jobann Gerhard Klende, Führer des 
Schiffes »E. F. Gabain«, 
und die vom Konfulat als Sachverſtändige vorgeladenen | 
2. der Schiffsführer Georg Gerling vom bolländifchen Schiff 
»Haamſtede«, 
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3. der Schiffsführer I. P. Harbers vom deutfchen Schiffe 
„Martha Auguſte«, 

4. der Zimmermann Louis Marf, Schiffsbaumeifter bierfelbit. 

Die Sacywverftändigen unter Nr. 2 bis 4 erklärten, daß fie 
ſämmtlich der englifchen Sprache, die unter Nr. 2 und 4 aber 
nicht der deutfchen Sprache mächtig find. Es wurde ibnen das 
Schiffsjournal vorgelegt bezw. überjeßt; fie wurden dann angewiefen, | 
die Befichtigung des Schiffes, namentlich in Bezug auf einen etwaigen 
Lee, vorzunehmen. Nach einer anbaltenden und fleißigen Belichti- 
qung erklärten diejelben, daß das Schiff gegenwärtig zu viel Waffer 
mache und daber nicht in einem feetüchtigen Zuſtande fei. Sie 
empfehlen daher, das Schiff näher ans Yand zu bringen und einen 
Theil der Ladung zu löfchen, bis der Led abnehme. Sie übergaben 
dem Konfulat den diefem Protokolle anneftirten Bericht, defjen 
Richtigkeit fie pflichtmäßig verficherten. 


Vorgelefen, genehmigt, unterzeichnet. 


(gez.) G. Gerling. 
—IHGarbers 
—Martk 


Actum ut supra. 
Der Kaiſerlich deutſche Konſul. 
(Unterſchrift.) 


IV. Gutadten der Sachverſtändigen. 
(Anlage zu dem Protokoll Nr. ILL.) 


We the undersigned having been called upon by the 
Consul of the German Empire to hold a survey on the ship 
»E. F. Gabain« of Bremen in consequence of her being in 
a leaky eondition, proceeded ‘on board for that purpose and 
report as follows: 

At 1.35 P.M. — Sounded the pumps and found 14 in- 
ches water, let her stand half an hour. sounded again and 
found seventeen and a half inches shewing an increase of 
three and a half inches in the half hour: at 2.11 P.M. set 
the starboard pump going and after an hour’s pumping there 
was no sign of sucking. 
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Examined the ship inside and outside. Inside found 
butts and seams of waterways. covering hoards and deck 
sound and in good condition — found topsides and woodends 
fore and aft in good order. Found the rudder seeured with 
chains. 

Viewing the large quantity of water the ship is making 
in port. we are of opinion she is in her present condition 
unseaworthy and therefore recommend that she should be 
hauled closer in, and the cargo discharged until the leak 
takes up or its position can be discovered. Given under 
our hands at N. N., thıs ..... * day of . 


(Unterfchriften.) 


V. Berflarung. 
l. Beifpiel.*) 


N. „N: det: :2 22 


Auf Antrag des Schiffes Johann Gerhard Klende, Führer 
des- deutfchen Schiffes »E. F. Gabain« (Heimathähafen: Bremen, 
Unterfcheidingsfignal: QBMH), war zur Aufnahme dev Verflarung 
durch öffentliche Bekanntmachung in dem biefigen Tageblatte auf 
heute Termin anberaumt worden. In demfelben fanden fi vor 
dem unterzeichneten Kaiſerlichen Konſul ein: * 

l. Der Kapitän Johann Gerhard Klende, Führer des 
Schiffes »E. F. Gabain«, 40 Jahre alt, aus Bremen 
gebürtig. 

Die nachjtehend verzeichneten, zur Beſatzung des gedachten 

—* gehörenden Perſonen: 
Der 1. Steuermann Friedrich Segelken aus Bremer— 
bafen, 40 Jahre alt. 

3. Der 2. Steuermann Ernſt Homeyer aus Baflum bei 
Bremen, 26 Jahre alt. 

4, Der Zimmermann Diedridh Mever aus Veichtenberg bei 
Bremen, 40 Jahre alt. 

5. Der Segelmaher Johann Boller aus VBremerhafen, 
39 Jahre alt. 


*, Die in diefem Beifpiel gewählte Form ift weit verbreitet (f. oben ©. 325), 
bei dem zweiten VBeifpiele bat der Gefichtspunft vorgewaltet, daß es fih um wirk— 
liche Zeugenvernebmungen bandle, 
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Die Matrofen: 
6. Paul Reigenjtein aus Söllighau, 22 Jabre alt. 
7. Johann Bartels aus WBaldenfletb an dev Weſer, 

23 Jahre alt. 

8. Wilhelm Schleef aus Ridam an der Wefer, 22 Jahre alt. 

9. Heinrich Burborn aus Bremen, 20 Jahre alt. 

18. Johann Hermann Tormübhlen aus Salzendeig, 

38 Jahre alt. | 

Die Erfchienenen wurden mit dem Gegenftande des heutigen 
Termins, mit dev Nothwendigfeit, ihre Ausfage demnächit zu be- 
eidigen, der Wichtigkeit des Eides umd den Folgen des Meineides 
befannt gemacht. 

Der Schiffer gab zunächit über feine Reife folgendes an: 

Nachdem wir am 19. März d. I. den Hafen von Afyab ver- 
laffen hatten, befand ſich das Schiff »E. F. Gabain« in jeder 
Hinſicht gut ausgerüftet für die Reife nad B. Das Schiff felbit 
war becht und dicht; wir pumpten alle Morgen und Abend, um, 
zu ſehen, ob Wafjer im Schiffe war, doch jchlugen die Pumpen nad 
ungefähr 10 Minuten Pumpen lenz bis zum 20. April, ala wir be- 
merkten, daß das Schiff etwas mehr Waffer durchlieh als gewöhnlich). 

Der Schiffer übergab darauf fein Journal, aus welchen fol- 
gende Stellen deutlich vorgelefen wurden: 

. „Mittags, den 21. April, befanden uns auf 119 22 ©. 8. 
»78° 7 Det. L. Pumpten gehörig lenz. Das Schiff machte bei 
»dem ſtarken Aeberliegen etwas Waſſer. 

»Abends, den 4. Mai. Friſche Briſe, ſchaurige Luft, führten 
»alle leichten Segel. Auch fanden wir, daß das Schiff mehr Waſſer 
»machte. Mußten alle zwei Stunden lenz pumpen, wozu wir 
»15 Minuten gebrauchten, anſtatt wir ſeit dem 21. April 20 Mi— 
»nuten alle 6 Stunden gebrauchten, um die Pumpe lenz zu be- 
»fommen. 

»In der Nacht vom 8. bis 9. Mai mußten wir innerhalb 
»4 Stunden 50 Minuten pumpen, doch hielten wir die Pumpen 
»qut lenz, ehe wir jedes Mal zu pumpen aufhörten. Vom Abend 
»des 10. Mai bis zum 12. abwechjelnde Gewitter. Das Schiff 
»rollte jtark, Eonnten das Waffer nicht fo rein berauspumpen wie fonft. 

»In der Nacht von 12 bis 4 Uhr, am 13. Mai, pumpten in 
»der Mache zu verfchiedenen Malen, im Ganzen 1'/,;, Stunden. 
»Das Schiff lag während der Zeit aufrecht und ziemlich ruhig 
»und war daher wohl mehr Waffer bei den Pumpen wie font. 
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»Am 19. Mai ſtürmiſcher Wind. Hohe See, machten Ror- 
»und Kreuz-Ober-Marsſegel feit und veeften die Anterfegel, das 
»Schiff arbeitete ſchwer. Abends machten die Wod feit, To wie 
»Ober-Marsfegel. Vormittags, den 20. Mai, ließen alle Neffen 
aus, und feßten Groß-Bramfegel. Nachmittags flauer und ver- 
»anderlichev Wind, bobe See, führten volle Marsfegel und Groß— 
»Bramfegel. Bemerkten, daß der Ruderpoſten gefpalten war, ent- 
»fernten die Werkleidung und den Köcher und forrten das Ruder 
»fo qut wie möglich. 

»Vom 19. bis 25. Mai lagen größtentheils unter gereeften 
»Segeln, bei ſehr unruhiger bober See und ſtürmiſchem Wind. 
»Das Schiff arbeitete ſchwer und nabm viel Waffer über. 

»Am 25. Mai, Nachmittags, Stürmifcher Wind mit fchweren 
»Böen, führten Unter-Marsfegel und Sturmfegel, das Schiff ar- 
»beitete ſchwer und erhielt viel Waffer über Ded. Das Schiff machte 
»mehr Wafjer, mußten in jeder Stunde civca 30 Minuten pumpen. 
»Hielten die Pumpen gut lenz. In der Nacht vem 26. auf den 
»27. Mai paffirten das Rap der Guten Hoffnung. Am 29. Mai 
»mußten in jeder Stunde 35 Minuten pumpen. Am 5. Juni 
»mußten in jeder Stunde 40 Minuten pumpen, am folgenden Tage 

»40 bis 43 Minuten in derfelben Zeit. 
j »Am 7. Juni machte das Schiff Waffer, wie zulett angeführt, 
»hielten die Pumpen mit der Mafchine Lenz, Eonnten den Keffel 
»aber nicht mit Seewaffer fpeifen, befchloffen deshalb N. N. wegen 
»Maffer anzulaufen. Und da e8 uns bis jet an Zeit und Ge- 
»legenheit gefehlt hatte, das Ruder zu repariven, felbiges dort zu 
» gleicher Zeit zu thun. 

»Am 9. Juni, Abends 7 Uhr, anferten wir im Hafen von 
»N. N., in 20 Faden Waffer.« | 

Die Komparenten erklärten darauf übereinftimmend: 

Der uns eben vorgelefene Auszug aus dem Schiffsjournal ent- 
hält eine richtige Darftellung dev Begebnifje unferer letzten Reife 
von Akyab nah N. N. Wir find mit unferem dichten und bechten 
Schiffe, mit allem Nothwendigen wohl ausgerüftet, am 19. März d. J. 
von Akyab abgegangen. Am 4. Mai verfpürten wir zum erſten 
Mal, daß das Schiff mehr MWaffer machte (als am 21. April) und 
einen Leck gefprungen haben mußte. Am 20. Mai entdedten wir, 
daß der Ruderpoften gefpalten fei. 

Die monatliche Heuer beträgt für 

den Kapitän 90 M und 4 Prozent der Bruttofradht, 
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den 1. Steuermann 90 AM., 
den 2. Steuermann 60 M., 
den Zimmermann 70 M., 
den Koch 60 M., 
den Segelmader 50 M., 
die Matrofen 45 M, 
die Leichtmatrofen 30 M., 
die Jungen 12 M., 
den Steward 45 M. 
Die Mannfchaft beiteht aus: 
1. dem Sciffsführer I. 6. Klende, 
2. dem Steuermann Fr. Segelfen, u. ſ. w. (3—6 Sciffe- 
offiziere), 
den Matroſen: 
7. Nills Magnus, u. f. w. 


den Leichtmatrofen: 
20. Ed. Trommsdorff, u. f. w. 


den Jungen: 
23. 9. Bohmermann, u. f. w. 

Die Eingangs unter 1 bis 10 aufgeführten Romparenten er- 
Härten fich bereit, ihre vorjtehende, ihnen vorgelefene Ausfage zu 
beſchwören und legten darauf folgenden Eid ab: 

Ich u. f. w. ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All- 
wiffenden, daß ich von Allem, worüber ich) vernommen 
worden, nach meinem beiten Wiffen die reine Wahrheit 
gefagt und wiffentlich weder etwas verjchwiegen, noch hinzu- 
gefügt habe. Sp wahr mir Gott helfe. Amen. 

Der Schiffsführer Johann Gerhard Klende bat um Aus- 
fertigung der Verklarung und erhielt fein Journal zurüd. 


Borgelefen, genehmigt, unterjchrieben. 
(Unterfchriften.) 
Verhandelt wie oben. 
(Siegel.) Der Kaiferlich deutfche Konful. 
(Unterfchrift.) | 
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2. Beifpiel. 


N. Ri. Des as 
Unter Vorlegung des Journals und eines Verzeichniffes aller 
Perſonen der Schiffsbefagung batte der Steuermann Wolfram 
Bauer nah dem Einlaufen des Schiffes » Windsbraut» — 
Heimathshafen N., Unterfcheidungsfignal ACED — am 20. Juni 
bei dem Kaiferlichen Kımfulate unter der Mittheilung Verklarung an- 
gemeldet, daß der Kapitän Wolfgang Bürger dur Krankheit 
an dev Anzeige verhindert fei. In Folge deſſen war auf heute vor 
dem unterzeichneten Konful Termin anberaumt, von welchem dem 
Kapitän Kenntniß gegeben und welcher nad) dem biefigen Brauche 
durch Aushang auf dev Börſe befannt gemacht war. In diefem 
Termine geitellten fic) 
l. von den Betheiligten: 
a) der Bevollmächtigte des Nheders, Herr N. von bier, 
b) der Befrachter, Herr X. von bier, 
2. von der STE sleheno: 
ec) der Kapitän Wolfgang Bürger aus Altona, 
d) der Steuermann Wolfram Bauer aus Zoppot, 

e) der Mafchinift Ernft Brauer aus Misdroy, 

f) der Matrofe Willibald Berger aus Swinemünde, 

g) der Schiffsjunge Winfried Berner aus Bergen, 

zu d—g von dem Kapitän geftellt, 

h) der Schiffsfodh Fri Bremer aus Heringsdorf, - 
defien — der Konſul angemeſſen fand. Die Komparenten 
zu c 
gemacht, darauf hingewiefen, daß fie ihre Ausfage wahrheitsgemäß, 
unpartetiih und gewiſſenhaft ablegen müßten, feine Thatumftände 
verfchweigen oder binzufegen dürften, weil fie ihre Angaben mit 
dem Eide zu befräftigen hätten. Es erklärten diefelben auf Vorhalt 
der Generalzeugenfragen und nad Verwarnung vor dem Meineide 
bei abgefonderter Vernehmung: 


1. Der Schiffetoh Bremer: 
Sur Derfon. Ich beiße Fritz Bremer, bin 30 Jabre alt, 


wohne in Heringsdorf, wenn ich mich nicht auf See befinde, bin 
fatholifchen Glaubens. 


Ich bin wegen Meineides mit Zuchthausſtrafe belegt zu dem 
Rheder, Schiffer und Ladungsbetbeiligten ſtehe ich in feinem Ver- 
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wandtichafts- oder Schwägerichaftsverhältniffe und idy babe fein 
nterefje bei dev Sache. 

Zur Sache. Ih bin feit drei Jahren als Schiffskoch auf 
der »MWindsbraut« im Dienft. Am 1. Mai d. I. trat diefelbe mit 
Tabak beladen ihre Fahrt von Rio de Janeiro hierher an. Am 
6. Juni ftieß fie auf offener See mit einem anderen Schiffe zu- 
fammen, erhielt durch den Anprall ein Led, durch welches alsbald 
in den unteren Schiffsraum Waſſer eindrang. Diefes wurde zwar 
ſogleich ausgepumpt, das Led geitopft und falfatert, allein es mußte 
zur Abwehr von größerem Schaden das Schiff erleichtert werden. 
Deshalb wurden ſechs Ballen Tabak über Bord geworfen. Die 
näheren Umjtände des Gegeneinanderfahrens fenne ich nicht, da ich, 
im Küchenraume bejchäftigt, exit etwas davon wahrnahm, als der 
Anprall erfolgte. 

2.0.1. mw. (e8 folgen die übrigen. Ausfagen). 
Die vernommenen Zeugen wurden hierauf mit den wider- 
ſprechenden Angaben in ihren gegenfeitigen Auslaffungen befannt 
gemacht, erklärten jedoch durchweg, bei ihren Ausfagen zu ver- 
bleiben und legten. bis auf. den 2. Bremer, welcher nicht wereidet 
werden konnte, den Zeugeneid dahin ab: Ich u. f. w. wie ©. 449, 

Die beiden Betheiligten beantragten: ihnen beglaubigte Ab- 
jchrift der Verhandlung zu ertheilen. 


B. g. u. 
(Unterfchriften.) 
a. u. Ss 
N.N. 
(Siegel.) Kaiferlich deutfcher Konful. 


| $. 102. 
Seftftellung des Thatbeſtandes bezüglich eines Seeunfalls. 


Dem unterzeichneten Kaiferl. deutfchen Konful war durch Die 
"vom Kapitän Dau, Führer des deutfchen Dampfers »Dalermo« 
— SHeimathshafen Hamburg, Unterfcheidungsfignal NEHW — 
geitern abgelegte Verklarung bekannt geworden, daß der »Palermo« 

29* 


452 


am 25. Aug. 1883 mit dem englifchen Dampfer »Rivoli« zufammen- 
aeftoßen ift. Behufs Vornahme der vorgefchriebenen Ermittelungen 
zur eftitellung des Ihatbeitandes waren der genannte Kapitän und 
die nachitehend aufgeführten Perſonen der. Schiffsbefagung: 
1. der erite Steuermann Saß, 
der zweite Steuermann Peterſen, 
der erite Mafchinift Weiß, 
der zweite Mafchinift Norberg, 
der Jimmermann Hübner, 
der Matrofe Wend, 
. der Matroſe Bladhaus 
auf ergangene Vorladung heute im Konfulate erfchienen. 

Die Erfchienenen wurden darauf aufmerffam gemacht, daß fie 
ihre Ausfagen auf Erfordern beſchwören müßten und auf die Be 
deutung des Eides hingemiefen. Darauf wurden fie einzeln, wie 
folgt, vernommen: 

1. Der Kapitän Dau. 

Ich heiße Deter Dau, bin 41 Jahre alt, Iutherifch, wohne 
in Samburg und befige ‚die Befähigung zum Schiffer auf großer 
Fahrt. 

x. Dau zeigte das betreffende Zeugniß d. d. Hamburg, den 
6. Oftober 1876 vor und fuhr fort. 

Ich führe das Dampfihiff »Palermo« Am 22. Auguft 
1883 ging ich mit einer nad Liffabon beitimmten Ladung Güter 
von Hamburg ab. Das Schiff befand fich im beiten QJuftande, 
insbefondere fteuerte e8 qut. Es hatte eine rechts drehende Schraube. 
Die Befagung bejtand aus 22 Mann, nämlich) dem 1. Steuermann 
Saß u. f. w. (folgen die übrigen Namen). Am 25. Auguft, Nach— 
mittags 3 Uhr, befanden wir uns etwa 35 Seemeilen von Ushaut. 
Ich ließ das Schiff wegen Nebels ganz langfam geben, etwa 3 bis 
4 Meilen die Stunde, während es mit voller Kraft 9 bis 94 Meilen 
macht. Kurz nad 4 Uhr hörte ich 1% bis 2 Striche an Steuer- 
bordfeite voraus die Dampfpfeife eines andern Dampferd, melden 
ih Später als den »Rivoli« von New-Caſtle erkannte. Diefe 
Dfeife gab 4 bis 5 Mal mit ungefähr 1 Minute Iwifchenraum 
einen langgezogenen Ton. Ich befand mid) zu Ddiefer Zeit 
auf der Kommandobrüde, der 2. Steuermann Peterfen war mit 
dem Matrofen Wend am Ruder, der Zimmermann Hübner auf 
dem Großdek mit Hämmern befchäftigt, der Matrofe Badhaus 
voraus auf Ausguck. Die übrigen Perſonen der Schiffsbefagung 


anpmmn 
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waren im Logis und Mafchinenraum beichäftigt oder jchlafend in 
ihren Kojen. 

Jh nahm zuerft an, daß die beiden Shi einander an 
Steuerbordfeite paffiven würden. Da id) zulegt den Ton näher 
zu hören glaubte, fchien e8 mir gerathener, die Mafchine zu jtoppen. 
Nachdem ich ungefähr Z Minute gejtoppt hatte, hörte ich zwei 
furze Töne dev Dampfpfeife und mußte demnach annehmen, daß. 
der andere Dampfer Steuerbordruder gebe. ch felbit gab gleid)- 
falls Steuerbordruder und zeigte died dem anderen Dampfer durch) 
zwei furze Töne meiner Dampfpfeife an und ließ die Majfchine 
wieder langjam vorwärts gehen. Ungefähr eine Minute nachher 
ſah ich den andern Dampfer, etwa zwei Striche an Steuerbord- 
feite voraus, quer vor dem Bug meines Schiffes vorüberfommen, 
ungefähr eine Sciffslänge von uns entfernt. ch glaube, der 
andere Dampfer fteuerte damald ©. 3. O., doch fann ich das nicht 
mit Bejtimmtheit angeben. Sp wie ich den anderen Dampfer fah, 
ließ ich meine Mafchine mit voller Kraft rückwärts gehen und das- 
Ruder hart Badbord legen, troßdem fand die Kollifion ſtatt, 
indem wir den anderen Dampfer an Badbordfeite hinter dem 
Großmaft trafen. Der »Rivoli« hatte ungefähr die Trag- 
fähigkeit meines Schiffes; feine Befagung beitand aus 19 Mann. 
Dreizehn derfelben, der Kapitän, die beiden Steuerleute, der erſte 
Ingenieur und außerdem noch neun Mann retteten fich fofort auf 
unfer Schiff. Ich jelbit löfte auf der Kommandobrüde die dort 
befejtigten Lifeboyen und warf diefelben ins Waſſer. Meine Leute 
warfen jo viel Taue wie möglich auf das andere Schiff hinüber. 
Mir hatten zwei große Boote und ein kleines. Alle drei waren in 
zwei Minuten im Wafjer. Etwa 3 Minuten lang waren die beiden 
Schiffe zufammen, dann famen fie von einander frei. Der »Rivoli« 
fanf aber 4 Minuten nad) dem Zuſammenſtoß, mit dem Heck zuerft. 
‚Swei von der Mannfchaft, welche ein ihnen von und zugeworfenes 
Tau bereit3 erfaßt hatten, wurden von dem durch das Untergehen 
des Schiffes verurfachten Strudel erfaßt und mit binuntergezogen. 
Unfere Boote fuchten noch 20 Minuten nach Leuten des »Rivoli«, 
fonnten jedod nur einen Mann retten. Der »Rivoli« war zur 
Zeit des Zufammenftoßes anfcheinend in Fahrt, doch fann ich nicht 
jagen, wie viel Fahrt er hatte. ch habe nad) der Kollifion den 
Rapitän und die Leute des »Rivoli« wiederholt gefragt, was fie 
vor der Kollifion gejteuert und weßhalb fie trotz des Signales zwei 
kurze Töne, fchließlich das entgegengefegte Ruder gegeben hätten, 
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doch habe ich keinerlei Antwort von ihnen erhalten. Ich nehme 
an, daß der »Rivoli« erſt wirklich Steuerbordruder gegeben bat, 
wie er mir durch ‚die beiden kurzen Töne anzeigte, und daß er 
fpäter das Nuder wieder Badbord gelegt bat. 
V. g. u. 
(Unterſchrift des ꝛc. Dau.) 


Nachdem der Kapitän abgetreten, wurde 
2. der erſte Steuermann Saß 
vorgerufen und, wie folgt, vernommen: 

Ich heiße Joachim Saß, bin 40 Jahre alt, lutheriſch, in 
Hamburg wohnhaft, beſitze ein in Hamburg am 13. Oktober 1871 
ausgeſtelltes Befähigungszeugniß zum Steuermann auf großer Fahrt. 

Zur Sache. Bei der Kolliſion zwiſchen den Dampfern 
»Palermo« und »Rivoli« befand ich mich ſchlafend in meiner 
Koje. Ich wurde durch Kommandorufe gewedt und ſah damn 
durch das Fenſter am unſerer Steuerbordfeite einen amderen - 
Dampfer dicht vor unſerm Bug. Ich ftürzte an Ded, von mo 
aus ich den Zufammenitoß ſah. Unſer Dampfer hatte damals 
meiner Schäßung nach weniger als drei Meilen Fahrt. Ich kappte 
ſofort die Laſchings ‚des eriten Boots, lieh e8 fertig machen, worauf 
ed, geführt vom zweiten Steuermann, wegging. Ich felbit beitieg - 
das zweite Boot. Diejenigen Yeute des »Rivpoli«, welche während 
der Kollifion fih auf unfer Schiff gerettet hatten, halfen auch mit 
die Boote fertig zu machen. Unſere Boote ruderten jofort nad) 
der Stelle, wo die Wraditüde herumſchwammen und bielten ſich 
dafelbft während einer Viertelftunde. Dem erjten Boote gelang es, 
noch einen Mann des »Nivoli« zu retten, dann konnten wir feinen 
der Verunglüdten mehr entdeden und nur einige herumtreibende 
Kleidungsitüde bergen. 


B. g. u. 
(Unterſchrift des ꝛc. Saß.) 


3. der zweite Steuermann Peterſen 
vorgerufen ſagt aus: 
Ich heiße Peter Peterſen, bin 31 Jahre alt, lutheriſch, 
wohne in Flensburg. 
Zur Sache. Als am 25. Auguſt 1883 unſer Dampfer 
»Palermo« mit dem engliſchen Dampfer »Rivoli« zuſammen— 
ſtieß, befand ich mich am Ruder. 
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x. Peterſen erzählte fodann den Vorgang ganz ebenjo wie 
Kapitän Dau. Es wurde ihm die Niederjchrift über die Verneh— 
mung de3 leßteren vorgelefen und deponirte er: Ich mache Diefe 
Ausjage in allen Stüden zu der meinigen; fie entjpricht vollitändig 
meinen eigenen Wahrnehmungen. Ich bin der Anficht, daß der 
»Rivoli« furz vor dem Zuſammenſtoß fein Nuder umgelegt und 
dadurch die Kollifion verurfacht bat. 


8 g. u. 
(Unterſchrift des Peterſen.) 


Ferner wurde vernommen: 

4. der Maſchiniſt Weiß, 
wie folgt. 

Ich heiße Franz Weiß, bin 29 Jahre alt, lutheriſch, wohn— 
haft in Hamburg, erſter Maſchiniſt an Bord des Dampfſchiffs. 
»Palermo«, beſitze ein Befähigungszeugniß als Naſchiniſt erſter 
geſe 

Zur Sache. Bei dem Zuſammenſtoß der Dampfer »Pa— 
lermo« und »Rivoli« am 25. Auguſt 1883 waren ich, der 
dritte Mafchinift Steen und der Donfeyman Mielke in der 
Mafhine Wir gingen ſchon 50 Minuten langjfam als das Kom- 
mando »Stoppen« erfolgte, was auch fofort ausgeführt wurde. 
Gleich darauf Fam wieder das Kommando »Langfam vorwärts« 
und nad ungefähr einer Minute das Kommando »Stopp, volle 
Kraft rückwärts«, was auch fofort ausgeführt wurde und wobei 
die Mafıhine gar nicht zum Stillitehen kam. Beim Nüdwärts- 
anfegen verjpürte ich den Stoß, dann ftoppten wir nochmals und 
gingen gleich darauf wieder volle Kraft rückwärts, wobei die Ma— 
ſchine ebenfalls fofort anfprang. Inzwiſchen erhielt ich Ordre, 
aus dem Vorder- und dann aus dem SHinterraum zu pumpen, 
beide Räume, ebenfo der Mafchinenraum waren jedocd leer und 
gingen wir nad) einer Stunde und 15 Minuten weiter. An der 
Mafchine, den Keffeln und den Rohrleitungen ift nichts beſchädigt, 
fondern Alles in — * Ordnung. 


V. g. u. 


(Unterſchrift.) 
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5. der Mafchinift Norberg. 
Ich heiße Erihfon Norberg, bin 27 Jahre alt, lutheriſch, 


in Hamburg — zweiter Maſchiniſt an Bord des Dampfers 


»Palermo«. 

Zur Sache. Ich lag am 25. Auguſt 1883 etwa um 4 Uhr 
in meiner Koje ſchlafend. Durch Lärm geweckt, ſah ich durch mein 
Fenſter an unferer Backbordſeite den Bug eines anderen Dampfers 
quer vor unferem Bug. Gleich darauf fand der Zuſammenſtoß 
jtatt. Meine Kajüte liegt an der Badbordfeite mittfchiffs. Nachdem 
id) den andern Dampfer gefehen, eilte ic) in den Majchinenraum. 


B. g. u. 
(Unterjchrift.) 


6. der Zimmermann Hübner. 

Ich heiße Otto Hübner, bin 34 Jahre alt, lutheriſch, wohne 
in Eppendorf, bin Zimmermann an Bord des Dampfers »Pa— 
lermo«. 

Nach Ableiſtung des Zeugeneides ſagte Hübner: 

Während der Kolliſion unſeres Dampfers mit dem »Rivoli« 
war ich bei der Arbeit auf Deck. Ich hörte, daß von beiden 
Schiffen Signale mit der Dampfpfeife gegeben wurden, dad) kannte 
ic) damals die Bedeutung der Signale noch nicht. Dann ſah id) 
den »Rivoli« an unferer Steuerbordfeite veraus, quer vor unfe- 
ven Bug kommend. Ich ſah dann am Telegraphen, daß das 
Kommando »rüdmwärts full speed« nad dem Maschinenraum 
gegeben wurde. Der »Rivoli« war jchwer beladen und lag etwa 
12 Fuß tiefer als der Bug unferes leicht beladenen Schiffes. 


V. g. u. 
(Unterſchrift.) 


7. der Matroſe Wend. 

Ich heiße Heinrich Wend, u. ſ. w. 

Wend leiſtete den vorgeſchriebenen Zeugeneid und ſagte dann: 

Als am 25. Auguſt 1883 die Dampfer »Palermo« und 
»Rivoli« während eines ziemlich ſtarken Nebels kollidirten, ſtand 
ich am Ruder des erſteren. Ich hörte Dampfpfeifenſignale des 
»Rivoli«, welche von unſerem Schiff erwiedert wurden. Als dann 
der »Rivoli« zwei kurze Töne hören ließ, ward das Ruder fteuer- 
bord gelegt und gleichzeitig gab auch »Palermo« zwei kurze 
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Dampfpfeifentöne. Bald darauf ſah ich den »Rivoli« an Steuer- 
bordfeite voraus quer vor unfern Bug fommen. Nun ward unfer 
Ruder Badbord gelegt und ließ man die Mafchine full speed zurück— 
gehen, doch erfolgte ein Zuſammenſtoß. Unſer Dampfer lief hinter 
dem Großmajt des »Rivoli« in deffen Badbordfeite hinein. 
Mehrere Derfonen vetteten ſich von Bord des leßteren auf unfer 
Schiff. Beide Schiffe waren ſchon nad) etwa drei Minuten wieder 
von einander frei, unmittelbar nachher ſank der »Rivoli« etwa 
fünf Minuten nad dem Zuſammenſtoß. Zwei Schiffsleute vom 
»Rivoli« hatten bereits ein ihnen zugeworfenes Tau erfaßt, wur 
den aber von dem durch das Untergehen des Schiffes verurfachten 
Strudel erfaßt und in die Tiefe gezogen. Unſere Boote fuchten 
noch längere Zeit . anderen Verunglüdten, fonnten aber nur 
einen retten. 


V. a 
(Unterjchrift.) 


8. der Matıpfe Badhaus, 
nach Ableiftung des Zeugeneides: 

Ich heiße Johannes Badhaus, u. f. w. 

Bei dem Zuſammenſtoß der Dampfer »Balermo« und »Ri- 
voli« jtand ic auf Ausgud am Bord des »Palermo«. Es war 
ziemlich Ddider Nebel, jo daß man faum 100 Schritt weit fehen 
konnte. Es mochte etwa 4 Uhr Nachm. fein, als ich Signale einer 
Dampfpfeife vor uns hörte, welche unfer Schiff erwiderte. Bald 
darauf jah ich einen andern Dampfer an Steuerbordfeite voraus 
quer vor unfern Bug kommen. Unfer Schiff ging darauf volle 
Kraft rückwärts, lief aber eben hinter dem Großmaft in die Bad- 
bordfeite de3 andern Dampfers hinein. Mehrere Perſonen von der 
Beſatzung diefes Dampfers ftiegen in die Großwanten hinauf und 
retteten fi) an Tauen, die ihnen von uns zugeworfen wurden. 

Den weiteren Verlauf gab Badhaus ebenfo wie Wend an, 
es wurde ihm deffen Ausfage von den Worten: »Beide Schiffe 
waren« ab vorgelefen und erklärte er, daß der Sergang gerade ſo 
geweſen fei. 


r 


B. g. u. 
Unterſchrift.) 
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Bemerkt wird, daß die Mannfchaft des »Nivoli« ſich nicht 
am biefigen Platze befindet, Die Vernehmung derſelben mithin wi 
bat bexbeigefübrt werben fönnen. 


a. u, 8. 


N. N. 
(Siegel.) Kaiſerlicher Konſul. 


$. 103. 
Dispade 


über die Havarie des Schiffes »Sancho«, Kapitän 
William I. Bovill, auf der Reife von Dordredt 
nad Geejtemünde. 


Eimgelieferte Dapiere: 


Konnofjement über die Yadung. 

Chartepartie d. d. Dordrecht, den 18. Juni 1884, 3 

Verklarung, belegt und beeidigt vor dem Amtsgerichte zu 

Geejtemünde am 11. Juli 1884. * 

D. Nachtrag zu derjelben, belegt am 21. Juli 1884. 

E. Taxationsatteſt des Inſpektors der Bremer Affefuradeurs 
H., und des beeidigten Schiffsbefichtigers G., d. d. Geeite- 
münde, den 21. Juli 1884, über den Werth der auf— 
geopferten Gegenſtände und des Schiffes. 

F. Generalrechnung der Herren Rabien & Stadtlander in 

Geeftemünde vom 23. Juli 1884 mit 13 Belegen Nr. 1 

bis 13. 


— 


Aus der Verklarung C. und D.: 


Diefes Schiff, derzeit dicht und in feefähigem Zuſtande, nahm 
vom 23. bis 29. Juni 1884 in Dordrecht eine nad) Geeſtemünde 
ee Padung Traß oder Cement, Lofe verladen ein. — Am 

Juli ging man im Schlepptau eines Dampfers nad) Helvoet — 
= am 3. in See. Am 5. bei Tagesanbrud ſahe man feinen 
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Lootſen und jegelte die MWefer ein. Gegen 9 Uhr, als man nicht 
mehr jehr weit von Geejtemünde entfernt war, ſtieß das Schiff 
plöglich auf den Grund und man verfuchte vergebens alles Mög- 
liche, e8 wieder flott zu befommen. Das Schiff blieb fiten, be 
gann ſich Abends 9 Uhr bei halber Ebbe in den Sand einzubohren 
und fiel dann plögli ganz auf die Seite, in Folge deffen es viel 
Waſſer machte. Um 10 Ubr richtete e8 fich wieder auf, wühlte 
fi) aber immer tiefer bis zu 7 Fuß in den Sand und madte 
ca. 6 Zoll Waffer per Stunde. Am 6. erhielt man einen Leichter 
mit Mannfchaft vom Lande zur Affiitenz, und belud denfelben mit 
ca. 34 Tons Gement. Um 5 Uhr 9 Minuten fam dann ein 
Scleppdampfer und fchleppte das Schiff vom Strande ab und in 
den Hafen von Geeftemünde, woſelbſt es befeitigt wurde. Es machte 
nod immer ca. 10 Zoll. Waffer per Stunde und man mußte Leute 
vom Lande zu Hülfe nehmen, um die Bumpen Tag und Nacht im 
Gange zu balten. Am 7. holte das Schiff nad) dem Löſchplatze. 
Am 11. ward mit dem Löfchen begonnen. £ 

Am 5. und 6. Juli während des Löſchens in Yeichter auf 
dem Strande und bei dem Abfchleppen wurden zerriffen, ramponirt 
und verbraucht: 1 Gras Kabeltau, 9/,zöllig, SO Faden lang, ge 
brochen und ſtark ramponirt; eine hanfene Pferdeleine, 6zöllig, 
SO Faden lang, in mehreren Enden zerriffen und ftarf ramponitt; 
ein großer Theil laufendes Tauwerk zerjchnitten, in Stüde geriffen 
und verbraudht — zum Erſatz erforderlich mindeftens eine ganze 
3zöllige und beinahe eine 21/, zöllige Troſſe. 

Außerdem wurden, als das Schiff platt auf der Seite lag, 
die Unterwanten und Stengenperdunen außer Kraft geredt, und die 
großen Bramfalings im Abſatz herunter gedrüdt, ſowie die großen 
Yangjalings gebrochen. 


Aus dem Atteſte E.: 


Die Befichtiger taxirten den Minderwerth des auf dem Strande 
ramponirten QTaumerfs, wie folgt: 


eine hanfene 6zöllige Bferdeleine, 80 Faden — —60 
ein 9 zölliges Gras Kabeltau, SO Faden......... » 150 
Blebas Hanfende Tauwerk:ia.ucte a0: Buialiin eo — » .19 
M. 495 


und den Werth des Schiffes im bejchädigten Zuftande . M. 8100, 
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Aus der Generaltehnung F.: 


Die Koften diefer Havarie haben laut Generalrehnung der 
Herren Rabien K Stadtlander in Geejtemünde betragen: 
A 2097,19. 
Wegen der durch das Abbringen des Schiffes vom Strande 
verurfachten Koſten, des dabei jpolirten Taumerfs und des Extra 
pumperlobns wird eine Havarie-Groſſe in Gemäßheit des Allge- 
meinen deutſchen Handelsgefegbuches folgendermaßen formirt und 
regulirt: 


Berechnung des Kapitals: 

Die Ladung. 
Herr C. Heiligenſtadt in Geeſtemünde. 

151 Lat. 120633 ee ee M. 6128 


Das Schiff. | 
Taxirt im befehädigten Zuftande, laut Attejft E. M 8100 
Vergütung in Havarie-Groffe ........- +. » 495 


» 8595 

Die Fracht. % 
Brutto Pfd. Sterl.91. 10.10.2040 pCt. — M. 1867,45 | 
mie a Doch Je, IRRE SA .» 1245 


AM. 15968 








1151,40 
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Berehnung der Havarie. 










Havarie- 
Stoffe 
M. 


Laut General Rechnung der Herren Rabien & Stadt- 
lander in Geejtemünde. — F. 





unngg se = Zere — 30,70 
Nachverllarungnggg bereit 6,50 — 
> SAKAHON. . 204: : 2: ee — 40,00 


eeiſchereeeeeees 
an ©. Rabien für 3 Troffen Tauwerf ........... 
Der Schaden wird gefeglid) nach der ar 


10,00 | 10,00 
463,15 — 


vergütet. 
» D. Rohde für Löſchen in den Lichter auf dem 
u — 39,00 
» 9. v. Apern für Lichterͤönhnhnhn — 204,00 
» 5%. Stehmann Pumperlohn 10% Nächte 
M 
2 Mann jede Naht. ............ 64,50 
» MW. Ventref 
für Hülfe bei Een Abbringen des 
Schiffes vom Strande und in den 
Hafen bringen 
davon für Hülfe bei dem Ab- 
a EAST — 75,00 
Reſt 27,00 — 
»J. Janßen für 7 Nächte Pumpen ...... 42,00 
» 3 Stehmann für 1 Naht Pumpen ..-. 6,00 
» D. Meyer für 1 Naht Pumpen, 2 Mann 6,00 
» Thom. Brown für Pumperlohn 
3 Mann 2 Tage, 2 Mann 6 Tage 
u Meinst elle 90,00 
208,50 
davon werden ald Extra Bumperlohn 
bis zur Entlöfhung ausgefeßt ....... 150,00 


» Rabien & Stadtlander 
für Telegramme nad) England.......... 
DUADIDETIERSISICH ES u ee elede Mose en 
» Botenlohn nad) der Mittelplate...... 


Latus.... 








Schiff u.]| Havarie- 


1151,40 Transport... 
816,10 | an die Bugfirgefellfhaft Union: 
für Abjchleppen des Schiffes laut 


Ahrr 6 30 
für Brechen der Schlepptroſſe laut 

Vereinbarung » 10 

£ 40 


a 2041 9%, 
für ihre Bemühungen 5°%/, von M. 1967. 70 
davon werden in Havarie- Groffe aus: 


Berebl 22 .n, TRlEan = Ole 





Dazu fommt: » 
Schaden am Tauwerf bei dem Abbringen laut Tayationsatteft E. 







1 Kabeltau 9% zöllig, 80 Faden, Werthverminderung ..... 150,00 
1 Pferbeleine 6 zöllig, 80 Faden, Werthverminderung ..... 150,00 
laufendes Tauwerk .............. ‚DR; PERRERERFER ET 150,00 
* 1933,10 

für Stempel diefer Dispadhe ..........-zurunee zo ‚3,20 

». Aufinachung derfelben in doppelter Ausfertigung ... 50,00 


1986,30 


Eintheilung. 


Diefe A. 1986,30 vertheilt über das Kapital von A. 15968 — macht 
12,4302°/, und es tragen demnach zur Havarie-Grofje bei: 
Die Ladung: 
Herr C. Heiligenftadt von M.6128 A 12,4392 0%, M 761,28 
BB SE ne an » 2» 85%& do. » 1069,15 
» » 1245 2 do. » 154,87 


M. 15968 M. 1986,30 
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$. 104. 


Entfcheidung von Streitigkeiten zwifchen Schiffer und 
Schiffsleuten. 


1. Beifpiel. Streit über das dem Schiffsmann aus- 
zuftellende Zeugniß. 


Seemannsamt N. N. den ..... 

Erſchienen find: 

Der Schiffsmann N. und der Schiffer A., führend das 
deutfche Schiff P., Heimathshafen H. 

Erſterer produziet das ihm von dem Schiffer A. über fein 
Dienftverhältnig an Bord des Schiffes P. extheilte Zeugniß, dahin 
lautend: 

» Inhaber Matrofe N. hat fich während feines Dienjtverhält- 
nifjes an Bord des von mir geführten deutfchen Schiffes P. zwar 
im Uebrigen gut geführt, jedoch erfüllte ev feine dienftlichen Ob- 
liegenheiten nur felten zur. Zufriedenheit feiner Vorgefegten und 
fehlt ihm noch viel zu einem tüchtigen Seemann. 


N.N. den ..... 


(gg.) A. 
Führer des deutfchen Schiffes P.« 


Dieſes Zeugniß halte er um deswillen für ungerecht, weil er 
ftet8 nad) beitem Vermögen feiner Pflicht nachgekommen fei, und 
fih auch zu den Dienftverrichtungen eines Leichtmatrofen für voll 
fommen befähigt halte. Zu einem höheren Nange habe ex fich 
ausweislich dev Mufterrolle aber nicht verheuert, und fünne ex nicht 
‚darunter leiden, wenn der Schiffer, nachdem der WVollmatrofe Z. 
in Bofton defertirt fei, vorgezogen habe, anjtatt einen neuen Voll- 
matrofen zu engagiven, nur einen ganz unerfahrenen fehwarzen 
Leichtmatrofen zu heuern, und ihm, dem N., die Dienfte eines 
Vollmatrofen zu übertragen, denen er dann allerdings fich nicht 
vollfommen gewachfen gezeigt habe. Ex beziehe fich dafür, daß er 
für die Dienfte eines Leichtmatrofen wohl befähigt, und der Schiffer 
im Anfang der Reife und fo lange ihm nur dieſe zugemuthet 
wurden, auch wohl mit ihm zufrieden gewefen fei, auf das Zeugniß 

des Steuermanns B. 
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Herbeigerufen wird der Steuermann B. 

Derjelbe betätigt, daß N. nur ald Yeichtmatrofe gemuftert 
und für den Dienft eines ſolchen aucd ganz wohl befähigt fei. 
N. jei noch ſehr jung, und zweifle ev nicht, daß nad) längerer 
Hebung und gereifterer Erfahrung ein ganz tüchtiger Seemann aus 
ibm werden könne. Auch fei Schiffer A. früher felbit mit dem- 
jelben ſehr wohl zufrieden gewefen und babe fich ihm gegemüber 
oft [obend über N. ausgefprochen. 

Grund zur Verftimmung des Schifferd gegen N. möge wohl 
der Umftand gegeben haben, daß N. ſich weigere, eine neue Aus- 
reife des Schiffes P. unter den alten Bedingungen mitzumachen, 
da er bei den geftiegenen Heuern, zumal bier in N. N., ein gün- 
ſtigeres Engagement finden zu Eönnen hoffe. 


Schiffer A. räumt ein, daß N. fi nur zum Feichtmatrofen 
verheuert habe, ex hätte aber gehofft, daß derfelbe ſich raſcher 
einarbeiten werde und deshalb eines neuen Vollmatrofen an Stelle 
des deſertirten Z. bei den fehr hohen Heuern in Bofton entrathen 
zu Eönnen geglaubt, worin er fich allerdings nachträglich bitter 
getäufcht gefehen habe. Seiner Ueberzeugung nach habe N. e8 doch 
an dem gehörigen Eifer fehlen laffen, ſonſt bätte ev mehr leiften 
> müffen. Derfelbe werde wohl auf eine Seuerzulage geredjnet haben, 
welche ihm aber nicht bewilligt worden fei. 


Als Ergebniß vorftehender Unterfuhungift dem N. unter ab- 
Ichriftlicher Veigabe des darüber aufgenommenen Protokolls be 
Iheinigt, daß er den an ihn geftellten dienftlichen Anforderungen 
an Bord des Schiffes P. nur um deswillen nicht habe genügen 
können, weil DVerrichtungen von ihm verlangt wurden, die über 
das Maaß feiner zeitigen Fähigkeiten hinausgegangen feien. 

Ein Vorwurf fünne ihm aber daraus nicht gemacht werden, 
da er fich als Leichtmatrofe verheuert und ſich nur auf bejonderen 
Wunſch des Schiffers für den legten Theil der Reife dem Dienfte 
eines Vollmatrofen unterzogen babe. Das Zeugniß des Schiffers 
treffe deshalb in feiner generellen Faffung nicht zu und finde nur 
bei VBerücjichtigung der befonderen bier obwaltenden Verhältniffe 
fein richtiges Verſtändniß. 


Regiſtrirt wie oben. 


(Unterjchrift.) 
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2. Beifpiel. Streit über den Antritt des Dienftes. 
N. N., den 20. Mär; 1885. 


Auf dem Seemannsamte erfchien 
der Schiffer Friedrich P., Führer des deutfchen Schiffes 
»Elife«, Heimathshafen Stettin (Unterfcheidungsfignal 
LQ TC), 
und erklärte: 

Ich Habe vorgeftern auf dem biefigen Seemannsamte den 
Matrofen Wilhelm St. aus Pölitz zur Reife von bier nach New— 
York und zurüd für 60 M. monatliche Heuer angemuftert und will 
in den nächiten Tagen in See gehen. Heute fchidt nun der St. 
. zu mir und läßt mir fagen, ev wäre außer Stande, den Dienft 
anzufreten, weil er nach Haufe reifen müffe. Ich bitte ihn zum 
Antritt des Schiffsdienftes anzubalten. 

Der durch den Kanzleidiener fofort citirte Matrofe Wilhelm 
‚St. erklärte: - 

Ich wollte mich ohnehin heute auf dem Seemannsamte melden 
und anzeigen, daß ich außer Stande bin, den vorgeitern über- 
nommenen Schiffsdienit anzutreten. ch produzire nämlich hiermit 
ein mir heute vom Magiftrate zu Pölitz zugegangenes Schreiben, 
Inhalts deffen meine Ehefrau in Pölitz geitorben und unfere fünf 
noch nicht erwachjenen und zum Theil noch ganz fleinen Kinder 
hülflos zurüdgelaffen find. Ich muß daher nah Pölitz reifen, um 
für die Pflege meiner Kinder Anordnung zu treffen. 

Das Seemannsamt entjchied und eröffnete den Komparenten, 
da der Matroje St. duch ein unabmendbares Hinderniß außer 
Stande: gejegt jei, den Schiffsdienſt anzutreten. 

- Diefer Hinderungsgrund ift auf der Mufterrolle vermerkt 
worden. 


— ———— 
(Unterfchriften der Beteiligten.) 
a u. S. 


(Unterjchrift des Konſuls.) 
3. Beifpiel. Antrag eines Schiffsmannes auf Ent- 
kaffung aus dem Sciffsdienite. 


Vor dem biefigen Seemannsamte erjcheint der zur Beſatzung 
des hier im Hafen liegenden deutjchen Schiffes » Jo«, Heimaths— 
König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe. 30 
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bafen N. N., gehörige Matrofe H. E., aus Memel und bringt 


folgende Klage gegen den Führer des genannten Schiffes, A. K., an. 


Nach dev Mufterrolle d. d. Memel, den... ... bin ich 
für das Schiff »Jo« von dem Schiffer A. K. als Matroje ange 
muſtert worden. Auf dev Neife von Memel nad) bier bin ich von 
dem Kapitän gemißbandelt worden, indem er mv am...... 
Abends . . . . Ubr, mit einem Stode drei Schläge über * 
Rücken verſetzte, weshalb ih unter Bezugnabme auf S. 61 Nr. 1 
der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1572 meine Entlaffung 
aus dem Schiffsdienite gefordert babe, welche mir der Kapitän zu 
geben verweigert. 


Indem ich mich zum Beweiſe meiner Behauptung auf das 
Zeugniß 

1. des Steuermannes Samuel X., 

2. des Bootsmannes Carl Y. 
auf dem genannten Schiffe beziehe, beantrage ich: 

den Schiffer anzubalten, dab er mich aus dem Schiffs- 
diente entlaffe. - 

Der Schiffer A. K. und die vporbenannten beiden Zeugen 
wurden durch den Boten vorgeladen. Der darauf erſchienene Schiffer 
A. K. jtellt die Mißbandlung des Matrofen H. E. in Abrede und 
widerjpricht dem Antrage desjelben auf Entkaffung. 

Der Steuermann Samuel X. und 

Der Bootsmann Carl Y. * 
mit dem Gegenſtande ihrer Vernehmung im Allgemeinen bekannt 
gemacht und zur Abgabe einer wahrheitsgemäßen Ausſage ermahnt, 
erklärten, einzeln vernommen, übereinftimmend: 

daß fie nicht gefeben, daß der Schiffer A. K. am..... f 

Abends, den Matrofen H. E. gejchlagen babe. 


Es wurde hierauf dahin refolvirt: 
daß, 


da die Behauptung des Matrofen H. E., daß er am 

DE ‚ Abends, von dem Schiffer A. K. durch Stod- 

fchläge gemißhandelt worden fei, durch die Abhörung der 

von ihm genannten beiden Zeugen nicht erwieſen worden ift, 
der Matrofe H. E. mit feinem Antrage auf Entlaffung aus dem 
Dienfte des deutjchen Schiffers A. K. abzuweiſen ift. 


Zn 
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Publizirt. 

Der Matroſe H. E. erklärte, daß er trotz dieſer Entſcheidung 
nicht wieder an Bord des Schiffes gehen werde, weshalb der 
Schiffer A. K. beantragte, feine polizeiliche Zurückführung zu ver— 
anlaffen. Um die leßtere wurde die hiefige Polizeidirektion requirirt. 


B, g. u. 
(Unterfchriften.) 
a. u. S. 


(Unterfehrift des Konſuls.) 


4. Beifpiel. Befchwerde über Seeuntücdhtigfeit eines 
Schiffes. 

Verhandelt vor dem Seemannsamte ...........- , den 

14. November 1884. 
Es erſchienen freiwillig 

Bootsmann Herm. F. aus R., 

Simmermann Johann St. aus D., 

Koh Carl Aug. K. aus A, 

Matroſe Gottfried G. aus R., 

Jungmann Otto P. aus A., 

Halbmann Otto B. aus FE., 
ſämmtlich zur Mannfchaft des im -hiefigen Hafen liegenden Schiffes 
N. N., Seimatbshafen R., Schiffer Guſtav S. aus W. gebörend, 
und bejchwerten fi über die Seeuntüchtigfeit des genannten 
Schiffes, erklärend, ohne eine vorherige Unterfuhung nicht wieder 
mit dem Schiffe ausgehen zu wollen. 

Die Befchwerdeführer wurden nun einzeln abgejondert ver- 
nommen. 

l. Bootsmann Herm. E. fagte aus: 

Ich heiße wie angegeben, bin 38 Jahre alt, Bootsmann 
an Bord des Schiffes N. N. und nod nie beftraft. 

Sur Sade Ich habe zu Danzig am 24. März d. I. als 
Bootsmann zu 60 M monatliher Heuer für das Schiff N. N., 
Kapitän H. S., für die Reife von Danzig nad) Gent und anderen 
Häfen angemuftert. 

Schon beim Ausgehen von Danzig fand ich, daß das Schiff 
ſich in einem ſchlechten Zuſtande befand. Wir waren genöthigt, 
täglich zu pumpen, mitunter eine halbe, dann auch wieder eine 
viertel Stunde. Wenn gepeilt worden iſt, was übrigens nicht 

täglich geſchehen, fand ſich jedesmal 15 bis 2 Fuß Waſſer im 
30* 
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Schiff. Die legten Tage vor Ankunft in Gent hatten wir jchlechtes 
Metter. Das Schiff machte zu der Zeit mehr Waffer und auf 
jeder Wache mußte, ſtark gepumpt werden. Wie viel Waffer das 
Schiff zu der Zeit machte, weiß ich nicht. Wir liefen in Folge 
des schlechten Wetters und weil das Schiff leckte, in Helvoet ein, 
wofelbjt der Kapitän einen Dampfer annahm, der uns dann nad) 
Gent ſchleppte. 

In Gent wurde das Schiff kielgeholt, der Leck aufgeſucht und 
das Schiff dicht gemacht. Won Gent gingen wir nach Archangel, 
auf welcher Reife ji) das Schiff ziemlich dicht erwies. 

Von Archangel fegelten wir nad) Bordeaux. Auf diefer Reife 
hatten wir, obgleich etwas jtarfe Briſe, jo doch Fein fchlechtes 
Metter. Nichtsdeftoweniger aber ledte das Schiff und wir waren 
genöthigt, täglich 10 Minuten bis eine halbe Stunde zu pumpen. 
Wie viel Waffer im Raum war, weiß ich nicht, da meines Wiffens 
nicht gepeilt ift. 

Von Bordeaux find wir am 4. November bier angekommen. 

Als wir in der Nähe waren und einen Lootjen an Bord be- 
famen, fchien der Led des Schiffes fchlimmer zu werden, indem 
wir genöthigt waren, um das Schiff flott zu erhalten, auf jeder 
Wache ſtark zu "pumpen. Wie viel Wafjer das Schiff machte, 
weiß ich nicht; es wurde nicht gepeilt. Wir hatten zu der Zeit 
jchweres Wetter. Sp lange wie Ladung im Schiffe war, haben 
wir bier im Hafen auc täglich pumpen müffen. Seit der Zeit, 
daß das Schiff leer it, brauchte nicht mehr gepumpt zu werden. 

Dazu ift das Logis des Schiffes fo fchlecht und undicht, daß 
wir unmöglich um diefe Jahreszeit darin zubringen können, ohne 
unfere Geſundheit zu jchädigen. 

Kapitän H. S., der frühere Schiffer, hat uns furz vor feiner 
Abreife die — zugeſichert, auch 
uns verſprochen, koſtenfrei per Bahn nach Danzig zu liefern. Der 
jegige Kapitän, der derzeit Steuermann war, war in Gegenwart, 
als Kapitän H. S. uns das Verfprechen gegeben. Das Schiff war zu 
der Zeit noch nicht leer und find wir deshalb nicht bei dem Sier- 
jein des Kapitän H. S. abgemuftert. Der jegige Kapitän weigert 
fih, uns bier zu entlaffen. 

Ich wünfche, wenn ich verpflichtet bin, von bier mit dem 
Schiffe wieder auszugehen, dat zuvor eine genaue Unterfuchung 
mit dem Schiffe vorgenommen werde, ſonſt gebe ich nicht wieder 
mit dem Schiffe aus. 
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Auf die Strafandrohung des $. 94 der Seemannsordnung und 
auf die Entjchädigungsanfprüche, falls die Befchwerde unbegründet 
befunden werden follte, bingewiefen, fagte er: 

Ich Halte meine Ausfage in allen Stüden aufrecht und 
wünfjche, daß die Unterfuhung des Schiffes auf See— 
tüchtigfeit vorgenommen werde. 


V. g. u. 
(089. EL... E. 
(Folgen die Ausfagen der übrigen Leute in ähnlicher Weife.) 


Es erſchien ferner freiwillig 
der Schiffer Guſtav S. 
und erklärte, befragt: 
Ich heiße wie gejagt, bin aus W., 28 Jahre alt, jeßt 
Kapitän des Schiffes N. N. und noch nie beitraft. 
Zur Sad. 

„oe habe am 24. März 1884 als Steuermann für das Schiff 
N. N., Kapitän H. S., ordnungsmäßig in Danzig angemujtert. 

3 ift richtig, daß das Schiff in Danzig, nachdem die Ladung 
darin war, etwas Waffer machte und daß die Mannfchaft täglich 
pumpen mußte. Nachdem 6—7 Minuten gepumpt, war das Schiff 
ſtets lenz. 

Auf der Reiſe von Danzig — Gent, in der Nähe von 
Skagen, trat ſchweres Wetter ein und machte das Schiff in Folge 
deſſen mehr Waſſer. Die Mannſchaft war genöthigt, 2 Mal zu 
pumpen. 

Wir liefen in Folge des ſchweren Wetters in Vinga ein, peilten 
dort die Pumpen und fanden 26—27 Zoll Waſſer im Schiffe. 

Um das Schiff mehr dicht zu befommen, wurde dasselbe dort 
gefüttert, d. b. e8 wurden Sägefpäne und Torfmüll genommen und 
auf dem Boden des Schiffes ausgebreitet, was häufig gefchieht, um 
ein Schiff dicht zu befommen. Darauf wurde die Reife fortgefeßt 
und erwies fi auch im Anfange das Schiff dicht, machte gar 
fein Waffer. Später trat mehr fehlechtes Wetter ein, fo daß das 
Schiff ſtärker arbeitete und e8 fing an wieder mehr zu leden, jo 
daß wir genöthigt waren, in Helvoetsluis anzulaufen und durd) 
- Hülfe eines Dampfers nad Gent gefchleppt wurden. 

In Gent wurde das Schiff Fielgeholt, ganz und gar falfatert 
und mit neuen eifernen Bolzen verfehen. Won Gent fegelten wir 
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nach Archangel in Ballaft. Auf diefer Neife erwies ſich das Schiff 
fait dicht; es brauchte täglih nur circa 5 Minuten gepumpt zu 
werden. Ebenfo auf der Neife von Archangel nad Bordeaux. 

Um das Schiff jebt ganz dicht zu befommen, ließ der Kapitän 
die ſchlechten Stellen auffuchen und von dem Simmermann mit 
Segeltuch und Zink benageln. 

Non Bordeaux nad) bier machte das Schiff nur wenig Waſſer, 
jpäter ald wir nad) 7. .... famen und ein heftiger Sturm ein- 
trat, bat es mehr Waſſer gemacht. 

Daß der Lootſe ſich über die Seefähigfeit des Schiffes bedenklich 
geäußert, ift mir nicht befannt. ch balte das Schiff in dem 
jegigen Zuſtande für feetüchtig. 

Dat der Mannfchaft von meinem Vorgänger, Kapitän H. S., 
die Entlaffung bier zugefichert iſt, bat feine Richtigkeit; jedoch hat 
er dabei bemerkt, daß fie nur dann entlaffen würden, wenn das 
Schiff bier auflege. 

Die Führung des Schiffes ift mir feit circa 8 Tagen von dem 
Rheder übertragen und habe ich zugleich Ordre befommen, nod) 
eine Reife von bier nad Firth of Forth und zurüd nach der Oftfee 
zu machen. Ich kann daher die Mannfchaft jest nicht entlaffen. 
, Der vorherige Kapitän ift vor circa S Tagen von bier abgereift. 

Die fammtlichen Leute haben mir erklärt, daß fie unter dem 
früheren Kapitän ſich nicht weigern ———— bevorſtehende Reiſe 
zu machen, mit mir würden fie.aber nicht in See gehen. 

Im Logis befinden fi S Kojen, wogegen nur 7 Mann darin 
logiren. Es ift freilich) etwas niedrig, aber ſonſt nicht in ſchlechtem 
Zuſtande. 

V. g. u. 


(gez.) Guſtav S. 


Herbeigerufen wurde der Kajütswächter Albert ©., welcher 
auf Befragen ausſagte: 
Ich heiße wie geſagt, bin aus D., 14 Jahre alt, Kajüts— 
wächter an Bord des Schiffes N. N. und noch nie beitraft. 
Sur Sade. 
Ih babe zu Danzig am 24. März 1884 als Kajütsmächter 
zu 21 Mark monatliche Heuer für das Schiff N. N., Kapitän H. S., 
für die Reife von Danzig nach Gent und anderen Häfen ordnungs- 
mäßig angemuftert. 
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Das Schiff hat auf allen Reifen, die ich damit gethan, Waſſer 
gemacht, namentlich, wenn schlechtes Wetter eintrat, mußte jtarf 
gepumpt werden, um es flott zu erhalten. Wir haben mitunter 
alle 4 Stunden an die Pumpe mülfen. 

Auch als das Schiff vor ........... war, ‚machte e8 viel 
Waſſer und waren wir genöthigt, täglich 2 Mal zu pumpen, jedes 
Mal,eine halbe Stunde, dann wieder eine viertel Stunde, 

Das Logis befindet fih in einem fchlechten und undichten 
Zuftande. | 

B. g. u. 
(gez.) Albert S. 

Nach dem Ergebniß der vorftehenden Verhandlungen fcheinen 

weitere Maßnahmen Seitens des Seemannsamts auf Grund des 
$. 47 der Seemannsordnung geboten. Es ſoll zunächit eine Unter- 
—— des Schiffes ſtattfinden. 
An die hieſigen Schiffsbefichtiger iſt daher das Erſuchen ge— 
richtet, das Schiff N. N., namentlich auch das Logis desſelben, 
einer genauen Unterfuchung zu unterziehen und über das Refultat 
derjelben dem Seemannsamte ein amtliches Attejt zuzufertigen. 


By. m. o. 
(Siegel und Unterſchrift des Konſuls.) 


Atteſt der Beſichtiger, Abends eingegangen. 

Auf Grund einer Beſichtigung, welche auf Requiſition des 
hieſigen deutſchen Seemannsamts, d. d. 14. November 1884 an Bord 
der Brigg N. N., Kapitän G. S., von uns den unterzeichneten be- 
8 Schiffsbefichtigern heute vorgenommen wurde, erklären wir: 

daß das Schiff N. N. für eine Reiſe nach England in 
Ballaft jeetüchtig fein wird, fobald die Binnenbordsbeflei- 
dung, foweit der Ballaft darauf zu. liegen Eommt, und 
die QDuernäthe außenbords falfatert, auch die mit Wlatt- 
loth dejchlagenen Stellen Sign nachgefehen und xe- 
parirt find. 

Der Logisraum, ‚welcher, fih in einem NRoof an Ded 
befindet, enthält acht Einzelfojen und mißt in Lichten 
Sechzehn Sieben Zehntel Kubikmeter. Die Höhe des Roofs 
it in Lichten ein Meter 60 

en... , den 15. November: 1884. 


(L.-:S.) * „(Unterjchriften.) 
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Auf Grund der vorgenommenen Unterfuhung wird bierdurd) 
zum VBefcheide ertbeilt, daß die Beſchwerden der Mannjchaft für 
begrümdet zu erachten und dem Schiffer Guſtav S. hiermit auf 
erlegt wird, Die als notbwendig anerkannten Reparaturen des 
Schiffes N. N. für die bevorjtehende VBallaftreife nad) England 
vornehmen, auch an dem Logis der Mannfchaft, welches zwar in 
Bezug auf Näumlichkeit den Anforderungen genügt, aber in gefund- 
beitlicher Beziehung den Erforderniffen nicht entfpricht, die noth— 
wendigen Arbeiten ausführen zu laffen, ſowie daß derjelbe gehalten 
ift, vor Fortſetzung der Reife den Nachweis, daß die vorgefchriebenen 
Arbeiten auch wirklih ausgeführt find, dem unterzeichneten See— 
mannsamte beizubringen, und daß endlich nach befchaffter Neparatur 
die Mannfchaft bereit fein muß, die Reife nad) England fortzufegen. 

Dieſer Beſcheid it dem Schiffer Guftav S., ſowie ſämmt— 
lichen Befchwerdeführern heute eröffnet, auch Erſterem eine Abjchrift 
des VBefichtigungsatteftes zur Ausführung der als nothwendig an— 
erkannten Arbeiten ausgehändigt worden. 

Beide Parteien erklärten ſich mit dem Beſcheide einveritanden. 


— DD — IE ‚ den 17. November 1884. 


Das Seemannsamt. 
Kaiferlihes Konfulat. 
(Siegel und. Unterfhrift.) 


Regiftrirt N. N. den 29. November 1884. 

Kapitän G. S. lieferte heute den verlangten Nachweis über die 
Ausführung der vorgefchriebenen Neparatur des Schiffes ein und 
wurde demfelbenalsdann das Schiffsjournal, nachdem das Ergebniß 
der Unterfuchung eingetragen, wieder ausgehändigt. Auch wurde 
ihm die Mufterrolle übergeben und demfelben eröffnet, daß der 
Fortſetzung der Neife Seitens des unterzeichneten Seemannsamtes 
ein Hinderniß nicht mehr entgegen jtebe. 


Das Seemannsamt. 


Kaiferliches Konfulat. 
(Siegel und Unterjchrift.) 
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5. Beifpiel. Befhwerde über Seeuntüchtigfeit des 
Schiffes und ſchlechten Broviant. 


Verhandelt ...... ‚den... März 1884. 


Es erſcheint vor dem hiefigen Seemannsamte der zur Befagung 
des im biefigen Hafen liegenden deutfchen Schiffes H., — Heimaths— 
hafen St., geführt vom Schiffer Friedrich O. aus W., — gehörige 
Schiffsmann 

Steuermann Richard A. aus N. N. 
welcher darüber Beſchwerde erhebt: 

1. daß das Schiff H. auf der Reife von St. Petersburg nach 
hier einen Led erhalten und in folge deſſen fo viel Waffer 
mache, daß es für feeuntüchtig zu erachten fei; 

2. daß die Kartoffeln, welche fih an Bord befänden, in 
Fäulniß übergegangen und deshalb ungenießbar feien. 

Er beantrage, da der Schiffer ©. feinem Anfuchen, das Schiff 
repariren und die verdorbenen Kartoffeln durch andere unverdorbene - 
Kartoffeln erjegen zu laffen, nicht nachgefommen fei, ex vielmehr 
die Abficht ausgefprochen habe, mit dem Schiffe im gegenwärtigen 
Zuftande und ohne Ergänzung des Proviants durch gute, genieß- 
bare Kartoffeln, morgen von hier Behufs Ausführung einer Reife 
nad Liverpool in See zu gehen: 

die fchleunigite Befihtigung des Schiffes und der zum 
Proviant gehörigen Kartoffeln zu veranlaffen und für 
geeignete Abhülfe der Mängel Sorge zu tragen. 

Der Befchwerdeführer wurde auf die Strafbeftimmung des 
$. 94 der Sceemannsordnung vom 27. Dezember 1872, fo wie auf 
die Entjhädigungsanfprüche hingemwiejen, welche er, falls feine Be- 
jhwerde für unbegründet befunden werde, zu gewärtigen ‚habe. 
Derſelbe verblieb jedoch bei feinem Antrage. 

Der Schiffer ©. ftellt beide Beichwerdepunfte in Abrede. 

Der Lootjenfommandeur Paul P. und der Schiffsbaumeifter 
Emil R., welchen der Auftrag ertheilt worden war, das Schiff H. 
mit Rüdfiht auf die Behauptung des Steuermanns A. einer fach 
verftändigen Prüfung zu unterwerfen, erfchienen nach Verlauf von 
zwei Stunden und erklärten übereinjtimmend: 

Wir haben uns, in Folge des und gewordenen Auftrages, fofort 
an Bord des Schiffes H., welches im biefigen Hafen dem Speicher 
Nr. 13 gegenüber liegt, begeben und dasfelbe befichtigt. Hierbei 
bat fi) bevausgeftellt, daß das Schiff in einer Stunde 6 Zoll 
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Waſſer macht und geben wir unfer Gutachten dabin ab, daß das 
genannte Schiff feeuntüchtig iſt. Dasfelbe muß einer Reparatur 
unterworfen- und zu dieſem Zwecke gefielholt werden. 

Hierauf begab ſich der Unterzeichnete, unter Zuziehung des 
Kapitäns B., in Begleitung des Lootſenkommandeurs P. an‘ Bord 
des Schiffes H. und nahm eine Unterſuchung des Broviants, ins— 
befondere der Kartoffeln vor. Es jtellte fi) nach übereinftimmen- 
dem Urtbeile bevaus,-- daß Alles gut und für eine Weiterreife von 
bier nad) Viverpool genügend vorhanden war. 

Der denunzirende Steuermann A. befragt, wie er zu der 
Anzeige gekommen fei, daß die zum Proviant gehörigen Kartoffeln 
faul und daher ungenießbar feien, erklärte, daß er während der 
Fabrt von Detersburg hierher im der Nähe des Kartoffelvorraths 
allerdings eine faule Kartoffel habe liegen jeben, in Folge deſſen 
er vermutbet babe, daß Die übrigen aud) faul feien. 

Dem Steuermann A. wurde hierauf eröffnet, daß diefe feine 
Annahme unrichtig und die Denunziation in diefem Punkte un: 
begründet ſei; es werde daher die Unterfuchung gegen ihn auf Grund 
des FJ. 94 der Seemannsordnung bei der fompetenten Staats- 
anmaltichaft beantragt werden. 


B. g. u. 
(Unterſchriften.) 
a. u. —8 


(Siegel und Unterſchrift des Konſuls.) 


8. 105. 


Verhandlungen und Beſcheide, betreffend ftrafbare Hand- 
lungen von Schiffsleuten. 


1. Beispiel. Täaufhung eines Seemannsamt®. 


Gejchehen vor dem Seemannsamte IN ..-rerrere- ‚am 
27. Juni 1884. 


Es erfchien ein Seemann, um für das Schiff »Carl«, Kapitän 
9. Bodelmann, angemuftert: zu werden. 

Er übergab ein Seefahrtsbuch auf: den Namen von Jan 
Beier, wonach er am 6. Dftober 1858 in Amjterdam geboren 
und dafelbit: wohnbaft wäre. 
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Da Romparent auch nicht im Mindeften einen bolländifchen 
Dialekt hatte, jo wurde derſelbe näher befragt, und ergab fich, 
daß er tbatfächlih Ernit Reinhard St. beißt, am 6. Oftober 1852 
zu €. geboren und dafelbit wohnhaft it. 

Derfelbe hat ſich einer Täuſchung des Seemannsamtes in X. 
dadurch fchuldig gemacht, daß er am 30. Juli 1883 angab, er 
heiße Jan Beier und fei in Amfterdam geboren und wohnhaft. - 
Durch) diefe Täuſchung bat ex fich ein Seefahrtsbuch erworben und 
ift angemujftert, was nicht gejchehen fein würde, wenn er feinen 
richtigen Geburts- und Wohnort angegeben hätte, da er zur Zeit 
der Anmufterung im militärpflichtigen Alter ſtand. 


Befragt, jagte derfelbe aus: 

Ich gab in X. Amſterdam als Geburtsort zu dem Zwecke an, 
um ein Seefahrtsbuch zu bekommen. Ich war von einem Stettiner 
Schiffe deſertirt. Der Heuerbaas N. N. hatte mich zu dieſer falſchen 
Angabe und auch dazu, daß ich erklärte, ich heiße Jan Beier). 
verführt. 

Bei der Anmufterung für das Schiff »Clara« am 13: Dezem- 
ber 1883 in Y. nannte ich mich wieder Beier; gleichfalls bei der 
am 23. Juni 1884 Ale Abmufterung von dieſem 
Erb MY: 


V. g. u. 


(ge3.) Ernft St. 


Das Seemannsamt erließ darauf folgenden Befcheid: 


| Es ift als erwieſen anzunehmen, daß Ernſt Reinhard St. 
ſich durch Angabe falfcher Thatfachen ein Seefahrtsbuch erwirkt, 
auch bei den Mufterungen in XR. und Y. falſche Thatſachen vor- 
gebracht hat, welche Handlungen nad) $. 93 der a 
vom 27. Dezember 1872: zu beſtrafen find. 

Eine Strafe von Fünfzehn Mark erſchien agemeffen, um jo 
mehr, als St. durch‘ die Erſchleichung des Seefahrtsbuches es er- 
möglichte, ſich der Militärpflicht zu entziehen. 

Im AUmvermögensfalle tritt an Stelle der Geldftrafe eine Haft 
von fünf Tagen. 
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Vorſtehender Beſcheid wurde dem Komparenten eröffnet, welcher 
ausdrüdlich erklärte, auf Berufung verzichten zu wollen und die 
erkannte Geldbuße innerhalb drei Tagen einzuzablen verfprad). 

Sleichfalls wurde Konfisfation des Seefahrtsbuches verfügt. 


a. u. 8. 


Siegel und Unterſchrift des Konſuls.) 


2. Beiſpiel. Eigenmächtige Zulaſſung fremder Per— 
ſonen an Bord. 


Strafantrag 
des Kapitäns W. Ladewigs, Dampfſchiff »Deutſchland«. 


EEE ‚ den 2. November 1884. 


Laut gefchehener Anzeige wurde am 15. v. Mts. furz vor Ab- 
fahrt des Dampfers »Deutſchland« in Newyork ein der Paſſage— 
ihmuggelei verdächtiger Mann in der Scullery beim Kartoffelfchälen 
vom Zahlmeiſter Bening betroffen. 

Um DBaffagebillet befragt, gejtand jelbiger zu, fein Billet zu 
haben, und erklärte auf DBefragen, wer ihn bier aufgenommen, 
daß er fon einige Tage für den Sculleryman A. S. Kartoffeln 
geihält habe und felbiger ihm gejagt, wenn das Schiff in Fahrt 
jet, jo wollten fie bei dem I. Offiziev anfragen, ob er nicht mit- 
fahren könne, wenn er dafür arbeite. 

Der unbekannte Mann wurde fodann vom Zahlmeifter Being 
eingefchloffen und ſolches dem I. Offizier C. Wiegand angezeigt, 
welcher jelbigen hat von Bord bringen laffen. 

In Gemäßbeit $. 84 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 
1872 beantrage ich, wegen eigenmächtiger Zulaffung fremder Per— 
jonen an Bord die Beſtrafung des ꝛc. S. zu veranlaffen. 


(gez.) W. Ladewigs. 


Geſchehen vor dem Seemannsamte .. . . . .. .... ‚den 
3. November 1884. 
Es erſcheint freiwillig der Angefchuldigte und deponixt, befragt: 
Ich beige August S., bin aus Hoya, 27 Jahre alt, war 
zulegt Sculleryman am Bord des Dampfers »Deutfchland« und 
bin noch nie beftraft oder in Unterfuchung gewefen, 
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Zur Sade. Es ift richtig, daß der vom Zahfmeifter in der 
Scullery angetroffene fremde Mann mir beim Kartoffelfchälen 
behülflich gewefen ift und zwar zwei Mal, den Tag vor dev Ab- 
fahrt und am Tage der Abfahrt. 

Wie derfelbe das erſte Mal an Bord und zu mir in die 
Scullery fam, theilte ev mir mit, daß er feit mehreren Tagen Nichts 
gegeffen babe, und da er um etwas Eſſen bat, jo gab ich ihm 
von dem Effen, welches dazu bejtimmt war, über Bord geworfen 
zu werden. Ex theilte mir dann ferner mit, daß, nachdem er dem 
2. Mafchiniften feine Dienfte angeboten, diefer ihn auf den folgenden 
Tag wieder berbeitellt babe. Da er mir dann ezäblte, dab ex 
ganz ohne Beichäftigung fei, To hatte ih Nichts dagegen, daß er 
mir beim Kartoffeljchälen behülflich war. 

Nachdem das gefchehen, entfernte er fich von Bord. Den fol- 
genden Tag fam der Fremde wieder und hörte ich von ihm, daß 
er foeben beim 2. Mafchiniften geweſen, diefer ihm aber erklärt 
babe, daß er nicht mitfommen fünne. Er erbot ſich dann wieder, . 
mir zu belfen und ließ ich ihn, wie am Tage vorher, Kartoffeln 
jchälen, bemerkte ihn aber, daß er bis Mittag das Schiff verlaffen 
müßte, da bald nachher das Schiff in See gehen würde Auch 
bemerkte ich ihm, daß ex fih ja an den I. Offizier wenden fünne, 
ob der ihn nicht für die Rückreiſe anſtellen könne. Ob er das ge 
than, weiß ich nicht. Als e8 Mittag war, gab ich ihm Eſſen und 
als ich die Sfullery verließ, ging auch der Fremde hinaus. Ge- 
jchloffen habe ich die Seullery nicht, da dies bei Tage nie gefchieht. 
Ih ging nach meinem Zimmer. Kurz nachdem fam der I. Offizier 
vor mein Zimmer und fagte mir: »Sie haben einen Mann in der 
Scullery, den fie mitnehmen wollen«. Ich erwiderte ihm, daß ich 
Nichts davon wiſſe. Er forderte mich auf, mitzugehen. Als wir 
in die Scullery hineinfahen, war Niemand darin. Ich ging dann 
wieder an meine Arbeit. 

Ich muß entfchieden beitreiten, daß ich mic) in der Weiſe gegen 
den Fremden geäußert, wie die Anklage jagt. Auch babe ich ihn 
nicht am Bord zugelaffen, ſondern ihn nur beim el 
helfen laffen, als er ſich dazu erboten. 


DB. g. u. 
— (gez.) A. S. 
V. w. D. 
(Siegel und Unterfchrift des Konfuls.) 
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Den 3. November 1884, 


Es erfcheint vorgeladen der Zahlmeifter Diedrich Friedrich 
Bening vom Dampfer »Deutſchland« und deponirt, befragt: 

Am 15. Oktober, "als id) den Fremden in der Scullery antvaf, 
war derfelbe darin allein. Es war dies zwifchen 12 und 1 Uhr 
Mittags; um ca, 2'/, oder 3 Uhr ging das Schiff im See. 

Auf Befragen gab der Fremde an, daß er ſchon feit einigen 
Tagen in der Sculleiy geholfen hätte und erklärte, der Scullery— 
man S. babe ihm gejagt, fobald das Schiff in See wäre, wollten 
fie zum I. Offizier geben und ihn erfuchen, ibn (den Fremden) als 
eberarbeiter mitzunehmen. Der Fremde ift meines MWiffens nicht 
mit dem S. Eonfrontirt worden. 


a u. 
(gez. D. F. Bening. 
V. w. o. 


(Siegel und Unterſchrift des Konſuls.) 


Fortgefeßt am 5. November 1884. 


Es erjcheint vorgeladen Carl Wiegand, exiter Offizier am 
Bord des Dampfers »Deutſchland« und jagt auf Befragen aus: 

Am 14. Oftober er., kurz vor Abgang des Schiffes von New- 
York, meldete mir der Zahlmeijter Bening, daß er einen fremden 
Mann in der Scullery angetroffen und daß diefer, befragt, ausge 
jagt habe, der Sculleryman S. babe ihn fchon feit einigen Tagen 
beim Kartoffelſchälen befchäftigt und ihm gejagt, wenn das Schiff 
in Fahrt ſei, wollten fie zufammen zum eviten Offizier geben und 
den erjuchen, ihn (den Fremden) mitfahren zu laſſen, wenn ex für 
Vafjage arbeite. Bening tbeilte mir ferner mit, daß er den 
Fremden aus dev Scullery entfernt und vorläufig in das Badezimmer 
eingeichloffen babe. 

IH ging dort bin und fand den fremden Mann eingefchloifen 
im Badezimmer vor. Ohne mich weiter mit ibm in ein Gefpräd) 
einzulaffen, forderte ich ihn auf, das Schiff ſofort zu verlaffen 
und fam er auch meiner Weifung fofort nad. Dem wache- 
babenden Steurer gab ich Befehl, den Mann nicht wieder an 
Bord zu lafjen. 
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Ich kann nicht fagen, ob der Fremde aus eigenem Antriebe 
an Bord gefommen ijt, oder ob der Angefchuldigte ihn zum An— 
bordfommen veranlaßt bat. 


V. g. u. 
(gez.) C. Wiegand, I. Offizier. 
V. w. o. 


(Siegel und Unterſchrift des Konſuls.) 


Fortgeſetzt eodem. 

Es erſcheint vorgeladen Adolf Ferd. Heine, 2. Mafchinift 
am Bord de8 Dampfers: »Deutfchland« und deponirt, befragt: 

Ich weiß nicht, ob der in der Scullery angetroffene fremde 
Mann kurz vor Abgang des Schiffes von New-York einer von denen 
ift, deren fo viele in New-York bei mir am Bord gemwefen find, um 
fi) für die Daffage überzuarbeiten. r 

Würde er mir gegenübergeftelit fein, fo zweifle ich nicht, daß - 
ich ihn wieder erkannt hätte, wenn e8 einer von denen ijt, die fich 
zur Ueberfahrt bei mir gemeldet haben. 


DB, g. u. 
(gez.) A. Heine. 
V. u Arm) 


(Siegel und Unterfehrift des Konſuls.) 


Das vorgelegte Schiffsjournal enthält auf pag. 124 unterm 
14. Oftober d. I. folgende Eintragung: 

»Vormittags bei Revifion der verjchiedenen Räumlichkeiten 
fand der Zahlmeifter eine Verfon in der Vorſcullery, welche fich 
auf Veranlaffung des Auguſt ©. an Bord gefchmuggelt hatte, 
indem Lebterer ihm die Verficherung gab, für ihn auf dieſe Weife 
fojtenfreie Ueberfahrt nad Bremen zu erwirken. Er verficherte, 
genaue Bekanntfchaft mit dem I. Offizier zu pflegen und daher 
würde. e8 nicht ſchwer fallen, ohne ENURBEOTOLEDIRIEL at Siele 
zu fommen.« 

Regiftrirt am 7. November 1884. 


3 Das Seemannsamt. 
Kaiferlihes Konſulat. 
(Siegel und Unterichrift des Konfuls.) 


480 


Der I. Offiziev Wiegand bemerkte bezüglid der Eintragung 
ins Schiffsjournal, daß diefelbe auf Mittheilung und Darftellung 
des Zahlmeiſters Bening gefchehen fei. Die darin angeführte 
genaue Bekanntfchaft: mit dem 1. Offizier beziehe ſich auf den 
Sculleryman S., was diefer nach Mittheilung des Zahlmeiſters zu 
dem fremden geäußert haben foll, wie Leßterer ihm gegenüber 
ausgefagt. 


Regiftrirt am 7-November 1884. 
Das Seemanndamt ꝛc. 


Beſcheid. 


Nach den vorſtehenden Verhandlungen iſt zwar erwieſen, daß 
der Angeſchuldigte, Sculleryman Auguſt S. eine nicht zum Schiffe 
gehörende Perſon zu  verfchiedenen Zeiten in die fogenannte 
Scullery, eine zum Reinigen der Küchengeräthe beftimmte Räum— 
lichkeit im Schiffe, zugelaffen hat; es ift jedoch nicht als erwiefen an- 
zunehmen, daß 8. den Fremden an Bord eigenmächtig zugelaffen 
bat, denn als diefer in der. Scullery von dem Angefchuldigten Auf- 
nahme fand, war er bereit$ am Bord zugelaffen. Er hatte fi) 
nad jeiner Ausfage Behufs Uebernahbme von Schiffsdienften an 
Bord begeben und dem 2. Mafchiniften feine Dienfte angeboten. 

Der Sculleryman Auguft S. ift daher von der Befchuldigung 
der eigenmäcdhtigen Zulaffung ‚einer fremden Derfon an Bord 
freizufprechen. 

Die Handlung des 8. dem Fremden gegenüber jchließt fein 
ftrafbares Vergeben in fich. 

Diefer Beſcheid ift dem S. heute eröffnet und iſt demſelben 
ein bier gemachtes Depofitum zurüdgegeben und er damit entlaffen. 


Shassurdh ‚ den 7. November 1884. 


Das Seemannsamt ꝛc. 


Bemerfung. Die vorftehende Entjheidung legt in den Gründen auf ben 
Wortlaut des $. 84 der Seemannsordnung befonderes Gewicht. Es erfcheint indeffen 
nicht zweifellos, ob unter »Zulaſſung fremder Verfonen an Bord« nicht auch eine 
Handlung zu verftehen ift, durch welche ſolchen Perfonen, welche fi) bereits am Bord 
befinden, das widerrechtliche Verbleiben daſelbſt ermöglicht wird. Uebrigens hat ber 
allegirte $. 84 — wie die Motive hervorheben — feineswegs beabfihtigt, eine er— 
ſchöpfende Aufzählung aller möglichen Fälle der Dienftpflicht-Verlegung zu geben. 
Der Ausdrud »insbefondere«, durch welchen das fpezielle Verzeichniß der wichtigeren 
Fälle eingeleitet wird, geftattet jedenfalls dem Seemannsamte, aud in anderen als 
den im $. 84 aufgeführten Fällen eine gröbliche Verlegung der Dienftpfliht anzu- 
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nehmen. Vergl. oben ©. 356, Anm. 2. Wäre e8 im vorliegenden Falle erwiefen 
geweien, daß der Bejchuldigte den, wenngleich ohne jein Zuthun an Bord gefommenen 
Fremden in der Scullery verftedt hätte, um ihm die unentgeltliche Ueberfahrt zu er- 
möglichen, jo würde der Verfaffer eine Verurtheilung für gerechtfertigt gehalten haben, 


$. 106. 


Bekanntmachung. 


EM. ©. »Wictoria« wird nad) einer Mittheilung des Kom— 
mandanten vorausfichtli in der Zeit vom... ... ERDE 
die Rheden N. und X. des diesjeitigen Bezirks anlaufen. Die— 
jenigen deutfchen Reichsangehörigen, weldye ihrer Militärpflicht noch 
nicht genügt haben, werden dadurd) Gelegenheit erhalten, fich von 
dem auf dem Schiffe befindlichen Marinearzte unterfuchen zu laffen. 

den; au ige: 


Der Raiferlich deutfche Konful. 


s. 107. 
KRechnungsfjachen. 
I. Formular zur Gebaltsquittung. 


PR MM 


- Gehalt pro (3. B. viertes Quartal des Etatsjahres 1884/85) habe 
ich von der Legationskaffe in Berlin erhalten, worüber ich hiermit 
quittire. i 

ER ae, 18 . 


Bemerfung. Zahlungen, welche verfchiedenen Rechnungsjahren angehören, 

find ſtreng auseinander zu halten. Es iſt z. B. unzuläffig, -über »Gehalt pro 

_ März 1884 und I. Quartal 1884/85 nur eine Quittung beizubringen. Cine folche 

Quittung wird von der Legationsfaffe unbedingt zurüdgemwiefen. Es ijt vielmehr in 

dem angenommenen Falle erforderlih, über das Gehalt pro März 1884 und über 
dasjenige pro I. Quartal 1884/85 zwei befondere Quittungen auszuftellen, 


König. Konfular» HSandbud. 3, Ausgabe, 31 


1. Yiquidation über Neifekoften und Diäten. 


» Liquidation 


über Reiſekoſten und Tagegelder für nachbezeichnete, Behufs (ſum— 
marifche Angabe des Iweds) in dev Zeit vom ..... bi8'. 8 
(Monat) von dem Alnterzeichneten ausgeführte Dienftreifen. 













a7 Neben: 
Tage Kilometer 
Zeit fojten Geld 
5 Reifeweg — - 
der = —— a 5 
„—] und Angabe dev dienftlihen |e=| „ |E|E 
Ausführung. Ss , = Br = 7-7 
afühzung — Verrichtungen: — — 2 |$ 
2 \ =E|ı 3 |Isi2 
(A) S 5 I71@ 
Monat. Tag = |-3 5) = — 
Augujt | 10. 1— Reife von A. nah B.. .... 133,5] — 
» 11. 1 — in B: (fummarifche Angabe der 
Antsverrichtung). ‘ 
» 12.| 1 |— | Reife von’B. nad C. ..... 75 — 


>.” ‚1311 Jin C. (fummarifche Angabe der 
“ Amtsverrichtung). 


5 14.| 1 |] Reife von C. nah D. .. ... ar mi 

> 1511 - » won Diinad EB, .... — | 46,5 

- 16/1 || » von Erna Ar... 90 | 43,5 
| 7| Zufammen . . .|298,5| 138 





Berehnung der Reiſekoſten und 
Tagegelder: 


A. 298,5 km Eiſenbahn oder Dampfidiff a... . . 
138 En Bonbiien a5 2, rn en a aan 
Nehentolten Sala "TEROGEER ANERHLHEN, 
Für die Mitnahme eines Dieners auf... Meilenä . . . 





Summa Reifefoiten . . . 
Bi: Zägegelber für: 7: Bageiä ): al. na, Mt 


Zufammen ...| — | 


I Derkt'.. Hell HERE 


(Name und Charakter des Yiquidanten.) 
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Die Nothwendigfeit der vorbezeichneten Reiſe, die geſchehene 
Ausführung der diesfälligen Geſchäfte und die Richtigkeit der an— 
gegebenen Dauer wird beſcheinigt. 

N 18... 


(Namen dev vorgefegten Behörde und Anterjchrift. ) 


Bemerkungen. 

l. Unter A. und B. find diejenigen Beträge einzurüden, auf welche der 
vLiquidant nah ©. 58 flgd. Anfprud bat. 

. Falls ein Diener mitgenommen ift und dafür Koften mit in Anſatz fommen, 
find dieſe unter der Berechnung der Reiſekoſten und Tagegelder durch 
eine amtliche Verfiherung des Liquidanten dahin »daß ein Diener mit- 
genommen fei« zu juftifiziven. 

3. Bei Aufitellung der Reifefoften -Liquidationen find die Oxtsentfernungen 

— zu Grunde zu legen, welche das von Zeit zu Zeit erfcheinende, im Poſt— 

Coursbüreau bearbeitete Coursbuch angiebt. So weit legteres nicht ausreicht 
(im Auslande), find die betreffenden Entfernungen durch amtliche Attefte 
irgend einer fompetenten Behörde zu verifiziren. 
4. Falls der Konful felbit Liquidant ift, tritt an Stelle dev Beſcheinigung 
durch die worgejeßte Behörde eine ſolche durch den Konſul felbit. 


NO) 


II. Formulare zu Inventarifationsattejiten. 

a. Atteſt, betreffend eine befondere Anſchaffung. (Unter 
die Rechnung refp. Quittung des Lieferanten zu feßen. ) 
Daß die zufolge vorjtehender Nechnung für das Kaiferliche 


a 


Konfulat zu N. N. angefchaffte Schreibmappe dem Konfulatsinven- 
tavium einverleibt worden ift, wird hierdurch amtlich befcheinigt. 
BB when.....: 
Der Kaiferliche Konſul. 


(Siegel. ) (AUnterichrift. ) 


b. Allgemeines Inventarifationsatteft. (Mit der amtlichen 
Abrehnung für das vierte Quartal des. betreffenden ni 
einzureichen.) 


Das durch Zirkular vom 16. Juli 1879 vorgefchriebene For- 
-mular ijt bereit8 &. 391 mitgetheilt. 


31? 
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Anhang. 


Vorbemerkung, Die nachſtehend unter Nr. 1. 2. 5. 6. 7. abaebdrudten 
Geſetze, urfprünglic als Gefege des Norddeutfcyen Bundes erlaffen, find durch das 
Gefeg vom 16. April 1871 (Wundesgejegblatt ©. 63) zu Neichögefegen erklärt und 
dabei beitimmt worden, daß, wo in denfelben von dem Norddeutihen Bunde, befjen 
Verfaffung, Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, ndigenat, verfafjungsmäßigen Or- 
ganen, Angehörigen, Beamten, Flagge u. f. w. die Rede ift, das Deutſche Reid) 
und deſſen entiprechende Beziehungen zu verjteben find. 


1. Gefeh, betreffend die Organifation der Sundeskonfulate, ſowie 
die. Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonfuln. 


Vom 8. November. 1867. 
(Bundesgefegblatt für 1867, ©. »37). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Neichstages, was folgt: 


l. DOrganifation der Bundesfonfulate. 


$.1. Die Bundesfonfuln find berufen, das nterefie des Bundes, 
namentlih in Bezug auf Handel, Verkehr und Schifffahrt tbunlihft zu 
ſchützen und zu fördern, die Beobahtung der Staatöverträge zu überwachen 
und den Angehörigen der Bundesftaaten, fowie anderer befreundeter Staaten 
in ihren Angelegenheiten Rath und Veiftand zu gewähren. Sie müſſen 
hierbei nad) den Bundesgeſetzen und den ihnen ertheilten Inſtruktionen fi) 
richten und die durch die Gefehe und die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks 
gebotenen Schranfen einhalten. 

8.2. Unter Konſul im Sinne dieſes Geſetzes ift der Vorfteber eines 
Generalkonſulats, Konfulats oder Vizefonfulats zu verſtehen. 

8.3. Die Bundesfonfuln find deu Auffict des Bundeskanzlers unter- 
worfen. In Angelegenheiten von allgemeinem Interefje berichten fie an den 
Bundeskanzler und empfangen von ihm ihre Weifungen. In dringlichen 
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Fällen haben fie gleichzeitig die erforderlichen Anzeigen über erhebliche That- 
ſachen unmittelbar an die zunächit betheiligten Regierungen gelangen zu laſſen. 

In beſonderen, das Intereſſe eines einzelnen Bundesſtaates oder ein— 
zelner Bundesangehöriger betreffenden Gefhäftsangelegenbeiten berichten fie 
an die Regierung des Stantes, um deſſen befonderes Intereſſe es ſich handelt, 
oder dem die betheiligte Privatperfon angehört; aud kann ihnen in folchen 
Angelegenheiten die Regierung eines Bundesftaates Aufträge ertheilen und 
unmittelbare Berichteritattung verlangen. 

8.4. Die Bundestonfuln werden vor Antritt ihres Amtes dahin ver 
eidet, daß fie ihre Dienjtpflichten gegen den Norddeutihen Bund nad Maß— 
gabe des Gejetes und der ihnen zu extheilenden mftruftionen treu und 
gewiſſenhaft erfüllen und das Beſte des Bundes fürdern wollen. 

$. 5. Die Bundesfonjuln können ohne Genehmigung des Bundes- 
präfidiums weder Konjulate fremder Mächte befleiden, noch Gejchenfe oder 
Orden von fremden Regierungen annehmen. 


$. 6. Bundeskonſuln, welche fih von ihrem Amte ohne Urlaub entfernt 
halten, werden jo angejehen, als ob ſie die Enthebung von ihrem Amte 
nachgeſucht hätten. 
$.7. Zum Berufskonſul (consul missus) kann nur derjenige ernannt 
werden, welchem das Bundesindigenat zufteht und welcher zugleich 
1. entweder die zur juriftifchen Laufbahn in den einzelnen Bundes— 
ftaaten erforderliche erjte Prüfung beftanden bat und außerdem 
mindeftens drei Jahre im inneren Dienfte oder in der Advokatur 
und mindeftens zwei Tahre im Konfulatsdienfte des Bundes oder 
eines Bundesftaates bejhäftigt gewejen ift, oder 
2. die befondere Prüfung bejtanden hat, welche für die Bekleidung 
des Amtes eined Berufstonfuls einzuführen ift. Die näheren Be- 
ftimmungen über diefe Prüfung werden von dem Bundeskanzler 
erlaſſen. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen jedoch erſt vom 1. Januar 1873 
ab zur Anwendung. 
$. 8. Die Berufskonſuln erhalten Beſoldung nach Maßgabe des Bun— 
deshaushalts - Etats. 
Reiſe- und Einrihtungskoften, jowie ſonſtige Dienftausgaben werden 
ihnen aus Bundesmitteln bejonders erftattet. 
Die Familien der Berufsfonfuln werden, wenn leßtere während ihrer 
Amtsdaner fterben, auf Bundesfoften in die Heimath zurüdbefördert. 
Die Berufsfonfuln erheben die in dem Ronfulartarife worgefehenen Ge- 
bühren für Rechnung der Bundesfaffe. 
Die Berufsfonfuln Dürfen feine faufmännifchen Geſchäfte betreiben. 
. In Bezug auf den Amtsverluft, die Dienftentlaffung, die Verſetzung 
in den Ruheſtand und die Amtsfuspenfion unterliegen die Berufsfonfuln 
bis zum Erlaß eines Bundesgefeßes den in diefer Beziehung für die preußifchen 
diplomatischen Agenten zur Zeit geltenden Vorfchriften mit der Maßgabe, 
daf die in diefen Vorfchriften dem Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten 
beiwohnenden Zuftändigfeiten dem Bundeskanzler und die nach denfelben 
dem Disziplinarhofe und dem Staatsminifterium beimohnenden Zuftändig- 
feiten dem Bundesrathe gebübren. 
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$. 9. Zu Wahlfonfuln (consules electi) follen vorzugsweiſe Kaufleute 
ernannt —* welchen das Bundesindigenat zuſteht. 
10. Die Wahlkonſuln beziehen die in —— des Konſulartarifs 
zu landen Gebühren für fich. 
Dienftliche Ausgaben‘ fönnen ihnen aus Bimdesmitte erſetzt werben. 
Ihre Anftellung ift jederzeit ohne Entſchädigung widerruflich. 


x. 11. Die Konfuln fünnen mit Genehmigung des Bundesfanzlerd in 
ihrem Amtsbezirke konſulariſche Privatbevollmächtigte (Konfularagenten) be-. 
ftellen. ? 

Den Konfularagenten ſteht die felbitftändige Ausübung der in dieſem 
Gefege den Konfuln beigelegten Rechte nicht zu. 

Den Konfularagenten können die von ihnen nad Maßgabe des Kon- 
julartarifs erhobenen Gebühren ganz oder theilweife belaſſen werden. 


Il. Amtsrechte und Vflihten der Bundesfonfuln. 


$. 12. Jeder Bundeskonjul hat über die in feinem Amtsbezirke woh- 
nenden und zu diefem Behufe bei ihm angemeldeten VBundesangehörigen 
eine Matrifel zu führen. 

Sp lange ein Bundesangehöriger in die Matrifel eingetragen ift, bleibt 
ihm jein heimathliches Stuatsbürgerrecht erhalten, aucd wenn deſſen Verluft 
(ediglih in Folge des Aufenthaltes in der Fremde eintreten würde. 

8. 13. Die Befugniß der Konfuln zu Ehejchliefungen und zur 
Beurkundung der Heirathen, Geburten und Sterbefälle der Bundesangehörigen 
beftimmt fich bis zum- Erlak eines dieſe Befugniß vegelnden Bundesgejeges 
had den Yandesgejegen der einzelmen Bundesjtaaten. 

Wenn nach den Landesgejegen die Befugniß von einer befonderen Er- 
mächtigung abhängig iſt, jo wird die legtere von «dem Bundeskanzler auf 
Antrag der Yandesregierung extbeilt. - 

$. 14. Die Bundesfonfuln find befugt zur Yegalifation derjenigen 
Urkunden, welche in ihrem Amtsbezirke ausgeftellt oder beglaubigt find. 

$. 15. Die fchriftlichen Zeugniffe, welche von den Bundesfonfuln über 
ihre amtlihen Handlungen und die bei Ausübung ihres Amtes wahrgenom- 
menen Thatfachen unter ihrem Siegel und ihrer Unterſchrift ertbeilt find, 
haben die Beweisfraft öffentlicher Urkunden. 

$. 16. Den Bundestonjuln fteht innerhalb ihres Amtsbezirks in An— 
ſehung der Nechtsgefchäfte, welche Bundesangehörige errichten, insbejondere 
auch derjenigen, welche diefelben mit Fremden schließen, das Recht der Notare 
zu, dergeftalt, da die von ihnen aufgenommenen und mit ihrer Unterfchrift 
und ihrem Siegel verjehenen Urkunden den innerhalb der Bundesjtaaten 
aufgenommenen Notariats- Urkunden gleich zu achten find. 

$. 17. Bei Aufnahme der Urkunden ($. 16) haben die Bundesfonfuln 
zwei Zeugen zuzuziehen, in deren Gegenwart die Verhandlung vorzulefen 
und von den Betheiligten durch Unterjchrift oder im Falle der Schreibens- 
unerfahrenheit durch Handzeihen zu vollziehen: ift. 

Die Befolgung diefer Vorſchriften muß aus der Urkunde hervorgehen, 
widrigenfalls diefelbe nicht die Kraft einer, Notariatsurtunde bat. Dieje 
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Kraft mangelt auch in dem Falle, wenn der Konful oder feine Frau oder 
einer von feinen oder feiner Frau Verwandten oder Verfehwägerten in auf- 
oder abjteigender Linie oder in der Seitenlinie bis zum Grade des Obeims 
oder Neffen einjchlieglich bei der Verhandlung betheiligt war, oder wenn 
darin eine Verfügung zu Gunften einer der vorgenannten Perſonen oder der 
Dinzugezogenen Zeugen getroffen it. 

$. 18. Die Bundesfonjuln find berufen, der in ihrem Amtsbezirke 
befindlichen Verlaſſenſchaften verſtorbener Bundesangehöriger, wenn ein amt— 
liches Einſchreiten wegen Abweſenheit der nächſten Erben oder aus ähnlichen 
Gründen geboten erſcheint, ſich anzunehmen; fie find hierbei insbeſondere 
ermächtigt, den Nachlaß zu verfiegeln und zu inventarifiven, den beweglichen 
Nachlaß, wenn die Umftände es erfordern, in Verwahrung zu nehmen und 
öffentlich zu verkaufen, jowie die vorhandenen Gelder zur Tilgung der feit- 
ftehenden Schulden zu verwenden. 

$. 19. Die Bundestonjuln fünnen innerhalb ihres Amtsbezirks an 
die dort ſich aufhaltenden Verfonen auf Erfuchen der Behörden eines Bundes- 
ftaates Zuftellungen jeder Art bewirken. Durch das jchriftliche Zeugniß des 
ann über die erfolgte Zuftellung wird dieſe nachgewiefen. 

20. Zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden find 
nur — Bundeskonſuln befugt, welche dazu vom Bundeskanzler be— 
ſonders ermächtigt ſind. Die von dieſen Konſuln aufgenommenen Verhand— 
lungen ſtehen den Verhandlungen der zuſtändigen inländiſchen Behörden gleich. 

$. 21. Bei Rechtsftreitigkeiten der Bundesangehörigen unter ſich und 
mit Fremden find die Bundeskonſuln berufen, nicht allein auf Antrag der 
Parteien den Abſchluß von Vergleichen zu vermitteln, jondern auch das 
Sciedsrihteramt zu übernehmen, wenn fie in der durch die Ortsgeſetze vor- 
gefchriebenen Form von den Parteien zu .Schiedsrichtern ewnannt werden. 
88. 22—24. Aufgehoben durch das Gejeg über die Konfulargerichts- 
barkeit vom 10. Juli 1879 (Reichsgejegblatt ©. 197). 
$. 25. Die Bundesfonfuln find befugt, den in ihrem Amtsbezirke fie 
aufhaltenden Bundesangehörigen Päſſe auszuftellen, ſowie Päſſe zu vifiren, 
die Päſſe fremder Behörden jedoeh nur zum Eintritt in das Bundesgebiet. 
8.26. Huülfsbedürftigen Bundesangehörigen haben die Bundeskonfuln 
die Mittel zur Milderung augenblidliher Noth oder zur Rückkehr in die 
Heimath nah Maßgabe der ihnen ertheilten Amts - Inftruftion zu gewähren. 
$. 27. Die Bundesfonjuln haben den Schiffen der Bundes - Kriegs- 
marine, jowie der Bejagung derjelben Beiftand und Unterjtügung zu ge 
‚währen. Insbeſondere müfjen fie -die Befehlshaber derjelben von den in 
ihrem Amtsbezirke in Bezug auf fremde Kriegsjchiffe bejtehenden Vorjchriften 
und Ortsgebräuchen, jowie von etwa dort Een —— und an— 
ſteckenden Krankheiten unterrichten. 


$. 28. Wenn Mannſchaften von Kriegsſchiffen deſertiren, jo haben die 
Bundesfonjuln bei den Orts- und Landesbehörden die zur MWiederhabhaft- 
werdung derfelben erforderlichen Schritte zu thun. 

$. 29. Die Bundesfonfuln haben zum Schuge der von ihnen dienftlic) 
zu vertretenden Interejien, insbejfondere zum Transport von Verbrechen und 
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hülfsbedürftigen Perſonen, den Beiltand der Befehlshaber der Kriegsſchiffe 
in een iu nehmen. 


30. Die Bundesfonfuln haben die Innebaltung der wegen führung 
der ——— beſtehenden Vorſchriften zu überwachen. 


$. 31. Sie haben die Meldung der Schiffsführer entgegen zu nehmen 
und an den Bundeskanzler über Unterlaſſung dieſer Meldung zu berichten. 


32. Sie bilden für die Schiffe der Bundes-Handelsmarine im Hafen 
ihrer Refiben; die Mufterungsbehörde. 2 


$. 33. Sie find befugt, über diefe Schiffe die Polizeigewalt auszuüben. 


$. 34. Wenn Mannfchaften von jolhen Schiffen dejertiven, jo haben 
die Bundesfonfuln auf Antrag des Sciffers bei den Orts- oder Yandes- 
bebörden die zur Habbaftwerdung derjelben erforderlihen Schritte zu thun, 


$. 35. Die Bundesfonjuln find befugt, an Stelle eines geftorbenen, 
erfranften oder fonjt zur Führung des Schiffes untauglic gewordenen 
Schiffers auf den Antrag der Betheiligten einem neuen Schiffsführer ein- 
zuſetzen. 


8. 36. Sie find — die Verklarungen aufzunehmen, und bei Un— 
fällen, von welchen die Schiffe betroffen werden, die erforderlichen Bergungs 
und Rettungsmaßregeln einzuleiten und zu überwachen, jo wie in Fällen 
der aroßen Haverei auf Antrag des Schiffsführerd die Dispache aufzumaden. 

$. 37. In Betreff der Befugniß der Konfuln zur Mitwirkung bei dem 
Verkaufe eines Schiffes durch den Schiffer und bei Eingehung von Bodmerei- 
. gefchäften, jowie in Betreff der einftweiligen Entjcheidung von Streitigfeiten 
zwifchen Schiffer und Mannjchaft find die Vorfchriften Art. 499, 337, 547, 
686 des Allgemeinen deutjhen Handels - Gefeßbuchs mahgebend; in Betreff 
ihrer Befugniß zur Ertheilung von interimiftiihen Schiffscertififaten bewendet 
es bei den Vorfchriften des Bundesgeſetzes, betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge,- dom 
25. Dftober 1867. 

$. 38. Die von den Bundeskonſuln zu erhebenden Gebühren werden 
durch Bundesgejes *) feitgeitellt. 

Urkundlih unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterihrift und Beige 
drudtem Bundesinfiegel. \ 


Gegeben Berlin, den 8. November 1867. 
(L. S.) Wilhelm, 
Graf v. Bismard-Schüönbaunfen. 


*) Vergl. oben ©. 367. 
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2. Gefet über die Erwerbung und den Verluft der Bundes- und 
Staatsangehörigkeit. 


Vom 1. Juni 1870.*) 
(Bundesgefegblatt ©. 355.) 
Wir Wilhelm, ꝛxc. 
Z. J. Die Bundesangehörigkeit wird duch die Stantsangehörigfeit in 
einem Bundesſtaate erworben und exlifcht mit deren Verluft. 


$. 2. Die Staatdangehörigfeit in einem Bundesftaate wird fortan nur 
begründet: 
1. durch Abftammung (8. 3.), 
2. durdy Legitimation ($. 4), 
3. durch Verheirathung (8. 5), 
4. für einen Norddeutſchen durch Aufnahme ah (88. 6 
5. für einen Ausländer durch Naturalijation 7 
‚Die Adoption hat für ficd allein diefe Wirkung nicht. 
. &3 Durch die Geburt, auch wenn diefe im Auslande erfolgt, erwerben 
.eheliche Kinder eines Norddeutjchen die Staatsangehörigfeit des Vaters, un: 
ebeliche Kinder einer Norddeutichen die Staatsangehörigkeit der Mutter. 


$. 4. it der Vater eines umehelichen Kindes ein Norddeutſcher und 
befigt die Mutter nicht, die Staatsangehörigfeit des Vaters, jo erwirbt das 
Kind durch eine den gejeglihen Beſtimmungen gemäß erfolgte Yegitimation 
die Staatsangehörigfeit des Vaters. 


8.5. Die Verheirathung mit einem Norddeutfchen begründet für die 
Ehefrau die Staatdangehörigfeit des Mannes. 


8.6. Die Aufnahme, jowie die Naturalifation (8. 2 Nr. 4 und 5) 
erfolgt durch eine von der höheren Verwaltungsbehörde ausgefertigte Urkunde. 
$. 7. Die Aufnahmeurfunde wird jedem Angehörigen eines anderen 
Bundesjtaates ertheilt, welcher um diefelbe nachſucht und nachweiſt, daß er 
in dem Bundesftaate, in welchem er die Aufnahme nahjucht, ſich nieder- 
gelaffen Habe, fofern fein Grund vorliegt, welcher nad) den 88. 2 bis 5 des 
Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundesgejeglatt S. 55) 
die Abweifung eines Neuanziehenden oder die Verfagung der Fortſetzung des 
Aufenthalts rechtfertigt. 
$. 8. Die Naturaltfationsurfunde darf Ausländern nur dann ertheilt 
werben, wenn jie 
1. nad) den Gefegen ihrer bisherigen Heimath dispofitionsfähig find, 
es fei denn, daß der Mangel der Dispojitionsfähigfeit durch die 
Zuftimmung des Vaters, des Vormundes oder Kurators des Aufzu- 
nehmenden ergänzt wird; 
2. einen unbejcholtenen Lebenswandel geführt haben; 
- Durch das Geſetz, betreffend die Einführung norddeutſcher Bundesgeſetze in 
Bayern, vom 22. April 1871 (Bundesgefegblatt ©. 37) find einige, bereits durch 
frühere Vereinbarungen mit Baden, Heſſen und Württemberg modifizirten Bejtim- 
mungen diejes Gejetes ausdrücklich aufgehoben, daher hier weggelaffen. 
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3. an dem Orte, wo fie fid) niederlaffen wollen, eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen finden; 

4. an diefem Orte nad den dafelbit beitehenden Verhältniffen ſich 
und ihre Uhgehörigen zu ernähren im Stande find. 

Vor Ertheilung der Naturalifationsurfunde bat die höhere Verwaltungs. 
behörde die Gemeinde, beziehungsweije den Armenverband desjenigen Orts, 
wo der Aufzunehmende fid) niederlaffen will, in Beziehung auf die Erforder- 
nife unter Nr. 2,.3 und 4 mit ihrer Erklärung zu bören. 

$. 9. Eine von der-Negierung oder von einer Central» oder böberen 
Verwaltungsbehörde eines Bundesſtaates vollzogene oder bejtätigte Beſtallung 
für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt oder in ben 
Kirchen, Schul- oder Kommunaldienft aufgenommenen Ausländer oder An- 
gehörigen eines anderen Bundesftaates vertritt die Stelle der Naturalifations- 
urfunde, beziehungsweife Aufnahmeurkunde, fofern nicht ein entgegenftehender 
Vorbehalt in der Beltallung ausgedrüdt wird, 

It die Anftellung eines Uusländers im Bundesdienfte erfolgt, jo er- 
wirbt der Angeſtellte die Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundesftaate, 
in welchem er jeinen dienftlihen Wohnfis bat. 

$. 10. Die Naturalifationsurfunde, beziehungsweife Aufnahmeurfunde, 
begründet mit dem Zeitpunfte der Aushändigung alle mit der Staats— 
Enge verbundenen Rechte und Pflichten. 


11. Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt fih, infofern 
nicht — eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die 
—— unter väterlicher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kinder. 


. 12. Der Wohnfis innerhalb eines Bundesftaates begründet für ſich 
allein” die Staatsangehörigkeit nicht. 


Z. 13. Die Staatsangehörigfeit gebt fortan aur verloren: 

durch Entlafjung auf Antrag (88. 14 ff.); 

durch Ausfprud der Behörde (88. 20 und 22); 

duch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande (8. 21); * 

bei unehelihen Kindern durch eine den geſetzlichen Beitimmungen 

gemäß erfolgte Yegitimation, wenn der Vater einem anderen Staate 

angehört als die Mutter; 

>. bei einer Norddeutichen — Verheirathung mit dem Angehörigen 
eines anderen Bundesſtaates oder mit einem Ausländer. 


Z. 14. Die Entlafjung wird durch eine von der höheren Verwaltungs- 
behörde des Heimathsſtaates ausgefertigte Entlaffungsurfunde ertheilt. 

$. 15. Die Entlafung wird jedem Staatsangehörigen ertheilt, welder 
nachweiit, daß er in einem anderen Bundesjtaate die Et uud angeNEEigEEn 
erworben bat. 

In Ermargelung diefes Nachweifes darf fie nicht ertheilt werden: 

I. Wehrpflichtigen, welche fi in dem Alter vom vollendeten fieben- 
zehnten bis zum vollendeten fünf und zwanzigften Vebensjabre 
befinden, bevor fie ein Zeugniß der Kreis-Erſatzkommiſſion darüber 
beigebracht haben, daß fie die Entlaffung nicht blos in der Abficht 
nachſuchen, um ſich der Dienſtpflicht im ftehenden Heere —* in 
der Flotte zu entziehen; 


——— 
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2. Militärperfonen, welche zum ſtehenden Heere oder zur Flotte 
gehören, Offizieren des Beurlaubtenftandes und Beamten, bevor 
fie aus dem Dienfte entlafjen find; 

3. den zur Reſerve des ftehenden Heeres und zur Landwehr, fowie 
den zur Reſerve der flotte und zur Seewehr gehörigen und nicht 
als Dffiziere angeftellten Perſonen, nachdem jie zum  aftiven 
Dienfte einberufen worden find. 

$: 16. Aufgehoben. 

$. 17. Aus anderen als aus den in den 88. 15 und 16 bezeichneten 
Gründen darf in Friedenszeiten die Entlajjung nicht verweigert werden. 
Für die Seit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr bleibt dem Bundes— 
präfidium der Erlaß bejonderer Anordnung vorbehalten. 

$. 18. Die Entlafjungsurfunde bewirkt mit dem Zeitpunfte der Aus- 
händigung den Verluſt der. Staatsangehörigkeit. 

Die Entlaſſung wird unwirkſam, wenn der Entlaſſene nicht binnen 
ſechs Monaten vom Tage. der Aushändigung der Entlaſſungsurkunde an 
jeinen Wohnfis außerhalb des VBundesgebietes verlegt oder die Staats— 
angehörigfeit in einem anderen Bundesftaate erwirbt. 

$. 19. Die Entlafjung erſtreckt fih, infofern nicht dabei eine Aus- 
nahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher 
Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder. 

$. 20. Norddeutſche, welche fih im Auslande aufhalten, fünnen ihrer 
Staatsangehörigkeit durch einen Beſchluß der Eentralbehörde ihres Heimaths- 
ſtaates verluftig erklärt werden, wenn fie im Falle eines Krieges oder einer 
Kriegsgefahr einer duch das Bundesprafidium für das ganze Bundesgebiet 
anzuprdnenden ausdrüdlichen Aufforderung ‚zur Nüdfehr binnen der darin 
beſtimmten Friſt feine Folge leiften. 


Z. 21. Morddeutiche, welche das Bundesgebiet verlaffen und fich zehn 
Jahre lang ununterbrochen im, Auslande aufhalten, verlieren dadurch ihre 
Staatdangehörigfeit. Die vorbezeichnete Frift wird von dem Zeitpunfte des 
Austritts aus dem Bundesgebiete oder, wenn der Austretende fich im Befik 
eines Neijepapieres oder Heimathsfcheines befindet, von dem Zeitpunfte des 
Ablaufs diefer Papiere an gerechnet. Sie wird unterbrochen durch die Ein- 
tragung in die Matrifel eines Bundesfonfulats. Ihr Yauf beginnt von 
Meuem mit dem auf die Löſchung in der Matrifel folgenden Tage. 

Der hiernach eingetretene Verluft der Staatsangehörigfeit erſtreckt ſich 
zugleich auf die Ehefrau und die unter väterlicher Gewalt ftehenden minder- 
jährigen Kinder, joweit fie fi) bei dem Ehemanne, beziehungsmweife Vater 
befinden. 

Für Norddeutiche, welche ſich in einem Staate des Auslandes mindeftens 
fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten und in demjelben zugleich die 
Staatsangehörigkeit erwerben, kann durch Staatövertrag die zehnjährige 
Friſt bis auf eine fünfjährige wermindert werden, ohne Unterſchied, ob die 
VBetheiligten ſich im Belize eines Neifepapieres oder Heimathsjcheines befinden 
oder nicht. 

Norddeutſchen, welche ihre Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Auf— 
enthalt im Auslande verloren und keine andere Staatsangehörigkeit erworben 
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baben, fann die Staatsangebörigfeit in dem früheren Heimathsftaate wieder 
verliehen werden, aud) ohne daß ſie ſich dort niederlaffen. 

Norddeutiche, welde ihre Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Auf: 
enthalt im Auslande verloren haben und demnädft im das Gebiet des 
Norddeutihen Bundes zurückkehren, erwerben die Staatsangehörigkeit in 
demjenigen Bundesſtaate, in welchem ſie ſich niedergelaſſen haben, durch 
eine von der höheren Verwaltungsbehörde ausgefertigte Aufnahmeurkunde, 
welche auf Nachjuchen ihnen ertbeilt werden muß. 

$. 22. Tritt ein Norddeutſcher ohne Erlaubniß feiner Regierung in 
fremde Staatsdienfte, jo fann die Gentralbehörde feines Heimathsſtaates 
denfelben durh Beſchluß feiner Staatsangehörigfeit verluftig erklären, wenn 
er eimer ausdrüdlichen Aufforderung zum Austritte binnen der darin be 
ftimmten Friſt feine Folge leiftet. 

$. 23. Wenn ein Norddeutiher mit Erlaubniß feiner Regierung bei 
einer u TR dient, jo verbleibt ihm jeine Staatsangehörigfeit. 

24. Die Ertheilung von Aufnahmeurfunden und in den Fällen des 
„15 — von Entlaſſungsurkunden erfolgt koſtenfrei. 

Für die Ertheilung von Entlaſſungsurkunden in anderen als den im 
Z. 15 Abſatz 1 bezeichneten Fällen darf an Stempelabgaben und Ausfertigungs— 
gebübren zufammen nicht mebr als höchſtens Ein Thaler erhoben werden. 

$. 25. Für die beim Erlaſſe dieſes Geſetzes im Auslande ſich auf 
baltenden Angehörigen derjenigen Bundesftaaten, nad deren Gefeßen die 
Staatsangebörigfeit durch einen zehnjährigen oder längeren Aufenthalt im 
Auslande verloren ging, ‚, wird der Lauf diefer Friſt durch dieſes Gejeh nicht 
. unterbrochen. 

Für die Angehörigen der übrigen Bundesjtaaten ‚beginnt der Yauf der 
im $. 21 bejtimmten Friſt mit dem Tage der Wirkjamfeit diefes Geſetzes. 
$. 26. Alle diefem Gejege zuwiderlaufenden Vorjchriften werden auf- 
gehoben. ' 

$. 27. Diefes Gejeg tritt am 1. Januar 1871 in Kraft. 

Urkundlich ac. 


3. Infteuktion, betreffend die Extheilung des von den Kaiferlic 
deutichen Konfularbehörden zu gewährenden Schußes im türkifchen 
Reiche mit Einfluß von Egppten, Rumänien und Serbien, fowie 
in China und Japan. 
Dom 1. Mai 1872. 


J 1. Die Schutzgenoſſen zerfallen in: 
. Reichsangehörige, 
2. Angehörige folder Staaten, welchen *— Staatsverträge oder 
ſonſtige Verabredungen mit dem Deutſchen Reiche oder einem der 
zu demſelben gehörigen Staaten der Schutz der deutſchen Konfular- 
bebörden für ihre Nationalen zugefagt ift, n 
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3. Perſonen, welche, ohne ein beitimmtes Anrecht auf den deutjchen 
Schuß zu haben, denfelben vergünftigungsweije erhalten (de facto 
Unterthanen). 

$. 2. Die NReichsangehörigen, welche in dem Konſularbezirke wohnen, 
find verpflichtet, unter dem deutfchen Schutz zu ſtehen. Die im &. 1 
Nr. 2 und 3 bezeichneten Perſonen werden nur auf ihren Antrag in den 
Schub aufgenommen. 

8.3. Als de facto Unterthanen können den deutjhen Schug erhalten: 

1. Derfonen, weldhe einem der zu dem Reiche gehörigen Staaten 
angehört haben, desgleihen Abkömmlinge ſolcher Verfonen; 

2. Deutjche, welche den Schuß nicht auf Grund von Staatsverträgen 
in Anfpruch nehmen können; 

3. die Dragomans, Kawaſſen, Jaſſakdſchis und ſonſtigen Unter— 
beamten der Gefandtichaften und der Konfularbehörden; 

4. Familien der unter Mr. 3 bezeichneten Werfonen, desgleichen 
Individuen, welche früher ein foldes Amt bekleidet haben. 

* 4. Der Schutz wird in dem durch Geſetze, Verträge und Herkommen 

begründeten Umfange ſämmtlichen Schutzgenoſſen gleichmäßig gewährt. 

Türkiſche ac. Unterthanen , welche die deutſche Reichsangehörigkeit er— 
worben, haben den Landesbehörden gegenüber auf den Schutz der Kaiſerlichen 
Konſulate ſo lange keinen Anſpruch, als ſie nicht aus ihrem urſprünglichen 
Unterthanenverbande entlaſſen find. 

$. 5. Im jedem Konſularamte ift über ſämmtliche, dauernd in dem 
Konfularbezirt anweſenden Schußgenoffen ein Verzeichniß (Matrifel) nad 
dem Formular Anlage A.*) zu führen. 

8. 6. Die Eintragung der Schußgenofjen in die Matrifel erfolgt unter 
fortlaufender Nummer. Bei jedem Schusgenoffen find deffen im Ronfular- 
bezirfe ale Schußgenofien ſich aufhaltenden Eltern, Ehegatten und Kinder 
unter Bezugnahme auf deren bejondere Nummern namhaft zu machen. 

$. 7. Dur Herbeiführung der Eintragung find die erforderlichen Legi— 
timationspapiere Paß, Wanderbuh, Geburtsfhein, Trauſchein, Naturalifa- 
tionsurkunden 20.) dem Konful zu übergeben , beziehungsweife in einer nad) 
den Verhältnifien zu bemefjenden Frift zu befchaffen. 

Bei Prüfung der Papiere ift mit der größten Vorfiht zu verfahren, 
um fremdartige Elemente fernzuhalten. Päſſe, welche nicht von den zuftän- 
digen inlandifchen Behörden ausgeftellt find, find für fih allein zur Führung 
der Legitimation nicht hinreichend. —_ 

$. 8. Ueber die erfolgte Eintragung in die Matrifel erhält der 
Schusgenofje eine vom Konful nah dem Formular Anlage B. für das 
laufende Kalenderjahr in deutfcher und franzöfiiher Sprache: auszufertigende 
Beſcheinigung (Schugfchein) gegen Entrihtung der tarifmäßigen Gebühr. 

An Stelle der franzöfifchen kann auch eine andere Spradhe angewendet 
werden, fofern lestere im Konſularbezirk als allgemeiner verftändlich erfcheint. 


*) Das Formular zur Matrifel ift oben Seite 115 abgedrudt; die Formulare 
zu den Matrifeliheinen Seite 117, 118. 
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$. 9. Für Ehefrauen genügt deren Verzeihnung auf den Schutzſcheinen 
ihrer Ehemänner und fiir minderjährige noch unter väterliher Gewalt ftehende 
Kinder deren Verzeichnung auf den Schußicheinen ihrer Väter. ü 

Die Ertheilung getrennter Schutzſcheine an ſolche Perſonen erfolgt nur, 
wenn die Verzeichnung auf den Schutzſcheinen der Ehemänner, beziehungs- 
meife Väter, wegen Abweſenheit derfelben oder aus anderen Gründen nicht 
herbeizuführen ift. 

$. 10. Reidysangehörige, welche in dem Konfulatsbezirk ihren dauernden 
Wohnfis nehmen, haben ihre Eintragung in die Matrifel innerhalb der erften 
drei Monate ihres dortigen Aufenthalts zu erwirfen oder unter Angabe ber 
Sründe, aus welden dies ausnahmsweife nicht erreichbar ift, die Ausftellung 
proviſoriſcher Schußicheine zu beantragen. 

Sämmtliche Schußgenofjen haben im Monat Januar jedesmal für das 
laufende Kalenderjahr die Erneuerung der Schußjcheine gegen Entridtung 
der tarifmäßigen Gebühren zu veranlaſſen. Ausnahmen in Betreff dieſes 
Termins find nur aus Gründen lofaler Verhältniffe zu geftatten. 

$. 11. Den Vorichriften der 88. 7 und 10 haben für alle bevormundeten 
Verfonen deren Vormünder (KRuratoren) Genüge zu leiften. 


$. 12. Wenn für gefeglich zu bevormundende Perfonen noch fein Vor- 
mund (Kurator) beftellt ift, jo ift der Konjul in Bezug auf die Reihsan- 
gehörigen verpflichtet, in Bezug auf andere Schußgenofjen befugt, von Amts— 
wegen, allenfalls unter Zuordnung eines anderweitigen Vertreters dafür zu 
forgen, daß im Interefje derfelben den Vorfchriften der SS. 7 und 10 Genüge 
gefchehe. — 

8.13. Die im $. 3 Nr. 1 und 2 bezeichneten Perfonen fünnen nur 
nad) vorhergehender, oder, wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, mit nad)- 
trägliher Genehmigung des biplomatifchen Vertreters des Reiches in den 
Schuß aufgenommen werden. 

Die Genehmigung ift in jedem einzelnen Falle auf den Antrag. der 
Betheiligten von dem Konful befonderd nachzuſuchen. 

Bei der Aufnahme der in. 3 Nrl bezeichneten Derjonen ift bejonders 
darauf zu achten, ob die Aufzunehmenden in der That die deutſche Natio- 
nalität noch bewahrt haben, was an der Sprache, deren fie ſich bedienen, 
und an ihren fonftigen Verhältniſſen leicht zu erkennen fein wird, 

Dem an die Kaiferlihe Miffion zu vichtenden Antrag auf Genehmigung 
der Aufnahme find die zur Drientirung in diefer Richtung nothwendigen 
Notizen beizufügen. 

8. 14. Die im 8. 3 Nr. 3 genannten Beamten genießen für ihre 
Perſon und während der Dauer ihres Amtes den deutichen Schutz, ſofern 
ihre Anftellung, wenn fie Yandesunterthanen find, gemäß den mit der Yandes- 
regierung getroffenen Vereinbarungen erfolgt ift. Sind fie Unterthanen einer 
anderen fremden Macht, fo müſſen fie Seitens diefer legteren die Genehmigung 
zum Eintritt in den Schugverband beibringen. 


$. 15. Soll ausnahmsweije der Schuß auf die Familie der Beamten und 
über die Amtsdauer hinaus erftredt werden, jo kann dies nur mit Genehmigung 
der Kaiferlihen Miffion und unter Zuftimmung der nationalen Behörde gefchehen. 
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$. 16. Die Eintragung der Beamten in die Matrifel und ihre Fort— 
führung in derjelben erfolgt auf ihren Antrag, ohne daß e8 der Beibringung 
befonderer Dokumente bedarf. 

Schutzſcheine werden ihnen nur auf Verlangen und alsdann unentgeltlid, 
ausgefertigt. 

$. 17. Perſonen, welche nicht Reichsangehörige find und unter einem 
anderen fremdländifchen Schuße ftehen, oder ſich ausdrüdlid unter den Schub 
der Lokalbehörde geftellt Haben, fünnen, jo lange dies Verhältni dauert, 
in den deutſchen Schuß nicht aufgenommen werden. 

Auch nad Auflöfung des Verhältniſſes haben fie, bevor ihre Aufnahme 
erfolgen kann, durch ein Atteft der früheren Schußbehörde nachzuweiſen, daß 
fie die fänmtlichen fchwebenden Rechtsangelegenheiten euledigt haben. 

$. 18. Die Eigenfhaft als Schuggenofje endet: 

. durch den Tod des Schußgenoflen; 
durch Uebertritt defjelben zum Islam; 
durch Verlaffen des Konſularbezirks, ſofern niht anzunehmen ift, 
daß die Abwejenheit eine blos vorübergehende fein fol; 
4. bei einer Schuggenoffin duch Verheirathung mit einem nicht zum 
Schutzverbande gehörigen Mann; 
5. für die im 8. 1 Mr. 1 und 2 aufgeführten Schutzgenoſſen durch 
Verluſt ihrer Nationalität, fofern fie niht nah $. 1 Nr. 3 im 
Schuß verbleiben; 
6. für die im 8. 1 Nr. 2, aufgeführten Schußgenoffen durch Errichtung 
einer fonjulariihen Behörde ihres Landes; 
7. für die im $. 3 Nr. 3 aufgeführten Schußgenofjen durch Verluft 
ihres Amtes, fofern fie nicht nach $. 3 Nr. 4 im Schuge verbleiben; 
8. für die im $. 1 Mr. 2 und 3 aufgeführten Schusgenoffen auf ihren 
Antrag, ſofern fie nicht noch DVerbindlichkeiten zu erfüllen haben, 
insbefondere bei ſchwebenden Rechtsangelegenheiten betheiligt find; 
9. Schusgenoffen, welche nicht Reichsangehörige find, können, wenn 
fie durch bejcholtenen, mit Vergehen oder Verbrechen befledten 
Lebenswandel oder durch wiederholte Nichterfüllung ihrer Pflichten 
gegen die Schußbehörde ſich des Schutzes unmwürdig machen, von 
dem Konful der Eigenſchaft ald Schubgenoffe für verluftig erklärt 
. werden. Gegen die Entjcheidung des Konfuls fteht dem Betroffenen 
innerhalb zehn Tagen der Rekurs an die Kaiferlihe Miffion zu. 
Bis deren Entſcheidung erfolgt, ift der Schuß zu verfagen. 

8.19. Die Löſchung in der Matrifel erfolgt, fobald das Schugverhält- 
niß einer Perſon in Gemäßheit des $. 18 beendet iſt.) — — — — — 

8.20. Im Februar jeden Jahres hat der Konjul der Kaiferlichen 
Mijfion über die Führung der Matrifel Bericht zu erftatten und in dem- 
jelben jämmtliche in der Swifchenzeit vorgefommenen Veränderungen anzu- 
führen. Im Fall die Aufnahme neuer Schußgenofjen ftattgefunden hat, find 
die Legitimationspapiere genau anzugeben, auf Grund deren diefelbe erfolgt ift. 


wm 


— *) Der frühere Schlußjat diefes Daragraphen iſt durch einen- fpäteren Erlaß 
des Auswärtigen Amts vom 5. November 1872 obfolet geworden. Diefer Exlaf 
beftimmt, daß, auch wenn die Meldung nad) Ablauf eines Jahres nicht erfolgt, die 

Löſchung, lediglich aus diefem Grunde, nicht ftattfinden fol. Vergl. oben ©. 119. 
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$. 21. VDerfonen, welde an fih zur Aufnahme im den Schubverband 
geeignet erfcheinen, ſich aber nur vorübergehend im Konjularbezirte aufhalten, 
werden nicht in die Matrifel eingetragen. Es können ihmen aber auf ihr 
Verlangen für die Dauer ihres Aufenthalts unter ‚Eintragung in eine be 
fondere Liſte proviſoriſche Schugjcheine nah dem Formular Unlage C.*) in 
deutjcher und franzöſiſcher Sprache ertheilt werben. 

An Stelle der franzöfiihen fann auch eine andere Sprache angewendet 
werden, fofern legtere in dem Konfularbezirfe allgemeiner verjtändlich erfcheint. 

$. 22. Ebenfo ift-der Konful befugt, für Perſonen, welche die ei 
forderlichen Vegitimationspapiere noch nicht bejhafft Haben, dergleichen pro- 
viſoriſche Schutzſcheine auszuftellen, ſofern diefe Perfonen nad den fonft 
eingezogenen Erfundigungen ihm als zur Aufnahme in den Schußverband 
ao ir geeignet erjcheinen. 

. 23. Werfonen der im $. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Kategorien, 
— im Konſularbezirk weder wohnen noch ſich aufhalten, können dennoch 
ihre im Konſnlatsbezirke vorkommenden Angelegenheiten unter dem Schutze 
des Konſuls ſelbſt oder durch Bevollmächtigte betreiben. Die Eintragung 
in die Matrikel, ſowie die Ertheilung und Erneuerung von Schutzſcheinen 
finden in dieſem Falle nicht ſtatt. 

Der Konſul Hat in jedem Falle über die Zuläſſigkeit des verlangten 
Schußes zu entjcheiden. 
Berlin, den 1. Mai 1872. 


Der Reidhsfanzler. 
In Vertretung: 
von Thile. 


4. Zufammenftellung, betreffend die militärifchen Pflichten der 
deutfchen — 


a) Einleitung. 


Die bewaffnete Macht des Deutſchen Reichs beſteht aus 

1. dem Heere, eingetheilt in das ſtehende Heer und die Land— 
wehr, 

der Marine, eingetheilt in die Flotte und die Seewehr, 
dem Landſturme. 

Das ſtehende Heer und die Flotte find beſtändig zum Kriegsdienſte 
bereit. Beide find die Bildungsfhulen der ganzen Nation für dem Krieg. 
Die Landwehr und die Seewehr find zur Unterftüsung des ftehenden Heeres 
und der flotte beftimmt. Der Landfturm tritt nur auf Befehl des Bundes- 
feldherrn zufammen, wenn ein feindliher Einfall Theile des Bundesgebiets 
bedroht oder überzieht. 


ww 


*) Vergl. oben ©. 118. 
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Jeder Deutjche ift wehrpflihtig und kann fih in Ausübung diefer 
Pflicht nicht vertreten laffen. Diejenigen Wehrpflichtigen, welche zwar nicht 
zum Waffendienfte, jedoch zu fonftigen militärifchen Dienftleiftungen, welche 
ihrem bürgerlichen Berufe entiprechen, fähig find, können zu foldhen heran— 
gezogen werden. 

Näheres über die militärischen Pflichten der Deutjchen enthalten folgende 
Geſetze und Verordnungen: 

1. Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienfte, vom 9. No- 
vember 1867 (Bundesgejesblatt ©. 131), 

2. Reihs-Militärgefet vom 2. Mai 1874 (NReichsgefegbl. ©. 45), und 
Geſetz, betreffend Ergänzungen und Aenderungen des Reichs Militärgefekes, 
vom 6. Mai 1880 (Meichsgefegbl. S. 103), jowie Gejeß betr. Abänderungen 
des Reichs -Militärgefeßes, vom 31. März 1885 (Reichsgeſetzbl. ©. 81), 

3. Geſetz über den Landſturm, vom 12. Februar 1875 (Reichögefegbl. 
©. 63), 

4. Geſetz, betreffend die Ausübung der militärischen Kontrole über die 

Derfonen des Beurlaubtenftandes, die Uebungen derfelben, jowie die gegen 
fie zuläffigen Strafmittel, vom 15. februar 1875 (Reichsgeſetzbl. ©. 65), 
- 9. Deutfhe Wehrordnung, vom .28. September 1875 (Centralblatt 
für das Deutſche Reich S. 535), welche in die Erfagordnung und Die 
Kontrolordnung eingetheilt ift, und unterm 31. Auguft 1880 (Centralblatt 
S. 578) Ergänzungen und Aenderungen erhalten hat, 

6. Heerordnung (Rekrutirungsordnung und Landwehrordnung) vom 
28. September 1875. Ergänzt unterm 26. Auguft 1880, 

7. Marineordnung vom 4. Dezember 1883, Berlin, Mittler u. Sohn 
1883. Dieſelbe dient zur militärifhen Ergänzung der Wehrordnung. 

Separatabdrüde der Wehrordnung und der Heerordnung find 1875 im 
Verlage der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (R. v. Deder) er- 
ſchienen und durch Nachträge bis zum Jahre 1883 ergänzt. Einer größeren 
Anzahl deutiher Ronfuln find diefe Ausgaben der Wehrordnung und Heer- 
ordnung amtlich zugefertigt worden. 


au 


b) Die Wehrpflicht. 


Die Wehrpflicht beginnt mit dem vollendeten: 17. Lebensjahre und dauert 
bis zum vollendeten 42. Lebensjahre. 

Ueber die Wehrpflicht der Einwanderer und der Ausländer gelten fol- 
gende Beftimmungen: Wer vom Auslande eingewandert ift und die Staats- 
angehörigfeit in einem Staate des Deutjchen Reichs erworben hat, wird 
nah Maßgabe feines Lebensalters wie alle übrigen Wehrpflichtigen behandelt. 
Perſonen, weldhe das Reichögebiet verlafien, die Reichsangehörigkeit ver- 
loren, eine andere Staatsangehörigfeit aber nicht erworben, oder wieder 
verloren haben, find, wenn fie ihren dauernden Aufenthalt in Deutjchland 
nehmen, zur Geftellung vor den Erſatzbehörden verpflichtet und können nad)- 
träglich ausgehoben, jedoch im Frieden nicht über das vollendete 31. Lebens- 
jahr Hinaus im aftiven Dienfte zurüdgehalten werden. Dasfelbe gilt von 
den Söhnen ausgewanderter und wieder in das Deutſche Reich zurüdgefehrter 
Perſonen, fofern die Söhne feine andere Staatdangehörigkeit euworben haben. 
Vorftehendes findet auch Anwendung auf Ausgewanderte, welche zwar eine 


König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe, 32 
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andere Staatsangebörigfeit erworben hatten, aber vor vollendetem 31. Febens- 
jahre wieder NReichsangebörige werden.  Diefelben bleiben aber, jo fange 


ihre Wehrpflicht dauert, zur Seftellung vor die Erfagbehörden verpflichtet und 


ihrer eventuellen Austebung zum aftiven Militärdienft für den Kriegsfall 
ftebt nichts im Wege. 

Die Wehrpflicht zerfällt im 1) die Pflicht zum Dienfte im Heere oder 
in der Marine (Dienftpflicht) und 2) die Yanditurmpflicht. 

l. Während der Dauer der Wehrpflicht ift jeder Deutjche zwölf Jahre 
dienftpflihtig. Die Pflicht zum Dienft im Heere wird eingetheilt in: 

Era Dienftpflicht im ftehenden SHeere; 
diejelbe dauert fieben Jahr, wovon drei Jahr auf die aftive Dienftoflicht 
fommen, 

e) Yandwehrpflicht, welche fünf Jahr dauert, 

d) Erſatzreſervepflicht, d. i. die Pflicht zum Eintritt in das Heer im 
Fall auferordentliben Bedarfs; fie dauert bis zum vollendeten 31. Vebene- 
jahre. Die erfte Klaſſe der Erfagreferwe dient zur Ergänzung des Heeres 
bei Mobilmachungen und zur Bildung von Erfaß- Truppentheilen, darf aber 
auch in Friedenszeiten zu Uebungen einberufen werden.*) Die Mannfchaften 
der zweiten Klafje der Erfagreferve find in Friedenszeiten von allen mili- 
täriſchen Verpflichtungen befreit; bei ausbredendem Kriege können ſie im 
Falle außerordentlihen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres verwandt werden. 

Die Pflicht zum Dienft in der Marine wird eingetheilt in: 

a) aftive Dienftpflicht RL, 

— er Dienftpfliht in der (flotte; 
. diefelbe dauert fieben Jahr, wovon drei Jahr auf die aftive Dienftpfliht in 
der Flotte fommen, 

ec) Seewehrpflicht. 

Die Seewehrpflicht ift eine verfchiedene, je Nachdem derſelben in der 
Seewehr erfter oder zweiter Klafie genügt wird. Der Eintritt in die See 
wehr erfter Klaſſe erfolgt nad abgeleifteter Dienftpfliht in der Flotte, die 
Seewehr zweiter Klaffe beftebt aus Wehrpflictigen, welde auf der Flotte 
nicht gedient haben. Die Dienftpfliht in der Seewehr erjter Klaſſe dauert 
5 Jahre, die in der Seewehr zweiter Klaſſe bis zum vollendeten 31. Yebensjahre. 

Junge Leute von Bildung, welche ſich während ihrer Dienftzeit jelbit 
gefleiden, ausrüften und verpflegen, und welche die gewonnenen Kenntnifie 
in dem vorgefchriebenen LUmfange dargelegt haben, werden ſchon nach einer 
einjährigen aftiven Dienftzeit im ftehenden Heere zur Reſerve beurlanbt 
(Einjährig - freiwillige). Vergl. 88. 88 ff. der Erſatzordnung. Tunge See 
[eute von Beruf, welche die Berechtigung zum einjährig- freiwilligen Dienft 
erlangt, oder welche das Steuermannseramen abgelegt haben, fönnen im die 
Matrojendivifionen als Einjährig - Freiwillige eingeftellt werden, ohne zur 
Selbftbefleidung oder Selbftverpflegung verpflichtet zu fein. Ebenjo können 
Mufchinentehnifer in die Mafchiniftenabtheilungen der Werftdivifionen als 
Einjährig- Freiwillige eingeftellt werden. Junge Leute aus der Landbevölke— 
tung fönnen als Einjährig- Freiwillige in das Seebataillen 2c. eingeftellt 
werden, doch müflen fie fich ſelbſt befleiden, ausrüften und verpflegen. 


*) Vergl. Art. I, $. 3 des Gefeges vom 6. Mai 1880 (Neichsgefegblatt ©. 103). 
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Seeleute, welche auf einem deutjchen Handelsſchiffe nach vorſchrifts— 
mäßiger Anmufterung (vergl. oben ©. 304) thatfahlih in Dienft getreten 
find, jollen in Friedenszeiten für die Dauer der bei dev Anmufterung ein- 
gegangenen Verpflichtungen von allen Militärdienftpflichten befreit werden, 
haben jedoch eintretenden Falls die legteren nad ihrer Entlafjnng von dem 
Handelsfchiffe, bevor fie jih aufs Neue anmuſtern laſſen, nachträglich zu er— 
füllen (Gejeg vom 9. November 1867, 8. 13, 5.). 

‚2. Alle nicht zum Dienfte im Heere oder in der Marine eingezogenen 
Wehrpflichtigen find im Kriege landfturmpflichtig. 


e) Die Militärpflict. 


Die Militärpflicht ift die Pflicht, fi) der Aushebung für das ftehende 
Heer oder die Flotte zu unterwerfen. Sie beginnt mit dem 1. Januar des 
Kalenderjahres, in welhem der MWehrpflichtige das 20. Yebensjahr vollendet 
und. dauert jo lange, bis über die Dienftpflicht des Wehrpflichtigen endgültig 
entjichieden ift. Während der Dauer der Militärpflicht heißen die Wehr: 
pflichtigen militärpflictig. Die ſeemänniſche Bevölkerung des Reichs ift nur 
der Aushebung für die Flotte unterworfen. Zur ſeemänniſchen Bevölferung 
des Reichs werden gerechnet: a. Seeleute von Beruf, d. h. Leute, welche 
mindeftens ein Jahr auf deutfchen See-, Küſten- oder Haff- Fahrzeugen .ge- 
fahren find; b. See-, Küften- und Haff-Fiſcher, welche die Fiſcherei min- 
deftens ein Jahr gewerbemäßig betrieben haben; ce. Schiffszimmerleute, welche 
zur See gefahren find; d. Mafchiniften, Mafchiniften -Affiftenten und SHeizer 
von See- und Fluß- Dampfern. Um im Allgemeinen wiljenfchaftliche und 
gewerbliche Ausbildung jo wenig wie möglih durch die Dienftpflicht zu 
ftören, ift e8 jedem jungen Mann überlaffen, ſchon nad vollendetem 
.17. Lebensjahre (d. i. nach Beginn der Wehrpflicht), wenn ex die nöthige 
moralifhe und förperlihe Befähigung bat, freiwillig zum drei- oder vier- 
jährigen aftiven Dienft im ftehenden Heere oder in der Flotte einzutreten 
(vergl. 88. 83 flgde der Erfagordnung, 88. 27 flgde der Marineordnung). 

Nah Beginn der Militärpfliht haben die MWehrpflichtigen die Pflicht, 
bei. der Drisbehörde desjenigen Orts, an weldem fie ihren dauernden Auf- 
enthalt rejp. ihren Wohnfis haben, ſich zur Aufnahme in die Refrutivungs- 
Stammrolle anzumelden (Meldepflicht). Diefe Meldung, welche aud) 
ſchriftlich geſchehen kann, muß in der Zeit vom 15. Januar bis zum 1, Februar 
erfolgen. Wer innerhalb des Neichsgebietd weder einen dauernden Auf- 
enthaltsort noch einen Wohnort hat, meldet fich in feinem Geburtsort, und 
wenn der Geburtsort im Auslande liegt, in demjenigen Orte, in welchem 
. die Eltern oder Zamilienhäupter ihren legten Wohnfis hatten, Die Anmeldung 
zue Stammrolle ift jo lange alljährlich zu wiederholen, bis eine endgültige 
Enticheidung über die Dienftpfliht duch die Erſatzbehörden erfolgt ift. 

Militärpflihtige, welche nah Anmeldung zur Stammrolle im Laufe 
eines ihrer Militärpflichtjahre ihren dauernden Aufenthalt oder Wohnſitz nad) 
einem andern Aushebungsbezixk oder Mufterungsbezirk verlegen, haben diejes 
behufs Berichtigung der Stammrolle ſowohl beim Abgange der Behörde 
oder Verfon, welche fie in die Stammrolle aufgenommen hat, als auch nad 
der Ankunft an dem neuen Ort derjenigen, welche daſelbſt die Stammrolle 
führt, ſpäteſtens innerhalb dreier Tage zu melden. 

32* 
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Wer die vorgeichriebene Meldung zur Stammrolle oder zur Berichtigung 
derfelben unterläht, ift mit Geldftrafe bis zu 30 M. oder mit Haft bis zu 
3 Tagen zu beftrafen. Iſt diefe Verſäumniß durdy Umftände herbeigeführt, 
deren Befeitigung nicht in, dem Willen dev Meldepflichtigen laq, fo tritt 
feine un ein. 

Die Geftellun gepflicht iſt die Pflicht der Militärpflihtigen, ſich 
Behu Herbeiführung einer endgültigen Entſcheidung über ihre Dienſtpflicht 
vor den Erſatzbehörden zu geſtellen. Die Erſatzbehörden zerfallen in Erfah- 
bebörden der Minifterialinitanz, Erſatzbehörden der dritten Inftanz, Ober 
Erſatzkommiſſionen (zweite nftanz), Erſatzkommiſſionen (erfte Inftanz). 

Die Minifterialinftang wird durdy die Kriegäminifterien im Verein mit 
den oberjten Eivilwerwaltungsbehörden der einzelnen Bundesftaaten gebildet. 

Erjagbehörde dritter nftanz ift in der Regel der fommandirende General 
in Gemeinfhaft mit dem Chef der Provinzial- oder LYandesverwaltungsbehörbe. 

Ober-Erſatzkommiſſion ift ein höherer Offizier, in der Regel der Brigabde- 
fommandeur, und ein höherer Verwaltungsbeamter, welche unter dem Namen: 
»DOber -Erfagfommiffion im Bezirk der xten Infanteriebrigade« die Erfah- 
angelegenheiten beforgen. . Durch diefe Ober- Erfaßfommiffion erfolgen die 
endgültigen Enticheidungen über Militärpflichtige, — der Be- 
vufung an die höheren Inſtanzen. 

In den einzelnen Aushebungsbezirten bejorgt die Erfagangelegenheiten 
ein Offizier, in der Regel der Landwehrbezirkskommandeur, und ein bürger: 
liches Mitglied (in Preußen in der Regel der Yandratb oder Volizeidireftor) 
unter dem Namen: »Erjasfommilfion des Aushebungsbezirts (Kreiſes x.) 
N. N.« Diefe Kommiffion ift in der Regel fompetent, vorläufige Ent- 
ſcheidungen zu treffen, d i. die Zurüdftellung Militärpflichtiger von der Aus— 
hebung für einen bejtimmten Zeitraum zu verfügen. 

Die regelmäßige Geftellung vor die Erfagbehörden findet höchſtens zwei- 
mal jährlich ftatt. Jeder Militärpflichtige ift indem Ausbebungsbezirfe 
geftellungspflichtig, in welchem er fi zur Stammrolle anzumelden bat. Die 
Aushebungsbezirke fallen in denjenigen deutſchen Staaten, in welden eine 
Kreiseintheilung befteht, in der Megel mit den Kreisgrenzen zufammen. 
Wünfhen im Auslande fih aufhaltende Militärpflichtige ihrer Geftellungs- 
vfliht in näheren als denjenigen Aushebungsbezirfen, in welden fie ſich zur 
Stammrolle angemeldet haben, zu genügen, fo haben fie bei ihrer An- 
meldung zur Stammrolle die Ueberweifung nad) diefen Bezirken zu beantragen. 

Die Entjheidungen der Erſatzbehörden find entweder vorläufige (Zurüd- 
ftellung von der Aushebung für einen beftimmten Zeitraum) oder endgültige 
(Ausihliegung vom Dienft, Ausmufterung vom Dienft, Ueberweifung zur 
Erfaßreferve oder Seewehr, Aushebung für einen Truppen- oder Marinetbeil). 

Zurückſtellung Militärpflichtiger von der Aushebung erfolgt in der Regel 
nur für die Dauer des laufenden Jahres, über das dritte Militärpflichtjahr 
ift fie nur ganz ausnahmsweife zuläffig. Das Nähere ergeben die 88. 27 f. 
der Erfagordnung. Hervorgehoben foll hier nur werden, daß nad $. 31 
daf. die Zurüdftellung der im Auslande lebenden Militärpflichtigen bis zu 
dem in ihrem dritten Militärpflichtjahre ftattfindenden Aushebungsgeſchäfte 
ausgedehnt werden fann. Die Zurüditellung der in Rußland lebenden 
deutfchen Militärpflichtigen darf bis zu diefem Termine Seitens der Kaiſerlich 
deutſchen Botihaft zu St. Petersburg verfügt werden. Da im Auslande 
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(ebende Militärpflichtige, welche ſchon im evften oder zweiten Militärpflicht- 
jahre die Reife nach Deutfchland unternommen baben, um fich zur Mufterung 
vor einer Erſatzkommiſſion zu gejtellen, oft als vorläufig nicht dienftbraudh- 
bar befunden worden find und fi daher jpäter nod einmal haben gejtellen 
müfjen, jo empfiehlt es fich für alle Militärpflichtige, deren Dienftbrauhbar- 
feit Zweifeln unterliegt, bi8 zu dem im ihrem dritten Militärpflichtjahre 
jtattfindenden Aushebungsgeſchäfte Ausjtand nachzuſuchen und ſich erjt dann 
nad Deutſchland zu begeben. 

Bezüglich der endgültigen Entjcheidungen, über welche die 88. 34 ff. der 
Erjfabordnung Näheres enthalten, bejtimmt 8. 41 ebenda: 

1. Ueber Militärpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Aus- 
lande haben, darf durch. die Ober- Erfagfommiffion in folgenden Fällen end- 
gültig entjchieden werden, ohne daß ihr perfönlihes Erfheinen vor 
den Erſatz-Behörden erforderlid ift: 

a) wenn fie durch glaubhafte Ayztliche Zeugnijfe nachweifen, daß fie 

dauernd untauglid find ($. 36, 1 der Erfasordnung); 
b) wenn fie durch glaubhafte ärztliche Zeugniffe nachweifen, daß fie 
nur bedingt tauglich jind (8. 37, 1 und 2 ebenda); 

ce) wenn fie durch glaubhafte obrigfeitlihe Zeugniſſe nachweifen, daß 
ihnen einer der in 8. 30, 2. a—e. ebenda aufgeführten Refla- 
mationsgründe zur Seite fteht.*) 

2. Zur Ausftellung glaubhafter ärztliher Zeugnifie (Mr. 1. a und b) 
können bejtimmte Aerzte im Auslande durch den Reichskanzler ermächtigt 


) Das Alegat lautet wörtlich: 2.- Es dürfen vorläufig zurüdgejtellt werden: 

a) Die einzigen Ernährer — Familien, erwerbsunfähiger Eltern, Groß— 
eltern und Geſchwiſter; 

b) der Sohn eines zur Arbeit und Aufjicht unfähigen Grundbefigers, Päch— 
ters oder Gemwerbetreibenden, wenn diefer Sohn deſſen einzige und unent- 
behrliche Stüge zur wirthichaftlichen englreug des Beſitzes, der Pachtung 
oder des Gewerbes ift; 

e) der nächitälteite Bruder eines vor dem Feinde gebliebenen, oder an den 
erhaltenen Wunden gejtorbenen, oder in Folge derjelben erwerbsunfähig 
gewordenen oder im Kriege an Krankheit gejtorbenen Soldaten, fofern 

durch die Zurüditellung den Angehörigen des letteren eine wejentliche 
Erleihterung gewährt werden fann; 

d) Militärpflichtige, welchen der Belit oder die Pachtung von Grundftüden 
duch Erbſchaft oder Vermächtniß zugefallen, ſofern ihr Lebensunterhalt 
auf deren Bewirtbihaftung angewiefen und die wirthichaftlicye Erhaltung 
des Beſitzes oder der Dachtung auf andere Weife nicht zu ermöglichen ift; 

e) Inhaber von Fabrifen und anderen gewerblichen Etablifjements, in welchen 
mehrere Arbeiter bejchäftigt find, jofern der Betrieb ihnen erſt innerhalb 
des dem Militärpflichtjahre vorangehenden Tahres durch Erbſchaft oder 
Vermächtniß zugefallen oder deren wirthſchaftliche Erhaltung auf andere 
Weife nicht möglich it. Auf Inhaber von Handelshäujern entjprechenden 
Umfangs findet dieſe Vorſchrift ſinngemäße Anwendung; 

f) Miltärpflichtige, melde in Vorbereitung zu einem Lebensberufe oder in 
der Erlernung einer Kunſt oder eines Gewerbes begriffen find und durd) 
eine Unterbrechung bedeutenden Nachtheil erleiden würden ; 
Militärpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Auslande haben, 


— 
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werden,*) Die ertbeilte Ermächtigung wird dur das Gentralblatt für das 
Deutſche Reich veröffentlicht. 

Auch ſind die Aerzte der Kaiſerlichen Marine verpflichtet, dergleichen 
Zeugniſſe auszuſtellen, fofern fie auf Grund der Requiſition eines Reichs— 
fonfuls vom Sciffsftommando Befehl zur Vornahme der ärztlichen Unter- 
juhung erhalten. Die Marineärzte find auch befugt, ärztliche Attefte aus. 
zuftellen, um ſolche Militärpflichtige, welche wegen Krankheit und Gebredhen 
dauernd untauglich oder wegen fleinerer Gebrehen nur als bedingt tauglid) 


zum Militärdienit befunden werden, von dem perjönlichen Erfcheinen vor - 


den Erjagbehörden zu befreien (E. ©. $. 41, 1 und 2), 

Im Halle der Tauglichkeit wird Fein fürmliches Atteſt, jondern nur 
die Drotofollerklärung »tauglih« für das Konjulat abgegeben. 

Erneute ärztliche Unterfuhungen find nur dann vorzunehmen, wenn feit 
der lesten Arztlihen Unterfuhung ein Zeitraum von etwa einem Jahre ver- 
floffen ift, oder wenn erhebliche neue Momente — äußere Beihädigungen 
— zur Sprade zu bringen find. 

3. Auf den nah Nr. 1 vorzulegenden Zeugnifien ift Seitens desjenigen 
Konfuls des deutjchen Reiches, welcher den Militärpflichtigen in feiner Ma- 
trifel führt, die Tdentität zu befcheinigen. ft letzterer in eine Matrifel 
nicht eingetragen, fo tft zur Ausftellung des Tdentitätszeugniffes . derjenige 
Konsul fomvetent, in deffen Bezirk der Militärpflichtige wohnt, refp. welcher 
den Militärpflichtigen nach Negelung feiner Militärpfliht in die Matrifel 
aufzunehmen hätte. Wenn der unterfuchende Arzt für mehrere Konfular- 
bezirfe zur Ausftellung der qu. ärzlichen Zeugniffe befugt ift, jo wird die 
Tdentitätsbefheinigung von demjenigen Konful ertheilt, in deflen Bezirke 
der Ort der ärztlichen Unterfuchung liegt. 

In den Arztlihen Zeugniffen (Mr. 2.) ift von —— Konjul zu 
atteftiren, daß die Ärztliche Anterſugung in Gegenwart eines Konſularbeamten 
ftattgefunden bat. 


Bei Unterfuhungen durch Aerzte der Kaiferlihen Marine ift noch die 


Hinzuziehung eines Offiziers derfelben erforderlih, welcher das Arztlihe At— 
teft mit unterjchreibt. 

Die durdy die militärärztlihe Unterfuhung deutſcher Militärpflichtiger 
im Yuslande entitebenden oder damit zufammenhängenden Koften, einſchließ— 
lich des Arzthonorars, dürfen auf amtliche Fonds nicht übernommen werden, 
vielmehr haben die betreffenden Militärpflichtigen diefelben zu tragen. 





) Diefe Ermächtigung wird grundfägli nur ſolchen Aerzten ertbeilt, welche 


nod) fortdauernd deutſche Neichsangehörige find und ſich am Sit eines deutjchen 
KRonfulats oder in deſſen Näbe aufhalten. Auc erfolgt die Ermächtigung nur für 
jolche ausländifche Gebiete, in denen fich im Intereſſe der deutfchen Bevölkerung ein 
wirflih dringendes VBedürfnik geltend macht. Die Ermächtigung ift ertheilt an 
Aerzte in London, S. Francisco, Moskau, Petersburg, Kiew, Odeſſa, Berdiansf, 
Bufareft, New+ York, Yokohama. Denfelben ift die » Dienftanmweifung zur Beurtheilung 
der Militärdienitfähigkeit und zur Ausftellung von Atteften«, vom 3. April 1877 (vergl. 
auch $8.3—9 und die Anlagen 1—4 der Refrutirungsordbnung) mitgetheilt. Die 
von anderen als den fpeziell ermächtigten, gehörig befannt gemachten Aerzten, und 
von den Marineärzten ausgejtellten Attejte werden als glaubhafte im Sinne des 
8.41 nicht angejehen. 
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4. Militärpflichtige dev feemännifchen Bevölkerung des Deutſchen Reichs 
dürfen im Auslande dur die Kommandanten S. M. Schiffe und Fahrzeuge 
zur Ableitung ihrer ein- oder dreijährigen Dienftzeit- eingejtellt werden; des- 
gleihen Freiwillige der Yandbevölferung, welche ſich zu vierjährigem aktiven 
Dienft verpflichten. Vergl. $. 31 der Marineordnung, den Konfulaten mit: 
getheilt mittelft Zirkulars vom 11. Februar 1884. 

Die heimathlihe Erjasfommiffion wird durch die zuftändige Marine 
behörde hiervon benachrichtigt. 

Militärpflichtige, welche, ohne von der Geftellung entbunden zu fein, 
in den Terminen vor den Erjagbehörden nicht pünktlich erfcheinen, find, 
jofern fie nicht dadurch zugleich eine härtere Strafe verwirkt haben, mit 
Geldftrafe bis zu 30 M. oder mit Haft bis zu 3 Tagen zu beftrafen. Außer 
dem fönnen ihnen von den Erjagbehörden die Vortheile der Looſung entzogen 
werden. Iſt diefe Verſäumniß in böslicher Abſicht oder wiederholt erfolgt, 
jo können fie als unfichere Dienftpflichtige vehandelt, d. 5. ſofort zur Ein- 
itellung gebraht und durd die Landwehrbezirkkkommandos dem nächſten 
Infanterie» Truppentheil oder Marinetheil überwiefen werden. Iſt die Ver— 
ſäumniß durch Umftände herbeigeführt, deren Befeitigung nicht in dem Willen 
der Geftellungspflichtigen lag, jo treten die vorerwähnten Folgen nicht ein. 

Ueber den Einfluß der Militärpflicht auf Auswanderungen gelten folgende 
—* 

Die Entlaſſung aus der Reichsangehörigkeit (Genehmigung zur Aus- 
wanderung) darf Wehrpflichtigen, welche fi) in dem Alter vom vollendeten 
17. bis zum vollendeten. 25. Lebensjahre befinden, nicht ertheilt werden, bevor 
fie ein Zeugniß der Erjasfommiffion darüber beigebradt haben, daß fie die 
Entlafjung nicht blos im der Abſicht nachjuchen, um fi der Dienftpflicht 
im. ftehenden Heere oder in der Flotte zu entziehen. Dies findet, jofern 
Familienväter für fih umd ihre Familie die Auswanderung nachſuchen, auf 
Söhne, welche das 17. Lebensjahr vollendet haben, dergeftalt Anwendung, 
da, wenn auch den Familienvätern die Auswanderung gejtattet werden 
muß, den Söhnen derjelben die Genehmigung zur Auswanderung jo Lange 
zu werjagen ift, als ein folches Zeugniß nicht beigebracht ift. Für die Zeit 
eined Krieges oder einer Kriegsgefahr kann durch Kaijerliche Verordnung die 
Ertheilung der Auswanderungs- Erlaubnik an Wehrpflichtige unterfagt werden. 

Nah S. 140 des Strafgeſetzbuchs für das deutſche Reich wird wegen 
Verlegung der Wehrpflicht beftwaft: 1. ein Wehrpflichtiger, welcher in der 
Abfiht, fi dem Eintritt in den Dienft des ftehenden Heeres oder der 
Flotte zu entziehen, ohne Erlaubniß entweder das Bundesgebiet verläßt, 
oder nad erreichtem militärpflichtigen Alter fih außerhalb des Bundes: 
gebietes aufhält, mit einer Geldftvafe von 150 bis 3000 A. oder mit Ge ' 
fängniß von Einem Monat bis zu Einem Jahre; 2. ein Offizier oder im 
Dffizierrange ftehender Arzt des Beurlaubtenftandes, welcher ohne Erlaubniß 
auswandert: mit Geldftrafe bis zu 3000 A. oder mit Saft oder mit Ge— 
fängniß bis zu 6 Monaten; 3. ein jeder Wehrpflichtige, welcher nad öffent: 
licher Bekanntmachung einer vom Kaifer für die Zeit eines Krieges oder 
einer Kriegsgefahr erlaffenen beionderen Anordnung in Widerfpruc mit der— 
jelben auswandert: mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, neben welchem auf 
Gelditrafe bis zu 3000 A. erkannt werden fann. Der Verſuch ift ftrafbar: 
Das Vermögen des Angejchuldigten. kann, injfoweit als es nad) dem Eu: 
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meſſen des Richters zur Dedung der den Angefchuldigten möglicherweiſe 
treffenden höchſten Geldftrafe und der Koften des Verfahrens erforderlich ift, 


mit Beſchlag belegt werden. Durch diefe Strafe wird übrigens die Militän - 


pfliht nicht gelöft, vielmehr können diefe Perſonen als unfichere Heeres- 
pflichtige jofort in die Atmee eingereibt werden. Auch nah Bezahlung 
einer ſolchen Gelditrafe kann daher das Hinderniß der Eintragung im Die 
Matrifel (j. oben S. 120) noch fortbeftehen. Vergl. auch 88. 142 und 143 
des Strafgeſetzbuchs. 


-d) Die Kontrole. 


Die Kontrole hat den Iwed, die. Erfüllung der militäriſchen Pflichten 
der nicht zum aktiven Heere gehörigen Wehrpflihtigen zu beauffihtigen. Sie 
wird einestbeils durch die Erfagbehörden, andererjeits durch die Yandmwehr- 
behörden — in erjter Inftanz durdy das für jeden Yandwehrbataillons + Bezirk 
eingejegte Yandwehrbezirfs-Kommando, als defien Organ in jedem Landwehr— 
fompagnie»Bezirfe ein Bezirksfeldwebel zur Vermittelung des dienſtlichen 
Verkehrs zwifchen dem Bezirfsfonmando und den Mannfcaften des Be- 
urlaubtenftandes ftationirt ift, — unter theilweifer Mitwirkung der Eivil- 
bebörden ausgeübt. Unter den legteren find auch die Konjuln und Seemanns- 
ümter berufen, innerhalb ihrer Befugniffe bei der Kontrole mitzuwirken. 

Folgende Beftimmungen fommen hierbei befonders in Betradt: 

1. Wehrpflichtigen, welde fid) noch nicht im militärpflictigen Alter 
befinden, — das find Perſonen, welche das 17. Lebensjahr vollendet haben 
bis zum 1. Januar des Kalenderjahres, in weldhem fie das 20. Lebens— 
jahr vollenden — dürfen YAuslandspäfle für eine über den Zeitpunkt des 
Eintritts in das militärpflihtige Alter hinausliegende Zeit nur infoweit er 
theilt werden, als fie eine Beſcheinigung des Eivil-Vorfigenden der Erſatz- 
fommifjion ihres Geftellungsortes darüber beibringen, daß ihrer Abweſenheit 
für die beabfichtigte Dauer gejegliche Hinderniffe nicht entgegenftehen. 

Die Zuläffigkeit der Anmufterung jolher Derjonen durch die Seemanns 
ämter ift von der Beibringung einer gleihen Beſcheinigung abhängig. ., 

2. Zur Kontrole über Erfüllung der Militärpfliht dienen diejenigen 
Scheine, welde die Erſatzbehörden, Landwehrbezirks Kommandos bezw. 
Truppentheils-Rommandeure nach den Vorſchriften der Erſatzordnung aus- 
ſtellen. Wer fih über die Erfüllung der Militärpfliht dur ſolche Scheine 
nicht ausmweifen fann, wird durch die Kontrolbehörden zur fofortigen An- 
meldung zur WRefrutivungs - Stammrolle veranlaft. Auslandspäſſe und 
jonftige Neifepapiere werden Militärpflictigen nur für die Dauer der ihnen 
bewilligten Zurüdjtellung gewährt. Vergl. oben ©. 219. Unmufterungen 
Militärpflichtiger durdy die Seemannsämter dürfen nur für die Dauer der 
ihnen bewilligten Zurüditellung ftattfinden. Vergl. oben ©. 305. 

3. Im Beurlaubtenverhältnik befinden fih alle Perſonen des Be— 
urlaubtenftandes, welche nicht zum aftiven Dienft einberufen find. Zum 
Beurlaubtenftande gehören: a) die Offiziere, Aerzte, Beamten und Mann- 
ichaften der Neferve, Landwehr und Seewehr; b) die vorläufig in die Hei- 
math beurlaubten Rekruten und freiwilligen; c) die bis zur Entjcheidung 
über ihr ferneres Militärverhältniß zur Dispofition der Erjagbehörden ent- 
lafienen Mannjchaften; d) die vor erfüllter aktiver Dienftpfliht zur Dis- 
pofition der Truppentbeile beurlaubten Mannſchaften. 
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Die Perjonen des Beurlaubtenftandes find während des Beurlaubten— 
verhältnifies den zur Ausübung der militärischen Kontrole erforderlichen An- 
ordnungen unterworfen. Sie haben geeignete Vorkehrungen zu treffen, daß 
dienftliche Befehle ihrer VBorgejegten und namentlich Einberufungsordres ihnen 
jederzeit zugejtellt merden fünnen. 

Bei eintretender allgemeiner Mobilmahung haben alle im Auslande 
befindlichen Perſonen des Beurlaubtenftandes fih unverzügli in das Inland 
en: jofern fie hiervon nicht ausdrüdlich dispenfirt werden. Diefer 

Prliht haben fie auf eigene Koften zu genügen; die Konſuln dürfen 
jolchen Derjonen ohne ausdrüdliche höhere Genehmigung die Mittel zur Heim: 
veife aus Neichsfonds nicht gewähren. 

Im Frieden können Mannjchaften der Reſerve und Landwehr, welche 
nad außereuropäifchen Yändern gehen wollen, unter Dispenfation von den 
gewöhnlichen Dienjtpflichten, jedoch unter der Bedingung der Nüdfehr im 
Falle einer Mobilmahung, dur die Landwehrbezirks- Kommandos, Offiziere 
und im Dffizierrange ftehende Aerzte des Beurlaubtenftandes durch den In— 
fanterie- Brigade - Kommandeur auf zwei Jahre beurlaubt werden. 

- Wer feinen Urlaub nachſucht oder erhält, ift zwar in der Wahl feines 
Aufenthaltsorts in Friedenszeiten nicht beſchränkt, muß jedoch die gewöhn— 
lichen Dienftobliegenheiten erfüllen. 

Weiſt der Beurlaubte durch Konfulatsattefte nach, daß er fih in einem 
der erwähnten Länder eine feite Stellung als Kaufmann, Gemerbetreibender x. 
erworben bat, jo kann der Urlaub bis zur Entlaffung aus dem Militär- 
verhältniffe und unter gleichzeitiger Dispenfation von der Rückkehr im Falle 
einer Mobilmahung verlängert werden. Auf die Küftenländer des Mittel- 
ländifhen und Schwarzen Meeres findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 

Den Offizieren und den im Offizierrang ftehenden Werzten, ſowie den 
vorjtehend unter b bis d bezeichneten Mannfchaften des Beurlaubtenftandes 
darf — falls fie nicht nachweifen, daß fie in einem anderen Bundesftaate 
die Staatsangehörigfeit erworben haben — die Entlaffung aus der Staats- 
angehörigfeit nur mit Genehmigung der Militärbehörde ertheilt werden. 

Offiziere und im Offizierrang ftehende Aerzte des Beurlaubtenftandes, 
welche ohne Erlaubnig auswandern, werden — wie bereitö bemerft — mit 
Gelditrafe bis zu 3 000 M oder mit Haft oder mit Gefängnik bis zu ſechs 
Monaten beitraft. 

Die oben unter b und e bezeichneten Mannfchaften find den Beftim- 
mungen im dritten Abjchnitte des Militär- Strafgefegbuhs vom 20. Juni 
1572, über unerlaubte Entfernung und Fahnenfluht, und den Beſtimmun— 
gen im vierten Abjchnitte desjelben Geſetzbuchs, über Selbſtbeſchädigung und 
Vorſchützung von Gebrechen, in gleicher Weife, wie die Werfonen des aktiven 
Dienſtſtandes unterworfen. 

Die vorläufig in die Heimath beurlaubten Rekruten und Freiwilligen 
bedürfen zur Verheirathung der Genehmigung der Militärbehörde. 

Die zur Dispoſition der Truppentheile beurlaubten Mannſchaften können 
bis zum Ablauf ihres dritten Dienſtjahres jederzeit zur Fahne wieder ein— 
berufen werden, und bedürfen bis dahin der militäriſchen Genehmigung zum 
Wechſel des Aufenthaltsorts. 

Im Uebrigen gelten für die Perſonen des Beurlaubtenſtandes die all- 
gemeinen Landesgeſetze und find diefelben in der Wahl ihres Aufenthalts: 
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ortes im In» und Auslande, in der Ausübung ihres Gewerbes, rüdfichtlid) 
ihrer Verbeiratbung und ihrer ſonſtigen bürgerlichen Verhältniſſe Beſchrän⸗ 
kungen nicht unterworfen. 

Perſonen des Beurlaubtenſtandes, welche nach erfolgter Auswanderung 
vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder naturaliſirt werden, treten in den— 
jenigen Jahrgang, welchem fie ohne die ftattgehabte Auswanderung ange 
hört haben würden, wieder ein. 

4, Die Mannſchaften der Erſatzreſerve gebören nicht zum Beurlaubten- 
ftande. Sie find unter anderen den nachfolgenden Beitimmungen unterworfen: 

Sie haben der Militärbebörde den Wechfel ihrer Wohnung anzuzeigen 
und geeignete Vorkehrungen zu treffen, daß ihnen eine etwaige Einberufungs- 
ordre jederzeit vichtig zugeben fann. 

Im Falle eines außerordentlihen Bedürfniſſes können fie auf Grumd 
Kaiferliber Verordnung zu Kontrolverfammlungen einberufen werden. 

Bei eintretender allgemeiner Mobilmahung haben die im Auslande be- 
findlichen Erfagrefewiften erſter Klaſſe ji umverzüglib in das Inland zurüd- 
zubegeben. Bezüglich der Koften dev Heimreife gilt das von den Perſonen 
des Benrlaubtenftandes Gefagte. 

Bei Mobilmabungen und bei beginnender Bildung von Erfaß - Truppen: 
theilen müſſen Erfasrefewiften erſter Klafle der Einberufung fofort Folge 
leiten; für den Fall der Zuwiderhandlung finden die auf die Perſonen des 
Benrlaubtenftandes bezüglichen Vorſchriften im dritten Abjchnitte des Militär 
Strafgefegbuhs vom 20. Juni 1572 auf fie Anwendung. 

Mannfchaften der Erſatzreſerve eriter Klafie, welche ſich der ihnen auf 
Grund des Gejeges auferfegten Kontrole entziehen, werden mit Geldftrafe 
bis zu 60 Mark oder Haft bis zu acht Tagen beftraft. Abgefehen von den 
biernady zu verhängenden Strafen fönnen fie unter Verlängerung ihrer Dienft- 
pflicht in die nächſt jüngere Jahresklaſſ e verſetzt werden. Dauert die Kontrol— 
entziehung zwei Jahre und darüber, jo werden fie entſprechend weiter zurück— 
verſetzt, jedoch niemals über das vollendete 31. Lebensjahr hinaus. 

Mannjchaften der Erjagrefewe erjter Klaſſe, welde nad erfolgter Aus 
wanderung vor vollendetem 31. Yebensjahre wieder naturalifirt werden, treten 
in den Jahrgang wieder ein, welchem ſie ohme die ftattgehabte Auswande- 
rung angehört haben würden. 

Außer dem Falle einer befonderen Anordnung für die Zeit eines Krieges 
oder einer Kriegsgefayr bedürfen fie feiner militärifhen Erlaubniß zur Aus- 
wanderung. Sie find jedoch bei Strafe bis 150 Marf oder von Haft ver— 
pflichtet, won ihrer bevorftehenden Auswanderung dem Bezirfäfeldwebel An— 
zeige zu machen. 

Die Mannſchaften der zweiten Klafje der Erfasrejewe find in Friedens— 
zeiten von allen militärifhen Verpflihtungen befreit. "Bei ausbrechendem 
Kriege können fie im alle auferordentlihen Bedarfs zur Ergänzung des 
Heered verwandt werden. Die Einberufung erfolgt auf Grund Kaiferlicher 
Verordnung. 

Erſatzreſerviſten, welche durch Konſulatsatteſte nachweifen, daß fie im einem 
außereuropäiichen Yande, jedoch mit Ausſchluß der Küftenländer des Mittel- 
ländiſchen und Schwarzen Meeres, eine feite Stellung als Kaufleute, Gewerbe— 
treibende u. j. w. erworben haben, fünnen für die Dauer ihres Aufenthalts 
außerhalb Europas von der Geftellung bei ausbvechendem Kriege befreit werden, 





5. Geſetz, betreffend die Eheichließung und die Beurkundung des 
Derfonenftandes von Bundesangehörigen im Auslande. 


Vom 4 Mat 1870. 
(Bundesgejegblatt ©. 599.) 


Wir Wilhelm x. 

$. 1. Der Bundeskanzler kann einem diplomatischen Vertreter des 
Bundes für das ganze Gebiet des Staates, bei deſſen Hofe oder Regierung 
derjelbe beglaubigt ift, und einem Bundeskonſul für deſſen Amtsbezirk die 
allgemeine Ermächtigung extheilen, bürgerlih. gültige Ehefchliefungen von 
Bundesangehörigen vorzunehmen, und die Geburten, Heirathen und Sterbe- 
fälle von Bundesangehörigen zu beurkunden. 

Z. 2. Die zur Eheſchließung und zur Beurkundung des Perfonenftandes 
ermächtigten Beamten ($. 1) haben über die Beurkundung der Geburten, 
Heirathen -und Sterbefälle getrennte Negifter zu führen. Die vorkommenden 
alle find in protofollarifcher Form unter fortlaufender Nummer in die 

Regiſter einzutragen. Jedes Negifter wird in zwei gleichlautenden Originalen 
nach einem Formulare geführt, welches von dem Bundeskanzler worgefchrieben 
wird. Das Formular fol für alle Beamten ein übereinftimmendes fein. 

Am Tahresichluffe hat der Beamte die Negifter abzufchliefen und das 
eine Eremplar derjelben dem Bundeskanzler einzufenden. Gleichzeitig hat er 
den Regierungen der einzelnen Bundesftaaten aus den Regiſtern einen Aus- 
zug der Fälle mitzutheilen, welche Angehörige derjelben betreffen. 

Wenn im Laufe des Tahres in ein Regiſter eine Eintragung nicht er- 
folgt ift, jo hat der Beamte eine amtliche Beicheinigung hierüber am Jahres— 
Ichlufje dem Bundeskanzler einzufenden. 


8. 3. Der Schliefung der Ehe muß das Aufgebot vorangehen. Vor 
Beginn desjelben find dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nad) den 
Geſetzen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erforderniffe als vor- 
handen nadzumeifen. Imsbejondere haben die Verlobten in beglaubigter 
Form de. 

. ihre Geburtsurfunden; 
s die zuftimmende Erklärung derjenigen Perjonen, deren Einwilligung 
nach den Gefegen der Heimath der Verlobten erforderlich ift. 
Der Beamte kann die Beibringung diejer Urkunden erlaffen, wenn ihm 
die Thatſachen, welche durch diejelben fejtgeftellt werden ſollen, perſönlich 
bekannt oder auf andere Weiſe glaubhaft nachgewieſen ſind. 

Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden, bei- 
jpielsweife von einer verfchiedenen Schreibart der Namen, oder einer Ver- 
fchiedenheit der Vornamen abfehen, wenn im anderer Weife die Identität 
der Betheiligten feftgeftellt wird. 
£ Der Beamte ift berechtigt, den Verlobten die eidesftattlihe Verfiherung 

über die Richtigkeit der Thatſachen abzunehmen, welche duch die vor— 

liegenden Urkunden oder die jonft beigebrachten Beweismittel ihm nicht als 
AO feitgejtellt exjcheinen. 
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Z. 4. Das Aufgebot geſchieht durch eine Bekanntmachung des Beamten, 
welche die ek die Familiennamen, das Alter, den Stand oder das 


Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern enthalten muß. - 


Diefe Bekanntmachung muß an der Thüre oder an einer in die Augen 
fallenden Stelle vor oder in der Kanzlei des Beamten eine Wocde bindurd 
ausgehängt bleiben. Erſcheint an dem Amtsfite des Beamten eine Zeitung, 
jo ift die Bekanntmachung außerdem einmal darin einzurüden, und die Ehe— 
ſchließung nicht vor Ablauf des dritten Tages von dem Tage an zuläffig, 
an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Blatt ausgegeben ift. Unter 
mehreren an dem bezeichneten Orte erfcheinenden Zeitungen bat der Beamte 
die Wahl. 

$.5. Wenn eine der aufzubietenden Perſonen innerhalb der letzten ſechs 
Monate ihren Wohnfig außerhalb des Amtsbereiches ($. 1) des Beamten 
gehabt hat, jo muß die Bekanntmachung des Aufgebots auch an dem früheren 
Wohnfige nah den dort geltenden Vorjchriften erfolgen, oder ein gehörig 
beglaubigtes Zeugniß der Obrigfeit des früheren Wohnortes darüber beige- 
bracht werden, daß dafelbjt Ehehindernifie in Betreff der einzugehenden Ehe 
nicht DE jeien. 

.6. Der Beamte fann aus bejonders bringenben, Gründen von dem 

PR. As (88. 4 und 5) ganz dispenfiren. 
$. 7. Die Schließung der Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen 
dur die an die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete feierliche 
Frage des Beamten: 
ob ſie erklären, daß fie die Ehe mit dem gegenwärtigen anderen 
Theile eingeben wollen, 
Nund durch die bejahende Antwort der Verlobten und dur den hierauf er- 
folgenden Ausſpruch des Beamten, 
daß er ſie nunmehr —— des Geſetzes für rechtmäßig verbundene 
Eheleute erkläre. 
.8. Die Ehe erlangt mit dem Abſchluſſe vor dem Beamten Gürgee 
liche Te 
$. 9. Die über die geſchloſſene Ehe in die Regifter einzutragende Ur- 
funde (Heirathsurkunde) muß enthalten: 
l. Vor- und Familiennamen, Stantsangehörigkeit, Alter, Stand 
oder Gewerbe, Geburts- und Wohnort der die Ehe eingehenden 
Perjonen; 
2. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort ihrer Eltern; 
3. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort der zugezogenen Zeugen; 
4. die auf Befragen des Beamten abgegebene Grflärung der Ver: 
lobten, jowie die erfolgte Verkündigung ihrer Verbindung; 
die Unterfchrift der anwejenden Verjonen. 

S 10. Die vorftehenden Beftimmungen über die Ehejchließung (SS. 3 
bis 9) finden auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, jondern nur 
einer derjelben ein Bundesangehöriger ift. 


© 
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$. 11. Die Eintragung der Geburt eines Kindes in die Regifter kann 
von dem Beamten nur vorgenommen werden, nachdem ſich derjelbe durch 
Vernehmung des Vaters des Kindes oder anderer Perſonen die Ueberzeugung 
von der Richtigkeit der einzutragenden Thatſachen verichafft hat. 

Dieje Eintragung muß enthalten: 

1. den Ort, den Tag und die Stunde dev Geburt; 

‚2. das Geſchlecht des Kindes; 

3. die ihm beigelegten Vornamen; 


4. Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigfeit, Stand oder Ge- 
werbe, jowie den Wohnort der Eltern und zweier bei der Ein- 
tragung zuzuziehender Zeugen; 

9. die Unterjchrift des Vaters, wenn er anmejend ift, und der vor— 
gedachten Zeugen. 


$. 12. Die Eintragung eines Todesfalles in die Megifter erfolgt auf 
Grund der Erklärung zweier Zeugen. Sie muß enthalten: 
1. Vor- und Familiennamen des Verftorbenen, deſſen Staatsangehörig- 
feit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- und Geburtsort; 


2. Vor- und Familiennamen feines Ehegatten; 


3. Vor- und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Stand vder Ge. 
werbe und Wohnort der Eltern des Verftorbenen; 


4. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, foweit diefe Ver- 
hältniſſe befannt find; 


5. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort der Zeugen, welche die Erklärung abgeben, und, wenn 
es Verwandte des Verftorbenen find, den Grad ihrer Verwandtichaft; 


6. Unterfchrift der Zeugen. 


$. 13. Inſoweit dur die Geſetze eines Bundesſtaates den diplomati- 
Ihen Vertretern und Konfuln in Anſehung dev Ehejchliegungen, jowie der 
Benrfundung der Geburten, SHeirathen und Sterbefälle der Angehörigen 
diefes Staated von einer befonderen Ermädtigung nicht abhängige oder aus- 
gedehntere Befugnifje, als die im gegenwärtigen Gejege beftimmten, beigelegt 
find oder fünftig beigelegt werden, ftehen diefe Befugnifje für die bezeichneten 
Angehörigen auch den diplomatifchen Vertretern des Bundes und den Bundes- 
konſuln zu. 


8. 14. Auf die Gebühren, welche für die durch das gegenwärtige 
Gejeb den Beamten des Bundes überwiefenen Gefchäfte und insbejondere 
für die Ausfertigungen und Abfchriften aus den Perfonenftands-Regiftern 
zu erheben find, findet der 8. 38 des Bundesgefehes, betreffend die Organi- 
fation der Bundesfonjulate, jowie die Amtsrechte und Amen der Bundes: 
fonfuln, vom 8. November 1867 (Bundes-Gefegblatt S. 137) Anwendung. 


Urkundlich ac. 
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6. Gefeh über das Paßweſen. 
Vom 12. Oktober 1867. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. verordnen 
im Namen des Morddeutjchen Bundes, nad erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesvathes und des NReichstages, was folgt: 


SA, Bundesangehörige bedürfen zum Ausgange aus dem Bundes- 
gebiete, zur Rückkehr in_dasfelbe, jowie zum Aufenthalte und zu Reifen 
innerhalb desfelben feines. Reifepapiers. 

Doch follen ihnen auf ihren Antrag Päſſe oder fonftige Neifepapiere 
ertbeilt werden, wenn ihrer Befugniß zur Neife geſetzliche Hinderniffe nicht 
entgegenfteben. 

Z. 2. Auch von Ausländern ſoll weder beim Eintritt, noch beim 
Austritt über die Grenze des Bundesgebietes, noch während ihres Aufenthalts 
oder ihrer Reifen innerhalb desfelben ein Reifepapier gefordert werden. 

$. 3. Bundesangehörige wie Ausländer bleiben jedoch verpflichtet, ſich 
auf amtliches Erfordern über ihre Perſon genügend auszumeifen. 

S. 4. Päſſe oder fonftige Neifepapiere, fowie andere Legitimations- 
Urkunden, welche von der zuftändigen Behörde eines Bundesftaates ausgeftellt _ 
find, haben, wenn fie nicht eine ausdrüdliche Beſchränkung in diefer Be- 
ziehung enthalten, Gültigkeit für das ganze Bundesgebiet. 

-$. 5. Eine Verpflihtung zur Vorlegung der Reifepapiere Behufs der 
Viſirung findet nicht ftatt. 
s $. 6. Zur Ertheilung von Päſſen an Bundesangehörige zum Eintritt 
in das Bundesgebiet find befugt: 

l. die Bundesgejandten und Bundesfonfuln; j 

2. die Gefandten jedes Bundesſtaates, jedoch für Angehörige anderer 
Bundesftaaten nur infoweit, als die leßteren in ihrem —— 
nicht vertreten ſind; 

3. ſo lange ſolche noch vorhanden ſind (Art. 56 der Bundesverfaſſung, 
die Konſuln jedes Bundesſtaates, ſoweit ihnen nach den in dem— 
ſelben geltenden Beſtimmungen dieſe Befugniß zuſteht. 

Zur Ertheilung von Auslandspäſſen und ſonſtigen Reiſepapieren ſind 
diejenigen Behörden befugt, welche nach den in den einzelnen Bundesftaaten 
geltenden Beftimmungen diefe Befugniß haben, oder welchen dieſelbe von 
DBundeswegen oder von den NRegierungen der Bundesftaaten fernerhin bei- 
gelegt wird. 

8. 7. Zu Päſſen und fonftigen Reifepapieren find übereinftimmende 
Formulare einzuführen und zu benugen. 

$. 8. Für Päſſe und fonftige Reiſepapiere darf an Stempelabgaben 
und Ausfertigungsgebühren zufammen nicht mehr als höchſtens Ein Thaler 
erhoben werden. 

Die Gejandten und Konfuln find befugt, Päſſe ſtempel- und foftenfrei 
auszuftellen. In welchen Fällen dies außerdem ftattbaft ift, bleibt der Be- 
ſtimmung der einzelnen Regierungen vorbehalten.“) 


*) Vergl. oben ©. 375 Nr. 27. 
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$. 9. Wenn die Sicyerheit des Bundes oder eines einzelnen Bundes— 
ſtaates, oder die öffentlihe Ordnung durch Krieg, innere Unruhen oder jonftige 
Ereignijfe bedroht erjcheint, kann Die Vaßpflichtigkeit überhaupt oder für 
einen beftimmten Bezirk, oder zu Reiſen aus und nad beftimmten Staaten 
des Auslandes, durch Anordnung des Bundespräfidiums vorübergehend ein- 
geführt werden. 

8.10. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1568 in 
Wirkfamkeit. 

Alle Vorfchriften, welche demfelben entgegenftehen, treten außer Kraft. 

Dies berührt jedoch nicht die Beitimmungen über Smwangspäfle und 
Reiferouten, fowie über die Kontrole nen anziehender Perfonen und der 
Fremden an ihrem Aufenthaltsorte. 

Zu legterem Zwecke dürfen indeffen Aufenthaltsfarten weder eingeführt, 
noch, wo fie beſtehen, beibehalten werden. 

Urkundlich u. ſ. w. 


7. Geſetz, betreffend die Wationalität der Kauffahrteifchiffe und 
ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagae. 


Vom 25. Oktober 1867. 
‚(Bundesgefepblatt ©. 35.) 


Wir Wilhelm ꝛc. 


$. 1. Die zum Erwerb durch die Seefahrt beftimmten Schiffe (Kauf 
fahrteifchiffe) der Bundesftaaten haben fortan als Nationalflagge ausſchließ— 
lih die Bundesflagge zu führen (Artikel 54 und 55 der Bundesverfaflung). 

8.2. Zur Führung der Bundesflagge find die Kauffahrteifchiffe nur 
dann berechtigt, wenn fie in dem ausfchlieglichen Eigenthum folder Perjonen 
ſich befinden, welchen das Bundes - Indigenat (Artikel 3 der Bundesverfaflung) 
zufteht. 

5 Diefen Perfonen find gleih zu achten die im Bundesgebiete errichteten 
 Aitiengefellfhaften und Kommanditgefellfhaften auf Aktien, in Preußen auch 
die nach Maßgabe des Gejeges vom 27. März 1567 eingetragenen Genoffen- 
haften, ſofern diefe Geſellſchaften und Genoffenfchaften innerhalb des Bundes- 
gebietes ihren Sit haben und bei den Kommanditgefellihaften auf Aktien 
allen perſönlich haftenden Mitgliedern da8 Bundes - Indigenat zufteht. 
$. 3. Für die zur Führung der Bundesflagge befugten KRauffahrtei- 
Ihiffe find in den an der See belegenen Bundesftaaten Schiffsregifter zu 
_ führen. Die Landesgefege beftimmen die Behörden, welche das Schiffsregifter 
zu führen haben. 

$. 4. Das Schiffsregifter ift öffentlich; die Einficht desjelben it während 
der gewöhnlichen Dienftftunden einem Jeden gejtattet, 
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8.5. Ein Schiff fann nur in das Sciffäregifter desjenigen Hafens 
eingetragen werden, von weldem aus die Seefahrt mit ihm betrieben werden 
foll (Heimathshafen, Regifterbafen). - 

$.6. Die Eintragung in das Schiffsregifter muß enthalten: 

l. den Namen und die Gattung des Schiffes (ob Barke, Brigg 
u. ſ. w.); 
feine Größe und die nad der Größe berechnete Tragfähigkeit; 
die Zeit und den Ort feiner Erbauung, oder, wenn es bie Flagge 
eines nicht zum- Norddeutihen Bunde gehörenden Yandes geführt 
bat, den Thatumftand, wodurd es das Recht, die Bundesflagge 
zu führen, erlangt bat, und außerdem, wenn thunlich, die Zeit 
und den Ort der Erbauung; 
4, den Heimathshafen; 
den Namen und die nähere Bezeihnung des Nhederd, oder, wenn 
eine Nhederei befteht, den Namen und die nähere Bezeichnung 
aller Mitrheder und die Größe der Schiffpart eines eben; ift 
eine Handelsgefellfhaft Nheder oder Mitrheder, jo find die Firma 
und der Ort, an weldhem die Gefellihaft ihren Sit bat, und, 
wenn die Gefellfchaft nicht eine Aftiengefellfhaft ift, die Namen 
und die nähere Bezeihnung aller die Sandelögefellihaft bildenden 
Gejellfhafter einzutragen; bei der Kommanditgefellfhaft auf Aktien 
genügt ftatt der Eintragung aller Gefellihafter die Eintragung 
aller perfönlich baftenden Gefellfchafter; 

6. den Rechtsgrund, auf weldhem die Erwerbung des Eigenthums des 

Schiffes oder der einzelnen Schiffsvarten beruht; 

7. die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder; 

8. den Tag der Eintragung des Schiffes. 

Ein jedes Schiff wird in das — unter einer beſonderen 
Ordnungsnummer eingetragen. 

$. 7. Die Eintragung des Schiffes in das Sciffsregifter darf erſt ge 
ſchehen, das Recht desſelben, die Bundesflagge zu führen, und 
in dem 8. 6 bezeichneten Thatſachen glaubhaft nachgewiefen find. 

$. 8. Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregifter wird von 
der Megifterbehörde eine mit dem Inhalt der Eintragung übereinftimmende 
Urkunde (Gertififat) ausgefertigt. 

Das Certifitat muß außerdem bezeugen, daß die nach 8. 7 erforderlichen 
Nachweilungen geführt find, fowie, daß das Schiff zur Führung der Bundes. 
flagge befugt jei. 

$. 9. Durch das Gertififat wird das Necht des Schiffes, die Bundes— 
flagge zu führen, nachgewieſen. 

Zum Nachweis dieſes Rechts iſt insbeſondere ein Seepaß nicht er— 
forderlich. 

$. 10. Das Recht, die Bundesflagge zu führen, darf weder vor der 
Eintragung des Schiffes in das Schiffsregifter, noch vor der Ausfertigung 
des Gertififats ausgeübt werden. 

$. 11. Treten in den Thatſachen, welche in dem $ $. 6 bezeichnet find, 
nad) der Eintragung Veränderungen ein, jo müſſen diejelben in das Schiffs- 
vegifter eingetragen und. auf dem Gertififate vermerkt werden. 
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Im Fall das Schiff untergehbt oder das Recht, die Bundesflagge zu 
führen, verliert, ift das Schiff in dem Sciffregifter zu löfchen und das 
ertheilte Certifikat zurüdzuliefern, fofern nicht glaubhaft bejcheinigt wird, 
daß es nicht zurüdgeliefert werden könne. 

$. 12. Die Thatjachen, welche gemäß $. 11 eine Eintragung oder die 
Löſchung im Schiffsregifter erforderlich machen, find von dem Rheder binnen 
ſechs Wochen nah Ablauf des Tages, an welchem er von ihnen Kenntnif 
erlangt hat, der Negifterbehörde zum Zweck der Befolgung der Vorſchriften 
des 8. 11 anzuzeigen und glaubhaft nachzuweisen, betreffenden Falls unter 
Surüdlieferung des Certifikats. 

a Verpflichtung zu der Anzeige und Nachweiſung Liegt ob 

wenn eine Rhederei befteht, allen Mitrhedern; 

2 wenn eine Aktiengejellichaft Kheder oder Mitrheder iſt, für dieſelbe 
allen Mitgliedern des Vorſtandes; 

3. wenn eine andere Handelsgeſellſchaft Rheder oder Mitrheder ift, 
für dieſelbe allen perſönlich haftenden Gefellichaftern; 

4. wenn die Veränderung in einem Eigenthumswechjel bejteht, wo— 
durch das Recht des Schiffes, die Bundesflagge zu führen, nicht 
berührt wird, dem neuen Erwerber des Schiffes oder der Schiffspart. 

$. 13. Wenn ein Schiff, welches gemäß der Beftimmung des 8. 2 
zur Führung der Bundesflagge nicht berechtigt ift, unter der Bundesflagge 
fahrt, jo bat der Führer des Schiffes Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern 
oder Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Monaten verwirkt; auch fann auf Kon- 
fisfation des Schiffes erfannt werden. 

$. 14. Wenn ein Schiff, welches gemäß des 8. 10 fich der Führung 
der Bundesflagge enthalten muß, weil die Eintragung in das Schiffsregifter 
oder die Ausfertigung des Schiffscertififats noch nicht erfolgt ift, unter der 
Bundesflagge fahrt, fo bat der Führer des Schiffes Geldbuße bis zu Ein- 
hundert Thalern oder verhältnigmäkige Gefängnißftrafe verwirkt, jofern er 
nicht nachweiſt, daß der unbefugte Gebrauh der Bundesflagge ohne fein 
Verſchulden geichehen fei. 

$. 15. Die im $. 14 angedrohte Strafe hat auch derjenige verwirkt, 
welcher eine nad den Beftimmungen des 8. 12 ihm obliegende Verpflihtung 
binnen der ſechswöchentlichen Frift nicht erfüllt, fofern er nicht beweift, daß 
er ohne fein Verfchulden außer Stande geweſen fei, diefelbe zu erfüllen. Die 
Strafe tritt niht ein, wenn vor Ablauf der Friſt die Verpflihtung von 
einem Mitverpflichteten erfüllt if. Die Strafe wird gegen denjenigen ver- 
doppelt, welcher die Verpflichtung auch binnen ſechs Wochen nad Ablauf 
de8 Tages, an melden das ihn verurtheilende Erkenntniß rechtskräftig ge- 
worden ift, zu erfüllen verfaumt. — 

$. 16. Wenn ein außerhalb des Bundesgebietes befindliches fremdes 
Schiff durch den Uebergang in das Eigentum einer Perfon, welder das 
Bundesindigenat zufteht, das Recht, die Bundesflagge zu führen, erlangt, 
jo können bie Eintragung in das Schiffsregifter und das Gertififat durch ein 
von dem Bundesfonful, in deflen Bezirk das Schiff zur Zeit des Eigenthums’ 
überganges ſich befindet, über den Erwerb des Rechts, die Bundesflagge zu 
führen, extheiltes Atteft, jedoh nur für die Dauer eined Jahres feit dem 
Tage der Ausftellung des Atteftes und über diefes Jahr hinaus nur für 
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die Dauer einer dur böbere Gewalt verlängerten Reife, exiept werden. So 
lange Landeskonſulate noch bejtehen, ift zur Ausftellung des Atteftes auch 


der Konſul des Bundesſtaates befugt, welchem der Erwerber angehört, und - 


in Ermangelung eines ſolchen Konfuls, ſowie in Ermangelung eines Bundes— 
konſuls, der Konful eines’ anderen Bundesſtaates (Art. 56 der Bundes, 
verfaffung). 

8. 17.*) Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Raum- 
aebalt find Ir Ausübung des Rechts, die Reichsflagge zu führen, aud ohne 


vorherige Eintragung in das Sciffsregifter und Ertheilung des Certififats - 


befugt. 

$. 18. Die in Gemäßbeit des F. 2 zur Führung der Bundesflagge 
berechtigten Schiffe, welche in ‚Folge der Vorfchrift Artikel 432 ff. des Allge— 
meinen deutichen Handelsgeſetzbuchs in das Sciffsregifter eines Bundesftaates 
bereits eingetragen und mit Gertififaten Behufs Führung der Landesflagge 
verjehen find, brauchen zur Ausübung des Rechts, die Bundesflagge zu 
führen, von Neuem in das Schiffsvegifter nicht eingetragen und mit neuen 
Gertififaten nicht verfehen zu werden. 

$. 19. Die landesgejeglihen Beftimmungen über die Führung der 
bisherigen Schiffsregifter finden aud auf die nach diefem Gefege zu führen- 
den Schiffsregiiter Anwendung, joweit fie mit den Vorſchriften desſelben ſich 
vertragen, und unbejchadet ihrer ſpäteren Aenderung auf landesgejeglichem Wege. 

8. 20. Gegenwärtiges Gejeß tritt mit dem 1. April 1868 in Wirk 
ſamkeit. 

Für die Schiffe, welche gegenwärtig die mecklenburg-ſchwerinſche Landes— 
flagge zu führen befugt find, treten die Vorſchriften des $. 2 über die Er— 
fordewmiffe der Nationalität erit am 1. April 1869 in ‚Geltung. 

Urkundlich u. j. w. 


8. Seemannsordnung. 


Vom 27. Dezember 1872 
(NReichsgefegblatt f. 1872, ©. 409.) 


Wir Wilhelm, x. 
Erfter Abſchnitt. 


Einleitende Beftimmungen. 


$. 1, Die Vorfchriften diefes Geſetzes finden auf alle Kauffahrteiſchiffe 
(Gefeg vom 25. Dftober 1867 $. 1, Bundesgefehblatt S. 35) Anwendung, 
welche das Recht, die Neichsflagge zu führen, ausüben dürfen. 


*) Diefer ‚Paragraph it durch das Gefeh vom 28. Juni 1873 (fiehe ©. 218) 
an Stelle des früheren 8. 17 geſetzt, welder Iautete: »Den Landesgeſetzen bleibt 
vorbehalten, zu beftimmen, daß und welche kleinere Fahrzeuge (Küftenfahrer u. f. w.) 
zur Ausübung des Rechts, die Bundesflagge zu führen, aud ohne vorherige Ein- 
tragung in das Schiffsregifter und Ertheilung des Eertififats befugt feien.« 
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$.2. Schiffer im Sinne diefes Gejeges ift dev Führer des Schiffes 
(Schiffsfapitän), in Ermangelung oder Verhinderung dejjelben deſſen Stell- 
vertreter. 

$. 3. Zur »Schiffsmannſchaft« (»Mannjchaft«) werden auch die Schiffs- 
offiziere mit Ausſchluß des Schiffers geredynet, desgleichen ift unter »Schiffe- 
mann« auch jeder Schiffsoffizier mit Ausnahme des Schiffers zu verſtehen. 

Perſonen, welde, ohne zur Schiffsmannfhaft zu gehören, auf einem 
Schiffe ald Mafchiniften, Aufwärter oder in anderer Eigenfchaft angeftellt 
find, baben diejelben Rechte und Pflichten, welche im dieſem Geſetze in 
Anſehung der Schiffsmannjchaft feftgefeßt find. Es macht hierbei feinen 
Unterfchied, ob fie von dem Schiffer oder von dem Rheder angenommen 
worden find. 

$. 4. Seemannsämter find innerhalb des Bundesgebiets die Mufterungs- 
behörden der einzelnen Bundesitaaten und im Auslande die Konſulate des 
Deutſchen Reichs. 

Die Errihtung der, Mufterungsbehörden innerhalb des Bundesgebiets 
fteht den Landesregierungen nah Maßgabe der Landesgejebe zu. Die 
Geſchäftsführung derjelben unterliegt der Dberaufficht des Reichs. 


Zweiter Abſchnitt. 
Seefahrtsbüher und Mufterung. 


8.5. Niemand darf im Bundesgebiet als Schiffsmann in Dienft 
treten, bevor er fih über Namen, Heimath und Alter vor einem Gee- 
mannsamte ausgewiefen und von demfelben ein Seefahrtsbuh ausgefertigt 
erbalten bat. 

it der Schiffs mann ein Deutſcher, ſo darf er vor vollendetem vierzehnten 
Lebensjahre zur Uebernahme von Schiffsdienſten nicht zugelaſſen werden; 
auch hat er ſich über ſeine Militärverhältniſſe, ſowie, wenn er noch der 
väterlichen Gewalt unterworfen, oder minderjährig iſt, über die Genehmigung 
des Vaters oder Vormundes zur Uebernahme von Sciffsdienften aus- 
zuweifen. 

Mit dem Seefahrtsbuh ift dem Schiffsmann zugleih ein Abdrud der 
Seemannsordnung und des Gefehes, betreffend die Verpflichtung deutfcher 
Kauffahrteifchiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, auszuhändigen. 

8.6. Die väterliche oder wormundfchaftliche Genehmigung (8. 5) gilt, 
jofern ihr eine Einjchränfung nicht beigefügt ift, als ein- für allemal extheilt. 

Kraft derjelben,, wird der Minderjährige einem Großjährigen gleich 
geachtet, infoweit es fi um den Abſchluß von Heuerverträgen, die aus 
ihnen hervorgehenden Rechte und Pflichten und das gerichtliche Verfahren 
darüber handelt. 

8.7. Wer bereits ein Secahrtsbn ausgefertigt erhalten bat, muß 
behuf3 Erlangung eines neuen Seefahrtsbuches das ältere vorlegen oder den 
Verluſt deflelben glaubhaft mahen. Daß dies gejchehen, wird von dem 
Seemannsamt in dem neuen Seefahrtsbud vermerft. 

Wird der Verluft glaubhaft gemacht, fo ift diefem Vermerke zugleich 
eine Beicheinigung des Seemannsamtes über die früheren Rang- und Dienft- 
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verbältniffe, fowie über die Dauer der Dienftzeit, infoweit der Schiffsmann 
ſich hierüber genügend — beizufügen. 

8.8. Wer nah Inhalt feines Seefahrtsbuches angemuftert ift, darf 
nicht von neuem angemuftert werden, bevor er ſich über die Beendigung 
des früheren Dienftverbältnifies durch den in das Seefahrtsbuch einzu- 
tragenden Vermerk (88. 20, 22) ausgewiefen hat. Kann nah dem Ermeſſen 
des Seemannsamtes em folder Vermerk nicht beigebradt werden, jo dient 
ftatt deflelben, jobald die Beendigung des Dienftverhältnifies auf andere 
Art glaubhaft gemadyt ift, ein vom Seemannsamt hierüber einzutragender ' 
Vermerk im Seefahrtsbuche. 

$. 9., Einrichtung und Preis des Seefahrtsbuches beftimmt der Bundes- 
rath. Die Ausfertigung ſelbſt erfolgt foften- und ftempelfrei. 

Das Seefahrtsbuh muß über die Militärverhältniffe des Inhabers 
($. 5) Auskunft geben. 

$. 10. Der Schiffer hat die Mufterung (Anmufterung, Abmufterung) 
der Schiffsmannfhaft nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen ($. 11 
bis 22) zu veranlaflen. 

Der Schiffsmann bat fih, wenn nidt ein ñ——— Hinderniß 
entgegenſteht, zur Muſterung zu ſtellen. 


$. 11. Die Anmuſterung beſteht in der Verlautbarung des mit dem 
Schiffsmann geſchloſſenen Heuervertrages vor einem Seemannsanıt. Sie muß 
für die innerhalb des Bundesgebiets liegenden Schiffe unter Vorlegung der 
Seefahrtsbücher vor Antritt oder Fortſetzung der Reife, für andere Schiffe, 
jobald ein Seemannsamt angegangen werden fann, erfolgen. 

$. 12. Die Anmufterungsverhandlung wird vom Seemannsamt als 
Mufterrolle ausgefertigt. Wenn die zur Schiffsmannjhaft eines Schiffes 
gehörigen Perſonen nicht gleichzeitig mittelft Einer Verhandlung angemuftert 
werden, jo erfolgt die Ausfertigung auf Grund der erften Verhandlung. 

Die Mufterrolle muß enthalten: Namen und Nationalität des Schiffes, 
Namen und Wohnort des Schiffers, Namen, Wohnort und dienftliche 
Stellung jedes Schiffsmannes, und die Beftimmungen des Heuervertrages, 
einfchlieglih etwaiger bejonderer Veradredungen. Insbefondere muß aus der 
Mufterrolle erhellen, was dem Schiffsmann für den Tag an Speife und 
Trank gebührt. Im Uebrigen wird die Einrihtung der Mufterrolle vom 
Bundesrath beftimmt. 


$. 15. Wird ein Schiffsmann erft nad) Ausfertigung der Mufterrolle 
angemuftert, fo bat das Seemannsamt eine ſolche Mufterung in die Mufter- 
volle einzutragen. 


$. 14. Bei jeder innerhalb des Bundesgebiets erfolgenden Anmufterung 
wird vom Seemannsamt hierüber und über die Zeit des Dienftantritts ein 
Dermerf in das Seefahrtsbud jedes Schiffsmannes eingetragen, welcher zu- 
gleih als Ausgangs- oder Seevak dient. Auferhalb des Bundesgebiets 
erfolgt eine foldhe Eintragung nur, wenn das Seefahrtsbuh zu diefem Zweck 
vorgelegt wird. 

Das Seefahrtsbuch iſt hiernächſt vom Schiffer für die Daier des 
Dienſtverhältniſſes in Verwahrung zu nehmen. 
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8. 15. Wenn ein angemufterter Schiffsmann durch ein unabwendbares 
Hinderniß außer Stande geſetzt wird, den Dienft anzutreten, jo hat er fi) 
hierüber jobald wie möglich gegen den Schiffer und- das Seemannsamt, vor 
welhem die Mufterung erfolgt ift, auszumeifen. 

$. 16. Die Abmufterung befteht in der Verlautbarung der Beendigung 
des Dienftverhältnifjes Seitens des Schiffes und der aus diefem Ver- 
hältniß ausfcheidenden Mannjchaft. Sie muß, fobald das Dienftverhältnig 
beendigt ift, erfolgen, und zwar, wenn nicht ein Anderes vereinbart wird, 
vor dem Seemannsamt desjenigen Hafens, wo da8 Schiff liegt, und nad) 
Verluft des Schiffes vor demjenigen Seemannsamt, welches zuerft angegangen 
werden kann. 

$. 17. Vor der Abmufterung hat der Schiffer dem abzumufternden 
Shiffsmann im Seefahrtsbuh die bisherigen Rang- und Dienftverhältniffe 
und die Dauer der Dienftzeit zu bejcheinigen, auf Verlangen aud ein 
Führungszeugniß zu ertheilen. Das lebtere darf in das Seefahrtsbud nicht 
eingetragen werden. 

$. 18. Die Unterfchriften des Schiffers unter der Befcheinigung und 
dem Zeugniß ($. 17) werden von dem Seemannsamt, vor welchem die Ab- 
"mufterung ftattfindet, Eoften- und ſtempelfrei beglaubigt. 

‚8.19. Verweigert der Schiffer die Ausftellung des Zeugniffes ($. 17), 
oder enthält daffelbe Beſchuldigungen, deren Richtigkeit der Schiffsmann 
beftreitet, jo bat auf Antrag des legteren das Seemannsamt den Sad): 
verhalt zu unterfuchen. und das Ergebniß dev Unterfuhung dem Schiffsmann 
zu befcheinigen. 

$. 20. Die erfolgte Abmufterung wird vom Seemannsamt in dem 
Seefahrtsbuche des abgemufterten Schiffsmannes und in der Mufterrolle 
‚vermerkt. 

$. 21. Die Mufterrolle ift nad) ——— derjenigen Reiſe oder 
derjenigen Zeit, auf welche die als Muſterrolle ausgefertigte Anmuſterungs— 
verhandlung (8. 12) ſich bezieht, dem Seemannsamt, vor welchem abge— 
muſtert wird, zu überliefern. 

Letzteres überſendet dieſelbe dem Seemannsamt des Heimathshafens. 

$. 22. Wenn der Beſtand der Mannſchaft Aenderungen erfährt, bei 
welchen eine Mufterung ($. 10) nad Maßgabe vorfichender Beftimmungen 
unausführbar ift, jo hat der Schiffer, jobald ein Seemannsamt angegangen 
werden kann, bei demjelben unter Darlegung der Hinderungsgründe Die 
Mufterung nadzubolen, oder, ſofern auch diefe nahträglihe Mufterung 
nit mehr möglich ift, den Sachverhalt anzuzeigen. Ein Vermerk: über die 
Anzeige ift vom Seemannsamt in die Mufterrolle und in die Seefahrtsbücher 
der betheiligten Schiffsleute einzutragen. 

8.23. Die für die Mufterungsverhandlungen, einjchlieglih der Aus- 
fertigung der Mujterrolle, zu erhebenden Kojten fallen dem Nheder zur Laft. 

Die Beltimmung über die in gleicher Höhe für alle Seemannsämter 
innerhalb des Bundesgebiets feitzuftellenden Koften bleibt dem Bundesrath 
vorbehalten. 

Bis zur Erledigung diejes Vorbehalts fteht die Beltimmung über die 
Höhe der Koften den Landesregierungen im Verordnungsmege zu. 
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Dritter Abſchnitt. 
Vertragsverbältniß. 
$. 24. Die Gültigkeit des Heuervertrages ift durch ſchriftliche mörafung 
nicht. bedingt. 


$. 25. Wenn bei dem Abſchluß des Heuervertrages die Vereiahenn 
über den Betrag der Heuer nicht durch ausdrückliche Erklärung getroffen iſt, 


jo wird im Qweifel. diejenige Heuer ald vereinbart angefehen, welde das 


Seemannsamt des Hafens, in welchem der Schiffsmann angemuftert wird, 
für die dafelbit zur Zeit der Anmufterung übliche erklärt. 

$- 26. Wenn ein Schiffsmann fi für eine Zeit verheuert, für die er 
durch einen früher gejchloffenen Heuervertrag gebunden ift, jo hat der Anſpruch 
auf Erfüllung des zuerſt gefchloffenen Vertrages den Vorzug. 

Hat jedoch eine Unmufterung auf Grund des jpäteren Vertrages ftatt- 
gefunden, ohne daß auch auf Grund des erſten Vertrages angemuſtert iſt, ſo 
geht jener vor. 

$. 27. Wird ein Schiffsmann erſt nach Anfertigung der Muſterrolle 
geheuert, ſo gelten für ihn in Ermangelung anderer Vertragsbeſtimmungen 
die nach Inhalt der Muſterrolle mit der übrigen Schiffsmannfchaft getroffenen 
Abreden; insbefondere fann er nur diejelbe Heuer fordern, welche nad der 
—— den übrigen Schiffsleuten ſeines Ranges gebührt. 

ZJ. 28. Die Verpflichtung des Schiffsmannes, mit feinen Effekten ſich 
an Brt einzufinden und Schiffsdienſte zu leiſten, beginnt, wenn nicht ein 
Anderes bedungen iſt, mit der Anmuſterung. 

Wenn der Schiffsmann den Dienftantritt länger als vierundzwanzig 
Stunden verzögert, ift dev Schiffer zum NRüdtritt von dem Heuervertrage 
befugt. Die Anſprüche wegen etwaiger Mehrausgaben für einen Erfagmann 


und wegen jonjtiger aus dev Verzögerung erwachjenet" Schäden werden bier- 


durch nicht berührt. 

$. 29. Den Schiffsmann, welcher nad der Anmufterung dem Antritt 
oder der Fortſetzung des Dienftes fich entzieht, kann der Schiffer zur Erfüllung 
jeiner Vfliht durd) das Seemannsamt zwangsweiſe anhalten Laffen. 

Die daraus erwachjenden Kojten hat der Schiffsmann zu erjeßen. 

$. 30. Der Schiffsmann ift verpflichtet, in Anſehung des Schiffs 
dienftes den Anordnungen des Schiffers unmeigerlid Gehorfam zu leiften 
und zu jeder Zeit alle für Schiff und Yadung ihm übertragene Arbeiten zu 
verrichten. 

Er hat diefe Verpflichtung zu erfüllen, jowohl an Bord des Schiffs und 
in defjen Booten, als auch in den Leichterfahrzeugen und auf dem Lande, 
ſowohl unter gewöhnlichen Umſtänden, als auch unter Havarie 

Ohne Erlaubniß des Schiffers darf er das Schiff bis zur Abmuſterung 
nicht verlaſſen. Iſt ihm eine ſolche Erlaubniß ertheilt, ſo muß er zur feſt— 
geſetzten Zeit, wenn aber feine Zeit feſtgeſetzt iſt, noch vor 8 Uhr Abends 
zurüdfehren. 

$. 31. Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, jo ift der Schiffsmann 
nur in dringenden Fällen jchuldig, länger als zehn Stunden täglich zu 
arbeiten. 


ven 
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$. 32. Bei Seegefahr, bejonders bei drohendem Schiffbruch, ſowie bei 
Gewalt und Angriff gegen Schiff oder Ladung hat der Schiffsmann alle be 
fohlene Hülfe zur Erhaltung von Schiff und Ladung umweigerlich zu leiften, 
und darf ohne Einwilligung des Sciffers, jo lange diefer felbft an Bord 
bleibt, das Schiff nicht verlaſſen. 

Er bleibt verbunden, bei Schiffbruh für Rettung der Perfonen und 
ihrer Effekten, jowie für Sicheuftellung der Schiffstheile, der Geräthichaften 
und »der Ladung, den Anordnungen des Schiffers gemäß, nad) beften Kräften 
zu jorgen und bei der Berqung gegen Fortbezug der Heuer und der Ver 
pflegung Hülfe zu leijten. 

$. 33. Der Schiffsmann ift verpflichtet, auf Verlangen bei der Ver- 
flarung mitzuwirken und jeine Ausfage eidlich zu beſtärken. 

Dieſer Verpflihtung bat er gegen Zahlung der etwa erwachjenden 
Reije- und Verſäumnißkoſten nahzufommen, auch wenn der Heuewertrag in 
Folge eines DVerluftes des Schiffes beendigt iſt ($. 56). 

8. 34. Wird nach Antritt der Neife entdedt, daß der Schiffsmann zu 
dem Dienfte, zu weldhem er ſich verheuert hat, untauglich ift, fo ift der 
‚Schiffer befugt, den Schiffsmann, mit Ausſchluß des Steuermanns, im Range 
hevabzufegen und jeine Heuer verhältnigmähig zu verringern. 

Macht der Schiffer von diefer Befugniß Gebrauh, jo bat er die ..ge- 
troffene Anordnung, jobald thunlih, dem Betheiligten zu eröffnen, auch 
in dad Sciffsjournal einzutragen, daß und wann dies gejchehen. Vor 
der Eröffnung und Eintragung tritt die Verringerung der Heuer nicht in 
Wirkjamfeit. 

$. 35. Die Heuer ift in Ermangelung einer anderweitigen Abrede vom 
Zeitpunfte dev Anmufterung an zu zahlen. 

$. 36. Die Heuer ift dem Schiffsmann, ſofern feine andere Vereinbarung 
getroffen ift, erjt nady Beendigung der Reife oder bei der jonftigen Beendigung 
des Dienftverhältnifies zu zahlen, wenn diefe früher erfolgt. 

Der Schiffsmann kann jedoch bei Zwifchenreifen in dem erften Hafen, 
in weldem das Schiff ganz oder zum größeren Theil entlöfcht wird, die 
Auszahlung der Hälfte der bis dahin verdienten Heuer ($. 67) verlangen, 
jofern bereits jechs Monate feit der Anmufterung verfloffen find. In gleicher 
Weiſe ift der Schiffsmann bei Ablauf je weiterer jehs Monate nad) der 
früheren Auszahlung wiederum die Auszahlung der Hälfte der jeit der 
lebten Auszahlung verdienten Heuer zu fordern berechtigt. 
$. 37. Ob und inwieweit vor dem Antritt der Reife Vorſchußzahlungen 
auf die Heuer zu leiften oder Handgelder zu zahlen find, bejtimmt in Er: 
mangelung einer Vereinbarung der Ortsgebrauch des Hafens, in welchem der 
Schiffsmann angemuftert wird. 

$. 38. Alle Zahlungen an Schiffsleute müffen, wenn nicht ein Anderes 
vereinbart ift, nah Wahl derfelben entweder baar oder mittelft einer auf 
den Rheder ausgeftellten, auf Sicht zahlbaren Anweifung geleiftet werden. 

$. 39. Vor Antritt der Reife hat der Schiffer ein Abrechnungsbuch 
anzulegen, in welches alle auf die Heuer geleifteten Vorſchuß- und Abſchlags— 
zahlungen, jowie die etwa gegebenen Handgelder einzutragen find. In dem 
Abrechnungsbuche ift von dem Schiffsmann über den Empfang jeder Zahlung 
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zu quittiven. Auch bat der Schiffer jedem Schiffsmann, der es verlangt, 
noch ein befonderes Heuerbud zu übergeben und darin ‚ebenfalls jede auf 
die Heuer des Inbabers geleitete Zahlung einzutragen. 

$. 40. Wenn die Zahl der Mannſchaft ſich während der Reife ver 
mindert und nicht wieder ergänzt wird, fo find, falls nicht ein Anderes 
bedungen it, die dadurch erfparten SHeuerbeträge unter die verbleibenden 
Schiffslente nah Verhältniß ihrer Heuer zu vertheilen. Ein Anfprud auf 
die Vertbeilung findet jedoch nicht ftatt, wenn die Verminderung der Mann: 


haft durch Entweihung herbeigeführt ift und die Effeften des entwichenen 


Schiffsmannes nicht an Bord zurüdgeblieben find. 

Wenn die Zahl der Mannſchaft ſich während der Reife um mebr als 
ein Sechſtel verringert, jo muß der Schiffer diefelbe auf Verlangen der ver 
bleibenden Sciffsleute ergänzen, fofern die Umftände eine Ergänzung ger 
ftatten. 

$. 41. in allen Fällen, in welchen ein Schiff länger als zwei Jahre 
auswärts verweilt, tritt in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für 
den ſeit zwei Jahren in Dienft befindlihen Schiffsmann eine Erhöhung der 
Heuer ein, wenn diefe nach Zeit bedungen ift. 

Diefe Erhöhung wird wie folgt beftimmt: 

l. der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres in die in 
der Mufterrolle beftimmte oder aus derjelben als Durchſchnitts— 
betrag ſich ergebende Heuer der Feichtmatrofen, und mit Beginn 
des vierten Jahres in die in der Mufterrolle beftimmte Heuer der 
Vollmattojen ein; 

2. der Leichtmatrofe erhält mit Beginn des dritten Jahres die in 
der Mufterrolle beftimmte Heuer der Vollmatrofen und mit Beginn 
des vierten Jahres ein Fünftel derjelben mehr an Heuer; 

3. für die übrige Mannfchaft fteigt die in dev Mufterrolle angegebene 


Heuer mit Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel und mit 


Beginn des vierten Jahres um ein ferneres Fünftel ihres urſprüng— 
lihen Betrages. 

In dem Fall der Ziffer 2. tritt der Leichtmatroſe mit Beginn des 
dritten Jahres in den Rang eines Vollmatrojen ein. 

$. 42. Die aus den Dienft- und Henewerträgen herrührenden Forde- 
rungen des Schiffers und der zur Schiffsmannfhaft gehörigen Perjonen, 
welde auf einem, nad den Art. 366 und 867 des Allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuches als verſchollen anzuſehenden Schiffe ſich befunden haben, 
werden fällig mit Ablauf der Verſchollenheitsfriſt. Das Dienſtverhältniß 
gilt ſodann einen halben Monat nach dem Tage für beendet, bis zu welchem 
die letzte Nachricht über das Schiff reicht. 

Der Betrag der Forderungen iſt dem Seemannsamt des Heimaths— 
hafens zu übergeben, welches die Aushändigung an die Empfangsberechtigten 
zu vermitteln bat. 

8.43. Dem Schiffsmann gebührt Beföftigung für Rechnung des 
Schiffes von dem Zeitpunkt des Dienftantritts an. Er darf die verabreichten 
Speifen und Getränfe nur zu feinem eigenen Bedarf verwenden umd nichts 
davon veräußern, vergeuden oder jonjt bei Seite bringen. 
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$. 44. Die Schiffsmannfhaft hat an Bord des Schiffes Anſpruch auf 
einen, ihrer Zahl und der Größe des Schiffes entjprechenden, nur für fie 
und ihre Effekten bejtimmten, wohlverwahrten und genügend zu lüftenden 
Logisraum. 

Kann dem Schiffsmann in Folge eines Unfalls oder aus anderen 
Gründen zeitweilig ein Unterfommen auf dem Schiff nicht gewährt werden, 
jo ift ihm ein anderweitige angemefjenes Unterfommen zu verjchaffen. 

& 45. Die dem Schiffsmann für den Tag mindeitens zu verabreichen- 
den Speifen und Getränke ($. 43), die Größe und die Einrichtung des Logis: - 
raumes ($. 44) und die mindeitens mitzunehmenden Heilmittel bejtimmen fich 
im Smeifel nad dem örtlichen Recht des Heimathshafens. 

Der Erlaß näherer Beftimmungen fteht den Landesregierungen im Ber- 
ordnungsmwege zu. 

$. 46. Der Schiffer ift berechtigt, bei ungewöhnlich langer Dauer der 
Reife, oder wegen eingefretener Unfälle, eine Kürzung der Nationen oder 
eine Wenderung binfichtlih der Wahl der Speifen und Getränfe eintreten 
zu laffen. 

Er bat im Schiffsjourmal zu bemerken, wann, aus welchem Grunde 
und in welcher Weife eine Kürzung oder Aenderung eingetreten ift. 

Wenn dies verfaumt ift, oder wenn die vom Schiffer getroffenen Ans 
ordnungen fich als ungerechtfertigt oder durch fein Verfchulden herbeigeführt 
erweijen, jo gebührt dem Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen 
entjprechende Vergütung. Leber diefen Anſpruch entjcheidet unter Vorbehalt 
des Nechtsweges das Seemannsamt, vor welchem abgemuftert wird. 

8. 47. Wenn ein Schiffsoffizier oder nicht weniger als drei Schiffs- 
leute bei einem Seemannsamte Beſchwerde darüber erheben, daß das Schiff, 
für welches jie angemuftert find, nicht feetüchtig ift, oder daß die Vorräthe, 
welche das Schiff für den Bedarf der Mannfchaft an Speifen und Getränten 
mit ſich führt, ungenügend oder verdorben find, jo hat das Seemannsamt 
eine AUnterfuhung des Schiffes. beziehungsweife dev Vorräthe zu veranlaffen, 
und deren Ergebniß in das Schiffsjournal einzutragen. Auch bat dafjelbe, 
falls die Beſchwerde ſich als begründet erweift, für die geeignete Abhülfe 
Sorge zu tragen. 

$. 48. Falls der Schiffsmann nad Antritt bes Dienftes erkrankt oder 
verwundet wird ‚ So trägt der Rheder die Koften der Verpflegung und 
Seilung: 

1. wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Verwundung die 
Reife nicht antritt, bis zum Ablauf von drei Monaten feit der 
Erkrankung oder Verwundung; 

2. wenn er die Reife antritt und mit dem Schiffe nad) einem 
deutjchen Hafen zurüdfehrt, bis zum Ablauf von drei Monaten 
feit der Rüdfehr des Schiffes; 

3. wenn er die Reife antritt und mit dem Shift zurückkehrt, die 
Rückreiſe des Schiffes jedoch nicht in einem deutſchen Hafen endet, 
bis zum Ablauf von ſechs Monaten ſeit der Rückkehr des Schiffes; 

4. wenn er während der Reife am Lande zurüdgelaffen werden 
mußte, bis zum Ablauf von ſechs Monaten jeit der Weiterreife 
des Schiffes. 


Huch gebührt dem Schiffsmann, falls er nicht mit dem Schiffe nad) 
dem Hafen zurüdfehrt, von welchem das Schiff feine Ausreiſe angefreten 
bat, freie Jurüdbeförderung nach diefem Hafen (88. 65, 66), oder mad) 
Wahl des Sciffers eine entiprehende Vergütung. 

$.49, Die Heuer bezieht der erkrankte oder verwundete Schiffsmann: 

wenn ex die Reiſe nicht antritt, bis zur Einftellung des Dienftes; 
wenn er die Reiſe antritt und mit dem Schiffe zurüdfehrt, bis 
zur Beendigung der NRüdreife; \ 
wenn er während der Reife am Lande zurüdgelaffen werden 
mußte, bis zu dem Tage, an weldem er das Schiff verläßt. 

Iſt der Schiffsmann bei der Vertheidigung des Schiffes bejhädigt, jo 
hat er überdies auf eine angemefjene, erforderlichenfalls von dem Richter zu 
beftimmende Belohnung Anſpruch. 

$. 50. Auf den Schiffsmann, welcher die Krankheit oder Verwundung 
durch eine unerlaubte Handlung fi zugezogen hat, oder mit einer ſyphili— 
tifchen Krankheit behaftet ift, finden die 88. 48 und 49 feine Unwendung. 

$. 51. Stirbt der Schiffsmann nad) Antritt des Dienftes, jo hat der 
Rheder die bis zum Todestage verdiente Heuer ($. 67) zu zahlen und bie 
Beitattungsfoften zu tragen. 

Wird der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffes getöbtet, jo hat 
der Rheder überdies eine angemefjene, erforderlihenfalls von dem Richter 
zu beftimmende Belohnung zu entrichten. 

$. 52. Ueber jeden nad Antritt des Dienftes eintretenden Todesfall 
_ eines Schiffsmannes muß vom Schiffer unter Suziehung von zwei Schiffs- 
offizieren oder anderen glaubhaften Perſonen- ein urkundlicher Nachweis be- 
ihafft werden. Die Urkunde muß Tag und Stunde des Todes, Vor- und 
Kamiliennamen, Geburts- oder Wohnort und Alter des Verftorbenen, ſowie 
die muthmahliche Urjache des Todes. enthalten. Sie ift von dem Schiffer 
und den zugezogenen Zeugen zu vollziehen. 

Soweit der Nachlaß des verftorbenen Schiffsmannes fih an Bord be- 
findet, hat der Schiffer für die Aufzeihnung und Aufbewahrung, ſowie 
erforderlichenfalls für den Verkauf des Nachlaſſes Sorge zu tragen. Die 
Aufzeihnung ift unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen 
alaubhaften Werfonen vorzunehmen. 

Die Nachlaßgegenftände felbft, der etwaige Exlös aus denjelben, ſowie 
der etwaige Heuerrüditand find mebft der erwähnten Aufzeihnung und dem 
Nachweis über den Todesfall demjenigen Seemannsamt, bei dem es zuerft 
gefchehen fann, zu übergeben. Wenn im Auslande das Seemannsamt aus 
beionderen Gründen die Uebernahme der Nachlaßgegenſtände ablehnt, jo 
hat der Schiffer die Uebergabe bei demjenigen Seemannsamt zu bewirken, 
bei welchem es anderweit zuerſt gejchehen kann. 

Durch die Vorſchriften des erften und dritten Abſatzes werden die auf 
die Führung der Eivilftandsregifter bezüglihen Beſtimmungen der Yandes- 
gefeße nicht berührt.”) 


*) Vergl. 88. 61 bis 64 des Reichs-Geſetzes vom 6. Februar 1875 (Reichs- 
Gejegbl. S. 23), durd) welche $. 52 der Seemannsordnung modifizirt ift. 
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$. 53. Wenn der Schiffer während der Reife ftirbt, ift der Steuer- 
mann verpflichtet, für die Beſchaffung eines Nachweiſes über den Todesfall 
und für den Nachlaß nad Maßgabe der vorjtehenden Beftimmungen ($. 52) 
zu jorgen. 

8.54. Der Shiffsmann ift verpflichtet, während der ganzen Reife, 
einjchließlich etwaiger Smwifchenreifen, bis zur Beendigung der Nüdreife im 
Dienfte zu verbleiben, wenn in dem Heuervertrage nicht ein Anderes be- 
ftimmt. ift. 

Unter Rüdreife im Sinne der vorjtehenden Beftimmung ift die Reiſe 
nad) dem Hafen zu verftehen, von welchem das Schiff feine Ausreife an- 
getreten hat. Wenn jedoch das Schiff von einem nicht- europäischen Hafen 
oder von einem Hafen des Schwarzen oder des Azowſchen Meeres fommt und 
dafjelbe jeine Ausreife von einem deutſchen Hafen angetreten hat, fo gilt 
auch jede der nachjtehend bezeichneten Reifen als Rüdreife, falls der Schiffer 
jpäteftens alsbald nad der Ankunft die Neife der Schiffsmannſchaft gegen⸗ 
über ni beendigt erklärt: 

die Reife nad jedem anderen deutfchen Hafen, 

2. die Reife nad) einem außerdeutſchen Hafen der Nordfee oder nad) 
einem Hafen des Kanals oder Großbritanniens, 

3. jofern das Schiff jeine Ausreiſe von einem Hafen der Ditjee 
angetreten bat, audy die Reife nach einem auferdeutichen Hafen 
der Dftjee oder nach einem Hafen des Sundes oder des Kattegats. 

Endet die Rüdreije nicht in dem Hafen, von weldem das Schiff jeine 
Ausreife angetreten hat, jo bat der Schiffsmann Anſpruch auf freie 
Zurüdbeförderung (88. 65, 66) nach diefem Hafen und auf Fortbezug der 
Heuer während der Reife oder nad feiner Wahl auf eine entiprechende 
Vergütung. 

2.55. Mac beendigter Reife fann der Schiffsmann feine Entlafjung 
nicht früher verlangen, als bis die Ladung gelöſcht, das Schiff gereinigt 
und im Hafen oder an einem anderen Orte feitgemaht, auch die etwa 
erforderlihe Verklarung abgelegt ift. 

$. 56. Der Heuervertrag endet, wenn das Schiff durch einen Zufall 
dem Rheder verloren geht, insbefondere 

wenn es verunglüdt; 

wenn es als zeparaturunfähig oder reparaturunwürdig fondemnirt 
(Art. 444 des Allg. deutihen Handelsgefegbuhs) und in dem 
legteren Falle ohne Verzug öffentlich verfauft wird; 

wenn ed geraubt wird; 

wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute Prife exflärt 
wird. 

.. Dem Schiffsmann gebührt alsdann nicht allein die verdiente Heuer 
(8. 67), jondern aud) freie Iurüdbeförderung (88. 65, 66) nad dem Hafen, 
von welchem das Schiff feine Ausreife angetreten hat, oder nach Wahl des 
mens eine entjprechende Vergütung. 


$. 57. Der Schiffer kann den Schiffsmann, aboefehen von den in dem 

Seuervertrage beſtimmten Fällen, vor Ablauf der Dienſtzeit entlaſſen: 

1. jo lange die Reife noch nicht angetreten iſt, wenn der Schiffsmann 
zu dem Dienjte, zu welchem er fich verheuert bat, untauglich ift; 
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2. wenn ber Schiffsmann eines groben Dienftvergebens, insbejondere 


des wiederholten Ungehorfams oder der fortgejegten Widerfpenftig- 


feit, der Schmuggelei ſich ſchuldig madt; 

3. wenn der Schiffsmann des Vergehend des Diebſtahls, Betrugs, 
der Untreue, Unterihlagung, Heblerei oder Fälſchung oder einer 
nah dem Strafgeſetzbuche mit Zuchthaus bedrohten Handlung fid) 
ſchuldig madt; 

t, wenn der Schiffämann mit einer fypbilitifhen Krankheit behaftet 
ift, oder wenn er durch eine unerlaubte Handlung eine Krankheit 
oder Verwundung ſich zuzieht, welche ihn arbeitsunfähig madt; 

5. wenn die Reife, für welde der Schiffsmann geheuert war, wegen 
Krieg, Embargo oder Blofade oder wegen eines Ausfuhr- oder 
Einfubrverbot8 oder wegen eines anderen, Schiff oder Ladung be- 
treffenden Zufalls nicht angetreten oder fortgefeßt werden kann. 

Die Entlaffung, jowie der Grund derjelben muß, jobald es geichehen 
fann, dem Schiffsmann angezeigt und in den Fällen der Siffern 2,3, 4 in 
das Sciffsjournal eingetragen werden. 


$. 58. Dem Schiffsmann gebührt in den Fällen der Ziffern 1 bis 4 


des $. 57 nicht mebr als die verdiente Heuer ($. 67), in den Fällen der 


Ziffer 5 hat er, wenn er nach Antritt der Reife entlaffen wird, nicht allein 
auf die verdiente Heuer, jondern auch auf freie Zurüdbeförderung (88. 65, 66) 
nad dem Hafen, von welchem das Schiff feine Ausreife angetreten bat, oder 
nad Wahl des Schiffers auf eine entſprechende Vergütung Anſpruch. 


— $. 59. Der für eine Reiſe geheuerte Schiffsmann, welcher aus anderen 
ald aus den in dem 8. 57 erwähnten Gründen vor Ablauf des Heuer- 

vertrages entlaffen wird, behält, wenn die Entlafjung vor Antritt der Reife 
erfolgt, als EntfHädigung die etwa empfangenen Hand- und Vorſchußgelder, 
joweit diefelben den üblihen Betrag nicht überfteigen. 

Sind Hand» und Vorſchußgelder niht gezahlt, jo bat er als Ent- 
ihädigung die Heuer für einen Monat zu fordern. 

it die Entlafjung erſt nah Antritt der Reife erfolgt, jo hat er An— 
ſpruch auf freie Zurüdbeförderung (8. 65, 66) nad) dem Hafen, von weldem 
das Schiff feine Ausreife angetreten, oder nah Wahl des Schiffers auf eine 
entjprehende Vergütung. Auch erhält er außer der verdienten Heuer ($. 67) 
noch die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem er in einem europäi- 
ihen (3. 70) oder in einem nicht-europäifchen Hafen entlaffen ift, jedoch 
nicht mehr als er erhalten würde, wenn er erſt nach Beendigung der Reije 
entlaffen worden wäre. 


Z. 60. Wenn die Vorfhrift am Schluß des vorftehenden Paragraphen 
Anwendung findet, und der Schiffsmann nad) Beendigung der Reife in 
einem deutſchen Hafen entlaifen worden wäre, jo wird, um die ibm außer 
der verdienten Heuer gebührende Heuer zu bejtimmen, die Dauer der Reife 
eines Segelſchiffes gerechnet: 
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nad Häfen 


| ber 
Nord- | 
von Häfen: jee. IE 
1. der Nordjee bis zum 61. Grade nördlicher Breite Monaten 
und des Englifhen Ranale zu..........2.:. 1 1% 
2. der Dftfee und der angrenzenden Gewäſſer zu... 1% 1 
3. in Europa außerhalb des Englifhen Ranals und 
bis zur Straße von Gibraltar mit Einſchluß der 
Azoren, fowie der Nordfee über den 61. Grad 
nördlicher Breite hinaus und außerhalb der 
Nordſee bis zum Nordkap einfchlieglih zu..... 1% 2 
4. des Mittelmeered, des Schwarzen und Azowfchen 
ad irn are ach «Rate ne 2 2 
5. in Europa, öſtlich des Nordkaps zu ......... 2 2 
6. der Oftfüfte Amerikas von Quebeck bis Riv ve 
Slaneixo, einfchließlihiam..n jesi- ty. 2 2% 
7. jüdlih von Rio de Janeiro bis Kap Horn ein- 
REN ee rer er er 2% 3 
8. der Weſtküſte Amerikas von Kay Horn bis Pa— 
nama einfhließlih zu ».2.2.2unseeeeeene nn 3% 4 
I. der Weftfüfte von Afrika nördlih vom Aequator sr 
einschließlich der Kanariſchen und der Kapverdifchen | 
N EEE ER 2 2% 
10. jüdlih vom Aequator bis zum Kap der guten 
Hoffnung einſchließlic zzzzz 2% 2% 
11. jenfeits des Kap der guten Hoffnung, diesjeits 
des Kap Komorin mit Einfhluß des Rothen 
Meeres und des Verfiihen Golfs ju......... 3% 4 
12. von den jonftigen, vorftehend nicht mit ein- 
beqriffenen Häfen zu ............. SERA EEE 4 4 





$. 61. Der Schiffsmann fann feine Entlafjung fordern: 

1. wenn fih der Schiffer einer jchweren Verlegung feiner ihm gegen 
denfelben obliegenden Pflichten, insbefondere duch Mißhandlung 
oder durch grundlofe Vorenthaltung von Speife und Trank ſchuldig 
madt; 

2. wenn das Schiff die Flagge wechſelt; 

3. wenn nad Beendigung det Ausreife eine Swifchenreife befchloffen, 
oder wenn eine Zwifchenreije beendigt ift, ſofern feit dem Dienft- 
antritt zwei oder drei Jahre, je nachdem das Schiff in einem 
europäischen (8. 70) oder in einem nicht-europäifchen Hafen fich 
befindet, verfloffen find. 

Der Wechfel des Rheders oder Schiffers giebt dem Schiffsmann kein 
Recht, die Entlaſſung zu fordern. 

8. 62. In dem Falle des 8. 61 Siffer 3 kann die Entlafjung nicht 
gefordert werden: 
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l. wenn der Schiffdmann für eine längere als die bafelbft ange 
gebene Zeit ſich verbeuert hat. Die Verheuerung auf unbe, 


fimmte Zeit oder mit der allgemeinen Beftimmung, daß nad - 


Beendigung der Ausreife der Dienft für alle Reifen, welche noch 
befehlofien werden möchten, fortzufegen fei, wird als Verhenerung 

auf joldhe Zeit nicht angefehen; 

2. fobald die Nüdreife angeordnet ift. 
$. 63. Der Schiffsmann bat in den Fällen der Ziffern 1 und 2 des 
. 61 diejelben Anſprüche, welde für den Fall des $. 59 beftimmt find; 
. dem alle der Ziffer 3 gebührt ihm nicht mehr, ald die verdiente Heuer 
($. 67 

S. 64. Im YAuslande darf der Schiffsmann, welcher feine Entlaffung 
fordert, außer in dem Falle eines Flaggenwechſels, nicht ohne Genehmigung 
eined Seemannsamtes ($. 105) den Dienft verlafen. 

$. 65. Wenn nah den Beltimmungen diefes Gefeges ein Anſpruch 
auf freie Zurüdbeförderung begründet ift, fo umfaßt derfelbe auch den 
Unterhalt während der Reife. i 

$. 66. Dem Anfpruche auf freie Zurüdbeförderung wird genügt, wenn 
dem Schiffsmann, welcher arbeitsfähig ift, mit Genehmigung des Seemanns- 
amtes ein feiner früheren Stellung entiprehender und durch angemeflene 
Heuer zu vergütender Dienft auf einem deutſchen Kauffahrteifchiffe nachge— 
wiejen wird, welches nah dem Hafen, von welchem das Schiff feine Aus- 
reife angetreten hat, oder einem demfelben nahe belegenen Hafen gebt, 
legteren Falle unter Gewährung der entfprechenden Vergütung für die 
weitere freie Zurüdbeförderung ($. 65) bis zum Hafen, von welchem das 
» Schiff feine Ausreife angetreten hat. 

Iſt der Schiffsmann fein Deutjcher, fo wird ein Schiff feiner Nationalität 
einem deutſchen Schiffe gleihgeadhtet. 

8. 67. In den Fällen der 88. 36, 51, 56, 5B, 59 und 63 wird bie 
verdiente Heuer, fofern die Heuer nicht ————— —— in Bauſch und 
Bogen für die ganze Reiſe bedungen iſt, mit Rückſicht auf den vollen Heuer— 
betrag nach Verhältniß der geleiſteten Dienſte, ſowie des etwa zurüd- 
gelegten Theils der Reiſe beſtimmt. Zur Ermittelung der in den 88. 59 
und 60 erwähnten Heuer für einzelne Monate wird die durchſchnittliche 
Dauer der Reife einjhlieglich der Ladungs- und Löſchungszeit unter Berüd- 
fihtigung der Beſchaffenheit des Schiffes in Anſatz gebracht und danach bie 
Heuer für die einzelnen Monate berechnet. 

$. 68. Der Rheder haftet für die Forderungen des Schiffers und der 
zur Schiffemannfhaft gehöriyen Merfonen aus den Dienft- und Heuerver— 
trägen nicht nur mit Schiff und Fracht, fondern perſönlich. 

Diefe VBeftimmung tritt an die Stelle des Artikels 453 des Allge— 
meinen deutjchen Handelsgeſetzbuchs. 

8. 69. Der dem Schiffsmann ald Lohn zugeftandene Theil an der 
Fracht oder am Gewinn wird ald Heuer im Sinne diefes Geſetzes nicht an- 
geſehen. 

$. 70. In den Fällen der 88. 59 und 61 find den europäiſchen Häfen 
die nicht-europäifhen Häfen des Mittelländifhen, Schwarzen und neigen 
Meeres gleichzuftellen. 


x 
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8. 71. Der Schiffer darf einen Schiffsmann im Auslande nicht ohne 
Genehmigung des Seemannsamtes zurüdlaffen. Wenn für den all deu 
Zurücklaſſung eine Hülfsbedürftigfeit des Schiffsmannes zu beforgen ift, fo 
kann die Ertheilung der Genehmigung davon abhängig gemacht werden, 
dag der Schiffer gegen den Eintritt der Hülfsbedürftigkeit für einen Zeit- 
vaum bis zu drei Monaten Sicherftellung leiftet. 

Die Beftimmungen des $. 103 werden hierdurch nicht berührt. 


Dierter Abſchnitt. 
Disziplinar-Beftimmungen. 

$. 72. Der Schiffsmann ift der Disziplinargewalt des Schiffer unter 
worfen. 

Diefelbe beginnt mit dem Antritt des Dienftes und erliſcht mit dejjen 
Beendigung. 

8. 73. Der Schiffsmann ift verpflichtet, fich ftets nüchtern zu halten 
und gegen Jedermann ein angemefjened und friedfertige® Betragen zu beob- 
achten. 

Dem Schiffer und feinen fonftigen- Vorgefeßten hat er mit Achtung 


zu begegnen und ihren dienftlichen Befehlen unweigerlich Folge zu leiften. 


8.74. Der Schiffsmann hat dem Schiffer auf Verlangen wahrheits- 
gemäß und vollftändig mitzutheilen, was ihm über die den Schiffsdienft 
betreffenden Angelegenheiten befannt ift. 

8. 75. Der Schiffsmann darf ohne Erlaubnig des Schiffes feine 
Güter an Bord bringen oder bringen laffen. Für die gegen diefes Verbot 
beförderten eigenen oder fremden Güter muß er die höchſte am Abladungs- 
orte zur Abladungszeit für folhe Reifen und Güter bedungene Fracht 
erftatten, unbeſchadet der Verpflichtung zum Erſatz eines erweislich höheren 
Schadens. 

Der Schiffer ift auch befugt, die Güter ber Bord zu werfen, wenn 
diefelben Schiff oder Ladung gefährden. 

8. 76. Die Beftimmungen des $. 75 finden ebenfalls Anwendung, 
wenn der Schiffsmann ohne Erlaubniß des Schiffers Branntwein oder 
andere geiftige Getränke oder mehr an Tabak, als er zu feinem Gebrauch 
auf der beabfichtigten Reife bedarf, an Bord bringt oder bringen läßt. 

Die gegen diefes Verbot mitgenommenen geiftigen Getränfe und Tabaf 


verfallen dem Schiffe. 


8. 77. Die auf Grund der Beltimmungen der 8. 75 und 76 ge- 
troffenen Anordnungen des Schiffers find, fobald es gejchehen fann, in das 
Schiffsjournal einzutragen. 

8.78. Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, fo ift der Schiffer 
befugt, die Effekten der Schiffsleute zur Verhütung einer Entweihung bis 
zur Abreife des Schiffes in Verwahrung zu nehmen. 

8. 79. Der Schiffer ift befugt, alle zur Aufrehterhaltung der Ordnung 
und zur Sicherung der Negelmäßigfeit des Dienftes erforderlihen Maß— 
vegeln zu ergreifen. Zu diefem Zwecke darf er namentlih auch herkömm— 
liche Erfchwerungen des Dienftes oder mäßige Schmälerung der Koft, legtere 
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jedoh auf höchſtens drei Tage, ald Strafe eintreten laffen. Geldbuße, 
körperliche Züchtigung oder Einfperrung darf er als Strafe nicht verhängen. 


Bei einer Widerfeglichkeit oder bei bebarrlichem Ungehorfam ift ber 


Schiffer zur Anwendung aller Mittel befugt, welde erforderlich find, um 
feinen Befehlen Gehorfam zu verſchaffen. Er darf gegen die Betheiligten 
die geeigneten Sicyerungsmaßregeln ergreifen und fie nötbigenfalls während 
der Reife feileln. 

Jeder Schiffsmann muß dem Schiffer auf Erfordern Beiftand zur Auf- 
techterhaltung der Ordnung, fowie zur Abmwendung oder Unterbrüdung 
einer Widerjeglichkeit leiften. 

Im Uuslande bat der Schiffer in dringenden Fällen die Kommandanten 
der ihm zugänglichen Fahrzeuge der Kriegsmarine des Reichs um Beiftand 
zur Aufrechterhaltung der Disziplin anzugeben. 

$. 80. Jede vom Schiffer in Gemäßheit der Beitimmungen des $. 79 
getroffene Verfügung ift mit Angabe der Veranlaffung, fobald es geichehen 
fann, in das Schiffsſournal einzutragen, 


Zünfter Abſchnitt. 
Strafbeffimmungen. 


$. 81. Ein Schiffsmann, welcher nad Abſchluß des Heuervertrages 

fih verborgen hält, um ſich dem Antritte des Dienftes zu entziehen, wird 
mit Geldftrafe „bi8 zu zwanzig Thalern geftraft. Die Verfolgung tritt nur 
auf Antrag ein. — 
j Wenn ein Schiffsmann, um fi der Fortſetzung des Dienftes zu 
entziehen, entläuft oder fich verborgen hält, fo tritt Geldftrafe bis zu Ein- 
hundert Thalern oder Gefängnißftrafe bis zu drei Monaten ein. Die Ver— 
folgung tritt nur auf Antrag ein. 

Ein Schiffsmann, welcher mit der Heuer entläuft oder fich verborgen 
hält, um ſich dem übernommenen Dienfte zu entziehen, wird mit der im 
8. 298 des Strafgeſetzbuchs angedrohten Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre 
belegt. *) 

$. 82. In den fällen der beiden legten Abſätze des 8. 81 verliert 
der Schiffsmann, wenn er vor Abgang des Schiffes weder zur Fortſetzung 
des Dienftes freiwillig zurüdfehrt, noch zwangsweiſe zurüdgebracht wird, 
den Anfpruh auf die bis dahin verdiente Heuer. Die Heuer, und fofern 
diefe nicht ausreicht, auch die Effekten können zur Dedung der Schabens- 
anſprüche des Rheders aus dem Heuer- oder Dienftvertrage in Anſpruch 
genommen werden; ſoweit die Heuer hierzu nicht EEE ift, wird mit 
ihr nad) Maßgabe des 8. 107 verfahren. 

$. 83. Hat der Schiffsmann fi dem Dienfte in einem der fälle des 
8.61, 1 und 3 ohne Genehmigung des Seemanndamtes ($. 64) entzogen, 
jo tritt Geldftrafe bi8 zum Betrage einer Monatsheuer ein. 


*) Ohne Unterfchied, ob das Vergehen im Inlande oder Auslande begangen 
worden ijt (vergl. R. G. Bl. von 1876 ©. 97). 
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8. 54. Mit Geldftrafe bis zum Betrage einer Monatöheuer wird ein 
Schiffsmann beftraft, welcher ſich einer guöblichen Verlegung feiner Dienft- 
pflichten jchuldig macht. 

Als Verlegung der Dienftpflicht in diefem Sinne wird insbejondere 
angefehen: 

Nachläffigkeit im Wactdienfte; 

Ungeborfam gegen den Dienftbefehl eines Vorgeſetzten; 

ungebührliches Betragen gegen Vorgefeste, gegen andere Mitglieder 

der Schiffsmannſchaft oder gegen NReifende; 

Verlaſſen des Schiffes ohne Erlaubniß oder Ausbleiben über die 
feſtgeſetzte Zeit; 

MWegbringen eigener oder fremder Sachen won Bord des Schiffes 
und an Bordbringen oder an VBordbringenlaffen von Gütern 
oder jonftigen Gegenftänden ohne Erlaubniß; 

eigenmächtige Zulaffung fremder Verfonen an Bord und Ge- 
ftattung des Anlegens von Fahrzeugen an das Schiff; 

Trunfenheit im Schiffsdienfte; 

Vergeudung, unbefugte, Veräußerung oder bei Seitebringen von 
Proviant. 

Gegen Schiffsoffiziere kann die Strafe bis auf den Betrag einer zwei— 
monatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweiſe bedungen iſt, ſo wird die Strafe auf 
einen nach dem Ermeſſen des Seemannsamtes der Monatsheuer entſprechenden 
Geldbetrag beſtimmt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Der Antrag iſt bis zur 
Abmuſterung zuläſſig. 

J.85. Der Schiffer hat jede Verletzung der Dienſtpflicht ($. 84), 
ſobald es gejchehen kann, mit genauer Angabe des Sachverhaltes in das 
Schiffsjournal einzutragen und, wenn thunlih, dem Schiffsmann von dem 
Inhalt der Eintragung unter ausdrüdlicher Hinweifung auf die Straf- 
androhung des $. 54 Mittheilung zu machen. 

Unterbleibt die Mittheilung, jo find die Gründe der Unterlafjung im 
Journal anzugeben. Iſt die Eintragung verfäumt, fo tritt feine Ver— 
folgung ein. 

8.86. Ein Schiffsmann , welcher den wiederholten Befehlen des 
Schiffers oder eines anderen Vorgefehten den ſchuldigen Gehorfam verweigert, 

wird mit Gefängni bis zu drei Monaten oder mit Geldftrafe bis zu Ein- 
hundert Thalern beitraft. 

$. 87. Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannfchaft gehörige Per— 
onen dem Schiffer oder einem anderen Vorgeſetzten den. ſchuldigen Gehorfam 
auf Verabredung gemeinſchaftlich verweigern, fo tritt gegen jeden Betheiligten 
Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre ein. Der Rädelsführer wird mit 
Gefängniß bis zu drei Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf Geldftrafe bis zu 
-zweihundert Thalern erkannt werden. 

Der Rädelsführer wird mit Gefängnik bis zu zwei Jahren beftraft. 

8.88. Ein Schiffsmann, welder zwei oder mehrere zur Schiffsmann— 
ſchaft gehörige Perſonen zur Begehung einer nach den 88. 87 und 91 ſtraf— 

König. Konfular- Sandbuh. 3. Ausgabe. 34 
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baren Handlung auffordert, ift gleih dem Anftifter zu beftrafen, wenn die 


Aufforderung die ftrafbare Handlung oder einen ftrafbaren Verſuch derſelben 


zur Folge gehabt bat. 

It die Aufforderung: ohne Erfolg geblieben, fo tritt im Falle des 
$. 87 Geldftrafe bis zu Einhundert Thalern, im falle des $. 91 Geldftrafe 
bis zu zweibundert Thalern oder Gefängnißftrafe bis zu Einen Jahre ein, 

$. 89. Ein Schiffsmann, welder es unternimmt, den Schiffer oder 


einen anderen Vorgeſetzten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt, _ 


oder durch Wermweigerung der Dienfte zur Vornahme oder zur Unterlaffı fung 
einer dienftlihen Verrichtung zu nöthigen, wird mit Gefängnik bis zu zwei 
Jahren beftraft. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo fann auf Geld- 
ftrafe bi8 zu zweibundert Thalern erfannt werden. 

8. 90. Diefelben Strafbeftimmungen (8. 89) finden auf den Schiffs. 
mann Anwendung, welcher es unternimmt, dem Schiffer oder einem anderen 
Vorgejegten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand 
zu leiften oder den Schiffer oder einen anderen Vorgeſetzten thätlich an- 
zugreifen. 

$. 91. Wenn eine der in den 88. 89, 90 bezeichneten Handlungen 
von mehreren Schiffsleuten auf Verabredung gemeinfchaftlid begangen wird, 
jo fann die Strafe bis auf das Doppelte des angedrobten Höchſtbetrages 
erhöht werden. 

Der Näpdelsführer, ſowie diejenigen, welche gegen den Schiffer oder 
gegen einen anderen WVorgefesten Gemwaltthätigfeiten veriben, werden mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnik bis zu gleiher Dauer 
beitraft; auch fann "auf Zuläſſigkeit von Wolizeiauffiht erfannt werden. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißſtrafe nicht unter 
drei Monaten ein. 

$. 92. Ein Schiffsmann, welcher ſolchen Befehlen des Sciffers oder 
eines anderen VBorgefesten den Gehorſam verweigert, welche ſich auf die 
Abwehr oder auf die Unterdrüdung der in den $8. 89, 90. bezeichneten 
Handlungen beziehen, ift als Gehülfe zu beftrafen. 

8. 93. Mit, Geldftrafe bis zu zwanzig Thalern oder mit Haft bis zu 
vierzehn Tagen wird beftraft ein Schiffsmann, welcher 

l. bei Verhandlungen, die fih auf Ertbeilung eines Seefahrtsbucdes, 
auf eine Eintragung in dasjelbe oder auf eine Mufterung beziehen, 
wahre Thatſachen -entftellt oder unterdrüdt oder falfche vorfpiegelt, 

um ein Seemannsamt zu täufchen; 
es unterläßt, fib gemäß $. 10 zur Mufterung zu stellen; 
im alle eines dem Dienftantritt entgegenftebenden Hindernifles 
unterläßt, fi hierüber gemäß $. 15 gegen baß Seemannsamt 
auszumeifen. 

Durch die Beftimmung der Ziffer 1 wird die Borfchrift des $. 271 
des Strafgeſetzbuchs nicht berührt. 

8. 94. Wer wider befferes Wiflen eine auf unwabre Behauptungen 
geftügte Beſchwerde über Seeuntüchtigfeit des Schiffes oder Mangelbaftigfeit 
des Mroviants bei einem Seemannsamte vorbringt und auf Grund diefer 
Behauptungen eine Unterfuhung veranlaßt, wird mit Gefängniß bis zu drei 
Monaten beitraft. 
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Wer leichtfertig eine auf unwahre Behauptungen geftüste Beſchwerde über 
Seeuntüchtigfeit des Schiffes oder Mangelbaftigfeit des Proviants bei einem 
Seemannsamte vorbringt und auf Grund diefer Behauptungen eine Unter: 
ſuchung veranlaft, wird mit Geldftrafe bis zu Einhundert TIhalern beftraft. 

8. 95. Die Verhängung einer in diefem Abjchnitte oder durch jonftige 
ferafgefekliche Beltimmungen angedrohten Strafe wird — nicht aus— 
geſchloſſen, daß der Schuldige aus Anlaß der ihm zur Laſt gelegten That 
bereits disziplinariſch beſtraft worden iſt. Jedoch kann eine erlittene Dis— 
ziplinarſtrafe, ſowohl in dem Strafbeſcheide des Seemannsamtes (8. 101), 
wie in dem gerichtlichen Strafurtheil bei Abmeſſung der Strafe berückſichtigt 
werden. 

$. 96. Der Shi iffer oder ſonſtige Vorgeſetzte, welcher einem Schiffs— 
mann gegenüber jeine Disziplinargewalt mißbraucht, wird mit Geldftrafe 
bis zu dreihundert Thalern oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre bejtraft. 

8.97. Der Schiffer, welcher feine Verpflichtung, für die gehörige 
Verproviantirung des Schiffes zu forgen, vorfäglich nicht erfüllt, wird mit 
Gefängniß beftraft, neben welchem auf Geldftrafe bis zu fünfhundert Thalern, 
ſowie auf Verluft der bürgerlihen Ebrenrechte erkannt werden kann. 

Hat der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung Fahrläffiger Weije 
unterlafjen, fo ift, wenn im Folge deſſen der Schiffsmannfchaft die gebührende 
Koft nicht gewährt werden Fann, auf Geldftrafe bis zu — Thalern 
oder Gefängniß bis zu Einem Jahre zu erkennen. 

$. 98. Mit Geldſtrafe bis zu Einhundert Thalern, mit Haft oder mit 
Gefängnig bis zu. drei Monaten wird ein Schiffer beftraft, welcher einen 
Schiffsmann im Auslande ohne Genehmigung des Seemannsamtes zuräd- 
läßt (8. 7%). 
© 899, Mit Geldftrafe bis zu fünfjig Thalern oder mit Haft wird 
— ein Schiffer, welcher 

den ihm in Anſehung der Muſterung obliegenden Verpflichtungen 
nicht genügt ($. 10); 

2. bei Verhandlungen, welche fih auf eine Mufterung oder eine Ein- 
tragung in ein Seefahrtsbuch beziehen, wahre Thatſachen entſtellt 
oder unterdrückt, oder falſche vorſpiegelt, um ein Seemannsamt 

zu täuſchen; 

3. bei Todesfällen die Veſchaffung und Uebergabe des vorgeſchriebenen 
Nachweiſes unterläßt oder die ihm obliegende Fürſorge für den 
Nachlaß verabſäumt (88. 52, 53); 

4. eine der in den 88. 77 und 80 vorgeſchriebenen Eintragungen in 
das Schiffsjournal unterläßt; 

5. den ihm bei Vergehen und Verbrechen nad) 88. 102 und 103 ob- 

liegenden Verpflichtungen nicht genügt; 

6. dem Schiffsmann ohne dringenden Grund die "Gelegenheit ver 
jagt, die Entjcheidung des Seemannamtes nachzufuhen (88. 105 
und 106); 
einem Schiffsmann grundlos Speije oder Trank vorenthält; 

. 8 unterläßt, dafür Sorge zu tragen, daß ein Exemplar dieſes 
Geſetzes, jowie dev maßgebenden Vorfchriften über Koft und Yogis 
Im Volfslogis zugänglich ift ($. 108). 
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Dur die Beſtimmung der Ziffer 2 wird Die Dorian des 8. 271 
des er ea nicht berührt. | 
. 100. Die Beftimmungen der 88. 81 bis 99 finden auch dann An: 
——— wenn die ſtrafbaren Handlungen außerhalb des VBundesgebiets 
ag find. 


Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt in diefem alle erft mit 


dem 5* an welchem das Schiff, dem der Thäter zur Zeit der Begehung 
angehörte, zuerſt ein Seemannsamt erreicht. 


$. 101. In den Fällen der 88.81 Abſ. 1, 84, 93, 99 erfolgt die 


Unterfuhung und Enticheidung dur das Seemannsamt. Dasfelbe hat den 
Ungeichuldigten verantwortlich zu vernehmen und den Thatbeitand ſummariſch 
feftzuftellen. ine VBereidigung von Zeugen findet nicht ftatt. Nach Ab— 
ſchluß der Unterſuchung ift ein mit Gründen verfehener Beſcheid zu ertheilen, 
welcher dem AUngefchuldigten im alle feiner Anmwefenbeit zu verkünden, im 
alle feiner Abwefenheit in Ausfertigung zuzuftellen ift. Wird eine Strafe 
feftgefeßt, To ift die Dauer der für den Fall des Unvermögens an Stelle der 
Geldſtrafe tretenden Haft zu bejtimmen. 

Gegen den Beſcheid Fann der Beichuldigte innerhalb einer zehntägigen 
Friſt von der Verfündigung oder der Zuftellung ab auf gerichtlihe Ent- 
ſcheidung antragen. Der Antrag ift bei dem Seemannsamt zu Protokoll 
oder Ichriftlib anzubringen. 

Hat das Seemannsamt feinen Sit im Auslande, fo ift für, das weitere 
Verfahren dasjenige Gericht örtlich zuftändig, in deilen Bezirk der Heimatbs- 
hafen und in Ermangelung eines ſolchen derjenige deutiche Hafen belegen ift, 
Same das Schiff nad der Straffeftfeßung zuerſt erreicht. 

Der Beſcheid des Seemannsamtes iſt in Betreff der Beitreibung der 
Oel vorläufig vollitredbar. 


$. 102. Begeht ein Schiffsmann, während das Schiff ſich auf der See 


oder im Auslande befindet, ein Vergehen oder Verbrechen, ſo hat der 


Schiffer unter Zuziehung von Schiffsoffizieren und anderen glaubhaften 
Perſonen alles dasjenige genau aufzuzeichnen, was auf den Beweis der That 
und auf deren Beltrafung Einfluß baben kann. Insbeſondere ift in den 
Fällen der Tödtung oder ſchweren Körperverlekung die Beſchaffenheit der 
Wunden genau zu befchreiben, auch zu vermerken, wie lange der Verlehte 
etwa noch gelebt bat, ob und welche Heilmittel angewendet find und welche 
Nahrung der wi zu ſich genommen bat. 


$. 103. Der Schiffer ift ermächtigt, jederzeit die Effekten der Schiffs— 
leute, ea ui Betheiligung an einer ftrafbaren Handlung verdächtig find, 
zu durchfuchen. 

Der Schiffer ift ferner ermächtigt, denjenigen Schiffsmann, der ſich 
einer mit ſchwerer Strafe bedrohten Handlung (8. 57 Ziffer 3) ſchuldig macht, 
feftzunehmen. Er ift hierzu verpflichtet, wenn das Entweichen des Thäters 
zu beforgen fteht. 

Der Thäter ift unter Mittheilung der aufgenommenen Verhandlungen 
an dasjenige Seemannsamt, bei welchem es zuerft gejchehen fann, abzu- 
liefen. Wenn im Auslande da8 Seemannsamt aus bejonderen Gründen 
die Uebernahme ablehnt, fo hat der Schiffer die Ablieferung bei demjenigen 
Scemannsamt zu bewirten, bei welchem es anderweit zuerft gejchehen kann. 
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In dringenden Fällen ift dev Schiffer, wenn im Auslande ein See— 
mannsamt nicht rechtzeitig angegangen werden fann, ermächtigt, den Thäter 
der fremden Behörde behufs deſſen Uebermittelung an die zuftändige Be- 
hörde des Heimathshafens zu übergeben. Hiervon bat ev bei demjenigen 
Seemannsamt, bei welchem es zuerſt gejchehen kann, Anzeige zu machen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Z. 104. Jedes Seemannsamt iſt verpflichtet, die gütliche Ausgleihung 
der zu feiner Kenntniß gebrachten, zwifchen dem Schiffer und dem Schiff. 
manne bejtehenden Streitigkeiten zu verfuchen. Insbeſondere bat das See- 
mannsamt, vor welchem die Abmufterung des Schiffsmannes erfolgt, bin- 
ſichtlich ſolche Streitigkeiten einen Güteverſuch zu veranftalten. 


$. 105. Der Schiffsmann darf den Schiffer vor einem fremden Gericht 
nicht belangen. Handelt er diejer Beftimmung zuwider, jo ift er nicht allein 
für den daraus entjtehenden Schaden verantwortlich, jondern er wird außer— 
dem der bis dahin verdienten Heuer verluftig. 

Er kann in Fällen, die feinen Aufſchub leiden, die vorläufige Entjchei- 
dung des Seemannsamtes nahjuchen. Die Gelegenheit hierzu darf der 
Schiffer ohne dringenden Grund nicht verfagen. 

Jeder Theil hat die Entjcheidung des Seemannsamtes einftweilen zu 
befolgen, vorbehaltlicd der Befugniß, nach Beendigung der Reife feine Rechte 
vor der zuftändigen Behörde geltend zu machen. 

Im Falle eines Zwangsverkaufs des Schiffes finden die Beftimmungen 
des erjten Abſatzes auf die Geltendmachung der Forderungen des Schiffs- 
mannes aus dem Dienft- oder Heuerwertrage feine Anwendung. 

$. 106. Im Inlande wird der Streit zwifchen dem Schiffer und dem 
Schiffsmann, welder nad) der Unmufterung über den Antritt oder Die Fort— 
jegung des Dienftes-entfteht, von dem Seemannsamt unter Vorbehalt des 
Nechtsweges entjchieden. Die Entſcheidung des. Seemannsamtes ift vorläufig 
vollftredbar. 

8. 107. Die nah den Beſtimmungen des V. Abjchnittes feftgejegten 
oder erkannten Geldftrafen fließen der Seemannskaſſe und in Ermangelung 
einer joldhen der Orts-Armenkaſſe des Heimathshafens des Schiffes, weldem 
der Thäter zur Zeit der Begehung der ftrafbaren Handlung angehörte, zu, 
infofern fie nicht im Wege der Landesgejeggebung zu anderen ähnlichen 
Zwecken beftimmt werden. 

8. 108. Ein Exemplar diejes-Gefeßes, jowie der für das Schiff über 
Koſt und Logis geltenden Vorjchriften ($. 45) muß im Volfslogis zur jeder- 
jeitigen Einficht der Schiffsleute vorhanden jein. 

8. 109. Die Anwendung der $8. 5 bis 23 und der 88. 48 bis 52 auf 
kleinere Fahrzeuge (Küftenfahrer u. f. w.) kann durch Beftimmung der Yandes- 
regierungen im Verordnungswege ausgejchlojfen werden. 

$. 110. Diefes Geſetz tritt mit dem 1. März 1873 im Kraft. Mit 
demfjelben Tage tritt dev vierte Titel des fünften Buches des Allgemeinen 
deutjchen Handelsgeſetzbuches außer Kraft. 
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. 111. Wenn in anderen Gejegen auf Beſtimmungen verwieſen wird, 
— durch dieſes Geſetz außer Kraft geſetzt ſind, ſo treten die entfprechem» 
den Beltimmungen des lesteren an die Stelle des eriteren. 
Urkundlic unter Unſerer Sochſteigenhandigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1872. 


(L._S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


9. Zirkular, betreffend die Nachläſſe und Heuerguthaben 
deuticher auf franzöſiſchen Schiffen und franzöſiſcher auf 
deutichen Schiffen angemufterter Seeleute. 

Vom 17. März 1885. 


Zwiſchen Deutfchland und Frankreich ift auf Grund gegenfeitigen Ein- 
verjtändniffes wegen Auslieferung der Nachläffe und Heuerguthaben deutjcher 
auf franzöfiihen Schiffen und franzöſiſcher auf deutfhen Schiffen ange- 
- mufterter Seeleute nachfolgende Vereinbarung getroffen worden: 

1. Wenn ein an Bord eines franzöfiihen Schiffes angemufterter deutſcher 
Schiffsmann, oder ein an Bord eines deutjchen Schiffes angemufterter franzö— 
fifher Schiffsmann bei Veendigung der Reife in einem Hafen des Yandes, 
defien Flagge das Schiff führt, abwefend, verfügungsunfähig oder nicht mehr 
am Leben ift, jo wird der Betrag der ihm zufommenden Heuer nebft den 
ihm gehörigen etwa an Bord zurüdgelaffenen Gegenftänden oder dem aus 
deren Verkauf gewonnenen Erlös durch die zuftändige Seebehörde des Landes, 
nämlich in Franfreid den Commissaire de l’inseription maritime, in 
Deutjchland das Seemannsamt des Bezirks, unmittelbar an den nächſten im 
Lande befindlihen Konjul der Nation des Schiffsmannes abgeführt. 


Vorausfegung ift hierbei jedoch, daß der Ausantwortung der betreffenden 
Gelder und Gegenftände an den Schiffsmann, beziehentlih deijen Vertreter 
oder Erben nad) Yage des alles und der Geſetzgebung des Landes, welchem 
das Schiff angehört, ein rechtliches Hinderniß nicht entgegenfteht. 

2. Wenn von dem Führer eines deutſchen oder franzöſiſchen Schiffes 
im Hafen eines dritten Staates bei dem Konful der Nation, welchem das 
Schiff angehört, Gelder oder Gegenftände niedergelegt werden, welche einem 
feiner Nationalität nach dem anderen Staate angehörigen, abwefenden, ver- 
füqungsunfäbigen oder verftorbenen Schiffsmann, beziehentlich deſſen Erben 
gebühren, jo bat der Konſul dieje Gelder oder Gegenftände unmittelbar dem 
nächften im Yande befindlichen Konful der Nation des Schiffsmannes zur 
weiteren Veranlaſſung zu überweifen. 
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3. In den unter I und 2 erwähnten Fällen der Ueberweifung von 
Geldern oder Gegenftänden ift dem Konſul der Nation des Schiffsmannes 
zugleic) eine darauf bezügliche Abrechnung und je nach Bewandtnif ein Ver- 
zeichniß der überwiejenen Gegenftände zuzuftellen. 

4. Der Inhalt diefer Abrede wird beiderſeits durch öffentliche Bekannt— 
machung zur Kenntniß der Behörden und der betheiligten Kreife gebracht. 

In Nachachtung der vorjtehenden Grundfäge werden die Kaiferlichen 
Konſularämter in Zukunft Gelder und Gegenjtände, welche einem franzd- 
ſiſchen Schiffsmanne gehören und welde ihnen von einem deutſchen Schiffs— 
führer übergeben worden find, jofort mit einer Abrechnung, bezw. einem 
Verzeichnifje dem nächſt belegenen franzöfiihen Konſularamt zuzuftellen haben. 

Andererjeits find Gelder oder Gegenftände von deutjchen Seeleuten, 
welche franzöfiiche Konfularbeamte den Raiferlichen Konſularämtern ausliefern, 
Seitens der lehteren in Empfang zu nehmen und in üblicher Weife dem 
Auswärtigen Amte zur weiteren Veranlaffung zu übermitteln. 

Im Intereſſe dev Vereinfahung des Gejchäftsganges empfiehlt es fich 
übrigens, wie ich bei dieſer Gelegenheit bemerken will, Hinfichtlih der Nach— 
(äffe und Heuerguthaben aller fremden Seeleute, welche bei KRaiferlichen 
Konfularämtern niedergelegt werden, ein gleiches Verfahren zu beobachten 
und diefelben ohne weiteres der nächſten im Lande befindlichen Konfular- 
behörde derjenigen Nation auszuhändigen, zu welcher der betreffende fremde 
Schiffsmann gehört. 


- Der’ Reidhsfanzler. 
Im Yuftrage: 


Straf von Berbem. 
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Nachkträge. 


1. Zu S. 55, 74: Für Korea iſt vom Reichsſstage ſtatt des 
Generalkonſuls nur ein Konſul mit 24 000 A. Beſoldung be— 
willigt, der Vizefonful iſt -geftrichen; für Apia ift nur ein 
Vizefonful bewilligt. 

2. Zu ©. 109: Das Gejeß, betreffend die PBrifengerichtsbarfeit, 
vom 3. Mai 1884 (NReichsgefegblatt S. 49), hat die Beſtim— 
mung des Sißes der deutfchen Brijengerichte, ihrer Zuſammen— 
ſetzung, des Verfahrens vor denfelben u. f. w. Kaiferlicher 
Verordnung vorbehalten. 

3. Zu ©. 284, Anm. Das betreffende Geſetz ift bereits vom 
Reichötage genehmigt, die Publikation jteht bevor. 

4. Su ©. 167. Durch Zirkular vom 17. März 1885 iſt den 
Konfuln mitgetheilt, daß auch zwifchen Deutfchland und Frank-— 
veich eine Vereinbarung wegen Auslieferung der Nachläffe und 
Heuerguthaben deutjcher auf franzöfifchen Schiffen und fran- 
zöfifcher auf deutjchen Schiffen angemufterter Seeleute getroffen 
worden ift. Das Zirkular it im Anbange unter Ziffer 9 
abgedrudt. 
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Sach-Regiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seite.) 


A. 

Abandon, des verſicherten 

ſtandes, 266. 

Abandonniren, der Schiffsleute, 228, 
311. 

Abbruch, der Verbindungen, 20, 97. 

Abgabenfreiheit, der Konſuln, 28. 

Abgekürzte Bezeichnung, von 
Maßen und Gewichten, 86, 89. 

Ablader, 261. 

Abmeldung, des Schiffers, 293. 

Abmuſterung, 309; Gebühr, 374; 
Beijpiel, 436. — 

Abſchrift, 371. 

Abſchrift-Beglaubigung, 
bühr, 377 

Abſetzung, von Schiffsführern, 319. 

Abzug, ſ. Gehaltsabzug. 

Adreſſe, von Schriftjtüden, 88. 

Adrefjen, der bumdesftaatlichen Gentral- 
behorden, ı 92. 

Agenten, f. Konfularagenten. 

Agent politique, 30. 

Akte der freiwilligen Gerichtsbarfeit, 70, 

80 Anm., ſ. auch Notariatsafte. 

Akten, 79. 

Aftiengefellfchaft, 268 Anm. 3. 

Allgemeine Dienjt- Jnftruftion, 
b, 38 

Amerifa, KRonfularvertrag, 24. 

Amtsantritt, der Konfuln, 50. 

Amtsbefugniffe, der Konfuln, 11; 
Ausübung derfelben auf Antrag von 
Nicht-Deutjchen, 142, 143, 145, 152. 


Gegen- 


144; Ge— 





Amtsbezirk, 4l. 
Amtsdauer, 68. 
Amtsräume, 26, 77. 


Amtsverfchwiegenheit, 51. 


Anciennitätsprinzip, 49. 
Anerkennung, der Unterſchrift von 


Privatperfonen, 140, 158; Gebühr, 
372; Beiſpiel, 405. 
Angehörige, befreundeter Staaten, 


18, 125 
Angelegenheiten, perjönlihe, Aus- 
funft darüber, 14. 
Anlagen, von Schriftjtüden, 88. 
Anmujterung, 296; Gebühr, 374; 
Beifpiel, 431. 
Anſtellung, der Konfuln, 49. 
Antrag, auf Entlafjung aus dem Schiffs- 
dienfte, 465. 
Antritt, des Sciffsdienftes, 469. 
Antrittsbefud, 50, 98. 
Archiv (Konfulats-), 26, 63. 
Arreftfreibeit, jegelfertiger Schiffe, 257 
Aerztlihe Unterfuhung, Militär 
pflichtiger, 481, 501. 


Afyl, das Haus des Konfuls iſt fein 
folches, ebenfowenig deutſche 
Schiffe, 363, 501. 

Attejte, 144; Gebühr, 371; Beiſpiele, 


401. 

Aufbewahrung, von Werthſachen ıc., 
395; Gebühr, 371. 

Aufenthalt, zehnjähriger im Aus» 
lande, 

Aufgebot, 131; Gebühr, 371 


| Auffihtsbehörde, 43, 
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375. | 
419. 
doppelte, 


Auftionsaebübr, 
Auftionsprotofoll, 
Ausfertigung, 79; 
Anm.; Gebühr, 371. 
Ausgabejournal, 386. ,' 
Ausgaben, dienitliche, 379. | 
Ausländer, Anftellung bei einem Kon 
fulat, 73; Ausländer im deutjchen 
Schiffsdienſt, 202. . | 
Auslieferung, von Defertenren, 245, 
316. 
Außereuropäifche Länder, 
in ſolchen, 69. 
Auswärtiges Amt, 
Auswanderer, 


165 





Dienftzeit 


44. 


50; Beamte der Konfulate, 72, 
Binmtenpflühtein; allgemeine, 50. 
Beerdigung,. armer Reichsangehöriger, 
x 226. 1 
Befähigung, als Seefchiffer, Seefteuer- 

mann, Mafchinift, 276. 
Beförderung, der Korreſpondenz, 93. 
Befradter, 261. 

Befreundete Staaten, Angehörige 
folder, 18. 

Beglaubigung, von Abſchriften, 144; 
der Unterſchrift von SPeivatperfonenn, 
140; Gebühr, 371; Beifpiel 405. 

Beglanbögntzafdrreihen 4). 

Begnadigungsredht, 214. 

Bebändigung, von Schriftitüden, 1785; 
Gebühr, 372. 

Beifiger, 202. 

Beköſtigung, des Schiffsmanns, 308; 
Beichwerden über Mangelhaftigfeit der 
felben, 351. 

Belohnungen, Genehmigung zur An- 
nahme, 54. 

Berat, 38. 

Bergelohn, 264. 
Berqungsmaßregeln, bezüglid) deut- 
ſcher Schiffe, 329; Gebühr, 372. 
Berichte, Inhalt, 10, 43, 3, 86. 
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B. 
Baare Auslagen, eritattbar, 369. 
Beamte, die Konſuln find Neichsbeamte, 


| Befhwerde, 


"Bundesgejeße, 


Berufskonſul, 21, 54. 

Beſcheinigungen, ſ. Atteite. 

Be chwerde, über Anſatz der Gebühren, 
370. 

des Schiffmanns über 
Kürzung der Ration, 342; über Be— 
ichaffenheit des Proviants, 351, 473; 
über Seeuntüchtigfeit des Schiffes, 351, 
467; über Führungszeugniß, 310, 

Bejihtigung, des Schiffes, 326, 352, 
444, 471; Gebühr, 373. 


Befoldung, der Berufsfonfuln, 54, 72. 


Beftallung, |. Anftellungsurfunde. 
Beftrafung, wegen unterlafjener Mel: 
dung, 294. 
Beſuche, offizielle, 50, 94, 98. 
Sn fundung, des Verfonenjtandes, 
Beurlaubtenjtand, 504. 
Beweisaufnahme, 207, 213. 
Bezirfsfommando, 504 
Blofade, 104. 
Bodmerei, 340; Gebühr, 372. 
Bodmereibrief, 340, 440. 
Bodmereifumme, Auftionsgebühr bei 
Lizitation derfelben, 370 Anm. 
Bootsmann, 257. 
Bosnien, Ronfulargerichtsbarfeit, 198. 
Brutto-Raumgehalt, 274. 
Bund, Nordbeuticher, 37. 
Bundesgeſetz— 
blatt, 37. * 
— 43. 
Bundesjtaaten, 5; deren Rauffahrtei- 
ag 267; deren Regierungen, 
4, 
Burtantohen . Pauſchquantum, 
l 
Bürgerlide in 
205. 


&. en 


Canzler, Capitän, Caſſe x, fiebe 
Kanzler, Kapitän, Kaffe ıc. 

Centralblatt, 38. ka 

Geremoniel, im Schiffsverkehr, 242 


Gertififat, f. Attefte, —— 
und 





Charakter, öffentlicher, der Ronfuln, 21. 
Chiffre, 90. 
China, Konfulargerichtsbarfeit, 198. 
Civilprozeß, 205. 
Civilftandsafte, 123; Gebühr, 372. 
Compromiß, ſ. Kompromiß. 
Consul missus, electus, 21. 
Courtoifie, in amtlichen 
jtüden, 91. 


Schrift— 


D. 


Dampfſchiffe, Vermeſſung derſelben, 
2759. 


Darlehn, an Schiffer, 259. 

De facto Unterthanen, 19. 

Defret f. Verfügung. 

Depoſiten, Uebernahme derjelben Sei- 
tens des Ronfuls, 50; Gebühr für 
‚Aufbewahrung, 371. 

Deferteure, von Kriegsihiffen 244; 
von Handelsſchiffen, 314; Unterftügung 
derjelben unzuläffig, 227; Gebühr für 
Mitwirkung bei Verfolgung derfelben, 


373; Protokoll, betr. Wiederergreifung . 


eines Deferteurs, 438. 

Deutſches Reich, 5, zu verftehen, wo 
von dem Nordd. Bunde die Nede ift, 
37. 

Deutfhe Sprade, in amtlichen Mit- 
theilungen, 87. 

Diäten, ſ. Tagegelder. 

— — Schutzſcheine und Päſſe, 


Dienſtantritt, des Konſuls, 50; des 

Schiffsmanns, 315. 

Dienftausgaben, 379. 

Dienfteid, der Konfuln, 50; der Kon— 

ſulatsbeamten, 73. 

Dienfteinfommen, der Berufsfonfuln, 
59; Belchlagnahme 72; Dienftein- 
fommen der Ronjulatsbeamten, 73. 

. Dienftentlafjung, 68, 71. 
Dienft- Inftruftion, Allgemeine, 
‚b. 

— Dienftpfliht, im Heere oder in der 

Marine, 120. 


Dienjtpflicht, des_Schiffsmanng, Ver 


legung derjelben, 356. 
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Dienftreifen, der Konfuln, 58, 391. 

Dienftfiegel, den Notariatsakten bei 
zufügen, 155; den Wahlkonſuln koſten— 
frei geliefert, 382. 

Dienftvergeben, der Konfuln, 71. 

Diplomatifher Charakter, der Kon- 
juln, 21. 

Diplomatifhe Vertreter, welche 
gleichzeitig Konſuln find, 40; Unter- 
ordnung der Konſuln unter die Diplo. 
matifchen Vertreter, 42. 

Dispadhe, 336; Gebühr, 373; Bei— 
jpiel, 458. 

Dispenfation, vom Aufgebot, 153. 

Dispofitionsfähigfeit, 157. 

Disziplinarbeftrafung, der Kon— 
ſuln, 71. i 

Disziplinargewalt, des Sciffers, 
277, 354; Mißbraud) derfelben, 356. 

Dolmetidher, Dragoman, 75. 

Durchſuchungsrecht, 107. 


E. 


Effekten der Schiffsleute, 527. 
Egypten, Konſulargerichtsbarkeit, 3, 
197. 


Ehehinderniſſe, 137. 
Eheſchließung, durd die Konfuln, 
131; Gebühr 373. 
Ehrenbezeugungen, 242. 
Ehrenredte, der Konſuln, 29. 
Ehrenzeichen, j. Orden. 
Eidesabnahme, durch die KRonfuln, 
182; in feeamtlichen Unterfuchungen, 
325; bei Verklarungen, 334; Gebühr, 
373, 376; Beifpiele, 423. 
Einnabmejournal, 384. 
Einquartierungsfreibeit, 28. 
Einrihtungsfoften, 60. 
Einziehung, der Flagge, 97, 99. 
Engagementsvertrag, mit einem 
Sciffsführer, 321; Beifpiel, 438. 
Entlafjung, des Schiffsmanns, 311, 
344. 
Entfcheidung, von Ötreitigfeiten 


zwiſchen Schiffer und Schiffemann, 341; 
Gebühr, 373. 


>40 


Entfiegelung, 171, 416. 

Entweihung, einfache, 
315. 

Entziebung, des Exequgtur, 39. 

Ernennung, der Konjuln, 49. 


qualifizixte, 


G. 


Gebührentarif, 371. 


Geburten, Beurkundung, 135; Gebühr, 


373 


Erſatzbehörden, 122; Entſcheidung Gehalt, der Berufskonſuln, 54. 


derſelben über Militärpflichtige im Aus— 
lande, 501. 

—— 498. 

Erfparniffe deutjcher Seeleute, 364. 


Eijentialien, bei Rechtsgeſchäften, 
160. 

Etatsjabr, 384 

Europäiſche Fahrt, 276. 


Examen, ſ. Prüfung und Konſulats— 


prüfung. 

Erequatur, 38, 99. 

Expedition, von Schiffen, Gebühr, 
3/9, 


Erxterritorialität, 


ihiffe, 240. 


F. 


= 


Fahrt, große, Kleine, 276. 

Familie, der Berufsfonfuln, 64. 

Familienrath, 216. 

Feierlichkeiten, Theilnahme dev Kon- 
juln, 94; der deutjchen Kriegsſchiffe, 
243. 

Firma, f. Handelsfirma. 

Fiſcherfahrzeuge, 268. 

Flagge, 28, 284; Kojten, 382. 

Flaggen, der Kriegsichiffe, 243. 

Slaggenatteft, interimiftifihes, 286; 
Gebühr, 375. 

Fliegendes Siegel, W. 

Frachtvertrag, 261. 

freiwillige Gerichtsbarkeit, 214. 

Fremde Konſuln, in Deutjchland, 31. 

Fremde Sciffsleute, deren Unter: 
ftügung, 231. 

Führungszeugniß, des Schiffsmanns, 
310, 463 

Fuhrkoſten, 58, 390. 

Fürforgepflicht, der Rheder, 227, 
258, 260. ’ 


25; der Kriege | 





| Geldbefhaffung, 
245. 


Gehaltsabzug, bei Urlaub, 53. 
Gebaltsquittung, 57, 481. 
für Kriegsſchiffe, 


Geldjtrafen, 214, 356. 


Generalfragen, 1%. 
Genojfenfhaften, als Eigenthümer 
von Kauffabrteifchiffen, 269. 
Gerichtsbarkeit, der Konſuln, 196; 
über Schiffe, 240, 252. 
Gerichtsſtand, 205, 211; 
fuln, 25, 32, 70. 
Gejandte, j. Diplomatifche Vertreter. 
Gefchenfe, an Konfuln, 53. 


der Kon» 


Geſellſchaften, als Eigenthümer von 


KRauffahrteifchiffen, 269. 
Geſetze, f. Bundesgeſetze, Reichsgeſetze 
Geſtellungspflicht, 500 
Geſundheitspaß, Geſundheits— 

zeugniß, 147; Gebühr, 373; For 

mular, 149. _ 
Gnadenquartal, 64. 


” 
— 


9. 


Hafenpolizei, 253, 354. 
Handbud, für die deutfche Handels» 
marine, 273; des deutjchen Reichs, 6. 
Handel, Förderung desjelben, 13, 96. 
Handelsberichte, 85. 
—— unter Konſularſchutz, 
—9 

Handelsgeſetzbuch, 255. 
Handelsmarine, Beſtand, 274. 
Handlungsfähigkeit, 157. 
Haverei, 263, der Kriegsſchiffe, a7 
große Saverei, 331; Gebühr, 
Verhandlungen über einen Onverial 
442. 
Heimatbsbafen, 270. 
Heimathsſchein, 113. 





Heimreifefojten, Militärpflichtiger, 
121, 345 Anm. 

HSeimfhaffung Sülfsbedürftiger, 
224, 234. 

Heirathen, 
bühr, 373. 

Heirathskonſens, 54. 

Herzegowina, Konſulargerichtsbarkeit, 


Beurkundung, 131; Ge 


Heuerguthaben, entwichener Schiffs- 
leute, 317. 
Deuernerirag, — 
bühr, 374, 3. 23. 
Hülfsbedürftige, 222. 
Hülfslohn, 269. | 


296, 308; Ge 





J. 


Jahresberichte, 84. 
Japan, 19, 198, 200. 


Identität, 156. i 
er rtalirung, 110; Gebühr, 
374. i 


Immunitäten, der Konfuln, 24 Anm. _ 
Indigenat, ſ. Reichsangehörigfeit und 
“ Staatsangehörigfeit. 

Inkrafttreten, neuer Reichsgeſetze, 37, 
204. 

Inventar, 172; Gebühr, 374. 
Inventarifationsattefte, 591,483. | 
nventurverhbandlung, 417. 
Journal, 80. 

Italien, Konfularvertrag, 23. - 

I F risdiftion, ſ. Konfulargerichtsbar- 

eit. 





“ Raifer, 5, 49. 

Ranzlei, 77. 

Ranzler, f. Reichskanzler und Ronfulats- 
Fanzler. 

Kapitän, |. Schiffer. 

KRapitulationen, 196. 

Kasko, 269. 





Kaffe, ſ. Konfulatskaffe. 
KRaffenwefen, 367: 
KRauffabrteifchiffe, Begriff, 267, 
280 ; Verzeichniß der deutfchen X. 275; 
Eintragung in das Schiffsregifter 270; 
deutiche R. auf offner See, in fremden 
Hoheitsgewäffern, 252; Naturalifirung 
ausländifcher K., 285. 
Kaufmännifhe Gejchäfte, 
Berufskonfuln nicht betreiben , 
Kaufvertrag, 402. 
Kawaſſen, 76. 
Klaffififation, dev Konfuln, 41. 
KRommanditgefellfhaft auf Aktien, 
268 Anm. 3. 
Kompromiß, 193. 
Ronfursverfahren, 209. 


dürfen 
59 


Konoſſement, 262. 

Konſul, — 3,1198; 
Verzeichnif der deutfchen K., 6; Be 
amteneigenfchaft, 9, 21; R., welde 
gleichzeitig ein diplomatifches Ant 


baben, 40; K. in der Türfei, 31, 96, 
196; "Borftellung bei Hofe, 29; koli- 
tifche Thätigfeit, 86, 95; Stellung 
und Wirkfamfeit in Kriegsgeiten, 98; 
amtliche Ihätigkeit auf Antrag von 
Nicht -Schußgenoffen, 142, 143, 145. 
Konſuln, fremde in Deutjchland, 31; 
Erequatur, 39 Anm. ; Beziehungen der 
deutfchen zu fremden KRonfuln, 50. 
Ronfularagenten, 9, 42; Formular 
zur Beftallung, 400. 
KRonfulargerihtsbarfeit, 196; in 
Eaypten, 3, 197; über Konfuln, 70. 
Ronfulargefek, 4 
Konfularreglements, außerdeutfcher 
Staaten, 7. 
KRonfularverträge, 24. 
Ronfulatsbeamte, 72. 
Ronfulatsbezirf, 41. 
KRonfulatsfanzlei, 77. 
Ronfulatsfanzler, 74, 36. 
Ronfulatsfaffe, 395. 
Ronfulatsprüfung, 47. 
Konfulatsfhuß, 9, 13, 17,18, 19. 


| Ronfulatsfefretär, 74. 


Kontrebande, ſ. Kriegs- Rontrebande. 


Kontrole, der Militärpflichtigen, 504. 


Korrefpondenz, der Konfuln, 82. 


Korrefpondentrheder, 258. 
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Kranke, Unterftübung derfelben, 224. | 

Kranfbeiten, imKonfulatsbezivfe, 148, | 
244. 

Kriea, Einfluß auf die Konſuln, 98. 

Kriegsgefahr, als Grund, den Heuer— 
vertrag aufzuheben, 346. 

Kriegsfontrebande, 105. 

Kriegsſchiffe, 240, 247. 

Kubikmeter Naumgehalt, Verhältniß 
zu britiſchen Regifter- Tons, 274; zu 
den deutfchen Tonnen à 1000 kg, 275 
Anm. 2. ' 

Küftenfhifffabrt, 276. 

Küftenfradtfahrt, 283. 

KRurialien, 91. 

Ruriere, 9. 





L. 


Ladezeit, 261. 
Ladungsfähigkeit, der Schiffe, 274. 
Landesbehörden, im Verkehr mit Kon— 
fulm, 94. N: 
andesregierungen,- 


der 
> Bundesftaaten, 44. 


einzelnen 


Landwehrpflicht, 498. 
Laudum, 193. 
Cebensattefte, 144; Gebühr, 371. 


Segaliigrint, von Urkunden, 139; 
der Unterjchrift von Wrivatperfonen, 


140, 160; der Unterfchrift des 
Schiffers unter Zeugniffen, 141, 


310 Anm.; Gebühr für Legalifation, 
374; Formular, 401. 

Ciegezeit, 261. 

Listen, welche von den Konfuln zu halten 
find, 80. 

Logis, des Schiffsmanns, 308. 

ootjenflagge, 284. 

Löſchung, in der Matrifel, 119. 

Yuxzemburger, Schuß derjelben, 18. 


M. 


Maße und Gewichte, abgekürzte Be 
zeichnung, 89. 

Marine, 496. 

Marineärzte, 502. 


— 257, 277, 281 Anm, 

‚328. J 

Matrikel, 110; Gebühr, 374. 

Matrikelſchein, 116, 374. 

Matrofen, deren Obliegenheiten, 257; 
f. auch Sciffsmann. 

Meldepflicht, der Schiffsführer, 292, 

Meldung, erneute, Behufs Eintragung 
in die Matrifel, 119. z 

Mepbrief, 274. 

Militärärztlide Unterfuhung 
Deutfcher im Auslande, 502. 

Militär-Einquartierung, Freiheit 
der Beruföfonfuln, 28. 

Militärpenfionen, Gebühr für Er 
bebung, 377. 

Militärpfliht, Schu folder Perfo- 
nen, welche fich der Militärpflicht ent 
ziehen, 17; bei der Immatrikulirung 
zu berüdfichtigen, 120; desgl. bei der 
Paßertheilung, 319 ; besgl. bei der 
Anmufterung, 304; "inwiefern fie zu 
— des Heuervertrags berechtigt, 
3 

Mobilmahung, 305, 345 Ann. 

Münzen, Reduktion fremder, 386, 388. 

Münzwefen, des Deutſchen Reichs, 368. 

Mufterrolle, 297; Gebühr, 374; aus. 
gefülltes gorpuları. ge 

Mufterung, 260, 2 


nn dt 278. 


Mufterungsverhandlungen, 431: 


N. 


Nachlaf, der Ronfuln, 71; auf nicht 
deutfhen Schiffen verftorbener Deut- 
ſchen, 167, 536. 

Nahlaffachen, Kompetenz der Kon— 
fuln, 168; Gebühren 374; ſ. aud) 
Verlaſſenſchaften. 

Nachmuſterung, Nachträgliche 
Mufterung, 301; Beiſpiel, 433. 
Name des Schiffes, 371. - 

Nationale Feſte, 94 

Nationalflaggen, fremde, 244, 

Naturalifation, von Ausländern, 73. 

Nebenamt, Nebenbefhäftigung, 
der Berufsfonfuln, 54. 

Netto-Raumgebalt, 274 





Neutralitätsvedhte, - LOL. 
Niederlanden, Konfulavwertrag, 24. 
Norddeutjfher Bund, 37. 
Notariat, 151. 

Notariatsafte, in eigenen Angelegen- 


beiten der Konfuln, 70; Gebühr, 374; 


Beifpiele, 402. 
»Notariatsregiiter, 166. 
Notariatsurfunden, doppelte Aus- 

fertigung , 165 Anm. 
Noten, 85. 


Nothfignale, 273. 


O. 
Oeffentlhiche Verkäufe, Gebühr, 375. 
Oeſterreicher, Beſchützung derſelben, 18. 


Orden, Annahme fremder, 53. 
Ordnungsſtrafe, 71. 


F 


Papier, zuramtlichen Korreſpondenz, 87. 
Parteieid, 187; Gebühr, 373; Bei— 
fpiel, 423. 
Paß, Ertheilung 
Päſſen, 218 Ar Vermerk gewährter Un- 
terftügung, 2 24; Gebühr, 375. 
VDaffagiere, imüffen bei Bergung Hülfe 
leiften, 330. 
Paßformular, 220. 
Patent, |. Anfielungsurfunde, Ma- 
trikelſchein, Schußfchein. 
Patente der Ronfuln, 49. , 
Penfionirung, der Berufsfonfuln, 69. 
Derfonenftand, Beurkundung, 124, 
Pfleger, 216. 
Politiſche Berichte, 86. 
Polize, 266. 
Polizeigewalt, derKonfuln, 254, 353. 
Porto, für Privatbriefe, 93, 392, 
P Ehe ative, f.. Vorrechte. 
Privateigenthum, im Kriege, 103. 
P vl ſte, 161, Gebühr, 375; Veifpiele, 
Vrotofolle, 78; über Notariatsafte, 
159; über Zeugenvernehmungen und 
Eidesabnahmen, 186, 421, 423. 
Prüfung, KRonfulats-, 47. 


und Vilirung von 
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Sum 


Dualifizirte Entweichung, 
QDuarantäneflagge, 147. 
Quittungsformular, ddl. 


315. 


R. 


Rang, der Konfuln, 29, 67. 

Rang, der Sciffsleute, ſ. Schiffsoffizier. 

Raumgebalt, der Kauffahrteiichiffe, 
274. 

Rechnungslegung, 385. 

Rechtsfähigkeit, 157. 

Rechtsgeſchäfte, 159. 

Rechtsftreitigfeiten, 192, 205. 

Redtsverhältniffe, der Konfuln, 68; 
der Konfulatsbeamten, 73. 

Regiiter, 80. 

Regifterhafen, 270, 285. 

Regifterton, 274. 

Negiftratur, 77. 

Reich, Deutjches, ſ. Deutſches Reich. 

Neihsangehörige, 15; nur folde 
können Berufsfonfuln werden, 22, 46. 

Reihsangebörigfeit, 15. 

Reihsbeamte, 50. 

NReichsflagge, Beſchreibung, 284 ; Be- 
rechtigung zur Führung, 268; Aus— 
übung diefes Rechts, 285; mißbräuch— 
liche Führung, 290. 

Reichsgeſetze, 37. 

Reichsgeſetzblatt, 37. 

NReihsfanzler, 49. 

Reihsfanzleramt, 37. 


Reifefoften, der Berufsfonfuln, 58; 


an Miltärpflichtige nicht zu gewähren, 
121, 305, 345 Anm. 

Reiſekoſtenliquidation, 482. 

Reifepapier, |. Daß. 

Rekurs, gegen proviforifche Entfchei- 
dungen der Konfuln, 342; gegen 
Strafbefcheide, 359. 

Rep araturunwärdig, 
256. 

NRepertorium (Aftenverzeichniß), 80. 

NRepräfentationsfoften, nicht erjtatt- 
bar, 380. 

Refervepflicht, 498. 


-unfäbiga, 
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Nettungasmafßregeln, bezüglich deut: 
ſcher Schiffe, 329; Gebühr für Mit: 
wirkung der Konfuln, 372. 

Rheder, 258. | 


Nichterfonful, 202; Auftändigteit, | 


204. 
NRiftorno, 267. 
Rüdverfiderung, 266. 
NRubeitand, 68. p 
Rumänien, Konfulargerichtsbarfeit, 
198. 
Rußland, Ronfularvertrag, 24; Ver: 
trag, betr. Regulirung von Verlaffen: 
fchaften, 167. 


©. 


Sadhbergangs- und Schadensfeit- 


ftellung, bei der großen Haverei, 
332; bei Seeunfällen, 322, 451; 


Gebühr, 373. 
Salut, 242. 
Schiedsrichter, 193. 
Schiedsfprud, Gebühr, 375; Bei— 
>_fpiel, 427. 


Schiffer, 256, 276; Rechte und 
Pflichten desfelben, 259; Disziplinar- 
gemalt, 277; Meldepfliht, 292; 


Streit mit dem Sciffsmann, >41, 
463. 
Schiffsbeſatzung, 256, 260. 
— — 352, 373, 444, 


Schiffscertififat, 270. 
Konſul, 319. 
Schiffsgruß, f. Salut. 
Sciffsjournal, 130, 256, 332. 
Schiffsmann, Unterjtügung hülfsbe- 
dürftiger Schiffsleute, 227; Verbältnif 
des Schiffemanns zum Schiffer, 260, 
277; darf den Schiffer vor einem 
fremden Gerichte nicht belangen, 342; 
trafbare Handlungen des Sciffs- 
manns, 354, 356, 474. 
Schiffsmannſchaft, 256. 
Schiffsoffizier, 256; ftrafbare Hand- 
lungen derfelben, 357. 
Schiffsregiiter, 269; Anmeldung für 
dasjelbe, 429. 








Schiffsregifter- Behörden, 269. 
Schiffsunfälle; 280, 322, 451. 
Schiffsverfauf, 337; Feititellung der 

Nothwendigfeit, 376; Beifpiel, 402, 
Schiffsvermeffung, 274. 
Schreiben, 83. 


| Schreibensunerfabrne Verfonen, 


154 
Schuss, f. Konfulatsfhuß. 
Schußgenoffen, 15. 
Schutzſchein, ſ. Matrifelfchein. 
Schutzſchein, proviſoriſcher, 116, 118. 
Schweizer, Beſchützung derſelben, 18. 
Seeamt, 280. 
Seeamtliche Unterſuchung, 
322, 451. 
Seeaffefuranz, 265. 
Seeauswurf, 269. 
Seefahrt, große — fleine, 276. 
Seefahrtsbud, 304. 
Seefifcherei, große, 
Anm. 2, 289. 
Seeleute, Unterjtügung hülfsbedürftiger, 
227, 251. 
Seemannsamt, 278. 
Seemanusordnung, 255, 514. 
Seeprotejft, 162. 
Seeftraßenrefht, 282. 


280, 


fleine, 268 


. Seetriftige Gegenftände, 265. 
Seeunfälle, 280, 322; Beifpiel, 451. 


Seeuntühtige Schiffe, erhalten feine 
fonfularifchen Flaggenatteſte, 289; 
Beſchwerde der Schiffsleute über See 
untüchtigfeit, 351, 467. 

Seewarte, 283. 

Sefretär, 74. 

Serbien, Konfulargerichtsbarteit, 198. 

Siegel, fliegendes, I. 

Siegelung, 169; Gebühr, 374; Bei- 
fpiel, 412. 

Signal, f. Unterfcheidungsfignal. 

Signalbuch, internationales, 272. 

Spanien, Konfularvertrag, 23. 

Staatsangebörigfeit, deutfche, 113. 

Standesamtliche Befugniffe, 123. 

Stellvertreter der Konfuln, 36, 131, 
183. ’ 

Stempelung des Papiers, 87. 

Sterbefälle, Beurkundung, 136; Ge— 
bühr, 376. 


Sterbeurfunde, Beifpiel, 437. 
Steuermann, 256, 277, 281, 328. 
Strafbefcheide, nicht in die Mufter- 
rolle einzutragen, 359; Beiſpiele, 475, 
480. 
Straffälle, zur Kenntniß der heimi— 
[chen Behörden zu bringen, 361. 
Strafgemwalt, dev Konjuln, 356. 
Strafverfahren, 210. 
Strafvollftredung, 359. 
Strafverfeßung, 71. 
StrandtriftigeGegenftände, 265. 
Strandungsordnung, 265. 
Streitigfeiten, zwijchen Schiffer und 
— —— 341; Beiſpiele, 


Stumme, 157. 


T. 


Tagegelder, der Konſuln und Kon— 
fulatsbeamten, 58,372, 377.» 

Tarif, f. Gebührentarif 

Taube 157. 

Telegramme, 93, 382. 

Teftament, 152. 

Titel, Genehmigung zur Annahme, 53. 


Todesfall, der Berufsfonfuln, 64. 

Tonne, zu 1000 Kilogramm, 271, 275 
Anın., 378 

Tragfähigfeit, der Schiffe, 274. 

——— 380. 

Tunis, Konſulargerichtsbarkeit, 198. 

Türkei, Schußgenoffen dafelbit, 19; 


Konfulargerichtsbarfeit, 196. 


u. 


Uebergabeprotofolt, 50, 398. 

Ueberliegezeit, 261. 

Ueberverfiderung, 266. 
Umzugskoſten, 58. 

Uniform, 69. 

Unfelbftitändige Perfonen, deren An- 
mufterung, 307. 

Unterfdheidungsfignal, 271. 
König. Konſular-Handbuch. 3. Ausgabe. 


| 





| Unterfcrift, 


Verbodmung, eines Schiffes, 


- VWerpfändung, von Seejchiffen, : 


545 


der Konſuln, 88; Be 
glaubigung, 140, 372. 
Unterjtügung, Hülfsbedürftiger, 222. 
Unterfuhungen, 310. 
Unverleglichfeit, der 
archive, 26. 
Urkunden, öffentliche, 
Urlaub, 5 
Urfprungszeugniß, 143, 145, 402. 


KRonfulats- 


78, 151, 156. 


V. 


Veräußerung, eines Schiffes, 337. 

Verbalnoten, 83 Anm. 

Verbindung, verſchiedener Papierſtücke, 
134. 


340; 
Beifpiel, 440. 

Verbreder- Transport, 236, 251. 

Vereidigung, der Konfuln, 50; 
Konfulatsbeamten, 73; von Zeugen, 
189; bei Seeunfallsunterfuchungen, 
325; bei Verflarungen, 325, 333. 

Verfaffung, des Deutjchen Reiches, 5. 

Verfradter, 261. 

Verfügung, 79. 

Verfügungsfähigfeit, 157. 

—— 192; Gebühr, 376; Muſter, 
+2). 


der 


Vergütung, für 
ſchäfte, 370. 
Verhaftung, der Konfuln, 25. 
Verhandlungen, deren Aufnahme 
abzulehnen, 156. 
Verheirathung, der Konfuln, 54. 
Verjährung, derötrafverfolgung, 360. 
Verkauf, eines Schiffes, 337. 
Verkehr, mit den Lofalbehörden, 94; 
mit den Kollegen, 98. 
Verklarung, 325, 333; Beifpiel, 446; 
Gebühr,. 376. a: 
Verlaffenfhaften, Regulirung der- 
jelben, 167, 217. 
Berlautbarung, 160; des Heuer— 
fontrafts, 296; Beifpiel, 431. 
Vermefjung, derKauffahrteifchiffe, 274. 
339. 


außeramtliche Ge- 


Verſetzung, 71. 
35 


546 


Verfiherungsd Angelegenheiten, | 
265. 

Vertheidiger, für angeflagte Deutjche, | 
195, 226. 

Verträge, (Ronfuları), 20. 

Vertreter, der Konfuln, 36, 131, 183. 

Verzeichniffe, von den KRonfuln zu 
balten, 80. h 

Bifirung, von Päflen, 220,_ 

Vizefonful, 41, 58, 68, 74. 

Vollmachten, 161; Beifpiele, 407. 

Vormundfhaftswefen, 215. 

Norrätbe, ungenügende des Schiffes, 
351. 

Vorrechte, der Konſuln, 23. 

Vorſchüſſe, welche erhoben 
dürfen, 393. 


werden 





W. 


Waarenverbodmung, 340, 441. 

Wahlkonſuln, 21; Erftattung dienſt⸗ 
licher Auslagen derſelben 382; 
Rechnungslegung derſelben, 394 

Waiſengeld, 64. 


Wechſelproteſt, 163. 

Wehrpflicht, 497,. 

Wejentliche Beſtimmungen bei Rechts 
geichäften, 160: 

Wiederauffiegelung, 171. 

Wimpel, 284, 290. 

Wittwengelbd, 64. 





R 2 


Jahlenausdrüde, 89, 388. 


| Zeitungen, Koiten derjelben, 380. 


Zeugen, bei Notariatsatten, 153. 


| Zeugenvernehmungen, 182; Ge 
bühr, 376. | 
ZJeugenvernebmungs >» Protofoll, | 
420. 


Zeugniß, der Konfuln, 26; Ertheilung 
ſchriftlicher Zeugniſſe, 142; Beiſpiele, 
401; Zeugniß für den Schiffsmann, 
310; Streit darüber, 463. | 


' Zimmermann, 257. 


Zinſen, für Auslagen, 394. 
Zubehör, eines Schiffes, 256. 


Wappen, 27; Koſten des Wappen Julafjung, zum Konfulardienit, 45. 
ſchildes, 382. | Iufammenftoß, von Schiffen,‘264, 282. E 
Wartegeld, 68. | Quitellungen, 178; Gebühr, 372. 
I — 
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